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ie Feſtung Nowo⸗Georgiewsk mit ihren 90000 Mann Be⸗ 

ſatzung iſt, wie ich aus ſicherer Quelle erfahren habe, von 
etwa 55 000 Mann, die in der Hauptſache aus Landwehr⸗ und 
Landſturmtruppen beſtanden, eingenommen worden. Man hatte im 
Anfange des Krieges wohl ziemlich allgemein angenommen, daß 
unſere Landſtürmer und älteren Landwehrmänner meiſt hinter der 
Front bleiben und im weſentlichen nur den Etappen⸗, Beſatzungs⸗ 
und Bewachungsdienſt zu leiſten haben würden. Das tun ſie 
ja auch im großen Umfange, aber es iſt doch merklich anders 
gekommen. Schon in der Schlacht bei Tannenberg haben nicht nur 
Landſturmbataillone, ſondern ſogar Landſturmbatterien mitkämpfen 
müſſen. Und unſere Schlachtberichte namentlich aus dem Oſten 
haben ſeitdem mehr als einmal von den Leiſtungen der Landwehr⸗ 
truppen und ihren erfolgreichen Sturmangriffen, von den wirkſamen 
Operationen des ſchleſiſchen Landwehrkorps v. Woyrſch uſw., erzählt. 
Man hört, daß unſere Landwehr⸗ und Landſturmmänner zuweilen 
ſelbſt ſchon verlangt haben, aus dem abſtumpfenden Etappenleben 
heraus in die Schützengräben und zum Sturme geführt zu werden. 
Die Volkslegende ſchreibt unſerem Hindenburg ſogar die Meinung 
zu, daß er am liebſten mit Landwehr⸗ und Landſturmtruppen operiere. 
Das würde nicht übel zu dem Bilde des großen Generals paſſen, 
der ſelber wie ein ausgegrabener Feldhauptmann des Landſturms 
anmutet. Aber eher trifft man wohl damit ſeine Anſicht, daß der 
ältere gereifte Mann unter Umſtänden auch im modernen Kriege und 
vielleicht gerade in ihm dem jungen Springinsfeld überlegen ſei. 
Wir haben glaubhafte Schilderungen von dem tüchtigen und zähen 
Geiſte unſerer Landwehr⸗ und Landſturmtruppen, die zwar von 


1 Nach einem im November 1915 in der e chaftlichen Geſellſchaft 
in Berlin gehaltenen Vortrage. 
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Romandichtern herrühren, aber von Dichtern, die Landwehr⸗ und 
Landſturmkompagnien in die Schlacht zu führen hatten!. Der Führer 
einer Landwehrkompagnie, Träger eines alten märkiſchen Namens, 
ſchrieb ſeinem Vater etwa folgendes: Als meine Kompagnie zuſammen⸗ 
trat, war ich verzweifelt, — die reine Löffelgarde. Aber wie es vor 
den Feind ging, war ich beruhigt. Sie haben nie verſagt. Ich 
verſtehe es nicht, aber gegangen iſt es immer wieder mit den Leuten. 
— Wohl mag es auch nicht an minder günſtigen Erfahrungen ge⸗ 
fehlt haben, aber auf alle Fälle ſteht zweierlei feſt. Zum erſten 
Male ſeit den Befreiungskriegen ſind Truppen des Landwehrtypus 
im großen Kriege als integrierender Faktor der eigentlichen Feld⸗ 
armee aufgetreten und für Schlacht und Sturm in größerem 
Umfange verwandt worden. Und — ſie haben ſich im großen und 
ganzen bewährt. Das ſind zwei Tatſachen, die denjenigen aufs 
ſtärkſte bewegen müſſen, der die Geſchichte der preußiſchen Heeres⸗ 
verfaſſung im 19. Jahrhundert und zumal der Zeit, die zwiſchen 
1815 und 1870 liegt, kennt; denn die Landwehr war das Schmerzens⸗ 
kind des preußiſchen Heerweſens. Um ſie ſind die heißeſten Kämpfe 
geführt worden, faſt vom Augenblicke an, wo ſie der Kriegsminiſter 
von Boyen durch die Landwehrordnung vom 21. November 1815 
organiſierte, bis zu den Zeiten des Konfliktes, der aus der Reorgani⸗ 
ſation des preußiſchen Heeres durch König Wilhelm und Roon ent⸗ 
ſtand. Und in die ſtärkſten Knotenpunkte der preußiſch⸗deutſchen 
Einigungsgeſchichte ſchlingt ſich der Faden der Landwehrfrage hinein. 
Man hat wohl geradezu geſagt, daß die Boyenſche Landwehrverfaſſung 
uns nach Olmütz, die Reorganiſation des Heeres aber, durch die die 
Landwehr aus der Feldarmee verdrängt wurde, nach Königgrätz 
und Sedan geführt habe. Ranke und Moltke haben ſich 1873 einmal 
darüber unterhalten. Ranke ſagte: Olmütz war eine Rettung. Moltke 
wiederholte das Wort, denn in ſchwerer Vernachläſſigung habe ſich 
die Landwehr befunden. „Der große Stratege meinte doch, daß er 
damals keinen Krieg hätte führen können.“ Streng genommen traf 
dieſe Kritik Moltkes ja nicht die ältere Landwehrverfaſſung überhaupt, 
ſondern nur ihre damalige Vernachläſſigung. Auch kann man ihm 
entgegenhalten, daß er zur Zeit von Olmütz ſelber anders geurteilt 
hat. „Was für eine Streitmacht haben wir beiſammen gehabt. 
Hatte Friedrich der Große je ſolch ein Material gehabt?“ ſchrieb er 
ſeinem Bruder am 25. Februar 1851. Jedenfalls iſt durch die großen 


1 Höcker und Wolzogen. 
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Leiſtungen des reorganiſierten Heeres, das im weſentlichen Linienheer 
war, ein dunkler Schatten auf den Verſuch Boyens gefallen, die 
preußiſche Heereskraft auf Linie und Landwehr zugleich zu begründen 
und die Feldarmee halb aus Landwehrtruppen zuſammenzuſetzen. 
Nun aber werfen die Erfahrungen dieſes Krieges ein neues Licht 
auf dieſe Entwicklung. Die wegen ihrer minderen Brauchbarkeit aus 
der Feldarmee verdrängte Landwehr iſt, ſogar noch in geſteigerter 
Form durch die Mitverwendung des Landſturms, wieder in ſie ein⸗ 
getreten, und die Boyenſchen Gedanken ſcheinen wieder zu Ehren ge⸗ 
kommen zu ſein. Alle dieſe Probleme müſſen jetzt wieder neu unter⸗ 
ſucht werden. Eine ganze Reihe von Fragen drängt ſich auf. War 
die Boyenſche Landwehrverfaſſung im Kerne wirklich falſch kon⸗ 
ſtruiert, oder waren ihre Gebrechen, wie Moltkes Urteil anzudeuten 
ſcheint, nur durch Vernachläſſigung entſtanden? Und wie iſt im 
Lichte der heutigen Erfahrung die Kritik zu bewerten, die an ihr 
von den Vertretern des Reorganiſationgedankens geübt worden iſt? 
Oder iſt die Landwehr Boyens und die Landwehr von 1914 über⸗ 
haupt inkommenſurabel, und haben wir etwa heute eine Landwehr 
von weſentlich anderem und beſſerem Charakter vor uns als damals? 
Ferner aber: Was iſt auf Grund der heutigen Erfahrungen von 
der Heeresverfaſſung der Reorganiſation zu halten? Daß ſie für 
die Aufgaben von 1866 und 1870 glänzend ſich bewährte, wiſſen 
wir. Aber würde ſie auch für die unendlich größeren Aufgaben von 
1914 ausgereicht haben? Es drängt ſich ja ſofort die Beobachtung 
auf, daß wir in der Geſchichte unſerer Feldarmee drei ſcharf geſchiedene 
Epochen zu unterſcheiden haben. Die erſte, die der Boyenſchen 
Grundſätze, ließ Linie und Landwehr erſten Aufgebots ungefähr 
gleich ſtark und gemeinſam, Schulter an Schulter innerhalb der 
Brigaden vereint, ins Feld rücken. Sie reicht bis 1860. Die zweite, 
mit der Reorganiſation von 1860 beginnend, war auf eine radikale 
Verjüngung der Feldarmee gerichtet, derart, daß die Linienarmee 
durch verſtärkte Aushebung und Vermehrung der Linienregimenter 
auf etwa dieſelbe Zahl gebracht wurde, wie die bisher aus Linie 
und Landwehr erſten Aufgebots zuſammengeſetzte Feldarmee, das 
erſte Aufgebot aber für die ſekundären Kriegsaufgaben beſtimmt 
wurde, die bisher das zweite Aufgebot zu leiſten hatte. Das 
zweite Aufgebot wurde ſchließlich ganz aufgehoben durch das 
Wehrgeſetz von 1867, ſo daß für die über 32 jährigen nur eine 
allgemeine, nicht näher beſtimmte Landſturmpflicht, bis zum 
42. Jahre reichend, übrig blieb. Die dritte Epoche aber beginnt 
1* 
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genau mit dem Wehrgeſetze vom 11. Februar 1888, wodurch das 
zweite Aufgebot wieder hergeſtellt und die Landſturmpflicht bis 
zum 45. Jahre ausgedehnt wurde. Auf Grund dieſes Geſetzes 
iſt die gewaltige Entfaltung unſerer nationalen Wehrkraft erfolgt, 
die wir heute anſtaunen und die doch ſchon dem erſten Geſetzgeber 
der allgemeinen Wehrpflicht vor Augen geſtanden hat. Ein ge⸗ 
wiſſes ritornare al segno alſo hat doch ſtattgefunden, — wie 
weit, werden wir zu prüfen haben. Aber es iſt klar, daß hinter all 
dieſen Wandlungen große hiſtoriſche Kräfte gewirkt haben, wechſelnde 
politiſche Bedürfniſſe und Ziele, verſchiedene militäriſche Anſchauungen, 
Bedürfniſſe und Möglichkeiten, und auch ſchließlich wirtſchaftliche 
Momente. Denn die Ausſcheidung der Landwehr aus der Feldarmee 
wurde 1860 weſentlich auch damit begründet, daß man den ange⸗ 
ſeſſenen und verheirateten Bürger ſchonen müſſe, und daß die moderne 
wirtſchaftliche Entwicklung dies verlange. Nun hat man ihn doch 
wieder von ſeiner Arbeitsſtätte geholt, trotzdem das Wirtſchaftsleben 
ſeit 1860 ſich ſo gewaltig geſteigert hat. 

Alle dieſe Probleme erſchöpfend zu behandeln, iſt mir heute nicht 
möglich. Auch reicht das Quellenmaterial zwar aus für die Fragen 
der erſten und zweiten Epoche, und wir können hier die Motive der 
Geſetzgeber einigermaßen erkennen; aber für die Geſetzgebung der 
dritten Epoche, deren Vorläufer ſchon in die ſiebziger Jahre fallen, 
war ich nur angewieſen auf die Druckſachen und Sitzungsberichte 
des Reichstags. So kann ich alſo nur eine vorläufige und lücken⸗ 
hafte Konſtruktion der Entwicklung verſuchen. 

Ich muß zunächſt die ältere Landwehr⸗ und Landſturmverfaſſung 
und die Kämpfe um ſie erläutern. 

Von der Landwehr und dem Landſturm von 1813 habe ich in 
dieſem Zuſammenhange kaum zu reden. Die Landwehr von 1813 war, 
abgeſehen von einem kleinen Prozentſatze von Berufsoffizieren, der 
ihr zugewieſen wurde, eine reine Miliz, gebildet aus den nicht zum 
Linienheere ausgehobenen Jahrgängen vom 17. bis 40. Jahre. 
Der Landſturm von 1813, nach dem Edikt vom 21. April gedacht 
als allgemeine, elementare Volkserhebung nach dem Muſter der 
Spanier und Tiroler, iſt in den Anſätzen ſtecken geblieben. Um ihn 
vom Unmöglichen auf das Mögliche zurückzuführen, milderte man 
im Juli die radikalen Beſtimmungen des Apriledikts und gab dem 
Landſturm auch ſchon die praktiſchere, den heutigen Organiſations⸗ 
grund ſätzen mehr entſprechende Beſtimmung, Reſerve und Erſatzquelle 
für die Landwehr zu ſein. 
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Die Landwehr, die dann auf Grund des Wehrgeſetzes vom 
3. September 1814 und der Landwehrordnung vom 21. November 
1815 organiſiert wurde und bis 1860 beſtand, war nicht mehr als 
Miliz gedacht, aber ſie enthielt ſtarke milizartige Beſtandteile. Den 
Kern des erſten Aufgebotes bildeten die im ſtehenden Heere aus⸗ 
gebildeten Mannſchaften vom 26. bis 32. Lebensjahre. Das ſtehende 
Heer erhielt alſo außer den drei aktiven Jahrgängen nur zwei 
Reſervejahrgänge. Das geſchah deswegen, um es ſo raſch wie möglich 
mobiliſieren zu können, aber auch deswegen, weil Boyen ſeiner 
Lieblingsſchöpfung, der Landwehr, ſo viel Lebensblut wie möglich 
zuführen wollte. Um aber das erſte Aufgebot auf die geplante volle 
Kriegsſtärke zu bringen, mußte er ſeine Zuſammenſetzung wieder 
milizartig verwäſſern und ſogenannte Landwehrrekruten einſtellen, 
Dienſtpflichtige, die nicht Platz fanden im Friedensetat des ſtehenden 
Heeres und nun ein paar Wochen flüchtig für die Landwehr aus⸗ 
gebildet wurden. Ich habe in meiner Biographie Boyens nach⸗ 
gewieſen, daß der Prozentſatz der Landwehrrekruten im erſten Aufgebot 
bald bedenklich größer wurde, als urſprünglich geplant war, weil 
man nämlich ſeit 1816 aus Sparſamkeit den Friedensſtand des 
ſtehenden Heeres verringerte. Mindeſtens die Hälfte des erſten Auf⸗ 
gebots betrugen ſie nun. Das war alſo ein Fehler, der nicht in der 
urſprünglichen Idee lag, ſondern aus Zeitumſtänden und falſchen 
Berechnungen floß. Der Fehler konnte auch ohne Umſturz des ganzen 
Syſtems beſeitigt werden durch die ſeit 1833 erfolgende Einführung 
der zweijährigen Dienſtzeit bei der Linieninfanterie des ſtehenden 
Heeres. Nun konnte dieſes ſo viel ausgebildete Mannſchaften an 
das erſte Aufgebot abliefern, daß man keine minderwertigen Land⸗ 
wehrrekruten mehr nötig hatte. 

Milizartig aber war noch eine andere Einrichtung des erſten 
Aufgebots, mußte es auch immer bis zu gewiſſem Grade bleiben 
und haftet deswegen noch heute unſeren Landwehr⸗ und Land⸗ 
ſturmformationen an: Die Zuſammenſetzung des Offizierkorps aus 
den zu Landwehroffizieren ausgebildeten ehemaligen Einjährigen. 
Boyen legte den größten Wert darauf, daß die Offizierſtellen der 
Landwehr bis zum Hauptmann aufwärts aus ihnen beſetzt wurden, 
um dem gebildeten Bürgertume eine ehrenvolle Stellung im Heere 
zu geben, um die Landwehr volkstümlich zu machen, um den Kommiß 
und Paradegeiſt der Linie von ihr fernzuhalten. Aber um dieſen 
Punkt wurden nun die heißeſten Kämpfe geführt. Der Linienoffizier 
warf dem Landwehroffizier vor, daß er nichts tauge, daß die Land⸗ 
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wehr unter feiner Führung nicht ſchlachtenfähig fei. Die Landwehr 
aber wurde zugkeich von Freund und Feind nicht nur als eine mili⸗ 
täriſche, ſondern auch als eine politiſche, als eine liberale Inſtitution 
aufgefaßt, als ein Mittel, ſo hieß es einmal, zur Emanzipation des 
Mittelſtandes. Unzweifelhaft alſo brach in der an der Landwehr 
geübten Kritik auch die ſoziale und politiſche Abneigung der ariſto⸗ 
kratiſchen und reaktionären Schichten gegen den bürgerlich: liberalen 
Charakter der Landwehr aus, unzweifelhaft aber hatte ſie militäriſch 
in der Hauptſache recht. Die Ausbildung der Einjährigen zu Land⸗ 
wehroffizieren iſt, wenn man die damaligen Beſtimmungen und 
Gewohnheiten mit den heutigen vergleicht, recht mangelhaft ge⸗ 
weſen. Boyens Idealismus hat ſie vernachläſſigt, aber auch ſeine 
weniger idealiſtiſchen Nachfolger haben ſie vernachläſſigt. Auch die 
Linie aber trug ihre Schuld daran, denn ſie kümmerte ſich um die 
Einjährigen, die doch nur bald, nach einem Dienſt⸗ und zwei Reſerve⸗ 
jahren, zur Landwehr übertraten, zu wenig. Hier ſtoßen wir aller⸗ 
dings auf einen organiſchen Mangel des Inſtituts, der aber aufs 
engſte zuſammenhängt mit der Einrichtung, daß die Linie nur zwei 
ausgebildete Reſervejahrgänge für ihre Kriegsſtärke erhielt und noch 
keine Reſerveoffiziere für ſich ausbildete. Erſt die Reorganiſation, 
durch die der Linie vier Reſervejahrgänge überwieſen wurden, hat 
zugleich das Inſtitut der eigentlichen Reſerveoffiziere, die bei der 
Mobilmachung in die Linie eintreten, geſchaffen; erſt 1867 wurde es 
geſetzlich begründet. Nun entwickelte auch die Linie mehr Intereſſe, 
mehr Luſt und Liebe für die Ausbildung der Einjährigen, auf deren 
Dienſte ſie ſelber fortan mit angewieſen war. 

Es wirkten aber auch noch andere Momente vor und nach 1860 
ein. Der ganzen Zeit zwiſchen 1815 und 1860 fehlte der ſcharfe, 
treibende Wind des politiſchen Ehrgeizes und Machtdranges. Man 
zog deswegen auch die Zügel des Heerweſens nicht ſo ſtraff an. 
Allein ſchon die bekannte Tatſache, daß die Friedensſtärke des ſtehenden 
Heeres trotz mächtig wachſender Bevölkerung im weſentlichen ſtehen 
blieb auf dem Fuße von 1815, beweiſt es. Man ſorgte wohl, von 
der Behandlung der Einjährigen abgeſehen, für ſtrammen Dienſt im 
ſtehenden Heere — hierin iſt die altpreußiſche Tradition niemals 
untergegangen —, man klagte auch jahraus jahrein über die ſchlecht 
geführte und diſziplinloſe Landwehr, — aber man erhob ſich nicht 
mehr oder noch nicht zu dem großen Gedanken, daß es für einen 
ringsum gepreßten, zerſtückelten und unfertigen Staat wie Preußen 
gelte, das Maximum von Wehrkraft aus der Nation herauszuholen 
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und Qualität und Quantität des Kriegsheeres aufs äußerſte zu 
ſteigern. 

Und doch war dies gerade der urſprüngliche Gedanke Boyens, 
der ſchon 1817 die Möglichkeit eines Zweifrontenkrieges ernſt erwog, 
geweſen. Die Kraftentwicklung, die ſeine Heeresverfaſſung dem 
preußiſchen Volke im Falle eines Krieges zumutete, war enorm, war 
derart, daß ſeine inneren reaktionären Gegner ihm vorwarfen, ſie 
errege im Auslande Argwohn gegen die Eroberungsſucht Preußens, 
daß ſelbſt der Freiherr vom Stein 1824 fie überſpannt ſchalt . Das 
zweite Aufgebot der Landwehr, die Jahrgänge vom 33. bis 39. Jahre 
umfaſſend, trat bei einer Mobilmachung dem erſten ſofort zur Seite 
und ſollte nicht nur die Garniſonen der Feſtungen ſtellen, ſondern, 
wie es im Wehrgeſetze vom 3. September 1814 hieß, „nach dem 
augenblicklichen Bedürfnis auch im ganzen zu Beſatzungen und Ver⸗ 
ftärkungen des Heeres gebraucht“ werden. Nach der Landwehrordnung 
von 1815 ſollte es ſogar jährlich acht Tage üben, alſo in ſteter 
Zucht und Routine bleiben. Das iſt zwar aus Sparſamkeit und 
wohl auch aus wirtſchaftlichen Rückſichten nicht durchgeführt worden, 
aber auch das 1888 wiederhergeſtellte zweite Aufgebot, aus dem heute 
wohl die Hauptmaſſe unſerer Landwehrregimenter zuſammengeſetzt 
iſt“, braucht im Frieden nicht zu üben und iſt im Frieden um nichts 
ſtraffer organiſiert als das zweite Aufgebot Boyens. Die Landſturm⸗ 
pflicht aber dehnte Boyen noch weiter aus, als wir ſie heute haben, 
vom 17. bis 50. Jahre, ſo daß ſie ſowohl elf Jahrgänge ge⸗ 
dienter Mannſchaften, wie die ganze Maſſe der Ungedienten vom 
17. bis 50. Jahre umfaßte. Das Wehrgeſetz von 1814 plante auch 
ſchon eine Friedensorganiſation des Landſturms in Bürgerkompagnien 
der großen Städte und Landkompagnien des übrigen Landes. Sie 
iſt nicht ausgeführt worden, aber ſie kennzeichnet ebenfalls die ur⸗ 
ſprüngliche Intention. Sieht man vom Landſturm ab, der erſt bei 
feindlicher Invaſion zuſammenberufen werden ſollte, ſo konnte Preußen 
in Linie, erſtem und zweitem Aufgebot zuſammen gegen 5 — 600 000 
Mann mobil machen, alfo 5—6 % der Bevölkerung nach dem Stande 
von 1815. Wir ſind heute freilich an höhere Prozentſätze gewöhnt 
worden. Für damalige Anſchauungen und Verhältniſſe bedeuteten 
ſie ein unerreichtes Maximum. 


1 Berg 6, 103. 
1 Die Mannſchaften des erſten Aufgebots ſtehen wohl mehr in den Reſerve⸗ 
regimentern, vermiſcht mit den überſchüſſigen Reſerviſten uſw. der Linie. 
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Man wirft nun freilich dem preußiſchen Heerweſen der Epoche vor 
1860 vor, daß es die Laſt des Heeresdienſtes ungleich verteilt habe, 
weil der Friedensſtand nicht Schritt gehalten habe mit der wachſenden 
Bevölkerung, ſo daß nun bei jeder Mobilmachung die älteren aus⸗ 
gebildeten Landwehrmänner unter Gewehr treten mußten, während 
hunderttauſende ungedienter, jüngerer Männer, die von der Aushebung 
zum ſtehenden Heere einſt verſchont geblieben waren, frei umherliefen. 
An dieſem Mißverhältnis hat allerdings auch ſchon die urſprüngliche 
Boyenſche Organiſation etwas gekrankt. Zwar war die Friedens⸗ 
ſtärke des ſtehenden Heeres in den erſten Friedensjahren durchaus 
nicht relativ geringer, als fie heute zu fein pflegt — 1,20 bis 1,25% 
der Bevölkerung —, aber das ſtehende Heer umfaßte damals auch 
viele Kapitulanten, die einen Teil der Plätze in ihm wegnahmen, 
ſo daß, wie ich früher berechnet habe, ſchon bei den Aushebungen 
der erſten Friedensjahre jährlich etwa 20 000 vollkommen wehrfähige 
Jünglinge frei blieben. Das Inſtitut der Landwehrrekruten war, 
wie wir ſahen, nur eine ſchlechte Abhilfe dagegen. Es verſchwand 
in der Hauptſache, wie wir ſahen, mit der Einführung der zwei⸗ 
jährigen Dienſtzeit ſeit 1833. Auch das Kapitulantenweſen war 
eine im ganzen abſterbende Einrichtung, weil der wachſende wirt⸗ 
ſchaftliche Wohlſtand den Anreiz zum Kapitulieren verminderte. 
Wohl gab es noch in den ſechziger Jahren Kapitulanlen als Gemeine, 
aber in der Mehrzahl kapitulierten ſchließlich nur noch die künftigen 
Unteroffiziere. 

Das Mißverhältnis zwiſchen der Aushebungsziffer und der 
Ziffer der Wehrfähigen wurde alſo erſt dadurch ganz ſchlimm und 
fatal, daß man im Laufe der nächſten Jahrzehnte nicht den Mut 
fand, die Friedensſtärke des ſtehenden Heeres auf denſelben Prozent⸗ 
ſatz wieder zu ſetzen, den ſie 1817/19 gehabt hatte. Volkszahl und 
Wohlſtand wuchſen, und doch war die Friedensſtärke der vierziger 
Jahre noch faſt genau dieſelbe wie in den Zeiten ſchwerer Erſchöpfung 
nach 1815. Auch Boyen unterlag in feinem zweiten Minifterium, 
von 1841—1847, der allgemeinen politiſchen Mattigkeit und wagte 
an eine durchgreifende Vermehrung der Aushebung nicht zu denken. 

Erſt die Erfahrungen der Revolutionsjahre und der Mobil⸗ 
machung von 1850 brachten in die Bewegung, die zur Reorganiſation 
führte, ſtärkere Strömung. Die politiſchen Machtbedürfniſſe wurden 
trotz oder wegen Olmütz wieder lebhafter empfunden. Mindeſtens 
ebenſo ſtark wie ſie aber trieben zwei andere Motive vorwärts. Einmal 
die alte, immer lebendig gebliebene, jetzt aber noch geſteigerte Ab⸗ 
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neigung des Berufsſoldaten gegen die ſaloppe Landwehr, und dann 
die ebenſo alte und jetzt nach der Revolutionszeit ebenfalls wachſende 
Abneigung der konſervativen Schichten gegen den bürgerlich⸗ liberalen 
Beigeſchmack der Landwehr, — eine Abneigung, die ſich nach den 
einzelnen unerfreulichen Vorkommniſſen des Frühjahrs 1849 zu einem 
Mißtrauen gegen die politiſche Zuverläſſigkeit der in der Landwehr 
zuſammengefaßten älteren, aus den angeſeſſenen niederen Schichten 
ſtammenden Jahrgänge ſteigern konnte. Dazu ein weiteres: Die 
urſprünglich an der Landwehr geübte Kritik hatte noch nicht an dem 
Alter der Landwehrmänner Anſtoß genommen, hatte die militäriſche 
Brauchbarkeit und Felddienſtfähigkeit der Landwehr, hatte ferner auch 
ihre wirtſchaftliche Abkömmlichkeit nicht bezweifelt, hatte ſie vielmehr 
nur ſtärker militariſieren wollen. Das konnte, wenn wir von kleineren 
Mitteln abſehen, geſchehen durch größere Zuteilung von Linien⸗ 
offizieren, durch Verwandlung von Landwehrjahrgängen in Reſerve⸗ 
jahrgänge der Linie, ſchließlich durch Verlängerung der aktiven Dienſt⸗ 
zeit, die den einzelnen Wehrmann ſtärker zu imprägnieren vermochte. 
Das erſte dieſer Mittel hatte man von jeher anzuwenden verſucht, 
konnte es aber wegen der Beſchränktheit der Mittel niemals im 
großen Stile tun. Das dritte Mittel wurde ergriffen durch die 
Wiedereinführung der dreijährigen Dienſtzeit im Jahre 1856. Das 
zweite Mittel war wohl auch immer wieder erwogen worden, aber 
hätte eine völlige Umbildung der Heeres formation erfordert, an die 
man ſich nicht heranwagte. Ein viertes und radikalſtes Mittel war 
dann ſchließlich, durch gewaltig verſtärkte Aushebung zur Linie und 
Schaffung neuer Linienregimenter die Landwehr im Felde überhaupt 
entbehrlich zu machen und höchſtens nur die jüngften Landwehrjahrgänge 
in Anſpruch zu nehmen und der Linie einzuverleiben. Dieſes vierte 
und ſtärkſte Mittel bildet den Grundgedanken der Reorganiſation von 
1860. Ihr Nerv liegt in der Verjüngung der Feldarmee. Dieſer 
Verjüngungsgedanke konnte erſt zünden, nachdem man die alten 
Argumente gegen die Landwehr vermehrt hatte durch das ganz neue 
Argument, daß der Landwehrmann ſelber — immer abgeſehen von 
den jüngſten Landwehrjahrgängen — zum Feldſoldaten nicht tauge, 
wirtſchaftlich und militäriſch für die Feldarmee unerwünſcht ſei. 
Dieſes Doppelargument taucht, ſoweit wir ſehen, erſt in der zweiten 
Hälfte der fünfziger Jahre auf!, um dann raſch die Erörterungen zu 


1 H. Witte ſieht in feiner trefflichen Schrift „Die Reorganiſation des 
preußiſchen Heeres durch Wilhelm J.“ (1910), S. 25 in der Boninſchen Denk⸗ 
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beherrſchen und zum Gemeingut der militäriſch leitenden Kreiſe zu 
werden. 

Es war der jüngere Clauſewitz, Oberſtleutnant im Kriegs⸗ 
miniſterium, der im Juli 1857 den großen und epochemachenden 
Gedanken aufftellte, daß es gelte, die Feldarmee radikal zu verjüngen 
durch eine ſtarke Vermehrung der Aushebung — von 36000 auf 
63 000 jährlich — und durch Preisgebung des zweiten Aufgebots. 
Er ſtellte dabei das wirtſchaftliche Motiv in den Vordergrund. Das 
Landwehrinſtitut lähmt, ſo führte er aus, den Aufſchwung von 
Induſtrie, Handel und Ackerbau. Der 25—26 jährige müſſe feine 
Zukunft ſicher begründen können, jetzt aber lege ein blutiger Krieg 
Tauſende von Familienvätern ins Grab und führe ihre Familien 
dem Proletariate zu. Die Jahrgänge des erſten Aufgebots ganz 
freizugeben, ging freilich auch nach ſeiner Meinung nicht an, aber 
da den 27—32 jährigen nach feinem Plane in Zukunft die ſekun⸗ 
dären Kriegsaufgaben des bisherigen zweiten Aufgebots übertragen 
werden ſollten, ſo konnte der Krieg nicht mehr ſo ſtarke Opfer aus 
ihren Reihen fordern. 

Es iſt mir zweifelhaft, ob Clauſewitz wirklich in erſter Linie 
durch das wirtſchaftliche Motiv zu ſeinem Verjüngungsgedanken ge⸗ 
kommen iſt. Daß er und ſpäter auch die Regierung mit ihm zu 
wirken und Stimmung für ihren Plan zu machen verſuchte, iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich. Es war ja das Motiv, mit dem man auch auf die 
unmilitäriſch Geſinnten den ſtärkſten Eindruck machen konnte. Aber 
man kann doch bemerken, wie die ganze ſoldatiſche Empfindung jetzt, 
genährt durch die politiſchen und militäriſchen Erfahrungen der 
Revolutionsjahre, den älteren Landwehrmann mit anderen, kritiſcheren 
Augen anzuſehen begann, als die vormärzliche Zeit. Früher hatte 
man, wie geſagt, mehr den bürgerlichen Landwehroffizier kritiſiert, 
jetzt fand man, daß auch der ältere Landwehr mann nicht ganz voll⸗ 
wertig ſei. Clauſewitz war der Meinung, daß ſeine militäriſche 
Tüchtigkeit mit den Jahren abnehme. Noch viel ſchärfer ging ihr 
Roon zu Leibe. Das Herz des Landwehrmanns hängt, ſo heißt es 
in ſeiner großen Denkſchrift vom Juli 1858, an ſeinen Feldern, 


ſchrift von 1851 den Verjüngungsgedanken zuerſt deutlich ausgeſprochen. Bonin 
fordert in Wahrheit nur (Milit. Schriften Kaiſer Wilhelms des Großen 2, 152), 
daß „die geſamte oder doch der größere Teil der Mannſchaft des erſten Auf⸗ 
gebots“ der Referve des ſtehenden Heeres einverleibt werde. Damit wäre die 
Feldarmee entweder nur wenig oder gar nicht verjüngt worden. Nicht auf 
Verjüngung der Feldarmee, ſondern auf Militariſierung der Landwehr geht 
ſeine Tendenz. 
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ſeinem Meißel, ſeinem Leiſten, aber nicht an ſeiner Fahne. Er ſei 
zu ſehr verbürgert, um den richtigen Soldatengeiſt zu haben. Und 
Roon war zugleich derjenige, der die politiſche Abneigung gegen den 
älteren Landwehrmann zum ſchärfſten Ausdruck brachte. Er machte 
geltend, daß die Regierung durch die Landwehr abhängig werde vom 
Winde der öffentlichen Meinung, daß ſie in ihrer inneren und 
äußeren Politik bei Konfliktsfragen immer fragen müſſe: Wie 
wirkt ſie auf die Landwehr? Jetzt noch mehr als früher, da der 
Landwehrmann Wähler geworden ſei! Es fehlt dem preußiſchen 
Staate jetzt, ſo bemerkte er, die Möglichkeit zu ſchneidiger und wuchtiger 
Degenführung. Von dem „guten Willen“, von der „patriotiſchen 
Gefinnung“ der Landwehr hielt er nicht allzuviel. Als kühler, 
aber zugleich von einem ſtarken und feurigen Machtehrgeiz erfüllter 
Realiſt wollte er ſich nur auf den ſtraffen Soldatengeiſt des Linien⸗ 
heeres verlaſſen. 

Immerhin leugnete er noch nicht grundſätzlich und ſchlechthin 
den militäriſchen Wert älterer Jahrgänge. Sein A und O war 
es, feſte, innerlich ſtarke Friedenskadres zu ſchaffen, denen er dann 
auch die Fähigkeit zutraute, das bisherige Landwehrmaterial in 
Linienmaterial und den bisherigen Landwehrgeiſt in echten Soldaten⸗ 
geiſt umzuwandeln. Um aber dieſe Friedenskadres ſchaffen zu können, 
brauchte er notwendig eine ſtärkere Friedenspräſenz, die dann von 
ſelber auch zu einer Verjüngung der Feldarmee führen mußte. Auch 
er betonte, wenn auch nicht mit dem Nachdrucke wie Clauſewitz, den 
Wert der wirtſchaftlichen Entlaſtung, die durch die Ausſcheidung der 
älteren Jahrgänge des erſten Aufgebots aus der Feldarmee gegeben 
werde. 

Die militäriſche Kritik des älteren Landwehrmanns griff 
nun weiter um ſich. Er kann, ſo erklärte der Kriegsminiſter 
von Bonin im September 1859, für das moderne Gefecht, das mit der 
verbeſſerten Feuerwaffe in weit beweglicheren Formen geführt werden 
muß, als kaum noch befähigt erachtet werden. In der Beratung 
der Generäle vom 1. November 1859 machte der Dezernent ſeines 
Miniſteriums, Oberjtleutnant von Hartmann, dasſelbe geltend. 
Wrangel wieder hob hervor, daß die ſozialen Verhältniſſe und der 
lange Frieden einen Umſchwung der Geſinnung im Volke erzeugt 
hätten, der ſich in der Unluſt und Unzufriedenheit der Landwehr⸗ 
männer äußere. Der General von Schack ſtimmte ihm bei. In 
ſeinem großen Vortrage vom 3. Dezember 1859 erklärte dann auch 
der Prinzregent es nicht nur für eine Pflicht der Gerechtig⸗ 
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keit, die älteren Jahrgänge der Landwehr zu ſchonen, ſondern ſprach 
ihnen auch die Fähigkeit ab, der moderneren, viel beweglicheren Taktik 
zu genügen. 

So alſo brach ſich der Verjüngungsgedanke Bahn. Wer könnte 
an ſeinen verſchiedenen Motiven genau ſcheiden, was primär und 
was nur taktiſch gemeint war! Alle die verſchiedenen, teils urſprüng⸗ 
lichen, teils erſt hinzu erwachſenen Stimmungen und Erwägungen 
ſchufen zuſammen eine feſte Überzeugung, die den jungen Soldaten 
ans Herz ſchloß und den Wehrmann beiſeite ſchob. Der 1860 dem 
preußiſchen Landtage vorgelegte Entwurf forderte demnach Vermehrung 
der jährlichen Aushebung von 40 000 auf 63000, Vermehrung der 
Linienregimenter um 39 Infanterie⸗ und 10 Kavallerieregimenter, 
Einverleibung der drei jüngſten Jahrgänge des erſten Aufgebots 
in die Kriegsreſerve der Linie, Ausſcheidung der vier älteren Jahr⸗ 
gänge aus der mobilen Feldarmee. Die Landwehrverpflichtung ſollte 
nach dem Entwurfe freilich noch nicht, wie Clauſewitz für möglich 
gehalten hatte, mit dem 32. Jahre erlöſchen, ſondern wie bisher 
bis zum 39. Jahre dauern. Auch eine Landſturmpflicht vom 17. bis 
49. Jahre wurde noch gefordert. Aber der Ton des Entwurfes lag 
auf der Entlaſtung aller älteren Jahrgänge. Sie werden voraus⸗ 
ſichtlich, hieß es in den Motiven, überhaupt nur bei großen hiſtoriſchen 
Kriſen zu den Waffen zu rufen ſein. Eine bedeutende numeriſche 
Verſtärkung der im Kriegsfalle in erſter Linie in das Feld zu 
ſtellenden Armee wurde ausdrücklich als nicht erforderlich erklärt. 

Das reorganiſierte Heer wurde, wie Roon es gewünſcht hatte, 
die ſchneidige Waffe einer ſtarken und kühnen Politik, die es wagen 
durfte, der öffentlichen Meinung Trotz zu bieten und inmitten der 
Stürme der Konfliktszeit die Kriege von 1864 und 1866 zu führen. 
Es war ein Qualitätsheer, aus jungen Soldaten gebildet, von Berufs⸗ 
offizieren überwiegend geführt, das den Gegnern von 1866 und 1870 
innerlich durchaus überlegen war und auch die Zahlen der Gegner 
nicht zu fürchten hatte. Oſterreich vermochte, obgleich es 35 Millionen 
Einwohner gegen nur 18 Millionen Preußens hatte, doch nur eine 
Feldarmee von 350 — 360 000 Mann aufzuſtellen, von denen aber 
gegen 40 000 Mann zurückgehalten werden mußten. Preußens eigent⸗ 
liche Feldarmee betrug 311000 Mann. Mit der Einziehung der 
Landwehr hielt man zurück. Nur gegen 70000 Mann wurden 
formiert, die höheren Jahrgänge verſchont, namentlich in den Rhein⸗ 
landen, wo die Stimmung nicht gut war. Wäre es zum Doppel⸗ 
kriege gegen Oſterreich und Frankreich gekommen, dann hätte man 
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freilich doch ſehr tief in die älteren Jahrgänge hineingreifen müſſen 
und war dazu auch entſchloſſen. 

Trotzdem die Möglichkeit eines Zweifrontenkrieges ſchon 1866 
über Preußen gehangen hatte, blieb man doch, als man 1867 das 
Wehrgeſetz des Norddeutſchen Bundes aufſtellte, bei den Prinzipien 
der Reorganiſation, bei dem Verjüngungsgedanken, und verzichtete 
nun endgültig auf das zweite Aufgebot. Die Heeresdienſtpflicht er⸗ 
loſch mit dem 32. Jahre. Allerdings wurde daneben die alte Land⸗ 
ſturmpflicht des Geſetzes von 1814 feſtgehalten, aber auch um acht 
Jahrgänge verringert, ſo daß ſie fortan nur das 17. bis 42. Jahr 
umfaßte. Ohne Frage war ſie gedacht als eine Sparbüchſe für 
Notfälle; aber man hielt es nicht für notwendig, organiſatoriſche 
Vorbereitungen zu ihrem Gebrauche zu treffen. Es hieß lediglich: 
Der Landſturm tritt nur auf Befehl des Bundesfeldherrn zuſammen, 
wenn ein feindlicher Einfall Teile des Bundesgebietes bedroht oder 
überzieht. Man glaubte alſo zu einer erfolgreichen Offenſive, auf 
die doch die Heeresverfaſſung einer Macht wie Deutſchland⸗Preußen 
in erſter Linie zugeſchnitten ſein muß, auf das Aufgebot der ge⸗ 
ſamten phyſiſchen Streitkraft der Nation verzichten zu können. 
Und wie damals die Dinge lagen, verſteht man das. Preußen⸗ 
Deutſchland holte ja jetzt ſchon durch den Hebel der allgemeinen 
Wehrpflicht verhältnismäßig viel mehr heraus als ſeine Nachbar⸗ 
mächte. Der moderne Rüſtungswetteifer begann nach 1866 eben erſt 
einzuſetzen mit der franzöſiſchen Heeresreform des Marſchalls Niel. 
Preußen war mit ſeiner allgemeinen Wehrpflicht eben früher auf⸗ 
geſtanden als ſeine Nachbarn und konnte es ſich darum trotz ſeiner ge⸗ 
ringeren Volkszahl jetzt geſtatten, fie zu ermäßigen, fie auf die jüngeren 
Jahrgänge zu beſchränken. Statt den Quantitätswert, den es ſchon 
hatte, noch weiter zu ſteigern, als es bereits durch die Einführung 
der allgemeinen Wehrpflicht im Norddeutſchen Bunde geſchah, konnte 
es ſich darauf beſchränken, ihn in einen Qualitätsvorzug umzubauen. 
Auf dieſem Vorſprung beruht ja unſer Aufſtieg zu Macht und 
Einheit, — eine unendlich glückliche Konſtellation im Heerweſen der 
übrigen Mächte ermöglichte ihn. Die alte Tradition Friedrichs des 
Großen und der Befreiungskriege, ſtärker und beſſer gerüftet dazuſtehen 
als die Nachbarn, belohnte ſich glänzend. Aber wie wurde es, wenn 
die Nachbarn den Vorſprung einzuholen ſich anſchickten? Das ver⸗ 
hältnismäßig kleine Berufsheer Napoleons III., aus alten Troupiers 
gebildet, wurde wohl in raſchem Anlauf niedergeworfen. Dann aber 
wurden durch Gambetta die Milizheere der allgemeinen Wehrpflicht 
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aus dem Boden geſtampft. Nun mußte die Qualität der deutſchen 
Heere erſetzen, was ihnen an Quantität abging. Man hat es 
diesmal noch geſchafft, aber man kam dabei hart an die Grenze der 
Leiſtungsfähigkeit des reorganiſierten Heerweſens. Wir haben darüber 
Licht erhalten durch Guftav Lehmanns Aktenveröffentlichung über die 
Mobilmachung von 1870 (1905) und durch Emil Daniels' darauf 
geſtützte Unterſuchung: „Roon und Moltke vor Paris“ (Preuß. 
Jahrbücher 121). 

162 Landwehrbataillone wurden dem Mobilmachungsplane gemäß 
zu Beginn des Krieges aufgeſtellt. 129 von ihnen find dann nach 
und nach auf franzöſiſchen Boden gezogen worden. Das Geſetz von 
1867 erlaubte, den jüngſten Jahrgang der Landwehrinfanterie zur 
Ergänzung des Feldheeres zu verwenden. Nach den Auguſtſchlachten 
mußte man noch tiefer greifen und weitere Landwehrjahrgänge 
zum Erſatz des Linienheeres benutzen. Die beiden neu aufgeſtellten 
Armeekorps Nr. 13 und 14 erhielten je eine Landwehrdiviſion. Da 
Trains für dieſe nicht vorgeſehen waren, ſo dauerte ihre Mobil⸗ 
machung 60 bzw. 69 Tage. Ferner aber mußte auch die geſetzliche 
Altersgrenze des 32. Jahres überſchritten werden, um die Bataillone 
der Provinziallandwehr auf ihren vollen Stand zu bringen. In 
großem Umfange mußte man auf die 35 jährigen, zum Teil ſogar 
auf die 36 jährigen zurückgreifen. Im November verlangte dann 
Moltke mehr Landwehr nach Frankreich für den Etappendienſt. Roon 
glaubte nur 12 Landwehrbataillone hergeben zu können. Dann ver⸗ 
ſuchte Roon, die ſämtlichen 162 Landwehrbataillone von 802 auf 
1002 Mann zu bringen. Das Kriegsminiſterium erwiderte achſel⸗ 
zuckend, daß die nötige Anzahl von Landwehroffizieren dafür nicht 
aufzutreiben ſei. 6900 hätten es ſein müſſen; es gab nur 4435. 
Im Dezember verlangte dann Moltke, angeſichts der gewaltigen 
Neuformationen Frankreichs, alle noch im Inlande ſtehende Landwehr 
— 57 Bataillone damals —, um die Feldarmee zu entlaſten von 
der Aufgabe, das okkupierte Feindesland zu ſichern. Er forderte 
Roon auf, fie im Inlande zu erſetzen durch Neuformationen, gebildet 
aus allen noch Verpflichteten, aber da dieſe nicht mehr ausreichten, 
auch aus den nicht mehr verpflichteten jüngſten Jahrgängen des 
Landſturms. Er wies ihn mahnend auf das Beiſpiel Frankreichs 
hin, das jetzt aus ſchlechterem Materiale, als Deutſchland habe, 
operationsfähige Feldarmeen aufzuſtellen vermöge. Roon erwiderte, 
daß die Einreihung von Landſturm in die neu zu bildenden Garniſon⸗ 
bataillone geſetzlich unzuläſſig fei, weil nach § 14 des Wehrgeſetzes 
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von 1867 der Landſturm nur als folder aufgeboten werden dürfe. 
Und er verſtieg ſich dabei zu dem höchſt bedenklichen Worte: „E. E. 
werden ... mit mir übereinſtimmen, daß auch die fernere Krieg⸗ 
führung die nur verfügbare, die gegebene Summe der vorhandenen 
Streitmittel in Betracht zu ziehen hat.“ Die Mannſchaften der 
nun neuformierten Garniſonbataillone wurden denn auch nicht aus 
dem Landſturme, ſondern aus den noch vorhandenen Beſtänden der 
Landwehrpflichtigen und aus unausgebildeter Erſatzreſerve zuſammen⸗ 
gekratzt. Aber man erließ doch einen Aufruf an die Landſtürmer zu 
freiwilligem Eintritt in die Garniſonbataillone. Das Reſultat war 
kläglich, nur 556 Mann folgten ihm. Roon gab dann im Dezember, 
Januar und Februar von den von Moltke geforderten, noch im 
Inlande befindlichen 57 Landwehrbataillonen noch insgeſamt 36 her. 
Sechs volle Wochen dauerte es, bis 24 von ihnen (am 21. Januar) 
die franzöſiſche Grenze erreichten, und Roon murrte und knurrte 
dabei andauernd über die hohen Anſprüche Moltkes. „Eine Krieg⸗ 
führung,“ bemerkte er in einem Marginal im Februar 1871, „die 
uns bis an den Fuß der Pyrenäen führt, iſt ohne Überſpannung 
unſerer Kräfte eine Aufgabe für Jahre.“ 

Der Abſchluß der Friedenspräliminarien am 26. Februar 1871 
enthob ihn weiterer Mühen und Argerniſſe. Aber wir ſehen deutlich: 
Nicht nur Roon perſönlich und als Stratege verſagte hier gegenüber 
den Aufgaben, die Moltke ſtellen mußte, ſondern auch ſein Reorgani⸗ 
ſationswerk verſagte hier. Das iſt eine Erkenntnis, die uns jetzt 
erſt ganz aufgeht, wenn wir die Akten von 1870 mit den Erfahrungen 
des heutigen Krieges vergleichen. Hätte Gambetta ſeinen Willen 
durchgeſetzt, und wäre der Krieg im Februar 1871 mit derſelben 
verbiſſenen Energie weitergeführt worden, wie er heute von allen 
Mächten geführt wird, jo hätte man den Landſturm der 32 —42 jähri⸗ 
gen aufbieten und organiſieren müſſen. Dann aber hätte ſich die 
große Lücke der Reorganiſation gezeigt. Man wäre darauf nicht vor⸗ 
bereitet geweſen, man hätte, wie die paar gegebenen Beiſpiele ſchon 
zeigen, eine ganz unverhältnismäßig große Zeit zu ihrer vollen 
Mobilmachung gebraucht, und man hätte mit der Beſchaffung des 
Offizierkorps die größte Not gehabt. Jenes ſtarke Defizit im Land⸗ 
wehroffizierkorps zeigt doch, daß man in dem Jahrzehnt ſeit 1860 
nicht genug für die Landwehr geſorgt hatte. Man muß gewiß ja 
zugute halten, daß die preußiſche Heeresverfaſſung in den neuen 
Provinzen und im außerpreußiſchen Deutſchland erſt ſeit kurzer Zeit 
funktionierte. Dennoch wird man urteilen müſſen, daß man durch 
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die Reorganifation, die allen Eifer auf die Begründung eines glänzenden 
Linienheeres richtete und die Landwehr als nebenſächlich anſah, doch 
etwas aus der Scylla in die Charybdis geraten war. 

Freilich, gegenüber der großartigen Geſamtleiſtung des reorgani⸗ 
ſierten Heeres erſchienen die unbehaglichen Möglichkeiten, die am 
Schluſſe ſeines Siegeslaufes zur Sorge ſeiner Führer geworden 
waren, nur wie eine kleine, eben aufſteigende, aber ſich gleich wieder 
zerſtreuende Gewitterwolke. Das Heerweſen des neuen Reiches nahm 
zunächſt nicht auf ſie Rückſicht, obgleich Frankreich jetzt den Schritt 
ſchon tat, die Prinzipien der Reorganiſation —, die Ausnutzung 
der allgemeinen Dienſtpflicht für ein möglichſt ſtarkes Linienheer —- 
mit den Prinzipien Boyens — die Wehrkraft der älteren aus⸗ 
gebildeten Jahrgänge auszunutzen —, zu kombinieren und durch Heran⸗ 
ziehung von 20 Jahrgängen eine Territorialarmee von über einer 
Million der aktiven Armee von 1 200 000 Mann hinzuzufügen. Wir 
ſind den Franzoſen, ſagte Moltke im Reichstage am 16. Februar 
1874, nicht gefolgt auf dem Wege der Vergrößerung. Unſere Friedens⸗ 
ſtärke von 401 659 Mann mit zwölfjähriger Geſamtdienſtzeit, ſo hieß 
es in den Motiven zum Reichsmilitärgeſetz von 1874, kann nur „im 
Vertrauen auf die von der Solidität der Organiſation abhängige 
Schneidigkeit des Kriegsinſtrumentes, ſowie auf eine zweckmäßige 
Verwendung desſelben für ausreichend erachtet werden“. Aber man 
ging doch immerhin nicht ungern auf eine Anregung des Reichstags 
ein, die freilich ganz anders gemeint war. Eugen Richter hat hier 
einmal, ohne es zu wollen, Handlangerdienſt für den Militarismus 
geleiſtet. Sein bohrendes Auge blieb bei dem Worte „Landſturm“ 
in dem Wehrgeſetze von 1867 haften, das dort nur eine wenig 
definierte Exiſtenz führte. Er hatte das hartnäckige Bedürfnis, die 
Pflichten des Bürgers gegen den Racker von Staat und vor allem 
gegen den Militärſtaat beſtimmt abzugrenzen und mit Kautelen zu 
umgeben und forderte darum genauere geſetzliche Beſtimmungen über 
die Landſturmpflicht. Die Konſervativen erklärten ſie für überflüſſig 
und machten gleich darauf aufmerkſam, daß man dadurch gedrängt 
werde, aus dem Landſturm eine neue Landwehr zweiten Aufgebotes 
zu machen, was wohl ſchwerlich dem Wunſche der Antragſteller ent- 
ſprechen würde. Und in der Tat wurde, als die Regierung Ende 
1874 einen Landſturmgeſetzentwurf vorlegte, ſogleich auf den Bänken 
des Zentrums die Klage laut: Ja, uns ſchwebte doch, als wir ihn 
verlangten, mehr oder weniger ein Landſturm vor wie der von 1813. 
Was aber jetzt die Regierung will, wird eine Art von Landwehr 
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zweiten Aufgebotes werden. Die wichtigſte Beſtimmung des 1875 
zum Geſetze werdenden Entwurfes war nämlich: „Der Landſturm 
erhält bei Verwendung gegen den Feind militäriſche, auf Schußweite 
erkennbare Abzeichen und wird in der Regel in beſonderen Abteilungen 
formiert. In Fällen außerordentlichen Bedarfs ... kann jedoch 
auch die Landwehr aus dem Landſturm ergänzt werden.“ Es wurde 
alſo damit die geſetzliche Schranke im weſentlichen aufgehoben, auf 
die ſich Roon berufen hatte, als Moltke 1870/71 Neuformationen 
mit Hilfe der Landſturmjahrgänge forderte. Es blieb aber dabei 
die Klauſel des Geſetzes von 1867 beſtehen, daß der Landſturm nur 
aufzubieten ſei im Falle der feindlichen Bedrohung oder Überziehung 
von Bundesgebiet. Immerhin war dieſe Klauſel elaſtiſch. Wichtig 
und folgenſchwer war ferner, daß man von jetzt an beſondere Land⸗ 
ſturmformationen, die als reguläres Militär auftraten, zu organiſieren 
entſchloſſen war. Es würde freilich, hieß es in den Motiven, kaum 
je möglich ſein, alle Landſturmpflichtigen vom 17. bis 45. Jahre in 
ihnen unterzubringen, und man werde den Umfang des Aufgebotes 
ganz nach den jedesmaligen Umſtänden bemeſſen. Sehr denkwürdig 
aber iſt es, daß man, indem man den erſten Schritt zu einer wirk⸗ 
lichen militäriſchen Organiſierung des Landſturms tat, doch auch auf 
den alten, unorganiſierten, ungekämmten Landſturm von 1813 nicht 
ganz verzichten wollte. Man glaubte auch den elementaren, feſſel⸗ 
loſen Volkskrieg noch nicht aus den Mitteln der nationalen Ver⸗ 
teidigung ausſchließen zu dürfen. Ausdrücklich haben die Motive 
des Geſetzes und hat der Kriegsminiſter von Kameke dieſen Fall 
damals erörtert. Durch dies Geſetz, heißt in in den Motiven, ſoll 
und darf der Geiſt nicht abgeſchwächt werden, der die Land ſturm⸗ 
verordnung vom 21. April 1813 diktiert hat. „Verwerflich wäre 
ein Akt der Geſetzgebung, durch welchen in der Nation der Wille 
gelähmt werden könnte, erforderlichenfalles alles einzuſetzen für 
die Ehre. Es iſt daher nicht die Abſicht der Vorlage, Schranken 
dagegen zu errichten, daß die Nation auch fernerhin im Augenblick 
der höchſten Not — ſelbſt im Bewußtſein der unvermeid⸗ 
lichen Konſequenzen — die äußerſten Maßregeln zur Nieder⸗ 
werfung des Feindes ergreife.“ Nur ſolle dieſer Augenblick künftig 
eben erſt ſpäter eintreten, als es unter Umſtänden bisher der Fall 
geweſen wäre. 

Das Landſturmgeſetz von 1875 blieb alſo auf halbem Wege 
ſtehen und ſchuf zweierlei Landſturm, organiſierten und unorganiſierten. 


Wohl beruhte es auf der heroiſchen Vorausſetzung, daß I Notfalle 
SGmollers Jahrbuch XL 8. 
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alles an alles geſetzt werden müſſe bis zu den letzten Reſerven, aber 
es griff nicht durch mit der Erkenntnis, daß für dieſen Notfall auch 
alles an die Organiſierung dieſer Reſerven geſetzt werden müſſe. 
Wir denken nicht daran, ſagte der Vertreter des Kriegsminiſteriums 
am 11. Januar 1875 im Reichstage, Montierungsſtücke bereitzu⸗ 
halten, nicht einmal die Beſchaffung der Erkennungszeichen haben 
wir in Ausſicht genommen. Die Waffen haben wir ſowieſo im 
Depot. Wir werden aber des Landſturms im Augenblicke der Mobil⸗ 
machung noch nicht bedürfen. Treitſchke aber erklärte: Ich halte 
dies Geſetz für das harmloſeſte und unbedeutendſte der Militärgeſetze, 
welche wir im Verlauf der letzten Jahre beraten haben. Der Zuſtand 
der deutſchen Wehrkraft werde ungefähr derſelbe bleiben wie bisher. 

Er hatte wohl tatſächlich, aber nicht ideell recht, denn das 
Landſturmgeſetz von 1875 iſt doch das Vorſpiel des Größeren, das 
1888 erfolgte, geworden. Man wußte wohl 1875 genau, daß man 
noch einmal mit Frankreich zu fechten haben werde, aber man ſtellte 
ſich noch nicht auf die Möglichkeit eines gewaltigen Zweifronten⸗ 
krieges ein. Erſt die ausgehenden achtziger Jahre brachten den ganzen 
Ernſt einer ſolchen Situation zum Bewußtſein. Es iſt allbekannt, 
unter welchen politiſchen Auſpizien das Geſetz vom 11. Februar 
1888 dann gegeben worden iſt. 

Die Motive des Entwurfes vom 9. Dezember 1887 beriefen 
ſich nicht nur auf die geſteigerten Rüſtungen Frankreichs, das über 
20 Jahrgänge, und Rußlands, das über 15 Jahrgänge damals 
verfügte, und auf die Bedrohung Deutſchlands durch beide Mächte, 
ſondern auch auf die frühere Wehrverfaſſung Preußens, „wie ſie aus 
der Opferfreudigkeit der Bevölkerung heraus ſich entwickelt hatte“. 
Das zweite Aufgebot der Landwehr vom 33. bis 39. Jahre wurde 
wiederhergeſtellt. Es wurde von Friedensübungen dispenſiert, aber 
der militäriſchen Kontrolle unterworfen. Die Landſturmpflicht wurde 
vom 42. auf das 45. Lebensjahr ausgedehnt und in zwei Aufgebote, 
vom 17. bis 39. und vom 40. bis 45. Jahre geteilt. Das Aufgebot 
des Landſturms wurde nicht mehr auf den Fall einer feindlichen 
Bedrohung oder Invaſion des Bundesgebietes beſchränkt, ſondern 
erhielt ganz allgemein die Pflicht, „an der Verteidigung des Vater⸗ 
landes teilzunehmen“; es durfte ferner in Fällen außerordentlichen 
Bedarfs auch zur Ergänzung des Heeres — alſo nicht mehr nur 
der Landwehr — und der Marine herangezogen werden. Im Bedarfs⸗ 
falle ſollten auch die kommandierenden Generäle, die Gouverneure 
und Kommandeure von Feſtungen ihn ſchon aufbieten dürfen. 
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Von unorganifiertem Landfturm war jetzt gar nicht mehr bie 
Rede. Der organiſatoriſche Gedanke ergriff nun auch dieſe letzte 
Staffel der nationalen Wehrkraft, durchdrang ſie vollſtändig und 
ging damit ſelbſt über die rudimentären Landſturmprinzipien des 
Boyenſchen Wehrgeſetzes hinaus. Der Landſturm erſten Aufgebots 
bedeutete fortan nichts anderes, als eine allgemeine Erſatzquelle des 
ganzen Heeres zu ſein. Der Landſturm zweiten Aufgebots, der, ſo 
hieß es, in der Regel in beſonderen Abteilungen formiert werden 
ſollte, war, da er zum größten Teile aus ausgebildeten Mannſchaften 
beſtand, nichts anderes als eine Landwehr dritten Aufgebots. Aus⸗ 
drücklich befahl das Geſetz, daß der Landſturm in einer für jede 
militäriſche Verwendung geeigneten Art zu bewaffnen, auszurüſten 
und zu bekleiden ſei. Die Mittel hierfür und für die Ausrüſtung 
des zweiten Aufgebots der Landwehr wurden gleichzeitig gefordert 
und bewilligt. Die Monturkammern und Zeughäuſer mußten nun 
riefig erweitert werden. Dieſer neuen Epoche der preußiſch⸗deutſchen 
Heeresverfaſſung, die mit 1888 beginnt, wurde der Prolog geſprochen 
durch die große Rede, die Bismarck am 6. Februar 1888 hielt. Da 
fielen die Worte von uns Deutſchen, die nichts in der Welt fürchten 
als Gott, und daß Deutſchland bei einem ihm aufgedrungenen Kriege 
aufflammen würde wie eine Pulvermine. Von der Wiederherſtellung 
des zweiten Aufgebots ſagte er, das ſei eine Verſtärkung, als wenn 
eine vierte Großmacht mit 700000 Mann — was ja früher, wie er 
hinzuſetzte, die größte Stärke war, die es gab — dem Bunde bei⸗ 
getreten wäre. Das ſei eine Armee von Triariern, und der beſte 
Mann, der Familienvater, dieſe Hünengeſtalten müßten auch das beſte 
Gewehr an der Schulter haben. Das Bild der Triarier des Land⸗ 
ſturms zweiten Aufgebots beſchwor er noch nicht vor der Phantaſie 
der Nation, — vielleicht doch, weil ſie vor ſeinem eigenen Auge 
noch nicht als Schlachten⸗ und Sturmtruppe ſtanden. Aber es 
iſt ſo gekommen, und er hat dafür geſorgt, daß ſie es werden 
konnte. 

Dieſe dritte Epoche ſtellt alſo eine Syntheſe der erſten und 
zweiten Epoche, der Boyenſchen und der Roonſchen, dar; ſie ver⸗ 
einigt ihre Vorzüge, fie vermeidet ihre Mängel. Sie will mit 
Boyen die ganze Wehrkraft der Nation herausholen, ſie will mit 
König Wilhelm und Roon das junge Linienheer als ſtärkſten 
Pfeiler der Wehrkraft behaupten und pflegen, aber ſie hält es in 
den ſtürmiſcheren und entwickelteren Machtverhältniſſen der neuen 
Zeit nicht mehr für allein genügend, die Schlachten zu e Sie 
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führt der Landwehr und dem Landfturm mehr militärischen Halt und 
ſtärkeres Blut zu, als Boyen und feine Zeit es zu tun vermochten. 
Dies iſt geſchehen einmal dadurch, daß man in den letzten Jahr⸗ 
zehnten die Ausbildung der Reſerve⸗ und Landwehroffiziere ſehr 
viel ſorgfältiger durchgeführt hat, weiter aber auch dadurch, daß die 
Wiedereinführung der zweijährigen Dienſtzeit im Jahre 1893 zum 
heilſamen Zwange wurde, die Ausbildungsmethoden für die Mann⸗ 
ſchaften überhaupt zu verbeſſern und ſich gründlicher mit der mili⸗ 
täriſchen Erziehung des einzelnen Mannes und der Entwicklung ſeiner 
geiſtigen Fähigkeiten zu beſchäftigen. Man hat alſo nicht bloß aus der 
Not eine Tugend gemacht, als man, im ſtärkſten Gegenſatz zu Roon 
und König Wilhelm, die ältere Landwehr wieder für felddienſt⸗ 
fähig erklärte. Wohl werden ja immer Unterſchiede bleiben. Das 
aktive Regiment gilt auch heute immer für etwas beſſer als das 
Reſerveregiment und das Reſerveregiment wieder für beſſer als das 
Landwehrregiment uſw. Schon daß es heißt: „Ihr ſeid aktives 
Regiment, ihr müßt mehr leiſten“, wirkt ja. Aber die Unterſchiede 
haben ſich gegen früher, wie man auf den erſten Blick heute ſieht, 
doch merklich vermindert. 

Man muß das Problem indeſſen noch tiefer greifen und ſich 
fragen, ob nicht auch noch andere Momente die Wandlungen im 
Urteil über die Leiſtungsfähigkeit der Landwehr und des älteren 
Landwehrmannes erklären. Die Frage der Heeresverfaſſung iſt zu 
allen Zeiten auch eine politiſche Frage geweſen. In dem Zeit⸗ 
raum zwiſchen 1815 und 1860 aber, der eine lebendige Ent⸗ 
faltung der Macht nach außen nicht kannte, war ſie vor allem 
eine innerpolitiſche Frage. Die Boyenſche Heeresverfaſſung war 
das integrierende Stück einer liberalen Reformpolitik, die auf Ver⸗ 
faſſung und Volksvertretung hinausſteuerte, ſie nicht erreichte 
und nun das Staatsleben in ein unorganiſches Nebeneinander 
von Einrichtungen des Herrſchaftsſtaates und des Gemeinſchafts⸗ 
ſtaates brachte. Indem die Landwehr zum billigen Auskunftsmittel 
eines Abſolutismus ohne Machtpolitik entartete, erſchien ſie den 
Anhängern des konſervativen Abſolutismus ſelber nicht immer ganz 
zuverläſſig. In dem Konflikte der Parteien, der darüber ausbrach, 
hielten die Anhänger des Herrſchaftsſtaates das Linienheer mit ſeinem 
militäriſchen Berufsgeiſte für die eigentliche Stütze der Monarchie, 
während eine vor ihr losgelöſte und ſelbſtändige Landwehr in Gefahr 
ſchien, zur revolutionären Truppe zu entarten. Prinz Wilhelm hat 
dies in den dreißiger und vierziger Jahren deutlich genug aus⸗ 
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geſprochen . Der Übergang Preußens zum konſtitutionellen Syſteme 
1848/50 löſte dieſe Diſſonanzen zwiſchen Regierenden und Regierten 
noch nicht, gab den Regierenden vielmehr erſt recht den Impuls, 
Gegengewichte gegen die Rechte der Volksvertretung zu fchaffen und 
die völlige Militariſierung des Heeres durchzuführen, was durch die 
Vermehrung des Linienheeres und die Zurückdrängung und Ver⸗ 
ringerung der Landwehr am wirkſamſten geſchah. Es iſt ganz ſelbſt⸗ 
verſtändlich und ganz menſchlich, daß die militäriſche Kritik dieſer 
Zeiten, die zuerſt nur die Landwehrverfaſſung im ganzen, ſpäter 
auch das Material der älteren Landwehrjahrgänge ſchlecht machte, 
leiſe und oft unbewußt mit gelenkt wurde durch die politiſchen 
Beſorgniſſe und Bedürfniſſe der Regierendenz. Man braucht dieſe 
Kritik alſo nicht immer für buchſtäblich richtig zu halten; ſie war 
durchaus nicht etwa rein tendenziös und ſubjektiv, aber ſie war auch 
nicht ganz objektiv. Die alten politiſchen Diſſonanzen zwiſchen 
Regierenden und Regierten wurden dann, wenigſtens im Verhältnis 
der Monarchie zu den bürgerlichen Schichten, überwunden durch das, 
was das reorganiſierte Heer für die Nation leiſtete, durch die Auf⸗ 
richtung des deutſchen Nationalſtaates. Das alte Mißtrauen, das 
man hüben einſt gegen die Landwehr, drüben gegen das Berufsheer 
gehabt hatte, trat nun ſo weit in den Hintergrund, daß es möglich 
wurde, den alten Gegenſatz zu überbrücken durch die Wiederbelebung 
der Boyenſchen Landwehrverfaſſung im Jahre 1888, derart aber, daß 
die erneuerten Formationen der älteren Jahrgänge ſtärker vom Geiſte 
des ſtehenden Heeres durchtränkt wurden, als Boyen beabſichtigt hatte. 
Die Heeresverfaſſung des Jahres 1888 iſt der Ausdruck des geeinten 
Willens von Regierung und Nation, das Werk von 1871 zu be⸗ 
haupten gegen die ganze Welt. Weil der alte innerpolitiſche Gegen⸗ 
ſatz hierbei ganz zurücktrat, ſo waren auch innerpolitiſche Wirkungen 
dieſer breiteren nationalen Fundierung des Heerweſens nicht ſofort 
zu erwarten. Immerhin kann man daran erinnern, daß die Heeres⸗ 


1 Milit. Schriften I, 366 u. 502. 

2 Die Meinung Wahls, Die preußiſche Heeresreorganiſation vom Jahre 
1860 (Neue Jahrbücher f. d. klaſſ. Altertum 1905, I), daß innerpolitiſche Motive 
und Erwägungen fonfervativer Natur für das Keorganiſationswerk ohne weſent⸗ 
liche Bedeutung geweſen ſeien, hält bei einer eingehenden Nachprüfung ſeiner 
Argumente nicht Stand. Die Motive des Prinzregenten ſind nicht allein aus 
ſeinen Außerungen um 1860, ſondern aus der ganzen Geſinnung, wie ſie ſich 
ſeit Jahrzehnten in ihm entwickelt hatte, zu erſchließen, und für dieſe ſind die 
oben angeführten Zeugniſſe völlig beweiskräftig. 
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vermehrungen der nächſten Jahre, die durch den ſteigenden Druck 
der europäiſchen Kriegsgefahr erforderlich wurden, den Liberalen die 
Erfüllung eines alten Lieblingswunſches, die Wiedereinführung der 
zweijährigen Dienſtzeit im Jahre 1893, eingebracht haben. Aber 
der Zuſammenhang zwiſchen Heeresverfaſſung und Staatsverfaſſung 
trat doch bei dem Wendepunkte des Jahres 1888 nicht ſo deutlich 
und einleuchtend hervor wie bei der Boyenſchen und der Roonſchen 
Heeresorganiſation, wo er mit Händen zu greifen war. Das ſchließt 
nicht aus, daß die militäriſche Syntheſe der Boyenſchen und Roonſchen 
Gedanken im Laufe der Zeit auch einer neuen politiſchen Syntheſe 
von Herrſchaftsſtaat und Gemeinſchaftsſtaat den Weg zu bahnen 
vermöchte. In der großen Bewährung der Heeresverfaſſung von 
1888, die wir in dieſem Kriege erleben, tauchte dieſes Ziel ſofort 
auf. Das Wort des Kaiſers: „Ich kenne keine Parteien mehr, ich 
kenne nur Deutſche“, und die Verheißung einer Reform des preußi⸗ 
ſchen Wahlrechts leitet nun vielleicht diejenige Epoche unſeres inneren 
Staatslebens ein, die die politiſchen Komplemente zur Heeresverfaſſung 
von 1888 bringen wird. 

Die Entwicklung der Sozialdemokratie iſt es geweſen, die die 
neuen Riſſe in unſer Staatsleben gebracht und die weitere Um⸗ 
bildung des Herrſchaftsſtaates zum Gemeinſchaftsſtaate im letzten 
Menſchenalter verzögert hat. Es iſt denkwürdig, daß man trotzdem 
1888 keine Sorge hatte, als man das Volksheer im weiteſten Sinne 
ins Leben rief. Man vertraute darauf, daß die militäriſche Zucht, 
die vom ſtehenden Heere ausging, auch die Maſſen der aus Induſtrie⸗ 
arbeitern gebildeten Landwehr: und Landſturmbataillone durchdringen 
werde, man vertraute auf die Macht der vaterländiſchen Emp⸗ 
findung und der nationalen Solidarität. Dieſes faſt inſtinktive 
Vertrauen hat nicht getrogen; die deutſche Sozialdemokratie hat ſich, 
als die Stunde des Ernſtes ſchlug, den zuſammenhaltenden Klammern 
unſeres Staats- und Nationallebens nicht entzogen. Und doch war 
die Sozialdemokratie eine politiſche Potenz von ganz anderer Kraft 
und Wucht als die demagogiſche Bewegung nach 1815 und die 
vormärzliche und ſelbſt märzliche Demokratie, mit deren Schreck⸗ 
geſpenſte einſt gegen das Boyenſche Landwehrinſtitut Stimmung ge⸗ 
macht wurde. Warum dachte man damals ſo peſſimiſtiſch und 1888 
ſo optimiſtiſch? Denkt man dem nach, ſo blickt man hinein in die 
ganze Tiefe der ſtaatlichen, ſozialen und geiſtigen Wandlungen des 
Jahrhunderts. Alle Potenzen des Staatslebens find in ſeinem 
Verlaufe erſtarkt, nicht nur die Oppoſition gegen den Staat, 
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ſondern auch der Staat ſelber, und zwar in noch höherem Grade 
als jene, ſo daß die Angſt vor einer inneren Revolution nicht ge⸗ 
wachſen, ſondern geſunken iſt. In dem ungeſunden und unfertigen 
Zuſtande des deutſchen Staatslebens vor 1860 wucherte das Unkraut 
des Mißtrauens der Regierenden gegen die Regierten üppiger als 
in dem Nationalſtaate des neuen Reiches mit ſeinem friſcheren und 
freieren Luftzuge. Nun können ſich ſelbſt die Oppoſitionsparteien, 
wie gewaltig ſie ſich auch vermehren, wie kräftig ſie ſich organiſieren 
mögen, ihm nicht entziehen; auch ſie ſind von der Macht der neuen 
nationalen Staatsidee erfaßt worden. | 

Staatsleben und Heerweſen, unter fid) im engſten Zuſammen⸗ 
hange, ſtehen wieder mit dem Volkscharakter in innigſten Wechſel⸗ 
wirkungen. Im Geben und Nehmen zwiſchen Staat, Heer und Volk 
hat ſich auch eine Wandlung unſeres Volksſchlages vollzogen, die die 
Wandlungen des Landwehrproblems erſt ganz verſtändlich macht. 
Aus den Maſſen von Einzelberichten über den Zuſtand der Landwehr 
aus der Zeit zwiſchen 1815 und 1850, die ich früher einſehen durfte, 
tritt ein Typus des kleinen Mannes und des kleinen bürgerlichen 
Landwehroffiziers entgegen, der mir biedermeieriſch im ſchlechten 
Sinne zu ſein ſcheint. Es fehlte doch in großem Umfange der rechte 
Ernſt, die volle Energie, das unbedingte Pflichtgefühl. Das ſcharfe 
Urteil Roons von 1858 über die weichliche Unluſt der zur Fahne 
berufenen älteren Jahrgänge dürfte heute — trotz aller Menſchlich⸗ 
keiten, die auch heutzutage noch paſſieren — nicht mehr gelten. Was 
ſoll man ſelbſt vom damaligen Geiſte der Berufsoffiziere denken, 
wenn Roon ſchreiben konnte: „Es ijt eine wohlbekannte Erfah⸗ 
rung, daß penſionierte Offiziere in großer Zahl bei den neueſten 
Mobilmachungen ihre Verwendung bei den Erſatzbataillonen uſw. 
abgelehnt ... haben.“ Heute iſt es Ehrenſache ſelbſt für den ehe⸗ 
maligen, längſt ausgeſchiedenen Landwehroffizier, bei der Mobilmachung 
ſich zur Dispoſition zu ſtellen für jede Verwendung, zu der ſeine 
körperliche Kraft noch ausreicht. Energie und Einſicht ſind heute, 
ſo darf man ohne Überſchätzung urteilen, ſtärker im deutſchen Volke 
als vor 60 Jahren. Das ganze Volk, ſchrieb mir während dieſes 
Krieges einmal der greiſe Alfred Dove, ſonſt ein laudator temporis 
acti —, ift heute bismärckiſcher geworden. Mit gutem Grunde hat 
man im Voluntarismus das geiſtige Kennzeichen unſerer Epoche ge⸗ 
ſehen. Nicht zuletzt iſt auch der kleine Mann Deutſchlands im Laufe 
des 19. Jahrhunderts ſelbſtbewußter, leiſtungsfähiger und ſtraffer 
geworden, — durch die erfolgreiche Arbeit, die er leiſtete, durch die 
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politiſchen Rechte, die er erhielt, insgeſamt durch alle politiſchen, 
ſozialen und wirtſchaftlichen Umwälzungen, zu denen es auch gehörte, 
daß die Traditionen der allgemeinen Wehrpflicht von Jahrzehnt zu 
Jahrzehnt ſtärker und dichter wurden. Es war gleichzeitig ein großer 
ſäkularer Volksprozeß der Militariſierung, Nationaliſierung und — 
Demokratiſierung, der unſere heutigen kämpfenden Millionenheere ge⸗ 
ſchaffen hat. So paradox es auch klingen mag, Kriegervereine und 
Gewerkvereine, die im Tagesleben ſpinnefeind aufeinander ſehen, 
haben in der Tiefe zuſammengewirkt und mitgeholfen, den heutigen 
Typus des kleinen Mannes in Deutſchland zu ſchaffen. 

Aber in wie eigenartigem, hiſtoriſch bedeutendem Lichte erſcheint 
nun die urſprüngliche Konzeption der Boyenſchen Landwehrverfaſſung. 
Auf ein Maximum militäriſcher Volkskraft geſtellt, griff ſie ihrer 
Zeit voraus und entfaltet erſt jetzt ihre volle Wirkung, wo das 
Volk ſo weit herangereift iſt, daß es dieſes Maximum moraliſch 
miterzeugt. Sie warf dem Körper des Volkes einen Königsmantel 
um, in den dieſer erſt nach und nach hineinwuchs. Boyens gläubiges 
Vertrauen erwies ſich als eine der genialen und ſchöpferiſchen Illu⸗ 
ſionen, deren das geſchichtliche Leben bedarf. 

Es braucht kaum noch geſagt zu werden, daß auch für die 
Finanzkraft des alten Preußens der Mantel der Boyenſchen Heeres⸗ 
verfaſſung zu weit geſchnitten war. Die Finanznot drückte wieder 
und wieder die Entwicklung des Heerweſens ſeit 1815 und zwang 
zu allerlei Flickwerk nicht nur in der Zeit der beſcheidenen Lebens⸗ 
führung zwiſchen 1815 und 1860, ſondern auch ſpäter noch oft 
genug. Erſt ein ſehr großes Maß von Nationalreichtum ſetzte den 
Staat inſtand, die von Boyen geſchaffenen Möglichkeiten ſo reichlich 
auszunutzen, wie wir es heute erleben. 

Warum erleben wir nun aber nicht zugleich die wirtſchaftlichen 
Kataſtrophen, die die Reorganiſatoren von 1860 von einem um⸗ 
faſſenden Aufgebote der älteren Jahrgänge fürchteten? Wir dürfen 
freilich den Tag noch nicht zu ſtark vor dem Abend loben. Wir 
haben koloſſale Laſten in Zukunft zu tragen für die Unterſtützung 
der Invaliden und Hinterbliebenen. Aber die Umſtellung der Arbeits⸗ 
kräfte und Anpaſſung der Arbeitsverhältniſſe während des Krieges 
iſt ſo über Erwarten günſtig ausgefallen, daß wir hoffen dürfen, 
den ungeheuren Einſchnitt in unſer Wirtſchaftsleben, der durch die 
Herausholung von Landwehr und Landſturm erfolgt iſt, auch nach 
dem Kriege überwinden zu können. Unſere Wirtſchaſtsverfaſſung iſt 
ſeit 1860 durch ihre ungeahnt reiche und komplizierte Entwicklung 
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zwar einerjeit3 wohl, wie oft gefürchtet wurde, empfindlicher und 
zarter, anderſeits aber und in noch ſtärkerer Progreſſion elaſtiſcher, 
anpaſſungsfähiger und darum auch widerſtandsfähiger geworden. 
Nicht der einfache Agrarſtaat mit etwas Induſtrie, wie er zwiſchen 
1850 und 1860 beſtand, ſondern der kombinierte und gleichmäßig 
hoch entwickelte Agrar⸗ und Induſtrieſtaat, wie wir ihn heute haben, 
vermag militäriſch das Höchſte zu leiſten. 

Es iſt eine Höchſtleiſtung, verglichen mit allem Früheren. 
1813/14 ſtanden 5—6 % der Bevölkerung unter Waffen, 1870/71 
noch nicht 4% 1. Wir ahnen es heute nur eben, daß die An⸗ 
ſtrengung von 1914/16 das Doppelte von 1813 / 14, das Dreifache 
von 1870/71 betragen könnte. Und doch war das, was wir un⸗ 
mittelbar vor dem Kriege in unſerer Friedensrüſtung leiſteten, noch 
weiterer Steigerung fähig und bedarf ihrer vielleicht in Zukunft 
angeſichts der gewachſenen Gegnerſchaften und Gefahren. Die volle 
Durchführung der allgemeinen Wehrpflicht, die Ausbildung aller 
Wehrfähigen — ein Ziel, das bezeichnenderweiſe gerade in der Epoche 
der Geſetzgebung von 1888, im Jahre 1890 von Verdy ſcharf und 
beſtimmt aufgeſtellt worden iſt —, wurde ſelbſt durch die letzte große 
Heeresvermehrung von 1913 nicht ganz erreicht. Und ſie iſt doch 
nötig, um dem ganzen Heeresorganismus, wie er pyramidenförmig 
von der Linie zum Landſturm aufſteigt, die volle breite Baſis zu 
geben. Eine bloß milizartige Ausbildung der Überſchüſſigen, etwa 
im Stile der Boyenſchen Landwehrrekruten oder der früheren Erſatz⸗ 
reſerve, würde nicht genügen. Aber wie die Idee der allgemeinen 
Wehrpflicht ſelber einſt in nicht geringem Grade aus dem Urſprungs⸗ 
boden des Milizgedankens ihre Kraft zog und das Landwehrinſtitut 
in ihm mit wurzelte, ſo kann ohne Schaden für die Feſtigkeit unſeres 
Heerweſens auch noch weitere Befruchtung von ihm ausgehen. Der 
Gedanke der militäriſchen Jugendausbildung, an die wir jetzt ernſt⸗ 
lich gehen, ſtammt aus ihm. Wir ſind vorurteilsloſer geworden 
und ſehen keinen Makel darin, daß ſie im neuen Reiche zuerſt von 
den doktrinärſten Schwärmern des Milizgedankens, von den Haſenclever 
und Bebel gefordert worden iſt. Wird fie nun, wie wir hoffen 
dürfen, im großen Stile durchgeführt werden, ſo wird zugleich an 
unſere Militärs die ernſte Aufforderung herantreten, ohne jedes Vor⸗ 
urteil zu prüfen, ob nicht eine kleine Verkürzung der zweijährigen 
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Dienſtzeit möglich ift, um eine Kompenſation zu ſchaffen für die 
Einſtellung ſämtlicher Wehrfähigen. 

Wir haben das wundervolle Material unſerer Kriegsfreiwilligen, 
mit bloß milizartiger Ausbildung in Reſerveregimentern formiert, 
im Herbſte 1914 gegen die Yſrlinie anſtürmen und ſich verbluten 
ſehen. Hätten dieſe Reſervekorps ſchon gleich zu Beginn des Krieges 
aus fertig ausgebildeten Soldaten aufgeſtellt werden können, ſo würde 
vielleicht die Entſcheidung in der Marneſchlacht anders aus⸗ 
gefallen ſein. 


— — — ee; 
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eine Beziehungen zu dieſem viel verherrlichten und viel an⸗ 

gegriffenen deutſchen Hiſtoriker begannen 1878; ich veröſſent⸗ 
lichte ſeine Doktordiſſertation „Zur Geſchichte des franzöſiſchen 
Wirtſchaftslebens im 11. Jahrhundert“ in meinen Staats- und ſozial⸗ 
wiſſenſchaftlichen Forſchungen. Ich lernte ihn dabei perſönlich kennen 
und ſchätzen: ſeine große Arbeitskraft und ſeine friſche, energiſche 
Perſönlichkeit zogen mich ebenſo an wie feine Richtung auf wirt: 
ſchafts- und verwaltungsgeſchichtliche Studien. 

Als 1885 ſein großes Werk „Deutſches Wirtſchaftsleben im 
Mittelalter, Unterſuchungen über die Entwicklung der materiellen 
Kultur des platten Landes auf Grund der Quellen zunächſt des 
Moſellandes' in vier großen Bänden erſchienen war, machte ich mich 
eifrig an das Studium und ſchrieb über dasſelbe und die zwei 
zuſammenfaſſenden Bände von Th. Rogers, Six centuries of work 
and wages (1884) einen gemeinſamen Bericht für dieſes Jahrbuch 
unter dem Titel „Die ſoziale Entwicklung Deutſchlands und Eng⸗ 
lands, hauptſächlich auf dem platten Lande des Mittelalters“ 
(Bd. 12 [1888], S. 203-218). 

Ich hatte aus dem Buche viel gelernt und ſagte aus vollſter 
Überzeugung, Lamprecht habe ſich damit ebenbürtig neben die älteren 
deutſchen Agrarhiſtoriker, wie Hanſſen, Maurer, Nitzſch, Arnold, 
Inama, Meitzen und Schröder geſtellt. Ich fügte bei, ſein Werk 
habe faſt noch größere Bedeutung für die Verwaltungs⸗ und Finanz⸗ 
als für die Agrargeſchichte; es ſei grundlegend für die ältere 
Domänenverwaltungsgeſchichte; ſeine Unterſuchungen über die Ver⸗ 
wandlung der Lehen in Amter, über die Bedeutung des Burgen⸗ 
baues, über die Amter des territorialen Burggrafen, des Amtmannes, 
des Kellners, über die trierſche Finanzverwaltung durch Juden⸗ 
konſortien, über die ganze territoriale Verwaltungsgeſchichte des 
13. bis 15. Jahrhunderts erſchienen mir ebenſo als große Fort⸗ 
ſchritte wie die über die Grundeigentumsverteilung, die Zunahme 
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der Bevölkerung und der Beſiedlung, über die Preisgeſchichte und 
die ſoziale Lage des Bauernſtandes im Moſellande. Ich war glüd- 
lich, hier ein gelungenes Beiſpiel vorführen zu können, wie die 
Unterſuchung der wichtigſten ſozialen Inſtitutionen uns die Erkenntnis 
vermittele, daß ihre Geſchichte uns den Niederſchlag fittlider Ideen 
in ihrer Verdichtung und Feſtſetzung zeige. — 

Wir haben uns dann bis in die neunziger Jahre mannigfach 
geſehen, wir haben unſere Schriften ausgetauſcht, gern und viel über 
Wirtſchafts⸗, Verwaltungs⸗, Kulturgeſchichte geplaudert. Lamprecht 
hauptſächlich veranlaßte mich, den Vortrag über den deutſchen 
Beamtenſtaat vom 16. bis 18. Jahrhundert 1894 auf dem Leipziger 
Hiſtorikertage zu halten (Jahrbuch 1894, S. 695, und Umriſſe und 
Unterſuchungen 1898, S. 289 ff.). 

In dieſen Jahren unſerer häufigen Berührung lernte ich die 
Tatkraft und Energie, den rieſenhaften Fleiß und die künſtleriſche 
Geſtaltungskraft Lamprechts immer mehr ſchätzen; aber zugleich 
wurde mir auch klar, daß die Kehrſeite dieſer Eigenſchaften eine 
überhaſtete Produktivität, ein leidenſchaftlicher Ehrgeiz ſei. In den 
Jahren 1896— 1900 entbrannte der heftige Streit über den ganzen 
Wert feiner Leiſtungen, über ſeine Methode, wobei Lenz, Rachfahl, 
Oncken, Finke als ſeine Hauptgegner auftraten. Ich verfolgte den⸗ 
ſelben mit großem Intereſſe, nahm aber nicht teil daran; ſo ſehr 
ich die Schwächen und Fehler von Lamprecht ſah, es ſchienen mir 
doch die Angriffe überwiegend nicht das Zentrum der Fragen zu be⸗ 
rühren, die mich intereſſierten und ebenſowenig den Geſamtwert der 
Lamprechtſchen Leiſtungen. Unterdeſſen kam in raſcher Folge von 
1891 an ein Band nach dem anderen von Lamprechts großem Lebens⸗ 
werk, ſeine Deutſche Geſchichte in 14 Bänden heraus. Er ſandte 
mir die bis 1904 erſchienenen Bände. Ich habe mich öffentlich nicht 
über ſie geäußert, mußte aber im zweiten Bande meines Grund⸗ 
riſſes der Allgemeinen Volkswirtſchaftslehre im Schlußkapitel (1904) 
doch Stellung zu Lamprechts ganzer Tätigkeit nehmen. Ich erkannte 
auch damals an, wie ſehr er verſtehe, die letzten Probleme groß 
und tief anzufaſſen, wie glänzend und geiſtreich er ſchildern könne; 
aber ich betonte auch, daß er die Fülle ſeiner Geſichte nicht recht 
ausreifen laſſe. Von da an ſandte er mir ſeine Schriften nicht 
mehr. Unſer Verhältnis wurde ein kühles, wenn wir uns auch 
noch ab und zu ſahen. 

Vielleicht ſtand ich 1896—1904 etwas zu ſehr unter dem Ein⸗ 
druck der Angriffe ſeiner Gegner. Aber mehr noch trafen mich die 
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Erfahrungen, die ich ſelbſt mit ihm machte. Als er die Anfänge 
ſeines erſten Bandes niedergeſchrieben hatte, kam er mal mit dem 
Abſchnitt über die Verfaſſung der Urzeit zu mir und las ihn mir 
vor. Ich erſchrak förmlich; Lamprecht hatte keine umfaſſende Kenntnis 
von den neueren Forſchungen über Mutterrecht, Gentilverfaſſung, 
Entſtehung der patriarchaliſchen Familie. Ich hatte eben die ganze 
neuere Literatur darüber durchgearbeitet, veranlaßte ihn, Morgans 
Ancient society zu leſen. Er arbeitete dann ſeine bisherige Dar⸗ 
ſtellung um; aber auch die Umarbeitung hatte keineswegs meinen 
vollen Beifall. Aber was die Hauptſache war, ich hatte wie durch 
eine Türſpalte in die Entſtehungsgeſchichte des großen Werkes 
hineingeſehen, die allzu große Raſchheit der Konzeptionen von einer 
ungünſtigen Seite her kennengelernt. 

Als meine Frau dann die erſten Bände mir vorlas, kamen wir 
mal an eine Stelle über Verfaſſung und ſoziale Gliederung der Städte, 
die mir bekannt vorkam; ich ſuchte in meinen Schriften, fand bald, 
daß 5—6 Druckſeiten wörtlich von mir ohne jede Verweiſung ab⸗ 
geſchrieben waren. An anderen Stellen der folgenden Bände fand 
ich Ahnliches; zum Beiſpiel bei der Schilderung der Entſtehung der 
Landsknechtverfaſſung ſind ein ganzes Kapitel hindurch die wichtigſten 
Stellen, oft mehrere Sätze hintereinander, wörtlich aus meinem Vor⸗ 
trag über die Entſtehung des preußiſchen Heeres entlehnt. Es wurde 
mir ſehr ſchwer, Lamprecht darüber zu verurteilen. Ich ſuchte nach 
Entſchuldigung für ihn; über die 5—6 wörtlich abgeſchriebenen 
Seiten ſagte ich mir, es kann ihm begegnet ſein wie einem anderen 
Belannten von mir, der aus alten Vorleſungsheften dieſe oder jene 
Perle in ein eigenes Buch übernahm, im Glauben, er habe das, was 
er, meiſt ohne Verweis auf die Quelle, ins Heft geſchrieben, ſelbſt 
gemacht. Aber immerhin, die Benutzung meiner Arbeiten von 
Lamprecht war ſo ſtark, daß er irgendwo ſie hätte erwähnen müſſen. 
Die Anklagen ſeiner Gegner hatten durch meine eigenen Erfahrungen 
r ein größeres Gewicht bekommen, als fie fonft vielleicht gehabt 

atten. 

Ich füge nod einen ungünſtigen Eindruck an, den ich erlebte 
und als Beitrag zur richtigen Beurteilung Lamprechts bis heute 
empfinde. Eine große Geſellſchaft wiſſenſchaftlicher Größen wurde 
in einem Schloſſe ſtatt vom Fürſten von einem kleinen unbedeutenden 
Prinzen empfangen. Ich ließ mich nicht vorſtellen, aber mußte mit 
anſehen, wie Lamprecht ſich um dieſe Vorſtellung bemühte, welche 
Haltung er dabei zeigte. Ich hätte gewünſcht, daß er mehr 
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Gelehrtenſtolz und Mannesmut vor Fürſtenthronen gezeigt hätte, 
als da zu beobachten war. 


Doch genug des perſönlich Erlebten. Es trat auch bald wieder 
zurück gegenüber der Freude an dem ganzen Kerl, an ſeinen großen 
Zügen und den Schriften, die ſich an feine Kämpfe knüpften. 

Die Kritik, die 1896—1900 Lenz, Rachfahl, Fricke, Oncken und 
andere an ihm geübt hatten, hatte ich bei aller Anerkennung ſeiner 
Vorzüge für eine heilſame Lektion gehalten; ich hoffte, ſie werde die 
Wirkung auf ihn haben, etwas vorſichtiger, langſamer zu arbeiten. 
Dieſe Hoffnung erfüllte ſich freilich nicht. Die ſpäteren Bände ſeines 
großen Werkes ſind noch weniger auf eigener Forſchung aufgebaut 
als die erſten. Waren doch ſchon die Hauptangriffe gegen den 
fünften Band, die Reformationszeit, gerichtet, häufig mit dem 
Zuſatz, in den vorhergehenden Bänden habe er beſſeren Boden unter 
ſeinen Füßen gehabt. Dieſe Epoche war ihm fremder als das 
Mittelalter; er fing hier hauptſächlich an, faſt nur Exzerpte auf 
Exzerpte zu häufen und ſie vollends zu haſtig zu verwenden, ſeine 
Gewährsmänner ab und zu falſch abzuſchreiben, ſein Werk durch eine 
größere Zahl falſcher Daten zu verunzieren. Immer aber hatten 
- die Angriffe die Folge, daß er begann, die prinzipiellen Gegenſätze, 
die ihn von der bisherigen deutſchen Geſchichtſchreibung, von Ranke 
bis Sybel und Droyſen trennten, ernſtlich zu durchdenken und zu 
formulieren. Die dabei (1895 — 1905) gewechſelten Schriften gehören 
zum Lehrreichſten aus der neueren deutſchen theoretiſchen Geſchichts⸗ 
literatur. Über ſie möchte ich zuerſt ein Wort ſagen, dann auf ſeine 
Lehre von den pfydologijd zu unterſcheidenden Kulturzeitaltern 
eingehen. — 

Die Abhandlung über die Entwicklungsſtufen der deutſchen Ge⸗ 
ſchichtswiſſenſchaft (Oktober 1897) und der damit vielfach identiſche 
Vortrag auf dem Nürnberger Hiſtorikertag (14. April 1898), die 
Entwicklung der deutſchen Geſchichtswiſſenſchaft vornehmlich ſeit 
Herder, ſind jedenfalls höchſt erhebliche Beiträge zum Entwicklungs⸗ 
gang der deutſchen Geſchichtswiſſenſchaft. Beide Arbeiten ſtehen im 
ganzen jenſeits der Kontroverſen, die Lamprecht damals auszufechten 
hatte, aber ſie bilden die wiſſenſchaftliche Grundlage für ſeinen 
prinzipiellen Standpunkt. Jeder, der heute in Deutſchland Geſchichte 
ſtudieren will, ſollte ſie leſen. So ſehr Lamprecht dabei wertvolle 
Vorarbeiten benutzen konnte, ſo ſehr man über die Stellung, die 
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dem einzelnen unſerer deutſchen Hiſtoriker und ihren Schulen zu⸗ 
gewieſen wird, da und dort wird ſtreiten können, ſo ſehr wird doch 
der Unbefangene zugeben, daß wir hier einen glänzenden, einheit⸗ 
lichen Verſuch vor uns haben, die inneren Zuſammenhänge der 
neueren deutſchen Geſchichtſchreibung in ſich und mit dem ganzen 
deutſchen Geiſtes leben zu verſtehen. Die Entwicklung von Leibniz 
bis zu Herder, J. Möſer, Eichhorn, Kant, Niebuhr, die Stellung 
unſerer großen Philoſophen, die von W. v. Humboldt, von Ranke 
und ſeiner Schule bis zur Gegenwart iſt mit feinem Verſtändnis 
gezeichnet. Jakob Burkhardt wird mit höchſter Anerkennung ſeine 
Stelle zugewieſen; der Idealismus von Droyſen wird dem Realismus 
von Comte, Buckle, Marx, Hellwald, Lippert gegenübergeſtellt. Man 
wird auch nicht ſagen können, daß hier Lamprecht das Verſtändnis 
für Ranke und feine Ideen lehre, für ſeine großen Verdienſte fehle; 
er ſucht Ranke aus der Idealitätsphiloſophie und aus Humboldts 
Ideengängen zu erklären. Er will nur nachweiſen, daß er, ein 
Produkt der geiſtigen Atmoſphäre von 1800 — 1860, nicht mehr für 
die Zeit von 1880—1900 genügen könne. Natürlich läuft die Dar⸗ 
ſtellung in eine Rechtfertigung feines eigenen prinzipiellen Stand- 
punktes aus. Er ſucht zu beweiſen, daß es eine auf empiriſcher Not⸗ 
wendigkeit beruhende Abfolge typiſcher, pſychologiſcher Zeitalter gebe, 
welche die deutſche Geſchichte wie die der anderen Staaten beherrſche. — 

Ich will nicht ſagen, daß dieſe Abfolge der Kulturzeitalter nun 
ein geſichertes Ergebnis für alle Zukunft ſei. Ich komme darauf 
zurück. Aber es iſt ein erſter, ernſthafter empiriſch⸗ realiſtiſcher 
Verſuch, der erhebliche Keime der Wahrheit in ſich ſchließt. Es iſt 
ein Verſuch, an dem man künftig weiterbauen wird. Ein Verſuch, 
der ſich anſchließt an die vier Weltzeitalter der Kirchenväter und 
an die Ideen Macchiavells, Rankes und O. Lorenz' über den inneren 
Zuſammenhang der Weltgeſchichte. 

In innerer Verbindung mit dieſem Verſuche einer deutſchen 
Literaturgeſchichte der Wendepunkte der Geſchichtswiſſenſchaft ſtehen 
nun die eigentlichen Kontroversſchriften Lamprechts dieſer Jahre. 
Ich habe hauptſächlich folgende im Auge: 

Was iſt Kulturgeſchichte? Deutſche Zeitſchrift für Geſchichts⸗ 

Wiſſenſchaft, N. F. Bd. 1, 1896—97. 

Die geſchichtswiſſenſchaftlichen Probleme der Gegenwart. Zukunft 

vom 7. u. 14. Nov. 1896. 

Die kulturhiſtoriſche Methode, 1900. 
Moderne Geſchichtswiſſenſchaft. Fünf Vorträge 1905. 
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In dieſen Schriften ſtellt Lamprecht die ältere Geſchicht⸗ 
ſchreibung, als die individualiſtiſche, der ſeinigen, als der kollekti⸗ 
viſtiſchen, gegenüber. Die ältere leite alles Geſchehen weſentlich aus 
großen Perſönlichkeiten, aus den Helden der Geſchichte ab; Lamprecht 
führt als heutigen ſprechendſten Typus dieſer Art Max Lehmann 
mit ſeiner Leipziger Antrittsrede an; in ihr behauptet Lehmann, 
die Geſchichte kenne überhaupt keine Geſetze und keine Notwendigkeit. 
Lamprecht erinnert daran, daß auch Ranke den Urgrund der Ge⸗ 
ſchichte ein göttliches Geheimnis nennt; aus dieſem gingen die 
Ideen der Geſchichte auf unerklärbare Weiſe zurück. Die neueren 
Theorien Windelbands und Rickerts, die die großen Perſönlichkeiten 
und die großen hiſtoriſchen Ereigniſſe als einzigartig bezeichnen, ent⸗ 
ſpringen ähnlichen Gedankenreihen. Lamprecht meint, nach einer 
ſolchen Auffaſſung ſei die Einwirkung der großen Männer einer 
rationellen Deutung nicht fähig; ſie gehöre dann in das Gebiet des 
Unbegreiflichen, ſei nur einer künſtleriſchen, nicht einer begrifflichen 
Erfaſſung zugänglich. Ranke und Droyſen hätten übrigens ſpäter 
über den ſchöpferiſchen Einfluß großer Perſönlichkeiten viel be- 
ſcheidener gedacht, wie es unter den neueren auch Schopenhauer, 
Eucken und Simmel getan. 

Die pſychiſche Haltung großer Menſchengemeinſchaften beherrſche, 
ſagt Lamprecht, jedenfalls Sitte, Sprache und Recht. Die kollektiven 
ſozialpſychiſchen Kräfte, die auf den einzelnen Kulturgebieten herr⸗ 
ſchend ſeien, beeinflußten alle Menſchen, ganz beſonders auch die 
höheren Schichten der Geſellſchaft und ihre Führer. Die „Ideen“ 
Rankes ſeien daher, richtig erfaßt, nichts ſo weſentlich anderes als 
ſeine ſozialpſychiſchen Kräfte. Deren Einfluß in der Geſchichte des 
Alterstums ſei längſt von Männern wie Böckh und Mommſen an⸗ 
erkannt; er wolle eigentlich nur für die neuere Geſchichte dasſelbe 
durchführen, was ſie fürs Altertum ſchon getan. Eine ausgebildete 
Ideenlehre hätte am Ende auch zu ſeinen pſychologiſch charakteriſierten 
Kulturzeitaltern hingeführt. Die Aufeinanderfolge ſeiner Kultur⸗ 
zeitalter werde beſtimmt durch die fortſchreitende Intenſivität des 
Seelenlebens, welche einen kontinuierlich ſteigenden Überſchuß pſy⸗ 
chiſcher Energie ergebe. Eine vergleichendes empiriſches Studium der 
ſozialpſychiſchen Entwicklungsfaktoren habe ihm vorläufig für die 
deutſche Geſchichte die von ihm aufgeſtellten Kulturzeitalter ergeben; 
dieſe offenbarten ſich zunächſt in der volkswirtſchaftlichen Verfaſſung 
und dann in den Folgen der wirtſchaftlichen und ſonſtigen Kultur⸗ 
elemente für die übrigen höheren Gebiete der Kultur. Die politiſche 
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Geſchichte könne man alfo nur verſtehen auf dem Boden der Kultur: 
geſchichte, der pſychiſch⸗geſellſchaftlichen Kulturelemente. 

Ranke ſelbſt habe eigentlich auch neben der individualiſtiſchen 
Betrachtungsweiſe die ſozialpſychologiſche angewandt; erſt ſeine 
Schüler hätten durch einſeitigen Betrieb der politiſchen Geſchichte 
ſich einſeitig auf den individualiſtiſchen Standpunkt geſtellt, während 
Burkhardt mit der Erkenntnis der Renaiſſancekultur als Zeitalter 
des Individualismus den Fortſchritt zur maſſenpſychologiſchen Ge: 
ſchichtserklärung gemacht habe; ähnlich habe Comte mit ſeinen drei 
großen Kulturzeitaltern die Geſamtentwicklung aufgefaßt; ſeine eigene 
Bedeutung beſtehe darin, daß er ſeine Zeitalter definitiv zur Grund⸗ 
lage der wiſſenſchaftlichen Geſchichtserkenntnis gemacht habe. 


Wir fügen ein Wort über dieſe Zeitalter bei, welche ſeine 
deutſche Geſchichte beherrſchen. Kürzer zuſammengefaßt hat er ihr 
Weſen in der Einleitung zum zweiten Ergänzungsband, erſte Hälfte 
(1903) und in den amerikaniſchen Vorträgen (Moderne Geſchichts⸗ 
wiſſenſchaft 1905) dargelegt. 

Die erſte Periode, deren erſte Hälfte in die Urzeit, deren 
zweite in die Epoche der Völkerwanderung und der erſten Seßhaft⸗ 
werdung bis ins 8. bis 10. Jahrhundert falle, charakteriſiere ſich 
durch die okkupatoriſche Geſchlechterwirtſchaft, durch die Sippen⸗ 
verfaſſung und die erſte Staatsbildung. Die okkupatoriſch⸗kollektiviſche 
Wirtſchaft gehe in der zweiten Hälfte der Periode in individualiſtiſch⸗ 
familienhafte über; das animiſtiſche Geiſtesleben würde mehr und 
mehr ein ſymboliſches. Die einheitlich ſeeliſchen Funktionen erſchienen 
ſymboliſch in Sprache, Kunſt, Weltanſchauung, Sitte. Die Er: 
ſcheinungen des Natur⸗ und Menſchenlebens würden in einer Welt 
von Göttern ſymboliſiert; der Heldengeſang ſpiegele die Schickſale 
der Völker ab. Die einzelne Perſon ſei von Geſchlecht und Familie 
beherrſcht. Die Einzelnen ſeien wenig verſchieden voneinander; 
Arbeitsteilung war kaum vorhanden. Geburt, Verlobung, Beiſchlaf, 
Tod ſind, ſagt er, von ſymboliſchen Kultushandlungen begleitet. 
Als fremde Elemente dringen die chriſtliche Lehre und der römiſche 
Staatsgedanke ein. Man wird nicht leugnen können, daß im erſten 
Bande der Deutſchen Geſchichte (Buch II, Kap. 3, S. 160— 195) 
dieſes ſymboliſche Zeitalter anziehend und geiſtvoll geſchildert iſt; 
der Zuſammenhang der pſychologiſchen Zuſtände mit Sitte, Recht 
und Religion, mit Kunſt und ſozialen Einrichtungen wird da an⸗ 


ſchaulich vorgeführt. 
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Es beginnt die zweite große Periode: die germanifchen 
und romaniſchen Volkselemente ſcheiden ſich in das weſt⸗ und oſt⸗ 
fränkiſche Reich; ein rein germaniſcher großer Staat entſteht mit 
Grundherrſchaft und Anfängen des Städteweſens. Die innere 
Koloniſation vollzieht ſich vom 8. bis 18. Jahrhundert, wobei die 
genoſſenſchaftliche Verfaſſung der bäuerlichen Bevölkerung überwiegt. 
Ritterſchaft, Hörigkeit, Bürgertum entſtehen. In typiſchen Formen 
fixieren Sitte und Recht alles ſoziale Leben; in typiſchen Formen 
entwickelt ſich Baukunſt, Ornamentik, Poeſie, Volkslied, Klaſſen⸗ 
ordnung, wirtſchaftliche Organiſation und Staatsleben. Das Deutſch⸗ 
tum hatte ſeine typiſche Geſtalt erhalten, ſeinen nationalen Charakter 
im Geiſtes⸗, Geſellſchafts⸗, Rechts⸗ und Staatsleben erreicht. Im 
zweiten und dritten Bande ſeiner Deutſchen Geſchichte, die von den 
Karolingern bis zu den Staufern reichen, wird hauptſächlich Bd. II, 
S. 168 ff. und Bd. III, S. 204 ff. das geiſtige Leben dieſer Epoche 
vorgeführt. i 

Dieſe typiſchen Formen gehen nun in einer weiteren 
Periode vom 13. bis 15. Jahrhundert in konventionelle über. 
Der Typismus verwandelt ſich in den Konventionalis mus. 
Er wird im IV. Bande S. 253 ff. geſchildert ſowie in den Abſchnitten 
über das Geiſtesleben des ſpäteren Mittelalters; in den fünf ameri⸗ 
kaniſchen Vorträgen S. 36—40, wie mir ſcheint, nicht mehr ſo 
lebendig und überzeugend wie die vorhergehenden. Lamprecht ſagt: 
„Man iſt nicht mehr typiſch, noch weniger individuell. Man bewegt 
ſich in der Zwiſchenſtufe des Konventionellen. Schon die geſellſchaftlich⸗ 
ſozialen Formen zeigen es; nicht frei iſt die ritterliche Geſellſchaft 
und die bürgerliche noch des 14. und teilweiſe des 15. Jahrhunderts, 
ſondern in halb genoſſenſchaftlichen Formen gegängelt, konventionali⸗ 
ſiert und darum, ſo namentlich die ritterliche Welt, äußerlichen 
Idealen der Erziehung anheimgegeben.“ 

Die Unruhen des 15. Jahrhunderts zeigen den Übergang zum 
folgenden Kulturzeitalter, dem individualiſtiſchen. 
Der Individualismus beherrſcht nun volle neun Generationen, bis 
zur Mitte des 18. Jahrhunderts. In gewiſſem Sinne eine Befreiung, 
aber keine Rationaliſierung, eine Welt ohne Ruhe, ein Fortſchritt 
zu höherem Kauſalitätsbewußtſein. Die Geldwirtſchaft hatte in den 
Städten geſiegt, drang dann aufs Land hinaus, es entſtanden kapi⸗ 
taliſtiſche Lebensformen, drückende Kreditabhängigkeiten mit ſchweren 
ſozialen Kämpfen, mit den Anfängen eines Proletariats. Daneben 
konſolidieren ſich die deutſchen Territorialgewalten; die Reformation 
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befreit das überkommene Glaubensleben; das römiſche Recht dringt 
als Stütze des Individualismus vor. Lamprecht ſchildert in ſeinem 
fünften Bande, erſte Hälfte, die Entwicklung der individualiſtiſchen Ge⸗ 
ſellſchaft und die erſte Blüte des individualiſtiſchen Geiſteslebens, 
die Reformation und die ſoziale Revolution des 16. Jahrhunderts 
unter dieſen Geſichtspunkten. Dazu kommen als weitere Folge 
des freien Geiſteslebens die großen Entdeckungen, die Fortſchritte der 
Wiſſenſchaften, der Naturalismus der Kunſt. Aus der ſeeliſchen 
Revolution entſteht die neue materielle, geiſtige und ſoziale Kultur 
des 16. bis 18. Jahrhunderts (Mod. Geſch.⸗Wiſſenſch. S. 44— 45). — 

Aus den Kämpfen des individualiſtiſchen deutſchen Zeitalters 
geht von 1750 das neue ſubjektiviſtiſche Zeitalter hervor. 
Von 1750— 1870 ſetzen ſich die neuen Wirtſchaftsformen, das freie 
Unternehmertum, die ausgebildete kapitaliſtiſche Wirtſchaft, die neue 
freie Agrarverfaſſung durch. Dazu kommt die Auswanderung, die 
Entſtehung eines breiten Geldlohnarbeiterſtandes, die ganz neue ſoziale 
Gliederung. Eine Summe großer ſeeliſcher Diſſonanzen entſteht mit den 
großen Aufſchwungsbewegungen; das Großſtadtleben ſteigert ſich, 
gewinnt großen Einfluß mit ſeinem Nervenverbrauch. 

Die Zeit von 1870 an iſt als eine Epoche der Reizſamkeit 
zu charakteriſieren. Die Kunſt ſchwelgt in Naturalismus, teilweiſe 
in ſeichtem Pathos; das Senſationelle, der Kultus des Häßlichen 
und Perverſen tritt hervor. Aber daneben erheben ſich neue religiöſe 
und fittliche Ideale, ſynthetiſche, ethiſche Bewegungen, eine neue 
Frömmigkeit (Mod. Geſch.⸗Wiſſenſch., S. 51 —76). 

Kann mit dieſen wenigen Strichen auch kein volles Bild der 
Lamprechtſchen deutſchen Kulturzeitalter entſtehen, eine Andeutung, 
wie er ſie erfaßt und verdeutlicht, wie er die pſychiſchen Veränderungen 
ſchildert, ſie aus den älteren Zuſtänden hervorgehen und die ſpäteren 
beherrſchen läßt, dürfte damit doch gegeben ſein. Hauptſächlich im 
Anſchluß an die Zeit von 1750—1870 gibt Lamprecht noch eine 
beſondere Analyſe (Zur Pſychologie der Kulturzeitalter überhaupt in 
Mod. Geſch.⸗Wiſſenſch., S. 77—102), wie er ſich die Entſtehung 
und Neubildung der ſeeliſchen Kräfte beim Übergange denkt. Er gibt 
zu, wie ſchwierig eine ſolche Forſchung ſei, er betont, daß nur volle 
Beherrſchung der neuen wiſſenſchaftlichen Psychologie zu ihr befähige. 
Er ſucht zu zeigen, wie aus neuen materiellen Zuſtänden das ver- 
änderte Seelenleben entſtehe, wie aus den Diſſonanzen die Kämpfe 
und die neuen Ideale herauswachſen, wie die neuen größeren pſychiſchen 
Kräfte mit höherer Syntheſe, mit ſchöpferiſchem Erfolge, ſich bilden. 

3 * 
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Ich möchte jagen, Lamprecht leifte gewiß dabei mancherlei, aber 
er erreiche bei dieſen Verſuchen doch z. B. nicht die geiſtige Höhe 
und Freiheit, welche Dilthey bei einer Reihe analoger Schilde⸗ 
rungen des geiſtigen Lebens vom 15. Jahrhundert bis zur Gegen⸗ 
wart zeige. Ich möchte vor allem betonen, daß er ſeine Vorſtellungen 
über die verſchiedenen geiſtigen Kollektivkräfte der einzelnen Zeitalter 
nicht zu einer beherrſchenden maſſenpſychologiſchen Theorie aus⸗ 
gebildet hat, aus der nun mit Folgerichtigkeit ihre Entwicklung aus⸗ 
einander und die Abhängigkeit aller Kulturanſchauungen aus ihrer 
jeweiligen Geſtaltung ſich ergeben. Es handelt ſich bei ihm für 
jedes Zeitalter mehr um eine Summe von einzelnen pfſpychiſchen 
Zügen und von ſozialen Erſcheinungen, deren Zuſammenhang mit 
Künſtlerhand dargeſtellt, der kongeniale Leſer ahnen kann, als um 
eine voll überzeugende Beweisführung. 

Ich gebe dabei gern zu, daß die Verſuche Lamprechts in ber 
Kapiteln feiner Deutſchen Geſchichte, welche dann der Charakteriſierung 
der verſchiedenen Zeitalter des deutſchen Geiſtesleben gewidmet ſind, 
und in den dieſem Thema gewidmeten Kontroversſchriften, nicht bloß 
viel Geiſtvolles, in die Tiefe Blickendes enthalten, ſondern auch daß 
er verſtanden habe, vielfach die kauſalen Verbindungslinien zwiſchen 
geiſtigen Urſachen und äußerer Geſchichte des Wirtſchafts⸗ und Staats⸗ 
lebens da und dort herzuſtellen. Aber es geſchah nicht in wiſſen⸗ 
ſchaftlicher, begrifflicher, kauſal unwiderleglicher Weiſe, ſondern nur 
durch eine gewiſſe künſtleriſche Intuition. Unſere hiſtoriſchen Quellen 
und unſere wiſſenſchaftliche Pſychologie erlauben freilich heute, 
vielleicht auch in aller Zukunft, nicht mehr. 

Lamprecht hat ſeinem pſychologiſch getauften Zeitalter, Symbol is⸗ 
mus, Typismus, Konventionalismus, Individualismus, Subjekti⸗ 
vismus, in der Hauptſache geſchaffen, als er mit der wiſſenſchaftlichen 
Pſychologie von Wundt und Lipps noch nicht näher bekannt war. 
Er kam von Burckhards „Kultur der Renaiſſance in Italien“ zu der 
Bezeichnung des 15. und 16. Jahrhunderts als Sieg des Indivi⸗ 
dualismus und ſuchte dann weſentlich unter dem Einfluß äſthetiſch⸗ 
kunſthiſtoriſcher Studien und des wirtſchaftsgeſchichtlichen Stufen⸗ 
gangs, wie ihn Liſt, Roſcher und Hildebrand aufgeſtellt haben, 
auch für die okkupatoriſche, die Naturalwirtſchaft uſw. ent⸗ 
ſprechende, pſychiſch charakteriſierende Namen; er kam ſo zugleich 
dazu, dieſe pſychiſchen Bezeichnungen auch zur Urſache der ſich 
folgenden Wirtſchafts⸗ und ſonſtigen Kulturformen zu machen. Er 
tat es mit Geiſt und mit hiſtoriſchem Blick. Seine ganzen Aus⸗ 
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führungen über die Kulturzeitalter zeigen dieſe Eigenſchaften in hohem 
Grade. Sie eröffnen eine Menge von Ausblicken und Erklärungen. 
Aber fie find, wie ich ſchon ſagte, mehr ein erſter Verſuch der pfycho- 
logiſchen Erklärung der Geſchichte als eine grundlegende, allgemein 
anzuerkennende Theorie. 

Die oben (S. 31) genannten Schriften und Reden, welche 
der Verteidigung ſeiner Kulturzeitalter gewidmet ſind, gehören gewiß 
zum Beſten, was die neuere deutſche Geſchichtsphiloſophie geliefert 
hat. Aber ſie ſind nicht das, für was ſie Lamprecht hält: die erſt⸗ 
malige Begründung einer wiſſenſchaftlichen Geſchichtstheorie. Sie 
ſind eine Theorie, die vielleicht höher ſteht als die Geſchichtstheorie 
Herders, Kants, W. v. Humboldts, noch mehr als die der Kirchen⸗ 
väter; aber ſie ſind doch eine Theorie neben anderen. Sie wollen 
dem Bedürfnis genügen, die Weltgeſchichte als eine Einheit zu er⸗ 
faſſen. Sie find der letzte und wohl auch der zurzeit vollkommenſte 
Verſuch dieſer Art. Aber ſie erſcheinen mir auch nicht mehr als 
ein Verſuch. Schon die Namen der verſchiedenen Zeitalter zeigen 
keine einheitlichen Urſachen, ſind nicht einheitliche Glieder einer ge⸗ 
ſchloſſenen Kette; ſie ſind mehr geiſtreiche Einfälle als tiefere Er⸗ 
klärung ſchaffende Begriffe. 

Die zwei Gruppen von Schriften, die wir bisher beſprochen 
haben, gehören notwendig zur vollen Charakteriſtik von Lamprecht, 
aber ſie ſind doch nicht ſo wichtig wie ſein großes Lebenswerk, die 
Deutſche Geſchichte, die in elf Bänden und in drei Ergänzungsbänden 
1891 - 1906, teilweiſe ſchon in dritter Auflage erſchienen find. Es 
iſt eine im größten Stil angelegte deutſche Geſchichte, zuerſt mehr 
gedacht als politiſche Geſchichte auf der Grundlage der Wirtſchafts⸗ 
geſchichte, dann mehr und mehr auf der der allgemeinen Kultur⸗ 
und Geiſtesgeſchichte. Sie kann in ihrer Tendenz verglichen werden 
mit K. W. Nitzſchs Geſchichte des deutſchen Volkes und ſeiner Ge⸗ 
ſchichte der römiſchen Republik; mit Mommſen (Römiſche Geſchichte) 
hat ſich Lamprecht ſelbſt in eine Linie geſtellt. Mit Eduard Meyers 
Geſchichte des Altertums berühren ſich die Tendenzen Lamprechts 
vielfach; auch dieſer größte neuere Geſchichtſchreiber der antiken 
Welt gibt eine Wirtſchafts⸗, Verfaſſungs⸗ und Kulturgeſchichte, ſowie 
eine Geiſtesgeſchichte neben der politiſchen Geſchichte und der der 
großen Männer und ihrer Epochen. Alſo iſt Lamprecht nicht eine 
einzigartige Erſcheinung, ſondern bewegt ſich auf Wegen, die andere 
neuere deutſche hervorragende Gelehrte ähnlich beſchritten haben, ſo 
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ſehr er fic) auch von jedem der Genannten unterſcheiden mag, und 
ſo ſehr er die Abſicht hat, über ſie alle hinauszukommen. 

Die univerſaliſtiſchen Tendenzen, die Verachtung der ſpezia⸗ 
liſtiſchen Gelehrſamkeit ſind bei ihm ſtärker ausgebildet als bei all 
den anderen. Seine Rieſenarbeitskraft und ſeine innere Haſt haben 
ihm geſtattet, von 1886 —1906, in 20 Jahren 14 Bände neben 
aller ſeiner großen Vorleſungs⸗, Seminar⸗ und Organiſations⸗ 
tätigkeit zu ſchaffen. Und er hat ſo ein Werk zuſtande gebracht, 
das in die weiteſten Kreiſe dringt, ſehr viel und ſehr gern geleſen 
wird. Das werden ihm ſelbſt ſeine Feinde nicht abſtreiten können. 
Und der unparteiiſche ſachkundige Leſer wird auch zugeben, daß der 
große Erfolg ſeiner Deutſchen Geſchichte nicht bloß auf der Reklame 
guter Freunde, nicht allein auf der Anpaſſung an den Zeitgeſchmack, 
ſondern doch überwiegend auf ihren inneren Vorzügen beruhe. 

Gewiß hat ſich Lamprecht bei ſeiner Deutſchen Geſchichte über⸗ 
haſtet, und darauf gehen die Fehler, die man ihm vorwarf, in der 
Hauptſache zurück. Er hat aber dafür ein Werk geſchaffen, das fertig 
wurde, und ſo viele unſerer anderen großen Geſchichtswerke ſind 
unfertig geblieben. Er hatte ſelbſt ein klares Bewußtſein ſeiner 
Haſt. Er pflegte zu ſagen: Ich muß ſo raſch verfahren, ſonſt gelingt 
es nicht, die „Deutſche Geſchichte“ aus einem Guſſe herzuſtellen. 

Gewiß hat Lamprecht verſtanden, ſich dem Zeitgeſchmack und 
dem Leſebedürfnis weiteſter Kreiſe anzupaſſen. Lamprecht mußte ſich 
ſagen laſſen, er ſchreibe im modernſten Zeitungsdeutſch, mit den 
Künſten der Effekthaſcherei aufgeſtutzt, in reizvollem Wechſel zwiſchen 
Manier und Plattheit. Aber das Weſentliche iſt doch, daß er ſeine 
Leſer zu feſſeln verſteht, daß er patriotiſches Pathos mit anziehender 
Lebendigkeit und Anſchaulichkeit verbindet und ſo die weiteſten Kreiſe 
in ſeinen Bahnen feſthält. Es wird wenige ſchwere große Geſchichts⸗ 
bücher geben, die ſo geleſen wurden, die ſolche Wirkung ausübten. 
Und das iſt doch zuletzt der Zweck der Bücher, vor allem der 
hiſtoriſchen. 

Gewiß hat Lamprecht ſeine eigene Reklame beſorgt; er war 
darin ein ganz naiver Menſch; er war erfüllt davon, eine große 
hiſtoriſch⸗wiſſenſchaftliche Miſſion zu haben. Aber er ſetzte ſich auch 
als Kämpfer überall friſch und mutig ein; er ließ ſich nicht verblüffen. 
Er machte mir immer den Eindruck eines kampfluſtigen Borers, der 
frohgemut, mit aufgeſtülpten Hemdärmeln in die Arena eilte, ſeinen 
Gegnern wuchtige Schläge zu verſetzen. Der unbedingte Glaube an 
ſich ſelbſt verließ ihn nie, und der jubelnde Beifall der Schüler ſtärkte 
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jtet3 fein Selbſtgefühl. Er hatte auf dem Höhepunkt feiner Tätige 
keit Auditorien von Hunderten von Zuhörern. Die Zahl nahm 
ſpäter ab, wie Sachkundige ſagen, weil ſeine Allgeſchäftigkeit ihm 
nicht mehr die Zeit zu ausreichender Vorbereitung ließ. Seine liebens⸗ 
würdige Lebendigkeit und Aufgeſchloſſenheit gegenüber den Studierenden 
ließ ihn zeitlebens wie einen älteren Kameraden erſcheinen. Er ver⸗ 
ſtand auf jeden Schüler, auf ſeine Wünſche und Gedanken einzugehen; 
er machte Spaziergänge und Fußtouren mit ihnen. Er liebte die 
Jugend und ward von ihr vergöttert. 

Sein ſtarkes Selbſtgefühl war an ſich nicht unberechtigt. Es 
hat ihm ja auch an vollſter Anerkennung von vielen Seiten nicht 
gefehlt. Sie wäre ihm noch mehr zuteil geworden, wenn er ſelbſt 
auch anderen mehr gerecht geworden wäre, wenn er das, was ihn 
auszeichnete und das, was ihm fehlte, etwas klarer erkannt hätte. 
Ich mußte bei ſeinem Weſen oft an die elſäſſiſchen Verschen vom 
Hans im Schnockeloch denken: 

„Denn was er hat, das will er nicht, 
Und was er will, das hat er nicht.“ 

Er wollte ein reformierender Methodiker und geſchichtsphilo⸗ 
ſophiſcher Denker ſein und war doch in erſter Linie ein großer lite⸗ 
rariſcher Künſtler, ein unvergleichlich anſchaulicher Geſchichtserzähler. 
Sein Freund, der große Philoſoph Wundt, ſagte an ſeinem Grabe 
von ihm: Nicht aus ſeinen Schriften und Reden in der Offent⸗ 
lichkeit, ſondern nur aus ſeiner ganzen Perſönlichkeit ſei er 
zu verſtehen, „aus der impulſiven, mit leidenſchaftlichem Intereſſe 
jede Aufgabe ergreifenden und mit unermüdendem Intereſſe an ihr 
arbeitenden, aber auch jeder neuen Anregung zugänglichen 
Perſönlichkeit“. Er blieb zeitlebens ein ſtrebender, vorwärtsſchreitender, 
neue Aufgaben ſich ſtellender Gelehrter und merkte ſo nicht, wie er 
ſelbſt immer wieder ein anderer geworden war. 


Um dieſes Urteil näher zu begründen, ſcheint es aber nötig, 
noch etwas auf eine Analyſe ſeines Hauptwerkes, der Deutſchen 
Geſchichte, einzugehen. Dabei iſt es ausgeſchloſſen, alle 14 Bände 
in Betracht zu ziehen; wir müſſen uns begnügen, einen oder einige 
herauszugreifen. Ich wollte zuerſt ausſchließlich den fünften Band 
wählen, da er ein gutes Beiſpiel bietet, wie Lamprecht verfährt. 
Er ſchildert in den zwei Hälften dieſes Bandes zuerſt (Buch 14) 
die Politik Maximilians I. und den Sieg des Föderalismus über 
ihn, dann die wirtſchaftlichen Wandlungen des 14. bis 16. Jahr⸗ 
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hunderts, die Entwicklung der individualiſtiſchen Geſellſchaft und 
die erſte Blüte des individualiſtiſchen Geiſteslebens; im 15. Buch 
das Auftreten, die Perſönlichkeit Luthers und die ſoziale Revolution, 
das Reifen des Proteſtantismus und ſeine Kämpfe mit Karl V. bis 
1555. Im 16. Buch folgen die Darſtellung der nationalwirtſchaft⸗ 
lichen Reaktion, die Kämpfe zwiſchen Reich und Territorien bis gegen 
1600, der niederländiſche Aufſtand, die Entſtehung von Union und 
Liga, der Dreißigjährige Krieg und der Weſtfäliſche Frieden. 

Im Mittelpunkt der 766 Seiten ſteht durchaus die Perſönlichkeit 
Luthers, deſſen Charakter und Wirkſamkeit mit Liebe, ja mit Be⸗ 
geiſterung geſchildert wird; man könnte meinen, ein Hiſtoriker der 
Heroenverehrung führe da die Feder. Auch andere vortreffliche Porträts 
begegnen, ſo das Maximilians (S. 16). Im übrigen wird S. 49 
bis 217 der wirtſchaftliche und geiſtige Hintergrund der Zeit ge⸗ 
ſchildert, S. 322 — 336 die ſoziale und politiſche Lage der führenden 
Klaſſen; daran ſchließt ſich die Erzählung des Bauernkrieges; die 
Folgen desſelben, ganz verſchieden in den einzelnen Territorien, 
werden gut geſchildert. Der volkswirtſchaftliche Rückgang gegen Ende 
des Jahrhunderts, die Entwicklung der territorialen Verfaſſung und 
Verwaltung kommen lebendig zum Ausdruck. Ich habe den Eindruck, 
daß eben die Verbindung der hiſtoriſchen mit den wirtſchaftsgeſchicht⸗ 
lichen und geiſteswiſſenſchaftlichen Studien das iſt, was dem Bande 
ſeinen eigenen Wert verleiht. Doch gehe ich nicht näher auf ihn 
ein, weil es mir doch richtiger erſchien, die Ergänzungsbände, welche 
das 19. Jahrhundert umfaſſen, hier einer Beſprechung zu unterziehen. 
Ich fühle mich da kompetenter und denke damit auch den Intereſſen 
der Jahrbuchsleſer beſſer entgegenzukommen. Freilich muß ich mir 
auch da eine Beſchränkung auferlegen; ich muß den erſten dieſer 
Bände, welcher die Tonkunſt, die bildende Kunſt, die Dichtung und 
die Weltanſchauung der deutſchen Gegenwart, als die Grundlage 
der neueſten deutſchen Geſchichte behandelt, beiſeite laſſen. Ich fühle 
mich zur Beurteilung des größten Teils ſeines Inhalts, trotz dem 
lebendigen Intereſſe, mit dem ich ihn geleſen, nicht berufen genug. 
— Im übrigen möchte ich nicht unterlaſſen zu betonen, wie ſehr ich 
dieſen Band bewundere. Es gibt keinen anderen deutſchen National⸗ 
ökonomen oder Hiſtoriker, der ihn ſchreiben könnte: Die Summe der 
Literatur⸗ und Kunſtkenntniſſe iſt erſtaunlich. Welcher Nichtfachmann 
vermöchte ſo, wie es hier geſchieht, die Entſtehung und die Geſtalt 
der neuen deutſchen, naturwiſſenſchaftlich gerichteten Pſychologie zu 
ſchildern? Doch kommen wir zur Sache. 
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Der zweite Ergänzungsband (erfte Hälfte) behandelt das Wirt: 
ſchaftsleben und die ſoziale Entwicklung Deutſchlands im 19. Jahr⸗ 
hundert, die zweite Hälfte die innere und die auswärtige Politik 
derſelben Zeit. Dabei greift Lamprecht nochmal weit zurück in die 
Anfänge der germaniſchen Geſchichte. 

Er führt im Vorwort zu Band II, 1. Hälfte aus, daß er die bis⸗ 
herige Lehre von den Wirtſchaftsſtufen durch eine neue pſychologiſche 
Theorie erſetzen und das Verhältnis von Naturwiſſenſchaft, Technik 
und Volkswirtſchaft für das 15. bis 19. Jahrhundert geſchichtlich 
klarlegen müſſe. Dem ſeien die erſten hundert Seiten des Buches 
gewidmet. Die bisherigen national⸗ und ſozialökonomiſchen Begriffe 
und Kategorien ſeien von ihm umgedeutet oder verworfen; aber das 
ſei für ſeinen ſozialpſychiſchen und entwicklungsgeſchichtlichen Stand- 
punkt notwendig. 

Seine Darſtellung beginnt mit einer Parallele der älteren natur⸗ 
wiſſenſchaftlichen gegenüber der ſpäteren geiſteswiſſenſchaftlichen Ent⸗ 
wicklung unſerer Erkenntnis überhaupt, auf die wir nicht eingehen, 
und erörtert dann, was er die Beſeelung der Wirtſchaftsſtufen nennt. 
Er verſucht aufs neue, ohne engeren Anſchluß an das, was er im 
erſten Bande, zehn bis zwölf Jahre früher, über die wirtſchaftlichen 
Anfänge der Germanen geſagt hat, die wirtſchaftlichen Gefühle, 
Gedanken und Handlungen der Germanen im kommuniſtiſchen Sippen⸗ 
zeitalter, in der Zeit der Seßhaftwerdung, ſowie bei der Entſtehung 
der Hundertſchaften und des Staates einerſeits, der Familien⸗ 
wirtſchaft anderſeits darzulegen. Eine Zeit faſt animaliſchen 
Trieblebens, einer Bedürfnisbefriedigung, die keinen Zwiſchenraum 
zwiſchen Triebhandlung und Genuß kennt, geht — nach ihm — mit 
der Ausbildung von Familie, Hundertſchaft und Staat, mit der 
Seßhaftigkeit und der gemeinſamen Ordnung des geſellſchaftlich⸗ 
politiſchen Lebens in eine teils kommuniſtiſche, teils individualiſtiſche 
Güterproduktion und in die Anfänge von Tauſch und Verkehr über. 
Längere Erwägungen ſchieben ſich nach und nach zwiſchen das Be⸗ 
dürfnis und ſeine Befriedigung ein, Tauſch und Arbeitsgemeinſchaft 
entwickeln ſich, einander ergänzend. Die Hauswirtſchaft iſt dabei 
der modernſte, der beſonders rege wirtſchaftliche Körper. Der Staat 
gewährt als Friedensordnung Schutz und Eigen an dem gemeinſamen 
Nutzungsgebiet; die Hundertſchaft (bzw. Markgenoſſenſchaft) ordnet 
die Vorausſetzungen der teils gemeinſamen, teils individuell⸗familien⸗ 
haften Produktion. Aus den kräftigſten Hausgemeinſchaften gehen 
die Führer und Eigentümer der Grundherrſchaft hervor; durch ſie 
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bildet fic) ein mehr individuelles Wirtſchaftsleben, eine höhere 
Produktion, eine kriegeriſche Organiſation, eine Beherrſchung und 
Führung der kleinen bäuerlichen Familienwirtfchaften. Die kommu⸗ 
niſtiſchen Elemente des Wirtſchaftslebens treten damit zurück. Die 
freie Übertragung des Bodens und der Fahrhabe nimmt zu. Die 
Grundherrſchaft ſchafft die Miniſterialität. Es entſtehen mit den 
großen Grundherrſchaften der Fürſten die Organiſationsformen, die 
zum Beamtentum, zur Bureaukratie hinüberführen. Die Grund⸗ 
herrſchaften ſind Vermittler und Bewältiger höherer ſeeliſcher 
Spannungen zwiſchen Bedürfnis und Genuß. 

Mit zunehmender Sparſamkeit und erweiterter Kapitalbildung 
entſtehen dann im 12. bis 13. Jahrhundert die Anfänge von Markt 
und Stadt, von Handel und Handwerk. Die Städte bedürfen der 
Beherrſchung und Angliederung ihrer Umgebung. Die Bildung und 
Organiſation der Territorien entſteht: „Das Territorium iſt ein der 
früheren Stadt, mehr als es uns zunächſt ſcheinen will, wirtſchaftlich 
weſensähnliches Gebilde.“ Die Gütererzeugung wird berufsteilig. 
Vom 14. bis 16. Jahrhundert entſteht ſogar ſchon ein nationaler, 
nach dem Ausland gerichteter Handel; einerſeits nach Süden durch 
die oberdeutſchen Städte, anderſeits nach Norden durch die Hanſe⸗ 
ſtädte. Damit beginnt ein großer wirtſchaftlicher Aufſchwung, der 
aber von 1550— 1650 wieder ins Stocken gerät, einer natural⸗ 
wirtſchaftlichen Reaktion Platz macht. 

In der Stadt und ihren Wirtſchaften werden die gebundenen 
Formen des ländlichen Lebens abgeſtreift: die Güter und die Per⸗ 
ſonen werden frei; das wirtſchaftliche Handeln wird überlegter, ge⸗ 
nauer; die Arbeitsteilung verbeſſert die Produktion; der Handel 
vermag weiter auszugreifen, zeigt vom 13. bis 15. Jahrhundert eine 
ſehr große Steigerung. Handel und Handwerk der Städte ſchaffen 
eine neue Welt der wirtſchaftlichen Tätigkeit; die Anfänge des Fern⸗ 
handels bringen größeren Gewinn, größere Erſparniſſe; der Kredit 
bildet ſich aus, die Erſparniſſe — die Kapitalbildung — befördern 
den Fortſchritt. Die Leitung der Produktion geht von den Kon⸗ 
ſumenten mehr und mehr auf die Handwerker und die Händler über; 
das Verlegertum, die Hausinduſtrie, ſpäter die Manufaktur und die 
Fabrik, der moderne Unternehmer entſtehen. 

Anſätze dazu ſind ſchon bis 1600 vorhanden, ſie werden zurück⸗ 
gedrängt durch den erwähnten Stillſtand, dringen erſt wieder 1750 
bis 1870 vor, nun freilich auf der Grundlage einer höheren Technik, 
eines ganz anderen Transportweſens, alſo mit ganz anderem Erfolg. 
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Der Sieg von Handel und Unternehmung in der Organifation 
iſt das Weſentliche der modernen Volkswirtſchaft. Mit den neuen 
Formen des Wirtſchaftslebens kommen die neuen Formen des Ver⸗ 
ſtandeslebens. Die Entſtehung der Naturwiſſenſchaften geht der 
Entſtehung der neuen Volkswirtſchaft parallel; die Entwicklung der 
Technik iſt das Ergebnis der erſteren; das moderne Geldweſen, der 
moderne Verkehr, der moderne Handel ſind die weitere Folge. Die 
moderne Gütererzeugung wird erſt techniſch, dann organiſatoriſch in 
den Formen der neuen Unternehmung geſchildert. 

Eine ſchematiſche Überſicht über die Entwicklung der Unter⸗ 
nehmung ſchließt den ganzen Abſchnitt der wirtſchaftlichen Entwick⸗ 
lung. Dabei werden unterſchieden: A. Vorſtufen, B. Höhezeit, 
C. Abbläſer. Zu A. gehören die Anfänge einer unregelmäßigen, 
unreglementierten „wilden“ Unternehmung, wie die Zeit der abſo⸗ 
lutiſtiſch reglementierten Unternehmung; zu B. gehören die freien 
Unternebmungen des 19. Jahrhunderts; zu C. die gebundenen Unter⸗ 
nehmungen ſeit den achtziger Jahren des 19. Jahrhunderts. 

Gewiß wird der Volkswirt und der Hiſtoriker auch dieſe Dar⸗ 
ſtellung der hiſtoriſchen Entwicklung des deutſchen wirtſchaftlichen 
Lebens mit Intereſſe leſen. Aber ich habe doch nicht die Empfindung, 
daß Lamprecht damit erheblich Beſſeres und Grundlegenderes geleiſtet 
habe, als was ſeine Vorgänger über die Entwicklungsſtufen des 
deutſchen Volkswirtſchaftslebens aufſtellten. Er begibt ſich hier auf 
ein Gebiet, auf dem er doch nicht Fachmann genug iſt. Das, was 
er naturalwirtſchaftliche Reaktion von 1550 —1650 nennt, iſt damit 
nicht aus den eigentlichen Urſachen erklärt, nämlich aus der Unfähig⸗ 
keit der Reichsgewalt und der Territorialgewalten, eine entſprechende 
ſtaatliche Wirtſchaftspolitik großen Stils nach dem Vorbilde Weſt⸗ 
und Südeuropas zu beginnen und durchzuführen. Der Gegenſatz 
der freien und der gebundenen Unternehmung iſt keine eigenſte Er⸗ 
findung Lamprechts; er iſt das Geſamtergebnis der ganzen neueren 
deutſchen wiſſenſchaftlichen Volkswirtſchaftslehre. Ebenſowenig ſind 
die Betrachtungen über den Einfluß der neuen Naturwiſſenſchaften 
auf Technik und Verkehr etwas Lamprecht Eigentümliches. Die gegen 
früher etwas andere Faſſung ſeiner hiſtoriſch⸗pſychologiſchen Grund⸗ 
lagen des wirtſchaftlichen Handels — das Auseinanderrücken von 
Bedürfnis und Genuß — mag nicht unrichtig fein; ic kann aber 
nicht finden, daß ſie ſehr fruchtbar ſei. 

Die pſychologiſch⸗ hiſtoriſchen Bemerkungen Cunninghams in 
ſeinem Buche: Christianity and Economic Science, die ich eben 
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im Jahrbuch (XL, 1916, ©. 421 ff.) beſprochen habe, ſcheinen mir tiefer 
zu greifen als Lamprecht. Cunningham führt aus: in jedem Zeit ⸗ 
alter ſtehe den volkswirtſchaftlichen Tatſachen eine ſittlich⸗ rechtliche 
Ordnung gegenüber; es komme ſtets darauf an, wie ſie beſchaffen 
ſei, und mit welcher Kraft ſie maßgebend das Wirtſchaftsleben 
beherrſche. 

Was ich in Lamprechts pſychologiſch⸗hiſtoriſchen Ausführungen 
bezüglich des Wirtſchaftslebens weiter vermiſſe, iſt eine ſo tief⸗ 
greifende Behandlung der kirchlich⸗religiöſen Einflüſſe, wie wir fie jest 
M. Weber und Troeltſch danken. Er erörtert wohl die kirchlich⸗ 
religiöſen Entwicklungsreihen da und dort, aber fie kommen, meo 
voto, nicht ganz zu ihrem Recht. 

Und ebenſo vermiſſe ich in ſeinem ganzen Werke ein Eingehen 
auf die hiſtoriſche Entwicklung des pſychiſchen Trieblebens: die 
größte hiſtoriſche Veränderung des Seelenlebens liegt für mich in 
dem Stärkegrad, mit dem zu verſchiedenen Zeiten die niedrigen und 
die höheren Triebe auftreten, in der fortſchreitenden Ausbildung 
und dem Siege der höheren über die niedrigen Triebe. Darin 
liegt, wie mir ſcheint, die empiriſche Erklärung der wachſenden Ver⸗ 
ſittlichung alles menſchlichen Handelns. Lamprecht ſpricht wohl ab 
und zu auch von ſittlichen Kräften, von ſittlichen Fortſchritten; aber 
nur nebenbei. Eben dadurch hat er bewirkt, daß er ab und zu den 
Materialiſten beigezählt wird, was er ja nicht eigentlich iſt, denen 
er ſich aber immer wieder in einzelnen Ausſprüchen nähert. 

Ich ſchrieb 1904 nach der erſten Lektüre des volkswirtſchaftlichen 
Teils des Bandes über denſelben folgende Worte auf einen Zettel, 
den ich ins Buch legte und jetzt wiederfand, nieder: „Beruht auf 
der Zuſammenfaſſung der Arbeiten anderer, wobei durch neue For⸗ 
mulierung der Urſprung der Gedanken verwiſcht iſt; mehr geift- 
reich als erſchöpfend und die Kernpunkte treffend. Das Beſte iſt 
der Verſuch der einheitlichen Zuſammenfaſſung, der Vergleich der 
ſpäteren mit den älteren Epochen Deutſchlands. Der Verſuch einer 
pſychologiſchen Erklärung des ganzen Geſchichtsprozeſſes iſt natürlich 
ein ganz berechtigtes Ziel; ob es ganz erreicht ſei, möchte ich dahin⸗ 
geſtellt ſein laſſen. Was mir bei einem ſolchen Verſuche das wich⸗ 
tigſte wäre, die Erklärung und Würdigung der wichtigſten Inſtitutionen 
für jedes Zeitalter, iſt nur teilweiſe gegeben: die Stadtwirtſchafts⸗ 
politik, die Territorial⸗, die modern ⸗ſtaatliche Wirtſchaftspolitik iſt 
gar nicht dargeſtellt. Geſamteindruck: es liegt ein erſter Entwurf 
vor, kein fertiges Werk.“ — 
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Die zweite Hälfte des Bandes behandelt „Die ſoziale Entwick⸗ 
lung“, wobei die allerneueſte Zeit, der Geſchäftsaufſchwung von 
1895—1900 den Ausgangspunkt bildet. Dem ehrbaren Kaufmann 
aus „Hermann und Dorothea“, der noch halb Ackerbürger iſt, wird 
der freie große Unternehmer von 1895 gegenübergeſtellt, der einem 
Feldherrn oder Staatsmann gleiche. Das moderne Jagen und Haſten 
nach Gold und Macht wird geſchildert. Das Wort von Steffen 
wird zitiert: „Ein geſellſchaftlicher Scheinrang und eine verwüſtete 
Seele iſt oft der einzige Reingewinn von all dem Mühen und Haſten.“ 
Wir laufen Gefahr, in unſeren Kapitalien zu erſticken. Die Nervo⸗ 
fität des Zeitalters, die damit verbunden iſt, müſſe aber nicht not⸗ 
wendig, ſo tröſtet uns Lamprecht, zur Entartung führen; nur müßte 
die ungeregelte Konkurrenz der freien Unternehmung abgelöſt werden 
durch einen geregelten Wettbewerb. Ganz dasſelbe habe ich im 
zweiten Bande meiner Volkswirtſchaftslehre im Kapitel über die 
wirtſchaftliche Konkurrenz ausgeführt; dieſes Buch iſt etwa gleich⸗ 
zeitig mit dem Bande Lamprechts erſchienen. 

Die Nervofität des freien Unternehmers, von Lamprecht mit 
dem neuen Worte „Reizſamkeit“ benannt, dehnt ſich infolge der 
Macht der Unternehmer auf weitere Kreiſe, hauptſächlich die Kopf⸗ 
arbeiter, die Berufe des Staatsdienſtes, der Kirche, der Gemeinde 
aus. Die freie Unternehmung verändert oder beeinflußt auch die 
Hausinduſtrie, das Handwerk, den Handel, die Landwirtſchaft; der 
deutſche Großgrundbeſitzer und der Bauer ſind nicht vollſtändig 
Unternehmer geworden, wohl aber etwas anderes als früher. Es 
wird (S. 387—419) verſucht, die ganze deutſche agrariſche Um⸗ 
bildung von 1806 — 1900 in allen ihren ſozialen Ergebniſſen zu 
ſchildern. 

Die gewerbliche wie die ländliche Umbildung wird frei nach 
den bekannteſten volkswirtſchaftlichen Schriften, vielfach nach den 
Publikationen des Vereins für Sozialpolitik geſchildert; aus den 
ſozialen Um- und Neubildungen von 1840—80 werden die auf: 
tauchenden ſozialen und politiſchen Forderungen von 1848 — 70 er⸗ 
klärt; Laſſalle und Marx, die ſozialiſtiſchen und gewerkſchaftlichen 
Organiſationen werden in ihrer Entſtehung, in dem Kampf um 
politiſche Rechte, um die Macht vorgeführt; ebenſo die Auswande⸗ 
rung, die Großſtadtsbildung, das Schickſal des Mittelſtandes. Neben 
die wachſenden Erſparniſſe, die ſteigende wirtſchaftliche Energie, die 
größere perſönliche Freiheit des Lebens tritt die falſche Genußſucht, 
die übertriebene Großſtadtsbildung und ihr ſteigender Einfluß, die 
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Schwierigkeit, den aufitrebenden Elementen den Zugang zu ben 
höheren Klaſſen und Stellungen zu öffnen. 

Alles gut geſchildert, nicht gerade viel Neues, aber einzelnes 
mit erheblicher Kunſt dargeſtellt. So vor allem in dem Abſchnitt IV 
die Darlegung der deutſchen agrariſchen Verfaſſungs⸗ und der ſozialen 
Veränderung im 19. Jahrhundert. Es fehlt da freilich nicht an 
kleinen Mißgriffen, zum Beiſpiel S. 399, wo Lamprecht die Auf⸗ 
hebung der preußiſchen Gutsuntertänigkeit, das heißt, wie er ſagt, 
die Aufhebung der Fronden und die Eigentumsverleihung ins Jahr 
1807 ſetzt, ſtatt ſie aus den Geſetzen von 1811—50 zu erklären. 
Aber im übrigen erinnere ich mich trotz der reichen und glänzenden 
Literatur über dieſes Thema von Hanſen bis zu Knapp und ſeiner 
ganzen Schule, bis zu Sombart, Weber uſw. kaum einer ſo leben⸗ 
digen und anſchaulichen Schilderung der ſozial⸗agrariſchen Umwälzung 
bis zur Agrarkriſis und zu den neuen agrariſchen Schutzzöllen und 
agrariſchen Reformen hin. Die ganze Betrachtung iſt unter den 
Geſichtspunkt des Sieges der freien Unternehmung geſtellt; die Frage 
wird zu beantworten geſucht: wie weit war ſie möglich, wie weit hat 
ſie geſiegt, wie weit wurden die Arbeiter proletariſiert, wo haben die 
Reformen angeſetzt, die zur gebundenen Unternehmung hinführten? 
Die polniſche Frage, das bäuerliche Erbrecht und das Fideikommiß, 
der Bimetallismus und die Eifenbahnpolitik in bezug auf die Land⸗ 
wirtſchaft, die innere Koloniſation werden erörtert. 

Die beiden letzten Kapitel führen die Titel: „Soziale Neu⸗ 
und Umbildungen“ und „Gegenwirkungen. Anfänge eines neuen 
Zeitalters der gebundenen Unternehmung“. Im erſten wird die 
ſoziale Schichtung des deutſchen Volkes in der Gegenwart geſchildert: 
der alte und der neue Adel, die Mittelſtandsſchichten, die Stände 
der Kopfarbeiter, der vierte Stand. Im zweiten die Sozialifierung 
der freien Unternehmung, worunter die Einwirkung von Gemeinde und 
Staat ebenſo verſtanden wird wie die Ring⸗, Truft: und Kartell⸗ 
bildung, die Organiſation der Konſumenten wie die Entwicklung 
und die Einwirkung des Sozialismus. Der Sozialismus von Eng⸗ 
land und Frankreich wird dem deutſchen gegenübergeſtellt; die 
wiſſenſchaftliche Überholung der Smithſchen Nationalökonomie wie 
die Ausbildung der Marxſchen Lehre aus der deutſchen Philoſophie 
heraus wird auseinandergeſetzt. Die ſozialen Reformen von Ge⸗ 
meinde und Staat ſind es, nach Lamprecht, noch mehr als dieſe 
geiſtigen Bewegungen, die das neue Zeitalter der gebundenen Unter⸗ 
nehmung herbeiführten. 
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Das Verdienſtliche auch dieſer letzten Kapitel iſt wieder, daß 
ein bekannter Stoff unter dem Geſichtspunkt der hiſtoriſch⸗ pfydo- 
logiſchen Entwicklung betrachtet wird, daß verſucht wird, die ſozialen 
Tatſachen dem pſychologiſchen und geiſtigen Entwicklungsprinzip 
einzufügen. Jeder Volkswirt und Sozialpolitiker wird bei allen 
Fragezeichen, die er etwa zu machen hat, doch die Ausführungen 
mit Nutzen und Dankbarkeit leſen und bekennen, daß hier ſein Ar⸗ 
beitsgebiet unter eine neue und belehrende Beleuchtung geſtellt iſt. 

Die zweite Hälfte des zweiten Ergänzungsbandes gibt eine 
Geſchichte der inneren und äußeren Politik Deutſchlands im 
19. Jahrhundert. Sie gehen, ſagt der Verfaſſer im Vorwort, von 
einer Geſamtanſchauung aus, wie ſie bisher noch nicht vertreten 
worden ſei. Ich weiß nicht, ob man das ſagen kann. 

Die innere Politik umfaßt nach einer einleitenden Umſchau 
folgende Kapitel: I. Die Entwicklung der alten Parteien, II. Die 
Fortbildung der Parteien, III. Entwicklungsmomente der Reichs⸗ 
verfaſſung, äußere Sicherung des Reichs, IV. Ausbau des Reichs 
zu den Zeiten Kaiſer Wilhelms I. unter der Einwirkung vornehmlich 
der freien Unternehmung und des vierten Standes, V. Wandlung 
der Parteien unter Kaiſer Wilhelm II., veränderte Wirtſchafts- und 
Sozialpolitik, VI. Neue Bahnen in Schul- und Kirchenpolitik; 
Rechtseinheit und Bundesſtaat. 

Die äußere Politik behandelt: I. Die Entwicklung des deutſchen 
Volksgebietes vornehmlich außerhalb des Reichs, II. Die Entwicklung 
der Auswanderung, III. Die Entwicklung deutſcher Intereſſen auf 
außerdeutſchem Gebiete, IV. Moderne Expanſion, moderne Staats⸗ 
und Weltpolitik, V. Kolonialpolitik, VI. Weltpolitik. 

Die einleitende Umſchau gehört zum Geiſtvollſten, was Lam⸗ 
precht geſchrieben hat. Er ſchwärmt förmlich in weltgeſchichtlichen 
Dithyramben, in kühnen Erklärungsverſuchen großer Zuſammenhänge 
durch die Jahrhunderte hindurch. Die neueſte deutſche Entwicklung 
wird erklärt durch die Intenſivierung der menſchlichen Arbeitsweiſe; 
ſie iſt gefördert durch die Kapitalbildung, durch die Macht, die das 
Kapital verleiht. Das Weſentliche iſt die Wirkung dieſer wirt⸗ 
ſchaftlichen Veränderungen auf das Seelenleben, das freilich daneben 
noch ſehr die Züge der ganzen älteren deutſchen Geſchichte an ſich 
trägt. Das moderne deutſche Wirtſchaftsleben mit der Spitze, die 
es in der Unternehmung hat, ergänzt zugleich die neue deutſche 
Machtbildung und Machtpolitik, die ihre Hauptziele im Kampf um 
die deutſche Einheit und in der neuen Weltpolitik hat. Es iſt das 
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Zeitalter der größten deutſchen Veränderungen, äußerer wie innerer, 
wirtſchaftlicher wie ſozialer und politiſcher Art. Neben den alten 
Adel tritt der der neuen Unternehmung; die neuen Schichten der 
kopfarbeitenden Mittelſtände treten neben das Handwerk und das 
befreite Bauerntum; der neue Stand der Lohnarbeiter tritt neben 
die Unternehmer; die unteren Klaſſen werden immer demokratiſcher, die 
Parteien verwandeln ſich durch ihre Macht⸗ und Intereſſenpolitik. Das 
preußiſche Königtum ſteigt zum Kaiſertum auf: von den großen 
Perſönlichkeiten, Kaiſer Wilhelms des Alten, Bismarcks, Kaiſer 
Wilhelms II., werden glänzende Porträts entworfen, und wir werden 
belehrt, daß ſie nur zu verſtehen ſeien aus der Subjektivität und 
Reizſamkeit, den charakteriſtiſchen Merkmalen ihrer Zeit. Den zwei 
Porträts von Bismarck und Wilhelm II. wird Vertiefung und 
Ahnlichkeit nicht abzuſprechen ſein. Die weniger temperamentvollen 
Leſer werden aber wünſchen, Lamprecht hätte das Weihrauchpulver 
gegenüber dem regierenden Kaiſer etwas mehr geſpart. Die deutſche 
Wiſſenſchaft hat mit Recht bisher in dieſer Beziehung auch da ſich 
Beſchränkung gegenüber Lebenden aufgelegt, wo ſtärkſtes Lob der 
inneren Überzeugung entſprach. 

In dem Kapitel „Entwicklung der alten Parteien“ wird davon 
ausgegangen, daß Stein und Hardenberg in Preußen eine geſunde 
Selbſtverwaltung ſchufen, daß in den Mittelſtaaten das nicht geſchah 
und demgemäß den gegebenen Verfaſſungen hier die rechte Grund⸗ 
lage fehlte. Eine abnorme Parteibildung ſei die Folge geweſen; 
eine konſervative Partei ohne großes Ideal, ein Liberalismus, dem 
die praktiſche Erfahrung fehlte. Daran knüpft ſich die Erzählung 
der Entſtehung der ultramontanen Partei; weit zurückgreifend werden 
die Formen der deutſchen proteſtantiſchen und katholiſchen Frömmig⸗ 
keit ſeit der Reformationszeit, das Zuſammengehen von Liberalismus 
und Katholizismus in der erſten Hälfte des Jahrhunderts, die Siege 
der katholiſchen Kirche über die deutſche Regierung, das Verſinken 
der römiſchen Kirche in immer weitere Reaktion, die Entſtehung der 
ultramontanen Partei 1850 —70, der Ausbruch des Kulturkampfes 
geſchildert. 

Das Kapitel „Fortbildung des Parteiweſens“ erzählt zuerſt die 
Entſtehung der ſozialdemokratiſchen Partei, dann die Entwicklung 
des Liberalismus, die Nationaliſierung und Demokratiſierung aller 
Parteien; die Übergänge der Parteien in ſoziale Klaſſenorganiſationen, 
die Entſtehung der Unternehmerverbände; der alte agrariſche wie der 
der junge induſtrielle Adel ſucht Regierung und Königtum je für 
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fid) zu gewinnen, die Macht der Krone wächſt dabei. Die Parla⸗ 
mente von 1840 — 60 find noch vom akademiſchen Geiſtesleben be⸗ 
einflußt und beherrſcht. Das tritt zurück unter ſteter Verſchlechte⸗ 
rung der parlamentariſchen Reden, unter wachſendem Einfluß von 
Klaſſenintereſſen. Alle Parteien ſozialiſieren ſich; die Sozialdemokraten 
beginnen zugleich Gewerkſchafts⸗ und Genoſſenſchaftspolitik zu treiben. 
Die Konſervativen haben kein rechtes Programm, treten ſeit 1848 
für das ein, was der Liberalismus früher gefordert hatte, werden 
partikulariſtiſch, zeigen ſich 1862— 78 unfähig, Bismarck zu folgen 
und zu verſtehen, erhalten erſt in den neunziger Jahren durch die 
die Herrſchaft des Bundes der Landwirte über ſie wieder eine 
größere Kraft. 

Die nächſten Kapitel behandeln die Entſtehung der Reichs⸗ 
verfaſſung und den Ausbau derſelben unter Einwirkung der ſozialen 
neuen Geſtaltungen. Die Reichsverfaſſung von 1848 bezeichnet 
Lamprecht als beherrſcht von den ideologiſchen deutſchen Profeſſoren; 
die „Grundrechte“ haben in ihrer Nachwirkung die Bahn frei gemacht 
für den Einfluß der freien Unternehmung. Bismarck griff 1866/67 
wohl etwas auf die Entwürfe von 1848 zurück, aber mit Betonung 
der Fürſtenrechte und mit Annäherung an die alte Bundesverfaſſung. 
Die Staatsbildung von 1867—71 wird verglichen mit der Karls 
des Großen, mit der deutſchen Reichsbildung des Mittelalters. 
Die Beziehungen zu Oſterreich, Italien, Frankreich werden klargelegt: 
Deutſchland hatte bis 1874 eine führende Stellung in Europa er⸗ 
rungen. Das deutſch⸗öſterreichiſche Bündnis von 1879, der Anſchluß 
Italiens 1883 ſind das Ergebnis der politiſchen europäiſchen Macht⸗ 
gruppierung. Die ſozialen Elemente des Reichs, die beginnende 
Reichsgeſetzgebung, die Schutzzoll⸗ und Finanzreform, die Anfänge 
der ſozialen Reform, die ſoziale Verſicherung werden geſchildert. 

Die veränderte Wirtſchafts⸗, Handels: und Sozialpolitik ſeit 
1888, ihr Zuſammenhang mit den inneren Wandlungen, die neue 
Kirchen⸗ und Schulpolitik unter Kaiſer Wilhelm II. werden dargeſtellt; 
der Sieg des Unternehmertums über den ſtaatlichen Gedanken 
1895—1900 wird betont. Von 1887 —1893 verſucht man, Konſer⸗ 
vative und Nationalliberale im Kartell zuſammenzufaſſen; die Wahlen 
von 1893 beſeitigen den Verſuch. Aber im ganzen ſiegt 1890 —1904 
doch der Gedanke einer großen Finanz⸗, Eiſenbahn⸗, Militär: und 
Marinereform; der unitariſche Charakter des Reiches wächſt, ein 
glücklicher Ausgleich „fürſtlicher Herrſchaft und voller Freiheit des 
Volkes“ bahnt ſich an. 
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Die Kapitel über die äußere Politik Schließen den Band. 
Zuerſt wird die Ausbreitung der Deutſchen außerhalb des Reiches 
dargeſtellt. Die Deutſchen in Oſterreich, das Verhältnis des Reiches 
zu Oſterreich⸗Ungarn wird beſprochen, dann das Deutſchtum der 
Balten, der Schweizer, die Deutſchen in den Niederlanden und 
Belgien. Es folgt die Schilderung der deutſchen Auswanderung; 
eine Erörterung der Tatſache, daß in den Vereinigten Staaten 
10—12 Mill. Deutſche leben und 25 Mill., in denen deutſches 
Blut fließt. Daran ſchließt ſich die Darſtellung der deutſchen wirt⸗ 
ſchaftlichen Intereſſen auf außerdeutſchem Gebiete, des deutſchen 
Exports und Imports, der deutſchen Kapitalanlagen im Auslande. 
Die Betrachtung ſchließt mit einer Würdigung der deutſchen Sprache 
und der deutſchen Bücher: in den Vereinigten Staaten, England, 
Frankreich, Deutſchland werden jährlich 5000, 6000, 13 000, 20 000 
Bücher gedruckt. Ihre Verbreitung iſt auch ein Machtmittel. 

In dem Kapitel: „Moderne Expanſion, moderne Staats⸗ und 
Weltpolitik“ geht Lamprecht von dem Satze aus: das Reich hört heute 
auch als politiſcher Körper nicht mit ſeinen Grenzen auf. Beſſere 
Vertretung im Ausland, Wachſen des Anſehens unſerer Flotte 
beſſere Sorge für unſere Sprache, für die Deutſchen im Ausland, 
für die Kolonien iſt nötig. Deutſche Kapitalanlagen im Ausland 
haben für dieſe Außenwirkung immer mehr zu ſorgen. England 
darf nicht mehr das Monopol ſolcher Tätigkeit haben. 

Ein beſonderes Kapitel behandelt die deutſchen Kolonien, deren 
Geſchichte im Zuſammenhange mit der der anderen Kolonialmächte 
erzählt wird. 

Das letzte iſt der Weltpolitik gewidmet, ie ber großen Mächte, 
wie der Deutſchlands. Die Ereigniffe von 1899—1904 ftehen im 
Vordergrunde. Der Imperialismus Englands und Rußlands, wie 
der Vereinigten Staaten und Frankreichs, zeigt uns, was wir tun, 
was wir laſſen müſſen. Die Verſuche gemein ſamer Begleichung der 
ſchwebenden Differenzen werden nicht auf die Dauer ausreichen. 
Wenn es zum Kampfe komme, werden die idealen Werte der einzelnen 
Völker entſcheiden. 

Damit ſchließt Lamprecht. Heute bewährt ſich ſeine Voraus⸗ 


ſagung. 


Die drei Ergänzungsbände haben ziemlich verſchiedenen Wert. 
Ein Teil des Inhalts will mir vorkommen wie ein gutes Vorleſungs⸗ 
heft, das freilich noch nicht druckreif war; es erſchien dem Verfaſſer 
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aber als Abſchluß ſeiner Deutſchen Geſchichte paſſend und notwendig. 
Einzelne Abſchnitte ſind ſehr gelungen, ja glänzend, andere weniger. 
Das politiſche Urteil zeigt keine beſondere Eigentümlichkeit; der 
Verfaſſer iſt nicht ſo ganz Politiker, wie es einſt Treitſchke, Sybel, 
Droyſen, Max Duncker waren. Was auch dieſe Bände wie das 
ganze Werk auszeichnet, iſt der weite Horizont, die große allgemeine 
Bildung des Kunſt⸗ und Literaturhiſtorikers, die ſtete Vergleichung 
der neueſten Zeit mit den älteren deutſchen Epochen. Das am meiſten 
Anziehende iſt auch hier die Kunſt des Erzählers, die geſchickte 
Gruppierung, die lebendige Anſchaulichkeit, die Treffſicherheit des 
Schriftſtellers. 

Das Geſamtwerk der deutſchen Geſchichte wird für lange Zeit 
ein Hauptleſebuch für ältere Gymnaſiaſten, für die Studierenden, 
für die leſenden Familien der Gebildeten bleiben. Es entſpricht dem 
Bedürfnis unſerer Zeit mehr als die meiſten gelehrten und ſpeziali⸗ 
fierten Geſchichtswerke. Es wird auch im Auslande als ein Haupt- 
werk der neuen deutſchen Hiſtoriographie ſich behaupten. 


Indem wir von Lamprecht Abſchied nehmen, betonen wir nicht 
das: de mortuis nil nisi bene. Seine Perſönlichkeit hat fo viel 
Licht und Glanz, daß das Bild auch die Schatten erträgt, die in 
keinem Menſchenleben fehlen. Seine Perſönlichkeit wird für die 
Zeit von 1880 - 1915 ſtets im Vordergrund der führenden deutſchen 
hiſtoriſchen Gelehrten bleiben. Ein univerſaler, immer weiter ſich 
ausbreitender Forſcher, ein Bücherleſer auf allen möglichen Gebieten, 
konnte Lamprecht nicht zugleich die Vorzüge des ganz vorſichtigen 
Spezialiſten in ſich vereinigen. Seine impulſive, ſtürmiſche, ja haſtige 
Natur ließ ihm keine Zeit, bei den Blumenſträußen, die er band, 
ſtreng darauf zu achten, welche Blumen er, welche andere gezogen 
hatten. Von der Wirtſchaftsgeſchichte ausgehend und ſie geſchickt 
verwertend, fand er doch bald, daß ſie nicht alle Rätſel löſe: er ging 
immer weiter der Kunſt⸗ und Literaturgeſchichte nach. Bald genügte 
ihm auch das nicht. Er fand, der letzte Schlüſſel zu den Rätſeln 
der Geſchichte liege in der menſchlichen Pſyche, in der Geſchichte des 
geiſtigen Lebens, in den maſſenpſychologiſchen Zuſtänden. Er ſuchte 
ſich dieſer Elemente zu bemächtigen, er ſtudierte Philoſophie, Pſycho⸗ 
logie und ihre neueſte naturwiſſenſchaftliche Begründung. Er gelangte 
ſo zu vielen Lichtblicken. Aber das genügte ihm wieder nicht. Er 
wollte ſich zuletzt auch der Kultur Aſiens bemächtigen, glaubte dabei 
in der Geſchichte des Ornaments einen genügenden Schlüffel zum 
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Verſtändnis dieſer fernen Kulturen, ja aller Kultur überhaupt ge: 
funden zu haben. | 

Mit großer geiftiger Kraft wollte er in immer neuen Bahnen 
fortſchreiten, feine deutſche Geſchichte wie feine Geſchichtstheorie 
fundamentieren. Die älteren Zeitgenoſſen und die Kritiker ſchüttelten 
die Köpfe, die Jugend aber jubelte: endlich ein Profeſſor, der jung 
bleibt, nicht verroſtet iſt! Die Zahl ſeiner Gegner wuchs bis gegen 
1905; von da nahm ſie wieder ab. Und wenn man die Schriften, 
die 1895—1905 gegen ihn gerichtet ſind, genauer anſieht, ſieht man, 
daß bald freudig, bald widerwillig doch die große Perſönlichkeit neben 
aller Kritik anerkannt wird. 

Manche ſeiner Gegner betonen eigentlich nur, daß ſie die Grenzen 
deſſen, was ſie unter Geſchichte verſtehen, anders abſtecken als 
Lamprecht. Manche geben über die großen Ereigniſſe und Einſchnitte 
der deutſchen Geſchichte nur ein anderes Geſamturteil ab, wobei 
dieſes und das ſeinige offenbar gleichberechtigt ſind; ſo zum Beiſpiel 
wenn einer ihm zuruft, der Hauptabſchnitt der deutſchen Geſchichte 
liege nicht, wie er will, im 13., ſondern im 16. Jahrhundert. 
Manche Einwendung bildet nur eine berechtigte Ergänzung ſeiner 
Darſtellung; ſo zum Beiſpiel, wenn Rachfahl ihm ſagt: das Lehens⸗ 
weſen ſei nicht bloß aus der Naturalwirtſchaft, ſondern ebenſo aus 
politiſchen, religiöſen, ſozialen Ideen der Zeit zu erklären. Derartiges 
hat Lamprecht ſpäter gerade zum Kernpunkte ſeiner Theorie gemacht. 

Die Gegner, die ihn als Schüler Comtes angriffen, hatten im 
ſtrengeren Sinne nicht recht; er bewies, daß' er Comte erſt ſpät 
habe kennenlernen; ſie hatten in gewiſſem Sinne aber doch recht, 
ſofern er in ſeinen Grundanſchauungen ihm doch ziemlich nahe ſtand. 
Die, welche ihn einen Materialiſten ſchalten, hatten für manche ältere 
gewagten Ausſprüche wohl recht, ganz unrecht für ſeine ſpätere, für 
die Hauptzeit ſeines Schaffens, in der er ſich zu einer pſychologiſchen 
Geſchichtserklärung bekehrt hatte. Sie meinten häufig nur, er ſei 
den Idealiſten nicht zuzuzählen, er ſei überwiegend Realiſt. Die 
Gegner und Kritiker, die ihm vorwarfen, daß er nicht genug aus 
erſten Quellen, ſondern aus Arbeiten anderer ſchöpfe, hatten in der 
Hauptſache recht. Es war nur die Frage, ob die univerſaliſtiſchen 
Ziele, die ihm vorſchwebten, anders zu erreichen waren. Weniger 
Halt, mehr Sorgfalt, mehr offenes Bekenntnis zu den benüßten 
Büchern wäre natürlich wünſchenswert geweſen. 

Auch die Gegner, die ihn auf dieſem Felde am ſchroffſten an⸗ 
griffen, wie Oncken, haben teilweiſe betont, daß durch ihre Kritik 
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kein Geſamturteil über ihn abgegeben ſein ſoll. Oncken zum Beiſpiel 
fügt bei, Lamprechts Deutſche Geſchichte enthalte an einzelnen Stellen 
Anregungen und Anläufe, die als fruchtbare Erweiterungen der Ge- 
ſchichtswiſſenſchaft angeſehen werden dürften. Finke gibt zu, daß 
die literariſchen Kämpfe, die ſich an Lamprechts Tätigkeit anſchloſſen, 
auch Nutzen geſchaffen hätten; es habe auf dem bebauten Gebiete 
manche Schäden, manchen Schlendrian gegeben, die zu beſeitigen 
waren; ſeine Aufſätze hätten einen friſchen Hauch gebracht, wo ſonſt 
Langweile geherrſcht. „Man darf ſagen, daß Lamprechts Buch durch 
das Streben nach Erkenntnis und Kauſalzuſammenhängen manche 
Anregung, manches Neue gebracht hat.“ 

O. Hintze jagt im Anſchluß an die Schrift „Was ijt Kultur— 
geſchichte?“, ſie ſei nach ſeiner Meinung nicht das Schlechteſte, 
was über dieſe Frage geſchrieben worden ſei; ſie enthalte auch für 
die prinzipiellen Gegner des Lamprechtſchen Standpunktes manches 
Lehrreiche, wenn ſie auch ein richtiges Prinzip zu einſeitig durchführe. 
Der Leſer wird alſo vermuten dürfen, Hintze halte die Schriften 
mancher Gegner für weniger gut, die Lamprechts jedenfalls für die 
beſſeren. 

Die Entwicklung der Völker und der Wiſſenſchaften kann nur 
durch Gegenſätze und Kämpfe voranſchreiten. Die großen Kämpfer 
waren immer mehr oder weniger einſeitige Naturen. Lamprecht war 
ein großer Kämpfer für Ideale und Fortſchritte, die ihre Berechtigung 
haben, ſo oft er auch fehlgriff oder übertrieb. Und ſolchen Kämpfer⸗ 
naturen muß man auch verzeihen, wenn ſie ihre Perſon und ihren 
Ruhm oſt zu ſehr mit der Sache identifizieren, für die ſie kämpfen. 
Den fenfitiven großen Künſtlern, Gelehrten, Staatsmännern ijt es 
ja ſo vielfach nicht gelungen, von Eitelkeit und Ruhmſucht ſich fern⸗ 
zuhalten. Von Heinrich Heine ſagte mal ein witziger Pariſer: Er 
hat Ruhm für eine Million und iſt doch hungrig nach jedem weiteren 
Sous. Unter den großen Gelehrten, die ich perſönlich kannte oder 
von denen ich Genaueres weiß, ſind manche ſo eitel geweſen wie 
Lamprecht. Es waren teilweiſe die allerbedeutendſten. Sollen wir 
ihnen darum nicht doch dankbar ſein für das, was ſie uns geleiſtet 
haben ? 

Unter allen ird'ſchen Gütern 
St der Ruhm das höchſte doch! 

Univerſaliſtiſche Beſtrebungen der Fachgelehrten ſind nicht an 
ſich zu verwerfen. Gewiß treten ſie oft auch in einer Weiſe auf, 
die wir mißbilligen; nämlich dann, wenn einige oberflächliche Kennt⸗ 
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niſſe aus anderen Fächern mit der Prätention auftreten, den gleichen 
Rang zu haben wie die tiefſten ſpeziellen Fachkenntniſſe. Wer, wie 
ich, Dubois⸗Reymonds akademiſche Feſtreden mit angehört hat, der 
weiß, was falſche Univerſalität iſt. Unvergeßlich bleibt mir ſeine 
Rede, in der er den Untergang des römischen Reiches darauf zurüd- 
führte, daß ſie keinen Chemiker hatten, der das Pulver erfand. Aber 
wer daneben die Univerſalität eines Helmholtz, eines Dilthey, eines 
Lotze, eines Wundt ſchätzen und bewundern gelernt hat, der weiß 
auch, daß gerade die höchſten Leiſtungen ſolchen Männern gelingen, 
die über die Grenze der einzelnen Fachwiſſenſchaften hinaus eine 
Reihe von aneinandergrenzenden Wiſſensgebieten beherrſchen. Und 
eher dieſen Männern als den erſtgenannten möchte ich doch Lamprecht 
anreihen. 
Berlin, 24. Februar 1916. 
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RY einem Vortrage, den ich 1908 auf dem Internationalen 
Kongreſſe für Geſchichtswiſſenſchaften in Berlin hielt!, habe ich 
den Verſuch gemacht, eine Überſicht über den damaligen Stand der 
Forſchung auf dem Gebiete der landſtändiſchen Verfaſſung zu geben. 
Ich wies dabei auch darauf hin, daß über dieſen Gegenſtand zwar 
ſchon wichtige und aufſchlußreiche Arbeiten vorlägen, daß aber gleich⸗ 
wohl unſere Kenntnis der Verhältniſſe in den einzelnen Territorien 
noch nicht ſo weit gefördert ſei, daß man ſchon jetzt eine allgemeine 
und zuſammenfaſſende Darſtellung der ſtändiſchen Verfaſſung in 
Deutſchland geben könnte, und zwar vor allem wegen der Gefahr 
übereilten Generaliſierens. Sie gipfelt in der Alternative, „entweder 
partikuläre Beſonderheiten eines einzelnen Territoriums als charak⸗ 
teriſtiſch für die landſtändiſche Verfaſſung im allgemeinen anzuſehen, 
oder auch dieſer umgekehrt beſtimmte Merkmale generell deshalb 
abzuſprechen, weil ſie dieſer oder jener Einzelverfaſſung fehlen. Erſt 
wenn wir“, ſo betonte ich, „befriedigende Monographien über die 
Einzellandtage in genügender Anzahl beſitzen, erſt dann wird es an 
der Zeit ſein, das Werk Ungers? wieder aufzunehmen, eine Geſchichte 
der deutſchen Landſtände zu ſchreiben; erſt dann wird es möglich 
ſein, ein Allgemeinbild der landſtändiſchen Entwicklung in Deutſchland 
zu entwerfen, das alle weſentlichen Züge enthält und ſtreng das 
Singuläre vom Generellen ſcheidet.“ Ich hatte es weiterhin für 
notwendig erklärt, bei den Unterſuchungen über die Entſtehung der 


1 „Alte und neue Landesvertretung in Deutſchland“, gedruckt in dieſem 
Jahrbuch, Bd. XXXII, 1909, S. 89 f. 
2 Unger, Geſchichte der deutſchen Landſtände. 2 Bde., 1844. 
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Landſtände eines Territoriums deren Vorgeſchichte ſtreng von ihrer 
eigentlichen Geſchichte zu ſondern: man darf, ſo führte ich aus, von 
einer landſtändiſchen Verfaſſung erſt dann reden, wenn der Landtag 
ein dauerndes Inſtitut des territorialen Staatsrechtes zur förmlichen 
Beſchränkung des Landesherrn in der Zentralinſtanz des territorialen 
Staatslebens in Vertretung der übrigen Untertanen, d. h. des 
ganzen Landes, alſo eine feſte Landesvertretung mit beſchließender 
Kompetenz iſt, deren Beſchlüſſe bindende Kraft für das ganze Land 
haben. Ich ſetzte auseinander, daß der Landtag in dieſer Geſtalt 
in der Regel im Zuſammenhange mit dem Bedürfniſſe der Landes⸗ 
herren nach Steuern entſtanden iſt, und beſtimmte den Vertretungs⸗ 
charakter der Landſtände dahin, daß ſich ihre Vertretungsmacht nicht 
etwa auf einem Übertragungsakte ſeitens der Vertretenen gründet, 
ſondern ſich als ein kraft beſtehenden Rechtsſatzes unentziehbares und 
dauerndes Recht darſtellt, beruhend ſeinem Urſprunge zufolge auf 
Privilegierung ſeitens des Landesherrn; ich hatte endlich den Unter⸗ 
ſchied zwiſchen der ſtändiſchen und der modernen Volksvertretung unter⸗ 
ſucht und als dafür vornehmlich maßgebend den dualiſtiſchen Charakter 
der ſtändiſchen Verfaſſung feſtgeſtellt und näher im einzelnen erörtert. 

In den ſieben Jahren, die ſeitdem vergangen ſind, ſind mehrere 
Monographien! über einige Territorien in der von mir als 


1 W. Schotte, Fürſtentum und Stände in der Mark Brandenburg. 
Leipzig 1911. M. Haß, Die kurmärkiſchen Stände im letzten Drittel des 
16. Jahrhunderts. Ebd. 1913. Croon, Die landſtändiſche Verfaſſung von 
Schweidnitz⸗Jauer. Breslau 1912. H. Siebeck, Die landſtändiſche Ver⸗ 
faſſung Heſſens im 16. Jahrhundert. Kaſſel 1914. H. Koken, Die Braun: 
ſchweiger Landſtände um die Wende des 16. Jahrhunderts. Braunſchweig 1914. 
W. Kroſch, Die landſtändiſche Verfaſſung des Fürſtentums Lüneburg. Kieler 
Diſſertation von 1914. Es ſei hier auch auf das vortreffliche Werk von 
Spangenberg, Vom Lehnsſtaat zum Ständeſtaat (München 1912) verwiefen. — 
Ein klaſſiſches Beiſpiel einer Rezenſion, wie ſie nicht ſein ſoll, bietet eine 
Beſprechung der Siebeckſchen Schrift durch A. Lichtner in der Zeitſchr. d. Ver. 
für Heſſiſche Geſchichte und Landeskunde, Bd. 48, S. 230 ff. Lichtner tadelt, 
daß Siebeck für ſeine Unterſuchung „die Frage nach der verfaſſungs rechtlichen 
Stellung“ der alten Landſtände in den Vordergrund rücke, anftatt ihrer „Tätig⸗ 
keit“ nachzugehen, und daß er ſich auf das 16. Jahrhundert beſchränke. Mit 
ſolchen Vorwürfen beweiſt der „Rezenſent“ nur, daß er dem Problem mit einer 
geradezu naiven Verſtändnisloſigkeit gegenüberſteht. Nur wenn wir ſolche Ar⸗ 
beiten, die, wie die Siebeckſche über Heſſen, die ſtaatsrechtliche Seite der ſtän⸗ 
diſchen Entwicklung erörtern, in noch reicherer Fülle bekommen, wird eine Löſung 
des landſtändiſchen Problems im allgemeinen möglich werden. Daß ſich Siebeck 
das 16. Jahrhundert dazu ausgewählt hat, hat ſeinen Grund darin, daß die 
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wünſchenswert bezeichneten Richtung erſchienen, ſo daß es ſich wohl 
lohnen könnte, ſie einmal daraufhin zu prüfen, was ſich aus ihnen 


landſtändiſche Verfaſſung hier erſt in dieſer Zeit zur Ausbildung gelangt iſt, 
und daß der Quellenbeſtand für dieſe Zeit ihre Darſtellung geſtattet. Dem 
Einſpruche Lichtners zum Trotze werden hoffentlich die Studien zum ſtändiſchen 
Berfaſſungs rechte auch weiterhin kräftig gepflegt werden. Wenn er übrigens 
ſagt: „Zum anderen heißt es, konſtitutionelle Ideen des 18. Jahrhunderts in 
das 16. tragen, wenn man meint, erſt der Landtag, wo er als dauernde Ver⸗ 
faſſungseinrichtung auftritt, mache das Weſen der landſtändiſchen Verfaſſung 
aus“, — ſo möchte man wohl wiſſen, was ſich Lichtner unter „konſtitutionellen 
Ideen des 18. Jahrhunderts“ vorſtellt. Sehr wißbegierig iſt Lichtner nicht; 
denn ſonſt würde er ſich wohl nicht mit der Beſchreibung der heſſiſchen Landtags⸗ 
verfaſſung begnügen wollen, die Ledderhoſe (Kleine Schriften I, 1787) für das 
Ende des 18. Jahrhunderts gegeben hat, die weder ausführlich noch eindringend 
genug iſt, um heute noch genügen zu können; ſie iſt auch von den Problemen 
noch ganz unberührt, die bei Arbeiten dieſer Art heutzutage vor allem ins 
Auge zu faſſen find, von denen Lichtner freilich keine Ahnung hat, — ganz ab- 
geſehen davon, daß Siebeck nicht das 18., ſondern das 16. Jahrhundert zum 
Gegenſtande ſeiner Unterſuchung wählte. Zu Siebecks Unterſuchungen über die 
Grundlage der Standſchaſt des Adels (das iſt bekanntlich ein Punkt von größter 
allgemeiner Wichtigkeit) bemerkt Lichtner, die Matrikel von 1763 [!!] fet dafür 
der erſte ſichere Anhaltspunkt. Das überhebt doch den Forſcher auf dem Gebiete 
des 16. Jahrhunderts nicht von der Pflicht, ſich auch mit der Frage zu be⸗ 
ſchäftigen, wie es damals damit beſtellt war, ſelbſt auf die Gefahr hin, daß das 
Material zu zweifelloſer Feſtſtellung nicht ausreicht. Wer die Kenntnis der 
rechtlichen Eigentümlichkeiten der landſtändiſchen Verfaſſung in Deutſchland im 
allgemeinen fördern will, der geht natürlich an das Studium der landſtändiſchen 
Entwicklung eines beſtimmten Territoriums mit ganz anderen Vorausſetzungen 
und Geſichtspunkten heran, als jemand, der ſich mit demſelben Gegenſtande vom 
Standpunkte des Territorialhiſtorikers aus beſchäftigt; für ihn tritt die politiſche 
Rolle in den Hintergrund, den irgendwelche Landſtände in einem beſtimmten 
Augenblicke geſpielt haben. Daher ſind die Vorwürfe hinfällig, die Lichtner 
gegen Siebeck erhebt, er habe der Haltung der heſſiſchen Stände im Schmal⸗ 
kaldiſchen Kriege nicht die nötige Aufmerkſamkeit zugewandt, worüber übrigens 
auch ſchon Glagau gehandelt hat, oder Siebeck habe bei ſeinen Auseinander- 
fegungen über die Anſätze zur Bildung einer Grafenkurie nur das ſtändiſche, 
nicht auch das politiſche Material ausgenützt. Ein Mehr in dieſer Hinſicht 
hätte außerhalb des Rahmens der Siebeckſchen Abhandlung gelegen, und dieſer 
hat nun einmal nicht eine Geſchichte der heſſiſchen Landſtände im 16. Jahr- 
hundert ſchlechthin ſchreiben, ſondern nur eine ſyſtematiſche Schilderung der 
Landtagsverfaſſung geben wollen, — eine Aufgabe, um deren Berechtigung und 
Wichtigkeit zu verkennen, man ſchon ein „Kirchturmhiſtoriker“ in ſolchem Grade, 
wie Lichtner, ſein muß. Wenn Lichtner die Siebeckſche Schrift für überflüſſig 
hält, ſo ſcheint er der Anſicht zu ſein, daß es beſſer iſt, die bezüglichen Akten 
in den Archiven ſchlummern zu laſſen; damit ſteht es freilich in gewiſſem 
Widerſpruche, wenn ſich Lichtner ſchließlich einzugeſtehen genötigt iſt, daß die 
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für die Kenntnis des landſtändiſchen Problems im allgemeinen ge⸗ 
winnen läßt. Es iſt aber auch der Verſuch gemacht, generell meine 
Aufſtellungen über das Weſen der landſtändiſchen Verfaſſung, zumal 
der Vertretungscharakter der Landſtände, zu beſtreiten. Es ſei daher 
in den folgenden Zeilen zweierlei miteinander verbunden: indem ich 
der Polemik gegen meine Auffaſſung entgegentrete, will ich ſie zugleich 
durch das, was ſich aus den Veröffentlichungen der letzten Jahre 
ergibt, ſtützen und erweitern. — 

„Der Repräſentantencharakter der deutſchen Landſtände. Eine 
rechthiſtoriſche Unterſuchung vornehmlich für das Mittelalter“, ſo 
lautet der Titel einer Abhandlung von Schiefer !, die uns hier vor⸗ 
nehmlich beſchäftigen wird. Es handelt ſich um eine Erſtlingsarbeit, 
was man freilich nach dem Tone und der Art des Urteilens, die 
dem Autor zu eigen ſind, zunächſt nicht ohne weiteres annehmen 
würde. Sowohl das Thema als auch der Titel erregen bereits 
Bedenken. Was der Erforſchung der ſtändiſchen Verfaſſungsgeſchichte 
not tut, das ſind nicht allgemein⸗dogmatiſche Erörterungen, wie 
Schiefer ſie anſtellt, und die im letzten Grunde, wie wir noch zeigen 
werden, auf unfruchtbare Streitigkeiten um Worte und Wort⸗ 
bedeutungen hinauslaufen, ſondern gründliche Einzelunterſuchungen 
für die verſchiedenen Territorien; damit wird der wirklich „rechts⸗ 
hiſtoriſchen Unterſuchung“ mehr gedient. Hätte der Autor die 
ſtändiſchen Akten eines beſtimmten Territoriums durchgearbeitet, ſo 
wären ihm Zweifel am Vertretungscharakter der alten Landſtände 
ſchwerlich gekommen. Wir beſitzen eben noch nicht genug Mono⸗ 


Unterſuchung mit größter Sorgfalt angeſtellt worden und das archivaliſche 
Material durchaus einwandsfrei benutzt iſt, ſo daß einem ſpäteren Forſcher, 
der das geſamte heſſiſche Ständeweſen darſtellen will, die Arbeit ſehr erheblich 
erleichtert ſei. Mehr als einen Beitrag zur Geſchichte des Ständetums in 
Heſſen hat Siebeck auch gar nicht geben wollen, zugleich freilich auch, was 
Lichtner gründlich überſehen hat, einen Beitrag zur Geſchichte des Stände⸗ 
rechtes überhaupt in Deutſchland. 

1 Weſtdeutſche Zeitſchrift für Geſchichte und Kunſt, Heft 32 (1913) S. 261 ff. 
Vgl. dazu die Beſprechung G. v. Belows, Hiſtor. Zeitſchrift Bd. 114, S. 357 ff. Mit 
Recht betont v. Below, daß es ſich bei der Schieferſchen Abhandlung um eine 
Wiederholung des Verſuchs handelt, den bereits Tegner (Technik und Geift 
des ſtändiſch⸗monarchiſchen Staatsrechtes, Schmollers Forſchungen XIX, 3, 1901) 
unternommen hatte, nämlich dem alten Landtage den Charakter einer land⸗ 
ſtändiſchen Verfaſſung abzuſprechen. Dagegen erkennt Schiefer den dualiſtiſchen 
Charakter der Verfaſſung an, den Tezner auch beſtritten hatte (vgl. Schiefer 
a. a. O. S. 268 f.). 
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graphien über den Gegenſtand, und ſo iſt es denn leicht zu verſtehen, 
wenn ein noch ſo unerfahrener und wenig ſachkundiger Autor, der 
noch dazu die bereits vorhandene Literatur nicht mit der nötigen 
Gründlichkeit durchgearbeitet hat, in die Verſuchung gerät, aus noch 
nicht genügend zahlreichen und teilweiſe auch mangelhaften Einzel⸗ 
ergebniſſen falſche allgemeine Schlüſſe abzuleiten. Entſchuldigend 
ſagt er zwar, er könne auf primäre Quellen nur zurückgehen, inſofern 
ſie gedruckt vorlägen; aber auch das iſt nur in recht beſcheidenem 
Umfange geſchehen !. Und wenn man den „Repräſentantencharakter“ 
der Landſtände unterſuchen will, ſo darf man ſich nicht „vornehmlich“ 
auf das Mittelalter beſchränken, ſondern man muß „vornehmlich“ 
den Blick auf das 16. und 17. Jahrhundert richten, das klaſſiſche 
Zeitalter des dualiſtiſchen Ständeſtaates; erſt in der Zeit des Über⸗ 
ganges vom Mittelalter zur / Neuzeit gelangt dieſer in Deutſchland 
zu feiner endgültigen und vollen Ausbildung. — 

Allerdings nicht einmal, inſoweit es ſich um das Mittelalter 
handelt, ſind Schiefers Ausführungen und Angriffe gegen meine 
Theſe vom Vertretungscharakter der Landſtände erſchöpfend und richtig. 
Ich hatte darauf hingewieſen, daß die landſtändiſche Verfaſſungs⸗ 
bewegung zuerſt im 13. Jahrhundert in Fluß kam, daß ſie zuerſt 
in den Territorien des Oſtens zu praktiſcher Durchführung gelangte, 
und zwar im Zuſammenhange mit den Fixierungen der alten Bede, 
daß weiterhin die damals entſtehenden Landſtände ſchon von Anfang 
an den Charakter einer Landesvertretung trugen, indem zwar allen 
Untertanen ein Recht der Steuerfreiheit, aber nur gewiſſen Klaſſen 
der Bevölkerung das Recht der Bewilligung neuer Auflagen auf die 
Geſamtheit eingeräumt wurde. An der Spitze der ganzen Entwicklung 
ſteht das bekannte Reichsweistum von 1231, daß die Landesherren 
für ihre Untertanen keine neue Auflagen feſtſetzen dürften, nisi 
meliorum et majorum terrae consensus primitus habeatur ?, 
und zwar in dem Sinne, daß damit eine beſtimmte Rechtsidee feſt⸗ 
gelegt wird: Den Notabeln der einzelnen Territorien, wobei es ganz 
gleichgültig iſt, wie dieſer Begriff in der Praxis umgrenzt wird, 
wird ein Steuerbewilligungsrecht im Prinzip, es wird ihnen die 
Vertretung der Geſamtheit für die Steuerbewilligung zugeſprochen. 


1 Lediglich eine Verlegenheitsphraſe iſt es, wenn Schiefer (S. 2) im An⸗ 
ſchluſſe daran ſagt: „Die Bearbeitungen nehmen gewiſſermaßen den Rang von 
Quellen an.“ 

1 „Alte und neue Landesvertretung“, S. 95 Anm. 1, woſelbſt es (3. 2 v. u.) 
heißen muß „denn ſonſt wäre“ (anftatt „wäre denn ſonſt“). 
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Worin allein kann die Tendenz dieſer Beſtimmung gipfeln? 
In der Übertragung einer Mitherrſchaft über das Land an die 
Notablen in Gemeinſchaft mit dem Landesherrn? Nichts wäre ab⸗ 
ſurder! Dann müßten ja die Notabeln am Genuſſe der neuen Auf⸗ 
lagen mitbeteiligt werden. Davon aber iſt keine Rede; es handelt 
ſich ganz offenbar um nichts anderes, als daß der Herrſcher be⸗ 
ſchränkt werden ſoll zugunſten des Landes durch die Notabeln, 
die dadurch eine Vertretungsbefugnis für das Land gegenüber dem 
Herrſcher gewinnen. Sie ſollen das Land ihm gegenüber ſchützend 
vertreten; ſie ſind ja ſelbſt ein Teil des Landes, eine Gruppe der 
Bevölkerung, der Herrſchaft des Landesherrn gleichfalls unterworfen, 
ſeiner Steueranforderung gleichfalls ausgeſetzt: fortan ſollen ſie ſich 
ſelbſt und die übrigen vor Vexationen des Landesherrn bewahren 
können. Es heißt nun wirklich, den natürlichen Sinn der Worte 
des Privilegs von 1231 in ihr gerades Gegenteil zu verkehren, 
wenn man aus ihnen die Verleihung eines Rechtes der Mitherrſchaft 
als die eigentliche und einzige Tendenz der ihnen zugrunde liegenden 
Rechtsidee herausleſen will. Nur indirekt, aber gewiß ganz un⸗ 
beabſichtigt, als die einfache logiſche Konſequenz der Tatſachen, knüpft 
ſich an die ſomit ſtatuierte Vertretungsbefugnis ein Machtverhältnis 
der Notabeln gegenüber dem ihrer Vertretung unterſtellten Lande. 
Jedes Recht muß einen Inhalt haben, dem Berechtigten eine Macht 
einräumen, — das liegt im Weſen des Begriffs. Und dieſe Macht 
liegt hier eben in der Verfügungsgewalt über das Vermögen der 
übrigen zugunſten des landesherrlichen Finanzbedarfs. Aber das iſt 
ganz und gar nicht der Zweck des Privilegs, ſondern dieſer beſteht 
eben im Schutze des eigenen Geldbeutels der Notabeln und des der 
übrigen, in der Einſchränkung des Herrſchers und in der (politiſchen) 
Kontrolle über feinen Finanzbedarf. Dieſe Macht, die den Notabeln 
alſo eingeräumt wird, iſt jedenfalls qualitativ etwas ganz anderes 
als die landesherrliche Gewalt, die dadurch eben eingedämmt werden 
ſoll; ſie iſt keineswegs als eine Mitherrſchaft in Gemeinſchaft mit 
dem Fürſten Dritten gegenüber intentioniert!. Im übrigen dachte 


1 Es ſei hier alsbald ein Einwand Schiefers erörtert, der ſich auf die 
Stellung der Landſtände als Mitherren gründet, deſſen alsbaldige Hinweg⸗ 
räumung für den Fortgang der Unterſuchung notwendig iſt. Der Vertretungs- 
charakter der Landſtände laſſe ſich, ſo führt er S. 321 aus, auch nicht aus dem 
Umſtande herleiten, daß ſie Beſchlüſſe mit Rechtsverbindlichkeit für das ganze 
Land faſſen; denn ſolche könne „auch jede in einem obrigkeitlichen Verhältniſſe 
zu demſelben ſtehende Perſon faſſen: auch als ein Verband von eigenberechtigten 
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man ſich die Vertretenen ſchwerlich als unberechtigt, wie wir alsbald 
des Näheren ſehen werden. 

Das Geſetz von 1231 ſteht zwar, wie geſagt, an der Spitze der 
landſtändiſchen Entwicklung, iſt aber gleichwohl keineswegs deren 
Ausgangspunkt geworden; denn dieſe hat daran keineswegs angeknüpft. 
Es iſt lediglich der erſte uns bekannte Ausfluß einer herrſchenden 
Rechtsidee, die in der Folgezeit, unabhängig von jenem Akte der 
Reichsgewalt, von ſelbſt in den einzelnen Territorien Deutſchlands all⸗ 
mählich und ſehr langſam zu praktiſcher Verwirklichung gelangte, 
und zwar zuerſt in gewiſſen Territorien des Nordoſtens. Ich hatte 
dafür in meinem Vortrage eine Reihe von Belegen aus Schleſien, 
aus Brandenburg, Schwerin, Werle, Magdeburg aus dem Ende des 
13. und dem Anfange des 14. Jahrhunderts zuſammengeſtellt. Es 
handelte ſich dabei um ſogenannte „Bedefixierungen“, d. h. um Fälle 
der Verwandlung der alten, außerordentlichen, vom Landesherrn ein⸗ 
ſeitig und in beliebiger Höhe auferlegten Steuer in eine feſte, ordent⸗ 
liche und jährliche Abgabe: dabei verzichtet der Landesherr auf weitere 
Steuern vom Lande, gewährt ausdrücklich allen Einwohnern Steuer⸗ 
freiheit und macht für den Fall, daß ſolche doch in beſtimmten oder 
außergewöhnlichen Fällen notwendig werden ſollten, ihre Erhebung 
von der Zuſtimmung keineswegs aller Untertanen, ſondern nur be⸗ 
ſtimmter Gruppen unter ihnen, alſo von Notabeln im Sinne des 
Geſetzes von 1231, abhängig. Mit anderen Worten: er gewährt 
allen Untertanen ein Recht der Steuerfreiheit; dieſe dürfen das aber 
nicht ſelbſt wahrnehmen, ſondern mit ihrer Vertretung in Sachen 
der Steuerbewilligung werden Notable betraut, — das eben iſt das 
Inſtitut der Landſtände, das auf dieſe Weiſe entſteht, und ſich alſo 
ſchon von ſeiner Entſtehung an und gerade durch die ganze Art ſeiner 
Entſtehung als eine Landesvertretung darſtellt. 

So erhellt der Charakter der Landſtände als einer Landes⸗ 
vertretung ſchon durch ſeine Entſtehung. Hätte Schiefer dem wider⸗ 
ſprechen wollen, ſo hätte er zeigen müſſen, daß meine Interpretation 
der von mir herangezogenen Quellen falſch iſt, oder daß ich aus 


— U 


Mitherren können die Stände auf alle ſtaatlichen Angelegenheiten und über die 
geſamten Landesinſaſſen ihren Wirkungsbereich ausdehnen, ohne daß ihre 
Stellung, die ihrer Begründung und Entſtehung nach eine obrigkeitliche iſt, ſich 
zu einer repräfentativen verändern müßte.“ Nun iſt die Stellung der Stände, 
wie oben im Texte nachgewieſen iſt, gerade „ihrer Begründung und Entſtehung 
nach“ keine obrigkeitliche, ſondern eine repräſentative; damit wird Schiefers 
ganze Argumentation hinfällig. 
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ihnen unhaltbare Schlüffe gezogen habe. In der Tat hat er dazu 
einige Verſuche gemacht, aber höchſt unzulängliche. Was Schleſien 
anbelangt, ſo habe ich auf die Urkunde von 1249 für die geiſtlichen 
Güter, ſowie die Privilegien Boleslavs III. von 1337 für die Lande 
Liegnitz, Goldberg und Haynau, König Johanns für das Fürſten⸗ 
tum Breslau-Neumarkt von 1341 und das Privilegium Wladislai 
von 1498 für ganz Schlefien verwieſen. Da macht es denn doch 
einen kümmerlichen Eindruck, wenn Schiefer ſeine Polemik gegen 
mich in dieſem Punkte mit dem Satze einleitet: „Gehen wir zunächſt 
auf die einzelnen Urkunden ein“, dann aber von den für meine 
Theſe maßgebenden letzten drei Urkunden von 1337, 1341 und 1498 
nicht ein Sterbenswörtchen redet, ſondern ſich lediglich mit der von 
1249 beſchäftigt und dabei in der Eile ſoviel Ignoranz und ſchiefes 
Urteil zutage fördert, wie man es kaum für möglich halten ſollte. 
Zur Kennzeichnung ſeiner Arbeitsweiſe und Polemik kann ich nicht um⸗ 
hin, auf die Sache näher einzugehen. Die betreffende Stelle lautet: 

„Item collectas sive exacciones generales super homines et 
bona ecclesiastica non faciemus nisi justas, que fuerint per epis- 
copum et barones pro utilitate terrae et necessitate appro- 
bate. “ 

Hören wir nun, was Schiefer (S. 297 f.) daraus macht: 

„Der Wortlaut der Urkunde für das Bistum Breslau in der 
Parallelſtellung exacciones super — homines — et bona läßt die 
Hinterſaſſen nur als eine ſpezielle Sache neben anderen erſcheinen, er 
bezeichnet als Empfänger des betreffenden Privilegs ebenſowenig die 
Hinterſaſſen wie die bona ecelesiastica, ſondern deren Herren; nicht 
die Hinterſaſſen, ſondern die Grundherren ſind die Privilegierten, und 
nicht als Vertreter ihrer Hörigen, ſondern als deren wie ihres 
übrigen Eigentums Herren und Beſitzer paktieren ſie mit dem Landes⸗ 
herrn. Daß eine Bedebefreiung wie die erwähnte nur als eine 
Privilegierung der Herren rechtlich aufzufaſſen iſt, bezeugt aufs un⸗ 
zweideutigſte die Tatſache, daß Klöſter uſw. ſolche Bedebefreiungen 
doch wegen der kanoniſchen Beſtimmungen und wegen des geiſtlichen 
Standes erhielten.“ 

Wie man ſieht, hat Schiefer den ſpringenden Punkt überhaupt 
nicht erfaßt. Nicht darum handelt es ſich hier, wer der Empfänger 
des Privilegs iſt, ſondern die Urkunde kommt für uns in Betracht 
als ein Symptom dafür, wie die Vertretungsidee an Boden gewinnt. 
Sie gehört natürlich auch nur in die Vorgeſchichte der landſtändi⸗ 
ſchen Entwicklung; denn es ſteht ja hier noch keineswegs eine Ver⸗ 
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tretung des ganzen Landes in Frage, ſondern nur einer beſtimmten 
Bevölkerungsgruppe, nämlich der Hinterſaſſen der Kirche. Immerhin 
find verſchiedene beachtenswerte Parallelen vorhanden: Vertretung 
niederer durch höhere Klaſſen, und zwar gerade im Falle der Be⸗ 
ſteuerung, und was das Intereſſante iſt: der alte polniſche Landtag, 
das ſogenannte colloquium, die Verſammlung der Barone“, erhält 
in Gemeinſchaft mit dem Oberhaupte der ſchleſiſchen Kirche eine den 
Fürſten beſchränkende Kompetenz; hätte dieſer Weg konſequent ver⸗ 
folgt werden können, ſo wäre die alte polniſche Reichsverſammlung 
zum neuen Landtage geworden. Auf das gleiche weiſt auch die 
Formel pro utilitate terrae et necessitate hin; ſie wird ja in der 
Tat ſpäter zur Motivierung der Landtagsbeſchlüſſe und »bewilligungen 
gebraucht; es kommt darin die Rückſicht auf das Wohl des Landes 
und die pflichtmäßige Vertretung ſeiner Intereſſen zum Ausdrucke. 
Im übrigen wird durch die Urkunde nun einmal ohne Zweifel den 
kirchlichen Hinterſaſſen Steuerfreiheit bewilligt; ſie iſt auch kein 
Privileg, deſſen Empfänger die „Herren“ der Befreiten ſind, und 
nicht eben dieſe „Herren“ haben mit dem Landesherrn paktiert und 
fortan für fie zu bewilligen. Unter den „Baronen“ find nämlich die 
hohen Hof: und Landesbeamten bis zum Kaſtellan hinunter zu ver- 
ſtehen, und dieſe ſind gar nicht die „Grundherren“ der kirchlichen 
Hinterſaſſen, ſondern das ſind natürlich die verſchiedenen geiſtlichen 
Stifter, der Biſchof uſw. Und weder die Barone noch auch die geijt- 
lichen Grundherren ſind in Schleſien „Herren und Beſitzer“ ſchlecht— 
hin ihrer Hinterſaſſen oder ihres [d. h. der Hinterſaſſen]! „übrigen 
Eigentums“, — ſchon deshalb nicht, weil die kirchlichen Hinterſaſſen in 
ihrer Geſamtheit weit davon entfernt ſind, „Hörige“ zu ſein; es gab 
damals bereits freie deutſche Erbzinsleute auf den geiſtlichen Gütern. 
Aber ſolche Kleinigkeiten machen unſerem Autor wenig Kopfzerbrechen; 
er deduziert wacker darauf los, indem er die ſchleſiſchen Verhältniſſe, 
von denen er gar nichts weiß, in Beziehung zu denen in anderen 
Ländern bringt, die ganz anderer Art iſt. Man ſieht daraus, wie 
gefährlich es iſt, wenn ſich ein Anfänger mit allgemeinen Problemen 
beſchäftigt, die ſo viele lokale und ſachliche Einzelkenntniſſe erfordern, 
daß er ihnen unmöglich gewachſen ſein kann. 

Das Wichtigſte aber iſt: nicht durch die Urkunde von 1249 iſt die 
ſchleſiſche Ständeverfaſſung begründet worden; ich habe ſie nur als 


1 Kachfahl, Geſamtſtaatsverwaltung Schleſiens vor dem Dreißigjährigen 
Kriege, 1894, S. 37 f. 
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eine Art von Vorläufer erwähnt. Konſtitutiver Natur find vielmehr 
die obenerwähnten von 1337 und 1341 für einzelne Fürſtentümer 
und das von 1498 für ganz Schleſien; die aber läßt Schiefer um 
erwähnt. Ich will zu ihrer Ergänzung jetzt nur noch das inzwiſchen 
neu publizierte! Privileg von 1353 für Schweidnitz⸗Jauer anführen. 
Es iſt erteilt „allen mannen, rittern, knechten, burgern, ſchultheyſen, 
lantſeſſen und allem volke gemeyniglich der ſtete, landis, weichbilde 
und kreyß der herzogthumb und herſchafte zur Schweidenitz und zu 
dem Jawer“. Alſo „Empfänger“ ſind hier auch ganz unzweifelhaft 
die ſämtlichen Einwohner der beſagten Lande; und es heißt weiter, 
„das wir alle dy obgenanten man, ritter und knechte, kloſter, burger, 
ſtete, ſchulteiſſen, lanthſeſſen und alles volk gemeyniglich der ſtete und 
der lande bey allen rechten, gnaden, freyheiten, guettern etc. laſſen 
und behalden wellen gnediglich unverhinderth“. Alſo ſind auch alle 
einzelnen Untertanen Inhaber und Träger von Rechten und Frei⸗ 
heiten, und die Berechtigten ſind nicht nur, wie Schiefer meint, die 
„Herren“, die Mitglieder des landſtändiſchen Korpus. In demſelben 
Freibrief heißt es weiter: „Alſzo globen wir auch bey guetten treuen, 
das wir in keynerley neue recht machen, geben ader ausſettzen in 
keynerley weyſe, es ſey den mit irem gutten willen.“ Danach müßte 
man glauben, daß ſich der Herrſcher für ſolche Fälle an die Zu⸗ 
ſtimmung aller band; daß dem aber nicht ſo war, daß dabei, wenn⸗ 
gleich vom „guten Willen“ aller die Rede war, doch an eine Ver⸗ 
tretung der Geſamtheit durch „Notable“ gedacht war, erhellt nicht 
nur aus den tatſächlich damals beſtehenden Zuſtänden; ſondern es 
gibt auch deutliche Fingerzeige dafür, daß das Land gleichſam in 
Aktiobürger und Paſſivbürger zerfiel, und weiterhin dafür, wer zu 
jenen gehörte, ein anderes Privileg von 1356. Es iſt gleichfalls 
gewährt „allen treuewirdigen rittern und knechten, lehenluten, ſchult⸗ 
heizzen, richtern, burgern, gebowern und der gemeinde armer und 
reicher der lande, veſten und ſtete“; aber Artikel 5 und 6 lauten: 
„Ouch wollen wir, daz die man, ritter und knechte und burger der⸗ 
ſelben lande, ſtete und weichpilde keine eynunge ane urloup, rate 
und wizzen ires erbherren hoher machen ſullen noch mugen denne zu 
dreizzig ſchillingen. Ouch ſol under den herren allewege der eldeſte 
herre ſein, wo ir mer wer dann eyner, und denſelben eldeſten ſullen 
die man, ſtete und burger vor iren herren halden und die andern 


1 Croon, Die landſtändiſche Verfaſſung von Schweidnitz⸗Jauer, 1912, 
S. 178 ff. 
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nicht.“ Alſo Rechte beſitzen alle, aber bei der Maſſe ruhen ſie; eine 
aktive politiſche Berechtigung haben nur der Adel (wozu hier die Prä⸗ 
laten gehören) und die Städte; die logiſche und faktiſche Konſequenz 
davon iſt, daß die Handhabung und Vertretung der Rechte der 
übrigen und des ganzen Landes Adel und Städten gebührt, und ſo 
war es in der Tat, wie ja eben ſchon die Verhältniſſe der Steuer⸗ 
bewilligung beweiſen. 

Neben den ſchleſiſchen hatte ich mich für meine Theſe von der 
Bedeutung der Bedefixierungen auf die brandenburgiſchen Verhält⸗ 
niſſe berufen; auch da erhebt Schiefer Einſpruch, aber mit gleich 
unzulänglichen Argumenten. Er bemerkt (S. 289) hinſichtlich der 
Bedeverträge von 1280/81, dieſe ſeien ja nur mit der Ritterſchaft, 
nicht mit den „(jpäteren) Landſtänden“, alſo der „zukünftigen Landes⸗ 
vertretung“, wie ich ſie auffaſſe, geſchloſſen worden. „Sodann“, ſo 
fährt er fort, „erfolgten die Steuerbewilligungen, nach Rachfahl 
das entſcheidende Moment für die Ausgeſtaltung des Repräſentations⸗ 
rechtes, in der Folgezeit nicht durch die ‚fo geſchaffene Landes⸗ 
vertretung“, ſondern in den verſchiedenen Territorien durch die 
einzelnen politiſchen Machtfaktoren ... ſelbſt. Eine allgemeine Bede⸗ 
bewilligung auf einer allgemeinen Ständeverſammlung für die ganze 
Mark erfolgte 1472 zum erſten Male.“ Übrigens iſt, wie er hinzu⸗ 
fügt, die treibende Kraft bei der Fixierung der Bede nicht die Auf⸗ 
gabe geweſen, die Intereſſen anderer pflichtgemäß zu wahren, ſondern 
das Intereſſe des Adels !, „und bezeichnenderweiſe wird nur ihnen, 
den Vaſallen, das Recht zum Abfall gewährt, falls der Landesherr 
außer ‚gerechter Not‘ eine außerordentliche Steuer fordert.“ 

Daß nur die Vaſallen das Recht zum Widerſtande erhalten, iſt 
ganz naturgemäß, weil nur ſie die Befugnis bekommen, darüber zu 
entſcheiden, ob weiteren Steuerforderungen der Landesherren nach⸗ 


—— 


1 Als Beleg dafür beruft er ſich auf Vorgänge in Niederbayern 1311, 
Lacomblet (alfo für den Niederrhein), Schulze (was er damit meint, iſt 
nicht erſichtlich, da bis dahin dieſer Name noch nicht zitiert iſt; er meint wohl 
die S. 290 Anm. 116 zitierte Arbeit über die Grafſchaft Mark, — immerhin 
eine arge Unſauberheit der Arbeitsweiſe), worauf dann die Worte folgen: „Vgl. 
dazu folgende Bemerkung Böhlaus S. 12“ und eine dilettantiſche Außerung 
über das, was ſeines Erachtens „die Kolonatswirtſchaft jener Zeit bedingte“. 
Nan ſieht, es geht alles wie Kraut und Rüben durcheinander. Hatte denn der 
Autor keinen einigermaßen kundigen Berater, der ihm da ſein Konzept einiger⸗ 
maßen zu verbeſſern verſtand? Aber ſolche wahlloſe Zuſammenſtoppelung un⸗ 
paſſender Belegſtellen iſt bei ihm nun einmal Methode. 
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zugeben fei. Die Wahrung ber eigenen Intereſſen ſchließt gar nicht 
aus, daß aud eine Wahrnehmung der Intereſſen, d. h. eine Ber: 
tretung, anderer in Frage kommen kann. Die Sache iſt einfach die: 
zum Ende des 13. Jahrhunderts zerfiel die Mark in eine Anzahl 
kleiner Territorialſtaaten; daher erfolgte immer nur für eben dieſe 
einzelnen die Fixierung der Bede, d. h. die Befreiung von weiterer 
Steuer; ob das ſomit für ein beſtimmtes Gebiet bewilligte Steuer⸗ 
privileg im einzelnen Falle wieder aufzuheben, alſo das der beſtimmt 
umgrenzten Geſamtheit der Untertanen zugeſtandene Recht der 
Steuerfreiheit aus einem ganz beſtimmten Anlaſſe zu ſiſtieren ſei, 
das wurde im Sinne des Reichsgeſetzes von 1231, d. h. der nun 
eben obwaltenden Rechtsidee, einem Kreiſe von „Notabeln“ zur Ent⸗ 
ſcheidung anheimgeſtellt, und dieſer Kreis wurde (wieder ganz in 
dem gleichen Sinne) inſofern begrenzt, als da angeordnet wurde, es 
ſolle darüber eine Kommiſſion von mehreren Rittern, vier oder ſechs, 
allein oder unter Zuziehung der potiores et seniores des Landes 
befinden. Auch hier hat Schiefer wieder den ſpringenden Punkt 
nicht erfaßt: für die „rechtshiſtoriſche Unterſuchung“ und noch dazu 
„vornehmlich für das Mittelalter“, wie er ſie betreiben will, aber 
ihr leider gar nicht gewachſen iſt, kommt es darauf an, feſtzuſtellen, 
wie ſich die obwaltende Rechtsidee zuerſt in den Territorien Deutſch⸗ 
lands in der Praxis eingebürgert hat, wie der Repräſentanten⸗ 
charakter der Landſtände zuerſt aufgekommen iſt. Das iſt mir ſehr 
wohl bewußt, daß eine Kontinuität zwiſchen dieſen erſten Vertretungs⸗ 
körperſchaften in den Teilgebieten der Mark in der askaniſchen Zeit 
(wenn ſie, was ich nicht weiß, für unſere Zwecke auch durchaus 
gleichgültig wäre, überhaupt je einigermaßen umfaſſend und wirk⸗ 
ſam in das Leben getreten ſind) und dem brandenburgiſchen 
Geſamtlandtage zum Ausgange des Mittelalters nicht beſteht; es 
iſt mir auch bekannt, daß für die Geſchichte des ſtändiſchen Steuer⸗ 
bewilligungsrechtes in der Mark Brandenburg im 16. Jahrhundert 
die alten Bedeverträge von 1280/81 gar nicht mehr in Betracht 
kommen, ſondern daß man ſich damals nur noch auf die durch 
Albrecht Achilles zugeſtandenen Privilegien bezog !. Aber das ſpricht 
doch nicht gegen die Tatſache, daß das Vertretungsprinzip als 
Grundlage der Landſtandſchaft in der Mark zuerſt durch die Bede⸗ 
verträge von 1280/81 ftatuiert worden iſt, und ob der Kreis 


1 Bol. jetzt darüber Schotte, Fürſtentum und Stände in der Mark 
Brandenburg unter der Regierung Joachims I., 1911, S. 37 f. 
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der „Notabeln“, die mit dieſer Vertretung damals betraut waren, 
eine andere Zuſammenſetzung hatte, als wir ſie beim märkiſchen 
Geſamtlandtage zwei Jahrhunderte ſpäter finden, iſt ganz gleich⸗ 
gültig. Schon deshalb, weil zum Ende des 13. Jahrhunderts die 
Mark noch in mehrere kleinere Gebiete zerſplittert war, konnte es 
eine allgemeine Bedebewilligung und eine allgemeine Landesvertretung 
für fie noch nicht geben. Mit der wachſenden äußeren Zentraliſation !, 
mit der Ausbildung der Mark zu einem einzigen territorialen Staats⸗ 
weſen war die Vorausſetzung zu einem Geſamtlandtage gegeben, und 
ſobald dieſer auftritt, iſt er eine ſteuerbewilligende Verſammlung; 
er tritt als ſolche geradezu in die Erſcheinung, und darin (und gar 
nichts anderem) iſt die Urſache ſeiner Entſtehung beſchloſſen. 

Hat ſomit Schiefer nicht einmal meine quellenmäßigen Dar⸗ 
legungen, inſoſern ſie ſich auf Schleſien und Brandenburg beziehen, 
umſtoßen können, ſo iſt es um ſo mehr zu verwundern, woher er 
den Mut nimmt, weiterhin zu ſchreiben: 

„Treten ſo der Rachfahlſchen Theorie meines Erachtens ſchon 
an und für ſich in weſentlicher Hinſicht Schwierigkeiten entgegen, ſo 
läßt fie uns bei der größten Zahl der deutſchen Territorien über⸗ 
haupt im Stiche. Wir finden ſowohl Bedefixierungen, ohne daß 
damit die Schaffung von Landſtänden Hand in Hand ging, als auch 
ſtändiſche Corpora in Territorien, wo eine Bedefixierung allgemeiner 
Art unter korporativer Beteiligung der nunmehrigen ‚Landſtände', 
wie ſie die Vorausſetzung für die Rachfahlſche Theorie bildet, nie ſtatt⸗ 
gefunden hat ... Zwar will ja auch Rachfahl die Möglichkeit nicht 
abweiſen, ‚daß ſchon Vertretungskörperſchaften exiſtierten, an die nun⸗ 
mehr auch die Handhabung des Steuerbewilligungsrechtes überging‘; 
da er ſich aber nicht darauf einläßt, wie und durch wen dieſe ‚Ver- 
tretungskörperſchaften“ ihre Eigenſchaften und ihr Recht der Ver⸗ 
tretung der Geſamtheit der Untertanen erlangt haben, bevor ſie 
durch Übertragung des Steuerbewilligungsrechtes dazu beſtimmt 
werden, ſo erübrigt ſich auch das für uns.“ 

Nicht nur das „erübrigt ſich“ für den Autor, ſondern noch 
manches andere, was ich geſagt habe. Jedenfalls verzichtet er auf 
eine Auseinanderſetzung mit meiner Auslegung der Urkunde von 


1 Damit erledigen ſich auch die Ausführungen Schiefers S. 293. Er 
hätte ſich mit meinen Erörterungen „Alte und neue Landesvertretung“ S. 100 ff. 
auseinanderſetzen ſollen. Gerade die Bildung von Gefamte oder Generalſtänden 
beweiſt ganz ſchagend, daß die Steuerbewilligungskompetenz für das ganze 
Land die Grundlage der Vertretungskompetenz der Landſtände iſt. (Vgl. ebd.) 
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1279 betreffend Schwerin, von 1285 betreffend Werle, 1292 be- 
treffend Magdburg, mit meiner Verweiſung auf das Ordensland 
Preußen, auf Bayern, Mainz, Münſter. Und doch ſind manche dieſer 
Fälle recht intereſſant, ſo zum Beiſpiel wenn 1292 der Erzbiſchof von 
Magdeburg verſpricht, ſeinem Lande fortan „Steuern nur mit Ge⸗ 
nehmigung ſeines Kapitels und der magdeburgiſchen Bürgerſchaft 
aufzulegen !; d. h. in Sachen der Steuerbewilligung wird dem Dom: 
kapitel und der magdeburgiſchen Bürgerſchaft die Vertretung des 
Landes zugeſprochen. Das ſind ganz andere „Notable“ als 1280/81 
in der Mark Brandenburg; jedenfalls ſind ſie keineswegs die Grund⸗ 
herren oder die „Herren und Beſitzer ihrer Hörigen wie auch ihres 
[d. h. der Hörigen] Eigentums“. 1289 fixieren die Grafen von 
Schwerin die Bede, erklären darüber hinaus alle Untertanen bis 
auf gewiſſe Fälle für ſteuerfrei und fügen für eben dieſe Fälle hinzu: 
tune terram nostram petere possumus, ut nobis subveniant 
in subsidium expensarum. Es handelt ſich aber dabei um einen 
Vertrag mit ihren Vaſallen und Rittern, und es wird in der Folge⸗ 
zeit über ſolche Beden gar nicht verhandelt mit der „terra nostra“ 
im Sinne der Geſamtheit der Untertanen; mit anderen Worten der 
Notabelnkreis, mit dem die Grafen kontrahieren, oder der nachher die 
Steuern bewilligt, erſcheint als mit dem Lande durchaus identifiziert, 
als das „Land“ ſelbſt ſchlechthin, als die Geſamtheit der Aktiv⸗ 
bürger, ſo daß über ſeinen Charakter als der ordentlichen Vertretung 
des Landes kein Zweifel beſtehen kann, indem ſich ihnen gegenüber 
die übrigen Landeseinwohner als in die Stellung von bloßen Paſſiv⸗ 
bürgern verſetzt darſtellen. Nur in dieſem Sinne iſt es ja zu er⸗ 
klären, daß ſich ganz allgemein auch ſpäter der Ausdruck „Land“ oder 
„Landſchaft“ als gleichbedeutend mit dem Korpus der Landſtände 
findet. Im übrigen erweiſen ſich die zuletzt zitierten Ausführungen 
Schiefers als nicht ſtichhaltig. Er führt aus, es gebe „Bedefixierungen, 
ohne daß damit die Schaffung von Landſtänden Hand in Hand ging“. 
Beſſer hätte er beſtimmte Fälle ſolcher Art namhaft gemacht, damit ſich 
daran eine Prüfung der Einzelvorgänge knüpfen konnte. Jedenfalls 
wird ſehr häufig bei der Feſtlegung der Bede und Steuerfreiheits⸗ 
privilegien überhaupt zugleich eine Beſtimmung darüber getroffen, 
wie es zu halten ſei, wenn es in der Folgezeit doch einmal erforder⸗ 


— —2—ü—¾2.4 


1 Der Abſchluß der landſtändiſchen Verfaſſungsentwicklung fällt in Magde⸗ 
burg freilich erſt in die zweite Hälfte des 16. Jahrhunderts. Bgl. Krütgen, 
Die Landftände des Erzſtiftes Magdeburg. Hall. Diſſertation 1914, S. 78. 
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lich ſein ſollte, um eine Steuer zu bitten. Zum mindeſten wäre es 
in den Fällen, die Schiefer hier im Auge hat, ein weiteres Problem, ob 
nicht doch noch dann nachträglich, ohne daß darüber ſofort etwas feſt⸗ 
geſetzt worden iſt, die landſtändiſche Entwicklung von ſelbſt und tat⸗ 
ſächlich der Bedefixierung als deren natürliche Konſequenz gefolgt iſt. 
Man ſieht daraus, wie bitter notwendig uns vor allem Einzel⸗ 
forſchungen ſind, welche uns Ergebniſſe über ſolch kontroverſe Punkte 
liefern; damit iſt mehr anzufangen als mit leerem Hin⸗ und Her⸗ 
reden auf Grund ungenügenden Materials. Bis wir nicht ſo weit 
ſind, iſt es auch eine ebenſo voreilige wie auch überhebliche Er⸗ 
klärung, daß meine Theorie „bei der größten Zahl der deutſchen 
Territorien überhaupt“ verſage. Gerade das Umgekehrte iſt richtig: 
ſoweit wir genau unterrichtet ſind, trifft ſie für die größte Zahl zu; 
ich werde weiter unten dafür noch einige weitere Belege anführen. 
Daß es Territorien gibt, in denen ſich die Bildung der ſtändiſchen 
Corpora ohne förmliche Bedefixierung vollzogen hat, oder, wo es 
ſich wenigſtens nicht urkundlich belegen läßt, daß eine ſolche mit 
dabei im Spiele gewesen ijt, das habe ich ſelbſt bemerkt 1. Charak⸗ 
teriſtiſch iſt es jedoch, daß gerade in den nachweisbar älteſten Fällen 
die Entſtehung der Landſtände als der ordentlichen Landesvertretung 
an die Bedefixierung anknüpft; war das Vertretungsprinzip ſo in 
einer Reihe von Territorien zur Anerkennung gelangt, ſo konnte es 
ſich durch Rezeption nach anderen verpflanzen, ohne daß ein förm⸗ 
licher Kreierungsakt ſtattzufinden brauchte, indem die Idee eines 
Steuerbewilligungsrechtes eines beſtimmten Notabelnkreiſes für das 
ganze Land dem Rechtsbewußtſein der Zeit ſo entſprach, daß es auch 
ohne förmliches Privileg des Landesherrn zur Geltung kam und ſo 
die landſtändiſche Verfaſſung in das Leben rief oder zur dauernden 
Einrichtung machte. Den letzten Anſtoß hätten dann aber immer, 
wenngleich mittelbar, die Steuerverhältniſſe gegeben, wie es ja dem 
Kerne meiner Theſe entſpricht. Man muß auch immer im Auge 
behalten, daß bei der Frage nach der Entſtehung der Landſtände in 
einem beſtimmten Territorium zweierlei auseinanderzuhalten iſt — 
die Frage nach der Entſtehung der Körperſchaft und die der Ver⸗ 
tretungskompetenz. Ein mehr oder minder ſcharf abgegrenzter No⸗ 
tabelnkreis, der politiſch ſchon lange einen großen Einfluß auf die 
Geſchicke ſeines Landes ausgeübt hat, übernimmt zu einem be⸗ 


— m, 


1 Bgl. ebd. S. 99, wo ich Anm. 1 auf das Beiſpiel Meißens aufmerkſam 
machte. 
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ſtimmten Zeitpunkte auch die ſtaatsrechtliche Vertretung des Landes 
gegenüber dem Fürſten; demgemäß gliedert ſich die Geſchichte des 
Ständetums in dieſer Landſchaft in zwei Perioden, von denen die 
erſte, vom Standpunkte der Verfaſſungsgeſchichte aus betrachtet, 
ſich lediglich als eine Wor geſchichte! zur zweiten darſtellt, wenn⸗ 
gleich ſie unter dem Geſichtspunkte der politiſchen Geſchichte vielleicht 
viel wichtiger erſcheint. Aber das kann uns doch nicht die Erkenntnis 
verdunkeln, daß wir es in der erſten nur mit Notabeln des Landes 
und erſt in der zweiten mit einem Landtage als einem dauernden 
Inſtitute der Verfaſſung zu tun haben; mit anderen Worten, ſo⸗ 
lange die ſogenannten „Landſtände“ nur „Notabeln“ ohne eine feſt 
ausgebildete und abgegrenzte Vertretungskompetenz ſind, gehören ſie 
noch gar nicht (oder nur als vorläufige Machtfaktoren) in die ſtaats⸗ 
rechtliche Entwicklung des betreffenden Gebietes; erhalten ſie aber 
eine ſolche Kompetenz, ſo ſchließt ſich das, inſoweit zuerſt nachweisbar, 
in der Regel an die Verhältniſſe der Steuerbewilligung an, und 
es tritt zugleich entweder als ein landesherrliches Privileg auf, das 
vom Landesherrn ausdrücklich verliehen wird, oder als eine gewohn⸗ 
heitsrechtliche Ubung, die auf ſtillſchweigender Anerkennung des 
Landesherrn beruht ?. 

Sollte Schiefer die Luſt in ſich verſpüren, das Verſäumte nach⸗ 
zuholen und ſich mit den urkundlichen Belegen für meine „Theorie“ 
wirklich auseinanderſetzen zu wollen, ſo will ich ihm dabei noch etwas 
mehr zu tun geben, indem ich ihm noch einige andere Territorien 
namhaft mache, in denen ſich die Vertretungskompetenz und damit 
die feſte Landtagsverfaſſung eben an die Verhältniſſe der Steuer⸗ 
bewilligung angeſchloſſen hat. Was die welfiſchen Territorien an⸗ 
belangt, fo ift für das Fürſtentum Lüneburg Krofch ? zum zuſammen⸗ 


1 In dieſer Periode, in der von einer Vertretungskompetenz in ſtaats⸗ 
rechtlichem Sinne noch nicht die Rede iſt, kann doch die politiſche Vertretungs⸗ 
idee ſchon in Kraft ſein. 

2 „Alte und neue Landesvertretung“ S. 100 f. hatte ich die Möglichkeit 
erwähnt, daß bereits Vertretungs körperſchaften exiſtierten, bie zuerſt mit anderen 
Kompetenzen ausgeſtattet waren, das Steuerbewilligungsrecht aber erſt ſpäter 
bekamen. Daran bemängelt Schiefer, daß ich mich nicht darüber ausfprede. 
„wie und durch wen dieſe ‚Vertretungskörperſchaften“ ihre Eigenſchaft und ihr 
Recht als Vertretung der Geſamtheit erlangt haben“. Im Sinne meiner 
„Theorie“ iſt das doch ganz klar: durch landesherrliche Privilegierung oder 
gewohnheitsrechtliche übung; vgl. oben im Lert. 

W. Kroſch, Die landſtändiſche Verfaſſung des Fürſtentums Lüneburg. 
Kieler Diſſertation von 1914, S. 11 ff. Da der Verfaſſer inzwiſchen leider ge⸗ 
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faſſenden Schlußergebnis gekommen: „Seit der Mitte des 14. Jahr⸗ 
hunderts treten die Stände gelegentlich, insbeſondere wenn es ſich 
um die großen Privilegienverſicherungen, welche die Herzöge dem 
Lande beim Regierungsantritt geben, oder um Bewilligung allgemeiner 
Steuern handelt, als Landesvertretung auf; Ständigkeit findet ſich 
erſt Ende des 15. Jahrhunderts, und damit werden ſie ein dauerndes 
Inſtitut der Verfaſſung im Sinne einer feſten Beſchränkung der 
landesherrlichen Gewalt. Entſcheidend iſt für dieſe Entwicklung die 
Geldnot der Fürſten geweſen, durch die ſie vom Jahre 1495 ab ge⸗ 
zwungen werden, die Stände regelmäßig zu berufen.“ Für Braun⸗ 
ſchweig⸗Wolfenbüttel hat Koken! dargelegt, wie ſich die Berufung 
der Landtage an das Steuerbedürfnis der Herzöge knüpfte. In 
Heſſen hat ſich eine wirkliche Stände verfaſſung mit Vertretungs⸗ 
kompetenz für das ganze Land überhaupt erſt in der erſten Hälfte 
des 16. Jahrhunderts, und zwar auf Grund der hier beſtehenden 
Steuerfreiheit der Ritterſchaft und ihrer Hinterſaſſen, gebildet. 
Intereſſant ſind die Verhältniſſe in Schleswig⸗Holſtein. Hier finden 
wir im Mittelalter zwei Vorläufer des ſpäteren Landtages: die 
Landes verſammlungen, die ſich hier von den älteſten Zeiten her er⸗ 
halten hatten und auch von den Bauern beſucht wurden, die zugleich 
als Gerichtsverſammlungen dienten und erſt im 16. Jahrhundert 
förmlich abgeſchafft wurden, — daneben die Mannen, die hier ſeit 
dem 14. Jahrhundert eine ähnliche Rolle als Berater der Landes⸗ 
herren uſw. ſpielten wie in anderen Territorien. Die eigentliche 
landſtändiſche Entwicklung aber kam hier erſt im 15. Jahrhundert 
mit einem Privilege der Schaumburger Heinrich, Adolf und Ger⸗ 


fallen iſt, konnte er ſeine verdienſtliche Arbeit nicht, wie es ſeine Abſicht ge⸗ 
weſen war, zu Ende führen. Vgl. auch Kroſch über die große Privilegien⸗ 
verſicherung Herzog Ludwigs vom 9. Dezember 1355: „Es iſt die erſte Urkunde, 
in der die drei Stände als die Vertretung des Landes und der ihm zuſtehenden 
Rechte erwähnt werden. Ausdrücklich wird in ihr ſämtlichen Untertanen des 
Fürſtentums vom Herzoge Ludwig die Verſicherung gegeben, daß ſie im Beſitze 
aller ihrer Privilegien und Rechte bleiben ſollen; jedoch iſt das Gelöbnis am 
Schluſſe der Urkunde nicht an die Geſamtheit der Landesbewohner gerichtet, 
ſondern nur an die Geiſtlichkeit, die Ritterſchaft und die Städte, alſo an die 
ſpätere ‚Landfchaft‘.” Die Analogie mit den Verhältniſſen in den oſtelbiſchen 
Territorien ſpringt in die Augen. 

19. Koken, Die Braunſchweiger Landſtände um die Wende des 
16. Jahrhunderts unter den Herzögen Julius und Heinrich Julius 1568—1613 
im Herzogtum Braunſchweig⸗Wolfenbüttel. Braunſchweig 1914. 

2 Siebeck, a. a. O. S. 17 u. 102 ff. 
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hard vom Jahre 1422 in Fluß, welches fie ihren tapferen Mannen 
im Lande Holſtein und allen Einwohnern erteilten, des Inhaltes, 
daß ſie, ausgenommen in beſtimmten wenigen Fällen, ſteuerfrei ſeien, 
und daß ſie ſich zu weiteren Leiſtungen nur „wegen des großen Bedürf⸗ 
niſſes und unſerer und des Landes Noth“ freiwillig verſtanden hätten !. 
Die Bewilligung ging aus durch die „holſteiniſche Ritterſchaft und 
guten Männer“, alſo durch Notable, während alle Einwohner für 
ſteuerfrei erklärt wurden, — eine vollkommene Übereinſtimmung mit 
den Verhältniſſen in Schleſien und den anderen oſtelbiſchen Gebieten 
im 13. und 14. Jahrhundert. Ebenſo gelobt Friedrich I. 1524, 
man ſolle in Schleswig⸗Holſtein „keine Akziſe, Zoll oder Beſchwerde 
den Prälaten, Ritterſchaft, Mannſchaft oder Städten und allen Ein⸗ 
wohnern auflegen, ohne Zuſtimmung der gemeinen Mannſchaft“ ?. — 

Bleibt es ſomit trotz Schiefers Widerſpruch beſtehen, daß die 
landſtändiſche Verfaſſung im weſentlichen im Zuſammenhange mit 
den Verhältniſſen der Beſteuerung entſtanden iſt, und daß ſie inſofern 
von vornherein den Charakter einer Landesvertretung trägt, ſo iſt es 
jetzt unſere Aufgabe, darzutun, daß auch ſeine übrigen Einwendungen 
gegen den Charakter der Landſtände als einer Landesvertretung halt⸗ 
los ſind. Sie ſind doppelter Art, einmal nämlich Erwägungen 
theoretiſch⸗deduktiver Art; dann aber haben ſie auch Bezug auf ge⸗ 
wiſſe Eigenarten der ſtändiſchen Verfaſſung, die Schiefer dahin ver⸗ 

1 Gedruckt bei Jenſen⸗Hegewiſch, Privilegien der Schleswig⸗ 
Holſteiniſchen Ritterſchaft. Kiel 1797, S. 1 ff. Auch die Pflicht zur Landfolge 
wurde darin dem Herkommen gemäß geregelt. Zugleich wurden alle „bederven 
man und ere erven und inwoner der lander to Holſten“ in allen ihren alten 
Gerechtigkeiten und Gewohnheiten beſtätigt. 

2 Ebd. S. 145. In aller Kürze fei hier nur bei dieſer Gelegenheit darauf 
auſmerkſam gemacht, daß der Charakter der Landſtände als einer Zwangs⸗ 
genoſſenſchaft eben darauf beruht, daß ſie ihrer Entſtehung zufolge im weſent⸗ 
lichen Schöpfungen des Landesherrn als des Inhabers der territorialen Staats⸗ 
gewalt ſind. Eben dieſer Charakter erhellt auch in ſpäterer Zeit mitunter noch 
daraus, daß die Berufung in der Form eines Befehls ſogar mit Strafandrohung 
auftritt, daß demgemäß das Erſcheinen auf dem Landtage als Gehorſamspflicht 
gilt. Mit der Zeit gewann der Charakter der Berechtigung aber ſo ſehr die 
Oberhand, daß es mit Pflicht, Befehl und gar mit Strafe nicht ſo ernſt ge⸗ 
nommen wurde. In der Praxis (ſo in Lüneburg) ſchickten ſich die Dinge viel⸗ 
mehr in der Regel ſo, daß der Herrſcher zufrieden war, wenn die Stände auf 
dem Landtage „in ziemlicher Anzahl“ erſchienen und von einem Vorgehen gegen 
Nichtkomparenten überhaupt nicht erſt die Rede war. Auch der Zuſtand, daß 
dieſe wenigſtens Stellvertreter ſchickten, erſchien in den Territorien, wo er ſich 
herausbildete oder erhielt, ſchließlich als ein Recht. 
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ſteht, daß durch fie der Charakter der Landſtände als einer Landes⸗ 
vertretung ausgeſchloſſen wird. Wir beginnen mit denen der zweiten 
Kategorie; dabei kommt es gar nicht auf die Reihenfolge an, da ſie 
ziemlich unſyſtematiſch zuſammengeſtellt ſind; der Mangel an Präziſion, 
der Schiefers Unterſuchungen anhaftet, bewirkt leider öfters, daß ſeine 
falſchen Aufſtellungen ſchwer zu faſſen find. 

Schon wegen ihrer Zuſammenſetzung und der Grundlagen der 
Landſtandſchaft können die Landſtände, ſo meint Schiefer, keine 
Landesvertretung ſein. Nun iſt zu dieſem Punkte von vornherein zu 
bemerken, daß ſich das Streben, hier zu einer einheitlichen und all⸗ 
gemeingültigen Formel zu gelangen, was die Zugehörigkeit ins⸗ 
beſondere zur Adelskurie betrifft, mit der ſteigenden Intenſität der 
Forſchung als undurchführbar herausgeſtellt hat. Man kann eben 
nur ſagen: es ſind die meliores et majores terrae im Sinne des 
Reichsweistums von 1231 geweſen, die „Notabeln“, die zur Land⸗ 
ſtandſchaft herangezogen wurden; aber ihr Kreis wurde in den ver⸗ 
ſchiedenen Ländern ganz verſchieden abgegrenzt. Schon früher habe 
ich darauf aufmerkſam gemacht!; es ſei mir hier geſtattet, aus den 
inzwiſchen weiterhin erzielten Forſchungsergebniſſen? einiges mit⸗ 
zuteilen: In Heſſen ſcheint die Landtagsfähigkeit der Ritterbürtigen 
im 16. Jahrhundert rein perſönlicher Natur geweſen zu ſein; alle 
Adligen waren zunächſt, wie es ſcheint, als Angehörige ihres be⸗ 
ſonderen Geſchlechtes zum Erſcheinen berechtigt; ſpäter (Ende des 
18. Jahrhunderts) wurde der Beſitz eines Rittergutes notwendig; doch 
ſchimmert der alte Zuſtand inſofern durch, als nichtadlige Inhaber 
adliger Güter von der Standſchaft ausgeſchloſſen ſind. In Schweidnitz⸗ 
Jauer war die Grundlage das ritterliche Lehen; als ſolches galten 
aber nicht nur Güter, ſondern auch Renten aller Art, Geſchöſſer, 
Obmäßigkeiten (d. h. Jurisdiktionsrechte) ujw. Demgemäß waren 
nicht alle Adligen landtagsfähig, wohl aber Freie und Stadtbürger, 
die ſolche Lehen innehatten. Später wurden dieſe Lehen in die 
Landbücher eingetragen, und dieſe Eintragung war fortan das 
Kriterium der Landtagszugehörigkeit. Die Ritterſchaft ſuchte nun 
durchzuſetzen, daß ſolche Güter nur noch in den Beſitz Adliger über⸗ 
gehen dürften, iſt aber damit im 17. Jahrhundert im Zuſammen⸗ 
hange mit den gegenreſormatoriſchen Beſtrebungen der habsburgiſchen 


1 Vgl. „Alte und neue Landesvertretung“, S. 107 f. . 
2 Siebeck, a. a. O. S. 14 f. Croon, S. 39 f., 50 f. Haß, S. 21 ff. 
Kroſch, S. 29 ff. Koken, S. Off. 
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Regierung gefdeitert. Die Geiſtlichkeit bildete hier keine beſondere 
Kurie, ſondern war lediglich das vornehmſte Glied der Ritterſchaft; 
ihre Landſtandſchaft beruhte auf ihrem Lehensbeſitze, und dasſelbe 
ward ſchließlich ſogar der Fall bei den Städten, von denen nur die 
Immediatſtädte landtagsfähig waren. Durch Vertrag vom Jahre 1546 
wurde nämlich die Teilnahme der Städte auf ihren Lehensbeſitz an 
Landgütern begründet; ſeitdem waren ſie dem förmlichen Recht zu⸗ 
folge gar nicht mehr Vertreter des Bürgertums als ſolchen. 

In mancher Hinſicht ähnelten die Verhältniſſe in der Mark 
Brandenburg denen in Schweidnitz⸗Jauer. Auch hier waren nur 
die Immediatſtädte landtagsfähig, und die Prälaten gehörten 
wenigſtens ſpäter zur Ritterſchaftskurie. Ebenſo war für die Zu⸗ 
gehörigkeit zu dieſer der Lehensbeſitz das Kriterium; auch Witwen 
und unmündige Kinder hatten Standſchaft, übten aber ihr Recht 
durch Vertreter“ aus. Bürgerliche, die Rittergüter hatten, waren 
hier im 16. Jahrhundert gleichfalls landtagsfähig. In Lüneburg 
ſcheint die Zugehörigkeit zur Ritterſchaftskurie im 16. Jahrhundert 
rein perſönlicher Natur geweſen zu ſein; im 17. und 18. Jahrhundert 
iſt dann die Berechtigung von dem Beſitze eines immatrikulierten 
oder adligen Gutes abhängig; bürgerliche Rittergutsbeſitzer durften 
damals zwar an der Wahl der Deputierten zur Adelskurie teilnehmen, 
aber nicht ſelbſt als Deputierte gewählt werden. Für Braunſchweig 
iſt die Bedingung der Ritterſitz, d. h. ein von bäuerlichen Laſten 
freies Gut, aber nicht die Burg; hier wie in Lüneburg bildeten die 
„beſchloßten“ nur einen Teil der Ritterkurie; Bürgerliche wurden 
durch Erwerb eines adligen Gutes landtagsfähig. In Schleswig⸗ 
Holſtein? ſpielte die Lehensqualität keine Rolle; die Lehensgüter 
waren hier nicht ſehr zahlreich, da die adligen Güter zumeiſt 
Allodialgüter waren. 1600 ſoll es nach einem Privatverzeichniſſe 
nur 28, 1711 nur noch 15 Lehensgüter gegeben haben, und noch 
dazu faſt ausſchließlich in Holſtein. Um Mitglied der Ritterkurie 
zu ſein, mußte man adlig ſein und ein Landgut beſitzen; es deutet 
ſogar manches darauf hin, daß hier urſprünglich vielleicht nur ein 
befeſtigter Ritterſitz landtagsfähig machte. Die klöſterlichen Güter, 
die nach der Reformation in den Beſitz des Adels übergingen, blieben 
jedoch offen; trotzdem ruhte auf ihnen das Landſtandrecht. Die Zahl 

1 Stellvertretung findet ſich auch (für Ausbleibende) in Heſſen und in 
Braunſchweig; vgl. Siebeck, S. 69 und Koken S. 22. 

2 Nach einer noch ungedrudten Arbeit eines meiner Schüler, Herrn 
Hoffmann. 
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der landtagsberechtigten Adligen belief ſich auf rund 200. Neu 
einwandernde Familien, auch wenn ſie ſich ankauften, wurden nicht 
landtagsfähig; dasſelbe galt hier auch von den Mediatſtädten, wie 
in Brandenburg und Schweidnitz⸗Jauer. 

Die Belege für dieſe Verſchiedenheit in der Rechtsgrundlage 
der Landſtandſchaft je nach den einzelnen Gebieten laſſen ſich aus 
der vorhandenen Literatur noch mit Leichtigkeit vermehren, und ſie 
iſt Schiefer auch ſehr wohlbekannt; er erörtert ſie ſeitenlang, kommt 
aber doch — in kraſſem Widerſpruche zu dem, was er alſo ſelber 
ſagt — zum Schluſſe, worauf G. v. Below! mit Recht hinweiſt, 
zu einer Aufwärmung der alten patrimonialen Auffaſſung Hallers, 
daß die Landſchaft nichts anderes als die Geſamtheit der Patrimonial⸗ 
herrſchaften ſei, und behauptet, ſchon deshalb könne es ſich beim 
Verhältniſſe der Landſtände nicht um eine Vertretung, ſondern nur 
um eine Mitherrſchaft handeln. Nun iſt aber ſchon früher von 
Below, mir und anderen darauf hingewieſen worden, daß die Land⸗ 
ſtände keineswegs immer identiſch mit der Summe der Patrimonial⸗ 
gewalten ſind?, daß in den Territorien, zumal des Weſtens, die land⸗ 
ſtändiſchen Beſchlüſſe für zahlreiche Elemente verbindlich ſind, die 
nicht der Patrimonalgewalt eines Mitgliedes landſtändiſcher Körper⸗ 
ſchaften und überhaupt keiner Patrimonialgewalt unterſtellt ſind, daß 
auch die Rechtsgrundlage der Landſtandſchaft (wie wir ſoeben an 
den verſchiedenſten Beiſpielen darlegten) der Mitglieder der ritter⸗ 
ſchaftlichen Kurien ſehr oft durchaus nicht darin zu erblicken iſt, 
daß fie Inhaber obrigkeitlicher Patrimonialgerechtſame find. Damit 
hätte ſich Schiefer auseinanderſetzen müſſen; er beſtreitet nur, beweiſt 
aber nicht, und ſeine eigenen Ausführungen zeugen gegen ihn ſelber, 
oder ſie ſind Binſenwahrheiten, die ſich mit der Vertretungstheſe 
ſehr wohl vertragen, — ſo zum Beiſpiel (S. 303), wenn er ſagt, 


1 In feiner Rezenſion Schiefers, a. O. S. 360. 

2 Am eheſten iſt es dazu noch im Nordoſten gekommen, und in der Tat 
hat Haß (S. 308 ff.) für die Mark Brandenburg die Stände als die Summe 
der Grundobrigkeiten erklärt und darauf ihren Vertretungscharakter zurück⸗ 
geführt: denn es gebe hier niemanden, der nicht durch ſeine Grundobrigkeit 
vertreten ſei, da ſich „die landtags unfähigen Bevölkerungsteile haarſcharf mit 
denen deckten, die nur als Hinterſaſſen der Landtagsfähigen galten“. Das iſt 
nicht richtig. Denn nicht qua Summe der Grundobrigkeiten vertritt der Adel 
feine hinterſäſſigen Bauern, ſondern auf Grund landesherrlicher Privilegien, 
und keineswegs deckt ſich der Kreis der Landtags un fähigen „haarſcharf“ mit 
dem der Hinterſaſſen der Landtagsfähigen; denn die Beſchlüſſe des Landtages 
verpflichten auch die Domanialbauern. 
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feine Unterſuchung über die Zuſammenſetzung der Landſchaft zeige, 
daß „alle zu aktiver politiſcher Tätigkeit Berechtigten in ihr vor⸗ 
handen ſeien, daß außer den Privilegierten niemand berufen und 
befähigt ſei zur Miterledigung von Herrſchaftsangelegenheiten, daß 
ſie als die Gemeinde der politiſches Staatsbürgerrecht innehabenden 
Elemente aufzufaſſen ſei!“. Daß auch eine „Mitherrſchaft“ der Land⸗ 
ſtände über die Geſamtheit der Untertanen vorliegt, habe ich ſelber 
ſchon oft genug betont?; aber ſchließt denn die Mitherrſchaft den 
Vertretungscharakter aus? Der Tendenz ihrer Begründung zufolge 
und gemäß der Rechtsidee, auf der ſie beruhten, waren, wie wir 
ſahen, von vornherein die Landſtände eine Landesvertretung, und 
wenn Schiefer im Schlußſatze (S. 335) ſein Geſamtergebnis in dem 
Satze zuſammenfaßt: „Die ſtaatsrechtliche Idee, auf der das land⸗ 
ſtändiſche Syſtem ſich aufbaut, iſt die eines Herrſchaftsverhältniſſes 
der Stände zu den Untertanen,“ ſo muß man gerade umgekehrt 
ſagen: ſie iſt vielmehr die einer Vertretung, welche, da ihren In⸗ 
habern die Vollmacht als eine private Berechtigung, ſei es aus⸗ 
drücklich und förmlich vom Landesherrn, ſei es durch gewohnheits⸗ 
rechtliche Entwicklung, übertragen wird, auch den Charakter einer 
Mitherrſchaft annimmt, ohne doch deshalb ihren urſprünglichen und 
eigentlichen Charakter zu verlieren ®. 


—ͤ — 


1 Wenn er freilich daraus weiter ſchließt, daß die Stände nicht „reprä⸗ 
ſentieren“, ſondern „präſentieren“, fo macht mit Recht v. Below (a. a. O.) dagegen 
geltend, daß dieſe Konſtruktion bereits am Verhältniſſe der Städte ſcheitere, auch 
an dem des Adels, wo dieſer nicht in feiner Geſamtheit an den Landtagen teil- 
nimmt. Und wenn Schiefer, indem er den Vertretungscharakter der Landſtände 
leugnet, ihre Stellung im „Schema der Verfaſſungsformen“ dahin beſtimmt, 
ſie ſei als eine „unmittelbare Oligarchie“ anzuſehen, die „den Landesherrn be⸗ 
ſchränkt“, ſo fragt Below wiederum mit Recht: „Sind denn Landesrepräſentation 
und Oligarchie Gegenſätze?“ 

2 Zum Beiſpiel „Alte und Neue Landesvertretung“, S. 110. 

5 Es verſteht fic) von ſelbſt, daß die Stellung von Mitgliedern des Land⸗ 
tags als Inhabern lokaler Staatsgewalt nie den Anteil erklären kann, den ſie in 
ihrer korporativen Vereinigung an der zentralen Staatsgewalt erlangen. Es iſt 
dilettantiſch, dafür den Umſtand anzuführen, daß im 16/17. Jahrhundert hier 
und da Landſtände „ihre Stellung derjenigen der Reichsftände gleichartig ers 
achteten“ (Schieſer, S. 333). „Huldigung“ ſeitens ihrer „Hörigen“ [77] oder 
„Betätigung“ ihres grundl7 7] herrlichen Willens als ‚Regierungsakte“ darf den 
Unterſchied nicht verkennen laſſen, der die „Landſaſſen“ von den Reichsſtänden 
trennte. Ganz willkürlich endlich tft die Annahme (S. 334 Anm. 277): „Viel⸗ 
leicht iſt aus der Tatſache, daß der bewaffnete Widerſtand der Stände gegen 
den Landesherrn nicht als Landesverrat aufgefaßt wurde, auch darauf zu 
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Aus den Verhältniſſen der Zuſammenſetzung läßt ſich jedenfalls 
kein Argument gegen den Vertretungscharakter der Landſtände ab⸗ 
leiten, und ebenſo verhält es ſich mit den anderen Einwendungen, 
die Schiefer dagegen erhebt. Wir beſchäftigen uns zunächſt mit 
denjenigen von ihnen, die ſich nicht gut zu einer ſyſtematiſchen Gruppe 
zuſammenfaſſen laſſen. Da kommen zunächſt einige, auf die hier nicht 
weiter einzugehen nötig iſt, da ſie bereits die gebührende Zurück⸗ 
weiſung empfangen haben!. Mit dem Vertretungscharakter der 
Landſtände hat es doch auch nichts zu tun, daß beim Fehlen einer 
geſchriebenen Verfaſſung die Möglichkeit von Machtverſchiebungen 


ſchließen, daß die Stände und der Landesherr erſtere als auf gleichem Rechts⸗ 
boden mit dieſem ſtehend betrachteten.“ Der bewaffnete Widerſtand der Stände 
gegen den Landesherrn wurde nicht als Landesverrat niemals aus dieſem 
Grunde aufgefaßt, ſondern höchſtens dann, wenn er ſich auf Gewohnheitsrecht, 
in der Regel aber auf ausdrückliche Privilegierung im Falle der Verletzung 
der Landes rechte und Landesprivileg ien berufen konnte. So gab es zum Beiſpiel 
in Schleswig⸗Holſtein ein Widerſtandsrecht bei Nichtbeſtätigung der Privilegien, 
um nur einen von vielen Fällen anzuführen. Man merkt aus dem zuletzt 
zitierten Satze, daß Schiefer die Verhältniſſe, wie ſie in den Territorien tat⸗ 
ſächlich beſtanden, gar nicht kennt. 
1 Über Schiefers Berufung auf das Bergiſche Rechtsbuch aus dem 
14. Jahrhundert und „die Rechtsauffaſſung eines mitten im landſtändiſchen 
Leben ſtehenden und wirkenden Prälaten des 18. Jahrhunderts“, nämlich des 
Abtes Heyendal von Rolduc aus der erſten Hälfte des 18. Jahrhunderts vgl. 
» Below, a. a. O. S. 358. Zum erſten Punkte fet nur noch bemerkt, welche 
foloffate Übertreibung darin liegt, daß durch das Verſprechen des Grafen, „das 
Land nie zu veräußern und eine Geldbede nur mit Bewilligung der Ritterſchaft 
und der Städte zu erheben“, die Stände damit „auf die denkbar klarſte Weiſe“ 
bekundet haben ſollen, „daß fie ihre, mit der landesherrlichen konkurrierende !! 
Nachtſtellung nicht etwa von einem anderen Rechtsſubjekte herleiten“. Damit 
gibt Schiefer eben glatt zu, daß meine „Theſe“ richtig iſt, daß die Vertretungs⸗ 
kompetenz der Landſtände ſich aus dem Rechte des Landesherrn herleitet; daß 
ſie aus einem Rechte des Volkes herſtammt, habe ich auch nie behauptet. Aber 
damit hat Schiefer noch nicht genug; er fährt fort: „Sondern durch den Los⸗ 
kauf [der Graf hatte ſein Land wegen Überſchuldung verkaufen müſſen, und die 
Stände hatten es ihm zurückgekauft, wofür er ihnen das vorliegende Privileg 
ausftellte] befand ſich das Land in ihrem Beſitz und Eigentum, fie waren 
die Herren des Landes“ uſw. Ein blühender Unſinn! Charakteriſtiſch iſt 
es auch für ſeine Methode, daß er darauf hinweiſt, Nikolaus von Cues habe 
die Repräfentationsbefugnis der „Stände“ aus „Wahl“ hergeleitet; daraus 
ſchließt er auf die Falſchheit der Repräſentationstheorie, während doch eben 
daraus hervorgeht, daß die Idee beſtand, die Stände ſeien eine Reprifentation, 
indem eben nur die Begründung des Vertretungscharakters, wie Nikolaus 
von Cues fie gab, unrichtig war. 
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größer, die Grenze der Befugniſſe von Landesherren und Landſtänden 
flüſſiger iſt, oder gar, daß die Befugniſſe und Machtſtellung der 
Kurien in den verſchiedenen Territorien nicht immer dieſelben waren, 
auch die Tatſache nicht, daß die Stände oft ſchlechte und egoiſtiſche 
Vertreter der ihrem Schutze anbefohlenen Klienten waren. Im 
übrigen wird in dieſem Punkte auch den unzweifelhaften Verdienſten 
der Stände nicht immer nach Gebühr Gerechtigkeit zuteil. Durch 
ihre Proteſte gegen Gebietsveräußerungen, Landesteilungen uſw. 
haben ſie für die Erhaltung der territorialen Einheit ſchon lange 
vorher zu wirken getrachtet, ehe die Landesherren dafür durch Erlaß 
von Primogeniturordnungen ſorgten; und ihre Beſtrebungen für die 
Herſtellung von Ordnung, Recht und Sicherheit, beſſeres Münzweſen, 
gute „Polizei“ ſind bekannt genug, ſo daß hier darauf nicht des 
näheren eingegangen zu werden braucht; wenn ſie es ſchließlich auch 
nicht fertig brachten, auf die Dauer die territorialen Finanzen in 
Ordnung zu bringen, ſo ſind ſie doch in der Regel dafür meiſt 
momentan eingetreten, und zwar zunächſt nicht ohne Erfolg, als das 
den Landesherren noch unmöglich war. Oft genug haben ſie jeden⸗ 
falls das Wohl des Landes wahrgenommen, auch wenn ſie ihre 
eigenen Intereſſen dabei hätten beſſer pflegen können und ſelbſt 
ſchädigten !. Gewiß kehrt es wieder, daß neben allgemeinen Steuer⸗ 
forderungen der Landesherr an einzelne Stände und Klaſſen der 
Bevölkerung mit beſonderen Beden herantritt; aber das ſchließt doch 
nicht aus, daß die Landſtände, wenn ſie gemeinſam tagen, eine 
gemeinſame Propoſition zu beraten haben und daraufhin einen ge⸗ 
meinſamen Beſchluß faſſen, als Vertreter des ganzen Landes fungieren. 
Ganz abſurd iſt es, wenn neben dem „tatſächlichen Verhalten“ der 
Stände ihre „rechtlichen Befugniſſe einer Betrachtung unterzogen 
werden, um feſtzuſtellen, ob und inwiefern ſich auch hieraus für die 


1 Vgl. zum Beiſpiel für Braunſchweig Koken, S. 33, beſonders Anm. 1: 
„Zum Beiſpiel wurde der berühmte Artikel des Salzdahlumers Abſchiedes von 
1595 auch unter Zuſtimmung der Mehrheit der Ritter geſchloſſen, obwohl ſie 
darin wichtige Eigentumsrechte zugunſten ihrer Meier aufgeben mußten.“ Nicht 
ſo bauernfreundlich waren ja die Landſtände in Brandenburg; aber auch hier 
fehlt es doch nicht an verſöhnenden Zügen; vgl. neuerdings Schotte, S. 4f. 
(Auch ſie bedenken in ihrer Arbeit die Allgemeinheit, und es iſt ſogar die auf⸗ 
fallende Tatſache zu konſtatieren, daß ſie gegen ihr beſonderes Intereſſe aus 
Gründen des Allgemeinwohls, aus einer moraliſchen Verpflichtung für die ,arm 
gemein‘, denen kein beſonderer Anwalt zur Seite ſteht, wirken“), 42, 45 und 
das Geſamturteil für das Ende des 16. Jahrhunderts bei Haß, S. 134. 
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Beantwortung unſerer Frage etwas ergibt“ !. Denn wie auch immer 
die Abgrenzung der Kompetenzen im einzelnen ſich geſtalten wird, 
daraus kann ſich einfach gar nichts „für die Beantwortung unſerer 
Frage“ ergeben, ob zu dieſen Kompetenzen auch die Vertretung des 
Landes gehört, ob ſie unter dieſem Geſichtspunkte (oder aus⸗ 
ſchließlich unter dem der „Mitherrſchaft“) ihre ſonſtigen Kom⸗ 
petenzen ausgeübt haben. Im übrigen ſind Schiefers Ausführungen 
gerade hierbei recht unvollkommen: die Belege ſind einſeitig gewählt, 
aus Einzelbeſtimmungen werden falſche Folgerungen von allgemeiner 
Geltung abgeleitet. So leſen wir (S. 312), um nur eins anzumerken: 
„Da die Stände, kraft ihrer Herrſchaftsbefugniſſe über Landesinſaſſen, 
bei der Durchführung von Erlaſſen und Geſetzen nicht umgangen 
werden konnten, ſo ergab ſich ihre Hinzuziehung bei der Schaffung 
derſelben naturgemäß.“ Von „naturgemäß“ kann um fo weniger 
die Rede ſein, als die Landesherren keineswegs, falls nicht Privilegien, 
Gewohnheitsrecht oder politiſche Rückſicht im einzelnen Falle im 
Spiele waren, ſich verpflichtet fühlten, die Stände zu Erlaſſen und 
Geſetzen heranzuziehen; aus der Stellung der Stände als Inhaber 
lokaler obrigkeitlicher Befugniſſe hätten fie auch einen Anſpruch nach 
dieſer Richtung nicht herleiten können; und auch das kann nicht 
allgemein und ſchlechthin behauptet werden, daß ſie bei der „Durch⸗ 
führung“ ſolcher Akte nicht „umgangen werden konnten“. Es iſt 
endlich kein Argument gegen den Vertretungscharakter der Landſtände, 
wenn Schiefer (S. 291) ſagt: „. .. Auf Grund eigenen Rechtes, 
das ſich aus ihrer Machtſtellung ergibt, teilen ſich die Stände mit 
dem Landesherrn in die Regierung des Territoriums.“ Denn die 
Vertretungskompetenz der Landſtände war eben, wenn man ſich ſo 
ausdrücken will, ein „eigenes Recht“, an ſie gekommen, ſei es durch 
ausdrückliches Privilegium des Landesherrn, ſei es durch gewohnheits⸗ 
rechtliche Entwicklung unter ſeiner ſtillſchweigenden Zulaſſung. Sehr 
glücklich formuliert Wolzendorff? dieſes Verhältnis dahin, „daß 


— —— — 


1 Schiefer, S. 310 ff. 

> Mit Intereſſe richtet man bei der Lektüre dieſes Satzes das Auge ab⸗ 
wärts auf die dazu gehörige Anm. 209, um den Beleg für dieſe Behauptung 
zu finden, und lieſt mit Erſtaunen: „Schotte, S. 34. Auf den Landtagen 
wurden faktiſch oft Beſchlüſſe gefaßt, aber häufig dienten ſie dem Kurfürſten 
nur zur Verkündigung einſeitig beſchloſſener Geſetze und Regierungsmaßnahmen. 
— Hegel, S. 143.“ Das paßt wie die Fauſt aufs Auge! 

In ſeiner Beſprechung von Ingelmann, Ständiſche Elemente in der 
Volksvertretung, Archiv für öffentliches Recht 34, S. 204. 
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die Stellung der Landſtände, nicht wie die der modernen Volks⸗ 
vertretung, nur die ſtaatsrechtliche Kompetenz eines Staatsorgans, 
ſondern gleichzeitig das ſubjektive Recht einer Körperſchaft (und noch 
weiterhin ihrer einzelnen Mitglieder) war.“ 

Eine letzte Gruppe von Argumenten Schiefers bleibt uns noch 
zu erledigen; ſie hängen zuſammen mit der relativen techniſchen Un⸗ 
vollkommenheit der ſtändiſchen Organiſation, mit dem ihr anhaftenden 
Mangel an korporativem Zuſammenſchluß und an Durchführung des 
Prinzipes der ſtaatsrechtlichen Einheit. Was dieſe Dinge anbelangt, 
fo habe ich auf fie ſelbſt Schon früher mit Nachdruck hingewieſen!; 
ich kann aber nicht aus ihnen den Schluß ableiten, daß durch ſie 
„eine wirkliche Repräſentation des Landes“ unmöglich gemacht wird. 

Der Mangel an korporativem Zuſammenſchluſſe beruht, wie 
Schiefer ausführt, auf zwei Gründen, nämlich auf dem Fehlen der 
unbedingten Vollmachten und des „feſten Einheits prinzipes“? ſo⸗ 
wohl für den ganzen Landtag als auch für die einzelnen Kurien. 
Tatſächlich ſind jedoch dieſe Einrichtungen viel reichhaltiger vor⸗ 
handen, als man nach Schiefer annehmen ſollte. Es gibt nicht nur 
ſchon hier und da unbedingte Vollmachten, ſondern es begegnet uns 
auch zum öfteren die Tendenz, ſolche durchzuſetzen, und zwar mit Er⸗ 
folg s. Ebenſo iſt das Mehrheitsprinzip im 16. Jahrhundert im 
Vordringen begriffen; in Schleſien bricht es ſich Bahn ſowohl in 
den Einzellandtagen wie auch im Generallandtage, ſowohl innerhalb 
der einzelnen Kurien wie auch für die Feſtſtellung des Geſamtvotums. 
In Braunſchweig war innerhalb der einzelnen Kurien Einſtimmig⸗ 
keit erforderlich, und keiner der drei Stände konnte durch die beiden 
anderen überſtimmt werden; immerhin verfocht die Regierung die 
Forderung der pluralitas votorum, und es ließ ſich in den einzelnen 
Kurien nicht immer eine Überſtimmung der Minderheit umgehen. 
In Schleswig⸗Holſtein wurde mitunter, aber nicht immer, viritim ab⸗ 
geſtimmt; es beſtand Mehrheitsprinzip, aber in Verbindung mit Not⸗ 


1 „Alte und neue Landesvertretung“, S. 105 ff., beſonders betreffend die 
niederländiſchen Territorien. 

2 Es muß hier natürlich heißen „Mehrheits prinzipes“!! 

8 Betreffend Schleſien und die Niederlande vgl. ebd. S. 106. In Heſſen 
hatten die Städteboden ſchon im 16. Jahrhundert unbedingte Vollmacht 
(Siebeck, S. 85 f.), in Braunſchweig ſetzte fie der Herzog zur ſelben Zeit durch 
(Koken, S. 13 f., 18 Anm. 2). In Lüneburg ſcheint das „Zurückbringen“ un 
bekannt geweſen zu ſein (Kroſch, S. 36 f.), und in der Mark Brandenburg 
wurde es von der Landesherrſchaft heftig bekämpft. 


1167] Waren die Landſtände eine Landesvertretung? 81 


wendigkeit der moraliſchen Einſtimmigkeit; der ſchwächere Teil (das 
waren in der Regel die Städte im Gegenſatze zu Prälaten und 
Ritterſchaft, die eng miteinander verbunden waren und eine einzige 
Kurie bildeten) „konformierte“ ſich ſchließlich dem überlegenen. Heſſen 
erſcheint noch ſehr rückſtändig: ein Landtagsbeſchluß kam hier nur 
zuſtande, wenn Einſtimmigkeit der Kurien herrſchte, und in dieſen 
hinwiederum galt nicht das Majoritäts⸗, ſondern das Autoritäts⸗ 
prinzip; die Feſtſtellung der Mehrheit vermittels Durchzählen der 
Stimmen in ihnen war unbekannt; immerhin war wenigſtens ſo viel 
erreicht, daß die Landtagsbeſchlüſſe auch für die Nichterſchienenen 
galten. Mitunter kommt es vor, daß, wenn ſich die Kurien oder 
einzelne Glieder nicht untereinander einigen konnten, der Landesherr 
vermittelnd eingriff und einen einheitlichen Beſchluß zuſtande brachte, 
jo in Brandenburg. Hier konnten zuerſt die Prälaten und Ritter: 
ſchaft die Städte überſtimmen; das hörte aber auf, nachdem ſich jene 
beiden zu einer einzigen Kurie verſchmolzen hatten, und es war nun die 
Aufgabe des Fürſten, „zwiſchen den häufig ſich widerſprechenden Re⸗ 
ſolutionen der beiden Stände einen vermittelnden Ausgleich zu 
ſchaffen, bei dem zugleich ſein eigener Standpunkt gewahrt bleibt“. 
Auf demſelben Brette ſteht das Mittel der ſogenannten „Komprehen⸗ 
fion“ oder „Vervangens“ in Brabant: wenn nur ein oder einige 
Glieder der Städtekurie verweigern, darf der Fürſt ſie mit Ge⸗ 
nehmigung der anderen Stände eben als „vervangen“, d. h. zahlungs⸗ 
pflichtig, erklären ?. 


1 „Alte und neue Landesvertretung“, S. 107, für das Folgende Croon, 
S. 88 f., Koken, S. 19 f., Siebeck, S. 68 u. 90 ff., Haß, S. 58, 311 f. 

2 „Alte und neue Landesvertretung“, S. 107, hatte ich darauf hingewieſen, 
daß Übereinſtimmung beider Häuſer für das Zuſtandekommen von Parlaments- 
beſchlüſſen auch beim heutigen Zweikammerſyſtem notwendig iſt, das ſich ja 
ſeinem Urſprung zufolge als eine Fortſetzung der Kuriatverfaſſung darſtelle. 
Schiefer (S. 307) beſtreitet dieſe Analogie, da Herrenhaus und Abgeordnetenhaus 
nach der Rechtsfiktion eine Vertretung des geſamten Volkes“ ſeien, während 
im ſtändiſchen Staate ſich die einzelne Kurie doch nie hätte als Vertreter des 
ganzen Landes betrachten oder als ſolche gelten können“. Das läuft darauf 
hinaus, das thema probandum als Mittel der Argumentation zu benutzen; 
außerdem wird dadurch gar nichts bewieſen. Die Tatſache bleibt doch beftehen, 
daß Übereinſtimmung beider Häuſer und beider Kurien erforderlich iſt, und bei 
Landtagen, die nur aus zwei Kurien beſtanden, ſpringt die Analogie erſt recht 
in die Augen. Tatſächlich ſind ja auch die beiden Häuſer, hiſtoriſch betrachtet, 
gar nichts anderes als die beiden ſtändiſchen Kurien, in die die alte engliſche 
Ständeverſammlung zerfiel. War auch endlich im ſtändiſchen Staate der ein⸗ 
zelne Stand oder die einzelne Kurie zunächſt Vertreter eines beſtimmten, ab⸗ 

Schmollers Jahr buch XL 8. 
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Aber ſelbſt das völlige Verſagen von unbedingten Vollmachten 
und Mehrheitsprinzip könnte dem Landtage den Charakter als Landes⸗ 
vertretung nicht rauben, wenn anders dieſer ſonſt Anſpruch darauf 
hat. Ob ein Stand überſtimmt werden kann oder nicht, das Ent⸗ 
ſcheidende iſt, daß überhaupt Beſchlüſſe, auf welche Weiſe es auch 
immer ſei, zuſtande kommen, die das ganze Land verbinden, und 
ſchon inſofern, als dadurch dem Lande gewiſſe Leiſtungen an den 
Landesherrn auferlegt werden, iſt auch darin eine Vertretungsbefugnis 
für das Land zunächſt gegenüber dem Landesherrn enthalten, da von 
einer bloßen Mitherrſchaft, wie wir ſahen, keine Rede ſein kann. 
Schiefer weiſt (S. 319 f.) darauf hin, daß früher oft die einzelnen 
Stände eines Territoriums auf beſonderen Tagungen, ein jeder für 
ſich, bewilligt hätten: wenn dieſe nun ihren bisherigen Bewilligungs⸗ 
modus inſofern ändern, als ſie von jetzt ab gemeinſam die fürſtliche 
Propoſition entgegennehmen, d. h. einen gemeinſamen Landtag halten, 
ſo wird, wie Schiefer meint, dieſer neue „Landtag“ doch dieſes rein 
äußerlichen Neben⸗ und Zuſammentagens halber nicht plötzlich eine 
Landesvertretung, — ſchon deshalb nicht, weil, wie er dargelegt zu 
haben meint, „von einer auch nur halbwegs durchgängigen Exiſtenz 
des Korporationsbeſchluſſes keine Rede ſein kann, zumal nicht bei 
der Steuerbewilligung“. Aber wie wir gezeigt haben, iſt der kor⸗ 
porative Charakter der Landſchaft, wenngleich noch ſo mangelhaft 
ausgebildet, doch immerhin vorhanden, und Korporationsbeſchlüſſe 
liegen vor, ſobald die Geſamtheit der Stände auf Grund eines Man⸗ 
dates, das ihnen übertragen iſt, ſei es durch ausdrückliche Privile⸗ 
gierung oder auch nur durch ſtillſchweigende Zulaſſung des Landes⸗ 
herrn, im Namen des Landes und für das Land verbindlich handeln, 
wie dabei der Hergang auch immer im einzelnen geweſen ſein mag. 
Das aber iſt erſt recht der Fall, inſofern als durch die neue Be⸗ 
ſchließungsform, indem nämlich dieſe eine gemeinſame iſt, alle 
Landeseinwohner der Beſteuerung unterworfen werden, während ja 
auf den vorher ſtattgehabten Sondertagungen jeder Stand immer 
nur für ſeine Angehörigen bewilligen konnte, ſolche Perſonen alſo, 
die keiner der großen ſtändiſchen Gruppen angehörten, an der Steuer 
gar nicht beteiligt werden konnten. Wenn die Landſtände ſpäterhin, 


gegrenzten engeren Kreiſes, ſo waren ſie doch naturgemäß als Angehörige des 
ganzen Landtages, wenn anders dieſem überhaupt der Vertretungscharakter zu⸗ 
zufprechen iſt, indirekt auch Reprafentanten des ganzen Landes. Über die 
juriſtiſche Fiktion der „Vertretung des ganzen Volkes“ ſ. auch Wolzendorff, 
a. a. O. S. 207. 
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nachdem die gemeinſamen Landtage in die Erſcheinung getreten ſind, 
wirklich „die Laſten moglichſt auf die Nichtſtandſchaftsberechtigten ab⸗ 
ſchoben“, ſo würde das nur beweiſen, daß ſie eine ſchlechte, egoiſtiſche 
Vertretung, nicht aber, daß fie gar keine Vertretung waren!. War 
auch die Maſchinerie des altſtändiſchen Staatsrechtes noch ſo kom⸗ 
pliziert und unbehilflich, funktionierte ſie auch noch ſo langſam und 
ſchwerfällig, beſaßen auch die einzelnen Glieder eine ſo große Selb⸗ 
ſtändigkeit, daß ſie ſie jederzeit lahmzulegen vermochten, war der 
Landtag auch hier und da weniger eine beſchließende Verſammlung 
als vielmehr „nur ein Kongreß von Delegierten mit gebundener 
Marſchroute, die nur indirekt als Organe des ganzen Landes zu be⸗ 
trachten find“, — kam ein gemeinſamer Beſchluß doch irgendwie zu⸗ 
ſtande, ſo handelten die Stände dabei als eine wahre Vertretung des 
Landes: der Landtagsabſchied, wenn er perfekt wurde, ſchuf einen 
einheitlichen Landeswillen. — 

Auch mit theoretiſch⸗deduktiven Gründen beſtreitet nun freilich 
Schiefer den Landſtänden dieſen Charakter, und zwar geht er dabei 
von der Definition aus, die Mohl für den Begriff der „Repräſen⸗ 
tation“ aufgeſtellt hat; ſie lautet dahin, „daß die Repräſentation 
oder Vertretung im ſtaatlichen Sinne diejenige Einrichtung iſt, ver⸗ 
möge welcher der einem Teile oder der Geſamtheit zuſtehende Ein⸗ 
fluß auf die Staatsgeſchäfte durch eine kleinere Anzahl aus der Mitte 
der Beteiligten, in ihrem Namen und verpflichtend für ſie, beſorgt 
wird“ 3. 

Nun iſt eine Definition, von wem ſie auch immer ſtamme, kein 
noli me tangere, das über jede weitere Prüfung erhaben wäre. 
So erſcheint in der Mohlſchen Begriffsfeſtſtellung von „Repräſentation“ 
gewiß der Ausdruck „Einfluß auf die Staatsgeſchäfte“ nicht beſonders 
glücklich gewählt; er iſt zu unbeſtimmt und farblos. Dieſer „Ein⸗ 
fluß auf die Staatsgeſchäfte“ beſteht ja eben, präzis formuliert, in 
der Exiſtenz von Rechten, durch welche die Regierungsgewalt in der 
zentralen Inſtanz Beſchränkungen unterworfen wird. Unter dieſem 
Vorbehalte angewandt, paßt die Mohlſche Definition aber vollkommen 
auf die ſtaatsrechtliche Stellung der Landſtände im alten dualiſtiſchen 


1 Ebenſowenig ſpricht es gegen den Vertretungscharakter, wenn die ein⸗ 
zelnen Stände ihre Bewilligungen nach feſtgelegtem Quotenverhältnis vornahmen 
und unter der Vorausſetzung, daß dieſe Quoten genau eingehalten wurden. Es 
handelt ſich dabei eben immer nur um Einzelheiten des Beſchluſſes, den ſie als 
Landesvertretung faßten. 

"N v. Mohl, Staatsrecht, Völkerrecht und Politik, I, en S. 8 f. 
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Ständeſtaate: fie find unzweifelhaft eine Einrichtung, vermöge deren 
die Handhabung der der Geſamtheit aller Untertanen, kurz geſagt, 
dem Lande, zuſtehenden Rechte, durch welche die Negierungsgewalt 
des Territoriums in der zentralen Inſtanz, d. h. der Landesherr, 
beſchränkt wird, „durch eine kleinere Anzahl aus der Mitte der Be⸗ 
teiligten, in ihrem Namen und verpflichtend für ſie, beſorgt wird“. 
Es kommt in ihr die Rechtsidee, auf der die landſtändiſche Ent⸗ 
wicklung ſeit ihren erſten Anfängen vom Reichsweistum von 123! 
an beruht, zu vollkommenſtem Ausdruck; die Bedeverträge und Steuer⸗ 
privilegien, auf die in der Hauptſache die Entſtehung der Landſtände 
zurückgeht, zumal ihre erſten Geſtaltungen in den Territorien des 
Oſtens, ſtellen ſich dar gleichſam als ihre Verwirklichung in der 
Praxis. Die Geſamtheit der Untertanen, das Land, erhält Privilegien 
und Rechte, zumal ſolche, durch welche die Regierungsgewalt auf 
dem Felde des Steuerweſens beſchränkt wird; dieſe Rechte der 
Geſamtheit werden wahrgenommen oder beſorgt „durch eine kleinere 
Anzahl aus der Mitte der Beteiligten, in ihrem Namen und ver⸗ 
pflichtend für ſie“: alle dieſe Merkmale des Begriffs treffen bei den 
Landſtänden zu, folglich fallen ſie unter dieſen Begriff; mit anderen 
Worten, die Landſtände ſind tatſächlich eine „Repräſentation oder 
Vertretung im ſtaatlichen Sinne“. 

Man ſollte denken, dieſe Dinge lägen ſo ſonnenklar, daß da 
jeder Zweifel ausgeſchloſſen iſt. Und doch verwirft Schiefer gerade 
auf Grund der Mohlſchen Definition den „Repräſentantencharakter“ 
der Landſtände. Wie kommt er dazu? Weil er in Wahrheit an 
der von ihm ſelbſt herangezogenen Mohlſchen Begriffsbeſtimmung 
nicht feſthält, ſondern weitere Merkmale einſchiebt, die Mohl an der 
zitierten Stelle gar nicht anführt. Nachdem Schiefer (S. 265) dieſe 
wiedergegeben hat, fährt er fort: „Charakteriſieren wir das Repräſen⸗ 
tations verhältnis noch etwas ausführlicher. Nach der hier zugrunde 
liegenden Anſchauung iſt die mehr oder minder vollſtändige Geſamt⸗ 
heit der Untertanen zur Ausübung ihrer politiſchen Rechte 
befugt!; wegen techniſcher Schwierigkeit oder Unmöglichkeit der 
gemeinſamen Handhabung politiſchen Mitwirkens erfolgt die Über⸗ 
tragung dieſes Rechtes auf eine kleinere Anzahl aus der Mitte der 
Beteiligten“ (und zwar zumeiſt durch einen Willensakt 
eben dieſer). Jene kleinere Anzahl‘ bildet alſo die Organe, durch 


1 Die Sperrungen im Zitat von Schiefer rühren von mir her; ſie deuten 
die Punkte an, in denen Schiefer über Mohls Definition hinausgeht. 
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die der Untertanenverband handelt, deren Wille als Verbandswille 
gilt. Dieſe Organe ſind aber immer ſekundäre Organe, 
Organe eines anderen primären Organes, eines Rechts- 
ſubjektes, das in ſeiner Weſenheit mit jenen nicht identiſch iſt — 
eben des mit politiſchen Rechten verſehenen Teiles (oder Geſamtheit) 
des Volkes. Demnach kann ſtaatsrechtlich den Repräſentanten die 
Anteilnahme an der ſtaatlichen Herrſchaft nur in dem Sinne zu⸗ 
ſtehen, daß ſie an Stelle ‚des primär zur Selbſtausübung 
berufenen Volkes“ den dieſem zuſtehenden Anteil an 
der Beſtimmung ſeiner Geſchicke auszuüben und die Intereſſen 
des Volkes zu wahren haben, nicht aber etwa kraft eines originären, 
nur ihnen zuſtehenden und ihnen eigenen Rechtes. 

„Im Fortſchreiten unſerer Unterſuchung werden wir nun unſer 
Augenmerk darauf zu richten haben, wiefern das ſtändiſche Staats⸗ 
recht mit den hier gezeichneten Grundſtrichen einer repräſentativen 
Staatsidee übereinſtimmt, ob der alte ‚Landtag den Charakter einer 
repräſentativen Verſammlung ebenſogut trägt wie unſere heutigen 
Parlamente“, oder aber, ob die Abweichung der der ſtändiſchen Ver⸗ 
faſſung zugrunde liegenden Idee von der repräſentativen ſo funda⸗ 
mentaler Art iſt, daß es unſtatthaft erſcheint, Landſtände und modernes 
Parlament, beide als Volksvertretung zu bezeichnen, ob nicht vielmehr 
erſtere als in einem Obrigkeitsverhältnis zum Volke ſtehend zu be⸗ 
trachten ſind.“ 

Und erläuternd zu dieſen Ausführungen heißt es noch in einer 
dazugehörigen Anmerkung (S. 265 Anm. 12): 

„Wie man aber auch den Begriff Repräſentation beſtimmen 
mag, feſtzuhalten iſt an dem Vorhandenſein des Gedankens, daß der 
Vertreter ein Recht ausübt für einen anderen, dem dies im Grunde 
zuſteht. Fehlt dieſer Gedanke, ſo kann meines Erachtens von einer 
Repräſentatividee keine Rede ſein. Die Rechtsverbindlichkeit der 
Beſchlüſſe einer Perſon für Dritte kann auf einem Rechte der Ver⸗ 
tretung oder auf einer obrigkeitlichen Stellung über dieſer fußen. 
Eine Definition, welche die in Frage ſtehende Rechtsſtellung ſo um⸗ 
ſchreibt, daß beides hieraus entnommen werden kann, iſt zu weit 
gefaßt, da jede Beſtimmung und Verfügung kraft obrigkeitlicher 
Gewalt als ein Ausfluß einer Vertreterſtellung erſcheinen könnte.“ 

Prüfen wir nun einmal Schiefers „Charakteriſtik“ der Mohlſchen 
Definition, ſo gewahren wir, daß ſie auf deren Verfälſchung hinaus⸗ 
läuft. Zunächſt benutzt er denjenigen Paſſus in ihr, der am be⸗ 
denklichſten erſcheint, um ſie in einer unzuläſſigen Weiſe zu verengern. 
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Er folgert nämlich aus den Worten „der einem Teile oder der 
Geſamtheit zuſtehende Einfluß auf Staatsgeſchäfte“, die der Definition 
zugrunde liegende Anſchauung beſtehe darin, „daß die mehr oder 
minder vollſtändige Geſamtheit der Untertanen zur Ausübung ihrer 
politiſchen Rechte befugt iſt“. Das liegt keineswegs im richtig 
verſtandenen (ſ. o.) Sinne der zitierten Worte Mohls. In ihnen 
wird nur geſagt, daß die Geſamtheit politiſche Rechte beſitzt, an 
denen die landesherrliche Gewalt eine Grenze findet; daß ſie auch 
zu deren Ausübung ſelbſt befugt iſt, iſt lediglich ein willkürlicher 
Zuſatz des Kommentators, der ſeine vorliegende Interpretation 
höchſtens mit dem hier wenig präziſen und glücklichen Wortlaute 
der Mohlſchen Begriffsbeſtimmung einigermaßen, freilich ſchlecht 
genug, decken könnte. Darüber, daß er hier ſchon implizite weiter 
annimmt, die Rechte des Volkes und der Vertretung ſeien die gleichen, 
und es ſeien die Rechte des Volkes, die das Parlament lediglich 
ausübe, handeln wir alsbald unten. 

Wo aber in aller Welt iſt in der Mohlſchen Definition etwas davon 
zu leſen, daß die Übertragung des Rechtes (oder richtiger und präziſer 
geſagt: der Befugnis zur Wahrnehmung der Rechte) der Geſamtheit 
auf „eine kleinere Anzahl aus der Mitte der Beteiligten“, zumeiſt 
durch einen Willensakt eben dieſer erfolgen ſolle. Praktiſch liefe das 
hinaus auf eine Mandaterteilung durch Wahl, wie bald noch gezeigt 
werden wird. Das hat Mohl nicht nur nicht geſagt, ſondern es 
hätte nicht einmal feinen Intentionen entſprochen . Seltſam wirkt 
die Verklauſulierung des Satzes durch das Wörtchen „zumeiſt“; 
man weiß nicht recht, was man ſich dabei denken ſoll. Im Fort⸗ 
gange ſeiner Darlegungen wird auch ganz offenbar, daß Schiefer 
nur eine einzige Art der ſtaatsrechtlichen Vertretung kennt, nämlich 
die durch Erteilung der Vollmacht ſeitens des Volkes, alſo durch 
periodiſche Wahl. Tatſächlich gibt es ja, wie der geſchichtliche 
Hergang zeigt, nur die Alternative zwiſchen zwei Syſtemen der 
Zuſammenſetzung des Landtags, das ſind das ſogenannte ſtändiſche 


1 Bgl. Mohl, a. a. O. S. 12 in den Erläuterungen zu feiner Definition: 
„Sehr abſichtlich iſt es geſchehen, wenn in der Begriffsbeſtimmung die Be 
zeichnung der Repräſentanten nicht ausdrücklich als eine ‚Wahl‘ angegeben, 
ſomit für die Art ihrer Hervorhebung aus der Menge der Beteiligten freier 
Spielraum gelaſſen ward.“ Die weiter folgenden Ausführungen zum Beiſpiel 
über die „zu einer Repräſentation berechtigten Genoſſenſchaften und Korpo⸗ 
rationen“ und über die „erbliche Berechtigung“ können ſich ſehr gut auch auf 
die Landſtände beziehen. Sogar einer Ernennung der Repräſentation durch das 
Staatsoberhaupt redete Mohl unter gewiſſen Umſtänden das Wort. 
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Prinzip oder die (periodiſche) Volkswahl, mit welchen Abſtufungen 
des Wahlrechtes auch immer verknüpft; nur bei dieſer letzeren 
kommt ein „Willensakt“ der Geſamtheit in Frage; es gibt ſomit 
für unſeren Autor nur eine einzige Form der Vertretung, nämlich 
die durch Erteilung der Vollmacht durch die Vertretenen, d. h. durch 
periodiſche Wahl. Das iſt die Quinteſſenz aller weiteren Ausführungen 
Schiefers, — ſo, wenn er ſagt, Vertretungen ſeien nur „ſekundäre 
Organe eines anderen primären Organes, eines Rechtsſubjektes nämlich 
des Volkes. So gelangt er ſchließlich durch ſeine „Charakteriſtik“ der 
Mohlſchen Definition dahin, ſie auf den Begriff der modernen 
Repräjentativverfaffung zu verengern, und ſelbſt auf dieſe paßt 
ſchließlich feine „Charakteriſtik“ nicht mehr. Natürlich find die 
Stände nicht ſekundäre „Organe“ des Volkes, als eines anderen, 
primären Organes, das zugleich Rechtsſubjekt iſt. Denn das Volk 
iſt im ſtändiſchen Staate überhaupt kein beſonderes Staatsorgan, 
und da es einer beſonderen Organitation entbehrte, konnte es als 
ſolches gar kein Rechtsſubjekt ſein. Wohl aber waren die einzelnen, 
aus denen ſich das Volk ſummierte, im Befige ſubjektiver politiſcher 
Rechte; doch ſteht ihnen die Wahrnehmung dieſer Rechte nicht ſelber 
zu, ſondern ſie iſt den Landſtänden anvertraut, wobei es weder 
rechtlich noch auch politiſch darauf ankam, ob die Einwohner des 
Landes ſelbige auch immer als ihre „Vertreter“ betrachteten und mit 
ihnen als ſolchen zufrieden waren. Im konſtitutionellen Staate iſt 
nun das Volk zwar Staatsorgan, und ſeine Funktion als ſolches 
beſteht eben darin, daß von ihm die Bildung eines anderen Staats⸗ 
organes, des Parlamentes, ausgeht; dieſes aber beſitzt die Rechte, 
die ihm zuſtehen, unmittelbar durch die Verfaſſung, bekommt ſie 
keineswegs durch den Wahlakt vom Volke; alſo auch hier kann man 
nicht einmal ſagen, daß das Parlament anſtelle des primär zur 
Selbſtausübung berufenen Volkes den dieſem zuſtehenden Anteil an 
der Beſtimmung ſeiner Geſchicke auszuüben und die Intereſſen des 
Volkes zu wahren habe. Eine Identität der Befugniſſe von Volk 
und Parlament, ſo daß ſelbige „primär“ oder „im Grund“ bei jenem 
ſtünden, von dieſem aber für das Volk ausgeübt würden, gibt es 
nicht einmal im modernen Staatsrecht der konſtitutionellen Monarchie, 
ſondern iſt ein Reſiduum der alten naturrechtlichen konſtitutionellen 
Doktrin, der man ihre Provenienz aus der Theorie der Volks⸗ 
ſouveränität noch recht deutlich anmerkt l. 


1 Zu dem oben S. 85 zitierten Paſſus ſei noch kurz folgendes bemerkt: 
Eine Vertretung hört nicht auf, dieſen Charakter zu tragen, wenn ſie auf Grund 


88 Felix Rachfahl 1174 


Was hat Schiefer mit ſeinen theoretiſchen Erörterungen ſomit 
nun eigentlich bewieſen? Nichts anderes, als daß der alte Land⸗ 
tag kein modernes Parlament iſt. Das aber hat auch niemand 
behauptet . Was er aber ganz und gar nicht erwieſen hat, das iſt, 
daß der alte Landtag keine Landesvertretung iſt; ich ſtelle feſt, daß 
er fic) mit meinen Ausführungen über die Natur des ftändifchen 
Repräſentationsprinzipes, über ſeine grundlegende Verſchiedenheit von 
dem des modernen Staatsrechtes? gar nicht auseinandergeſetzt hat, 
daß er ſie auch nicht mit einem einzigen Sterbenswörtchen gloſſiert 
hat. Inſofern geht er der Kontroverſe aus dem Wege, ohne auch 
nur einen einzigen, wenngleich den beſcheidenſten Verſuch zu machen, 
ſie zu fördern. Wie kann man das Problem löſen, wenn man der 


eines originären, nur den Vertretern zuſtehenden und ihnen eigenen Rechtes 
ausgeübt wird. Nach Schiefer kann die Rechtsverbindlichkeit der Beſchlüſſe 
einer Perſon für Dritte nur auf einem Rechte der Vertretung für dieſe oder 
auf einer obrigkeitlichen Stellung über eben dieſe fußen. Sie kann aber auch 
einen gemiſchten vertretungs⸗herrſchaftlichen Charakter haben, wie das eben bei 
den Landſtänden der Fall iſt, die Vertretung und Mitherrſchaft zugleich ſind 
(ſiehe u. a. oben S. 60 A. 1). Schiefer beſtreitet das, indem er ſagt: „Eine Definition, 
welche die in Frage ſtehende Rechtsſtellung ſo umſchreibt, daß beides hieraus 
entnommen werden kann, iſt zu weit gefaßt, da jede Beſtimmung und Ver⸗ 
fügung kraft obrigkeitlicher Gewalt als ein Ausfluß einer Vertretungsſtellung 
erſcheinen könnte.“ Die Fällung eines richterlichen Urteils, die Ausübung einer 
militäriſchen Kommandogewalt wird man ſchwerlich als „Ausfluß einer Ver⸗ 
tretungsſtellung“ erklären können. 

1 Es iſt irreführend, wenn Schiefer (S. 266) ſagt, daß meiner Anſicht 
nach der alte Landtag den Charakter einer reprafentativen Verſammlung 
„ebenſogut“ wie unſere heutigen Parlamente trage. Gerade an der Stelle, 
die er dafür zitiert („Dualiſtiſcher Ständeſtaat in Deutſchland“, in dieſem 
Jahrbuch XXVI, 1902, S. 1091) ſetze ich den Unterſchied zwiſchen die Verwirklichung 
des Repräſentativprinzipes im Ständeſtaate und im konſtitutionellen Staate 
eingehend auseinander. Im übrigen vermeide ich es, vom alten Landtage als 
einer Volks vertretung zu ſprechen (indem ich den Ausdruck Landes vertretung 
vorziehe), weil es im ſtändiſchen Staate das Volk als beſonderes Staatsorgan gar 
nicht gibt, und um auch ſchon äußerlich zum Ausdruck zu bringen, daß es hier keine 
Vollmachtserteilung durch das Volk gibt. Ich brauche wohl auch nicht noch einen 
längeren Einſpruch gegen Schiefers Behauptung zu erheben, daß meines Erachtens 
der Unterſchied zwiſchen den beiden Verfaſſungsinſtitutionen (dem alten Landtag 
und der modernen Volksvertretung) weniger „als eine Frage des Rechtes denn der 
Zweckmäßigkeit“ zu gelten habe. Gerade an der zitierten Stelle meines früheren 
Aufſatzes habe ich den Unterſchied zwiſchen dem ſtändiſchen und dem modernen 
Vertretungsprinzip für die rechtshiſtoriſche Betrachtung mit aller Schärfe 
herausgearbeitet. 

Ebd. S. 192 f., 198 ff. und „Alte und neue Landesvertretung“, S. 109f. 
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Diskuſſion ausweicht? Wollte der Autor den Vertretungscharakter 
der Landſtände durch theoretiſche Argumentation mit Erfolg leugnen, 
ſo mußte er dartun, daß von „Vertretung“ juriſtiſch nicht geſprochen 
werden darf, wenn nicht Vollmachtserteilung durch den „Vertretenen“ 
ſelbſt vorliegt, — ein Unterfangen, deſſen Unmöglichkeit, ja Sinnloſig⸗ 
keit, ſchon der Sprachgebrauch beweiſt. Denn das Wort „der Ver: 
tretene“ dürfte dann gar keine andere Bedeutung haben als „der 
Mandant“, was Schiefer doch wohl ſchwerlich wird behaupten 
wollen . Bequemer freilich iſt es, die Mohlſche Definition von der 
Vertretung heranzuziehen, ſie zu verfälſchen, indem man ſie von 
hintenherum durch die kaſuiſtiſchen Kniffe einer ſogenannten 
„Charakteriſtik“ zum Begriffe der modernen Volksvertretung ver⸗ 
engert, und an dieſem Maßſtabe dann in bogenlangen, unpräziſen 
Darlegungen auf Grund eines wahllos zuſammengeſtoppelten, oft 
genug an unpaſſendem Orte (wohl um den Schein ausgebreiteter 
Gelehrſamkeit zu erregen) untergebrachten und zitierten Materials, 
die Verhältniſſe des alten Ständeſtaates zu meſſen, um ſchließlich 
triumphierend ausrufen zu können: Der alte Landtag iſt keine 
Vertretung!“ — 

Daß ſich die alten Stände ſelbſt als eine ſolche anſahen, daß 
ſie das der jahrhundertelang herrſchenden Rechtsauffaſſung zufolge 
waren, das hat nach Schiefer nichts zu beſagen. Aber es bleibt 
doch beſtehen, daß ihre ganze Wirkſamkeit vom Vertretungsgedanken 
getragen war, daß ſie das immer wieder zum Ausdrucke brachten, 
und daß ſie demgemäß handelten. Mit Recht ſagt G. v. Below 


1 S. 321 ff. polemiſiert Schiefer dagegen, daß das Eintreten der Stände 
für die geſamte Untertanenſchaft als ein Beweis für die Reprifentationstheorie 
gelten könne, da ſich „nur Intereſſenwahrung doch nicht ſchlechtweg als ſtaats⸗ 
rechtlich identiſch mit Repräſentation auffaſſen“ laſſe. Das iſt auch nie behauptet 
worden; aber Intereſſenwahrung iſt tatſächlich mit Repräſentation identiſch, 
wenn ſie auf der beſtehenden Staatsverfaſſung beruht, indem ſie nämlich ſatzungs⸗ 
oder gewohnheitsrechtlich fundiert iſt. 

2 Auf S. 335 faßt Schiefer noch einmal feine Grundauffaſſung dahin zu⸗ 
ſammen: „Immer aber erfordert der Begriff Volksvertretung ſchlechthin, daß der 
Wille des Volkes geltend gemacht werde, daß der Vertreter Interpret ſeiner, 
des Volkes, Intereſſen ſei.“ Der zweite Teil dieſes Satzes trifft auch auf die 
Landſtände zu, — denn das war die Intention, die ihrer Entſtehung zugrunde 
lag, und es kann, wie ſchon ausgeführt wurde, daran auch nichts dadurch ge⸗ 
ändert werden, daß ſie ihrer Vertretungspflicht oft nicht genügten; der erſte 
Teil trifft aber nur auf die moderne Volksvertretung zu, nicht auf jede ſtaatliche 
Vertretung überhaupt. 
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(a. a. O. S. 359): „Es ift nun einmal nicht wegzudisputieren, daß 
die Stände für andere Inſaſſen mit handeln“ . Wie oft geſchieht 
es, daß der Landtag ſeine Maßregeln, zumal wenn es ſich um Ord⸗ 
nung von Gericht und Verwaltung handelt, ausdrücklich damit 
motiviert, daß das zum Beſten des Landes gehöre! Gerade bei 
der Huldigung tritt ſein Charakter als Landesvertretung recht deut⸗ 
lich in die Erſcheinung: die Stände ſchwören dabei Treue und Ge⸗ 
horſam für ſich und für das Land; der Herrſcher ſchwört, die Landes⸗ 
rechte und Landesprivilegien zu bewahren, und ſpricht wohl auch 
für den Fall, daß er dagegen verſtoßen ſollte, das Land und die 
Stände als deſſen Vertretung ihres Eides und der Gehorſampflicht 
ledig. Das Land iſt ein Rechtsſubjekt, in dem alle Landes angehörigen 
zu einer organiſchen Einheit zuſammengefaßt ſind; dieſe zerfallen 
aber in zwei Gruppen, Aktivbürger und Paſſivbürger. Nicht daß 
es dieſen an Rechten fehlt; aber ſie ſind für ſich nicht beſonders 
organifiert, und ihre Rechte werden vertreten durch die Aktivbürger, 
die Landſtände, als deren Schutzgenoſſen ſie ſomit erſcheinen; die 
Landſtände bilden die Landesgemeinde. In dieſem Sinne erklären 


1 Mit das intereſſanteſte Beiſpiel dafür bietet Heſſen. Eine Beſteuerung 
des ganzen Landes war nur mit Zuſtimmung beider Kurien (Ritterfchaft und 
Städte) möglich. In ſeiner Geſamtheit vertrat der Landtag alſo das ganze 
Land; zunächſt aber vertrat die Ritterſchaft dabei ſich und ihre Hinterſaſſen, 
während die Städteboten dabei nicht nur das ſtädtiſche Element repräſentierten, 
ſondern auch die landesherrlichen Amter (für die das Steuerbewilligungs⸗ 
recht eben den Städten zuſtand), ja ſogar unter einer beſtimmten Vorausſetzung 
die geiſtlichen Güter (Siebeck, S. 124 f. u. 181 f.) In Lüneburg beſtimmen 
die Stände 1527, daß der Landesherr während der von ihnen damals bewilligten 
Schatzung ſeine Hinterſaſſen mit keiner anderen Steuer belegen dürfe, — ein 
Beſchluß, der durchgeführt und wiederholt wurde. Ahnlich war die Entwicklung 
in Schleswig⸗Holſtein. Im großen Privileg Chriſtians I. von 1460 war noch 
betreffend die Steuerverhältniſſe beſtimmt worden: „Wir, unſere erben und 
nachkommen ſollen und wollen auch keine ſchatzung oder bede legen auf die 
einwohner dieſer lande, ſammt und ſonders, ausgenommen unſere eigenen bonden 
und lanſten, die unverſetzt und unverpfändet ſind, ohne freundliche einwilligung 
und zulaſſung, einträchtige zuſtimmung aller räthe und mannſchaft dieſer 
lande, geiſtlicher und weltlicher.“ Urſprünglich waren alſo die Bauern des 
landesherrlichen Domaniums von den landſtändiſchen Bewilligungen nicht be⸗ 
troffen; das waren ſie jedoch ſeit der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts, ohne 
daß ſie auf dem Landtage etwa eine eigene Vertretung erhielten. Denn die 
anweſenden Amtmänner waren als eine ſolche nicht anzuſehen; ſie waren viel⸗ 
mehr lediglich als Mitglieder der ritterſchaftlichen Kurie zugegen. Man ſieht 
jedenfalls, wie die Vertretungskompetenz die Tendenz aufweiſt, wirklich das 
ganze Land zu umfaſſen, die Geſamtheit der Untertanen ſich anzugliedern. Über 
Braunſchweig vgl. Koken, S. 33, Anm. 3, 4 und 5. 
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die oſtpreußiſchen Landſtände, daß ‚Land‘ und Regierung mit⸗ 
einander durch einen Vertrag verbunden ſeien, indem ſie dabei unter 
dem ‚Land‘ eben ſich ſelbſt mit allen ſeinen, durch fie vertretenen Ein⸗ 
wohnern verſtehen!. Zur Kennzeichnung des Verhältniſſes zwischen 
dem Landtage und der Geſamtheit der Einwohner habe ich auf die 
Analogie aufmerkſam gemacht“, die das Privatrecht in der Vertretung 
des Mündels durch den Vormund bietet: „ſie werden politiſch und 
rechtlich nach der Analogie Unmündiger behandelt.“ Schiefer ſelbſt 
ſtellt dafür einige hübſche Belege zuſammen, ſo wenn von den 
Ständen in Kleve geſagt wird, ſie ſeien „geſtellt, dem Lande, deſſen 
Privilegien, den armen Untertanen, Wittiben und Waiſen mit vor⸗ 
zuſtehen“, wenn ſich die Stände ſelbſt als tutores patriae, als 
Landſtände und Vormünder . . . der von Gott anvertrauten Armen 
bezeichnen. Auf dasſelbe läuft der Schlußpaſſus des großen Privi⸗ 
legs Chriſtians I. von Dänemark für Schleswig⸗Holſtein von 1460 
hinaus: 

„Wir geloben ferner für uns, unſere erben und nachkommen 
alle dieſe vorgenannten artikel und ſtücke und einen jeden für ſich 
den ehrwürdigen und würdigen herrn prälaten, ritterſchaft, mann⸗ 
ſchaft und gemeinen einwohnern des Herzogthums Schleswig und 
der lande Holſtein und Stormarn, und zu treuer Hand der vor⸗ 
benannten räthen? desſelben landes, ſtet und feſt unverbrochen zu 


1 Schiefer, S. 270. 

3 „Alte und neue Landesvertretung“, S. 110. 

2 Die „Räte“ fungieren dabei als ein ſtändiſcher Ausſchuß und Ver⸗ 
trauens körper. Ihre Genehmigung iſt für eine Reihe von Handlungen des Herr⸗ 
ſchers erforderlich, zum Beiſpiel Übereignung von Gütern an ſeine Gemahlin, 
Veftallung des Droften in Schleswig, des Marſchalls in Holftein und Stormarn. 
Krieg will der König nur beginnen „na rade und vulborde und willen der 
menen reden deſſer lande“; Steuern will er den Einwohnern (mit Ausnahme 
ſeiner eigenen Bonden und Lanſten) nicht auferlegen, „ſonder frudlike willen 
und tolaten endrachtliken vulbord aller reden und manſchopp deſſer lande 
geſtlik und werlik“. (So nach dem großen Privileg vom 5. März 1460, Jenſen⸗ 
Hegewiſch, S. 42 ff.). Daß die „gemeinen Räte“ einen ſtändiſchen Charakter 
tragen, erhellt aus dem ergänzenden Privileg vom 4. April 1460 (ebd. S. 59), 
worin der König erklärt, Krieg nicht ohne „rad und vulbord unſer reden und 
gemener manſchupp“ der beiden Herzogtümer führen zu wollen. Intereſſant iſt 
es übrigens, daß beide Privilegien von 1460 auch „den gemeinen Einwohnern“ 
beider Lande erteilt find, und daß im erſten ſogar geradezu geſagt wird: ,alfe 
wy nu van vreijhen willen geforen find to deſſen landen van den inwonern“, 
während doch die Wahl durch die Stände vorgenommen worden war. Deutlicher 
konnte der Vertretungscharakter der Landſtände für die Geſamtheit der Unter- 
tanen nicht zum Ausdrud gebracht werben. 
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halten, ohne arg, und haben deshalb unfer fal. fefret unten an 
dieſen brief zu hängen befohlen.“ 

Als die Mitherrſchaft der Landſtände in der zentralen In⸗ 
ſtanz des territorialen Staatslebens längſt gebrochen war, als es 
ſich nach den Freiheitskriegen darum handelte, die dabei gegebenen 
Verheißungen einer verfaſſungsmäßigen Beſchränkung der monarchi⸗ 
ſchen Gewalten in den einzelnen Staaten des Deutſchen Bundes zu 
verwirklichen, da hat man an dem Repräſentantencharakter der alten 
Landſtände ſo wenig gezweifelt, daß man von der Notwendigkeit 
ſprach, die „alte Landesrepräſentation“ wiederherzuſtellen, daß die 
erſten konſtitutionellen Beſtrebungen bewußt an die alten Landtage 
und die Reſte der altſtändiſchen Verfaſſungen, die noch beſtanden, 
anknüpften, um ſie zu erhalten, neu zu beleben und zeitgemäß fort⸗ 
zubilden. Und es gibt Staaten, wo die Kontinuität zwiſchen alter 
und neuer Landesvertretung offen zutage liegt, wo ſich die heutigen 
Kammern direkt als die inſtitutionelle Fortſetzung des ſtändiſchen 
Landtags darſtellten wo ſich die alte Landesvertretung ausgewachſen 
hat zur modernen Volksvertretung. 


Exkurs 


Zum dualiſtiſchen Charakter des Ständeſtaates 


Wie große Verſchiedenheiten und Abweichungen die dualiſtiſche 
Ausprägung des ſtändiſchen Staatsrechtes in den einzelnen Territorien 
aufweiſt, habe ich (Alte und neue Landesvertretung, S. 114 ff.) ein⸗ 
gehend erörtert. Ich füge hier noch eine kurze Zuſammenſtellung von 
Ergebniſſen der neueren Forſchung in dieſer Richtung bei, die ſich in 
den Gang der vorſtehenden Unterſuchung nicht gut eingliedern ließen. 
Es kommen dabei außer dem Selbſtverſammlungsrecht und dem Wider⸗ 
ſtandsrecht vornehmlich die Gebiete der Geſetzgebung und der Finanz⸗ 
verwaltung in Betracht. 

In Braunſchweig hat ſich das ſtändiſche „Selbſtkonvokationsrecht“ 
trotz Bekämpfung durch den Landesherrn formell wenigſtens bis in das 
19. Jahrhundert erhalten (Koken 16 f.), und in Lüneburg iſt es noch 
bis zum Anfange des 18. Jahrhunderts ausgeübt worden; ebenſo wurde 
hier das Widerſtandsrecht 1471 und 1527 ausdrücklich anerkannt. Auch 
in Schleswig⸗Holſtein finden wir bei der Huldigung zugleich das Wider⸗ 
ſtandsrecht im Falle der Nichtbeſtätigung der Privilegien. Beſonders 
ſtark variierten die Verhältniſſe der Geſetzgebung. In der Mark 
Brandenburg hatten die Stände daran unter Joachim I. einen regen 
Anteil, doch nur beratender Natur; lediglich für Ausfuhrverbote bekamen 
ſie das Recht der Zuſtimmung (Schotte 32 f., 35). Im weſentlichen 
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erhielt ſich dieſer Zuſtand; bei faktiſch einflußreicher Mitwirkung bei der 
Geſetzgebung hatten die Stände doch unter Johann Georg noch keinen 
ſtaatsrechtlich garantierten Anteil daran; zwar hatten ſie die Steuer⸗ 
bewilligung, doch ſtand die Steuergeſetzgebung beim Kurfürſten (H aß 305). 
Der weitgehenden Mitwirkung des Landesherrn beim Zuſtandekommen 
der Landtagsbeſchlüſſe in der Mark wurde ſchon gedacht: „Die Regel 
iſt, daß die Ritterſchaft auf der einen, die Städte auf der anderen Seite 
ein Votum zuſtande bringen und ſo ohne Verbindung, getrennt von⸗ 
einander, zwei Beſchlüſſe als Antwort auf die Propoſition dem Fürſten 
zugehen, ſo daß es deſſen Aufgabe bleibt, zwiſchen den häufig ſich wider⸗ 
ſprechenden Reſolutionen der beiden Stände einen vermittelnden Ausgleich 
zu ſchaffen, bei dem zugleich ſein eigener Standpunkt nach Möglichkeit 
ewahrt blieb“ (Haß 311. Vgl. auch ebd. 54 und 80 85 Der 

ndtagsprozeß trägt alſo hier ſeinem Zuſtandekommen zufolge den 
Charakter eines Vertrages zwiſchen Landesherrn und Landſtänden; ebenſo 
iſt es in Braunſchweig (Koken 20 f.), und auch in Lüneburg bildet 
ſich dieſer Zuſtand heraus. Bis 1548 wurde hier der Rezeß vom 
Landesherrn allein unterzeichnet, im Anſchluſſe an Steuerreverſe, Privilegien⸗ 
verſicherungen uſw.; er heißt „bref“ oder „brieff“, und es wird darüber 
nur ein Exemplar ausgefertigt, das den Ständen zugeſtellt wird. Später 
wird er vom Landesherrn und Vertretern der Stände unterzeichnet, und 
es werden zwei Exemplare ausgefertigt, von denen das eine der Landes⸗ 
herr, das andere die Landſtände an ſich nehmen; es kommt jetzt auch 
dafür (ſeit 1575) bezeichnenderweiſe der Name „Abreden“ oder „Ver⸗ 
gleichungen“ auf. Im Jahre 1592 erklärt hier der Landesherr, er wolle 
„ohne derſelben [sc. der Landſtände] wiſſen und vollwort ſonſten keine 
neue conſtitution oder ordnung machen oder publicirn laſſen“; es wird den 
Ständen alſo hier beſchließende Mitwirkung bei der geſamten Geſetzgebung 
ausdrücklich zugeſtanden, gewiß ein ſeltener Fall. Dagegen war in Heſſen 
(abgeſehen von der Steuergeſetzgebung, und auch da nur in beſchränktem 
Maße) von einer ſolchen im allgemeinen nicht die Rede (Siebeck 150 f.). 
Wie hier, ſo auch trägt der Rezeß in Schleswig⸗Holſtein einen aus⸗ 
geſprochenen Vertragscharakter; für die Geſetzgebung hat der Landtag 
gleichfalls nur ein Recht der Mitberatung. Am weiteſten, ſoweit ſich 
bisher erkennen läßt, gehen die an die Steuerbewilligung anknüpfenden 
ſtändiſchen Gerechtſame auf dem Gebiete des Finanzweſens in Schleſien; 
hier beſchließt nicht nur der Generallandtag, ſondern auch der Landtag 
von Schweidnitz⸗Jauer eigene Landesanlagen (Croon 129). Die dua⸗ 
liſtiſche Kaſſentrennung freilich findet ſich zumeiſt überall, in ſcharfer 
Form in Brandenburg, in gemäßigter, mit Kontrolle der ſtändiſchen 
Adminiſtration durch landesherrliche Organe in Heſſen (Siebeck 138 ff.). 
In Schleswig⸗Holſtein war die ganze Steuerverwaltung ſtändiſch; es 
gab hier den ſtändiſchen „Land⸗ oder Liegekaſten“; von Zeit zu Zeit 
legte die Verwaltung dieſer Kaſſe Rechnung vor einem eigens dazu ein⸗ 
geſetzten Ausſchuſſe, der aus landesherrlichen Räten und vier bis acht 
Ständemitgliedern beſtand, — alſo hatte doch auch hier der Landesherr 
eine gewiſſe Kontrolle über die ſtändiſche Adminiſtration. Ganz eigen⸗ 
artig waren die Verhältniſſe in Lüneburg. Hier war die alte Bede zum 
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Ende des Mittelalters verſchwunden, von den Verpflichteten abgelöſt, 
von den Städten durch eine feſte jährliche Abgabe erſetzt. Die land⸗ 
ſtänd iſchen Bewilligungen, die jetzt einſetzten, galten, wie in Schleſien, 
als ein reines Geſchenk; ſie kamen zuſtande lediglich durch den Beſchluß 
der Stände; die Annahme durch den Landesherrn ſpielte dabei keine 
Rolle. Das geht ſchon aus der Bewilligungsformel hervor, die mitunter 
den Zuſatz enthält, daß die Stände die Steuer „bewilligen und auflegen“. 
Dieſe wird alſo dem Lande nicht ſchließlich durch den Landesherrn auf⸗ 
erlegt, ſondern direkt von den Ständen; von dieſen, nicht von jenem, 
geht an das Land der Befehl zur Steuerzahlung aus. Dagegen ver⸗ 
zichteten die Stände hier auf die Kaſſentrennung. 1541 trat der Landes⸗ 
herr an ſie mit der Bitte heran, ſie möchten „die verwaltung der umb⸗ 
ſchlege und ſchulden auch von ſ. f. gn. nemen und durch ihre verordneten 
beſtellen“. Sie hatten jedoch dazu keine Luſt, ſondern baten ihn, es 
beim alten bewenden zu laſſen. Die Einziehung und Adminiſtration 
der Steuer wurde hier ganz und gar Sache des Landesherrn und ſeiner 
Beamten; die Stände ſtrebten hier überhaupt nicht darnach, einen An⸗ 
teil daran oder die Kontrolle über die Steuerverwaltung zu bekommen; 
ſie ließen die einſchlägigen Amter in der landesherrlichen Machtſphäre 
und trachteten nur danach, daß die gut dotierten Stellen mit Männern 
aus ihrem eigenen Kreiſe beſetzt wurden. Auch in Braunſchweig galt 
die Steuer als ein „Geſchenk“, für das der Fürſt feinen „Dank“ aus⸗ 
ſprach; es bildete ſich hier zwar eine beſondere ſtändiſche Steuerverwaltung 
aus; doch hatten die Stände weder hier noch auf dem Gebiete der 
Steuergeſetzgebung völlige Autonomie. 

Zum Schluſſe ſei hier noch bemerkt, daß ähnlich wie in den Nieder⸗ 
landen (Alte und neue Landesvertretung, S. 111) in Schleswig⸗Holſtein 
ein Anlauf zur Einführung der Periodizität gemacht worden iſt. 1460 
verſprach Chriſtian I., die Mannſchaft Holſteins alle Jahre einmal in 
Bornhövede zu verſammeln, wenn es nötig wäre, die Schleswigs in 
Urnehövede (bei Apenrade). Im Jahre 1524 wurde dieſes Verſprechen 
wiederholt, und zwar wurde für Holſtein Kiel, für Schleswig Flensburg 
als Verſammlungsort beſtimmt. Gleichwohl wurde es nicht gehalten; 
es kommt im Jahrhundert nach 1460 auf durchſchnittlich fünf Jahre 
nur je ein Landtag (Jenſen⸗Hegewiſch, a. a. O. 60 u 147). 

Auf die wichtigen Fragen des Zuſammenhanges der Landſtände 
mit dem landesherrlichen Rate und der Entwicklung der ſtändiſchen Aus⸗ 
ſchüſſe, worüber in neuefter Zeit mannigfache Auffchlüffe erzielt worden 
ſind, kann in dieſem Zuſammenhange nicht näher eingegangen werden. 

Nachſchrift. Neuerdings iſt in der Grünhut' ſchen Zeitſchrift für 
das Privat⸗ und Offentliche Recht der Gegenwart Bd. 41 ein neuer 
Artikel von F. Tegner über das Ständiſch⸗Monarchiſche Staatsrecht 
erſchienen, der fich gegen meine Auffaſſung des dualiſtiſchen Ständeſtaates 
richtet; ich komme darauf noch zurück. 


— oo — 
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Vorbemerkung 


RY Herbarts Allgemeiner Metaphyſik findet ſich der charakte⸗ 
riſtiſche Satz: „Dem unverkünſtelten Verſtande kann man es ohne 
weiters anmuthen, ſich urſprünglich zu beſinnen, daß er, wenn das 
Seyn und das Sollen geſucht wird, in zwey ganz verſchiedene Rich⸗ 
tungen hinausſchaue !.“ 

Mit großem Scharfſinn gründet Herbart, der den Gegenſatz 
von Sein und Sollen prinzipieller und konſequenter noch als Kant 
erfaßt hat, den fundamentalen Dualismus auf eine urſprüng⸗ 
liche Beſinnung und konſtituiert ihn erkenntnistheoretiſch korrekt 
in der totalen Verſchiedenheit der Blickrichtungen. Gerade in 
dieſem Sinne muß der formal⸗logiſch unlösbare Antagonismus von 
Sein und Sollen zur Grundlage eines Erkenntnisſyſtems und ſohin 
einer Grundeinteilung der Wiſſenſchaften werden. Je nachdem das 


1 d. a. O. J, § 120. 
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Ziel der Betrachtung das Sein tatſächlichen Geſchehens, das heißt 
die Realität, oder ein ſittliches, rechtliches, äſthetiſches oder ſonſtiges 
Sollen, das heißt alſo eine Idealität iſt, ſcheiden ſich die Bezirke 
unſerer Erkenntnis in zwei von Grund aus verſchiedene Gruppen, 
teilt fic) die Welt — als das Ergebnis unſerer Erkenntnis (nicht 
unſeres Fühlens oder Wollens) — in zwei Reiche, die kein Weg 
miteinander verbindet. Sofern die Erkenntnis des Seins nach der 
Kauſalität orientiert iſt — Kauſalität iſt die Einheit, unter der 
die Gegebenheit hier zuſammengefaßt wird, Sein iſt kauſal geordnetes 
Sein — und ſofern die Erkenntnis des Sollens die Gegebenheit nach 
der Einheit einer Norm ordnet, an der Normalität orientiert iſt, 
ſcheiden ſich die Wiſſenſchaften in Kauſalwiſſenſchaften auf der einen 
und Normwiſſenſchaften oder normative Diſziplinen auf der anderen 
Seite. Der Gegenſatz von Sein und Sollen iſt identiſch mit dem 
Gegenſatz von Wirklichkeit und Wert oder Natur und Zweck. Denn 
das kauſal geordnete Sein iſt eins mit demjenigen, was unter dem 
Begriffe der Wirklichkeit oder dem der Natur (im weiteſten Sinne 
dieſes Wortes) erfaßt wird. Ebenſo ſind „Wert“ und „Zweck“ nur 
Synonyma für den Begriff des Sollens und die Norm nur der 
Ausdruck für ein Sollen, einen Wert oder Zweck, wie das Kauſal⸗ 
oder Naturgeſetz ein Ausdruck für das Sein oder die Wirklichkeit 
der Natur ijt. Dabei müſſen freilich die Begriffe Wert und Zweck 
in einem ſtreng objektiven Sinne genommen und deutlich von jenen 
Tatbeſtänden geſchieden werden, die unter der gleichen Bezeichnung 
einen realen Vorgang, ein pfychiſches Geſchehen darſtellen. Der rein 
formale Charakter der Begriffe Sein und Sollen ſowie ihrer Syn⸗ 
onyma kann nicht nachdrücklich genug betont werden. Es handelt ſich 
tatſächlich nur um Erkenntnisformen, unter denen die Gegebenheit 
das eine Mal zur Wirklichkeit, das andere Mal zum Wert wird. 
Und ſofern er die Methode, d. h. der Weg der Erkenntnis iſt, 
durch den der Gegenſtand beſtimmt wird, beruht der Gegenſatz von 
Kauſal⸗ und Normwiſſenſchaften ebenſo auf einem Unterſchied der 
Erkenntnisrichtung wie des Erkenntnisobjektes. Denn man kann die 
Wirklichkeit und den Wert ebenſo als Objekt der Erkenntnis wie 
als ihre Form oder Richtung bezeichnen. 

Da es ſich um einen Gegenſatz innerhalb der Wiſſen⸗ 
ſchaften handelt, Wiſſenſchaft aber nur ſyſtematiſche Einheit von 
Erkenntniſſen bedeutet, darf man das Weſen einer normativen Wiſſen⸗ 
ſchaft, als welche die Ethik, die Grammatik, die Rechtslehre uſw. 
aufgefaßt werden ſollen, nicht darin erblicken, daß ſie Normen, daß 
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fie ein Sollen ſchaffen, das heißt autoritär ftatuieren, 
ſondern darin, daß ſie Normen erkennen und begreifen, indem 
fie fie nach einem einheitlichen Geſichtspunkt ordnen. Es wäre ein 
Fehler, die normative, d. h. normerkennende Wiſſenſchaft mit der norm⸗ 
ſetzenden Autorität zu identifizieren, deren ſpezifiſche Funktion im 
Wollen, nicht aber wie bei der Wiſſenſchaft im Erkennen 
und Begreifen liegt. Nicht die als „Ethik“ bezeichnete Wiſſen⸗ 
ſchaft ſtatuiert die ſittlichen Gebote, ſondern das Gewiſſen, die Gott⸗ 
heit oder ſonſt eine Autorität; die Ethik hat dieſe Normen nur 
aufzuſuchen und zu ordnen. Ebenſo wie nicht die theoretiſche Diſziplin 
der Grammatik, ſondern der Sprachgebrauch die Regeln richtiger 
Sprache ſetzt, die von der Grammatik nur ſyſtematiſch bearbeitet 
werden. Und ſofern man unter Politik die Kunſt eines richtigen 
und zweckmäßigen Wollens (und Handelns) verſteht, alſo ein Wollen⸗ 
können, iſt Wiſſenſchaft auch von Politik zu ſcheiden, die freilich als 
ſolche Gegenſtand einer Wiſſenſchaft ſein muß. 

Darum iſt es unzuläſſig, eine Einteilung der Wiſſenſchaften 
auf den Gegenſatz von Erkennen und Wollen zu gründen. 
Wiſſenſchaft iſt nie Wollenſchaft. Auch eine Wiſſenſchaft von den 
Wollungen reſp. deren „Geſetzen“, den „Normen“, wie Ethik und 
Rechtslehre, iſt nur eine Summe von Erkenntniſſen (wobei Wollungen 
keineswegs das einzige oder ſpezifiſche Subſtrat der Norm ſind; 
geſollt kann auch etwas anderes ſein als ein Wollen; jeder beliebige 
Inhalt kann in dieſer Form vorgeſtellt werden). Ebenſowenig kann 
das Verhältnis von Intellektualität und Aktualität zu einem Diffe⸗ 
renzierungskriterium innerhalb der Wiſſenſchaften führen, wie dies 
gelegentlich verſucht wurde. Wiſſenſchaft iſt ſtets nur Intellek⸗ 
tualitat. 

Ob die ſyſtematiſche Erkenntnis von Normen, wie die Ethik, 
die Rechtslehre uſw., noch als „Wiſſenſchaft“ zu bezeichnen iſt, oder 
ob dieſes Wort nur auf die Kauſalwiſſenſchaften beſchränkt werden 
ſoll, iſt eine terminologiſche Frage ohne tiefere Bedeutung. Gründet 
man den Begriff der Wiſſenſchaft aber auf den der Geſetzmäßigkeit, 
dann muß man ſich bewußt bleiben, daß „Geſetz“ im Sinne von 
Kauſal⸗(Natur⸗) Geſetz etwas weſentlich anderes bedeutet als 
Geſetz im Sinne von Norm. Geſetzmäßigkeit iſt entweder Kauſali⸗ 
tät oder Normalität. Die Gemeinſamkeit beſteht tatſächlich nur 
im Worte, das den fundamental⸗logiſchen Gegenſatz nur zu ver- 
ſchleiern, nicht aber zu überbrücken vermag. | 
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Der oben entwickelte Gegenſatz von kauſalen und normativen 
Diſziplinen iſt wohl zu ſondern von der Einteilung in Natur⸗ 
und Kulturwiſſenſchaften, die hier mit Rückſicht darauf 
unterſucht wird, daß neueſtens der Verſuch gemacht wurde, die 
Rechtswiſſenſchaft nach Gegenſtand und Methode als Kultur⸗ 
wiſſenſchaft zu begründen. 

Bekanntlich hat es Rickert! unternommen, den Gegenſatz von 
Natur und Kultur ſcharf herauszuarbeiten, um ihn zur Grund⸗ 
lage eines neuen Wiſſenſchaftsſyſtems zu machen. Doch ſoll die 
Einteilung in Natur und Kulturwiſſenſchaften lediglich die er⸗ 
klärenden Seinswiſſenſchaften erfaſſen. Trotz der Verſchiedenheit des 
Objektes wie der Methode, nach der ſich Kultur, und Naturwiſſen⸗ 
Schaft differenzieren, ſtehen dennoch beide auf gemeinſchaftlicher Baſis: 
der kauſalen Erklärung der Wirklichkeit. Es handelt ſich dabei in 
einer gewiſſen Richtung um einen „Hauptgegenſatz“ der „empi⸗ 
riſchen Wiſſenſchaften“?, der an die Stelle der üblichen Einteilung 
in Natur⸗ und Geiſteswiſſenſchaften treten ſoll. 

Sofern man als den Gegenſtand der empiriſchen Wiſſenſchaften 
die „Natur“ in jenem weiteſten Sinne des Kantſchen Naturbegriffes 
verſteht, in dem Natur und Wirklichkeit zuſammenfallen, ſcheint 
der Verſuch, der „Natur“ innerhalb der Wirklichkeit einen 
anderen Begriff entgegenzuſetzen, der als „Kultur“ zwar Wirklichkeit, 
aber nicht Natur bedeutet, auf Schwierigkeiten zu ſtoßen; zumal 
Rickert anerkennt, daß „es nur eine Wirklichkeit gibt” ®, und daß 
mit dem Gegenſatz „nicht zwei verſchiedene Realitäten, ſondern nur 
dieſelbe Wirklichkeit unter zwei verſchiedenen Geſichtspunkten gemeint 
iſt““. Ergibt fic) doch die „Wirklichkeit an ſich“ ſchon als Reſultat 
einer beſtimmten (der empiriſchen) Betrachtungsweiſe nur unter 
einem gewiſſen „Geſichtspunkte“ und es bleibt fraglich, wie es 
möglich ſein ſoll, dieſen Geſichtspunkt aufzugeben, ohne dabei die 
Realität aus dem Auge zu verlieren. 

Das Weſen der Kulturwiſſenſchaft im Gegenſatz zur Natur⸗ 
wiſſenſchaft iſt in erſter Linie beſtimmt durch ihren Gegenſtand: die 


1 Grenzen der naturwiſſenſchaftlichen Begriffsbildung, 3. Auflage 1915; 
Kulturwiſſenſchaft und Naturwiſſenſchaft, 3. Auflage 1915. 

2 Kulturwiſſenſchaft S. 63. 

à a. a. O. S. 15. 

a. a. O. S. 60. Hier hat R. ſpeziell den Gegenſatz von Natur⸗ und 
Geſchichtswiſſenſchaft im Auge. 
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Kultur. Da die Kulturwiſſenſchaften empiriſche Seinsdiſziplinen ſind, 
kann „Kultur“ nur ein Stück Realität, eine irgendwie qualifizierte 
Wirklichkeit ſein. Dabei muß natürlich jene Qualifikation, durch 
welche ſich die als „Kultur“ bezeichnete Realität von der „Natur“ 
differenziert, durch ein Moment geſchehen, das nicht außerhalb der 
Wirklichkeit liegt. Eine Erinnerung, die ſcheinbar ſelbſtverſtändlich, 
mit Rückſicht auf die Rickertſche Entwicklung des Kulturbegriffes 
aber nicht überflüſſig iſt. 

Es wird nun vor allem darauf ankommen, den Begriff der 
Kultur, der den Kernpunkt der Rickertſchen Wiſſenſchaftstheorie 
bildet, klarzuſtellen und insbeſondere ſein Verhältnis zu den Kate⸗ 
gorien des Seins und Sollens, der Wirklichkeit und des Wertes zu 
beſtimmen. 

Da Rickert die Kulturwiſſenſchaften von vornherein als empi⸗ 
riſche Seinsdiſziplinen etabliert, muß „Kultur“ — wie ſchon be⸗ 
merkt — eine irgendwie differenzierte Realität ſein. Durchaus in 
der Richtung dieſer Erwägung liegt, daß Rickert als „Kultur“ 
„aus der Geſamtwirklichkeit einer Anzahl von Dingen und 
Vorgängen heraushebt, die für uns eine beſondere Bedeutung oder 
Wichtigkeit beſitzen, und in denen wir daher noch etwas anderes ſehen 
als bloße Natur“ !. Ein Stück „Geſamtwirklichkeit“ alſo iſt Kultur, 
ein reiner Seinsbegriff. Dabei ſoll ſchon jetzt betont werden, daß 
es methodologiſch durchaus zuläſſig iſt, den Gegenſtand wiſſenſchaft⸗ 
licher Betrachtung abzugrenzen nach einem beſonderen Intereſſe, einer 
gewiſſen „Bedeutung“ oder „Wichtigkeit“ für den Betrachter (natür⸗ 
lich nur als Mitglied der Geſellſchaft, das heißt in der Voraus⸗ 
ſetzung, daß dieſe „Bedeutung“ auch für die meiſten anderen Zeit⸗ 
genoſſen zutrifft, alſo: allgemein iſt). Solche Abgrenzung hat 
für die Methode der wiſſenſchaftlichen Betrachtung des Objektes 
leine wejentliche Relevanz. Eine Chemie der menſchlichen Nahrungs⸗ 
mittel iſt in demſelben Sinne (das heißt mit derſelben Methode) 
Chemie wie eine Chemie der anorganiſchen Subſtanzen, wenn auch 
die Abgrenzung des Objektes im erſten, nicht aber im zweiten Falle 
nach deren beſonderen Bedeutung für uns (das heißt die Menſchen 
als Genoſſen des Betrachters) erfolgte. 

Allein es iſt nicht ſicher, ob dieſes Beiſpiel ganz im Sinne 
Riderts gewählt iſt. Denn eine Chemie der Nahrungsmittel wäre 
ebenſo Naturwiſſenſchaft wie eine Chemie der anorganiſchen Sub⸗ 


ma. a. O. S. 15. 
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ſtanzen; und genau genommen iſt jeder beſondere Gegenſtand einer 
engeren (Spezial-) Wiſſenſchaft durch bie beſondere „Bedeutung“ ab⸗ 
gegrenzt, die er für uns hat, und wäre es nur ein Intereſſe der 
Neugierde, ein Wiſſenstrieb, der ſich gerade dieſem noch unerforſchten 
Gegenſtande zuwendet. Ohne ſolche „Bedeutung“ gäbe es überhaupt 
keinen Gegenſtand wiſſenſchaftlicher Betrachtung, und dieſe „Be⸗ 
deutung“ wäre daher nicht geeignet, die ſpezifiſche Differenz des 
Kulturobjektes — als eines beſonderen Gegenſtandes einer eigen⸗ 
artigen Wiſſenſchaft — zu bilden. Daß aber Rickert unter „Be⸗ 
deutung“ tatſächlich dasſelbe verſteht wie unter „Wichtigkeit“, 
„Intereſſantheit“, darf deshalb angenommen werden, weil er dieſe 
Worte als Synonyma häufig verwendet. So zum Beiſpiel a. a. O. 
S. 94, wo er als das Weſen der Geſchichte (als der ſpezifiſchen 
Kulturwiſſenſchaft) behauptet, ſie habe nur darzuſtellen, was „wichtig“, 
„bedeutſam“ und „intereſſant“ iſt, es werde jeder Hiſtoriker „als 
Vorwurf gegen ſeine Wiſſenſchaftlichkeit empfinden, wenn man ihm 
ſagt, daß er das Weſentliche nicht vom Unweſentlichen unterſcheiden 
könne“ Allein dieſer Vorwurf kann auch den Naturwiſſenſchaftler 
treffen, wenn er „Unweſentliches“ darſtellt. Auch für ihn iſt doch 
nicht alles weſentlich. Auch er hat eine Auswahl zu treffen, 
wenn auch vielleicht nach anderen Geſichtspunkten als der Hiſtoriker, 
weil hier eben ein anderes „Intereſſe“ des Forſchers gegeben iſt. 
Verſucht man näher zu präziſieren, welcher Art jener Akt iſt, 
durch welchen ein Objekt — ſeiner beſonderen Bedeutung, Wichtig⸗ 
keit oder Intereſſantheit wegen — zum Gegenſtand einer Wiſſenſchaft 
gemacht wird, ſo muß man ihn als „Wertung“ charakteriſieren; 
Wertung, ſei es im fubjektiven oder objektiven Sinne. Ohne hier 
ſchon auf die ſehr wichtige Unterſcheidung einzugehen, ſei bemerkt, 
daß es gleichgültig iſt, ob das Objekt wiſſenſchaftlicher Erkenntnis 
ſich beſtimmt nach dem ſubjektiven Werte, das heißt dem Intereſſe, 
der Bedeutung und Wichtigkeit, die es für den ſpeziellen Forſcher 
tatſächlich hat, oder nach dem objektiven Werte, den der Forſcher 
als allgemeingültig vorausſetzt. Denn dieſer Akt der Wertung, 
auf welchem die Objektwahl beruht, nach dem ſich das Objekt wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Erkenntnis abgrenzt, iſt vorwiſſenſchaftlicher 
Natur, iſt eine notwendige Vorausſetzung jeder Wiſſenſchaft, 
die auf die Methode, das Weſen der Wiſſenſchaft keinen Einfluß 
hat. Die „Wichtigkeit“, welche eine Kenntnis der Geſtirne etwa im 
Hinblick auf die Orientierung zur See, ſomit letzten Endes im Hin⸗ 
blick auf die techniſche Kultur hat, und die zweifellos auch zur Wahl 
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Wirkung auf die Methode der Aftronomie als eines Zweiges der 
Naturwiſſenſchaft. Sind aber die Geſtirne für uns deshalb mehr 
als „bloße Natur“? 

In dieſem Sinne verſtanden, iſt die „Bedeutung“ oder „Wichtig⸗ 
keit“, die ein Ding für uns hat, eine vorwiſſenſchaftliche Voraus- 
ſetzung (gewiſſermaßen in demjenigen oder für denjenigen, der die 
Wiſſenſchaft betreibt). Allein es muß zweifelhaft erſcheinen, ob 
Rickert durchwegs in dieſem Sinne jene „Bedeutung“ oder „Wichtig⸗ 
keit“ verſtanden haben will, durch die gewiſſe Objekte aus bloßer 
Natur zur Kultur werden. Denn ſchon einige Seiten nach der oben 
wiedergegebenen Begriffsbeſtimmung verſucht er dem Weſen der 
„Kultur“, dem Sprachgebrauche folgend, dieſermaßen näherzukommen: 
„Naturprodukte ſind es, die frei aus der Erde wachſen, Kultur⸗ 
produkte bringt das Feld hervor, wenn der Menſch geackert und 
geſät hat. Hiernach iſt Natur der Inbegriff des von ſelbſt Ent⸗ 
ſtandenen, Geborenen und feinem eigenen Wachstum Überlaſſenen. 
Ihr ſteht die Kultur als das von einem nach gewerteten Zwecken 
handelnden Menſchen entweder direkt Hervorgebrachte oder, wenn es 
ſchon vorhanden iſt, ſo doch wenigſtens um der daran haftenden 
Werte willen abſichtlich Gepflegte gegenüber !.“ Auch nach dieſer 
Charakteriſierung liegt das Weſen des als „Kultur“ bezeichneten 
Objektes in einer gewiſſen „Bedeutung“, „Wichtigkeit“ oder (wie 
hier zum erſtenmal geſagt wird) in einem gewiſſen Werte dieſes 
Objektes für die Menſchen. Allein hier iſt es nicht ein Urteil 
über die „Bedeutung“, die „Wichtigkeit“ oder den „Wert“ des Ob⸗ 
jektes, das den Gegenſtand der Wiſſenſchaft konſtituiert und ſo als 
vorwiſſenſchaftliche Vorausſetzung des Betrachters fungiert. Es iſt 
nicht eine vorwiſſenſchaftliche Selektion, eine Scheidung zwiſchen 
Weſentlichem und Unweſentlichem in demjenigen, der die wiſſen⸗ 
ſchaftliche Erkenntnis vollzieht, wodurch das Objekt der Kultur⸗ 
wiſſenſchaft beſtimmt wird. Vielmehr ſind es die wertenden, die 
Dinge nach Wichtigkeit und Bedeutung einſchätzenden Menſchen 
ſelbſt, bzw. die Objekte ihrer Zweckſtrebungen, die als „Kultur“ 
der „Natur“ gegenübergeſtellt werden. Die „Bedeutung“ oder der 
„Wert“ bietet in dieſem Zuſammenhange keine Scheidung des Weſent⸗ 
lichen vom Unweſentlichen, denn unter all dem, was der Menſch 
ſelbſt hervorbringt oder um der daran haftenden Werte willen pflegt, 
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ift ſelbſt wieder zwiſchen Weſentlichem und Unweſentlichem, Bedeu⸗ 
tendem und Unbedeutendem zu ſcheiden. Anſonſt müßte der Hiſto⸗ 
riker alle Zielſtrebungen der Menſchen ohne Unterſchied zum Gegen⸗ 
ſtand ſeiner Darſtellung machen. Denn alles menſchliche Handeln 
iſt entweder ein Hervorbringen oder Pflegen von (geiſtigen oder 
körperlichen) Gütern. In dieſem Sinne wäre Kultur der Inbegriff 
der menſchlichen Güter. Das ſcheint auch Rickert zu meinen, wenn 
er ſagt, „daß in allen Kulturvorgängen irgendein vom Menſchen an⸗ 
erkannter Wert verkörpert iſt, um deſſentwillen ſie entweder hervor⸗ 
gebracht oder, wenn ſie ſchon entſtanden ſind, gepflegt werden.“ „An 
Kulturobjekten haften alſo Werte, und wir wollen ſie deshalb Güter 
nennen 1.“ f 

Der hier von Rickert eingeführte Begriff des „Gutes“ iſt in der 
Nationalökonomie allgemein im Gebrauch, und es kann keinem 
Zweifel unterliegen, daß er eine ganz beſondere Art von Wirklichkeit 
darſtellt, die von den engeren Naturwiſſenſchaften nicht zum Gegen⸗ 
ſtand der Betrachtung gemacht wird. Dabei koͤnnte nur inſofern eine 
ſchärfere Formulierung in Frage gezogen werden, als der Begriff des 
Gutes als einer Sache, an der menſchliche Werte „haften“ oder in der 
menſchliche Werte „verkörpert“ ſind, an einer gewiſſen Unklarheit 
leidet. Die ſpezifiſchen Objekte einer von den engeren Naturwiſſen⸗ 
ſchaften verſchiedenen Diſziplin ſind nicht eigentlich dieſe Sachen, 
d. h. körperlichen Gegenſtände, welche von den Menſchen, weil ſie 
ihrer Bedürfnisbefriedigung dienen, hervorgebracht oder gepflegt 
werden, ſondern eben jene Zweckverfolgungen, Zielſtrebungen, Wert⸗ 
ſchätzungen der Menſchen, durch welche die Sachen zu Gütern werden. 
Der Inbegriff dieſer Vorgänge könnte ſehr wohl als Inhalt der 
„Kultur“ einer bloßen „Natur“ entgegengeſetzt werden, und die auf 
dieſem Gegenſatz aufgebaute Einteilung der empiriſchen Wiſſenſchaften 
hätte möglicherweiſe die Tendenz, der Naturwiſſenſchaft die 
Sozialwiſſenſchaft gegenüberzuſtellen. Faßt man ſpeziell die 
nach Rickert typiſche Kulturwiſſenſchaft, die Geſchichte, ins Auge, 
dann wird ſinnfällig, daß nur menſchliches Verhalten, pfydifde 
und phyſiſche Funktionen der geſellſchaftlich lebenden Individuen, 
nicht aber irgendwelche Sachen oder Gegenſtände Objekt der Kultur⸗ 
wiſſenſchaft ſind. Dieſe letzteren kommen hier überhaupt nur inſofern 
in Betracht, als ſie den Inhalt menſchlicher Zweckvorſtellungen bilden. 
Der Begriff des „Gutes“ bezeichnet eine ſeeliſche Wirklichkeit: 
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den Inhalt oder das Ziel eines menſchlichen Wollens, Zielſtrebens, 
Wertſchätzens. Geld oder Ware find für die ökonomiſche Theorie 
nicht in ihrer Körperlichkeit „Güter“ — als ſolche ſind ſie Objekte 
der Naturwiſſenſchaften —, ſondern als Inhalt menſchlichen Wollens 
und Zweckſetzens. Nicht mit irgendeiner Königskrone hat ſich die 
Geſchichte zu befaſſen, ſondern mit den Kämpfen um dieſes Gut, 
d. h. mit den Zielſtrebungen und Wertſchätzungen der Menſchen 
und den aus dieſen ſeeliſchen Vorgängen entſpringenden Handlungen, 
die auf den Beſitz einer Machtſtellung gerichtet ſind, die durch eine 
Königskrone ſymboliſiert wird. Und einen integrierenden Beſtandteil 
der Kulturgeſchichte bildet nicht die Geſchichte der Gemälde, ſondern 
eine Geſchichte der Malerei; Objekt dieſer Kulturwiſſenſchaft ſind 
nicht Sachen, ſondern Handlungen. Auf dieſe Weiſe muß der Be⸗ 
griff des Gutes als einer Sache, an der menſchlicher Wert „haftet“, 
oder in der menſchlicher Wert „verkörpert“ iſt, aufgelöſt werden in 
den reinen Naturbegriff der Sache und in den Kulturvorgang der 
menſchlichen Wertung, durch den eine Sache zum Gut wird. Ja es 
gibt „Kulturgüter“, bei denen jede Beziehung zu einer „Sache“ als 
dem Objekt gewiſſer Wertſchätzungen fehlt. Das Recht, die Moral, 
der Staat, die Religion, das ſind — ſofern man damit nicht gewiſſe 
Norm ſyſteme, ſondern ſoziale Realitäten bezeichnet — Komplexe 
menſchlicher Wertſchätzungen, Tendenzen, Zweckvorſtellungen und 
Handlungen, die keine weſentliche Beziehung auf körperliche Sachen 
aufweiſen. 

Während Rickert in ſeiner erſten Charakteriſierung des Kultur⸗ 
begriffes von „Wichtigkeit und Bedeutung“ geſprochen hat, führt er 
hier den vieldeutigen Terminus des „Wertes“ ein. Unter Kultur 
will er Dinge oder Vorgänge verſtanden wiſſen, an denen Werte 
haften. Hält man ſich an jenen Sinn, der ſich aus dem von Rickert 
angezogenen Gegenſatz zwiſchen Natur als dem von ſelbſt Entſtandenen, 
und Kultur als dem von zielſtrebigen, wertſchätzenden Menſchen 
Erzeugten ergibt, dann möchte es ſcheinen, daß der Begriff des 
Wertes hier in einem ſubjektiven Sinne zu verſtehen iſt, und 
zwar als pſychiſche Wirklichkeit des Werten? und als phyſiſche 
Realität des Wertverwirklichens der Menſchen. Der Begriff des 
Wertes kommt hier nicht in jener ſpezifiſchen Bedeutung in Betracht, 
in welcher er in einen Gegenſatz zum Begriff der Wirklichkeit tritt. 
Der Wert, oder richtiger der Vorgang des Wertens, erſcheint viel⸗ 
mehr ſelbſt als ein Stück der Wirklichkeit; und nur inſofern 
Werte in dieſem Sinne als Wirklichkeiten in Betracht kommen, können 
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fie mit anderen Wirklichkeiten eine ſpezifiſche Verbindung eingehen, 
können Werte an Dingen oder Vorgängen „haften“, in ſolchen „ver⸗ 
körpert“ ſein, kann man mit Rickert von „wertvollen Wirklichkeiten“ 
ſprechen. Faßt man den Begriff des Wertes dagegen in einem ob⸗ 
jektiven Sinne, d. h. als ein Sollen im Gegenſatz zum Sein der 
Wirklichkeit, dann iſt jene Syntheſe von Wert und Wirklichkeit, die 
im Begriffe des Gutes vollzogen wird, logiſch unmöglich. 

Dennoch will Rickert den „Wert“, „der Wirklichkeiten zu Kultur⸗ 
gütern macht und fie dadurch aus der Natur heraushebt“?, gerade 
in jenem objektiven Sinne verſtanden wiſſen. Von der Art dieſes 
Wertes ſagt er ausdrücklich: „Von Werten kann man nicht ſagen, 
daß ſie ſind oder nicht ſind, ſondern nur, daß ſie gelten oder nicht 
gelten?.“ Und an anderer Stelle: „Werte find keine Wirklichkeiten, 
weder phyſiſche noch pſychiſche. Ihr Weſen beſteht in ihrer Geltung, 
nicht in ihrer Tatſächlichkeit“.“ Allein wie kann ein Wert in dieſem 
Sinne, alſo etwas, was in keiner Weiſe wirklich oder ſeiend iſt, an 
einem Wirklichen oder Seienden „haften“ oder gar in einem Seienden 
„verkörpert“ ſein? Wie kann die Wirklichkeit eines Wertes voll ſein, 
der keine Wirklichkeit iſt; wie kann Seiendes und Geltendes (das iſt 
Sollendes) zu einem einheitlichen Begriffe verbunden fein, wenn fid 
die Kategorien des Seins und Geltens (Sollens), der Wirklichkeit 
und des Wertes gegenſeitig ausſchließen? Das Sollen, mit dem 
der Wert als Geltung identiſch iſt, kann in keiner Weife an das 
Sein der Wirklichkeit herangebracht werden. Realität und Idealität 
können ſich niemals in einem Begriffe verbinden oder von demſelben 
Standpunkt einer Wiſſenſchaft aus erfaßt werden, da ſich die Realität 
nur unter einem weſentlich anderen Geſichtspunkt der Betrachtung 
ergibt als die Idealität, da ein Inhalt nur entweder in der Er⸗ 
kenntnisform des Seins oder in der des Sollens, in dem erſten 
Falle als Wirklichkeit, im zweiten als Wert ſich darſtellt. Auf dem 
Wege ganz verſchiedener Erkenntnisrichtungen wird das Gegebene zur 
Wirklichkeit oder zum Werte. 

Dennoch vollzieht Rickert dieſe Syntheſe. Wäre es nicht ge⸗ 
rade einer der bedeutendſten Logiker, wäre man geneigt, dieſen 
Synkretismus der Methoden darauf zurückzuführen, daß der pfy⸗ 
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chiſche Akt des (ſubjektiven) Wertens — alſo einer pſychiſchen 
Realität des Seins — mit dem Werte im Sinne objektiver Soll⸗ 
gelung — einem Sollen — verwechſelt wurde. Allein gerade 
Rickert hebt dieſen Unterſchied ſcharf hervor! „Man ſollte vielmehr 
das geiſtige Sein oder die pſychiſchen Akte der Wertung von den 
Werten ſelbſt und ihrer Geltung ebenſo ſcharf begrifflich trennen, 
wie man die Güter von den an ihnen haftenden Werten trennen 
muß.. .. Nur als Wertung iſt es (das pſychiſche Sein) mit der 
Kultur verknüpft, und auch als Wertung fällt es nicht mit dem 
Werte zuſammen, der aus einer Wirklichkeit ein Kulturgut macht!.“ 
Rickert ſtellt hier feſt, daß die Vermengung des pſychiſchen Aktes 
der Wertung mit gültigem Werte ein logiſcher Fehler ſei und fordert 
ihre begriffliche Trennung; er verlangt aber auch, daß man 
ebenſo ſcharf begrifflich „die Güter von den an ihnen 
haftenden Werten trennen muß“. Früher ſprach er davon, daß 
die Werte an den Wirklichkeiten (nicht an den Gütern!) haften, 
die Wirklichkeit erſt zum Gute machen. Das iſt nicht unweſentlich! 
Denn wenn man die „Güter“ von den an ihnen haftenden „Werten“ 
begrifflich trennt, hören ſie auf, „Güter“ oder „Kultur“ zu ſein; 
gerade durch die von ihm abgelehnte begriffliche Syntheſe von 
Wirklichkeit und (daran „haftendem“) Wert hat doch Rickert den 
Begriff des Gutes und ſohin ſeinen ganzen Begriff der Kultur 
geſchaffen. Wie kann er zugleich die Werte an den Wirklichkeiten 
(oder Gütern) haften laſſen und doch logiſch von ihnen trennen 
wollen, wo dieſe Haftung nur eine logiſche Verbindung bedeutet, die 
Verbindung zweier Elemente zu einem Begriffe, nämlich dem 
der „Güter“ ader der „Kultur“? Und zumindeſt eine Unklarheit 
it es, wenn Rickert im ſelben Satze jagt, das Pſychiſche fei nur 
als Wertung mit der Kultur „verknüpft“ (er ſpricht gelegentlich 
davon, daß die Wirklichkeit durch „Verknüpfung mit Werten“ 
zur Kultur werde), und daß es doch nur der Wert ſei, der eine 
Wirklichkeit zum Kulturgut mache. 

Das iſt das Unbefriedigende des Rickertſchen Kulturbegriffes, 
daß er bald die in der Geſchichte auftretenden, nach Zeit und Ort 
wechſelnden Wertungen der Menſchen, ihre Zielſtrebungen und 
Zweckverfolgungen zum Inhalt zu haben, Kulturwiſſenſchaft ſomit 
eine Darſtellung der menſchlichen Wertſtrebungen zu ſein ſcheint, bald 
aber das Objekt der Kulturwiſſenſchaft durch die ſpezifiſche Relation 
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auf einen gültigen Wert gewonnen werden fol, der nur in 
der Vorausſetzung des wiſſenſchaftlichen Betrachters ſteht. Fakt 
man den Begriff der Kultur ins Auge, jo wie ihn Rickert ur⸗ 
ſprünglich formulierte: das von den Menſchen (um ihrer Bedürf⸗ 
niſſe willen) künſtlich Geſchaffene und Gepflegte, ſo ſcheint gar kein 
Zweifel möglich, daß Kulturwiſſenſchaft Werterklärung im Sinne 
von Erklärung menſchlicher Wertſchätzungen ſein muß. Kultur als 
Inbegriff gewiſſer allgemein verbreiteter Wertungen, die zu ver⸗ 
ſchiedenen Zeiten verſchiedenen Inhalt hatten, menſchlicher Ziel⸗ 
ſtrebungen typiſchen Charakters: dieſer durchaus diskutable Begriff 
ſcheint ſich aus den Worten Rickerts zu ergeben: „Ferner darf es 
ſich bei Kultur im höchſten Sinne nicht um Gegenſtände eines bloßen 
Begehrens, ſondern um Güter handeln, zu deren Wertung oder 
Pflege wir uns mit Rückſicht auf die Gemeinſchaft, in der wir leben, 
oder aus einem anderen Grunde zugleich mehr oder weniger ver⸗ 
pflichtet fühlen. Damit grenzen wir die Kulturobjekte ſowohl gegen 
das ab, was zwar von allen, aber nur triebartig gewertet und er⸗ 
ſtrebt wird, als auch gegen das, was zwar nicht einem bloßen Trieb, 
aber doch nur den Anwandlungen einer Laune ſeine Wertung als Gut 
verdankt !.“ Wertungen, Strebungen, Begehrungen, alſo realpfydifde 
Akte, das ſind hier die Kulturobjekte oder machen doch ihre Ziele 
zu ſolchen. Und in dem gleichen Sinne ſcheinen die Worte ver⸗ 
ſtanden werden zu dürfen: „Die Religion, die Kirche, das Recht, 
der Staat, die Sitten, die Wiſſenſchaft, die Sprache, die Literatur, 
die Kunſt, die Wirtſchaft und auch die zu ihrem Betrieb notwendigen 
techniſchen Mittel ſind, jedenfalls auf einer gewiſſen Stufe ihrer Ent⸗ 
wicklung, Kulturobjekte oder Güter genau in dem Sinne, daß der an 
ihnen haftende Wert entweder von allen Gliedern einer Gemeinſchaft 
als gültig anerkannt oder feine Anerkennung ihnen zugemutet wird?.“ 
Auch hier ſind es alſo die faktiſchen Wertungen, ſomit reine Seins⸗ 
vorgänge, die den Kulturbegriff konſtituieren. Und mit einer jeden 
Zweifel ausſchließenden Deutlichkeit ſagt Rickert von der typiſchen 
Kulturwiſſenſchaft: „Niemals iſt für die Geſchichte die Geltung eines 
Wertes ein Problem, ſondern die Werte kommen für ſie nur inſofern 
in Betracht, als ſie faktiſch von Subjekten gewertet und daher faktiſch 
gewiſſe Objekte als Güter betrachtet werden?.“ Um ſo ſchwerer 
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zu verſtehen iſt es daher, wenn Rickert an anderen Stellen den Wert 
als Geltung zum konſtituierenden Faktor des Kulturbegriffes macht 
und die Kulturwiſſenſchaft nicht als eine Darſtellung und Erklärung 
der menſchlichen Wertungen (die Wertungen als Objekt der Erkennt⸗ 
nis), ſondern als eine unter einem gewiſſen Wertgeſichtspunkt erfolgende 
Betrachtung (der Wert als Vorausſetzung oder Beziehungspunkt der 
Erkenntnis) etabliert. So in der bereits früher zitierten Stelle, 
zwo von der Art des Wertes, der Wirklichkeiten zu Kulturgütern 
macht, ausdrücklich hervorgehoben wird, er komme nicht als Tatſache 
der Wertung, ſondern als gültiger Wert in Betracht, deſſen Weſen 
eben nicht in ſeiner Tatſächlichkeit, ſondern in ſeiner Geltung beſteht 
(S. 20, S. 96). Ebenſo finden ſich mehrere Stellen, wo das Weſen 
der Kulturwiſſenſchaft in einer beſtimmten Betrachtungsweiſe charak⸗ 
‘terifiert wird, die irgendwie auf Werte Rückſicht nimmt. So heißt 
es ſchon auf S. 20, „daß in allen Kulturvorgängen irgendein vom 
Menſchen anerkannter Wert verkörpert iſt, um deſſentwillen ſie ent⸗ 
weder hervorgebracht oder, wenn fie ſchon entſtanden find, gepflegt 
werden, daß dagegen alles von ſelbſt Entſtandene und 
Gewachſene ohne Rückſicht auf Werte betrachtet werden 
kann und, wenn es wirklich nichts anderes als Natur 
ſein ſoll, auch wirklich betrachtet werden muß“. Hier 
ſcheint ſich eine Verſchiebung zu vollziehen. Soeben wurde Kultur 
als Inbegriff von Gütern, d. h. faktiſch geſchätzten, von Menſchen an⸗ 
geſtrebten Gütern erklärt, ſomit die realpſychiſche Tatſache der Wertung 
zum Objekt der Kulturwiſſenſchaft gemacht; dann aber wird der Wert 
im Sinne einer Geltung zu einer Vorausſetzung der Kulturwiſſenſchafk, 
deren ſpezifiſche Betrachtung mit Rückſicht auf dieſen Wert erfolgt. 
Daraus erklärt ſich auch die Annahme, daß nur das von ſelbſt Ent⸗ 
ſtandene, die Natur im engeren Sinne Rickerts, „ohne Rückſicht auf 
Werte betrachtet werden kann“, denn ohne dieſe „Rückſicht auf Werte“ 
als Betrachtungsvorausſetzungen kann auch das „von einem nach ge⸗ 
werteten Zwecken handelnden Menſchen entweder direkt Hervorgebrachte 
oder, wenn es ſchon vorhanden iſt, ſo doch wenigſtens um der 
daran haftenden Werte willen abſichtlich Gepflegte“, das iſt die 
Kultur, betrachtet werden. Die tatſächlichen Wertſtrebungen der 
Renfdhen, die ja auch nur ein Stück Wirklichkeit find, müſſen 
ſogar, ſofern ſie in ihrer Tatſächlichkeit erkannt werden, ohne jede 
Rückſicht auf Werte erfaßt werden, wobei ja durchaus im Sinne 
Rickerts als ſelbſtverſtändlich angenommen werden darf, daß die 
faktiſchen Wertungen der Menſchen als Objekt einer empiriſchen 
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Wiſſenſchaft etwas anderes find als die gültigen Werte, mit Rückſicht 
auf die irgendeine Erkenntnis vollzogen wird. Daß die menſchlichen 
Wertungen nicht deshalb ohne „Rückſicht auf Werte“ betrachtet 
werden könnten, weil es eben Wertungen ſind, kann ernſtlich nicht 
behaupten, wer mit Rickert die fundamentale Differenz zwiſchen 
faktiſcher Wertung und gültigem Wert nicht überſieht. Daß die 
hier von Rickert eingeführte „Rückſicht auf Werte“ nicht etwa identiſch 
iſt mit der Betrachtung menſchlicher Wertungen, daß vielmehr hier 
der Wert als Geltung, als Vorausſetzung der Kulturwiſſen⸗ 
ſchaft fungiert, das geht auch aus der Wendung hervor, Rickert 
wolle zeigen, „wie ohne einen Wertgeſichtspunkt, der Güter 
von wertfreien Wirklichkeiten trennt, keine ſcharfe Scheidung von 
Natur- und Kulturgütern möglich iſt“ !. 

Gelegentlich hat es den Anſchein, als ob der Wert für die 
Kulturwiſſenſchaft in einem doppelten Sinne von Bedeutung ſein ſoll: 
ſowohl als Objekt der Wiſſenſchaft, nämlich als Akt der Wertung, 
als auch als gültiger Wert und Vorausſetzung der Betrachtung. 
„Die Kulturvorgänge werden ja wirklich nicht nur mit Rückſicht 
auf einen Wert, ſondern zugleich auch immer mit Rückſicht auf ein 
pſychiſches Weſen, das fie wertet, betrachtet werden müſſen?.“ Indes 
läßt ſich auch dieſe Auffaſſung Rickert gegenüber nicht aufrechterhalten; 
dies ergibt eine Analyſe jenes Verfahrens, das er als charakteriſtiſch 
für die Kulturwiſſenſchaften angibt, und das zur Gewinnung des 
Kulturbegriffes weſentlich ſein ſoll. Da die Scheidung der Kultur⸗ 
objekte von der Natur durch eine „Beziehung auf Werte““ erfolgt, 
ſpricht Rickert von einem „wertbeziehenden“ Verfahren. Der Wert 
fungiert ſomit hier als ein Geſichtspunkt der Betrachtung, nicht aber 
das Werten als Gegenſtand der Erklärung; „über die Art des Wertes 
aber, der Wirklichkeiten zu Kulturgütern macht und ſie dadurch aus 
der Natur heraushebt“, jenes Wertes alſo, auf den die Beziehung 
erfolgt, ſagt Rickert zunächſt, und zwar in unmittelbarem Anſchluß 
an jene Ausführungen, in denen er zum erſtenmal von einer „Be⸗ 
ziehung auf Werte“ und der durch dieſes Verfahren gewonnenen 
Scheidung von Natur und Kultur ſpricht, daß ſie nicht der Welt 
des Seins angehören, ſondern „daß fie gelten oder nicht gelten“ *. 


— 


1 a. a. O. S. 25. 
2 a. a. O. S. 26. 
2 g. a. O. S. 20. 
4 a. a. O. S. 20. 
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Und auch an jener Stelle, wo er im beſonderen das wertbeziehende 
Verfahren zu erklären bemüht iſt, beginnt er mit der Konſtatierung, 
daß Werte keine Wirklichkeiten ſeien, / weder phyſiſche noch pſychiſche. 
„Ihr Weſen beſteht in ihrer Geltung, nicht in ihrer Tatſächlichkeit !.“ 
Und wenn er fortfährt: „Doch ſind Werte mit Wirklichkeiten ver⸗ 
bunden,“ ſo vollzieht er ausdrücklich jene logiſche Verbindung, 
die er an anderer Stelle zurückweiſt. Zwei Arten dieſer Verbindung 
unterſcheidet Rickert: „Der Wert kann erſtens an einem Objekte ſo 
haften, daß er es dadurch zum Gute macht, und er kann außerdem 
mit dem Akte eines Subjektes ſo verknüpft ſein, daß dieſer dadurch 
zu einer Wertung wird?.“ Allein zum Gute wird ein Objekt durch 
den pſychiſchen Akt der Wertung; und dieſer entſteht nicht aus der 
Verbindung eines objektiv gültigen Wertes, eines Sollens mit 
irgendeinem realen Seelenvorgang, ſondern iſt ein ſpezifiſcher, ganz 
und gar im Bereiche des Seins beſchränkter ſeeliſcher Prozeß des 
Wünſchens, Wollens, Zielſtrebens, Zweckvorſtellens oder wie ſonſt 
man jenen Akt bezeichnen will, mit dem der Menſch zu irgend⸗ 
einem Dinge, das ſeine Luſt befördert oder verringert, Stellung 
nimmt. Rickert fährt dann fort: „Die Güter und die Wertungen 
laſſen ſich nun ſo behandeln, daß man nach der Geltung der mit 
ihnen verbundenen Werte fragt, alſo feſtzuſtellen ſucht, ob ein Gut 
den Namen des Gutes wirklich verdient, und ob eine Wertung mit 
Recht vollzogen wird“.“ Sie laſſen ſich aber auch — fo müßte die 
Darſtellung Rickerts ſinngemäß ergänzt werden — behandeln, ohne 
daß nach der Geltung der mit ihnen verbundenen Werte gefragt 
wird, und gerade dieſe Behandlung ſoll diejenige der Kulturwiſſen⸗ 
ſchaften ſein, ſoll in dem wertbeziehenden Verfahren zum Ausdruck 
kommen. Allein wenn die Werte, die mit den Objekten oder Akten 
eines Subjektes verbunden ſind, nach Rickerts Verſicherung keine 
Wirklichkeiten ſind, wenn ihr Weſen in ihrer Geltung und nicht in 
ihrer Tatſächlichkeit beſteht, dann iſt ſchlechterdings unbegreiflich, 
wie Güter und Werte anders behandelt werden können, als daß man 
nach der Geltung der mit ihnen verbundenen Werte fragt, da doch 
gerade nur in dieſer Geltung das Weſen der mit ihnen verbundenen 
Werte beſteht. Und darum iſt es nicht leicht verſtändlich, wie die hiftori- 
ſchen Kulturwiſſenſchaften, welche Güter, alſo im Sinne Rickerts mit 
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gültigen Werten verbundene Wirklichkeiten zum Gegenſtande haben, 
der Geltung jener Werte aus dem Wege gehen können, die einen 
integrierenden Beſtandteil ihres Objektes ausmachen !. ö 

„Das wertbeziehende Verfahren, von dem wir ſprechen, iſt 
alſo, wenn es das Weſen der Geſchichte als einer theoretiſchen Wiſſen⸗ 
ſchaft zum Ausdruck bringen ſoll, auf das ſchärfſte vom wertenden 
Verfahren zu trennen und das heißt: niemals iſt für die Geſchichte 
die Geltung eines Wertes ein Problem, ſondern die Werte kommen 
für ſie nur inſofern in Betracht, als ſie faktiſch von Subjekten 
gewertet und daher faktiſch gewiſſe Objekte als Güter betrachtet 
werden. Auch wenn die Geſchichte es alſo mit Werten zu tun hat, 
ſo iſt ſie doch keine wertende Wiſſenſchaft. Sie ſtellt daher 
lediglich feſt, was iſt“.“ Allein wie können Werte, „deren Weſen 
nicht in ihrer Tatſächlichkeit beſteht“, für die Kulturwiſſenſchaft 
gerade nicht in ihrer „Geltung“, alfo. nicht in ihrem Weſen, 
ſondern in eben jener Tatſächlichkeit, in der ihr Weſen, wie Rickert 
nachdrücklich hervorhebt, nicht beſteht, in Betracht kommen? Wie 
können Werte für die Kulturwiſſenſchaft nur inſofern vorhanden 
ſein, „als ſie faktiſch von Subjekten gewertet werden“; werden denn 
Werte gewertet? Heißt das nicht, daß für die Kulturwiſſenſchaft 
nicht Werte im Sinne objektiver Gültigkeiten, ſondern nur die 
realpſychiſchen Akte ſubjektiver Wertungen in Betracht kommen, zwei 
Begriffe, die Rickert ſelbſt prinzipiell geſchieden wiſſen will? Wenn 
man die eben zitierten Ausführungen Rickerts dahin auffaſſen muß, 
daß für die Kulturwiſſenſchaft die Tatſächlichkeit der faktiſchen 
Wertungen in Betracht kommt, dann iſt es ſchwer, keinen Widerſpruch 
zu der gleichfalls ſchon wiederholt zitierten Behauptung Rickerts zu 
ſehen, daß der Wert, auf den innerhalb der Kulturwiſſenſchaft bezogen 
werden müſſe, um das Objekt dieſer Wiſſenſchaft zu gewinnen, in 
einer Geltung und nicht in einer Tatſächlichkeit beſtehe. Dab. 
aber Rickert dieſe Auffaſſung fallen gelaſſen und nicht mehr eine 
Beziehung auf Werte, ſondern auf Wirklichkeiten als kultur⸗ 
wiſſenſchaftliches Verfahren erklärt, das geht auch aus der folgenden 
Stelle unzweifelhaft hervor: „Die theoretiſche Wertbeziehung 
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1 Es ift auffallend, daß Rickert in dieſem Zuſammenhange als Objekt der 
Kulturwiſſenſchaft Güter und wertende Menſchen bezeichnet, während er früher 
nur Güter als Kultur erklärte und darunter „das von einem nach gewerteten 
Zwecken handelnden Menſchen Hervorgebrachte oder Gepflegte“ (S. 20) verftand. 

2 a. a. O. S. 96/97. 
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bleibt im Gebiete der Tatſachenfeſtſtellung, die praktiſche 
Wertung nicht. Es iſt eine Tatſache, daß Kulturmenſchen beſtimmte 
Werte als Werte anerkennen und danach ſtreben, Güter hervor⸗ 
zubringen, an denen dieſe Werte haften. Nur mit Rückſicht auf dieſe 
Tatſache, die der Hiſtoriker meiſt ſtillſchweigend vorausſetzt und 
vorausſetzen muß, nicht etwa mit Rückſicht auf die Geltung der 
Werte, nach der er als Mann der empiriſchen Wiſſenſchaft nicht 
zu fragen braucht, zerfallen für die Geſchichte die Wirklichkeiten in 
weſentliche und unweſentliche Beſtandteile !.“ Allein, iſt das der 
„Wertgeſichtspunkt“, „der Güter von wertfreien Wirklichkeiten trennt“ 
und ohne den „keine ſcharfe Scheidung von Natur und Kultur zu 
finden iſt“?! Und wie ſoll die eben entwickelte Auffaſſung Rickerts, 
daß die hiſtoriſche Kulturwiſſenſchaft es ausſchließlich mit den pſy⸗ 
chiſchen Wertungsakten zu tun hat, mit der an anderer Stelle auf⸗ 
geſtellten Behauptung vereinbart werden, daß die Kulturvorgänge 
nicht nur mit Rückſicht auf ein pſychiſches Weſen, das wertet, d. h. 
alſo die reale Tatſache der Wertung, ſondern auch mit Rückſicht 
auf einen gültigen Wert betrachtet werden müſſen?? Daß es 
nicht gültige Werte, ſondern reale Tatſachen ſind, auf welche die 
Kulturwiſſenſchaft ihre Objekte zu beziehen habe, behauptet Rickert 
gelegentlich der Frage, ob Geographie und Ethnographie Natur⸗ 
oder Kulturwiſſenſchaften ſeien; das hänge davon ab, „unter welchen 
Gefichtspunkt ſie ihre Gegenſtände bringen, d. h. ob ſie ſie als bloße 
Natur anſehen oder zum Kulturleben in Beziehung fegen” “. 
Das Kulturleben iſt freilich etwas anderes als die gültigen Werte, 
zu denen in Beziehung geſetzt, die Wirklichkeit zur Kultur wird. 
Kulturleben iſt eine Seinstatſache, iſt der Inbegriff der tatſächlichen 
Wertſchätzungen und Wertverwirklichungen; „Wert“ im Sinne deſſen, 
was die Menſchen faktiſch dafür halten. 

Iſt der Punkt, auf welchen die Kulturwiſſenſchaften ihr Objekt 
beziehen, kein Wert, ſondern eine Wirklichkeit, nämlich die Realität 
pſychiſcher Wertungsakte, dann hat eigentlich der Terminus „Wert⸗ 
beziehung“ keinen rechten Sinn mehr. Es iſt eine Beziehung zwiſchen 
Wirklichkeiten, welche die Kulturwiſſenſchaft vornimmt, und dieſe 
Beziehung kann im Grunde nur ein Kauſalnexus ſein. Es wäre 
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durchaus denkbar, einer Wiſſenſchaft die Aufgabe zu ſtellen, die Ent⸗ 
ſtehung der tatſächlichen typiſchen Wertungen, Zielſtrebungen, Zweck⸗ 
ſetzungen, die in einem beſtimmten Zeitpunkt und bei einer beſtimmten 
Menſchengruppe auftreten, darzuſtellen. Man kann es ſicherlich als 
die Aufgabe der Geſchichte betrachten, die Entwicklung der menſch⸗ 
lichen „Güter“ oder der Kultur als den Inbegriff der faktiſchen 
Wertſchätzungen darzuſtellen. Was hat zum Beiſpiel eine Religions⸗ 
geſchichte anderes als eine Entwicklungsgeſchichte der religiöſen Güter 
zu liefern? In dieſem Sinne iſt eben die ganze Geſchichte Kultur⸗ 
geſchichte. Allein demgegenüber findet ſich bei Rickert die ausdrück⸗ 
liche Verwahrung dagegen, daß durch das wertbeziehende Verfahren. 
in der Geſchichte „irgend etwas aus den bewußten Zweckſetzungen 
der Perſonen, von denen ſie handelt, erklärt werde“. Mit dem wert⸗ 
beziehenden Verfahren ſei nichts über den „Inhalt der Geſchichte“ 
ausgeſagt, ſondern lediglich der „methodiſche Geſichtspunkt“ charakte⸗ 
riſiert !. ö 

Dabei kann nicht nur bezweifelt werden, ob von einer , Wert: 
beziehung“ geſprochen und geſagt werden darf, daß „Werte“ die 
Darſtellung der hiſtoriſchen Kulturwiſſenſchaft leiten, wenn doch die 
faktiſchen Wertungen, alſo realpſychiſche Wirklichkeiten gemeint find; 
es iſt auch fraglich, ob eine „Beziehung“ vorliegt, weil dies den 
Anſchein erweckt, als ob das Objekt wiſſenſchaftlicher Erkenntnis 
durch Beziehung auf einen gültigen Wert, etwa durch die Beziehung 
menſchlichen Verhaltens zur Idee des Guten, gewonnen würde. Rickert 
ſagt wörtlich: „Hat der Hiſtoriker auch nicht nach der Geltung der 
Werte zu fragen, die ſeine Darſtellung leiten, ſo wird er ſeine 
Objekte doch auch nicht auf irgendwelche beliebigen Werte beziehen, 
ſondern vorausſetzen, daß diejenigen, an die er ſich mit ſeiner ge⸗ 
ſchichtlichen Darſtellung wendet, wenn auch nicht dieſe oder jene be⸗ 
ſtimmten Güter, ſo doch die Werte der Religion, des Staates, des 
Rechts, der Sitten, der Kunſt, der Wiſſenſchaft (an anderer Stelle 
ſpricht er auch von der Kirche, der Sprache, der Literatur, der 
Wirtſchaft), mit Rückſicht auf welche das geſchichtlich Dargeſtellte 
weſentlich iſt, im allgemeinen als Werte anerkennen oder doch 
wenigſtens als allgemein anerkannte Werte verſtehen?.“ Denn die 
hiſtoriſche Kulturwiſſenſchaft ſtellt ja gar nicht „in Beziehung auf“ 
oder „unter Vorausſetzung von“ als Kunſt, Recht, Staat, Rell: 


1 a. a. O. S. 102. 
2 a. a. O. S. 107. 
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gion uſw. bezeichnete Werte, ſondern dieſe Güter als Wert⸗ 
ſchätzungen in ihrer kauſalen Entwicklung dar. Die Geſchichte iſt 
eben durchaus auch im Sinne Rickerts eine Geſchichte des Rechtes, 
der Staaten, der Kunſt, der Religionen, kurz aller menſchlichen 
Güter, die man unter dem Namen der Kultur zuſammenfaßt. 
Nicht die „Werte“ find Beziehungspunkte, ſondern die Wertſchätzungen 
der Menſchen ſind der Gegenſtand der Kulturwiſſenſchaft, ſind keine 
Vorausſetzung, auf die bezogen wird, ſondern ein Objekt, das kauſal 
erklärt wird. Als ſolche Objekte der kulturwiſſenſchaftlichen Dar⸗ 
Rellung, als Gegenſtände und nicht als einen von der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Betrachtung vorausgeſetzten Wert hat ja Rickert 
ſelbſt auch das Recht, den Staat, die Kultur, die Wiſſenſchaft, die 
Sprache uſw. aufgefaßt und als die ſpezifiſchen Objekte der 
Kulturwiſſenſchaft den Objekten der Naturwiſſenſchaft entgegen⸗ 
geſetzt!. Nur gültige Werte, nicht jedoch Wirklichkeiten faktiſcher 
Wertungsprozeſſe, können als jene ſpezifiſchen Vorausſetzungen, als 
jene Geſichts⸗ oder Beziehungspunkte fungieren, mit denen eine be⸗ 
ſondere Betrachtungsweiſe, eine eigenartige, von der naturwiſſen⸗ 
ſchaftlichen verſchiedene Blickrichtung der Kulturwiſſenſchaft zu be⸗ 
gründen verſucht werden könnte. Rickert hat die zweifellos richtige 
Tatſache, daß der Hiſtoriker nur ſolche Gegenſtände, die faktiſch 
allgemein als Güter geſchätzt werden, wie Recht, Staat, Kunſt, 
Religion, Moral uſw., kurz „Güter“ oder typiſche menſchliche Wert⸗ 
ſtrebungen, zur Darſtellung bringt, durch die Terminologie klar ge⸗ 
macht, der Hiſtoriker ſtelle feinen enen mit „Beziehung auf 
Werte“ dar. 

Auf dieſe Terminologie iſt es zurückzuführen, daß ſich Rickert 
immer wieder vor ſeinen Gegnern dagegen verwahren muß, daß ſeine 
„wertbeziehende“ Kulturwiſſenſchaft eine wertende Dilziplin fet. 
Daß eine ſolche Auffaſſung möglich iſt, hat Rickert ſelbſt verſchuldet, 
da er immer wieder davon ſpricht, daß die Beziehung auf „Werte“ 
erfolge, und das Weſen dieſer „Werte“, zum Unterſchied von den 
faktiſchen Wertungsprozeſſen, in einer Geltung feſtſtellt. Denn auf 
ſolche gültige Werte beziehen, iſt nichts anderes als der logiſche 
Akt des (objektiven) Werturteils. Dagegen wünſcht Rickert, daß 
zwiſchen feinem „auf Wert beziehen“ und einem „Werten“ ſcharf 
geſchieden werde. Die Wertbeziehung bleibe im Gebiete der Tat⸗ 
ſachenfeſtſtellung, die Wertung nicht. „Werten muß immer Lob 


' Bgl. a. a. O. S. 21. 
Schnollerz Jahrbuch XI. 8. 8 
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oder Tadel fein. Auf Werte beziehen iſt keins von beiden!.“ 
Dagegen könnten jedoch Bedenken geltend gemacht werden. Das 
Zeitwort „werten“ kann nämlich ebenſo wie das Hauptwort „Wert“ 
in einem doppelten Sinne genommen werden. Als „Wert“ wird 
ſowohl eine objektiv gültige, generelle Norm! bezeichnet, deren 
Geltung unabhängig iſt von dem Sein eines entſprechenden 
Wollens, als auch ein konkretes reales Wollen, Wünſchen, Ziel⸗ 
ſtreben, durch welches der Gegenſtand desſelben zum „Gute“ wird. 
Etwas iſt in objektivem Sinn wertvoll (oder hat objektiven Wert), 
wenn es dem als objektiv gültig vorausgeſetzten Wert, dieſer generellen 
Norm entſpricht; etwas iſt ſubjektiv wertvoll, hat ſubjektiven Wert, 
wenn es faktiſch gewünſcht, gewollt, angeſtrebt, geſchätzt uſw. wird. 
Der objektive Wert iſt eine Funktion des Sollens, der ſubjektive eine 
Funktion des Wollens, ſomit eine Seins⸗Tatſache innerhalb der 
Wirklichkeit. „Wert“ in jenem ſpezifiſchen Sinne eines Gegen⸗ 
ſatzes zur „Wirklichkeit“ iſt natürlich nur der objektive Wert, der 
identiſch iſt mit dem Begriffe des Sollens überhaupt oder der Norm. 
Der ſogenannte Wert im ſubjektiven Sinn iſt ſelbſt eine Wirklichkeit, 
ein ſeeliſcher Akt. Es wäre beſſer, hier überhaupt nicht von „Wert“ 
zu ſprechen. Doch iſt dieſer Sprachgebrauch in der Nationalökonomie 
{don zu eingebürgert, um ernſtlich bekämpft werden zu konnen. 
Objektiv „wertet“ man, wenn man einen Tatbeſtand zu einem 
objektiv gültigen Wert, das heißt zu einer Norm oder zu einem 
Sollen in Beziehung ſetzt, das unabhängig iſt oder als unabhängig 
vorausgeſetzt wird von dem eigenen Wünſchen und Wollen des 
Wertenden. Eine ſolche Beziehung ſtelle ich dadurch her, daß 
ich den konkreten Vorgang, der bewertet werden ſoll, als Inhalt 
eines Sollens vorſtelle und nun dieſe Sollvorſtellung einer generellen, 
als gültig vorausgeſetzten Norm gegenüberſtelle. Iſt der konkrete 
Sollſatz mit dem generellen vereinbar, d. h. läßt ſich der konkrete 
(individuelle) aus dem abſtrakten (generellen) im Wege einer logiſchen 
Operation ableiten, dann iſt der fragliche Tatbeſtand poſitiv ge 
wertet, er wird als „ſchön“, „gut“, „gerecht“, „wahr“ uſw. quali⸗ 
fiziert. Iſt dagegen ein ſolches Verhältnis nicht herzuſtellen, ſtellt 
ſich der zu bewertende Tatbeſtand ſeinem Inhalte nach in einen 
Gegenſatz zu dem Inhalt der generellen Norm (des oberſten 
Wertes), dann iſt er negativ zu bewerten oder, mit anderen Worten, 


1 a. a. O. S. 98. 
2 Bal. oben S. 96. 
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er erhält, in der Form des Sollens vorgeſtellt, gleichſam ein 
negatives Vorzeichen, er wird als „häßlich“, „böſe“, „ungerecht“ uſw. 
qualifiziert. Dabei muß man den Irrtum vermeiden, zu dem 
man leicht durch den ungenauen Sprachgebrauch des täglichen Lebens 
verführt wird: als ob es die Wirklichkeit wäre, die gewertet 
wird. In dieſem objektiven Sinne einer Beziehung zu gültigen 
Werten iſt eine „Wertung“ der „Wirklichkeit“ logiſch nicht möglich, 
da Wert und Wirklichkeit die Reſultate zweier fundamental verſchiedener 
Betrachtungsweiſen ſind. Nur der Inhalt, der das eine Mal in 
der Erkenntnisform der Wirklichkeit oder des Seins auftritt, kann 
das andere Mal in die Erkenntnisform des Wertes oder des Sollens 
gekleidet und, je nach ſeiner Beziehung zu den oberſten Werten oder 
Normen, den letzten nicht weiter ableitbaren Sollſätzen poſitiv oder 
negativ bewertet, d. h. mit einem poſitiven oder negativen Vor⸗ 


zeichen in der Form des Sollens gedacht werden. Unter der Voraus⸗ 
ſetzung gewiſſer gültiger Normen, Werte oder Sollſätze — und nur 


unter dieſer Vorausſetzung — ſind ſolche objektive Werturteile 
möglich, die in keiner Weiſe irgendeine ſubjektive Stellungnahme 
des Wertenden wie überhaupt keine reale Seinstatſache zum Ausdruck 
bringen. Man muß eine konkrete Lüge — unter Vorausſetzung des 
allgemeinen Lügenverbotes — als unmoraliſch, als gegen das Moral⸗ 
gebot der Wahrhaftigkeit verſtoßend qualifizieren, obgleich man viel⸗ 
leicht ſelbſt dieſe Lüge gewünſcht hat oder ihr mit ſeinem Wollen 
und Fühlen indifferent gegenüberſteht. Das objektive Werturteil iſt 
ein Akt der Erkenntnis, nicht des Wollens oder Fühlens. 

Subjektiv bewerten aber heißt, einen Tatbeſtand zu einem ſub⸗ 
jektiven Wert, das iſt zu einem eigenen faktiſchen Wünſchen oder 
Wollen des Wertenden ſelbſt in Beziehung ſetzen. In dieſem ſub⸗ 
jektiven Sinn iſt etwas wertvoll, was vom Wertenden ſelbſt ge⸗ 
wünſcht, gewollt, bezweckt wird. Das Urteil, das einen ſubjektiven 
Wert ausſpricht, iſt ein Wirklichkeits⸗, ein Tatſachenurteil; es fon: 
ſtatiert eine Beziehung innerhalb der Realität, eine Relation zwiſchen 
dem Innern eines Menſchen und einem Gegenſtand oder Vorgang 
in der Seinswelt. Als Urteil iſt es allerdings auch ein Akt der 
Erkenntnis; allein die ſubjektive Wertung muß nicht in der Form 
des Urteils ausgedrückt werden, muß nicht den Umweg durch die Er⸗ 
kenntnis machen. Sie kann der unmittelbare Ausdruck des Wünſchens, 
Begehrens, Wollens, der Stellungnahme des Subjektes zu einem 
Objekte ſein. Dieſer Ausdruck kann in Handlungen, in Worten, in 
einem ganzen Komplexe von Taten, einem Verhalten der Individuen 
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erfolgen. Alles menſchliche Tun iſt im Grunde genommen als 
zweckmäßig, zielſtrebig, als Willens emanation ein „Werten“ in 
dieſem Sinne, ein Bejahen oder Verneinen, ein Stellungnehmen zur 
Welt. Dieſes „wertende“ Verhalten der Menſchen iſt das Objekt 
der Kulturwiſſenſchaften, richtiger, iſt das ungeheure Reſervoir, aus 
dem die Kultur⸗ (und Sozial⸗)wiſſenſchaften ihre Objekte holen. 

Natürlich kann ein objektives Werturteil mit einem ſubjektiven 
ſogenannten Wertungsakte im konkreten Falle tatſächlich zuſammen⸗ 
fallen. Dies gilt insbeſondere dann, wenn der Wertende die Norm, 
die er im konkreten Falle anwendet, auch perſönlich „anerkennt“, 
d. h. wenn ſein ſubjektives Wollen und Wünſchen mit den Forde⸗ 
rungen, dem Sollen der objektiven Norm übereinſtimmt, fubjeftiver 
und objektiver Wert koinzidieren. Selbſtverſtändlich muß auch in 
dieſem Falle das objektive Werturteil, das die Beziehung zur gültigen 
Norm feſtſtellt, von dem Akte der ſubjektiven Wertung geſchieden 
werden, durch den die perſönliche Stellungnahme des Wertenden 
erfolgt, ſein eigenes Wollen oder Wünſchen, ſeine ſubjektiven Gefühle 
ausgedrückt werden. 

Sofern man unter „Lob“ und „Tadel“ den Ausdruck eines Ge⸗ 
fühls der Billigung oder Mißbilligung verſteht, wird eine Wertung 
zu Lob oder Tadel durch ihre Subjektivierung, d. h. dadurch, daß 
in die fragliche Relation der ſubjektive Wert eingeſtellt wird. Alles 
Werten iſt ein „auf Werte beziehen“, Lob und Tadel aber: auf 
ſubjektive Werte beziehen. Ja, das ſubjektive Werturteil wird nur 
dadurch mehr als eine bloße Feſtſtellung eigenen Wünſchens oder 
Wollens, eines eigenen Luſt⸗ oder Unluſtgefühls oder ſonſt einer 
faktiſchen Reaktion der Seele der Wertenden, daß es mit dem An⸗ 
ſpruch auf Gültigkeit auftritt, d. h. daß der Urteilende ſich in 
Übereinſtimmung mit einer als objektiv gültig vorausgeſetzten Norm 
behauptet. „Dies Bild iſt ſchön“ bedeutet nur inſofern ein Wert⸗ 
urteil und kein bloßes Wirklichkeitsurteil, das eine angenehme Ge⸗ 
fühlsempfindung des Urteilenden behauptet, als es implizite die 
Ausſage enthält, das Bild entſpreche einer als objektiv gültig voraus⸗ 
geſetzten Schönheitsnorm. 

Darum iſt Rickerts Verſuch, das „Wertbeziehen“ vom „Werten“ 
dadurch zu unterſcheiden, daß dieſes nicht, aber jenes ſtets Lob oder 
Tadel bedeute, nicht einwandfrei. Wenn Lob und Tadel — im 
Sinne des allgemeinen Sprachgebrauches — den oben angenom⸗ 
menen Sinn haben, dann bedeutet Werten im objektiven Sinne 
eines auf gültige Werte Beziehens niemals Lob oder Tadel. Gerade 
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dieſes objektive Werten ſetzt aber Rickert ſeinem „auf Werte beziehen“ 
entgegen. Allerdings iſt es nicht ganz ausgeſchloſſen, „Lob“ und 
„Tadel“ im Sinne objektiver Werturteile zu gebrauchen. 

Zweifelhaft iſt auch, ob die objektive Wertung zum Unter⸗ 
ſchiede von der Wertbeziehung, wie Rickert behauptet, immer pofitiv 
oder negativ fein müſſe!. Auch das Urteil, das einen Tatbeſtand 
für wertindifferent konſtatiert, von einem Tatbeſtand ausſagt, daß 
er keinen (weder einen poſitiven noch einen negativen) Wert habe, 
it formal ein Wer turteil, in demſelben Sinne, wie die Null eine 
Zahl iſt. Denn es iſt die gleiche formale Beziehung zu einem ob⸗ 
jektiven Wert, einer Norm, die ein ſolches Urteil ausſpricht. Nur 
jener pſychiſche Akt, der als ſubjektive Wertung bezeichnet wird, 
muß als Wollen ſtets poſitiv oder negativ ſein, weil entweder einem 
pofitiven oder einem negativen Ziele zuſtreben. Über den poſi⸗ 
tiven oder negativen Wert, den eine Wirklichkeit hat, kann Streit 
herrſchen, ſagt Rickert, um die „Wertung“ zum Unterſchied von 
der Wertbeziehung zu charakteriſieren. Und gerade nur über jenes 
Werturteil, das eine Beziehung zum objektiv gültigen Wert aus⸗ 
drückt — und daher einen poſitiven, einen negativen und einen 
indifferenten Inhalt haben kann, iſt ein Streit möglich, ſofern eben 
die Gültigkeit der vorausgeſetzten Norm in Frage geſtellt wird. Über 
die ſubjektive Wertung, die als Ausdruck eines ſeeliſchen Verhaltens 
zu einem Objekte eine Tatſache beinhaltet, iſt ein Streit unmoͤglich. 
Über die Behauptung, daß mir eine Speiſe ſchmeckt, daß mich ein 
Verhalten meines Nebenmenſchen empört, ijt ein Streit finnlog. De 
gustibus non est disputandum. 

„Auf Werte beziehen“ umſchreibt Rickert auch mit den Worten: 
„ein Objekt als bedeutſam für die Werte und die Realiſierung von 
Kulturgütern bezeichnen“ “. Wie können aber „Werte“, alſo Gel⸗ 
tungen, mit den Tatſachen einer Realiſierung von Kultur⸗ 
gütern auf eine Baſis geſtellt werden? Erfolgt die „Beziehung“ 
auf Werte und Wirklichkeiten? Hat nicht Rickert gelegentlich die 
Kulturgüter als „Realiſierungen von Werten“ bezeichnet? Davon 
muß man jedoch abſehen, will man zu dem Reſultate vordringen, 
daß für die hiſtoriſche Kulturwiſſenſchaft nicht nur das „wichtig und 
bedeutſam“ ſei, „was die Realiſierung von Kulturgütern fördert, 
ſondern ebenſo das, was ſie hemmt. Allein das Wertindifferente 
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wird als unweſentlich ausgeſchieden“ !. Die Wertbeziehung 
fungiert hier als Selektionsprinzip. 

Die Wertbeziehung — das kann vielleicht als ihr endgültiger 
Sinn aufgefaßt werden — ſtellt eine Methode dar, um die Wirk⸗ 
lichkeit in weſentliche und unweſentliche Beſtandteile zu ſondern, 
wobei vom Standpunkte der Kulturwiſſenſchaften das „Weſentliche“ 
mit Kultur, das „Unweſentliche“ mit Natur zu identifizieren iſt. 
„Auch wenn keiner der von den Kulturmenſchen gewerteten Werte 
gelten ſollte, bleibt es doch auf jeden Fall richtig, daß für die Ver- 
wirklichung der faktiſch gewerteten Werte oder für die Entſtehung 
von Gütern, an denen dieſe Werte haften, nur eine beſtimmte Anzahl 
von Objekten bedeutſam ſind, und daß an dieſen Objekten wiederum 
nur ein beſtimmter Teil ihres Inhalts dafür in Betracht kommt?.“ 
Gewiß laſſen ſich Güter von Naturdingen deutlich ſcheiden, gewiß 
ſtellen die menſchlichen Wertſchätzungen und Zielſtrebungen ein be⸗ 
ſonderes Stück Wirklichkeit dar; allein innerhalb dieſes ſo ab⸗ 
gegrenzten Objektes, das im Grunde genommen mit dem geſell⸗ 
ſchaftlichen Leben der Menſchen überhaupt zuſammenfällt, muß 
die Kulturwiſſenſchaft doch ſelbſt wiederum eine Scheidung zwiſchen 
Weſentlichem und Unweſentlichem vornehmen. Wie hier die Rickertſche 
Wertbeziehung ein brauchbares Selektionsprinzip bilden ſoll, iſt 
nicht ganz klar. Nicht alles, was in irgendeiner Weiſe kauſal mit 
einer menſchlichen Wertſchätzung oder mit einem Gute zuſammen⸗ 
hängt und ſomit die Realiſierung eines Kulturgutes fördert oder 
hemmt, iſt weſentlich für die Entſtehung dieſes Gutes, für die Verwirk⸗ 
lichung des faktiſch Gewerteten. Hier iſt wohl eine „Wertbeziehung“ 
gegeben, aber keineswegs eine endgültige Auswahl des Weſentlichen. 
Denn auch innerhalb deſſen, was in irgendeiner vielleicht ſehr 
entfernten Weiſe zu einem Kulturgut in poſitiver oder negativer 
Beziehung ſteht, muß eine Auswahl des Weſentlichen vom Un⸗ 
weſentlichen getroffen werden. Für das Kulturgut der deutſchen 
Strafrechtsordnung iſt die CCC hiſtoriſch von Bedeutung. Für 
das Zuſtandekommen dieſer wieder Karl V. und eine Reihe von 
Juriſten; in entfernter Weiſe ſchließlich auch der Schreiber, der das 
Originalmanuſkript geſchrieben hat. Seine Arbeit hat kauſal zur 
Förderung der Kulturgüter beigetragen, die wir heute in der deut⸗ 
ſchen Strafrechtsordnung ſchätzen. Dennoch iſt ſie hiſtoriſch un⸗ 
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weſentlich. Aber nach dem „wertbeziehenden“ Verfahren gibt es 
keine Möglichkeit, ſie von der Darſtellung auszuſchließen. Als 
Selektionsprinzip faßt Rickert die „Wertbeziehung“ bald in dem 
Sinne auf, daß nur dasjenige, was ein Kulturgut fördert oder 
hemmt, zum Gegenſtand der Kulturwiſſenſchaft gemacht werde, wobei 
alſo die Wertbeziehung eine (Kauſal⸗) Relation innerhalb des Ob⸗ 
jektes iſt, bald aber wieder in dem Sinne, daß nur dasjenige, was 
uns „in irgendeiner Weiſe ‚intereffant‘ oder ‚wichtig‘ ijt”, zum Ob⸗ 
jekt kulturwiſſenſchaftlicher Betrachtung werde, wobei Rickert aus⸗ 
drücklich dieſes Intereſſant⸗ oder Wichtig⸗Sein eines Objektes damit 
identifiziert, „daß es zu Werten in Beziehung ſteht, die von uns 
gewertet werden“ “. Daß in dieſem Sinne jede Wiſſenſchaft Kultur⸗ 
wiſſenſchaft wäre, da die Wichtigkeit des Objektes oder gar das 
Intereſſe dafür die Vorausſetzung jeder Wiſſenſchaft von dem Objekte 
it, und zwar eine vor wiſſenſchaftliche Voraus ſetzung, wurde bereits 
früher feſtgeſtellt !. 

Faßt man das Ergebnis zuſammen, das eine kritiſche Unter⸗ 
ſuchung des materialen Einteilungsprinzipes bietet, ſo iſt zu kon⸗ 
ſtatieren, daß der Begriff der Kultur nicht klar und deutlich genug 
von dem der Natur geſchieden iſt, um beide in einen Gegenſatz zu 
bringen, da das Weſen des „wertbeziehenden“ Verfahrens, das den 
Kulturbegriff konſtituieren ſoll, unſicher zwiſchen einer objektiven 
Wer terkenntnis (der Beziehung zu objektiv gültigem Werte) und 
einer Darſtellung der pſychiſch⸗ realen Wertſtrebungen in der Ge⸗ 
ſchichte, alſo einer Wirklichkeits erkenntnis, zu ſchwanken 
ſcheint. 

Klarer als das materielle Einteilungsprinzip hat Rickert das 
formale herausgearbeitet, den Gegenſatz von individualiſierender und 
generaliſierender Betrachtung: Wiſſenſchaften, die auf die Aufſtellung 
von Naturgeſetzen, auf die Bildung allgemeiner Begriffe gerichtet ſind 
— die generaliſierende Naturwiſſenſchaft — und ſolche, welche die 
Wirklichkeit in ihrer Individualität darſtellen — die individualiſierende 
Geſchichte. Unklar iſt nur die Verbindung des materialen mit dem 
formalen Einteilungsprinzip. Die Kulturwiſſenſchaft ſoll ſich einer 
individualifierenden, die Naturwiſſenſchaft einer generaliſierenden 
Methode bedienen. „Nur die individualiſierende hiſtoriſche Behand⸗ 
lung wird alſo dem Kulturvorgang gerecht, ſobald ſeine Bedeutung 
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für die Kulturwerte in Frage ſteht“ !. Es iſt nämlich nicht ein: 
zuſehen, warum unſer Intereſſe bei den Kulturvorgängen, das iſt 
— wie Rickert früher behauptet — das vom Menſchen Hervorgebrachte 
und Gepflegte, ſind „Güter“ wie Religion, Recht, Sitte, Staat, Sprache, 
Kunſt, Wirtſchaft ujw. ... — „auch auf das Beſondere und In⸗ 
dividuelle und deſſen einmaligen Verlauf gerichtet“ ſein ſoll, warum 
einem ſolchen Kulturvorgang — man denke an das Rechtsleben, 
die Wirtſchaft, die Sitten und Gebräuche eines Volkes — 
„nur“ die individualifierende Betrachtung gerecht werden könne; wo⸗ 
bei der einſchränkende Zuſatz: „ſobald ſeine Bedeutung für die 
Kulturwerte in Frage ſteht“?, doch wohl überflüſſig iſt, da ja 
nach Rickert ein Vorgang, als Stück der Wirklichkeit, gerade nur 
in ſeiner Bedeutung für gewiſſe Werte Kultur iſt! Die Unklarheit 
beginnt in demſelben Augenblicke, da der Kulturbegriff auf den 
“Plan tritt. Iſt Gegenſtand der Kulturwiſſenſchaft nicht nur alles, 
„was die Realiſierung von Kulturgütern fördert, ſondern ebenſo 
das, was fie hemmt“, liegt gerade in dieſem Verhältnis der 
Förderung oder Hemmung die „Beziehung“ auf Werte, welche die 
kulturwiſſenſchaftliche Betrachtung herſtellt, ſind es eben die ge⸗ 
förderten oder gehemmten Werte, die an der Wirklichkeit haften 
und ſo dieſe zur Kultur machen, dann iſt es unverſtändlich, warum 
gerade dieſe Wirklichkeit in ihrer Individualität in Betracht 
kommen, warum die „Kulturbedeutung einer Wirklichkeit“ „immer 
am Beſonderen“ „haften“ “, wie „durch die Werte, die an der Kultur 
haften“, „der Begriff einer darſtellbaren hiſtoriſchen Individualität“ 
erſt konſtituiert werden ſolls. Die Darſtellung des Rechts⸗ und 
Wirtſchaftslebens, des religiöfen oder ſittlichen Verhaltens der 
Menſchen kann generaliſierend und individualiſierend ganz ebenſo wie 
das biologiſche Verhalten der Lebeweſen dargeſtellt werden. Faßt 
man auch die wertenden oder normativen Diſziplinen ins Auge, ſo 
muß feſtgeſtellt werden, daß ein konkreter, individueller Inhalt ge⸗ 
wertet wird, indem er zu einer generellen Norm in Beziehung ge⸗ 
bracht wird. Ebenſo wie eine konkrete oder individuelle Tatſache da ⸗ 
durch erklärt wird, daß ſie auf ein generelles Naturgeſetz zurückgeführt 
wird. Die Beziehung zu objektiv gültigen Werten ſteht ſomit an 
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fid nicht in einem ſpezifiſchen Zuſammenhange mit individualiſierender 
Methode. 

Im übrigen gibt Rickert die Möglichkeit generaliſierender Kultur⸗ 
wiſſenſchaften ſelbſt zu, und da er die Rechtswiſſenſchaft — ohne 
näher auf ſie einzugehen — als generaliſierende Kulturwiſſenſchaft 
oder doch zumindeſt auch als ſolche gelten läßt !, kommt gerade für die 
Frage, ob die Rechtswiſſenſchaft als Kulturwiſſenſchaft konſtituiert 
werden könne, nur das materiale, nicht aber das formale Einteilungs⸗ 
prinzip in Betracht. 


II. 


Die Unklarheit der Begriffe Kultur und Kulturwiſſenſchaft hat 
zur Konſequenz, daß diejenigen, die Rickerts Wiſſenſchaftstheorie auf 
die Rechtswiſſenſchaft anzuwenden verſuchten, zu ſehr divergierenden 
Reſultaten gelangten. Während Rickert ſelbſt — freilich ohne nähere 
Begründung — die Rechtswiſſenſchaft als Kulturwiſſenſchaft in An⸗ 
ſpruch nimmt, hat Kantorowicz?, der die Rickertſche Einteilung 
der Wiſſenſchaften bedingungslos akzeptiert, die Rechtswiſſenſchaft als 
außerhalb des Wiſſenſchaftsſyſtems ſtehend erkannt, das auf den Gegen⸗ 
fag von Natur und Kultur aufgebaut ift®. Zu dieſem Reſultate mußte 
Kantorowicz folgerichtig gelangen, da er die dogmatiſche Jurisprudenz 
als wertende Normwiſſenſchaft auffabt, die Einteilung in Kultur⸗ und 
Naturwiſſenſchaften aber ſich ausſchließlich auf die empiriſchen (wert⸗ 
freien) Seinsdiſziplinen bezieht. Nur die Rechtsgeſchichte und die 
Rechtsſoziologie — alſo Diſziplinen, die mit der Rechtswiſſenſchaft 
im eigentlichen und engeren Sinne nichts zu tun haben, von dieſer 
weſensverſchieden ſind — kann Kantorowicz als Kulturwiſſenſchaften 
erkennen, und zwar die erſten als individualiſierend⸗hiſtoriſche, die 
letzteren als generaliſierende. 

Dabei iſt es nicht unintereſſant, feſtzuſtellen, wie Kantorowicz 
jene ſpezifiſche „Wertbeziehung“ auffaßt, durch die ſpeziell die Rechts⸗ 
ſoziologie zur Kulturwiſſenſchaft wird. Von Rechtsſoziologie ſpricht 
Kantorowicz dann, „wenn das ſoziale Leben auf ſeine Beziehung 
zu den Rechtsnormen hin unterſucht wird““. Aus ſeinen Aus⸗ 
führungen geht hervor, daß er die Rechtsnormen, deren Beziehung 
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zum fozialen Leben Gegenſtand der Rechtsſoziologie ift, nicht als 
gültige Normen (im Soll⸗Sinne), ſondern als reale, pſychiſche Tat⸗ 
ſachen auffaßt, ſomit eigentlich die Vorſtellung, das Erlebnis der Rechts⸗ 
normen meint. Von den Wirkungen dieſer Tatſachen im ſozialen 
Leben und von Urſachen ihrer Wirkungsloſigkeit handelt die Soziologie. 
Nur reale Tatſachen können in der Ebene des Seins in einem Kauſal⸗ 
nexus ſtehen. Dabei iſt dieſe Beziehung — die ja nur ein Kauſal⸗ 
zuſammenhang ſein kann — Objekt der kulturwiſſenſchaftlichen Be⸗ 
trachtung. An jener Stelle freilich, an der Kantorowicz das Rickertſche 
Wiſſenſchaftsſyſtem darlegt und auf die Rechtsſoziologie anwendet, 
definiert er: „Die Rechtsſoziologie iſt alſo eine theoretiſche, die 
Wirklichkeit des fozialen Lebens mit Beziehung auf den Kultur wert 
des Rechts z weckes generalifierend bearbeitende Wiſſenſchaft“ !“. Man 
merke: An Stelle der Rechtsnormen als Tatſachen tritt jetzt ein 
Wert — der Kulturwert des Rechtszweckes; und die Beziehung auf 
dieſen Wert bedeute eine methodiſche Einſtellung der Wiſſenſchaft — 
nicht das Objekt ihrer Darſtellung. Es iſt aber etwas anderes, „das 
ſoziale Leben auf ſeine Beziehung zu den Rechtsnormen hin“ unter⸗ 
ſuchen und „die Wirklichkeit mit Beziehung auf den Kulturwert des 
Rechtszweckes“ bearbeiten. Nur daß eben Kantorowicz tatſächlich 
bloß das erſtere durchführt und den in der letzteren Formulierung 
ausgedrückten methodiſchen Geſichtspunkt praktiſch ignoriert. Über 
deſſen Schwierigkeit hilft er ſich aber dadurch hinweg, daß er beide 
Formeln als gleichbedeutend ausgibt. 

Im Gegenſatz zu Kantorowicz, der die Rechtswiſſenſchaft als 
außerhalb des Schemas: Kultur: und Naturwiſſenſchaft ſtehend er⸗ 
kennt, hat ein anderer Anhänger der Rickertſchen Wiſſenſchaftstheorie 
— Lask — die dogmatiſche Jurisprudenz — im unmittelbaren An⸗ 
ſchluß an Rickert ſelbſt — als empiriſche Kulturwiſſenſchaft zu be⸗ 
gründen verſucht?. Dieſer Verſuch Lasts iſt ſchon deshalb von größter 
Bedeutung, da er zugleich eine Grundlegung der Rechtsphiloſophie 
und die prinzipielle Stellungnahme einer bedeutenden Richtung 
neukantiſcher Philoſophie zu den methodologiſchen Problemen der 
Rechtswiſſenſchaft darſtellt. Lask unternimmt es, die Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft dem Rickertſchen Wiſſenſchaftsſyſtem einzuordnen und näher 
auszuführen, was bei Rickert ſelbſt nur angedeutet wurde. 


1 a. a. O. S. 23. : 
2 Lask, Rechtsphiloſophie, in: Die Philoſophie im Beginn des 20. Jahr 
hunderts, Herausg. von W. Windelband. 2. Aufl. 1907. S. 269 ff. 
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Den Gegenſatz von Wert und Wirklichkeit nimmt Lask zum 
Ausgangspunkte, um die Rechtsphiloſophie als Rechtswertlehre, 
d- h. als Lehre vom Werte des Rechtes, der Rechts wiſſenſchaft als 
Nechtswirklichkeitsbetrachtung gegenüberzuſtellen 1. Dabei be⸗ 
ſtimmt Lask das Verhältnis von Wert und Wirklichkeit in der Weiſe, 
daß er die Wirklichkeit „als Schauplatz oder Subſtrat überempiriſcher 
Werte“! bezeichnet, die Werte, wie Rickert, an den Wirklichkeiten 
„haften“ läßt. Allein dieſe Vorſtellung iſt ſtrenggenommen nicht ver⸗ 
einbar mit einer „Zweidimenſionalität der Betrachtungsweiſe“, von 
der Lask ſpricht, mit dem Dualismus von Sein und Sollen, der in 
dem Gegenſatz von Wirklichkeit und Wert zum Ausdruck kommt. Sie 
wurzelt letzten Endes in dem Sprachgebrauch des täglichen Lebens. 
Man ſagt wohl: Ein Seiendes, eine Wirklichkeit iſt wertvoll oder 
wertwidrig, wird gewertet, an die Realität wird der Wertmaßſtab 
gelegt. Allein dieſer Satz oder die damit verbundene Vorſtellung 
eines an der Wirklichkeit haftenden Wertes, der gleichſam durch eine 
Betrachtung der Wirklichkeit abgeleſen werden könne, iſt unvollziehbar, 
weil ſich ſelbſt widerſprechend. Denn ſofern etwas als ſeiend gedacht, 
als Wirklichkeit vorgeſtellt wird, kann es — kritiſcher Vorausſetzung 
nach — gar nicht gewertet, d. h. als wertvoll oder wertwidrig ge⸗ 
dacht werden. Die Betrachtungsweiſe, auf Grund deren etwas als 
ſeiend vorgeſtellt wird, ſteht in einem ſtrikten Gegenſatz zu jener, in 
der etwas gewertet wird. Sofern ein Inhalt als „wirklich“ be⸗ 
hauptet wird, kann von keinem Werte mehr die Rede ſein, und ſo⸗ 
fern ich etwas werte, darf ich es eben nicht als wirklich, d. h. ſeiend 
vorſtellen, ſondern muß verſuchen, es als Inhalt eines Sollens zu 
denken. Wie ſich logiſch die Wertung eines konkreten Subſtrates oder 
mit anderen Worten die Wertbetrachtung eines beſtimmten Objektes 
vollzieht, habe ich ſchon früher gezeigt: ich muß das zur Bewertung 
geſtellte Subſtrat als Sollvorſtellung mit einer von mir als allgemein 
gültig vorausgeſetzten Norm (Sollvorſtellung) konfrontieren, um dann 
zu entſcheiden, ob dem konkreten, in der Form des Sollens gedachten 
Inhalt ein poſitives oder negatives Wertvorzeichen gebührt, d. h. ob 
er in Übereinſtimmung mit der allgemeinen Norm als wertvoll, im 
Widerſpruch zu ihr als wertwidrig zu erkennen iſt. Der Wert oder 
das Sollen kann niemals an die Wirklichkeit oder das Sein heran⸗ 
gebracht, niemals kann beides miteinander verbunden, d. h. unter 


1 a. a. O. S. 2712. f 2 
2 d. a. O. S. 271. 
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ein und demſelben Geſichtspunkte erfaßt werden. Es gibt ebenſowenig 
eine wertvolle Wirklichkeit, wie es einen wirklichen Wert geben kann; 
beides wäre eine contradictio in adjecto. = 

Das „Subſtrat“ oder der „Schauplatz“ des Wertes ift niemals 
ein Seinsvorgang oder eine Wirklichkeit, ſondern dasjenige, was 
möglicherweiſe auch Inhalt, d. h. Subſtrat oder Schauplatz des Seins 
iſt. Wert und Wirklichkeit ſind eben nur verſchiedene Anſchauungs⸗ 
formen eines und des ſelben Subſtrates. Für dieſes Subſtrat, das 
ich das eine Mal als Inhalt des Seins, ſomit als Wirklichkeit, das 
andere Mal als Inhalt eines Sollens, ſomit als Wert vorſtelle, hat 
die Sprache leider keine ſpezifiſche Bezeichnung und die Philoſophie 
noch keinen feſten Begriff geſchaffen. Der irreführende vulgäre Sprach⸗ 
gebrauch identifiziert die Wirklichkeit, ſomit eine Anſchauungs form 
mit ihrem Inhalt, wenn er die Realität als Subſtrat des Wertes, 
d. h. wiederum einer Anſchauungsform, erſcheinen läßt, welche die⸗ 
jenige der Wirklichkeit ausſchließt. Dieſer logiſche Fehler zeig 
ſich am ſchärfſten in dem Ausdruck, den die Sprache dafür hat, daß 
irgendein Inhalt als geſollt vorgeſtellt wird. Man ſagt: etwas ſoll 
ſein, obgleich es widerſpruchsvoll iſt, von etwas zugleich ein Sollen 
und ein Sein auszuſagen. 

Ich muß daher — ſo ſchwer mir auch ein ſolches Urteil gegen⸗ 
über einem Logiker vom Range Lasks fällt — es als unzutreffend be⸗ 
zeichnen, wenn dieſer ausführt: „Aus der notwendigen Auseinander⸗ 
haltung von Wert und empiriſchem Wertſubſtrat folgt die grund⸗ 
legende Zweidimenſionalität der Betrachtungsweiſe, der Dualismus 
philoſophiſcher und empiriſcher Methode. Die Philoſophie betrachtet 
die Wirklichkeit lediglich unter dem Geſichtspunkte ihres abſoluten 
Wertgehaltes, die Empirie lediglich unter dem ihrer tatſächlichen 
Inhaltlichkeit !.“ Denn die Philoſophie kann die „Wirklichkeit“ nicht 
unter dem Geſichtspunkte ihres abſoluten Wertgehaltes betrachten, 
wenn die Wirklichkeit ſelbſt nur das Ergebnis einer abſolut wert⸗ 
freien Betrachtung iſt. Ein erkenntnistheoretiſcher Standpunkt, den 
gerade Lask zu teilen ſcheint, der in voller Anerkennung dieſer 
„kopernikaniſchen“ Umkehrung vulgärer Vorſtellungen, „die Wirklich⸗ 
keit als ein Erzeugnis kategorialer Syntheſen“ gelten läßt“. 

Nach Feſtſtellung dieſer nicht unweſentlichen Differenz in den 
prinzipiellen Vorausſetzungen kann nunmehr Lasks Auffaſſung von 


oS 


1 a. a. O. S. 
2 a. a. O. S. 
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der Rechtswiſſenſchaft als einer ee Rechtswirklichkeits⸗ 
betrachtung unterſucht werden. 
Lask behauptet, die Rechtsph iloſ ophie ſuche „die allgemein⸗ 


gültige Rechts wert formel, den formalen, abſoluten Zweck jedes 
einzelnen geſchichtlichen Rechtes, den ſyſtematiſch gegliederten In⸗ 
begriff von Poſtulaten, die an jede empiriſche Rechtswirklichkeit er⸗ 


gehen oder, wie Stammler ſagt, das Recht des Rechtes, das richtige 
Recht. Rechtsphiloſophie iſt die Aufſuchung des tranſzendentalen 
Ortes oder der typiſchen Wertbeziehungen des Rechtes, die Frage 
nach ſeinem Eingeſpanntſein in einen Weltanſchauungszuſammen⸗ 


hang“ . Daran iſt zweifellos richtig, daß die Rechtsphiloſophie 


— in ihrem materiellen Teile — als Lehre von der Gerechtigkeit 
den richtigen Inhalt des poſitiven Rechtes aufzuſuchen, daß ſie feſt⸗ 


zuſtellen hat, wie das poſitive Recht beſchaffen fein ſol l. Sie ſteht 


wy 


dem pofitiven Rechte als ein Poſtulat gegenüber, hält ihm den 


Imperativ eines Sollens vor. Allein iſt damit ſchon geſagt, daß 


das poſitive Recht dieſem in der Rechtsphiloſophie erkannten Sollen 
als ein Sein, als eine Realität gegenüberſteht? Muß das Recht, 
als Gegenſtand der Rechtswiſſenſchaft, eine empiriſche Realität ſein, 
um in der Rechtsphiloſophie „Subſtrat“, „Schauplatz“ eines Wertes, 
Gegenſtand einer Bewertung zu ſein? Die Bejahung dieſer Frage 
hat Lask offenbar zu ſeiner Auffaſſung der Rechtswiſſenſchaft als 
einer empiriſchen Wirklichkeitsbetrachtung geführt. Trotzdem kann 
er ſich aber nicht der Tatſache verſchließen, daß das poſitive Recht 
gerade für den Juriſten der Wirklichkeit des ſozialen Lebens in 
irgendeiner Weiſe gegenüberſteht, daß das Recht, als Gegen⸗ 
ſtand der Rechtswiſſenſchaft, ein Normen komplex iſt, deſſen ſpezi⸗ 
file Geltung — nicht deſſen Faktizität — für den Juriſten in 
Betracht kommt; daß es dem mit der Erkenntnis einer poſitiven 
Rechtsordnung befaßten Juriſten nicht auf die Kauſalerklärung 
irgendwelcher empiriſcher Seinsvorgänge, ſondern offenbar auf etwas 


ganz anderes ankommt als einer empiriſchen Seins wiſſenſchaft, deren 


Typus die Naturwiſſenſchaft iſt, ſofern generaliſierende Erkenntnis 
erſtrebt wird, — und Lask ſpricht auch der Rechtswiſſenſchaft die 
generalifierende Methode zu. Lask, der die kritiſche Auseinander⸗ 
haltung von Wert und Wirklichkeit als einen oberſten Leitſatz ge⸗ 


1 So lautet die Formulierung in der 1. Auflage der Las kſchen Schrift, 
S. 45. Bgl. dazu 2. Aufl., S. 278: „Sie (die Rechtsphiloſophie) erforſcht die 
lezten formalen Zwecke des Rechts, feine Stellung im Reid) der Culturmerte...” 
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wählt bat, muß dem pofitiven Rechte eine Geltung zuſprechen 
und es zugleich als empiriſche Realität erkennen. Eine Geltung 
als empiriſche Realität iſt ein Sollen, das ein Sein iſt, die voll 
kommenſte Vereinigung von Wirklichkeit und Wert. Lask bezeichnet 
wiederholt das Recht — das den Gegenſtand der Rechtswiſſenſchaft 
bildet — als „Norm“; er gibt als das Weſen des poſitiven Rechtes 
ſeine „Verbindlichkeit“ an. Verbindlichſein heißt aber nichts anderes 
als befolgt werden ſollen. Er führt dieſe „Verbindlichkeit“ auf 
„Autorität“, alſo wiederum auf eine Norm, ein Sollen zurück: Und 
dennoch, die Rechtswiſſenſchaft ſoll eine empiriſche Wirklichkeits⸗ 
betrachtung ſein? Was hat aber „empiriſche Wirklichkeit“ mit 
„Geltung“, „Verbindlichkeit“ und „Norm“ zu tun? 

Die Poſtulate des in der Rechtsphiloſophie zu erkennenden 
Gerechtigkeitsideales richten ſich ſtreng genommen gar nicht an das 
poſitive Recht als einen abſtrakten Komplex von Normen, ſondern 
an die Subjekte, welche die Rechtsordnung erzeugen oder anwenden. 
Dieſe ſind die Adreſſaten, an die ſich die Gerechtigkeitsnorm richtet, 
und die durch dieſe verpflichtet werden. Die Rechtsordnung als 
unperſönliches Objekt kann wohl an der Gerechtigkeitsnorm gemeſſen, 
durch dieſe gewertet, nicht aber verpflichtet werden. Dabei ſteht 
das Pflichtſubjekt ebenſo wie das Bewertungsobjekt nicht in der 
Erkenntnisform der Realität, ſondern als Inhalt eines Sollens in 
jener der Idealität. Die „Perſon“, nicht der Menſch — eine ethiſch⸗ 
juriſtiſche, nicht eine biologiſche Einheit — iſt Pflichtſubjekt und das 
verpflichtete Verhalten eben als Inhalt einer Norm und nicht als 
realer Vorgang zu denken. Wenfi die Rechtsordnung an dem Ge- 
rechtigkeitsideal gemeſſen oder gewertet werden ſoll, muß ſie in der 
gleichen Erkenntnisform wie dieſes gedacht werden, da ſonſt ein 
Vergleich zwiſchen beiden gar nicht möglich iſt. Die Form des 
Sollens iſt gleichſam der gemeinſame Nenner, auf den Gerechtigkeit 
und poſitives Recht gebracht werden müſſen, um einander gegenüber⸗ 
geſtellt werden zu können; zwiſchen Sein und Sollen iſt ein Ver⸗ 
gleichs⸗ oder Berührungspunkt nicht möglich. Die logiſche Struktur 
der objektiven Wertung, die ich ſchon früher klargelegt habe, zeigt 
ſich auch in der Bewertung einer konkreten Rechtsnorm durch das 
allgemeine Gerechtigkeitsideal. Es handelt ſich dabei lediglich darum, 
feſtzuſtellen, ob das konkrete poſitiv⸗rechtliche Sollen an die allgemeine 
Norm der Gerechtigkeit herangebracht mit einem pofitiven oder 


1 Vgl. a. a. O. S. 6 und 33. 
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negativen Wertvorzeichen zu verſehen iſt, d. h. ob der Inhalt der 
Rechtsnorm mit dem des Gerechtigkeitsideales in Einklang ſteht, die 
Rechtsnorm ſomit aus dem Gerechtigkeitsideal logiſch abgeleitet 
werden kann, oder ob der Inhalt der Rechtsnorm zu dem des Ge⸗ 
rechtigkeitsideales in einem Widerſpruch ſteht. 

Soll das pofitive Recht — als Gegenſtand der Rechtswiſſenſchaft — 
durch das in der Rechtsphiloſophie erkannte Gerechtigkeitsideal ge⸗ 
wertet werden, muß es in der Erkenntnisform des Sollens und nicht 
in der des empiriſchen Seins gedacht werden, kann ſomit die Rechts⸗ 
wiſſenſchaft nur als eine Sollerkenntnis, nicht aber als empiriſche 
Seinsbetrachtung begründet werden. 

Wie bereits hervorgehoben, faßt Lask im Anſchluß an Rickert 
die Rechtswiſſenſchaft als eine empiriſche Kulturwiſſenſchaft auf, da 
er die empirische Realität des poſitiven Rechtes als einen Kultur⸗ 
vorgang qualifiziert. Die Unklarheit des Kulturbegriffes, ſeine 
ſchwankende Stellung im Verhältnis zu den Kategorien des Seins 
und des Sollens, des Wertes und der Wirklichkeit, iſt ſchon bei 
Rickert aufgefallen. Bei Lask zeigt ſie ſich auf das ſchärfſte. 

Rickert beſtimmt den Begriff der Kultur — ſoweit von einer 
eindeutigen Beſtimmung überhaupt die Rede ſein kann — als die 
auf Werte bezogene Realität; er bedient ſich mitunter ſtatt des Wert⸗ 
begriffes auch des Begriffes der „Bedeutung“, und zwar in demſelben 
Sinne. Es macht bei Rickert keinen Unterſchied, ob er von auf 
Kulturwerte oder auf Kulturbedeutungen bezogene Realitäten ſpricht. 
Lask benützt nun den ebenſo nach der Wert⸗ wie der Wirklichkeits⸗ 
ſeite hin gerichteten Kulturbegriff, um dasjenige, worauf die Realität 
bezogen iſt (um überhaupt zu Kultur zu werden), ſelbſt als Wirklich⸗ 
keit anzuſprechen. Zwar iſt bei Rickert, wie ich gezeigt habe, die 
Auffaſſung keineswegs feſtgehalten, derzufolge die den Kulturbegriff 
konſtituierende „Beziehung“ auf gültige Werte erfolgt. Auch Rickert 
läßt häufig die Realität auf die Wirklichkeitstatſache faktiſcher 
Wertungsvorgänge „beziehen“, um Kultur gegenüber bloßer Natur 
zu differenzieren; gerade dieſe letztere Auffaſſung wird bei Lask zum 
Prinzip und zur wichtigſten Vorausſetzung für die Begründung 
der Theſe, daß die Rechtswiſſenſchaft eine empiriſche Wirklichkeits⸗ 
betrachtung ſei. f N 

Für die Bezeichnung deſſen, was Rickert in dem Vorgang der 
Wertbeziehung den „Wert“ nennt, bedient ſich Lask des Wortes 
„Bedentung“. Er ſagt zunächſt, wir hören nicht anf, die „Kultur⸗ 
welt, trotz ihrer .. . gleichſam entſtellenden Bezogenheit auf Kultur⸗ 


N 
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bedeutungen (Rickert würde auch ſagen: Kulturwerte) als Wirk⸗ 
lichkeit anzuſehen ... . Hierin iſt er ja — abgeſehen davon, daß 
er eine „Entſtellung“ der Wirklichkeit durch die Beziehung derſelben 
auf Werte oder Bedeutungen halb und halb (gleichſam!) zugibt — 
mit Rickert noch auf einer Baſis. Nunmehr geht Lask aber noch einen 
Schritt weiter. Er ſagt, die Logik der Kulturdiſziplinen habe ſich 
die Frage vorzulegen — und hierin liege ihre ſchwierigſte Aufgabe — 
„inwieweit die kulturwiſſenſchaftliche Bearbeitung bloß bis zu den 
auf Kulturbedeutungen bezogenen ‚Realitäten‘ vordringt und in- 
wieweit fie das Reich reiner losgelöſter Bedeutungen felbft zu 
ihrem Endziel macht“. Zum Gegenſtand kulturwiſſenſchaftlicher, 
alſo empiriſcher Wirklichkeitsbetrachtung wird alſo dasjenige, worauf 
die Realität bei Rickert bezogen wird, um dadurch zur Kultur zu 
werden, und was Rickert als „Wert“ bezeichnet, deſſen Weſen in 
feiner Geltung. nicht feiner Tatſächlichkeit beſteht. „Bedeutung“ ſagt 
Lask; kann aber nicht verlangen, daß man darunter etwas anderes 
verſtehe als den Rickertſchen „Wert“, ſofern er eben den Rickertſchen 
Kulturbegriff akzeptiert. Kulturwiſſenſchaft wäre ſomit eine empiriſche 
Wirklichkeitsbetrachtung gültiger Werte oder Bedeutungen! 

Allein Lask lehnt die Identifizierung von „Wert“ und „Be⸗ 
deutung“ ab, obgleich er das Wort „Bedeutung“ ſchlechterdings an 
jener Stelle eingeſchoben hat, an der Rickert von „Wert“ oder im 
gleichen Sinne von „Bedeutung“ ſpricht. Dabei gibt Lask einen 
Gegenſatz von Realität und Bedeutung zu: „Die, wie Lotze 
glaubt, ſchon von Plato erkannte Gegenſätzlichkeit von Realität und 
Bedeutung muß hier in einem ganz eingeſchränkten empiriſtiſchen 
Sinne für die Methodologie fruchtbar gemacht werden?.“ Wie „Be⸗ 
deutung“ zu „Realität“ in Gegenſatz ſtehen und dennoch zugleich 
als Gegenſtand empiriſcher Wirklichkeitsbetrachtung Realität ſein 
kann, muß freilich rätſelhaft bleiben. Steht überdies auch im Wider⸗ 
ſpruch zu dem Gedanken, den Lask unmittelbar vorher ausführt“: 
Realität iſt nicht bloß das „Konkretiſſimum der erkennistheoretiſchen 
Wirklichkeit“, ſondern auch die auf die Kulturbedeutung (Kulturwert 
im Sinne Rickerts) bezogene Wirklichkeit in ihrer Totalität, d. h. 
einſchließlich dieſer Beziehung zur Kulturbedeutung. Ja, ſchließlich 
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iſt ſogar dieſer Kulturwert bzw. dieſe Kulturbedeutung ſelbſt 
Realität, da ſie ja zum Gegenſtand empiriſcher Seinswiſſenſchaft 
gemacht wird. 

Worin der Unterſchied von Wert und Bedeutung liegt, ſagt 
Lask leider nicht; er begnügt ſich mit der Behauptung: „Man wird 
ſomit die methodologijch - empiriftifche „Kulturbedeutung' und den 
abfoluten „Kulturwert' zum mindeſten in formalmethodiſcher Hinſicht 
auseinanderhalten müſſen !.“ Nach der Laskſchen Konſtruktion müßte 
man ſomit zwei Arten von empiriſchen Realitäten unterſcheiden, 
nämlich „Realitäten“ im eigentlichen Sinne und „Bedeutungen“, die 
zwar ſelbſt Realitäten ſind, aber dennoch zu ſolchen in Gegenſatz 
ſtehen und zugleich irgendwie einen Übergang zur Kategorie der 
Werte darſtellen. 

Wenn die Rechtswiſſenſchaft als eine empiriſche Seinsdiſziplin 
aufzufaſſen iſt, dann muß ihr Gegenſtand die Wirklichkeit und ihre 
Methode die generaliſierende oder individualiſierende Kauſalerklärung 
ſein; ſie muß als Naturwiſſenſchaft oder als Geſchichte auftreten. 
Daß die dogmatiſche Jurisprudenz keines von beiden iſt, wird jedem 
Juriſten außer Zweifel ſtehen. Dagegen hat man die Rechts⸗ 
ſoziologie als empiriſche Betrachtung der ſozialen Wirklichkeit zu 
begründen unternommen. Sie verſucht das Recht als ein irgend⸗ 
wie differenziertes Stück des realen geſellſchaftlichen Lebens anzu⸗ 
ſehen und ſteht darum in einem völligen Gegenſatz zur dogmatiſchen 
Jurisprudenz, die es eben nicht mit einem Sein, ſondern 
einem Sollen, nicht mit Wirkungen, ſondern mit Geltungen zu 
tun hat. Lask erkennt und anerkennt dieſen Methodendualismus 
vollkommen. Er unterſcheidet durchaus das Recht „als realen 
Kulturfaktor und als ſozialen Lebensvorgang“ ?, das den Gegenſtand 
der Soziallehre oder Soziologie des Rechtes bildet, von dem Recht 
als Normenkomplex, dem Gegenſtand einer dogmatiſchen Rechts⸗ 
wiſſenſchaft, die „nicht ein Exiſtierendes, ſondern ein bloß Bedeu⸗ 
tendes, nicht ein Seiendes, ſondern ein Seinſollendes, ein Befolgung 
Heiſchendes zum Objekt hat“ . Dennoch hält er daran feſt, dieſe 
Kechtswiſſenſchaft als empiriſche Wirklichkeitsbetrachtung aufzufaſſen 


1 a. a. O. S. 299. 
2a. a. D. S. 302. 
° a. a. O. S. 304. Hier wird „Sollen“ und „Bedeuten“ als ſynonym 
nebeneinander geſtellt. | 
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und lehnt mit Entſchiedenheit ab, die Jurisprudenz als Norm: 
wiſſenſchaft „in einen Gegenſatz zu den rein empiriſchen Diſſi⸗ 
plinen“ zu ſtellen !. 

Dieſen Widerſpruch überwindeter nur dadurch, daß er den 
Gegenſatz zwiſchen empiriſcher Rechtsſoziologie und der, ſeiner 
Meinung nach allerdings auch empiriſchen dogmatiſchen Rechts⸗ 
wiſſenſchaft (worin könnte der Gegenſatz zweier empiriſcher Diſzi⸗ 
plinen liegen, die beide das Recht als Realität zum Gegenſtand 
haben ?) nicht in dem Gegenſatz von Sein und Sollen, Wirklich- 
keit und Wert aufgehen läßt, ſondern mit einem Antagonismus 
von Realität und Bedeutung identifiziert. „In der Entgegenſetzung 
von Realitäts⸗ und Bedeutungsforſchung zeigt ſich der Parallelismus 
philoſophiſcher und empiriſtiſcher Wiſſenſchaftstendenzen in ſeiner 
verwirrendſten Geſtalt. Nur allzunahe liegt der Gedanke an den 
letzten ſpekulativen Gegenſatz von Sollen und Sein, Normen und 
Naturgeſetzen, normativer und genetiſcher Betrachtungsweiſe, und 
häufig — zum Beiſpiel von Jellinek, Kistiakowsky, Kohlrauſch, 
Eltzbacher — iſt dieſer allgemeinſte Methodendualismus zur Cha⸗ 
rakteriſierung der Jurisprudenz verwertet worden. Allein, es gäbe 
keine verderblichere Verwiſchung methodologiſcher Grenzlinien, als 
wenn über all den unbezweifelbaren Analogien und Parallelitäten 
anderſeits die Vieldeutigkeit des Normbegriffes, die Kluft zwiſchen 
ſeinem philoſophiſchen und empiriſchen Sinn überſehen würde 
und dadurch die Jurisprudenz als „Normwiſſenſchaft“ etwa un⸗ 
vermerkt in einen Gegenſatz zu den rein empiriſchen Diſziplinen 
geriete“ ?. 

Demgegenüber muß gefragt werden, wie eine Wiſſenſchaft, die 
nach Lask nicht ein Exiſtierendes und nicht ein Seiendes zum Gegen⸗ 
ſtand hat, als empiriſche Wirklichkeitsbetrachtung möglich ſein kann, 
wo er doch ſelbſt vorausfegt?, die Empirie betrachte die Wirklichkeit 
lediglich unter dem Geſichtspunkte ihrer tatſächlichen Inhaltlichkeit. 
Und es iſt ſchwer zu begreifen, warum eine Wiſſenſchaft, deren Ob⸗ 
jekt zugeſtandenermaßen Normen, d. h. alſo ein Sollen (und zwar 
‚im Gegenſatz zum Sein) iſt, die es nicht mit Wirkungen, ſondern 
mit ene zu tun hat, keine Normwiſſenſchaft, keine Sollbetead 
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tung ſein ſolle. Und all dieſer Widerſpruch ſoll gedeckt werden 
durch die Differenzierung zwiſchen Wert und Bedeutung. 

Nun iſt ſchon früher gezeigt worden, daß Lask, wenn er in 
Anwendung der Rickertſchen Wiſſenſchaftstheorie das Wort „Be⸗ 
deutung“ an Stelle des bei Rickert verwendeten Wortes „Wert“ 
ſetzt, nicht berechtigt iſt, in dieſem Zuſammenhange zwiſchen Wert 
und Bedeutung zu differenzieren. Allein, ganz abgeſehen davon, 
kann dem Begriffe „Bedeutung“ gerade in ſeiner Verbindung mit 
Kultur und ſpeziell im Zuſammenhange mit dem Begriff des Rechtes 
keine andere Bedeutung zugeſprochen werden als ganz die gleiche, 
welche auch dem Begriff des Wertes zukommt. In jenem Sinne, in 
dem man von der Bedeutung eines ſymboliſchen Zeichens oder eines 
fremdſprachigen Wortes ſpricht, iſt natürlich hier keine Rede; auch 
nicht in jenem Sinne, in dem der vulgäre Sprachgebrauch „Be⸗ 
deutung“ mit „Wirkung“ identifiziert. Wenn von der „Kultur⸗ 
bedeutung“ des Rechtes die Rede iſt, kann darunter nur der Zweck, 
und zwar der objektive Zweck oder Wert gemeint ſein. Wenn man 
behauptet, die Jurisprudenz habe es mit der rechtlichen „Bedeutung“ 
gewiſſer Tatbeſtände zu tun, ſo heißt das, es kommt hier auf die 
Bedeutung an, die gewiſſen Tatbeſtänden von den Rechtsnormen 
dadurch verliehen wird, daß ſie als Inhalt dieſer gebietenden oder 
verbietenden Rechtsnormen erkannt werden. Dieſer Vorgang „be⸗ 
deutet rechtlich“ einen Diebſtahl, ſagt ſoviel wie: dieſer Vorgang 
wird unter dem Namen des Diebſtahls von einer Rechtsnorm ver⸗ 
boten, oder allgemeiner ausgedrückt: Was ich hier konkret als In⸗ 
halt eines realen Vorganges feſtſtelle, erkenne ich auch allgemein 
irgendwie als Inhalt einer Rechtsnorm. In dieſem Sinne hat die 
Rechtsanwendung die rechtliche Bedeutung gewiſſer Vorgänge 
zu erforſchen, die Rechtswiſſenſchaft hat es mit den Normen 
zu tun, die ſelbſt nichts „bedeuten“, ſondern den von ihnen bei⸗ 
behaltenen Tatbeſtänden Bedeutung verleihen. Der Soll charakter 
dieſer „Bedeutung“, ihr allem Sein, aller Wirklichkeit ferner Sinn 
erhellt am beſten daraus, daß keine noch ſo eindringliche empiriſche 
Betrachtung der Wirklichkeit jemals imſtande iſt, in ihr eine recht⸗ 
liche Bedeutung zu erkennen. Denn für ſie ſind nichts als kauſale 
Juſammenhänge gegeben. Nur eine Betrachtung, die ein rechtliches 
Sollen oder rechtliches Werten vorausſetzt und Tatbeſtände zu dieſem 
Sollen in Beziehung ſetzt, kann die rechtliche Bedeutung oder den 
rechtlichen Wert erkennen. Lask identifiziert gelegentlich die „Be⸗ 
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deutung“ der Rechtsnormen mit ihrem „Inhalt“. Allein wenn er 
meint, dem Juriſten komme es „lediglich darauf an, den gedanken⸗ 
mäßigen Inhalt der Normen, die auf Grund ſozialtheoretiſchen 
Urteils als ‚Recht‘ erkannt find, in einen ſyſtematiſchen Zuſammen⸗ 
hang zu bringen“, fo ift dagegen zu bemerken, daß eine empiriſtiſche 
Wirklichkeitsbetrachtung das Recht von vornherein gar nicht als 
„Norm“ erfaſſen kann und daß aus dem ſyſtematiſchen Zuſammen⸗ 
hang des Inhalts irgendeiner Realität niemals eine gültige Rechts⸗ 
pflicht abzuleiten iſt. 

Der tiefſte Grund für die Schwierigkeiten, in die Lask da⸗ 
durch gerät, daß er zu vermeiden beſtrebt iſt, die Rechts wiſſenſchaft 
als Norms oder Wertdisziplin in einen klaren Gegenſatz zu den 
empiriſchen Seinswiſſenſchaften zu ſetzen, iſt der: Er geht von einer 
irrigen Auffaſſung des Rechtspoſitivismus aus. Allerdings ſchließt 
er ſich dabei nur an die herrſchende Lehre der heutigen Rechts⸗ 
wiſſenſchaft an, welche die Poſitivität des Rechtes in der tatſächlichen 
Exiſtenz, der Gegebenheit oder faktiſchen Wirkung einer Rechtsordnung 
erblickt. Lask ſpricht hier von dem Momente der empiriſchen Ge⸗ 
gebenheit des tatſächlichen Beſtehens'. Nun iſt doch offenbar, daß 
die Rechtsordnung als reale Tatſache des ſozialen Lebens, als ein 
ſozialpſychiſcher Prozeß oder Zuſtand, wohl für eine ſoziologiſche, 
auf das Sein und deſſen kauſale Erklärung gerichtete Betrachtung, 
nicht aber für eine juriſtiſche Erkenntnis relevant ſein kann, für die 
nicht die Wirkung, ſondern die Geltung der Rechtsordnung, nicht 
die Tatſache irgendwelcher Motivationen durch beſtimmte Norn: 
vorſtellungen, ſondern die Verpflichtung von Perſonen durch 
Sollnormen, ohne Rückſicht auf die tatſächliche, mehr oder weniger 
wirkſame pſychiſche Bindung der Menſchen in Frage ſteht. 
Dem Problem der Rechtspoſitivität gegenüber gerät die herrſchende 
Lehre, wie in ſo vielen Fällen, in den typiſchen Fehler des Methoden⸗ 
ſynkretismus, die Berufskrankheit des theoretiſchen Juriſten, ein 
Fehler, der hier mit Rückſicht auf die beſonderen logiſchen Schwierig⸗ 
keiten, die gerade dieſes Problem bietet, begreiflich iſt. 

Unter der Poſitivität der Rechtsordnung kann — die Rechts⸗ 
ordnung als ein Syſtem von Normen vorausgeſetzt — logiſcherweiſe 
nichts anderes verſtanden werden als die Eigenſchaft der Rechts⸗ 
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ordnung, derzufolge ſie als ein oberſtes, von keiner höheren Norm 
ableitbares oder der Ableitung bedürftiges Normſyſtem angeſehen 
wird. Darin liegt das Weſen des poſitiven Rechtes zum Unter⸗ 
ſchiede vom Naturrecht — und gerade in dieſem Gegenſatze tritt der 
Rechtspoſitivismus in die Erſcheinung —, daß das Recht nach natur⸗ 
rechtlicher Auffaſſung aus der Moral, der Gerechtigkeitsnorm, aus 
der Natur der Sache oder wie ſonſt man ein oberſtes Norm⸗ oder 
Wertprinzip zu umſchreiben oder zu erklären pflegt, abzuleiten iſt, 
daß jede Norm, die mit dieſem oberſten Norm⸗ oder Wertprinzip in 
Widerſpruch ſteht, nicht als Rechts norm angeſehen werden darf. 
Und ſofern man mit einer gewiſſen Vereinfachung als das eigentliche 
Normprinzip, aus dem faſt alle Naturrechtslehrer — ob ſie es nun 
ausdrücklich zugeſtehen oder nicht — die Rechtsnormen ableiten, die 
Moral erkennt, iſt das Weſen des poſitiven Rechtes im Gegen⸗ 
ſatz zum Naturrecht darin zu erblicken, daß es unabhängig von der 
Moral, ein ſelbſtändiges, von der Moral verſchiedenes, aus ihr nicht 
ableitbares Normſyſtem iſt, ſo daß eine Rechtsnorm als ſolche in 
ihrer Gültigkeit unberührt bleibt, wenn man ſie zu einer Moralnorm 
in Widerſpruch ſtehend erkennt, daß eine Rechtsnorm, um ihre 
Gültigkeit zu beweiſen, es nicht nötig hat, auf eine höhere Moral⸗ 
norm zu rekurieren. Moral und Recht ſtehen nach poſitiviſtiſcher 
Anſchauung als zwei Normenkomplexe neben- und eventuell auch 
gegen einander, nicht aber über: und untereinander, welch letzteres 
der naturrechtlichen Auffaſſung entſprechendes Verhältnis im Grunde 
ja ein Aufgehen des Rechtes in der Moral, ſomit die Geltung nur 
eines, nicht aber zweier verſchiedener Normenſyſteme bedeutet. Als 
Normen komplexe! Damit iſt geſagt, daß das Recht ebenſo wie 
die Moral im Reiche des Sollens, nicht des Seins ſteht und daß 
daher ſeine Weſenheit nach keiner Richtung hin durch eine Tatſache 
der Realität beſtimmt ſein kann. 

Maʒit der Frage nach der Poſitivität des Rechtes iſt natürlich 
keineswegs die Frage nach ſeinem Weſen überhaupt beantwortet, iſt 
der Begriff des Rechtes nicht reſtlos beſtimmt, ſondern nur eines 
ſeines Merkmale angegeben. Es bleibt noch immer die Frage offen, 
welche Normen denn eigentlich als Recht anzuſehen ſeien, wodurch 
ſie ſich von anderen unterſcheiden. Und wenn nun etwa — ob zu⸗ 
treffend oder nicht, bleibe hier dahingeſtellt — als Recht diejenigen 
Normen bezeichnet würden, die von einem beſtimmten ſozialen Macht⸗ 
ſaktor, zum Beiſpiel dem Staate oder abſoluten Gerichten, geſetzt 
oder anbefohlen werden, fo wäre es von Grund aus verfehlt, die 
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Geltung einer konkreten Rechtsordnung, ich meine ihre Sollgeltung, 
ihren Normcharakter auf die Tatſächlichkeit dieſes Befehles, die 
empiriſche Gegebenheit eines faktiſchen Vorganges zurückzuführen, 
der als Geſetzgebungsakt bezeichnet wird. Niemals kann ein Sollen 
auf ein Sein zurückgeführt, aus einem Sein abgeleitet werden! Das 
gehört zum methodologiſchen ABC jeder Erkenntnis. Die Antwort 
auf die Frage: warum ſollen die Befehle des Fürſten, die Geſetze 
des Staates (wie man zu ſagen pflegt) befolgt werden, warum ſind 
ſie Normen, kurz dasjenige, worauf die Geltung der konkreten Rechts⸗ 
ordnung zurückzuführen iſt, kann wiederum nur ein Sollen fein: 
die oberſte, nicht weiter abgeleitete Norm: du ſollſt den Befehlen 
des Fürſten oder den Geſetzen des Staates gehorchen. Dieſer Sat’ 
— der „Rechtsſatz“ in einer geſteigerten Bedeutung des Wortes — 
iſt die Vorausſetzung — die einzige Vorausſetzung jeder konkreten 
Rechtsordnung. Die Rechtsordnung wird, materiell genommen, gar 
nicht auf dieſen Satz zurückgeführt oder aus ihm abgeleitet; in ſeiner 
reinen Formalität bedeutet er ja nichts anderes, als daß die konkrete 
Rechtsordnung eben nicht weiter ableitbar iſt, oder mit anderen 
Worten, daß er eine willkürliche, nicht weiter diskutable Voraus⸗ 
ſetzung iſt (die allerdings pſychologiſch ihre tiefen Gründe und politisch 
ihre höheren Zwecke haben kann), daß ich die Befehle des Fürſten 
oder die Geſetze des Staates als Inhalt von Normen vorſtelle, die 
in ihrer Sollgeltung verpflichten. Der faktiſche, in geſprochenen 
oder geſchriebenen Worten erteilte Befehl des Fürſten, der reale 
Vorgang des ſogenannten ſtaatlichen Geſetzgebungsaktes ift nicht der 
Grund — d. h. der Erkenntnisgrund — für die „Geltung“ der 
bezüglichen Rechtsordnung, ſondern der Inhalt dieſer Befehle oder 
Geſetze iſt Inhalt der gültigen Rechtsordnung. Warum? Auf dieſe 
Frage gibt es eben keine oder nur jene rein formale Scheinantwort, 
die der „Rechtsſatz“ im oben dargelegten Sinne gibt. In dem 
Verzicht auf eine materielle Beantwortung dieſer Frage, in der 
Ausſchaltung dieſer auf das „Recht des Rechtes“, letzten Endes auf 
die Gerechtigkeit gerichteten Frage ſelbſt, liegt ja gerade das Weſen 
des juriſtiſchen Poſitivismus! : 

Daß die juriſtiſche Theorie, die fic) recht abſeits von philo⸗ 
ſophiſchen Spekulationen, insbeſondere methodologiſcher und er⸗ 
kenntnistheoretiſcher Natur entwickelt hat, und die bisher ſo gut wie 
gar nicht von dem kritiſchen Methodendualismus berührt wurde, 
bei dem Problem der Poſitivität des Rechts durchweg den ſchweren 
Fehler beging, die Geltung der Rechtsordnung, d. h. das rechtliche 


1221] Die Rechtswiſſenſchaft als Norm- oder als Kulturwiſſenſchaft 135 


Sollen, auf irgendeine Seins tatſache, einen realen Vorgang zurück⸗ 
zuführen, iſt nicht allzu befremdlich. Weniger verſtändlich iſt es, 
wenn ein Philoſoph, der als ein Vertreter des kritiſchen Methoden⸗ 
dualismus auftritt und gerade als ſolcher berufen wäre, die Juris⸗ 
prudenz aus mancher Wirrſal zu befreien, ſie in einem ihrer ver⸗ 
hängnisvollſten Irrtümer beſtärkt, ja ſogar den überaus erfreulichen 
Anſätzen, die ſpeziell in dieſer Richtung zu konſtatieren waren, mit 
dem ganzen Gewicht ſeiner philoſophiſchen Autorität entgegen⸗ 
tritt. Das tut aber Lask, wenn er im Verlaufe ſeiner Argumentation 
gegen die Auffaſſung der Jurisprudenz als „Normwiſſenſchaft“ die 
Poſitivität des Rechtes betont und erklärt, die Jurisprudenz habe 
„jwar „nicht ein Seiendes, ſondern ein Seinſollendes, ein Befolgung 
Heiſchendes zum Objekt“, aber dieſer Sollenscharakter ſei auf eine 
„empirische Autorität“ zurückzuführen, „habe feinen formellen Grund 
in poſitiver Anordnung durch Gemeinſchaftswillen. Das von 
Stammler und Eltzbacher gerade in dieſem Zuſammenhange mit 
Recht hervorgehobene Moment der empiriſchen Gegebenheit, des tat⸗ 
ſächlichen Beſtehens, iſt nicht etwa, wie es bei Jellinek und Kistia⸗ 
kowsky zuweilen den Anſchein hat, bloß für die ſoziale Seinslehre, 
ſondern gerade auch für die juriſtiſche Sollenslehre vom Recht 
relevant !.“ Allein dieſer auf jede nähere Begründung verzichtenden 
Negierung des doch im Prinzip anerkannten Methodendualismus 
muß mit aller Entſchiedenheit entgegengehalten werden, daß ein 
„Sollenscharakter“ ſeinen „formalen Grund“ niemals in einer em⸗ 
piriſchen Tatſache finden kann, ſofern die „poſitive Anordnung 
durch Gemeinſchaftswillen“ als ſolche zu verſtehen iſt; und daß ein 
„Moment der empiriſchen Gegebenheit, des tatſächlichen Beſtehens“ 
als Seinstatſache eben nur für eine Seinslehre und niemals für 
eine Sollenslehre relevant ſein kann, ſofern der Gegenſatz von 
Sein und Sollen überhaupt einen Sinn, und ſpeziell jenen Sinn 
hat, der in einem kritiſchen Dualismus der Methoden zum Aus⸗ 
druck kommt. 

Im innigſten Zuſammenhange mit dieſer irrigen Auffaſſung 
des Rechtspoſitivismus und der aus ihr reſultierenden Verſchiebung 
der methodologiſchen Stellung der Rechtswiſſenſchaft in der Richtung 
empiriſcher Seinsbetrachtung ſteht, daß Lask die Begriffe des Wertes 
und Sollens in einem abſoluten und materiellen Sinne nimmt. Er 
befindet ſich in dieſem Punkte allerdings in Übereinſtimmung mit 
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der herrſchenden Auffaſſung. Trotzdem muß hier — gerade mit 
Rückſicht auf den Rechtsbegriff — der rein formale Charakter des 
Sollens und des Wertbegriffes mit Nachdruck betont werden. „Sollen“ 
und „Wert“ find nur Anſchauungs⸗ oder Erkenntnis formen, ganz 
ebenſo wie die Begriffe des Seins oder der Wirklichkeit. An ſich 
iſt mit ihnen kein beſtimmter Inhalt weſentlich verbunden. Es wäre 
ein logiſcher Fehler, ein Sollen nur dann als ſolches anzunehmen, 


wenn es einen beſtimmten — oder: richtigen — Inhalt hat. Un⸗ 


abweislich iſt das Bedürfnis nach einem Begriffe des Sollens oder 
Wertes, der alle möglichen Inhalte haben kann, unter den tH das 
ſittliche Ideal der Chineſen wie das des Europäers, die Schönheits⸗ 
norm des Japaners wie die logiſchen Poſtulate der Erkenntnis 
überhaupt ſubſumieren kann: Das Gemeinſame, das jedem irgend⸗ 


möglichen materialen Wert anhaftet, iſt eben nichts anderes als dieſer 


inhaltsloſe Begriff des „Wertes“, dieſes rein formale „Sollen“, wit 
dem nur eine beftimmte Erkenntnisform, nicht aber irgendein be⸗ 
ſtimmter Inhalt ausgeſagt iſt. Ein fold) rein formaler Soll: ader 


Wertbegriff ſetzt allerdings voraus, daß auf die Annahme eines 


materiell beſtimmten, abſoluten höchſten Wertes, eines letzten Sollens 
beſtimmten Inhaltes, einer oberſten, auch inhaltlich determinierten 
Norm verzichtet werde. Abgeſehen davon, daß bisher alle Bemühungen, 
den Inhalt einer ſolchen oberſten Norm oder eines ſolchen höchſten 
Wertes in allgemein gültiger Weiſe zu beſtimmen, geſcheitert find, 
bedeutet der hiſtoriſch berühmteſte Verſuch — Kants Entwicklung 
des kategoriſchen Imperativs — den glänzendſten Beweis dafür, daß 
im Bereiche der Werte letzten Endes mit abſoluter und objektiver 
Gültigkeit nichts anderes ausgeſagt werden kann, daß auf der höchſten 
Spitze der Wertpyramide nichts anderes ſteht: als das von jedem 
Inhalte befreite, reine Sollen, die abftrafte Form des Wertes an ſich. 
Nichts anderes beſagt — trotz ſeiner ſcheinbaren Inhaltlichkeit — der 
kategoriſche Imperativ: du ſollſt, was du ſollſt! 

Vertritt man bei der Frage nach dem Inhalt des höchſten Sollens 
den relativiſtiſchen Standpunkt, von dem aus eine eindeutige 
Antwort überhaupt nicht als möglich gilt, dann kann gegen die 
Auffaſſung des poſitiven Rechtes als Normkomplex, gegen die Gültig⸗ 
keit rechtlichen, von der Moral gänzlich unabhängigen Sollens nicht 
eingewendet werden, man könne nicht etwas als (rechtlich) geſollt 
vorſtellen, was etwa unmoraliſch, ſomit gegen ein (anderes) Sollen 
verſtoße, das man mit dem Sollen ſchlechtweg, mit dem abſoluten 
Wert identifiziert. Dann kann man nicht — wie Lask es tut — 
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gegen den normativen Charakter der Rechtswiſſenſchaft geltend machen, 
der „Sollenscharakter“ entſtamme hier nicht wie in der Philoſophie 
„einer abſoluten Werthaftigkeit“, könne hier nicht „aus dem ab⸗ 
ſoluten Werte gefolgert“! werden. Denn von dem kritiſchen Stand⸗ 
punkte des Relativismus aus gibt es keinen ſolchen abſoluten Wert 
im materiellen Sinne, aus dem allein jedes Sollen abgeleitet 
werden kann. | 

Die grundlegende Bedeutung dieſes rein formalen Sollensbegriffes 
einer relativiſtiſchen Wertanſchauung wird ſich jedem eröffnen, der 
bemüht iſt, das ſpezifiſche Weſen des poſitiven Rechtes zu erfaſſen, 
das nur als ein Sollen — als Norm — vorgeſtellt werden kann und 
dabei gänzlich unabhängig von dem — ſeinem Inhalt nach — als 
Moral beſtimmten Sollen, dem materiellen Sittengebote entwickelt 
werden muß. Wie anders denn als „Geltung“ kann jene ſpezifiſche 
Exiſtenz des poſitiven Rechtes aufgefaßt werden, die unberührt bleibt 
durch jede Verletzung ihrer Vorſchrift, an die das tatſächliche Geſchehen 
eines Zuwiderhandelns fo wenig heranreicht, daß von einem „Rechts⸗ 
bruch“ niemals in dem Sinne die Rede ſein kann, als ob durch 
dieſes rechtswidrige Sein der Beſtand der Rechtsnorm in Frage 
geſtellt, das Recht in ſeiner ſpezifiſchen Erſcheinungsform „gebrochen“ 
wäre. Wie läßt ſich dieſes Nebeneinander, dieſe gleichzeitige Exiſtenz 
zweier einander ausſchließender Vorſtellungsinhalte ermöglichen, wenn 
nicht dadurch, daß jede von ihnen in eine andere Vorſtellungsform 
gebracht wird? Und da die eine — die Rechtswidrigkeit — als 
Sein vorausgeſetzt wird, welch andere bleibt für die des Rechtes 
als jene des Sollens? Kann das Urteil, das einen Inhalt als 
rechtsmäßig oder rechtswidrig bezeichnet, das zwiſchen „Recht“ und 
„Unrecht“ ſcheidet, ein anderes als ein Werturteil fein, fo es nicht 
eine Wirklichkeit ausdrückt? Muß es nicht ein Wert ſein, als 
welcher die Rechtsordnung der ihr nur möglicherweiſe entſprechenden, 
aber auch widerſprechenden ſozialen Wirklichkeit gegenübergehalten, 
als ein — irgendwie geartetes — Ideal vorgeſetzt wird? Kann der 
Juriſt — will er die eigenartige Form zum Ausdruck bringen, in 
der das von der Rechtsordnung „geforderte“ Verhalten an das Subjekt 
herantritt, ſich mit dem zur „Perſon“ gewordenen Subjekte verknüpft — 
auf den Begriff der Pflicht verzichten; und iſt dieſe Rechtspflicht 
— ſofern nur ihre formale Struktur in Betracht gezogen und von 
ihrem Inhalt abſtrahiert wird — nicht von der gleichen logiſchen 


1 d. a. O. S. 3045. 
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Art wie die fittliche Pflicht, deren Sollenscharakter ja ſelbſtverſtändlich 
iſt? Sft-diefer Pflichtbegriff der Rechtstheorie nicht weſentlich, wenn 
eine Rechtsordnung, ohne daß ſie Rechtspflichten ſtatuierte, gar nicht 
gedacht werden kann? Und welcher Art muß dieſe Rechtspflicht 
fein, wenn es ſchlechterdings unmöglich ift, fie als realpſychiſchen 
Vorgang oder Zuſtand (etwa der ſeeliſchen Gebundenheit durch die 
motivierende Wirkung der Rechtsnormvorſtellung) zu beſtimmen, da 
ihre Exiſtenz — ebenſo wie die der korreſpondierenden Rechtsnorm — 
unabhängig von dem faktiſchen Wollen, Denken oder Fühlen, un⸗ 
abhängig auch von jedem Handeln des verpflichteten Subjektes, völlig 
unabhängig von jedem realen Sein ihres Inhaltes iſt? 

Letzten Endes freilich läßt ſich der Sollenscharakter des poii- 
tiven Rechtes nicht logiſch beweiſen. Es mag rückhaltslos zu⸗ 
gegeben werden, daß die tiefſte Wurzel dieſer Anſchauung — wie 
immer, ſo auch hier — in einer gleichſam intuitiven Weſensſchau 
ruht. Im Bereiche logiſcher Erörterungen muß man ſich begnügen, 
auf die Brauchbarkeit dieſer Auffaſſung hinzuweiſen, die ſich vor 
allem darin zeigt, daß ſie eine große Anzahl von ſonſt unlösbaren 
Schwierigkeiten, die ſich bei der Entwicklung des Rechtsbegriffes 
ergeben, leicht und zwanglos überwindet, daß ihr kein ernſtlicher 
Einwand entgegenſteht! 

Das einzige Bedenken, das auf den erſten Blick einen Schein 
von Berechtigung hat, wie nämlich das poſitive Recht, auch wenn 
es unſittlich, unrichtig oder ungerecht iſt, feinen Sollenscharafter zu 
bewahren imſtande ſei, da doch Unſittliches, Unrichtiges oder Un⸗ 
gerechtes nicht „geſollt“ ſein könne, erledigt ſich mit der Erkenntnis 
des rein formalen Charakters des Sollbegriffes und der Relativität 
des Wertes. Das Sollen oder der Wert des poſitiven Rechtes iſt nur 
relativ; es „gilt“ nur, gilt als poſitives Recht nur, ſofern davon ab 
geſehen wird, ſeine Normen auf einen höheren Imperativ der Moral 
oder Gerechtigkeit zurückzuführen und ſo zu rechtfertigen. Allein 
dieſer relative Charakter kommt dem poſitiven Rechte nicht anders 
als den Normen der Moral zu, wenn man die Annahme eines 
einzigen, abſoluten, höchſten materiellen Moralprinzipes ablehnt. 
So gelten etwa die Normen einer kollektiviſtiſchen Moral, die die 
Exiſtenz und das Wohl des Kollektivums als oberſten Zweck fest, 
nur relativ, d. h. nur unter der Vorausſetzung, daß man davon 
abſieht, ſie an den Normen einer individualiſtiſchen zu meſſen, für 
die das Individuum oberſter Zweck iſt. Ich muß, will ich moraliſch 
werten, dogmatiſch Moraltheorie treiben — ſo operieren, als ob die 
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Normen der von mir akzeptierten Moral ein höchſtes, nicht weiter 
ableitbares, d. h. ein ſouveränes Normſyſtem wären. Ganz 
ebenſo wie eine ſelbſtändige Rechtswiſſenſchaft, beſondere Rechts - 


werturteile nur unter der analogen Vorausſetzung der Souveräni- 


tät der Rechtsordnung möglich ſind. Dieſe Souveränität der 
Rechtsordnung und nichts anderes iſt dasjenige, was man als ihre 
Po ſitivität bezeichnet. Vom Standpunkte normativ ⸗juriſtiſcher 
Betrachtung iſt Souveränität eine Eigenſchaft der Rechtsordnung, 
nicht aber einer als Staat bezeichneten ſozialen Realität. Nur 
ſofern man den Staat als eine Ordnung erkennt, die dann 
nur die Rechts ordnung ſein kann, wenn man den Staat als die 
Perſonifikation des Rechtes vorſtellt, dann gebührt natürlich dem 
Staate das Attribut der Souveränität, deſſen rein normativen 
Charakter die bisherige Staatslehre überſehen hat. (Woraus ſich 
die argen Verwirrungen erklären, die alle modernen Darſtellungen 
des Souveränitätsproblems charakteriſieren.) Damit iſt aber auch 
die wahre Beziehung aufgeklärt, die zwiſchen dem Begriffe des 
poſitiven Rechtes und dem des (ſouveränen) Staates beſteht, 
und die unter manchen Verzerrungen von der herrſchenden Theorie 
im Prinzip angenommen wird, wenn ſie die Poſitivität des Rechtes 
auf die fälſchlich für empiriſch gehaltene Autorität des Staates 
gründet. 

Ob dieſe Poſitivität des Rechtes oder die damit gleichbedeutende 
Souveränität des Staates eine Fiktion iſt, kann hier dahingeſtellt 
bleiben; es genügt in dieſem Zuſammenhange, feſtzuſtellen, daß ſie 
keinen abſoluten Charakter habe, da keinem inhaltlich irgendwie 
beſtimmten Normſyſteme, keiner konkreten Ordnung, ſomit auch 
jener nicht, die man als Staat anſpricht, die Eigenſchaft einer oberſten, 
nicht weiter ableitbaren, von der Erkenntnis mit Notwendigkeit 
zugeſprochen werden kann; es genügt, den relativen Charakter 
der Poſitivität des Rechtes oder der Souveränität des Staates auf; 
zuzeigen und feſtzuſtellen, daß der Verzicht auf die Annahme der 
Pofitivität oder Souveränität des Rechtsſtaates die Unmöglichkeit 
eines ſelbſtändigen Rechtsbegriffes und ſomit einer ſelbſtändigen 
Rechtswiſſenſchaft bedeutet. 


III. 


Während Kantorowicz die dogmatiſche Jurisprudenz als nor⸗ 
mative Diſziplin außerhalb des nur die empiriſche Erkenntnis um⸗ 
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faſſenden Syſtems der Kultur: und Naturwiſſenſchaften ſtellt, Lask 
dagegen in ihr eine Kulturwiſſenſchaft und ſohin eine empiriſche 
Seinsbetrachtung erblickt, kommt ein dritter Vertreter der Rickert⸗ 
ſchen Theorie, Radbruch, zu dem merkwürdigen Reſultate, daß 
die Rechtswiſſenſchaft beides zugleich ſei, ſowohl empiriſche Seins⸗ 
betrachtung als auch Normwiſſenſchaft, und zwar — wenn das 
zu unterſuchende Ergebnis ſeiner „Grundzüge der Rechtsphiloſophie“ 
ſchon jetzt vorweggenommen werden darf — ihrem Gegenſtande 
nach eine Erfahrungswiſſenſchaft, ihrer Methode nach eine Norm⸗ 
wiſſenſchaft. Zr: 

Zu dieſem auffallenden Reſultate gelangt Radbruch im eng: 
ſten Anſchluß an Lasks „Rechtsphiloſophieh, mit der er das 
Rickertſche Wiſſenſchaftsſyſtem und die Grundanſchauungen von 
dem Verhältnis zwiſchen Rechtsphiloſophie und Rechtswiſſenſchaft 
— dieſe Rechtswirklichkeits⸗, jene Rechtswertbetrachtung — akzep⸗ 
tiert. Bei Radbruch, der als Juriſt an das Problem heran⸗ 
tritt, zeigen ſich die Mängel, die ſchon bei Rickert und Lask 
konſtatiert wurden, gleichſam unverhüllt. Hier, wo die Rickert⸗ 
Laskſche Formel in unmittelbarſte Berührung mit der Rechtsmaterie 
gebracht wird, tritt ihre Unzulänglichkeit beſonders deutlich in die 
Erſcheinung. 

Hält man ſich das Ergebnis der Radbruchſchen Unterſuchungen 
vor Augen, derzufolge die Rechtswiſſenſchaft den Gegenſtand einer 
Erfahrungswiſſenſchaft haben ſoll, dann muß die Annahme ſtutzig 
machen, von der ſie ihren Ausgang nehmen: daß der Begriff des 
Rechtes — der doch den Gegenſtand der Rechtswiſſenſchaft bildet — 
nicht auf Erfahrung gegründet werden könne, ſondern a priori 
deduziert werden müſſe n. Radbruch geht aus von „der Grund: 
einteilung alles Denkbaren in zwei Welten, zwei Reiche — beſſer: 
von der Zweiheit der Betrachtungsweiſen, die aus ein und derſelben 
Gegebenheit zwei Weltbilder formt“ ; und ſetzt auf die eine Seite 
das Sein oder die Wirklichkeit, die Natur; auf die andere Seite das 
Sollen, den Wert oder Zweck. Radbruch ſtellt zunächſt mit voller 
Entſchiedenheit feſt, „daß der Rechtsbegriff nicht dem Reiche der 


1 a. a. O. S. 25. 

2 a. a. O. S. 35. Alſo iſt es die Betrachtungsweiſe, ſomit doch wohl die 
Methode, die den Gegenſtand der Erkenntnis (Wirklichkeit oder Wert) erzeugt! 
Wie kann alſo ein „empiriſcher“ Gegenſtand durch normative Methode erzeugt 
werden ? 

8 a. a. O. S. 36. 
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Natur angehöre““ oder, mit anderen Worten, nicht unter die Kategorie 
des Seins oder der Wirklichkeit falle; was freilich ſchwer mit ſeiner 
Endbehauptung vereinbar iſt, daß die Rechtswiſſenſchaft den Gegen⸗ 
ſtand einer Erfahrungswiſſenſchaft habe. Obgleich nun Radbruch 
ausdrücklich erklärt, daß irgendeine juriſtiſche Erkenntnis „ohne Heran⸗ 
iehung des Zweckgedankens“ unmöglich fet, daß „durch eine wert⸗ 
und zweckfreie Betrachtungsweiſe“ das Recht nicht erfaßt werden 
könne“, ſagt er: „Dennoch darf aber im Reiche der Zwecke dem 
Rechtsbegriffe ſein tranſzendentaler Ort nicht angewieſen werden.“ 
Nun müßte man eigentlich annehmen, daß gerade nach dem von Nad⸗ 
bruch akzeptierten „Methoden dualismus“ die Einteilung in Sein 
und Sollen, Wirklichkeit und Wert, Natur und Zweck eine er⸗ 
ſchöpfende iſt; handelt es ſich doch dabei nach Radbruchs eigenen 
Worten um eine „Grundeinteilung alles Denkbaren“; ein Drittes 
iſt ſomit gar nicht denkbar. Dennoch verſucht Radbruch noch ein 
drittes Reich zu konſtruieren!, in das er den Rechtsbegriff verlegt. 
Und dieſes dritte Reich — das weder Sein noch Sollen, weder 
Wirklichkeit noch Wert, weder Natur noch Zweck iſt — iſt die 
Kultur?! 

Intereſſant iſt die Auffaſſung, die Rickerts Kulturbegriff bei 
Radbruch gefunden hat. Dieſer verſucht die „Kultur“ und mit 
ihr das „Recht“ zwiſchen die — alles Denkbare erſchöpfenden — 
Kategorien des Seins und Sollens zu ſtellen; er bezeichnet ſie als 
ein „Zwiſchenreich“, dem er ſelbſt allerdings das Attribut des 
„Merkwürdigen““ nicht verſagen kann. Da Rickert die „Kultur“ 
nur innerhalb der Geſamtwirklichkeit der „Natur“ ent⸗ 
gegenſetzt und ſomit Kulturwiſſenſchaft vom Standpunkte der Methode 
lediglich als empiriſche Diſziplin gelten läßt“, ſcheint bei Rad⸗ 
bruch nur ein Mißverſtändnis vorzuliegen. Von einem dritten Reich 
zwiſchen Sein und Sollen iſt bei Rickert eigentlich nirgends die 
Rede. Allein die Radbruchſche Auffaſſung des Kulturbegriffes iſt 
erklärlich durch die Haltung des Rickertſchen Kulturbegriffes im Ver⸗ 
hältnis zu den Kategorien des Wertes und der Wirklichkeit. Dabei 


1a. a. O. S. 36. 

2 Daß er überdies noch ein Viertes (das religiöſe) annimmt, kann hier 
außer Betracht bleiben. 

d d. a. D. S. 38. 

4a. a. O. S. 38. 

5 Bal. oben S. 98 ff. 
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iſt es nicht unintereſſant zu beobachten, wie Radbruch mit der Rickert⸗ 
ſchen „Wertbeziehung“ fertig wird. „Die Betrachtungsweiſe, welche 
aus der Gegebenheit (Rickert ſagt: aus der Wirklichkeit!) die 
Kultur herausſchält, iſt ja offenbar keine bewertende: die Kultur eines 
Volkes oder einer Zeit, wie ſie zum Beiſpiel den Gegenſtand der 
Kulturgeſchichte! bildet, umſaßt ja nicht nur die Tugenden, die Ein⸗ 
ſichten, den Geſchmack dieſes Volkes, dieſes Zeitalters, ſondern auch 
ſeine Laſter, Irrtümer und Geſchmackloſigkeiten, ohne daß es dem 
Kulturhiſtoriker zuſtände, die einen von den anderen richtend zu 
ſondern?.“ Allein die Feſtſtellung eines „Laſters“ iſt ebenſo ein 
Werturteil wie die Behauptung einer „Tugend“; und die „Wert⸗ 
beziehung“ unterſcheidet ſich bei Radbruch durch nichts von einem 
objektiven Werturteil, wenn er dieſe „Beziehung auf Werte“ in der 
Weiſe charakteriſiert: ſie lieſt aus der Gegebenheit nur diejenigen 
Beſtandteile aus, „welche ſich Wertbegriffen ſubſumieren laſſen“; 
denn was anderes heißt „werten“, als unter einen Wertbegriff 
ſubſumieren? Allerdings muß es völlig unbegreiflich bleiben, wie 
dieſe als Kultur qualifizierten Beſtandteile der Gegebenheit unter 
Wertbegriffen ſubſumierbar ſein ſollen, wenn Radbruch von ihnen 
ſagt, daß ſie ſich als „Verwirklichungen eines Wertes oder Un⸗ 
wertes“ oder als „Mittel oder Hemmniſſe der Wertverwirklichung“ 
darſtellen. Wie kann eine Wirklichkeit unter einen Wertbegriff ſub⸗ 
ſumiert werden, wenn die Kategorie des Wertes und der Wirklichkeit 
— nach dem von Radbruch akzeptierten Methodendualismus — aus⸗ 
einanderfallen? 

Merkwürdig iſt der Wandel, den der Rickertſche Kulturbegriff 
auf dem Wege über Lasks „Rechtsphiloſophie“ bis zu Radbruchs 
„Grundzügen“ erfahren mußte: „Kulturerſcheinung iſt alſo ein Seins⸗ 
gebilde (nur von „Gegebenheit“ ſprach Radbruch bisher vorſichtiger⸗ 
weiſe), inſofern es zum Gegenſtande einer Beurteilung gemacht werden 
kann, inſofern es mögliches Subſtrat eines Wertes oder Unwertes iſt“.“ 
Es bedeutet einen Widerſpruch in ſich ſelbſt, wenn ein Sein, das 
nach Radbruchs eigener Annahme nur das Ergebnis einer wertfreien, 
d. i. nicht⸗wertenden Betrachtung iſt, zum Gegenſtand einer Be⸗ 
urteilung, das iſt einer Bewertung, gemacht werden ſoll, um zur 


1 Es iſt von Wichtigkeit, feſtzuſtellen, daß Radbruch die Kulturgeſchichte 
und die dogmatiſche Rechtswiſſenſchaft auf ein- und dieſelbe Baſis ſtellt! 

2 a. a. O. S. 38. 

® a. a. O. S. 39. 
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Kultur zu werden! Von der ſchon bei Lask konſtatierten Fehl⸗ 
vorftellung eines Seins als Subſtrat des Sollens kann hier ab⸗ 
geſehen werden. Von Bedeutung iſt nur, daß bei Radbruch die 
„Wertbeziehung“, durch die Wirklichkeit zur „Kultur“ wird — nach 
einigen ſchwachen Verſuchen, ſie von der „Wertung“, dem objektiven 
Werturteile, zu unterſcheiden —, mit dieſem kurzerhand identifiziert wird. 
Das Seinsgebilde zum „Gegenſtand einer Beurteilung“, zum „Sub⸗ 
trat eines Wertes oder Unwertes“ machen, iſt das nicht geradezu 
jenes „Bewerten“, das Radbruch noch einige Zeilen vorher vom Wert⸗ 
beziehen geſchieden haben wollte? Nunmehr fällt der Kulturbegriff 
ſchlechterdings mit dem der Wirklichkeit zufammen. Denn — in 
dieſer fehlerhaften Vorſtellung der Wirklichkeit als Subſtrat oder 
Schauplatz des Wertes weitergedacht — iſt es nicht die ganze Wirk⸗ 
lichkeit, die beliebig zum Gegenſtande irgendeiner Bewertung gemacht 
werden kann? Ganz in dieſem Sinne ſpricht noch Lask „die em⸗ 
piriſche Wirklichkeit als einzige Art der Realität, zugleich aber als 
Schauplatz oder Subſtrat überempiriſcher Werte, allgemeingültiger 
Bedeutungen“! an. Aber er identifiziert fie noch nicht mit der 
„Kultur“. 

Weil Radbruch auf dieſer Definition des Kulturbegriffes den 
Begriff des Rechtes als einen Kulturbegriff und die Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft als eine Kulturwiſſenſchaft aufbaut, muß auch die Anwendung 
auf andere Kulturbegriffe und andere Kulturwiſſenſchaften geprüft 
werden. „So iſt dem Wertgebilde der Wahrheit die Kulturtatſache 
der Wiſſenſchaft, dem Wertgebilde der Schönheit die Kulturtatſache 
der Kunſt, dem Wertgebilde der Sittlichkeit die Kulturtatſache der 
pofitiven Moral zugeordnet.“ Aber iſt es wirklich die Wiſſenſchaft, 
die als Seinsgebilde, als ein Stück Wirklichkeit zum Gegenſtand 
einer Wahrheits beurteilung und dadurch zur Kultur wird? 
Sollte nur die Kunſt zum Gegenſtande eines Schönheitswerturteiles 
gemacht werden? Wird eine Landſchaft zum Kunſtgegenſtand, wenn 
man ſie ſchön findet? Und iſt die poſitive Moral nicht ſelbſt ein 
Naßſtab, ein objektiver Wert, an dem menſchliches Verhalten beurteilt 
wird? 

In demſelben Sinne wie die Wiſſenſchaft, die Kunſt und die 
Moral nimmt Radbruch das Recht als eine Kulturtatſache, die, ein 
Seinsgebilde, das Subſtrat des Gerechtigkeitswertes bildet. Dieſe 
Auffaſſung ſteht allerdings ſchon in Widerſpruch zu der von ihm 


Yaa. O. S. 3. 
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vertretenen Anſchauung eines „Zwiſchenreiches“, als welches die 
Kultur weder Sein noch Sollen, weder Natur noch Wirklichkeit, ſo⸗ 
mit keinesfalls als ein „Seinsgebilde“ gelten kann. Die ſchon bei 
Lask und Rickert kritiſierte Vorſtellung von der Wirklichkeit als Sub⸗ 
ſtrat des Wertes iſt unvereinbar mit der Annahme eines dritten 
Reiches zwiſchen beiden. Nichtsdeſtoweniger bedient ſich Radbruch 
beider Konſtruktionen, wenn er erſt die Kulturtatſache des Rechtes 
als „Seinsgebilde“ bezeichnet und unmittelbar darauf erklärt, 
der Rechtsbegriff ſei kein Wertgebilde, „aber noch viel weniger 
eine Naturtatſache“, weil er nur „in Hinblick auf einen Wert“, 
auf die Gerechtigkeit nämlich, gebildet werden könne. „Recht iſt 
alles, was zum Gegenſtande eines Gerechtigkeitsurteiles, alſo auch 
eines Ungerechtigkeitsurteiles gemacht werden kann. Recht iſt das⸗ 
jenige, was gerechtes Recht ſein ſollte, gleichviel ob es wirklich ge⸗ 
rechtes Recht iſt!.“ Es iſt natürlich leicht zu zeigen, daß gerade 
nach dieſer Begriffsbeſtimmung das Recht nur als Sollgebilde ge⸗ 
dacht werden kann, wenn man den von Radbruch akzeptierten er⸗ 
kenntnistheoretiſchen Standpunkt vorausſetzt: die Gegebenheit wird 
zum Sein oder Sollen, zu Wirklichkeit oder Wert, je nach der 
Blickrichtung, nach der wertblinden oder wertenden Betrachtungs⸗ 
weiſe. 

Was „in Hinblick auf einen Wert“, was durch eine be⸗ 
wertende, nämlich nach dem Gerechtigkeitswerte beurteilende Be⸗ 
trachtungsweiſe „gebildet“ wird, das kann nichts anderes ſein als 
das zweite Reich, das Radbruch als das des Sollens, des Wertes 
oder Zweckes, dem des Seins, der Wirklichkeit oder der Natur ent⸗ 
gegenſetzte. Der Rechtsbegriff Radbruchs zeigt wie unter einem 
Vergrößerungsglas die inneren Widerſprüche, an denen der Kultur⸗ 
begriff leidet. Es iſt darum gar nicht zu verwundern, daß ſich 
bei Radbruch nicht nur die einander widerſprechenden Behauptungen 
finden, das Recht ſei zwar ein Seinsgebilde aber doch keine Natur⸗ 
tatſache, ſondern daß auch der Theſe gegenüber, das Recht ſei kein 
Wertgebilde?, gelegentlich von einem „juriſtiſchen Wert“ die Rede 
iſt, der ſelbſt Gegenſtand ethiſcher Bewertung fein könne“; 
wobei hier als Subſtrat der Bewertung — nicht eine Wirklichkeit, 
ſondern wiederum ein Wert erſcheint! 
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Es iſt Radbruch ohne weiteres zuzugeben, daß Recht gerecht 
ſein ſolle, daß das Recht Gegenſtand eines Gerechtigkeitsurteiles ſein 
könne, und daß auch „ungerechtes Recht“ Recht bleibe. Allein es 
iſt ſchon unrichtig, daß alles, was gerecht ſein ſoll, auch Recht 
(d. h. pofitives, im Gegenſatz zum richtigen Rechte) fei. Es gibt 
Inhalte, die als gerecht oder ungerecht beurteilt werden können, ohne 
mit dem poſitiven Rechte das geringſte zu tun zu haben. Eine 
Mutter, die eines ihrer gleich würdigen Kinder in ihrer Liebe be⸗ 
vorzugt, handelt ungerecht, wenngleich ihr Verhalten rechtlich 
gänzlich irrelevant bleibt; und ein Vater, der ſein Vermögen unter 
ſeine gleich würdigen Kinder letztwillig gleich verteilt, handelt ge⸗ 
recht, obgleich die Verteilung des Vermögens innerhalb gewiſſer 
Schranken eine außerrechtliche Angelegenheit bleibt. Ebenſo gibt es 
Rechtstatbeſtände, d. h. von Rechtsnormen poſtulierte Verhaltungs⸗ 
weiſen, die weder gerecht noch ungerecht, ſomit dem Gerechtigkeits⸗ 
werte gegenüber indifferent, überhaupt nicht Subſtrat einer ſolchen 
Bewertung find. Man denke an zahlreiche Vorſchriften des Prozeß⸗ 
rechtes. Aus der von Radbruch ſelbſt gegebenen Begriffsbeſtimmung 
des Rechtes geht hervor, daß Gerechtigkeit nur eine mögliche, keine 
notwendige Eigenſchaft des Rechtes iſt. Wie ſoll es dann möglich 
ſein, wie Radbruch nichtsdeſtoweniger fordert, den Begriff des Rechtes 
aus dem der Gerechtigkeit — des „richtigen Rechtes“ — zu „ge⸗ 
winnen“, wenn Radbruch gleichzeitig zugibt, daß beide Begriffe 
voneinander „ſtreng unterſchieden“ ſeien?? Nach Radbruch ſoll ſich 
der Begriff der Gerechtigkeit zu dem des Rechtes ſo verhalten wie 
der Wert zu ſeinem Subſtrat; wie kann es dann aber möglich ſein, 
das Recht aus der Gerechtigkeit, das hieße: aus dem Werte ſein 
Subſtrat, im Sinne Radbruchs: aus einem Sollen ein Sein ab⸗ 
zuleiten? 

Die Unzulänglichkeit der Radbruchſchen Ausführungen geht 
zum großen Teile auf gewiſſe Vorausſetzungen zurück, die ſchon 
früher aufgezeigt wurden, und die Radbruch von Rickert und Lask 
übernommen hat. Das iſt vor allem die Vorſtellung, das Recht 
miiffe, ſoll es an der Gerechtigkeit gewertet werden können, als ein 
Sein, eine Realität gedacht werden, da nur die Wirklichkeit Subſtrat 
des Wertes ſei. Das Irrige dieſer Annahme habe ich bereits dar⸗ 
gelegt. Hier ſei nur noch hinzugefügt, daß von einem poſitiven 
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Rechte ja nur die Rede fein kann, fofern man davon abfieht, den 
außerrechtlichen Maßſtab einer abſoluten Gerechtigkeit anzulegen, daß 
die Poſitivität des Rechtes geradezu in der Ausſchaltung der Frage 
nach der Gerechtigkeit der Rechtsordnung liegt. Das iſt der Sinn 
der ja auch von Radbruch angenommenen Vorausſetzung, daß auch 
ungerechtes Recht Recht bleibe, daß die Eigenſchaft der Gerechtigkeit 
für das poſitive Recht irrelevant iſt! In ganz ſeltſamer Weiſe 
wird dieſe Vorausſetzung bei Radbruch umgedeutet. Nicht weil die 
Rechtsordnung ſelbſt als ſouveräner Wert gedacht wird, iſt ſie in 
ihrem Weſen unabhängig von der Gerechtigkeit, ſondern ebenſo wie 
eine Handlung als ſolche unabhängig iſt davon, ob ihr das Attribut 
gerecht oder ungerecht zukommt, iſt auch das Recht nur Subſtrat 
des Gerechtigkeitswertes. Radbruch meint: „Es war der verhängnis⸗ 
volle Fehler des Naturrechtes, das Recht ins Reich der Zwecke und 
Werte zu verſetzen, alſo nicht zweckmäßigem und nicht wertvollem 
Recht mit der Gerechtigkeit auch den Rechtscharakter und die Geltung 
abzuſprechen!“. Man hätte ſomit dem Rechte als ſolchem, ohne 
Rückſicht auf ſeine Gerechtigkeit oder Ungerechtigkeit, die Geltung 
zuſprechen ſollen! Die Geltung? Das heißt doch wohl, das Recht 
als ein Sollen, als Wert betrachten. Und dennoch ſcheint Radbruch 
gar nicht für möglich zu halten, das Recht als (Sollen oder) Wert 
vorzuſtellen und dabei ſeine Geltung trotzdem von der Gerechtigkeit 
ſeines Inhaltes nicht abhängig zu machen. Radbruch denkt eben nicht 
daran, das Recht als einen von der Gerechtigkeit unabhängigen 
Wert, gleichſam neben der Gerechtigkeit, gleichgeordnet mit der Moral n 
und anderen oberſten Werten, als ſouveräne Ordnung zu begründen. 
„Nur die Gerechtigkeit ... kann dem Reiche der Werte angehören, 
nicht jedoch das Recht als ſolches?“. 

Daß ſich Radbruch dieſer Erkenntnis verſchloſſen hat, iſt um ſo 
verwunderlicher, als ihm keineswegs ihre Grundvorausſetzung mangelt: 
Die Ablehnung eines einzigen, abſoluten und objektiven, inhaltlich 
beſtimmten oberſten Wertes. Radbruch iſt durchaus Relativiſt und 
hat im materiellen Teil ſeiner Rechtsphiloſophie dieſen Relativismus 
treffend begründet. Dennoch hat ihm an entſcheidender Stelle die 
Erkenntnis des rein formalen Charakters des Soll⸗ oder Wertbegriffes 
und der Relativität des Rechtswertes gefehlt. Darum hat er ſich 
der zwangloſen Auffaſſung des Rechtes als eines Norm fyftemé 
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verſchloſſen und wurde dazu gedrängt, das Recht als Seinstatſache 
darzuſtellen. 

Die Unhaltbarkeit dieſer Annahme zeigt ſich wohl am beſten 
darin, daß Radbruch ſelbſt gezwungen iſt, ſie noch im Laufe ſeiner 
Darſtellungen aufzugeben! 

Zunächſt verſucht Radbruch die Realität, als welche er das 
Recht bezeichnet, näher zu beſtimmen. Als pſychiſchen Vorgang des 
Wollens glaubt er das Recht erkennen zu können. „Das Recht 
tritt deshalb an den Willen des einzelnen nicht nur als ſittliches 
Sollen, ſondern auch als empiriſches Wollen, nicht nur als geltende 
Idee, ſondern auch als wirkende Kraft, nicht nur als Lehre, ſondern 
auch als Macht, nicht nur als Norm, ſondern auch als Impe rat iv 
heran.“ Man iſt gewöhnt, dieſen Gegenſatz der beiden Erſcheinungs⸗ 
formen des Rechtes in der Literatur unter dem Antagonismus von 
„Necht als Macht“ und „Recht als Norm“ zu erfaſſen. Doch muß 
man ſich dabei ſtets bewußt bleiben, daß es ungenau und irreführend 
it. in beiden Fällen von „Recht“ zu ſprechen, als ob dasſelbe Objekt 
zugleich „realer Machtfaktor“, ſomit ein Sein, und Norm, ſomit 
ein Sollen wäre. Das iſt logiſch unmöglich. In Wahrheit liegen 
zwei gänzlich verſchiedene Objekte vor: ein ſeeliſcher Prozeß und 
ſein Inhalt. Das Denken, Fühlen, Wollen, das Erleben des Rechtes 
iſt etwas anderes als das Recht ſelbſt. Nur dieſes iſt Norm und 
Sollen, der pſychiſche Akt, der es trägt, dagegen Sein, motivierte 
und motivierende Realität, und als ſolche Macht. Der ſeeliſche 
Vorgang, der das Recht zu ſeinem Inhalt hat, iſt ebenſowenig das 

Recht ſelbſt, wie das Denken eines Begriffes dieſer Begriff ſelbſt iſt. 

Um das Recht als Seinstatſache zu retten, bezeichnet Radbruch 
jene pſychiſchen Prozeſſe, die das Recht tragen, ſelbſt als Recht, oder 
beſſer geſagt, er greift den ungenauen Sprachgebrauch des naiven 
Denkens auf und macht ihn zur Grundlage ſeiner Erkenntnis. Daß 
er das Recht auch als Norm anſpricht, iſt freilich merkwürdig genug; 
aber er muß offenbar damit nur eine uneigentliche Bezeichnung 
meinen. Nicht eigentlich das Recht, ſondern die im Rechte ſteckende 
Sittlichkeit oder Gerechtigkeit iſt Norm und Sollen, nur als fitt- 
liches Sollen läßt er das Recht auftreten. „Die Sittlichkeit 
it ein Inbegriff von Normen für den Willen, die Gerechtig⸗ 
keit ein Inbegriff von Normen für das Verhalten und, ſofern ſie 
zum ſittlichen Werte wird, für den Willen. Das poſitive Recht 
aber gehört dem Reich der Kultur an: es iſt das Seinsgebilbe... 
alſo eine Realität aus grobem, irdiſchem Stoffe gemacht, aus 
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wirklichen Willensäußerungen wirklicher Menſchen — 
aus Imperativen !“. 

Als „Imperativ“ bezeichnet Radbruch ein Objekt, das die ſo⸗ 
genannte Rechtsſoziologie zu erfaſſen bemüht iſt, die Kantorowicz in 
ſeiner auf Rickerts Wiſſenſchaftsſyſtem gegründeten Programmſchrift 
als Kulturwiſſenſchaft — neben der als Normwiſſenſchaft erkannten 
dogmatiſchen Jurisprudenz — auszubauen verſucht hat. Dagegen 
wäre in dieſem Zuſammenhange nichts einzuwenden. Nur will eben 
Radbruch in dieſer ſozialpſychiſchen Realität das Recht ſchlechtweg, 
ſomit den Gegenſtand der Rechtswiſſenſchaft überhaupt erblicken. 
Darin unterſcheidet er ſich — wenigſtens an dieſer Stelle ſeines 
Werkes — ganz weſentlich von dem ihm ſonſt naheſtehenden Kan⸗ 
torowicz. Dabei fällt die eigenartige Verwendung des Imperativ⸗ 
begriffes auf. Reale Seelenvorgänge, empiriſche Wollungen werden als 
„Imperative“ der Norm entgegengeſetzt. Dieſer Sprachgebrauch 
iſt deshalb im höchſten Grade bedenklich, weil er mit einer ganz 
allgemein anerkannten, vor allem auf die Autorität Kants geſtützten 
Terminologie in Konflikt gerät. Der Imperativ iſt eine charakte⸗ 
riſtiſche Sprachform, in der die Norm, das Sollen zum Ausdruck 
kommt. Kants „kategoriſcher Imperativ“ iſt geradezu die zum Ge⸗ 
meingute der Wiſſenſchaft gewordene klaſſiſche Bezeichnung für das 
ſittliche Sollen, die ſittliche Norm ſchlechtweg. Angeſichts dieſes Um⸗ 
ſtandes muß die Kühnheit Radbruchs in Erſtaunen ſetzen, der den 
Begriff des Imperativs dem der Norm direkt entgegenzuſtellen ſucht, 
indem er unter Imperativ ein Sein verſtanden wiſſen will. Dies 
muß um ſo mehr wundernehmen, als Radbruch keineswegs Kants 
kritiſchen Idealismus negiert und weit davon entfernt fein mochte, 
ſich, wie ſo mancher Rechtsſoziologe, auf den Standpunkt eines 
empiriſchen Naturalismus zu ſtellen. 

Nun könnte man dieſe „Imperativ“ genannte pſychiſche Realität 
als eine Beſonderheit der Radbruchſchen Terminologie ſchließlich 
und endlich mit in den Kauf nehmen, wenn nicht damit eine arge 
Begriffsverwirrung⸗ verbunden wäre, wenn das einmal gewählte Wort 
nicht tatſächlich auch eine normative Nebenbedeutung erhielte. Wie 
gefährlich es iſt, eine Wirklichkeit als Imperativ zu bezeichnen, und 
welchen zweideutigen Charakter dieſer reale Imperativ Radbruchs hat, 
geht daraus hervor, daß ſich dahinter im Grunde doch wieder eine 
„Norm“, ein Sollen verbirgt. Es heißt da: „Die Norm iſt eine 
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Nichtwirklichkeit, die verwirklicht ſein will, der Imperativ eine Wirk⸗ 
lichkeit, die wirken will!“. Aber eine Wirklichkeit „will“ nicht 
wirken, ſondern wirkt. Der Imperativ, der etwas „will“, und 
zwar im objektiven Sinne — da doch dem Imperativ als ſolchem 
kein „Wille“ innewohnt — nähert ſich ſtark einer Norm, die poſtu⸗ 
liert. „Die Norm fordert normgemäßes Verhalten aus norm⸗ 
gemäßen Motiven; dem Imperativ geſchieht durch wie auch 
immer motiviertes, imperativgemäßes Verhalten Genüge. Mit anderen 
Worten: Die Norm verlangt Moralität, der Imperativ bloße 
Legalität?“. Aber glaubt Radbruch wirklich, daß eine Realität 
etwas „verlangt“, daß einer Realität „Genüge geſchieht“, daß eine 
Realität „befolgt“ wird? Sieht Radbruch nicht ein, daß er damit 
den Imperativ in ganz demſelben Sinne wie die Norm der Wirk⸗ 
lichkeit gegenüberſtellt? Zwiſchen Imperativ und Wirklich⸗ 
keit formal das gleiche Verhältnis vorausſetzt wie zwiſchen Norm 
und Wirklichkeit, wenn er auch — weil er im Grunde nur zwei ver⸗ 
ſchiedene Normen im Auge hat — in beiden Fällen nicht denſelben 
Inhalt annimmt. Es fordert eben die eine Norm ein beſtimmtes 
Verhalten aus beſtimmten Motiven, die andere Norm poſtuliert 
lediglich ein äußeres Verhalten. Iſt die zweite darum weniger Norm? 
In dem „fordern“ liegt doch der Normcharakter! Wie wäre es 
überhaupt möglich, Norm und Imperativ miteinander zu vergleichen, 
wie Radbruch es tut, wenn nicht beide von derſelben Art wären, 
nicht letztlich der gleichen Kategorie — des Sollens — unter⸗ 
ftünden ? 

Die von Radbruch verſuchte Differenzierung zwiſchen Norm und 
Imperativ iſt für ſein ganzes Syſtem von größter Bedeutung, da er 
den Imperativ zum Objekt der Rechtswiſſenſchaft macht. Sie muß 
als gänzlich mißlungen zurückgewieſen werden. Der als „wirkend“ 
gedachte reale Imperativ — im Gegenſatz zur „geltenden“ Norm — 
trägt in Wahrheit auch die untrüglichen Zeichen einer Geltung, das 
Stigma des Sollens auf der Stirn. Sein doppelter Charakter 
entſpricht durchaus dem Boden, dem er entwachſen iſt: dem zwei⸗ 
deutigen Kulturbegriffe, deſſen problematiſches Weſen er wider⸗ 
ſpiegelt. . 

Faßt man das Recht — fo wie Radbruch den Imperativ als 
Gegenftand der Rechtswiſſenſchaft beſtimmt — als Seinstatſache, 
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als einen Inbegriff empirischer Wollungen auf, dann kann von keiner 
„Geltung“ des Rechtes mehr die Rede ſein, dann iſt die Verwendung 
des Pflichtbegriffes innerhalb der Rechtswiſſenſchaft — der ſpezifiſch 
juriſtiſche Begriff einer Rechts pflicht — unmöglich. Daß damit 
auch der — rein normative — Begriff der Rechtsperſönlichkeit, ja 
alle Grundbegriffe der Rechtslehre fallen müſſen, da ſie bei näherer 
Betrachtung ihren normativen Charakter nicht verbergen können, iſt 
ſelbſtverſtändlich. Radbruch erklärt denn auch durchaus in Überein⸗ 
ſtimmung mit ſeiner Grundauffaſſung vom Recht als realer Kultur⸗ 
tatſache als den eigentlichen Bereich des Pflichtbegriffes die Sitt⸗ 
lichkeit! und ſagt ausdrücklich, daß man — das Recht als Willen 
aufgefaßt — „auf die Begründung ſeiner Geſolltheit, ſeiner ver⸗ 
pflichtenden Kraft, feiner Geltung zu verzichten“ gezwungen ſei'. 
Angeſichts dieſer klaren und unzweideutigen Erkenntnis müſſen die 
ſeltſamen Auffaſſungen wundernehmen, zu denen Radbruch in einem 
„Die Geltung des Rechtes“? überſchriebenen Kapitel gelangt. Nun⸗ 
mehr ſtellt er die Frage der Geltung des Rechtes ernſtlich in Unter⸗ 
ſuchung, obgleich ſie nach ſeiner bisherigen Stellungnahme von vorn⸗ 
herein negativ zu beantworten geweſen wäre. Allein Radbruch er⸗ 
klärt jetzt: „Der Juriſt hat es nicht mit der Tatſächlichkeit der 
Rechtsordnung zu tun“ “, mit jener Tatſächlichkeit, die — in den 
„wirklichen Willensäußerungen der Menſchen“ gelegen — noch im 


Kapitel vom „Begriff des Rechtes“ als das Weſen des poſitiven Rechtes 


und ſohin als Gegenſtand der Rechtswiſſenſchaft erklärt worden war. 
Nicht mit der Tatſächlichkeit der Rechtsordnung habe es der Juriſt zu 
tun, „ſondern mit ihrem Sinn“. Man greift wohl nicht fehl, wenn 
man hier an die „Bedeutung“ Lasks denkt, die dieſer vergeblich von 
dem „Werte zu differenzieren verſuchte. Bei Radbruch wird dieſer 
Verſuch gar nicht mehr gemacht. Der „Sinn“ der Rechtsordnung, das⸗ 
jenige alſo, womit es die Rechtswiſſenſchaft zu tun hat, und was ſomit 
als ihr Gegenſtand bezeichnet werden darf, iſt nach Radbruch — das 
Reſultat muß nach dem Vorangegangenen einigermaßen verblüffen — 
ein Sollen, geradezu eine Norm. „Der Sinn jedes Wollens aber, 
wenn wir ihn ganz ſauber von ſeinem pfychiſch tatſächlichen Träger 
ablöſen, iſt ein Sollen, der Sinn jedes Imperativs, wenn man (mit 
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Merkels Ausdrücken) feinen Lehrgehalt aus feinem Machtgehalt 
herauspräpariert, iff — eine Norm !“. Wenn Radbruch den Sinn 
der Rechtsordnung ein Sollen nennt und dieſes Sollen als Gegen⸗ 
ſtand der Rechtswiſſenſchaft bezeichnet, ſo ſagt er doch nur mit 
anderen Worten, daß das Recht als Sollen oder Norm, nicht aber 
als Sein oder tatſächliches Wollen Objekt der Jurisprudenz iſt! 
Mit den Worten: „. .. wenn wir ihn (den Sinn der Rechts⸗ 
ordnung) ganz ſauber von feinem pſychiſch⸗tatſächlichen Träger ab⸗ 
lien — . . . vollzieht Radbruch auf das Präzifefte jene Abſtraktion, 
durch die der Gegenſtand einer möglichen Rechtsſoziologie von dem 
einer normativen Rechtswiſſenſchaft, das Recht als ſozialpſychiſche 
Realität, als Macht, als Sein, von dem Recht als Norm oder 
Sollen geſchieden zu werden pflegt. Nur um das vollkommene 
Fallenlaſſen feiner Auffaſſung des Rechtes als reale Seinstatſache, 
um den vollkommenen Zuſammenbruch ſeines Kulturbegriffes einiger⸗ 
maßen zu verſchleiern, bedient er ſich der Ausdrucksweiſe: der Juriſt 
habe es mit dem Sinn der Rechtsordnung zu tun, der ein Sollen 
ſei, und nicht: der Gegenſtand der Rechtswiſſenſchaft iſt die Rechts⸗ 
ordnung als Sollen oder Norm vorgeſtellt. Zum Schluſſe läuft es 
ja doch auf dasſelbe hinaus. Kann denn überhaupt der „Sinn“ 
eines Seins ein Sollen ſein? Die Wollungen, die nach der urſprüng⸗ 
lichen Darſtellung Radbruchs in ihrer Tatſächlichkeit (d. h. als 
ſeiend gedacht) das Recht darſtellen, ſind in Wahrheit nur der In⸗ 
halt jenes Sollens, jener Norm, als welche die Rechtsordnung dem 
Juriſten erſcheint. Die Rechtsordnung poſtuliert menſchliches Wollen, 
aber ſie iſt nicht dieſes Wollen ſelbſt, das ausbleiben kann, ohne 
daß dadurch die Rechtsordnung in ihrer Exiſtenz, d. i. in ihrer 
Geltung berührt wird. 

Die Unhaltbarkeit der Situation, in die Radbruch dadurch ge⸗ 
drängt wurde, daß er auf der einen Seite das Recht als reale 
Seinstatſache im Sinne des Rickertſchen Kulturbegriffes zu faſſen 
verleitet wurde, auf der anderen Seite aber als Juriſt mit rich⸗ 
tigem Inſtinkte den unabweislichen Bedürfniſſen der juriſtiſchen Be⸗ 
griffsbildung folgend, den ſpezifiſchen Normcharakter feines Gegen⸗ 
fandes anzuerkennen gedrängt war, zeigt ſich am deutlichſten in der 
Formulierung der „wichtigſten Konſequenz“, die Radbruch aus ſeinen 
einander widerſprechenden Prämiſſen zieht: „Die Rechtswiſſenſchaft, 
mit den faktiſchen Rechts imperativen befaßt, ihrem Gegen⸗ 
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ſtande nach alſo eine Tatſachen wiſſenſchaft, ijt, da fie nur mit 
dem Sinne dieſer Imperative zu ſchaffen hät, der Sinn jedes 
Imperativs aber eine Norm iſt, in ihrer Methode von einer 
Normwiſſenſchaft nicht zu unterſcheiden !“. 

Iſt es möglich, zwiſchen dem „Gegenſtand“ der Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft, demjenigen, womit ſie „befaßt“ iſt, und demjenigen zu 
unterſcheiden, womit ſie „zu ſchaffen“ oder „zu tun“ hat? Kann 
man behaupten, der Juriſt habe mit der Tatſächlichkeit der Rechts⸗ 
ordnung — alſo mit dem Gegenſtande der Rechtswiſſenſchaft nichts 
zu tun! Iſt es zuläſſig, in einem Atem zu ſagen, die Rechts wiſſen⸗ 
ſchaft ſei mit einem Sein befaßt, habe aber „nur“ mit einem 
Sollen zu ſchaffen? Eine Wiſſenſchaft, die mit ihrem Gegen⸗ 
ſtande nichts zu tun hat! 

Nur ſo iſt die Annahme einer Wiſſenſchaft möglich, die ihrem 
Gegenſtande nach empiriſche Seinsbetrachtung, ihrer Methode nach 
eine Normwiſſenſchaft ſein ſoll. Dieſe ganz ſeltſame und überaus 
befremdliche Iſolierung des Gegenſtandes von der Methode ſeiner 
wiſſenſchaftlichen Erfaſſung ſteht zu der bisher für ſelbſtverſtändlich 
erachteten Annahme in Widerſpruch, daß die Methode einer Wiſſen⸗ 
ſchaft ſich nach ihrem Gegenſtande richte oder, umgekehrt, durch die 
Methode — d. h. durch Weg und Richtung der Erkenntnis — deren 
Gegenſtand beſtimmt werde; daß Gegenſtand und Methode mit⸗ 
einander ſo untrennbar verbunden ſeien, daß eines ohne das andere 
gar nicht gedacht werden, daß ein Gegenſtand nur inſofern als 
„empiriſch“ bezeichnet werden kann, als er durch empiriſche Methode 
gewonnen wird, oder eine Methode nur inſofern normativ iſt, als 
den Gegenſtand der Erkenntnis Normen bilden, weil mit „Gegen⸗ 
ſtand“ und „Methode“ gar nicht zwei verſchiedene Begriffe, ſondern 
nur zwei Seiten derſelben Erkenntnisfunktion bezeichnet werden. 
Allerdings beſchränkt ſich auch für Radbruch der Gegenſatz von 
Gegenſtand und Methode darauf, daß er unter Gegenſtand das⸗ 
jenige verſteht, womit die Wiſſenſchaft „befaßt“ iſt, während die 
Methode beſtimmt wird durch dasjenige, womit die Wiſſenſchaft zu 
„ſchaffen“ hat! 

So kann es gelingen, die „Imperative“, die Radbruch auf 
das prinzipiellſte von den Normen unterſcheidet, „unbefangen als 
Normen zu bezeichnen“, von einer juriſtiſchen Geltung der Rechts⸗ 
ordnung zu ſprechen, nachdem feſtgeſtellt wurde, daß beim Gegen⸗ 


1 a. a. O. S. 161. 
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ſtande der Rechtswiſſenſchaft — den tatſächlichen Willensakten 
wirklicher Menſchen — von einer Geltung keine Rede fein könne, 
und im Rechtsgebiete „dem Begriffe der Pflicht unbedenklich Auf⸗ 
nahme zu gewähren“, nachdem er aus dieſem feierlich ausgewieſen 
wurde!. 


* * 
* 


Zuſammenfaſſend muß als das poſitive Ergebnis dieſer kritiſchen 
Auseinanderſetzung feſtgeſtellt werden, daß gerade dem Verſuche 
gegenüber, die Rechtswiſſenſchaft auf Baſis des Rickertſchen Wiſſen⸗ 
ſchaftsſyſtems als empiriſche Kulturwiſſenſchaft zu begründen, ſich 
die Auffaſſung der dogmatiſchen Jurisprudenz als einer Norm⸗ 
wiſſenſchaft bewährt hat. Unter der Vorausſetzung, daß der rein 
formale Charakter des Sollens und die Relativität des poſitiven 
Kechtswertes erkannt wird. 


1 a. a. O. S. 162. 
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Zur polnischen Kultur⸗ und 
Wirtſchaftsgeſchichte 


Von Rudolf Leonhard - München 


Juhalts verzeichnis: 1. Der polniſche Adel, deſſen Geſchichte die des ganzen Landes 
iſt, iſt Sippenadel und bildet kein eigentliches Feudalſyſtem aus S. 155—165. — 
2. Er zieht deutſche Siedler in die Dörfer, die ſich im ſchlechteren Rechte der 
unfreien Eingeborenen bald wieder verlieren, und in die Städte, die als 
Fremdkörper dahinſiechen und zugleich durch Anderung der Handelswege den 
Durchgangs verkehr aus dem Orient nach dem Weſten verlieren S. 165—175. — 

3. Weitere Einwanderung aus Deutſchland erfolgt nicht mehr, weil ſich dort 
die Verhältniſſe konſolidieren S. 175—190. — 4. Als Erſatz für den fehlenden 
inneren Markt wird die Grundherrſchaft weiter ausgebaut, teils durch Aus⸗ 
dehnung der Eigenwirtſchaft und des Exports, teils durch zwangsmäßigen 
Austauſch der gutsherrlichen mit bäuerlichen Produkten, alſo durch feudales 
Truckſyſtem S. 190—193. — 5. Trotz gelegentlicher zeitlicher und örtlicher kapi⸗ 
taliſtiſcher Einſchläge bleibt der polniſche Adel unkapitaliſtiſch, lediglich 
innerpolitiſch intereſſiert S. 193— 196. — 6. Politik und Luxus find die Urſachen 
erhöhter Anforderungen an die Bauern, vermehren den inneren Konſum der 
Fronhöfe, aber nicht die innere Produktion, machen Handels- und Zahlungs: 
bilanz paſſiv und wirken durch Verzehren von Überſchüſſen kapitalzerſtörend 
S. 196— 206. — 7. Neuen Ideen gänzlich abgeneigt, hält der polniſche Adel 
bis zum Untergang des Staates an feinen Prärogativen feſt S. 206—207. 


1. 


De Geſchichte des ehemaligen Königreiches Polen bietet mehr noch 
als dem reinen Hiſtoriker dem Kultur: und Wirtſchaftshiſtoriker 
die intereſſanteſten Probleme und Parallelen, doch beſitzen wir bisher 
noch keine zuſammenfaſſende Darſtellung, welche das Weſentliche aus 
der Fülle der Einzelheiten heraushebt. An leicht zugänglichen Mono⸗ 
graphien über polniſche Wirtſchaftsgeſchichte fehlt es nicht; die Unter⸗ 
drückung der polniſchen Studien im ehemals ruſſiſchen Polen trieb 
die Studierenden ins Ausland, vorwiegend auf deutſche, öſterreichiſche, 
ſchweizeriſche und franzöſiſche Univerſitäten, und ſo kommt es, daß 
gut die Hälfte der einſchlägigen Arbeiten in deutſcher oder allenfalls 
franzöſiſcher Sprache abgefaßt iſt und auch dem der polniſchen 
Sprache weniger Kundigen, beſonders ſeit der Überſetzung des „pol⸗ 
niſchen Staatsrechts“ von Kutrzeba ins Deutſche, einen guten Ein⸗ 
blick in die einſchlägige Materie gewährt. Man muß nur mit der 
erforderlichen Kritik gegenüber der begreiflichen und teilweiſe ver⸗ 
zeihlichen Voreingenommenheit polniſcher Autoren verfahren, die, je 
unerfreulicher für ſie die Gegenwart war, mit um ſo größerer Inbrunſt 
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in eine angeblich beffere Vergangenheit flüchteten und nur zu geneigt 
waren, die früheren Zuſtände in verklärendem Lichte zu ſehen. 

Fragen wir uns zunächſt, wodurch die hiſtoriſche und geſell⸗ 
ſchaftliche Entwicklung des alten Königreiches Polen von Anfang an 
von der weſteuropäiſchen ſich unterſcheidet, und worin ſie ihr äußer⸗ 
lich ähnelt. 

Die in hiſtoriſcher Zeit uns entgegentretenden Anfänge unter⸗ 
ſcheiden ſich auf den erſten Blick von den Zuſtänden im Weſten 
höchſtens inſofern, als Polen von den großen weſtlichen Bewegungen, 
die im frühen Mittelalter meiſt von Frankreich ausgehen, ſtets um 
mehrere Jahrhunderte ſpäter getroffen wird und um dieſe Zeitſpanne 
hinter der weſteuropäiſchen Entwicklung zurückbleibt, eine Differenz, 
die ſich allerdings ſchließlich fo erweitert, daß ein Kulturhiſtoriker 
meint, Polen ſei aus der Quarta der gemeinſamen weſteuropäiſchen 
Bildungsanſtalt abgegangen und habe ſeitdem nichts mehr zugelernt. 
Zwei Jahrhunderte etwa nach Karl dem Großen ſehen wir das da⸗ 
malige Polen, das ſeinen Schwerpunkt etwa in der heutigen Provinz 
Poſen hat, unter der Herrſchaft ſtarker Landesfürſten zu einem durch⸗ 
aus zentraliſtiſchen Staat zuſammengefaßt. Die Komitatsverfaſſung 
des Frankenreichs erlebt in Polen in der Caſtellaneiverfaſſung ihr 
getreu und unſelbſtändig kopiertes Nachbild. Von dieſen Caſtellaneien 
aus, den Landesburgen, die von großen Fronhöfen ernährt werden, 
wird in energiſch zentraliſierter Verwaltung das flache Land regiert. 
Kutrzeba gibt in ſeiner zuverläſſigen und vorurteilsloſen Darſtellung 
der Entwicklung des polniſchen Staatsrechts offen zu, daß alle jene 
Einrichtungen aus dem Weſten entlehnt wurden und durchaus ger⸗ 
maniſch⸗fränkiſchen Urſprunges find. Darauf weiſen ſchon die Namen 
der polniſchen Reichsbeamten hin (z. B. Kanzlerz), der Burgvögte 
(Vojt), die auch, genau wie im Weſten, mitunter Domini und Villici 
heißen. Auch die kirchlichen Inſtitutionen (ganz abgeſehen von der 
Übernahme des Chriſtentums in der römiſch⸗katholiſchen Faſſung 
überhaupt) ſind dem Weſten entlehnt. Hat doch der ſchwärmeriſch⸗ 
unpraktiſche Otto III. im Jahre 1000 durch die das deutſche Erzbistum 
Magdeburg ſchwer ſchädigende Gründung des Erzbistums Gneſen den 
Polen erſt einen kirchlichen Mittelpunkt geſchaffen und wurde ſo 
gewiſſermaßen zum Gründer einer polniſchen Nationalkirche. 

Dieſe erſte Periode ſtarker Landesfürſten iſt, allerdings durch 
gelegentliche Interregna und Adelsanarchien unterbrochen, etwa vom 
Jahre 1000 - 1200 zu rechnen. 


v. d. Brüggen, Polens Auflöſung. Leipzig 1878 (S. 103) 
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Unter dem König ſteht als Gefolge ein Adel, der die Hof⸗ und 
Verwaltungsämter beſetzt, die Umgebung und Gefolgſchaft des Königs 
bildet, ihm Kriegsdienſte leiſtet. Unter dem Adel, ihm zur Ernährung 
zugewieſen, Landvolk verſchiedenen Rechts, welches (die einſchlägigen 
Darſtellungen ſind ganz verſchwommen und gehen vielfach auseinander) 
offenbar niemals frei war, ſondern (wie das Wittich auch von der 
eigentlich landbebauenden Klaſſe im alten Germanien behauptet) eine 
durch Kriegsrecht unterworfene, in abhängige Stellung geratene Ur⸗ 
bevölkerung geweſen zu ſein ſcheint. Die Abgaben, die an die Adels⸗ 
ſitze und Landesburgen und (nach Einführung des Chriſtentums) an 
die Kirchen und Klöſter zu entrichten waren, find großenteils öffent⸗ 
lich⸗ rechtlichen Urſprunges; eine gewiſſe Rolle ſpielt der Burgenbau, 
der in ſofern Gemeindedienſt zum allgemeinen Nutzen iſt, als in den 
ausgedehnten Mauerring ſich bei feindlichen Einfällen die ganze Be⸗ 
völkerung flüchtet, ferner Wegebau, Vorſpann⸗ und Botendienſte. 
Die Hauptrolle ſpielen indeſſen die Naturalabgaben, die aber keine 
große Höhe erreichen konnten. Denn der Pole jener Zeit iſt (ſeinem 
Namen: Feldmenſch zuwider) damals noch durchaus Wald⸗ und 
Waſſermenſch; der Schwerpunkt der Wirtſchaft liegt ganz wie im 
Germanien des Tacitus noch nicht im Ackerbau, der nur mit einem 
dürftigen, den leichten Boden oberflächlich aufkratzenden Haken auf 
Heinfter Fläche durch Weiber und Sklaven betrieben wird, vielleicht 
noch nicht einmal in der Viehzucht, ſondern in der Okkupations⸗ 
wirtſchaft. In dem von undurchdringlichen Wäldern und Sümpfen 
bedeckten unwirtlichen Lande ſchmiegen ſich die ſeltenen Siedlungen 
den zahlreichen trägen Waſſerläufen an und leben vorwiegend von 
den Erträgen der Jagd und des Fiſchfanges, deren Überſchüſſe an 
die Grundherren abgeliefert werden; auffallend und ein Zeichen da- 
für, daß die damaligen Polen noch nach Art der heutigen nord: 
tuffifden und ſüdſibiriſchen Siedler ſozuſagen in der Wald: und 
Holzkultur lebten, iſt auch die große Zahl der im Wald gelegenen 
Zeidlerdörſer, deren Honig nicht nur den Zucker erſetzte, ſondern auch, 
zu Met gegoren, das Hauptgetränk lieferte und eine mit Vorliebe 
erwähnte Abgabe an die Adelshöfe darſtellte. 

Wie aber entſtand jene zahlreiche Adelsklaſſe, an die vom 
13. Jahrhundert ab in langſamer, dann immer ſchnellerer Entwick⸗ 
lung der politiſche Schwerpunkt fällt, und die ſpäter ſo ausſchließlich 
das Schickſal des Landes lenkt, daß ſie ſich mit Recht kurzweg als 
die Nation überhaupt bezeichnet, ganz fo wie die wenigen Spartiaten 
oder atheniſchen Vollbürger die Nation xr 2Eoyny repräſentierten? 
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Wo eine geſchloſſene Adelskaſte die Herrſchaft über ländliche Volks⸗ 
genoſſen minderen Rechtes ausübt, kann ihr Urſprung ein zwiefacher 
ſein, durch Emporſteigen aus dem gleichen ethnographiſchen Unter⸗ 
grunde und ſpäteren Abſchluß gegen ihn oder durch Unterwerfung 
eines fremden Volkes ſeitens eines ſiegenden Erobererſtammes. Für 
Polen nun, deſſen hiſtoriſche Quellen relativ ſpät zu fließen anfangen, 
iſt eine ſolche Überlagerung durch ein fremdes Volk, wie ſie uns im 
vollen Licht der Geſchichte in England noch 1066 entgegentritt, nicht 
zuverläſſig nachzuweiſen. Aprioriſch iſt aber nach Analogiefällen 
deshalb für Polen auf Fremdfeudalismus zu ſchließen, weil die 
Hörigkeit in allen ſlawiſchen Ländern öſtlich der Elbe, zum Beiſpiel 
Vorpommern und Rügen (darauf hat ſchon Fuchs aufmerkſam ge⸗ 
macht), einen beſonders harten Charakter zeigte, der auch durch 
ſpätere deutſche Koloniſation nur eine vorübergehende Milderung er⸗ 
fuhr. Polniſche Hiſtoriker bekennen ſich in der Mehrzahl auf Grund 
unzuverläſſiger Indizien, von Volksſagen und der Heraldik, zur ſo⸗ 
genannten „Überſchüttungstheorie“, d. h. der Anſicht, die Invaſion 
eines Fremdvolkes habe ein Herrſchaftsgebäude über einer unter⸗ 
worfenen Unterſchicht errichtet. Und auch im polniſchen Adel ſelbſt 
hat ſich dieſe Tradition noch im 18. und an der Schwelle des 
19. Jahrhunderts lebendig erhalten I. Nur über die Herkunft jenes 
fremdſtämmigen Adels beſtehen Zweifel. In der Regel wird nach 
Analogie der normänniſchen Waräger, die keineswegs von den Ruſſen, 
wie deren Tradition es fälſcht, freiwillig herbeigerufen wurden, 
ſondern das Land eroberten und unterjochten, angenommen, daß von 
Norden und Nordweſten her ſkandinaviſch⸗germaniſche Stämme in 
Polen eingedrungen wären. Dieſer Annahme widerſpricht aber alles, 


1 Ein preußiſcher Juſtizbeamter, der in der intereſſanten Zeit von 1795 
bis 1807 ähnlich wie E. T. A. Hoffmann und Hitzig im damals preußiſchen 
Warſchau Verwaltungs beamter war und ſehr im Gegenſatz zu den heutigen Be⸗ 
amten in Poſen an die damaligen polniſchen Adelskreiſe freundſchaftlichen An⸗ 
ſchluß fand, ſagt (Anonymus: Die Polen, aus den Erinnerungen eines alten 
Juſtizbeamten. Berlin 1848): „Die adeligen Polen, einzelne wenigſtens, rühmten 
ſich gegen mich, daß ſie ein anderes und beſſeres Volk ſeien als ihre Bauern, 
und daß ihre Voreltern, aus dem Süden kommend, Polen eroberten und den 
Landbauer unterjochten.“ 

Wie wenig jene ethnographiſchen Gegenſätze ſich noch im 18. Jahrhundert 
ausgeglichen hatten, zeigt das von v. d. Brüggen zitierte Tagebuch eines biederen 
Adeligen, der mit Entſetzen ſchreibt, er habe nach fürchterlichen Wahrzeichen des 
himmliſchen Zornes in feinem Haufe „juvante Deo“ als Urſache einen Fall von 
Sodomie entdeckt, nämlich das Verhältnis einer weiblichen Verwandten des 
Hauſes mit einem leibeigenen Diener! 
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was wir über Charakter und Habitus der polniſchen Adelsklaſſe 
wiſſen, die von ſkandinaviſch⸗germaniſcher Eigenſchaft weit entfernt iſt. 

Zwar das niedere Volk, die Bauern, beſonders in Weſtpolen, 
unter denen blonde Haare und blaue Augen recht häufig ſind, ſcheint, 
von gelegentlichen mongoliſchen Maſſenüberflutungen abgeſehen, eher 
einen weſtlichen Typ darzuſtellen, und ſo iſt auch bereits die nicht 
ganz unwahrſcheinliche Vermutung ausgeſprochen worden, daß die 
keltiſche Bevölkerung, die urſprünglich die weiten Räume zwiſchen 
Rhein und Weichſel, vielleicht bis zum Schwarzen Meere, erfüllte, 
die im zweiten vorchriſtlichen Jahrhundert ſogar Kleinaſien und die 
Balfanhalbinfel überſchwemmte, und die man bereits mit den Skythen 
hat identifizieren wollen, hier in der Weichſelgegend ſitzen geblieben 
ſei! und höchſtens fremde Sprachen ſich habe aufzwingen laſſen (was 
aber die Raſſefrage nicht tangieren würde, da ja auch zum Beiſpiel 
ein engliſch ſprechender Neger deshalb noch kein Engländer iſt) ?. 
Adler (Studien zur Kulturgeſchichte Polens, Berlin 1866, S. 34) 
teilt eine Schenkungsurkunde des Kloſters Mogilno von 1068 mit, 
in welcher die Namen der dem Kloſter geſchenkten Leibeigenen: 
Sulimir, Milon, Cechen, Belin, Sulon, Herod, Gowen, Sulidad, 
Radis, Reben, Unamir, Sabor, Radaſt, Semyr, Syra, Seliſtrich, 
Gromis, Dena, Gotandin, Domoſul, Dan, Treballan uſw. geradezu 
an offianifde Namen erinnern. Frappante Analogien des Volks⸗ 
charakters und der äußeren Geſchichte ergibt auch ein Vergleich 
Polens mit der keltiſchſten Gegend Europas, mit Irland“. 


1 Georges Bottin, Manuel pour servir à l'étude de l'antiquité cel- 
tique. Paris 1906, nimmt die älteſten Sitze der Kelten nicht in Gallien, ſondern 
in Oſtdeutſchland an, weil nur dieſe Wohnſitze den Einbruch in Oſteuropa und 
Kleinafien erklären könnten. Ebenſo fei eine Invaſion aus dem reicheren Gallien 
als Stammland nach dem ärmeren Germanien unwahrſcheinlich, das Gegenteil 
anzunehmen (S. 345). 

2 In der Tat verzeichnet Droy ſens hiſtoriſcher Handatlas auf Karte 17 
(Germanien unter den Römern) einen Ort Carrodunum an der oberen Weichſel. 
Die Endung „Dunum“ = Dun (3. B. Verdun) iſt echt keltiſch. 

2 Adler, S. 35/36: „Wir finden bei beiden Völkern dieſelbe rätſelhafte 
Beweglichkeit der Phantaſie und des Temperaments, dieſelbe Vaterlandsliebe, 
denſelben Eifer, die poetiſchen Züge der Überlieferung feſtzuhalten, der in Irland 
manche köſtliche Perle vor dem Untergange bewahrt hat. Im gemeinſamen 
Schiffbruch der geſelligen Zuſtände iſt hier wie dort jeder bemüht, das Vater⸗ 
land, von dem ein Stück nach dem anderen abbröckelt, wenigſtens im Abbild zu 
erhalten. Anmut, Beredſamkeit, Schönheit iſt beiden Völkerſtämmen gemeinſam; 
der iriſche unterliegt, ohne ſich zu ergeben, und bewahrt ſeine Erinnerungen 
aus Mangel an Hoffnungen, ebenſo der polniſche.“ 
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Woher ſtammt dann aber die ſich von den Unterworfenen ſo 
ſcharf abhebende Oberſchicht? Wieder macht der bereits zitierte 
preußiſche Juſtizbeamte (S. 20) geiſtvoll darauf aufmerkſam, der 
polniſche Adel könne nicht, wie vulgo angenommen, aus dem Norden 
gekommen ſein; denn die polniſchen Monatsnamen enthielten eine 
dem nordiſchen Klima nicht mehr angemeſſene Prolepfis, nach welcher 
der April Blütenmonat, der November (listopad) Blätterfallmonat 
heiße, während es in Polen beſtenfalls im Mai Frühjahr und ſchon 
im Oktober Spätherbſt würde. Aber es bedarf nicht ſolcher In⸗ 
dizien. Wir brauchen uns nur an die vielfach beſchriebene traditio⸗ 
nelle und zäh bis ins 18. Jahrhundert feſtgehaltene Tracht des be⸗ 
rittenen oder, wenn zu verarmt, um ein Pferd zu beſitzen, noch mit 
Sporen an den bloßen Füßen herumlaufenden polniſchen Schlachzizen 
zu erinnern!, den breiten Gürtel, die bauſchigen, zum Reiten und 
Niederhocken zugeſchnittenen Beinkleider, den hängenden Schnurrbart, 
den kalmückenhaft glattgeſchorenen Schädel mit dem auf dem Wirbel 
ſtehengelaſſenen Haarbüſchel, den krummen Säbel, und die Tracht der 
Gefolgſchaft, der noch im 18. Jahrhundert mit Pfeil und Bogen 
bewaffneten Haiducken, der Bedienten mit tatariſchem Oberkleid 
(v. d. Brüggen, S. 117) zu erinnern, um den Eindruck zu gewinnen, 
daß ein öſtliches, vielleicht finniſch⸗tatariſches Reitervolk? hier die 
Herrſchaft über eine andersgeartete Unterſchicht gewonnen hat. Über 
den gelegentlichen, uns hiſtoriſch beſſer zugänglichen Einwirkungen 
und Einwanderungen aus dem Weſten hat man immer zu ſehr die 
viel urſprünglicheren und ſtärkeren öſtlichen Einflüſſe vergeſſen, 
denen Polen mit ſeiner breiten öſtlichen Front namentlich von dem 
ganz unter byzantiniſchem Kultureinfluß ſtehenden Kiew her offen 
ſtand, und von dem wir einzelne Symptome noch in den wohl⸗ 
habenden und privilegierten Kolonien von Oſten her eingewanderter 
armeniſcher Kaufleute in Lemberg und Warſchau, in den Dörfern 
mohammedaniſcher Tataren in Litauen, in den bereits lange vor 
den Weſtjuden aus dem Kaukaſus und der Schwarzen Meer⸗ 
gegend eingewanderten Oſtjuden, den Karäern, erkennen können. 
Dieſer orientaliſche Einſchlag namentlich durch die herrſchende und 
tonangebende Kaſte hat auf den geſamten Volkscharakter einen ver⸗ 


1 Merkwürdigerweiſe erzählt auch von den Iren gerade ein zur Zeit der 
Königin Eliſabeth an Irlands Küſte verſchlagener polniſcher Nitter, daß die 
Häuptlinge würdevoll mit Sporen an den bloßen Füßen herumliefen. 

»Der Deutſche Ritterorden nennt die leichten ſlawiſchen Reiter, deren er 
ſich zuweilen als Hilfstruppen bedient, geradezu „Turkopolen“. 
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hängnisvollen Einfluß ausgeübt, der auch zum Beiſpiel Eduard 
Brandes in ſeinem ſonſt ſehr oberflächlichen Buch über Polen zu 
der richtigen Beobachtung veranlaßt hat, die Polen ſeien ein aus⸗ 
geſprochen morgenländiſches Volk, was ſich nicht nur im Tempera⸗ 
ment und der leicht entzündlichen Phantaſie, ſondern vor allem auch 
in dem unbeſtimmten fdweifenden und blumigen Charakter der 
Sprache zeige !. Nicht erſt Rußland, bereits Polen iſt „kalter 
Orient“. 

»Aber auch auf die innere Politik und dadurch ſchließlich auf 
die Wirtſchaft hat jenes ethnographiſche Moment einer ſtammfremden 
Adelskaſte die weitgehendſten Folgen gehabt. Aus ihm läßt ſich faſt die 
ganze polniſche Verfaſſungs⸗ und Wirtſchaftsgeſchichte reſtlos erklären. 
Der polniſche Adel unterſcheidet ſich von Anfang an vom weſteuro⸗ 
päiſchen durch den engeren Zuſammenhalt der Familie, durch eine nach 
außen exkluſive, unter ſich demokratiſche Sippenverfaſſung, die als 
Merkmal der Zugehörigkeit zur Adelsklaſſe nicht den Grundbeſitz 
— das Fehlen dieſes Moments eben ein Zeichen nomadiſcher Her⸗ 
kunft —, ſondern lediglich die traditionell anerkannte Zugehörigkeit 
zur Sippe, ſpäter nach Einführung von Wappen das Recht der 
Wappenführung betrachtet. Es fehlt das für den weſteuropäiſchen 
Adel charakteriſtiſche Moment der Bodenſtändigkeit und Landſäſſig⸗ 
keit, das dort bis ins ſpäte Mittelalter ein ſtändiges Steigen und 
Fallen bewirkt, derart, daß mit der Vertretung der Grundherren 
beauftragte Meier neue Adelsſchichten bilden, landlos gewordene 
arme Ritter aber ins Bürger⸗ und Bauerntum zurückſinken. Wieder 
berichtet ſehr bezeichnend jener preußiſche Beamte, daß polniſche 
Adlige, die der preußiſchen Herrſchaft ſich anpaſſen wollten, für das 
den Landbeſitz bezeichnende „Von, Zu und Auf“ ſo wenig Ver⸗ 
ſtändnis hatten, daß ſie das Von vor den Vornamen ſetzten. Mit 
jener Sippſchaftsverfaſſung hängt der große Umfang des heutigen 
polniſchen Adels zuſammen, der auch bei Landloſigkeit und größter 
Armut nie ins Volk zurückſinken, ſondern kraft ſeiner Geſchlechts⸗ 
zugehörigkeit den Adel gar nicht verlieren konnte, hängt es ferner 
zuſammen, daß eine Feudalität mit ausgebildeten Normen im weſt⸗ 
lichen Sinne in Polen ſich nicht entwickeln konnte, ſondern daß es 


— — — — — 


1 Nebenbei bemerkt iſt es nach Brandes eine intereſſante Antinomie 
und ein Beweis ſich berührender Gegenſätze, daß gerade dieſes Volk, deſſen 
zweite Sprache das Franzöſiſche iſt, von dem wahren Charakter dieſer Sprache, 
der clarté latine, am weiteſten entfernt iſt. 

Schmollerz Jahrbuch XL 3. 11 
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bei undifferenzierten Vorformen derſelben blieb. Feudalität hat ein 
feſtes ſoziales Gefüge, eine auf Bodenvergebung und Grundbefitz fich 
in ſcharſer vertikaler Gliederung aufbauende ſoziale Hierarchie einander 
über» und untergeordneter Adelsklaſſen zur Vorausſetzung. Solche 
ſcharf gegeneinander abgeſtufte Klaſſen können ſich innerhalb der 
polniſchen Adelskaſte eben wegen ihres ſippenhaften und zugleich 
proviſoriſch⸗nomadenhaften Charakters, der das gegenſeitige Ver⸗ 
hältnis der Genoſſen auch nach dem Seßhaftwerden im Grunde noch 
als Contubernium betrachtet, nicht entwickeln; höchſtens gehen aus 
ihr gleichgeordnete ephemere Gelegenheitsverbände, Konföderationen, 
hervor, mit dem geſetzlich garantierten Recht zu politiſchen Ver⸗ 
ſchwörungen gegen Reich und Krone. Daher die frühen Erfolge 
des ſowohl gegen ihm übergeordnete Inſtanzen wie den König als 
auch gegen unter ihm aufkommende Stände wie Pech und Schwefel 
zuſammenhaltenden Adels; iſt es doch ſelbſt dem König im Grunde 
nicht geſtattet, einen Plebejer zu nobilitieren; denn der König kann 
wohl Land, nicht aber die nachträgliche Zugehörigkeit zu einer 
der bereits vorhandenen Adelsſippen verleihen und muß alſo den 
zu Nobilitierenden gewiſſermaßen ſelbſt adoptieren, indem er ihm 
einen Teil feines eigenen Wappens verleiht !. Mächtige Monarchen, 
die am Anfang der polniſchen Reichsgeſchichte häufiger ſind wie am 
Ende, verſuchen wohl den Adel zu Bauſteinen ihres Staatsgebäudes 
zu benutzen, belehnen ihn mit Amtslehen und führen ihre Kriege 
mit dem heerespflichtigen, berittenen Adelsaufgebot, aber bald tritt 
ihnen ihr Werkzeug ſelbſtändig gegenüber. 

Inſofern jene Amts⸗ und Militärlehen, die Caſtellaneien und 
ſpäter die Staroſteien, die Staatsdomänen, der Krone entfremdet 
und größtenteils erblicher Lehensbeſitz, ſchließlich allodifiziert werden, 
ähnelt die allmähliche Verarmung der Krone, der Verluſt ihres 
Hausgutes, der weſtlichen Entwicklung. Die Parallele geht bis in 
Einzelheiten und erinnert ſogar an frühe engliſche Epochen, da an⸗ 
nähernd zur gleichen Zeit der aufſäſſige polniſche Adel der Krone 
perſönliche Immunität abringt. Der Grundſatz „neminem capti- 
vabimus nisi jure convietum“ entſpricht genau der „habeas 
corpus“ -Akte. Aber nur in dieſen dezentraliſierenden Tendenzen 


1 Noch am Anfange des 18. Jahrhunderts muß, als Auguſt der Starke 
feinem Günftling, dem Grafen Brühl, das polniſche Adels indigenat verſchaffen 
will, zu einer Schiebung gegriffen werden, indem ein heruntergekommener pol⸗ 
niſcher Magnat ähnlichen Namens den Grafen Brühl für ſeinen Verwandten 
erklärt und ihm gegen reichliche Zahlung ſein Gut abtritt. 
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liegt eine Ahnlichkeit vor. Sie geht nicht ſo weit, daß etwa auch 
wie in Deutſchland beſonders reich und mächtig gewordene Magnaten 
ihre Befigungen zu ſelbſtändigen Territorien zuſammenfaſſen und ſich 
zu autonomen Landesfürſten aufſchwingen, den Kleinadel als Pie⸗ 
deſtal benutzend und tief unter ſich laſſend. Das ging in Polen 
aus geſellſchaftlichen Gründen nicht an; zu lebhaft erhielt ſich bis 
in die Neuzeit der traditionelle Sippenzuſammenhang, der auch den 
zu größerer Macht und Anſehen Emporgeſtiegenen an die Sippen⸗ 
genoſſen band, ihn zwang, mit jenen zu hauſen und zu teilen. Das 
im Weſten ſchon zur Zeit Karls des Großen verſchwindende Sippen⸗ 
eigentum iſt in Polen noch im 13. Jahrhundert nachweisbar. Die 
Verwandten können zufolge der consuetudo terrae die Veräußerung 
von Familien» bzw. Sippſchaftsland verhindern, das ganze Geſchlecht 
muß den Bodenverkauf billigen !. 

Überaus bezeichnend für die vornehmen Abſchluß nicht duldenden 
geſellſchaftlichen Anſchauungen iſt die wohl beglaubigte Anekdote, 
wie der Kronmarſchall Branicki (derſelbe, der mit Caſanova in War⸗ 
ſchau ein Duell hatte), wegen ſeiner jovialen Sitten der Abgott des 
größeren, ſich bewußt rein ſarmatiſch gebenden Adelsteils im Gegen⸗ 
ſatz zu der kleinen, vom weſtlichen Geiſte der Aufklärung ergriffenen 
franzöfifchen Partei, betrunken zu König Stanislaus in die Audienz 
kommt und auf deſſen Vorhalten gemütlich erwidert, er rate ihm, 
auch zu trinken, dann werde er jedenfalls populärer werden, als er 
es jetzt fei*. Ein Kenner feines Volkes! Dadurch, daß er wie 
ſeine Leute und in ihrer Mitte lebt, frére et cochon mit ihnen, 
beſonders das letztere, wird der Magnat der Abgott ſeines Gefolges, 
das er kleidet und ernährt, und das deshalb mit ſtiefelküſſender 
Unterwürfigkeit an ſeinem Brotgeber hängt, das letzterer aber ſeiner⸗ 
ſeits nicht minder notwendig braucht. Verweiſt doch das geltende 
Recht, dem noch im 18. Jahrhundert, abgeſehen von der ſonſtigen 
Unfiderbeit der äußerlich auf Obſervanz, innerlich auf Korruption 


1 v. Nakowski, S. 1. „Auch kann der Vater nicht ohne Zuſtimmung 
ſeiner Söhne verkaufen. Im ganzen geſellſchaftlichen Leben, das ja allein durch 
die Adelskaſte repräſentiert wird, drückt ſich dieſe quaſi kameradſchaftlich⸗ 
demokratiſche Adelsverfaſſung aus, und mit großer Energie wird bis zum 
18. Jahrhundert, in welchem von Sachſen aus höhere deutſche Adelstitel durch⸗ 
filtrieren, verhindert, daß ſich übergeordnete Adelsklaſſen, Grafen und Barone, 
ausbilden und gegen das Gros des Allgemeinadels abſchließen (der allein ge⸗ 
duldete Fürſtentitel [Knäs!] iſt litauiſchen Urſprungs und mußte bei der Perſonal⸗ 
union übernommen werden.“) 


2 p. d. Brüggen, Polens Auflöſung. Leipzig 1878 (S. 181). 
11 * 
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beruhenden Rechtſprechung, jede Exekutivgewalt fehlt, ſelbſt nach ge⸗ 
wonnenem Prozeß, der ſich meiſt um Grundſtückſtreitigkeiten dreht. 
den Sieger auf Selbſthilfe. Durch „Einreiten“ mit möͤglichſt zahl⸗ 
reichem Gefolge, dem ſich der Angegriffene natürlich wieder mit ſeinen 
Leuten widerſetzt, ſucht man ſich des ſtrittigen Objekts zu bemäch⸗ 
tigen, um dann als beatus possidens die weiteren Schritte des 
Gegners ruhig abwarten zu können. Dazu und zu ſonſtigen Zwecken, 
ſpeziell um Einfluß auf die allein vom Adel gewählten Land- und 
Reichstage und die ebenfalls größtenteils aus Adelswahlen ſich 
rekrutierenden Gerichtshöfe zu gewinnen, braucht der Magnat eben 
eine zahlreiche und ergebene Gefolgſchaft; er kann nicht vornehm 
den Coriolan ſpielen, ſich von ſeinen Untertanen zurückziehen, die 
zugleich ſeine Wähler ſind. Daher wird in der ganz oberflächlichen 
polniſchen Erziehung des jungen Adligen neben der Übung in den 
Waffen und im Reiten vor allem der „Polor“ erſtrebt, die An⸗ 
eignung gewinnender Umgangsformen, die im Umgang mit niedriger 
Stehenden unerläßlich ſind, um ſich ein ergebenes Gefolge zu ſchaffen, 
mit Gleichſtehenden, um eine politiſche Rolle zu fpielen und ſich 
nicht von einem noch Mächtigeren an die Wand drücken zu laſſen. 
Auf die wirtſchaftliche Bedeutung jenes namentlich vom 16. Jahr⸗ 
hundert ab ſtärker hervortretenden Gefolgſchaftsweſens werden wir 
ſpäter noch zurückzukommen haben. 

Die bäuerliche Bevölkerung wird anfangs durch die Krone gegen 
die ärgſten Übergriffe geſchützt. Da aber die wenigen Verwaltungs⸗ 
und Juſtizbeamten ebenfalls dem Adel angehören, iſt mit Ausnahme 
der Krondomänen eine wirkliche Kontrolle ſo wenig möglich, daß 
bereits Kaſimir der Große bei ihm ſchutzſuchenden Bauern raten 
muß, ſich mit Knüppeln und Steinen gegen den Adel zu verteidigen. 
Außerdem wächſt der Druck von oben in dem Maße, als die ſchwächer 
werdende Zentralgewalt, die nicht auf einer geregelten Verfaſſung, 
ſondern nur auf dem naturgemäß ſich verringernden Hausgut und 
der Perſon einzelner ſtarker Monarchen beruhte, den urſprünglichen 
ſozuſagen zentraliſtiſch⸗feudalen Verband lockerte und eine Allodi⸗ 
fizierung der Krondomänen und Adelsgüter zugab, welche die Bauern 
nunmehr ohne Aufſichtsrecht der Krone den Grundherren auslieferte. 
Nur in den litauiſchen Grenzmarken erhielt ſich bezeichnenderweiſe auf 
den ausdrücklich mit der defensio terrae beauftragten Lehen die 
Feudalität und die Verpflichtung zur residentia personalis länger “, 


m Rodakiewicz, Die galiziſchen Bauern unter der polniſchen Nepubtik. 
Brünn 1902 (S. 14). 
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bis auch dort ſchließlich das polniſche jus terrestre ſiegte, ſo daß 
bei der Luſtration von 1564 auch dort nur noch ganz wenige Lehen 
vorhanden waren. 

2. 


Jene Beſtrebungen, die Bauern feſt an die Scholle zu binden, 
der Obergerichtsbarkeit der Krone zu entziehen und ihre (meiſt un⸗ 
gemeſſenen) Leiſtungen zu erhöhen, reichen ſo weit zurück wie die 
polniſche Geſchichte überhaupt und haben vermutlich ihren Grund 
in der Eigenart der unterworfenen Landbevölkerung. Bis zur deut⸗ 
ſchen Koloniſation, alſo bis zum Anfang des 12. Jahrhunderts 
etwa, iſt dieſe Unterſchicht nämlich noch ſehr labil; wie im heutigen 
Rußland unternehmen die noch nicht allzuſehr durch inveſtierte wirt⸗ 
ſchaftliche Intereſſen und ſolid gebauten Siedlungen an den Boden 
gefeſſelten Landleute große Wanderungen, wenn es ihnen in der 
engeren Heimat nicht mehr behagt!. In dem menſchenleeren Lande 
werden ſie überall mit offenen Armen aufgenommen. Da aber das 
Land ohne Leute und deren Naturallieferungen damals noch wenig 
wert iſt, ſucht man der Bevölkerung natürlich den Abzug zu er⸗ 
ſchweren. — Dem gleichen Beſtreben, das an ſich faſt wertloſe Land 
beſſer zu nutzen, verdankt dann die umfangreiche, auf friedlichem 
Wege erfolgte Koloniſation im weſtlichen Polen durch deutſche 
Siedler ihren Urſprung. Durchwegs faſt iſt es ein adliger Grund⸗ 
herr, der unter Vermittlung eines Unternehmers (conductor) 
durch Verſprechung günſtiger Bedingungen deutſche Siedler ins Land 
zieht. Überall aber, wo ſolche Siedlungen vorgenommen werden, 
muß vorher der König auf ſeine Hoheitsrechte über das betreffende 
Adelsland, u. a. feine Gerichtshoheit, welche dem Untertan drückende 
öffentliche Dienſte auferlegt, verzichten. Dadurch können den neuen 
Siedlern zunächſt günſtigere Bedingungen rein wirtſchaftlicher Art 
gewährt werden. Die deutſche Siedlung geht alſo — und das iſt 
für die Folge von ausſchlaggebender Wichtigkeit — Hand in Hand 
mit der Allodifikation des Adelslandes. In jenem königlichen, ur⸗ 
ſprünglich gutgemeinten Verzicht liegt aber bereits der Keim und 
die Möglichkeit zu ſpäterer Herabdrückung der deutſchen Siedler, die 
vorläufig nach deutſchem Zinsrecht faſt als Eigentümer, mindeſtens 


1 Noch im 17. Jahrhundert ſchlägt der Schriftſteller und Moraliſt Oſa⸗ 
linski vor, die Ukraine zu koloniſieren, aber nur mit Deutſchen, „denn die 
Polen ſeien ein unſtabiles Element, hielten es nicht lange an einem Orte aus, 
würden dann wohl zu Abenteurern und Koſaken werden“ (Gorgas, Volks⸗ 
wirtſchaftliche Anſichten in Polen im 17. Jahrhundert. Insbruck 1905, S. 64). 


166 Rudolf Leonhard [1252 


aber als durch Einkauf im Beſitzrecht geſicherte Erbpächter zu mäßigem 
Zins und mit einer Reihe ſteuerfreier Jahre in eigenen Dörfern 
mit weitgehender Selbſtverwaltung angeſiedelt werden. Vorläufig 
iſt ihre Lage günſtig, aber indem der König ausdrücklich ſein Des⸗ 
intereſſement an den neuen Siedlungen erklärt, verliert er auch die 
rechtliche Möglichkeit, die Bauern gegen ſpätere Übergriffe der Grund⸗ 
herren vermöge ſeines Lehensrechtes über den Grundherrn zu ſchützen. 
Staatsrechtlich hätte er in Polen überhaupt keine Handhabe gehabt. 
Übrigens fcheint nicht überall die Stellung der deutſchen Siedler 
von vornherein eine ſo völlig ſelbſtändige und unantaſtbare geweſen 
zu ſein. Wenigſtens hat nach Rummler! der Schulze, dieſer Hort 
und Schirm bäuerlicher Selbſtändigkeit, deſſen Verwaltung und Ge⸗ 
richtsbarkeit vorläufig die des Grundherrn erſetzt, und der dem 
Grundherrn gegenüber die Intereſſen des Dorfes vertritt, vielfach 
eine eigentümliche Doppelſtellung als Dorfvertreter einerſeits, als 
Lehnsmann des Grundherrn anderſeits, unter dem er nicht nur be⸗ 
ritten zu Felde ziehen muß, ſondern den er auch auf Reiſen und 
kleinen Ausritten bewaffnet als untertäniger Gefolgsmann zu be⸗ 
gleiten hat. Auch gibt zu denken, daß in manchen Siedlungsurkunden 
bereits der Grundherr, nicht der Siedler, als haeres bezeichnet wird!. 
Auch ſind durch den Verzicht der Krone die drückenden öffentlich⸗ 
rechtlichen Leiſtungen nicht gänzlich verſchwunden; ſie ſcheinen zum 
Teil auf den Grundherrn übergegangen zu ſein, und darin liegt von 
vornherein der Keim zur ſpäteren Unfreiheit der deutſchen Siedler 
begründet; denn ganz freier, voller Grundbeſitz, von keiner Perſon 
abhängig, ſondern nur direkt dem abſtrakten Staat unterſtehend, iſt 
ja erſt in der Neuzeit denkbar, während im Mittelalter alle öffentlich⸗ 
rechtlichen Gewalten, die Verwaltung, die Juſtiz, die Verteidigung, 
ſich ſtets in der Perſon eines leiblichen Oberherrn verkörperten und 
auf den privilegierten Grundbefig radiziert waren. Zwiſchen öffent⸗ 
lichem Recht und Grundbeſitz beſtand alſo eine unlösliche Affinität; 
von Auflagen und Dienſten völlig freien Grundbeſitz kannte man 
nur bei allodifiziertem, privilegiertem Adels⸗ und Kirchenland. 
Jene deutſche Koloniſation ſchafft nun überhaupt erſt einiger⸗ 
maßen ſtabile Grundbeſitzverhältniſſe in Polen. Von da datieren 
die erſten regulären Vermeſſungen, und die bis dahin leichtflüſſige 


1 Ernft Rummler, Die Schulzen der deutſch⸗ rechtlichen Dörfer Grob: 
Polens im 13. und 14. Jahrhundert. Poſen 1895. 

v. Rakowski, Entſtehung des Grundbeſitzes im 15. und 16. Jahr- 
hundert in Polen. Poſen 1899. 
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polniſche Volksmenge kommt durch das labartige, quantitativ geringe, 
aber qualitativ ſehr wirkſame, weil ſeine Wirkung auf die Umgebung 
durch Kontaktmetamorphoſe weitergebende Ferment deutſcher Ein⸗ 
wanderung zum Gerinnen. In begreiflichem nationalen Chauvinismus 
ſtellen es manche polniſche Schriftſteller fo dar, daß auch vor der 
deutſchen Einwanderung Polen ſich ſchon einer relativen Eigenkultur 
erfreut hätte. Tatſächlich verdankt es, wie dem Frankenreich die 
erſte zentrale Organiſation, ſo den deutſchen Einwanderern des 
12. Jahrhunderts die erſten Anfänge rationellen Ackerbaues mit 
Zwei⸗ und Dreifelderwirtſchaft und breiter, den Boden wendender 
Pflugſchar, und zugleich die erſte feſte Ordnung der Wohn⸗ und 
Grundbeſitzverhältniſſe. Langſam weicht die Wald⸗ und Holzkultur! 
der Agrikultur, aber nur in den weſtlichen Landesteilen; in den erſt 
viel fpäter zum Königreiche Polen durch Perſonalunion oder Eroberung 
hinzukommenden neuen Erwerbungen Litauen, Podolien, Wolhynien, 
der Ukraine, beſtehen die alten Zuſtände noch lange fort. 

Da auch polniſche Dörfer das dem Grundherrn vorteilhaftere 
deutſche, kulmiſche oder Magdeburger Recht erhalten — der Grund⸗ 
herr bezieht hier zum erſtenmal feſte Naturalerträge und Geldzinſe 
und iſt nicht mehr ausſchließlich auf die ſchwankenden Ergebniſſe der 
bisherigen Okkupationswirtſchaft von Leibeigenen angewieſen —, 
ſo iſt es ſchwer, bei den Siedlungsurkunden zwiſchen ſolchen deutſcher 
und urſprünglich ſlawiſcher Dörfer zu unterſcheiden, um fo mehr, als 
auch gemiſchte Bevölkerung vorkommt. Vielleicht beziehen ſich jene 
Stellen, welche ſchon frühzeitig die Abwanderung erſchweren ſollen, 
nur auf flawijde, mit deutſchem Recht belehnte Dörfer; nicht aus⸗ 
geſchloſſen iſt aber ihre Gültigkeit auch für die deutſchen Siedler. 
Hatte doch damals eine mächtige Wander- und Abenteuerluſt das 
deutſche Volk ergriffen, die ſich in den Kreuzzügen und ſpäter dann 
in ihrer Fortſetzung, den Wanderungen nach dem Oſten, Luft machte. 
Wohl nicht ausſchließlich ſoziale Not trieb zu jenen großen Ver⸗ 
ſchiebungen. Noch waren auch im damaligen Deutſchland die Ver⸗ 
hältniſſe nicht ſo ſtabil, daß nicht ein verhältnismäßig kleiner Anſtoß, 
die Sage von Gegenden mit beſſerem Beſitzrecht und fruchtbarerem 
Boden, genügt hätte, um große Maſſen aufs Geratewohl in Bewegung 
zu ſetzen. Wurden dann im neuen Lande von anderer Seite — die 
Grundherren ſuchten mit günſtigen Bedingungen ſich zu überbieten 
und die Siedler ſich gegenſeitig wegzufangen — noch beſſere Be⸗ 


— 


Warſzawski, S. 7. „Das Brot war ein Luxusgegenſtand.“ 
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dingungen geſtellt, fo zog man eben dorthin, zum Schaden des bis⸗ 
herigen Grundherrn, bei dem man die erſten Siedlungsjahre gänzlich 
abgabenfrei gehauſt hatte. Das ſollte verhindert werden, und ſo 
ſehen wir Keime zur ſpäteren Schollenbindung gleich anfangs in den 
häufigen Bedingungen feſtgelegt, daß der Bauer bei eventuellem 
Abzug für die abgabenfreien Jahre nachzahlen, den Hof in gutem 
Zuſtand, die Felder gut angebaut übergeben müſſe. Wie flüſſig die 
Verhältniſſe damals noch geweſen ſein müſſen, wie wenig dauernde 
Werte der abziehende Kolone zurückließ und in den Boden hinein- 
gearbeitet hatte, beweiſen noch die viel ſpäteren Statuten von 
Wisliza 1347, in denen Fälle feſtgeſtellt werden, wo der Bauer ſeinen 
Grundherrn verlaſſen kann und ſogar muß; muß, wenn erſterer dem 
Kirchenbann verfällt, kann, wenn er ſeine Schulden auf die Bauern 
abwälzt oder ſich an den Weibern der Bauern vergreift. 

Wir ſagten, die neuen deutſchen Siedler zahlten dem Grund⸗ 
herrn Geldzinſe. Das beweiſt a priori, daß ein Markt vorhanden 
ſein mußte, auf dem Überſchüſſe der Wirtſchaft abgeſetzt und in Geld 
verwandelt werden konnten. Dieſer Markt konnte nicht im Ausland 
liegen, denn ein ſtärkerer Getreidebedarf weſtlicher Gegenden kommt 
für das 12. und 13. Jahrhundert noch nicht in Frage. Es konnte 
ſich alſo nur um einen inneren Markt handeln. Dieſen ſtellen die 
zahlreichen ſtädtiſchen Siedlungen dar, die beſonders in den weſtlichen 
Landesteilen, in Groß⸗ und Kleinpolen, emporwachſen, teilweiſe ent: 
ſtanden aus früheren Märkten um die Landesburgen herum und 
durch dauernde Siedlung innerhalb der ſchützenden Mauerringe, in 
der Hauptſache aber von den Grundherren auf ihrem Gebiet ähnlich 
wie die offenen Dörfer maſſenhaft gegründet, um dem übrigen 
Grundbeſitz mehr Wert zu verleihen und den Agrarprodukten der 
Untertanen einen gewiſſen Abſatz zu verſchaffen. Größtenteils von 
Deutſchen und von den aus Deutſchland zur Zeit der Kreuzzüge 
geflüchteten Juden bevölkert, unterſtanden ſie als ſogenannte Mediat⸗ 
ſtädte bei ſehr geringer Selbſtverwaltung der Jurisdiktion und Willkür 
des Grundherrn in kaum geringerem Maße als die offenen Dörfer, 
von denen ſie ſich auch durch die Lebensweiſe der Bewohner wenig 
unterſchieden. Denn neben etwas Handwerk und Kleinhandel betrieben 
die Einwohner genau fo Ackerbau und Viehzucht wie die Bauern“, 
ſo daß ſie dieſen außer Getreide kaum etwas abzukaufen brauchten. 


* Kollontaj ſchreibt um 1790: „Der Städter unterſcheidet ſich gar nicht 
vom Landmann; er wühlt auch im Felde, und zu Hauſe iſt er gleich ihm der 
Trunkſucht ergeben.“ 
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Etwas mehr Kaufkraft entfalteten die wenigen größeren Städte, 
die auf den alten Heerſtraßen des Weltverkehrs lagen und durch 
ihren Wohlſtand ſich eine beſſere Stellung als reichsunmittelbare 
Immediatſtädte geſchaffen hatten. (Auf den Reichstagen war indeſſen 
nur Krakau vertreten, und auch dieſes hat jene Vertretung ſpäter 
wieder aufgegeben; dagegen hatten ſeine Bürger das Ausnahmerecht, 
Landbeſitz zu erwerben.) Urſprünglich lag nämlich Polen nicht fo 
abſeits von den Wegen des Weltverkehrs wie ſeit dem 16. Jahr⸗ 
hundert; ſo oft der Donauverkehr mit dem Orient behindert war, 
ging der Orienthandel auf dem uralten, ſchon bei Herodot nachweis⸗ 
barem Wege von den Häfen der Krim und des Schwarzen Meeres 
nach Kiew (das Boleslaus Chrobry bereits 1018 erobert hatte, fo 
ſein Land dem Orient und orientaliſch⸗byzantiniſchem Einfluß öffnend), 
und von dort teils nach Breslau, teils nach den preußiſchen Häfen 
der Bernſteinküſte. Thorn bezog auf dieſe Art orientaliſche Waren 
und verſchiffte ſie nach dem Weſten. Ein anderer Handelsweg ging 
von Lemberg aus ſüdwärts durch die Wallachei nach der Balkan⸗ 
halbinſel, ebenſo ein viel begangener Weg von Oberſchleſien und 
Oberungarn durch die heutige Provinz Poſen nach der Oſtſee (wobei 
Partſch in feinem Werke über Schlefien die Identität des bei Plinius 
erwähnten Caliſia mit dem heutigen Kaliſch nachgewieſen hat). Die 
Städte, die an jenen Handelswegen lagen, vor allem Lemberg, Krakau 
und Poſen, bereicherten ſich namentlich durch den Einfuhrhandel mit 
ungariſchen Weinen und Kupfer und zogen aus dem Durchgangs⸗ 
verkehr der Orientwaren reichen Gewinn, ſo daß ſich im 14. und 
15. Jahrhundert Anſätze zu einer ähnlichen Entwicklung zeigen wie 
der der deutſchen Reichsſtädte, die ja ebenfalls, wie das Beiſpiel 
Straßburgs lehrt, aus einer urſprünglich vom Grundherrn, Grafen 
oder Biſchof abhängigen Stellung ſich zu ſouveränen Mächten ent⸗ 
wickelt haben. | 

Indeſſen die Umwelt und die herrſchenden politiſchen Mächte 
waren im Oſten der Entwicklung ſtädtiſcher Selbſtändigkeit nicht 
günſtig. Der polniſche Nomadenadel betrachtete mit unverhohlenem 
Mißtrauen die aufkommende Macht der Städte und verhinderte ihr 
Emporkommen in jeder Art. Während in Deutſchland und in Italien 
die Landjunker ſelbſt freiwillig oder gezwungen in die Stadt ziehen 
und dort das grundbeſitzende Patriziat bilden, find die Städte in 
Polen keine bodenſtändigen, aus der Konzentration des Wohlſtands⸗ 
und Bevölkerungsüberſchuſſes der umliegenden Landſchaft erwachſenen 
Agglomerationen, ſondern eben in der Hauptſache künſtliche, der 
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Landſchaft aufgepfropfte, von Fremden bewohnte Siedlungen; daher 
die inſtinktive Abneigung der Schlachta gegen dieſe Fremdkörper; aber 
gerade ihre Abneigung hinderte die Nationaliſierung der Städte. 

Indeſſen nicht dieſe Mißgunſt des Adels allein, ja nicht einmal 
ſie überwiegend war es, die wenigſtens den größeren Städten den 
ökonomiſchen Boden unter den Füßen entzog und ſie dadurch auch 
politiſch mundtot machte. Wie wohl in allen ſolchen Fällen reſultiert 
vielmehr die letzte Urſache aus einer Umkehrung der Welthandels⸗ 
wege, wodurch bisher begangene Routen verſchloſſen und neue eröffnet 
wurden. 1453 erobern die Türken Konſtantinopel, und damit iſt 
für längere Zeit der einträgliche Orienthandel aus dem Schwarzen 
Meer heraus nicht nur ſüdwärts, ſondern auch nordwärts abgeſchnitten. 
Der Untergang der blühenden genueſiſchen und venezianiſchen Kolonien 
im Schwarzen Meer machte ſich mit ſeinen Rückwirkungen auch im 
nordweſtlichen Hinterland Polen ſchmerzlich fühlbar. Soweit ſeitdem 
noch Orientwaren nach Polen kommen, gelangen ſie auf umgekehrtem 
Wege über Oberdeutſchland von Nürnberg oder Breslau aus nach 
Polen oder auf dem Seeweg vom Mittelmeer durch die Nord⸗ und 
Oſtſee nach den preußiſchen Küftenftädten und erſt von da aus land⸗ 
einwärts. Der bisherige einträgliche ee geht den bisher 
beteiligten polniſchen Städten verloren. 

Dies die Urſache des Verfalls für die größeren Städte; die 
kleineren und kleinſten Flecken dagegen können ſich teils überhaupt 
nicht recht entwickeln, weil ſie, beſonders in der heutigen Provinz 
Poſen, durch übermäßigen Gründungseifer zu eng aneinandergeſetzt, 
nicht leben und ſterben können, teils verfallen ſie und gehen zurück 
durch den ſtärkeren und vielſeitigeren Ausbau der Fronhöfe und 
Gutswirtſchaften, die der Städteentwicklung die Exiſtenzbedingungen 
entziehen. Man braucht die kränkliche Exiſtenz dieſer deutſch⸗polniſchen 
Kleinſtädte nicht mit Kutrzeba ausſchließlich auf nationaliſtiſche Gründe, 
nämlich darauf zurückzuführen, daß ſie im Grunde fremde, nach 
deutſchem Muſter kopierte Einrichtungen geweſen ſeien, die einer anders⸗ 
gearteten Umgebung ohne Tragkraft aufgepfropft wurden. Es zeigt fid 
vielmehr in Polen wie an einem intereſſanten Gegenbeiſpiel, daß für 
die mittelalterliche Städteentwicklung all jene vielleicht engherzigen 
und krämerhaften, aber den damaligen Verkehrsverhältniſſen durchaus 
entſprechenden Grundlagen und Vorbedingungen, nämlich eine aus⸗ 
ſchließliche ökonomiſche Herrſchaft über die engere Umgebung und 
weiterhin die Flüſſe und Landſtraßen, eine Art Fernbeſteuerung des 
Verkehrs, unbedingt notwendig waren. Wegen des Fehlens dieſer 
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rechtlichen Vorbedingungen gleichen die polniſchen Städte meiſt einem 
Baum, den man in eine vorher mit Fruchterde ausgefüllte Grube 
geſetzt hat, und der ſich eine Zeitlang gut entwickelt, bis er mit 
ſeinen Wurzeln an die kieſige Umgebung des ſchlechteren Untergrundes 
gelangt, worauf er kränkelt und eingeht. Den deutſchen und 
italieniſchen Städten kam bei ihrem Wachstum die reichere geographiſche 
Gliederung, die kantonale und territoriale Zerſplitterung des Landes 
zugute. Leicht ließ ſich, oft ſogar mit Zuſtimmung des Landesherrn, 
nicht nur ein Bannmeilen⸗, ſondern auch ein Stapel⸗ und Wegerecht 
durchſetzen, das den durchreiſenden Kaufmann zur Einkehr und Aus⸗ 
ftelung feiner Waren zwang. Anders in den weiten polniſchen 
Ebenen, in denen ſich zwar kein zentraliſtiſcher Einheitsſtaat ent⸗ 
wickelte, in welchen aber der Adel in völlig einheitlicher und gleich⸗ 
mäßiger Weiſe die Wirtſchaftspolitik zu ſeinen Gunſten lenkte und 
ſein Intereſſe in allen Punkten im Schaden der Städte zu finden 
glaubte. Allerdings iſt er der Anſicht, daß ſtädtiſche Siedlungen 
(deshalb wurden ſie ja in der Hauptſache gegründet) immerhin ein 
gutes Mittel ſeien, um überſchüſſige Agrarprodukte an den Mann 
zu bringen. Das ſollte aber nicht dadurch erreicht werden, daß man 
die Städte wachſen und gedeihen und ſich dabei womöglich politiſch 
über den Kopf wachſen ließ, ſondern dadurch, daß man ihnen zu 
einem durch Reichstag oder Staroſt feſtgeſetzten Taxpreiſe das Getreide 
der Umgegend aufhalſte; wenigſtens dauerten dieſe Beſtrebungen ſo 
lange, als man nicht für den Überſchuß einen lohnenderen Ausweg 
ins Ausland gefunden. Wurde die Stadt ſo zum Kaufen gezwungen, 
ſo mußte ſie auch eine geſicherte Verkaufsmöglichkeit haben. Einen 
entſprechenden Abſatz für ihre Handwerksprodukte in die umliegende 
Landſchaft kann fie aber nicht finden. Denn die Schlachta baut ihr 
Fronhofſyſtem (wir nennen die polniſchen Rittergüter im folgenden 
deshalb Fronhöfe, weil ſie bei aller Anerkennung ihres, wo der 
Eigenbau ausgedehnt wird, gutswirtſchaftlichen Charakters ſich durch 
Angliederung von Handwerk und Handel möglichſter der Autarkie 
befleißigen, außerdem mehr der Herrſchaft als dem Erwerb dienen) 
zielbewußt auch darin aus, daß ſie Handwerker für den eigenen 
Bedarf auf ihren Gütern arbeiten, ja wohl gar die Überſchüſſe auf 
die ſtädtiſchen Märkte bringen läßt. So klagt zum Beiſpiel Opalinski 
in ſeinem „Wurm“ um 1650! darüber, daß der Adel, anſtatt ſich 


: Siegismund Gargas, Volkswirtſchaftliche Anſichten in Polen im 
17. Jahrhundert. Innsbruck 1905, S. 70. 
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mit dem Ackerbau zu begnügen, in den Städten das Leder aufkaufe 
und von ſeinen leibeigenen Schuſtern daraus Schuhe machen laſſe, 
die dann auf den Jahrmärkten verkauft oder weit weg verſandt 
würden. 

Vom Markt- und Stapelrecht der Städte iſt jo wenig die Rede, 
daß im Gegenteil gefliſſentlich fremde Kaufleute ins Land und auf 
die einheimiſchen Stadtmärkte gezogen werden, damit ſie ausländiſches 
Geld im Lande verzehren. „So hatte man nacheinander alle Arterien 
des Handels und Gewerbes durchſchnitten; es ſcheint ſich gleichſam 
alles zum Untergange der Städte verſchworen zu haben.“ (Gargas 210.) 
Unſinnige Taxgeſetze, die vor allem gänzlich undurchführbar find, 
ſchreiben dem Kaufmann vor, zu welchem Preis er ausländiſche 
Waren verkaufen darf, und geben dem Juden geringere Verdienſt⸗ 
möglichkeit als dem Chriſten. Vergebens proteſtieren 1621 die Kauf⸗ 
leute von Wilna gegen jene Taxen, da man ja naturgemäß den 
etwa ſteigenden Einkaufspreis in fernen Ländern wie Italien, der 
Türkei, Rußland und Perſien nicht beeinfluſſen könne. Die Kauf⸗ 
leute der fremden Stadt Prag würden beſſer behandelt als die von 
Wilna. „So wäre es denn beſſer, alle Privilegien und das ganze 
Magdeburger Recht dem König zu Füßen zu legen und ſich nach 
einer anderen Welt umzuſehen oder der Peſtkrankheit zu unterliegen; 
denn es iſt beſſer zu ſterben, als ein elendes Leben zu führen.“ 
(Gargas 211.) Da ihm ſo alle ſoliden Verdienſtmöglichkeiten ab⸗ 
geſchnitten ſind, erhält der einheimiſche polniſche Handel einen 
illegitimen Charakter, beruhend auf Schmuggel, Wucher, Betrug 
und ſchwindelhaften Gewinnen. Der Krämer iſt durchaus Proletarier, 
und nur wenn einer der zahlreichen Provinziallandtage ins Städtchen 
einzieht, das vorübergehend ſeine Einwohnerzahl verzehnfacht, macht 
er eine goldene Ernte auf Koſten des leichtlebigen, verſchwenderiſchen 
Adels. 

Bäuerlicher Zuzug vom Lande iſt ferner ſtreng verboten, die 
Städter dürfen einen Bauern nicht nur ohne Abzugsſchein nicht auf 
nehmen, ſie dürfen ihn nicht einmal eine Nacht über in den Stadt⸗ 
mauern behalten. Allein dadurch ſchon ſind die polniſchen Städte, 
die ja im Mittelalter überall wegen ihrer ſchlechten hygieniſchen Bers 
hältniſſe oft durch Epidemien dezimiert wurden und aus ſich heraus 
nicht wachſen konnten, ſondern auf ländlichen Zuzug angewieſen 
waren, zur Stagnation, ja zu direktem Rückgang verurteilt. Ge⸗ 
wiſſermaßen das Siegel wird jener Rückentwicklung aufgedrückt durch 
den allgemeinen Exodus der Juden im 16. Jahrhundert, die wie die 
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Ratten das finkende Schiff die Städte, in denen es nichts mehr zu 
verdienen gibt, verlaſſen und ſich in der Nähe der Rittergüter, der 
Fronhöfe, anſiedeln, dabei zugleich den bisherigen Schutz des Landes⸗ 
herrn mit dem eines beſtimmten Adligen vertauſchend. Ihre ver⸗ 
mittelnde und verwaltende Tätigkeit auf dem Fronhof bringt ihnen 
reiche Ernte, vor allem bemächtigen ſie ſich des Schnapshandels und 
⸗berkaufs, der beſonders in ungünſtig gelegenen Gegenden für den 
Grundherrn das einzige Mittel iſt, ſeine Getreideüberſchüſſe durch 
Verflüſſigung an den Mann zu bringen. Ihren kraſſeſten Ausdruck 
findet ſchließlich die politiſche und wirtſchaftliche Ohnmacht der 
polniſchen Städte in einer Erſcheinung, die das genaue Gegenbild 
der weſteuropäiſchen Stadtentwicklung darſtellt, nämlich in der Aus⸗ 
bildung ſogenannter Juridiken, d. h. von der Stadtverwaltung 
eximierter Häuſer und Viertel, die, obgleich im Weichbild der Stadt 
gelegen, unter grundherrſchaftlicher Verwaltung und Jurisdiktion ſtehen, 
alſo keine Kommunalſteuer zahlen! und von der ſtädtiſchen Gerichts⸗ 
barkeit befreit find. Während alſo in Weſteuropa die Städte als 
Inſeln bürgerlicher Freiheit Enklaven im Meere der Grundherrſchaft 
und Unfreiheit bilden und dieſe mehr oder weniger zerſetzen, während 
dort die Stadt ſich über das Land ausdehnt, indem ſie auch auf 
ländlichem Gebiet Beſitzungen hat, die ſtädtiſchem Recht unterſtehen, 


1 Nur in den beiden Mecklenburg, wo die rechtliche, wenn auch zum Glück 
nicht die wirtſchaftliche Entwicklung eine ähnliche geweſen iſt, haben ſich gleiche 
Erſcheinungen nicht nur ausgebildet, ſondern ſogar bis zur Gegenwart erhalten. 
Folgende Nachricht aus den „Münchener Neueſten Nachrichten“ vom 28. März 
1916 ſei hier abgedruckt: „Mecklenburgiſche Zuſtände. Es iſt unglaub⸗ 
lich, wie hartnäckig die bevorrechtigten Stände in Mecklenburg an ihren aus 
dem Mittelalter ſtammenden Privilegien auch jetzt noch, nach 20 Kriegsmonaten, 
feſthalten. Nicht einmal die Stürme des Krieges vermögen die dort herrſchende, 
allen heute geltenden ſtaatsrechtlichen Begriffen ſpottende Rechtsungleichheit zu 
entwurzeln. In der Stadt Roftod gibt es jetzt noch Leute, die völlige Steuer⸗ 
freiheit genießen. Diele ‚Eximierten“ ſollten nun, wie man uns von dort ſchreibt, 
nach einem Antrage der Stadt Roſtock auf dem jetzt beendeten mecklenburgiſchen 
Landtag wenigſtens zu einer außerordentlichen Kriegs ſteuer herangezogen werden. 
Ein Teil der Steuerfreien gab dazu jedoch folgende Erklärung ab: ‚Die ſtändi⸗ 
ſchen Beamten und der Adel Roſtocks lehnen die Übernahme der Steuerpflicht 
ab, da fie nicht bereit find, den Etat der Stadt Roftod aus ihrem Einkommen 
mit zu decken. Sie erklären ſich bereit, an Stelle der Kriegsſteuer größere 
Summen zur Verfügung zu ſtellen zur Beihilfe an bedürftige Krieger familien.“ 
Belanntgegeben wurde, daß außer Adel und Beamtenſchaft die übrigen Exi⸗ 
mierten ſich jeder Steuer unterworfen hätten. Es wurde ſchließlich beſchloſſen, 
die Angelegenheit bis zum nächſten Landtag ruhen zu laſſen.“ 
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dringt umgekehrt in Polen das politiſch übermächtige AdelsIand 
buchſtäblich in die Städte ein und ſchafft dort Inſeln der Unfreiheit; 
und während in den weſteuropäiſchen Städten Vororte minderen 
Rechts, von Pfahlbürgern, geflüchteten Leibeigenen oder Leuten 
minderer, rechtloſer Nationalität (wie zum Beiſpiel in der Mark von 
den in den Fiſchervororten, den „Kietzen“ angeſiedelten Wenden) 
bewohnt, den privilegierten Stadtkern umgaben und der ſtädtiſchen 
Jurisdiktion unterſtanden, ohne ihrerſeits vollbürgerliche Rechte zu 
genießen, errichten die polniſchen Grundherren oft unmittelbar vor 
den Toren einer widerſpenſtigen freien Immediatſtadt eine ihnen 
unterſtehende grundherrſchaftliche Siedlung, die natürlich alle Vorteile 
der nahen Stadt mitgenießt, ohne zu ihren Laſten irgendwie bei⸗ 
zutragen. . 

Schwer laſtet unter folden Umſtänden die ſoziale Mißachtung 
auf den ſtädtiſchen Vertretern von Handel und Handwerk, denen es 
in Polen im allgemeinen nicht gelingt, über den Standard, den ihre 
Standesgenoſſen in Weſteuropa etwa um 1200 einnehmen, ſich zu er⸗ 
heben. Müſſen doch die Inſaſſen der ganz kleinen Neſter in Poſen noch 
im 18. Jahrhundert dem Grundherrn perſönliche Frondienſte leiſten und 
meilenweite Botengänge machen, die Handwerker umſonſt oder gegen 
imaginäre Vergütung Handwerksprodukte an den Fronhof abliefern, 
ja, die Mediatſtadt muß ſogar kollektiv für die Schulden des Grund: 
herrn aufkommen, weshalb ihre Finanzen, als die preußifche. Ver: 
waltung das Land übernimmt, meiſt in verzweifeltem Zuſtande find 1. 
Es iſt nicht verwunderlich, daß unter ſolchen Umſtänden die wenigen 
Patrizier, die ſich noch einen Reſt des früheren Wohlſtandes gerettet 
haben, mit allerlei Mitteln verſuchen, dem geradezu diffamierenden 
Bürgerftand den Rücken zu kehren und unter Erwerb von ländlichem 
Grundbeſitz auf Schleichwegen den Übergang zum Adel zu vollziehen 2. 

1 Grütz macher, Grundherrſchaft und Bürgerſchaft in den ſüdpreußiſchen 
Mediatſtädten. Poſen 1912. (S. 10.) 

2 Der Schriftſteller Za rem ba ſagt im 17. Jahrhundert (Gargas, S. 219): 
„Wäre der Bürgerſtand frei von Verachtung und anderer Unterdrückung, würde 
er die ihm gebührende Achtung genießen, dann würde er ſich ad ordinis 
equestris praeeminentiam nicht herandrängen und ſich ſeiner Geburt nicht 
ſchämen; da er aber bekämpft und verachtet und cum agresti plebe ge- 
halten wird, da er allerlei Unrecht ſeitens des Adels ertragen muß, ſo iſt es 
kein Wunder, daß er miserrimam suam conditionem nicht ertragen kann und 
nach Möglichkeit nach Mitteln ſucht, um feine Lage zu verbeſſern.“ Die inter⸗ 
effante Stelle zugleich eine Probe des nicht nur mit lateiniſchen Zitaten durch⸗ 
ſetzten, ſondern auch im Satzbau ganz von den klaſſiſchen Schriftſtellern ab- 
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Daß es auch den Juden, wenn ſie ſich taufen ließen, möglich war, 
in den Adelsſtand überzugehen, wird von polniſchen Schriftſtellern 
zwar energiſch beſtritten, indem das betreffende Geſetz nur für das 
auch ſpäter beſondere Verfaſſung beibehaltende Großfürſtentum 
Litauen gegolten hätte und auch dort keine große Wirkung gehabt 
habe, iſt aber deshalb nicht zu bezweifeln, weil erſtens der Übergang 
von Litauen nach Polen leicht zu vollziehen und weil zweitens trotz 
des theoretiſch ſcharfen Abſchluſſes der Adelskaſte gerade in Polen 
mit Geld alles zu machen war. 


3. 


Nur zwei Stände, der geſchloſſen auftretende Adel, der das 
immer ſchwächer werdende Königtum nur als dekorative Spitze über 
ſich duldet und in den einzelnen Landtagen und dem von ihnen aus 
beſchickten Reichstag ſich das Organ ſeines Willens ſchafft, und die 
unterworfenen, gänzlich rechtloſen Bauern, in deren Maſſe auch die 
wenig beſſer geſtellten deutſchen Siedler auf dem Lande und in den 
kleinen Städten bald wieder untergehen, ſtehen einander alſo gegen⸗ 
über. Die herrſchende volkswirtſchaftliche Lehrmeinung nimmt nun 
an, hier in Polen habe ſich zuerſt und mit ganz beſonderer Energie 
der Übergang von der alten, vorwiegend politiſchen, wirtſchaftlich 
autarken Grundherrſchaft zur modernen, verkehrswirtſchaftlich und 
kapitaliſtiſch orientierten Gutsherrſchaft mit vorwiegendem Eigen⸗ 
betrieb vollzogen, ein Gegenſatz, den Oppenheimer im zweiten, wirt⸗ 
ſchaftshiſtoriſchen Teil ſeines „Großgrundbeſitz und ſoziale Frage“ 
mit der charakteriſtiſchen Antitheſe ausdrückt: „Der Grundherr will 
herrſchen, der Gutsherr verdienen“ . Eben weil ihm das Verdienen 
über das Herrſchen gegangen ſei, ſo ſei es, meint Oppenheimer, in 
Polen nicht wie in Weſt⸗ und Zentraleuropa zur Ausbildung ſelb⸗ 
ſtändiger kleiner Territorien gekommen, ſondern hätten ſich die Ma⸗ 
gnaten mit dem wirtſchaftlichen Nutzen begnügt, den ihnen der Eigen⸗ 
bau und die Getreideverwertung ermöglicht hätte. Und indem er 
die bisherigen Grundherren unter Vertreibung der Bauern von ihrer 


hängigen polniſchen Stiles, einer Folge davon, daß die Zöglinge der Jeſuiten⸗ 
ſchulen, der einzigen, auf denen die alten Sprachen gelehrt wurden, auch in den 
Freiſtunden nur lateiniſch reden durften. 

1 Da politiſche Herrſchaft und wirtſchaftlicher Beſitz nur verſchiedene Er⸗ 
ſcheinungsformen des ſelben primären Willens zur Macht in verſchiedenen Wirt⸗ 
ſchaftsperioden ſind, wäre vielleicht beſſer zu formulieren: „Der Grundherr will 
durch Herrſchen verdienen, der Gutsherr durch Verdienen herrſchen.“ Erſterer 
nützt die Menſchen direkt, letzterer die Dinge aus. 
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Scholle, die bis ins 14. Jahrhundert zurückzuverfolgen fei, zur Aus: 
dehnung des Gutslandes, zur Eigenwirtſchaft übergehen läßt, nimmt 
Oppenheimer eine „Sperrung“ des Bodens im Königreich Polen an, 
die eine weitere Einwanderung aus Deutſchland unmöglich gemacht 
und ſo indirekt im deutſchen Weſten zum Aufſtand des von über⸗ 
mächtigen Grundherren bedrängten deutſchen Bauernſtandes in den 
Bauernkriegen von 1525 geführt habe. Polen wäre alſo inſofern 
für den Ablauf der deutſchen Wirtſchafts⸗ und Agrargeſchichte von 
entſcheidender Bedeutung geworden. Es verlohnt ſich deshalb, auf 
die Frage genauer einzugehen, ob jene Prämiſſe Oppenheimers von 
einem frühen und allgemeinen polniſchen Getreideexport nach dem 
Weſten und einer daraus folgenden allgemeinen Umwandlung der 
polniſchen Grund- in die Gutsherrſchaft ſich als haltbar erweiſt. 
Zu dieſem Zwecke werden wir die Stellung der polniſchen Bauern 
in ihrer allmählichen Verſchlechterung oder beſſer in der genaueren 
juriſtiſchen Fixierung ihrer von vornherein unfreien Lage an der 
Hand der Reichs tagskonſtitutionen verfolgen und feſtzuſtellen ſuchen, 
ob ihre Leiſtungen ſchon längere Zeit vor den deutſchen Bauernkriegen 
oder erſt gleichzeitig beträchtlich erhöht worden ſind. Erleichtert wird 
uns dieſe Betrachtung durch die große Einheitlichkeit jener misera 
plebs, die nicht der der in Weſteuropa traditionellen Dreiteilung in 
Domänenbauern, Adelsbauern und Kirchenbauern unterliegt. Zwar 
hat die Krone bis in die Neuzeit ausgedehnte Domänen, allerdings 
meiſt in wenig fruchtbaren Gegenden, ſich gerettet, die bei ehrlicher 
Verwaltung dem ſtets in Geldnöten befindlichen Staate über alle 
Schwierigkeiten hätten weghelfen können. Aber der Reichstag hatte 
dem Monarchen mit der Möglichkeit der Selbſtverwaltung die Ver⸗ 
fügung über dieſen Beſitz entzogen durch die Beſtimmung, daß jene 
Domänen, die Staroſteien, mit denen zugleich die politiſche Verwal⸗ 
tung des betreffenden Bezirks verbunden war, regelmäßig an An⸗ 
gehörige des Adels zu vergeben und bei Todesfall des bisherigen 
Inhabers als „panis bene merentium“ ſofort wieder auszutun ſeien. 
Ein Viertel des Ertrages (vermutlich des Rohertrages) war zwar 
abzuliefern, erblickte aber nie die Staatskaſſe. Jedenfalls, durch dieſen 
geſetzlichen Zwang, der die Krondomänen effektiv zu Adelsland machte, 
unterſtand auch die dortige Bauernbevölkerung, obwohl in Streit⸗ 
ſachen Appell an die Krone theoretiſch möglich war, dem Adel und 
bildete inſofern keine beſondere Kategorie. Ebenſowenig die der Kirchen⸗ 
güter; denn einerſeits hatte, was in weſtlichen Ländern die betreffenden 
Herrſcher, von Karl dem Großen her angefangen, in vergeblichen 
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Kämpfen erſtrebt hatten, in Polen der Adel erfolgreich durchgeſetzt, 
nämlich ein wirkſames Verbot allzu ſtarken Grunderwerbs durch die 
Kirche, zweitens hatte jene horizontale Ausdehnung des Adelsſtandes 
durch alle Landkategorien, die bereits das Kronland de facto zum 
Adelsland gemacht hatte, ſich auch auf das Kirchenland erſtreckt, in⸗ 
ſofern ſchon frühzeitig durch Reichstagsbeſchlüſſe der polniſche Klerus 
nationaliſiert war und nur polniſche Adlige zu höheren Kirchenſtellen 
zugelaſſen wurden, welche nationalen Anſprüche Rom ſorgfältig re⸗ 
ſpektierte. Übrigens waren nahezu alle höheren Berufe, das Studium 
an Univerfitäten, die Advokatur, die Stellen der höheren Zollbeamten 
dem Adel vorbehalten. Überall hatte alſo der Bauer miteinander 
verfippte Adelsgenoſſen über ſich; feine Lage war überall gleich ſchlecht. 

Die erſten Symptome dafür, daß man auf die gleiche Stufe 
auch die deutſchen Siedler herabdrücken wollte, zeigen ſich auf dem 
Reichstag zu Warta 1423, wo die Konſtitution „de sculteto inutili 
et rebelli“ dem Grundherrn erlaubt, den Schulzen, der fic) gegen 
ihn ungebührlich benehme, ſeiner Stelle zu entſetzen, allerdings gegen 
Entſchädigung. Die dörfliche Selbſtverwaltung wird hier der Will⸗ 
kür des Grundherrn preisgegeben, doch handelt es ſich für den Grund⸗ 
herrn lediglich darum, ſich der an das Schulzengrundſtück geknüpften 
einträglichen Dorfgerichtsbarkeit mit ihren Sporteln zu bemächtigen 
und die Dorfverwaltung ſo unter grundherrliche Botmäßigkeit zu 
bringen. Die erledigten Schulzenſtellen werden ſogar vielfach mit 
grundherrlichen, dem hungrigen Kleinadel entſtammenden gefügigen 
Beamten neu beſetzt. Um Landhunger des Grundherrn handelt es 
ſich jedenfalls noch nicht. 

Die Freizügigkeit der Bauern war, wie wir ſahen, immer un⸗ 
gern geſehen und erſchwert geweſen; bereits durch die Statuten von 
Wisliza 1347 unter dem bauernfreundlichen Kaſimir dem Großen 
wird die Zahl der aus einem Dorf abzugsberechtigten Bauern auf 
höchſtens zwei im Jahre feſtgeſetzt. Als dann die Bedürfniſſe der 
Grundherren ſteigen und die Leiſtungen der Bauern höhere Werte 
erhalten, ermächtigt — dies bereits ein Zeichen beginnender Dezen⸗ 
traliſation — der Reichstag von 1496 jede Provinz, autonome Be⸗ 
ſtimmungen über die Abzugsfähigkeit der Bauern zu erlaſſen. Nun⸗ 
mehr wurde die Schollenpflicht auch ausdrücklich auf die Bauernſöhne 
ausgedehnt, von denen nur einer aus jeder Familie abziehen und ein 


1 Sehr bezeichnend beſchließt 1541 der oſtpreußiſche Adel Gleiches, kann es 
aber nicht durchſetzen, weil die Landesherrſchaft ihn nicht unterſtützt und ſich 
die Städte an ſeine Aſpirationen einfach nicht kehren. 

SHmollers Jahrbuch XL 3. 12 
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Handwerk lernen durfte“, den Bauernmädchen wird 1511 die Heirat 
mit Ortsfremden erſchwert, um nicht ihrer Arbeitskraft verluſtig zu 
gehen. Natürlich nahmen fremde Grundherren einen flüchtigen 
Bauern trotzdem gern bei ſich auf. Dagegen richtet ſich die Kon⸗ 
ſtitution von 1543: „kmetho profugus restituatur et non redi- 
matur.“ Die ewige Wiederholung dieſer und ähnlicher Verfügungen 
während des ganzen 16. und 17. Jahrhunderts — ein polniſcher 
Hiſtoriker zählt deren einige zwanzig — beweiſt aber ihre Erfolgloſigkeit. 

Nun ſind aber alle jene Beſtrebungen, den Bauern auf ſeinem 
Hofe feſtzuhalten, noch kein Beweis für eine frühzeitige, etwa ſchon 
im 15. Jahrhundert allgemein erfolgende Ausdehnung des Gutslandes 
auf Koſten des Bauernlandes. Bezeichnenderweiſe werden die Fron⸗ 
dienſte ſpäter verſchärft als die Schollenbindung. Noch 1500 ſtellt 
man den Bauern frei, ob ſie lieber mehr zahlen oder einige Tage 
im Jahre mehr Ackerfron übernehmen wollen; an der Wende des 
16. Jahrhunderts war das Hoffeld noch relativ klein, erſt 1519 und 
1520, auf den Reichstagen von Bromberg und Thorn, wird auf 
Petitionen von ſeiten der Bauern, daß in die alten Siedlungs⸗ 
verträge neuerdings erhöhte Frondienſte hineingefälſcht und freiwillig 
geleiftete Bittdienſte zwangsmäßig eingefordert worden wären !, ein 


— 5 — 


1 Gargas zitiert aus einem Schriftſteller des 17. Jahrhunderts folgende 
intereſſante Stelle (S. 107): „Der Herr ſoll ſeine Untertanen bitten, indem er 
ihnen Erſatz verſpricht oder eine Erleichterung gibt. Aber die Bitte beſteht 
gewöhnlich nur den Worten nach, in der Tat iſt es Zwang. Sehr oft geſchieht 
es, daß die Untertanen der Bitte des Herrn nicht nachkommen wollen, weil ſie 
fürchten, daß es zur Gewohnheit werde.“ Die Herkunft aller Fronen aus ur 
ſprünglich freiwilligem Bittdienſt, einer Abart jener gegenſeitigen Hilfe, die alle 
Gemeindeinſaſſen ſich gegenſeitig leiſteten, iſt öfters (zum Beiſpiel von Siebeck: 
Der Frondienſt als Arbeitsſyſtem) behauptet worden und wenigſtens zum Teil 
wahrſcheinlich. Speziell für den aus dem alten Großfürſtentum Litauen de⸗ 
ſtehenden Often Polens läßt ſich die urſprüngliche ſtarke Verbreitung der gegen 
ſeitigen Hilfe und der Bittdienſte nachweiſen. A. Bezzenberger: Der Werdegang 
des litauiſchen Volkes (Vierteljahrsſchrift für Soziale und Wirtſchaftsgeſchichte 
1915, 1. und 2. Heft) ſagt: „Eine große Rolle hat auch in Litauen die Talka, 
die gegenſeitige Hilfe der Dorfgenoſſen, geſpielt, der niemand ſich entziehen konnte. 
Sie koſtete aber dem Unterſtützten ein Feſtmahl.“ 

Auch der Grundherr war urſprünglich nur primus inter pares. In einer 
Monographie über eine badiſche Grundherrſchaft (Zahn, Die Domäne Inſult⸗ 
heim. Karlsruhe 1914) proteſtieren die Bauern gegen erhöhte Fronden mit der 
Eingabe an den Grundherrn: „Und daß ſie ihm Miſt führten und gezackert hätten, 
als er leſt zu unſerm Kaiſer geritten, wäre von betten wegen (auf Bitten) ge⸗ 


ſchehen und ſeiner Hausfrau zu willen, und würde unbillig für eine Gerechtigkeit 
herangezogen.“ 
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Tag in der Woche als geſetzliche Norm erklärt, allerdings gewiſſer⸗ 
maßen als Minimalnorm, da Gegenden, die bereits die Obſervanz 
mehrerer Frontage hätten, bei ihrem Status bleiben durften. Dieſe 
laxe Auffaſſung öffnet natürlich jedem Mißbrauch das Tor, und von 
jetzt ab wachſen die Frondienſte in manchen Gegenden des weſtlichen 
Polens in ſo rapider Kurve, daß um 1600 bereits 208 Frontage im 
Jahre keine Seltenheit mehr ſind. 

Wir dürfen uns aber deshalb nicht das damalige Polen als 
von großen Rittergütern in modernem Sinne mit Eigenbetrieb bedeckt 
vorſtellen; Getreide konnte der Grundherr auch dadurch in die Hand 
bekommen, daß er, etwa wie der Deutſche Ritterorden, den Bauern 
überſchüſſiges Korn abforderte und es vom Fronhof aus verkaufte; und 
in der Tat wird viel darüber geklagt, daß die Bauern dem Grundherrn 
ihr Getreide, wenn die Auslandspreiſe hochſtehen, billig „leihen“ müſſen, 
um es ſpäter zur Ausſaat teuer berechnet zurückzuempfangen. Daß die 
Ausdehnung der eigenen Acker der Grundherren leicht überſchätzt 
werden konnte, hatte ſeinen beſonderen Grund: für die eigenen Pro⸗ 
dukte genoß nämlich der Adel Zollfreiheit von den Aus⸗ wie Einfuhr⸗ 
zöllen; (die polniſche Zollpolitik kannte keine protektioniſtiſchen Neben⸗ 
zwecke und verfolgte lediglich die Erzielung möglichſt hoher Finanz⸗ 
erträge, weshalb ſie unſinnigerweiſe den Durchfuhrhandel doppelt, bei 
der Ein⸗ wie Ausfuhr, beſteuerte, ſo die Städte ſchädigte und bewirkte, 
daß die Kaufleute wenn möglich Polen in weitem Bogen aus dem Wege 
gingen.) Deklarierte nun der polniſche Adel Getreide und Vieh, die 
er zugekauft hatte, oder die ihm von Händlern anvertraut worden 
waren, als auf ſeinem Acker gewachſen, ſo genoß er für ſie Zollfreiheit. 
Dieſes Privileg wird ſyſtematiſch mißbraucht, indem der Adel 
geradezu einen ſchwungvollen Handel mit Ein⸗ und Ausfuhrſcheinen 
betreibt, die blankoakzeptartig an der Stelle, wo die Güter deklariert 
werden ſollen, einen erſt auszufüllenden weißen Fleck zeigen!. In 
die Staatskaſſe kommt durch dieſen für den Adel ſehr einträglichen 
Handel mit Zollbefreiungsſcheinen natürlich nicht viel ein. Jedenfalls 
entſtammte aber nur ein Teil deſſen, was unter Adelsflagge ſegelte, 


1 Starowolſki (nach Gargas): „Dies iſt für den adligen Stand wahr⸗ 
haft eine unſchickliche Sache, denn wenn ſich der Adel mit Handel abgibt, wird 
er mit Lüge und Verrat ſeinen Stand ſchänden und der Republik ſchaden, wenn 
er Getreide, Ochſen oder ſonſtige Waren ankauft und, um die Zollgebühren zu 
umgehen, auf der königlichen Kammer ſchwört, daß dieſe Dinge bei ihm daheim 
auf den eigenen Vorwerken gediehen ſeien. Andere wiederum geſtatten es für 


ein Geſchenk, daß auswärtige Händler dieſe Waren als adlige ausgeben.“ 
12 * 


180 | Rudolf Leonhard 1266 


der Adelswirtſchaft. Ein anderer indirekter Beweis dafür, daß ein⸗ 
heitliche Großbetriebe des Adels jedenfalls keine allzuweite Aus⸗ 
dehnung auf Koſten des Bauernlandes gewannen, iſt der Tatſache zu 
entnehmen, daß ſelbſt im weſtlichen Teil des früheren ruſſiſchen Polen 
das Gutsland heute noch vielfach im Gemengelage mit dem Bauern⸗ 
land liegt, und daß man namentlich über drückende Servituten des 
Bauernlandes auf das Gutsland klagt. Daß es ſich ferner bei der 
Ausdehnung des gutsherrlichen Eigenbetriebs und der Erhöhung der 
Frondienſte zwecks Getreideexport überhaupt nur um die nächſten 
Adjazenten an der unteren und mittleren Weichſel handeln konnte, 
iſt bei dem grauenhaften Zuſtand der polniſchen Verkehrswege, von 
dem zum Beiſpiel der engliſche Reiſende Coxe uns noch im 18. Jahr⸗ 
hundert anſchauliche Schilderungen gibt, ſelbſtverſtändlich, wird aber 
meiſt vergeſſen. Anſchauungen wie die, daß von weither per Achſe 
polniſches Getreide zu den Flüſſen gebracht worden oder gar auf 
trockenem Wege über die weſtlichen Grenzen gegangen ſei (höchſtens 
ging welches den kurzen Weg durch die Neumark nach den pommer⸗ 
ſchen Häfen), ſtehen auf gleicher Höhe wie die Meinung, das antike 
Rom hätte von Italien aus ernährt werden können! ?. Einen Export 
größerer Getreidemengen verbot, abgeſehen von den ungünſtigen 
Verkehrsverhältniſſen, auch der elende Zuſtand bäuerlicher Agrartechnik, 
von dem, da die Rittergüter faſt ausſchließlich mit Frondienſten, 
bäuerlichen Geſpannen und Geräten arbeiteten, auch der grundherrliche 
Ackerbau abhing, und der nicht viel mehr als das dritte und vierte 
Korn erzeugte. Wirklicher Überfhuß war auch in den erportierenden 
Gegenden vermutlich nie vorhanden, Polen war eben für den getreide⸗ 
bedürftigen Weſten, wenn auch in viel kleinerem Umfange, das da⸗ 
malige Indien und Rußland, das wie heute jene auch aus hungernden 
Gebieten infolge innerpolitiſchen Drucks exportieren mußte. Slupski 
dichtet“: 


1 Wie eng lokal begrenzt der Export auch in den beſten Zeiten geweſen 
ſein muß, beweiſt die Tatſache, daß mitunter in abſeitigen Gegenden der Ge⸗ 
treidepreis höher ſtand als im nachfragenden Ausland (v. d. Brüggen, S. 67) 
und daß in Galizien bei der Annexion durch Öfterreih die Rittergiiter nur 
ganz klein waren, weil von dort keine Exportmöglichkeit beſtand (Rodakiewicz, 
S. 24, Kornreich, S. 19). 

2 Selbſt im damaligen Neuoſtpreußen, das doch vom ſchiffbaren Riemen 
durchſtrömt wird, kann nach Holſche (S. 217) bei guten Ernten ein Überihub 
nur durch Schnapsbrennen verwertet werden. 

Bei Gargas, S. 228. 
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Wieviel Güter und Schiffe wir fortziehen ſehen, 

Die Fremden daraus den größten Vorteil genießen; 

So laſſen wir unſer Brot den Deutſchen zufließen. 

Polen ijt wie die Mutter, die alle kann ernähren..“ 


Könnte. — Tatſächlich waren Hungersnöte nicht ſelten . Auch Jeckel 
ſagt in ſeiner polniſchen Handelsgeſchichte Bd. II S. 38 mit Recht: 
„Wenn von Getreide und Schlachtvieh beträchtliche Verſendungen ins 
Ausland gemacht werden konnten, ſo war dies, da doch nur ein Siebentel 
Polens bebaut iſt, bloß möglich, weil die größte Zahl der Untertanen, 
die leibeignen Bauern, ſich kümmerlich ernähren und kaum dreimal 
im Jahre Fleiſch eſſen“ ?. 

Andere als ſolche indirekte Indizienbeweiſe ſind bei dem gänzlichen 
Mangel exakter und kontinuierlicher Angaben über die Höhe des 
polniſchen Exports aus den preußiſchen Häfen, die meiſt nur in 
Schiffslaſten gemacht werden, außerdem ſich auch auf preußiſches Ge⸗ 
treide beziehen, kaum zu erbringen, jedenfalls aber müſſen wir uns 
vor Übertreibungen hüten und den Umfang des polniſchen Getreide⸗ 
exports nicht zu hoch veranſchlagen. 

Wann aber hat ſich jener Export zu ſo großem Umfang ent⸗ 
wickelt, daß es ſich verlohnte, die Eigenwirtſchaft auf Koſten der 
Bauern auszudehnen? Durch das berühmte, überall, auch bei Oppen⸗ 
heimer zitierte Beiſpiel von 1392, wo angeblich 300 Schiffe in 
Danzig Getreide abholten, welche Zahl übrigens Naudé für über⸗ 
trieben hält, braucht man ſich nicht zu allzufrüher Anſetzung be⸗ 
einfluſſen zu laſſen. Herrſchte doch damals in England und Frankreich 
Hungersnot, die eben zu außergewöhnlichen, wahrſcheinlich zu ſpät 
erfolgenden Maßnahmen zwang. Erſt ein regelmäßig in größeren 
Mengen erfolgender Abſatz in Städte und induſtriereichen Gegenden, 
die den eigenen Bedarf dauernd oder für längere Zeit nicht decken 
konnten, konnte eine polniſche Exportperiode begründen. Ein ſolches 
dauerndes Fehlgebiet entſteht in Weſteuropa hauptſächlich durch den 
induſtriellen und kaufmänniſchen Aufſchwung flandriſch⸗holländiſcher 


1 Im 16. Jahrhundert ſagt F. Moderewski (De emendanda republica) 
Arakau 1551: „.. . . ne nostri agri aliis sint fertiles, nobis vero steriles. 
Itaque illae exportationes nimiae moderandae.“ 

2 Holſche ſagt (S. 172): „Daß die Getreideausfuhr über Danzig ab⸗ 
genommen hat, iſt eher ein gutes als ein böſes Zeichen“, hält es für einen großen 
Vorteil, daß die Exporte im 18. Jahrhundert immer mehr eingeſchlafen ſind und 
erwartet davon einen Aufſchwung der Agrikultur, denn bisher haben (S. 404) 
„viele Bauern nur drei Vierteljahre Brot, und das letzte Vierteljahr vor der 
Ernte leben ſie von Kräutern und Milch“. 
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und engliſcher Städte, ſpeziell den von London, das 1688 nach 
Gregory King bereits 530 000 Einwohner hatte. Für beides kann 
man etwa das letzte Viertel des 16. Jahrhunderts anſetzen, wo 
namentlich in England die Rückwirkung der durch die induſtrielle 
Nachfrage nach Schafwolle hervorgerufenen Einhegungen auf die 
Entſtehung einer ſtädiſchen Wollmanufaktur ſich bemerkbar macht!. 
Doch darf auch dann Umfang und Regelmäßigkeit des Imports nicht 
überſchätzt werden. Folgen wir der vorſichtigen und kritiſch abwägen. 
den Darſtellung von Naudé, fo erhalten wir den Eindruck, daß der 
ganze das 14. und 15. und noch einen Teil des 16. Jahrhunderts 
beherrſchende Getreidehandel der Hanſa nicht dauernde Verſorgung 
beſtimmter Fehlgebiete, ſondern durchaus ein Gelegenheitshandel nach 
wechſelnden Zielen war, beſtimmt, das überſchüſſige Getreide dort⸗ 
hin zu dirigieren, wo die im Mittelalter unausbleiblichen Mißernten 
und Hungersnöte gerade einen vorübergehenden Mangel ſchufen. Das 
konnte ebenſo gut im flawiſchen Often wie in England und Flandern 
der Fall ſein. 1231 mußte Nowgorod durch hanſeatiſchen Getreide⸗ 
import aus dem Weſten vor einer Hungersnot gerettet werden. 
1389 geht zur Bekämpfung einer Teuerung in den baltiſchen Ländern 
ſüdengliſches Getreide nach der Oſtſee (Naudé I, S. 213—225). 
Zwar überwog im allgemeinen der umgekehrte Handelsweg, „aber 
trotz dieſer zeitweilig ſtarken Zufuhren und Ankäufe im Ausland 
kann man nicht ſagen, daß England im 14. und beſonders im 
15. Jahrhundert auch nur entfernt in dem Maße auf die hanſiſche 
Kornzufuhr angewieſen war, wie etwa Spanien im 17. und 18. Jahr⸗ 
hundert auf die holländiſche?. Im allgemeinen deckte ſich auf der 
Inſel der einheimiſche Bedarf mit dem Kornertrag.“ (S. 217.) 


1 Nebenbei bemerkt iſt die Anſchauung Oppenheimers, welche die deutſche 
Wirtſchaftsentwicklung von einer angeblichen Sperrung des polniſchen Bodens 
infolge der dortigen Getreideexportpolitik herleitet, wenn man wieder deren letzter 
Urſache auf den Grund geht, nicht agrozentriſch, ſondern eminent induſtrie⸗ 
zentriſch. In Flandern und England entwickeln ſich größere, durch Handel und 
Manufaktur bereicherte Küſtenſtädte, die auf überſeeiſche Zufuhr angewieſen ſind. 
Ihre Nachfrage nach Getreide erſt bewirkt jene agrariſche Umwälzungen in 
Polen, die dann angeblich auf Deutſchland zurückgewirkt hätten. Nur das 
polniſche Zwiſchenglied in der Wirkungskette wäre agrariſch, das primum movens 
induſtriell. 

2 Welche letztere tatſächlich größtenteils aus Polen ſtammte. Der Höhepunkt 
des polniſchen Getreideexports, den ich an anderer Stelle aus den Zitaten polni⸗ 
ſcher Schriftſteller zu ermitteln ſuchte, fällt zeitlich genau zuſammen mit dem 
Höhepunkte der Entwicklung der Amſterdamer Getreidebörſe, etwa 1620—1650. 
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Nun ſetzen allerdings die meiſten polniſchen Hiſtoriker (mit Aus⸗ 
nahme von Kutrzeba, welcher mit Recht ſagt, daß im 15. Jahr⸗ 
hundert ein größerer weſteuropäiſcher Getreidebedarf noch gar nicht 
beſtand) den Aufſchwung des polniſchen Getreideexports ſchon für das 
15. Jahrhundert an, indem ſie ſpeziell das Jahr 1466, das Datum des 
Thorner Friedens, als den Anfangspunkt zielbewußter polniſcher 
Getreideexportpolitik bezeichnen 1. Es wird fo dargeſtellt, als wäre jener 
die Macht des Deutſchen Ordens vernichtende Nationalitätenkrieg, der 
weniger von den Polen als den noch gänzlich rohen, eben erſt ge⸗ 
tauften Litauern ausging, aus weitſchauenden handelspolitiſchen Be⸗ 
ſtrebungen, aus dem Wunſche heraus, in der Oſtſeeküſte Anſchluß 
an das Meer zu gewinnen, entſtanden. Von ſolchen Gedanken war 
der Litauerfürſt und ſpätere Polenkönig Jagjello ſicher weit entfernt. 
Wäre jene Annahme richtig, ſo hätte man das eroberte Weſtpreußen 
und vor allem Danzig wegen feiner Wichtigkeit als Ein und Aus⸗ 
fuhrpforte politiſch und wirtſchaftlich dem polniſchen Reichskörper 
viel feſter angegliedert, als das in Wirklichkeit geſchah. Aber die 
große „Liberalität“, in Wirklichkeit Nachläſſigkeit und wirtſchaft⸗ 
liche Gleichgültigkeit des Königreichs Polen zeigte ſich gerade darin, 
daß man dem eroberten Weſtpreußen ſtändiſche Vertretung, eigene 
Verwaltung und eigene Beamte beließ. Der ſchwunghafte Korn⸗ 
handel, den der Deutſche Orden mit den Naturalabgaben ſeiner 
Bauern betrieben, war es ja gerade geweſen, der die benachteiligten 
preußiſchen Städte in offenem Aufſtand dem Königreich Polen in die 
Arme getrieben hatte; ſonſt wären Weſtpreußen und Ermland nie 
erobert worden. Eben deshalb beließ man den weſtpreußiſchen 
Städten, vor allem Danzig,, unter polniſcher Oberhoheit große 
politiſche Selbſtändigkeit, und wirtſchaftlich wurde Weſtpreußen 
ſogar, ganz ähnlich wie Elſaß⸗Lothringen von ſeiten Frankreichs 


1 Auch die zeitlich letzte Publikation über polniſche Wirtſchaftsgeſchichte von 
Stefan Noſinski: Der Getreidehandel im Königreich Polen und die deutſchen Ge⸗ 
treidezölle, Poſen 1916, ſtellt es in dem ſehr dürftigen hiſtoriſchen Teil ſo dar, 
als ob der polniſche Getreideexport ſchon ſehr früh anzuſetzen fei. Die vage 
Angabe „Naudé 1. c.“ auf S. 41 ſoll vortäuſchen, daß nach deſſen Meinung ,fdon 
ſeit dem 13. Jahrhundert Polen in ſteigendem Maße das Getreide zum über⸗ 
ſeeiſchen Export lieferte.“ Nichts davon ſteht bei Naudé, der ſich vor fo fahr⸗ 
läſſigen Verallgemeinerungen wohl hütet, ſich den polniſchen Getreideerport 
vielmehr in der Hauptſache auf das 17. Jahrhundert konzentriert denkt. 

Der Paſſus bei Rofinsti S. 44 „So floß ein ſehr anſtändiger Profit in 
die Taſchen der Danziger Kaufleute“ iſt übrigens wörtlich Naudé Bd. I S. 345 
entlehnt, ohne daß R. ſeinen Gewährsmann nennt. 
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bis 1789, ſtets als nicht völlig zugehörig, gewiſſermaßen als Außen⸗ 
glacis, behandelt. Paſſierten Danziger Kaufleute, polniſche Reichs⸗ 
angehörige alſo, mit ihren Waren die alte polniſche Grenze bei 
Diebau, fo mußten fie wie Reichsfremde einen Einfuhrzoll zahlen!. 
Häufige Proteſte beim Reichstag blieben erfolglos. Dieſe kleine 
Erſchwerung des Danziger Importhandels war aber nur ein ſchwaches 
Aquivalent dafür, daß umgekehrt Danzig das Königreich Polen in 
ſtärkſter Weiſe ökonomiſch ausnützte. Von Danzig mußte der polniſche 
Staat umgekehrt wie die antiken Stoiker ſagen: EX oh, ovn ex. 
Politiſch privilegiert beherrſchte es wirtſchaftlich geradezu das pol⸗ 
niſche Hinterland, von dem er ſich nicht hatte erobern laſſen, ſondern 
dem er, vom deutſchen Ritterorden abfallend, freiwillig beigetreten 
war. „Der Gewinn, den die Danziger bei dieſem Geſchäft machten, 
war der, daß ſie einen direkten Verkauf des polniſchen Edelmannes 
an den holländiſchen Lieger auſ das ſtrengſte verboten, daß jeder 
Scheffel polniſchen Korns, der aus dem Innern des Reiches auf der 
Weichſel anlangte, die Zwiſchenhand des Danziger Kaufmanns paſſieren 
mußte. Durch raffinierte Kunſtmittel wußten ſie es einzurichten, daß 
der Pole in Unkenntnis aller 5 blieb, daß er ſein 
Getreide billig an die Danziger losſchlug ...“ (Naude I, 218.) Nach 
einer zielbewußten Getreideexportpolitik, einem Anſchlußſuchen un das 
offene Meer, ſieht das nicht aus!. 

Noch weniger hätte die Stadt Thorn ihre Privilegien, ihr 
Stapel» und Straßenrecht mit Sperrung der Weichſel zwiſchen Danzig 
und dem polniſchen Hinterland, gegen den privilegierten Getreide⸗ 
handel des polniſchen Adels bis 1537 erfolgreich behaupten können, 


1 Quittungen wurden übrigens nicht gegeben, und der Eid des adligen 
Zöllners gilt mehr als der des bürgerlichen Kaufmanns. Schon damals beginnt, 
wie bis 1914 Rußland, id est Aſien, virtuell an der polniſch⸗preußiſchen Grenze. 

2 Ein Ausſchnitt von zwei Jahren aus der Danziger Handelsgeſchichte 1474 
bis 76 zeigt uns an der Hand zwei gerade aus dieſem Zeitraum uns erhaltene 
Zollbücher, daß um dieſe Zeit der Schiffshandel Danzigs noch ganz interner 
Oſtſeeverkehr war, ſpeziell mit Lübeck, aus dem faft ein Drittel aller ein fahrenden 
Schiffe kamen. Der Verkehr mit England und Flandern war noch ganz ſporadiſch. 
(Victor Lauffer: Danzigs Schiffs⸗ und Warenverkehr am Ende des 15. Jahr⸗ 
hunderts. Danzig 1894.) 

Die Blüte des Danziger Exports von polniſchem Getreide läßt übrigens 
auch Naudé mit dem Dreißigjährigen Krieg zuſammenfallen. Erſt „der Dreißig⸗ 
jährige Krieg brachte das Getreidegeſchäft auf feinen Höhepunkt“ (Bd. I S. 384). 
Der Danziger Kaufmann Keſtner ſchreibt 1660, die beſte Zeit fei die 1630 bis 
1650 geweſen. 
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wenn Polen damals ſchon eine zielbewußte Getreideexportpolitik ge⸗ 
habt und fein Export ſchon nennenswerten Umfang gehabt hätte !. 

Übrigens wurde ja, wenigſtens theoretiſch, auch der Export von 
Getreide und Vieh, ſoweit nicht durch adlige Ausfuhrſcheine gedeckt, 
beſteuert. Von einer planmäßigen Exportförderung, etwa in der Art 
der engliſchen Exportprämien unter Wilhelm von Oranien, iſt in 
Polen keine Rede. Das Jahr 1466 leitet alſo keinesfalls eine Ara 
ſtärkeren polniſchen Getreideexports ein. 

Ein Moment, welches eine Zeitlang, bis die Verhältniſſe ſich 
konſolidiert und ausgeglichen hatten, dem Export eine lebhafte An⸗ 
regung geben mußte, und auf das in dieſem Sinne von polniſchen 
Schriftſtellern auch hingewieſen wird, war die große europäiſche Preis⸗ 
revolution, die, von dem Einfließen amerikaniſch⸗ſpaniſchen Silbers 
ausgehend, wie eine Welle langſam vom europäiſchen Weſten nach 
dem Oſten vorſchreitet und zu allerletzt die Grenzmark des damaligen 
Europas, Polen, erreichte. Indem die vorhandene Geldmaſſe, deren 
vorausgehende Knappheit ja zu den großen geographiſchen Ent⸗ 
deckungen geführt hatte, damals eine plötzliche Ausweitung und in⸗ 
folgedeſſen Wertverminderung erfuhr, mußte natürlich der Wert der 
Naturalprodukte entſprechend ſteigen, ein Agrarexport aus Gegenden, 
in denen zudem der Geldwert vielleicht noch nicht in entſprechendem 
Maße gefallen war, doppelt lohnend werden. Indeſſen dieſe Wir⸗ 
kungen trafen Polen, wie die dortige Preisliteratur, die Klagen über 
Verſchlechterung, d. h. ſinkende Kaufkraft des Geldes, und Verteue⸗ 
rung der eingeführten Luxuswaren beweiſen, erſt am Anfang des 
17. Jahrhunderts, beweiſen alſo gerade, daß man den Höhepunkt 
polniſchen Getreideexports ſpäter als üblich anſetzen muß. Behandelt 
doch auch die geſamte moraliſierende polniſche Literatur von Anfang 
und Mitte des 17. Jahrhunderts, welche den Getreidehandel des Adels 
als ein Übergreifen in fremde Sphären ſittlich verurteilt, dieſe Neue⸗ 
rung als etwas, das kaum ein Menſchenalter zurückliegt! “. 


1 H. Oeſterreich, Die Handelsbeziehungen der Stadt Thorn zu Polen 
1454—1597. 

? Zaremba fagt 1623 in feiner Schrift: „Brillen für die Ausgaben 
innerhalb und außerhalb der Krone“ (nad Gargas, S. 113): „Und dies muß 
in Erinnerung gebracht werden, daß ſie (die Adligen) die Wirtſchaft vernach⸗ 
läſſigen; fie haben begonnen, mit ihren Untertanen Handel zu treiben, wodurch 
fie dieſelben zugrunde richten und ebenſo die Wirtſchaft ... und daher kommt 
die gegenwärtige Teuerung.“ 

2 Ebenfalls im erſten Drittel des 17. Jahrhunderts äußert Starowolski 
in feiner „Reformation der polniſchen Sitten“ (nach Gargas, S. 71): „Bor 
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Es dürfte damit bewiefen fein, daß die Ausdehnung des Hof: 
landes und die daraus folgende Verſchlechterung der Lage des pol⸗ 
niſchen Bauernſtandes den deutſchen Bauernkriegen nicht vorausgeht, 
ſondern um ein oder zwei Menſchenalter nachfolgt, alſo als Urſache 
eben dieſer deutſchen Bauernkriege keinesfalls betrachtet werden kann!. 
Eine unbeſtreitbare und bereits erwieſene Rückwirkung der Verſchlechte⸗ 
rung der Lage des polniſchen Bauernſtandes auf oſtdeutſches Koloniſa⸗ 
tionsgebiet beſteht allerdings, und zwar ſo, daß jede geſetzliche Maß⸗ 
nahme in Polen ſeit 1525 von einer entſprechenden in der Mark Branden: 
burg und in Pommern gefolgt iſt. In beiden Ländern beſteht das Ge⸗ 
meinſame, daß gerade ihre Bauern, die an den Aufſtänden ſich abſolut 
nicht beteiligt hatten, in der Folge am ſtärkſten unterdrückt wurden“. 


Jahren war es Bauernſache, ſich mit dem Acker, und Sache der Städte, ſich 
mit Handel zu befaſſen, der Edelmann aber hatte das Ritterhandwerk in Händen 
und den unaufhörlichen Krieg. Jetzt gibt es keine Kriege mehr bei uns, keine 
Männer und Helden (wer denkt nicht an Sombarts tendenziöſe Gegenüber⸗ 
ſtellung von: Händler und Helden ?), ſondern nur Schenkwirte, Prozeßſüchtige 
und Geſchäftsleute in allerlei Gewerben und Handel, wo es als größte Tapfer⸗ 
keit gilt, an die Grenze die Ochſen und nach Danzig Getreide zu führen.“ — 
Die an anderer Stelle erfolgende Fortſetzung des Zitats wird aber zeigen, daß 
es ſich bei dieſer Jeremiade großenteils um den Verkauf gutsherrſchaftlicher 
Produkte im Innland an die abhängigen Bauern handelt. 

4 In einem 1595 erſchienenen Buch des Pfarrers Grabowſki heißt es 
(Gargas, S. 44): „Seit vielen Jahrzehnten beziehen fremde Nationen von uns 
das Getreide wie von ihrem Speicher.“ Die Stelle iſt inſofern wertvoll, als der 
Autor den Getreideexport, deſſen Geſamtwert zu ſeiner Zeit er übrigens, aller⸗ 
dings ganz unmaßgeblich, auf nur 6 Mill. Gulden veranſchlagt, offenbar als 
etwas betrachtet, deſſen Anfang er noch perſönlich erlebt hat. Wir dürften 
kaum fehl gehen, wenn wir die Zeit zwiſchen 1550 und 1650 die eigentliche 
Periode des polniſchen Getreideexports nennen, den Höhepunkt etwa mit der 
Periode des Dreißigjährigen Krieges zuſammenfallen laſſen. 

s p. Rakowski meint ebenfalls (S. 37): „Die zweite Hälfte des 16. Jahr⸗ 
hunderts ſtellt das Aufblühen des Großbetriebs und die Agonie des Klein⸗ 
betriebs dar.“ Der Bodenwert um Warſchau ftieg nach ihm 1525 — 1570 um 
das 2½ fache; nach einer anderen, ganz unkontrollierbaren Angabe desſelben 
Autors verhielten ſich noch 1540 in Polen die Wieſen zu Acker wie 1: 1½, 
1600 aber wie 1: 2 /, ein Beweis für die Ausdehnung der Anbaufläche, zu⸗ 
gleich aber auch für das relativ ſpäte Einſetzen dieſer Bewegung. 

1 9. Römer (Beiträge zu Litauens Wirtſchaftsgeſchichte, München 1897) 
führt ſogar S. 6 die Verſchlechterung der Lage der litauiſchen Bauern auf die 
der deutſchen durch deren Aufſtand von 1525 zurück, nicht umgekehrt die der 
deutſchen auf eine öſtliche „Bodenſperre“. 

2 Große Aufſtände polniſcher Höriger foll es nach der legendenhaften Dar- 
ſtellung polniſcher Chroniſten ſchon um das Jahr 1060 gegeben haben, doch 
entzieht ſich das der hiſtoriſchen Kritik. 
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War nun aber auch in der Folgezeit der polniſche Boden wirk⸗ 
lich für weitere deutſche Einwanderung geſperrt (mit welchem Begriff 
Oppenheimer einen Zuſtand bezeichnet, welcher durch mißbräuchliche 
Ausnutzung politiſcher Übermacht zu wirtſchaftlichen Zwecken auch 
in menſchenleeren Räumen die Einwanderung kulturell höherſtehender 
Bevölkerung, die ſich nicht zu Unfreien herabdrücken laſſen will, un⸗ 
möglich macht)? Da iſt vor allem darauf hinzuweiſen, daß noch im 
17. und 18. Jahrhundert Holländer und Schotten einwandern, die 
von Hauſe aus doch wirklich einen beſſeren Perſonalſtand gewohnt 
waren, und daß, wenn man auch jene tropfenweiſen Einwanderungen 
nicht mit dem machtvollen Strom deutſcher Koloniſation des 12. und 
13. Jahrhunderts vergleichen kann, noch im 17. Jahrhundert vertriebene 
deutſche Proteſtanten an der ſchleſiſch⸗polniſchen Grenze (Frauſtadt 
und Lodz) den Grund zur polniſchen Tuchinduſtrie legten. (Daß 
auch brandenburgiſche Bauern mitunter über die polniſche Grenze 
gingen, um die preußiſche mit der polniſchen Leibeigenſchaft zu ver⸗ 
tauſchen, was polniſche Schriftſteller ſtets als einen Beweis von 
deren Gelindigkeit anführen, iſt hingegen nicht beweiskräftig; ſie 
kamen eben vom Regen in die Traufe.) Nicht mit Unrecht ſagt 
Holſche!, das Elend der polniſchen Bauernbevölkerung ſcheine ihm 
mehr von dem allgemein niedrigen kulturellen Zuſtand des Landes 
herzurühren wie aus der beſonders ungünſtigen rechtlichen Stellung 
der Bauern, deren wirtſchaftliche Wirkung man nicht überſchätzen 
dürfe. Seien doch die juriſtiſchen Beſtimmungen über Leibeigenſchaft 
in Weſtfalen, dem klaſſiſchen Lande der Halshörigkeit, viel ſchärfer, 
wo der leibeigene Hofbeſitzersſohn beim Todesfall des Vaters mit 
dem Grundherrn alle fahrende Habe des Erblaſſers bis auf den 
Löffel an der Wand teilen müſſe, und dennoch dränge ſich dort alles, 
um einen freiwerdenden Hof zu erwerben und dadurch halshörig zu 
werden. Dort in Weſtfalen mit ſeiner guten Verkehrslage ſei eben 
für den leibeigenen Hofbeſitzer trotz ſeiner ſchlechten rechtlichen Lage 
wirtſchaftlich mehr zu holen als in dem armen, zurückgebliebenen 
Polen. 
Übrigens hatte in Polen ſelbſt die angebliche Sperrung des 
Bodens, ſoweit man unter ihr eine zu wirtſchaftlicher Ausnutzung 
mißbrauchte politiſche Unfreiheit der Landbewohner verſteht, ein Loch. 
Die weiten, im Laufe des 15. und 16. Jahrhunderts teils durch 
Perſonalunion, teils durch Eroberung erworbenen, vielfach ſehr frucht⸗ 


1 Holſche (S. 408). 
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baren öſtlichen Gebietsteile, wie Litauen, Podolien, Wolhynien, die 
Ukraine, ſtanden der inneren Koloniſation und infolgedeſſen dem 
eventuellen Abfluß der polniſchen Landbevölkerung aus dem relativ 
in manchen Landſchaften bereits überſetzten Weſten (in den Weichſel⸗ 
gegenden gehörten im 16. Jahrhundert Vollhüfner unter den Bauern 
bereits zur Seltenheit, waren Achtelhüfner die Regel, Häusler, Ein⸗ 
lieger und Lohngärtner bereits ſehr häufig) weit offen. In jenen 
Gegenden hatten, nachdem die Regierung ſich gegen eine ſolche Ent⸗ 
wicklung lange geſperrt und ſich ſelbſt die Oberhoheit vorbehalten 
hatte, klein und großpolniſche Magnaten ungeheure Latifundien, beſſer 
Intereſſenſphären, erworben, die natürlich wie ſeinerzeit die weſtlichen 
Adelsgüter erſt durch Beſiedlung höheren Wert bekommen konnten. Der 
Menſchenhunger dieſes neu entſtandenen Großgrundbeſitzes bewirkte, 
daß hierher geflüchtete Bauern ſo gut wie nie ausgeliefert wurden, 
und eben hiergegen richten ſich jene ebenſo häufigen wie erfolgloſen 
Landtags⸗ und Reichstagsbeſtimmungen über Auslieferung geflüchteter 
Leibeigener. Namentlich die Ukraine mit ihrem unbegrenzten frucht⸗ 
baren Boden war ſozuſagen der „far east“ Polens und bot die 
günſtigſten Siedlungsbedingungen. Man konnte die dortigen Bauern 
gar nicht allzu ſtark drücken, ſonſt flohen ſie einfach zu den Koſaken 
und führten dort ein freies Räuberleben. Es waren quaſi weſt⸗ 
amerikaniſche Zuſtände; die in der Ukraine ſich entwickelnde dünne 
Bevölkerung war oft von ſehr verdächtiger Vergangenheit und Her⸗ 
kunft, nach der aber niemand fragte. Oppenheimer weiſt ſelbſt auf 
jene großen, neuerſchloſſenen Flächen hin mit den Worten !: „Die 
Wanderluſt, der Wandermut, welcher die Schwaben und Sachſen 
bis nach Siebenbürgen und Rotrußland führte, hätten Franken, 
Sachſen und Weſtfalen bis in die Gebiete der Schwarzen Erde führen 
können, ohne daß ein Hindernis natürlicher Art vorhanden 
war.“ In der Tat haben die Ruſſen ja noch im 18. Jahrhundert 
unter Katharina deutſche Siedler, die man jetzt wieder vertreibt, 
noch viel weiter ſüd⸗ und oſtwärts bis nach Beßarabien, der Krim 
und der unteren Wolga gelockt. Jedenfalls hätten einer deutſchen 
Maſſeneinwanderung in die im 16. Jahrhundert polniſche Ukraine 
nicht nur keine natürlichen, ſondern auch keine politiſchen Hinder⸗ 
niſſe entgegengeſtanden. Die dortigen Magnaten hätten ſie mindeſtens 
zu ebenſo günſtigen Bedingungen angeſiedelt wie ſeinerzeit die deut⸗ 
ſchen Bauern im weſtlichen Polen. 


1 Großgrundbeſitz und ſoziale Frage, S. 425. 
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Nein, die Urſache, warum die deutſche Maſſeneinwanderung 
nach dem flawifden Often feit dem 14. Jahrhundert immer ſpärlicher 
wird und ſchließlich ganz verſiegt, liegt nicht ſowohl in den geänderten 
innerpolitiſchen Verhältniſſen des Königreichs Polen, als in den 
inzwiſchen erfolgten Wandlungen des deutſchen Volkscharakters. Oppen⸗ 
heimer hat ein Geſetz aufſtellen zu können geglaubt, nach welchem 
die Volksmaſſen zu allen Zeiten und unter allen Umſtänden von 
den Gegenden erhöhten ſozialen Drucks auf dem Wege des geringſten 
Widerſtandes nach Orten des mindeſten Drucks abfließen. In dieſen 
geiſtvollen Vergleich hat er ſich entſchieden zu ſehr verliebt und be⸗ 
handelt ihn als volle Wirklichkeit, ſtatt ſich bewußt zu ſein, daß er 
doch nur eine hinkende Anwendung rein phyſikaliſcher auf pſycho⸗ 
biologiſche Verhältniſſe darſtellt. Eine beſtimmte Flüſſigkeit, zum 
Veiſpiel Waſſer, wird bei gleichem Wärmegrad allerdings immer die⸗ 
ſelbe Labilität zeigen und mit einer dem Neigungswinkel entſprechenden 
Geſchwindigkeit auf der Linie des geringſten Widerſtandes zum Ort 
des geringſten Druckes hineilen, und unſere aprioriſche Meinung 
von der Kontinuität der ſogenannten Naturgeſetze zwingt uns zu 
dem Glauben, daß das gleiche ſchon vor Jahrtauſenden der Fall 
war und immer ſein wird. Anders aber werden ſich zu verſchiedenen 
Zeiten Völkerſchaften, die ſich in verſchiedenen Lebenszeitaltern oder, 
wenn ſchon einmal phyſikaliſche Bilder gebraucht werden ſollen, in 
verſchiedenen Aggregatzuſtänden befinden, gegenüber äußerem Druck 
verhalten. Im beginnenden Mannesalter iſt man kein Wandervogel 
mehr wie in der Jugend. An Beiſpielen iſt kein Mangel: Die Ger⸗ 
manen zur Zeit Cäſars brachen vielleicht noch ohne nennenswerten 
äußeren Druck aus bloßer Wanderluſt ins Römiſche Reich ein. Der 
ruſſiſche Bauer wandert noch in der Gegenwart mit großer Leichtig⸗ 
keit nach Sibirien aus, kehrt aber mit derſelben Leichtigkeit, wenn 
es ihm dort nicht gefällt, wieder in die Heimat zurück, ebenſo wie 
es ihm nicht darauf ankommt, größtenteils zu Fuß eine Pilgerfahrt 
nach Jeruſalem zu machen. Er iſt mit dem Boden, den er bebaut, 
noch nicht organiſch verwachſen. Anders im europäiſchen Weſten, 
wobei auch die angeblich nicht ſo bodenſtändige Stadtbevölkerung 
keine Ausnahme macht!. Wollen wir die größere oder geringere 
Neigung zu Wanderungen unter einem phyſikaliſchen Bild darſtellen, 
ſo müſſen wir durchaus noch einen neuen Begriff, den der Dichte 


1 Bon den 900 000 geflüchteten Belgiern, größtenteils Stadtbevölkerung, 
ſind die meiſten, trotzdem der Krieg fortdauert, bereits zurückgekehrt. 
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oder Viskoſität, einführen und können den Satz aufſtellen: Die Rei: 
gung zu Wanderungen iſt umgekehrt proportional zu der Bevölke⸗ 
rungsdichtigkeit. Überall in der Weltgeſchichte wiederholt ſich die 
Erſcheinung, daß überhaupt noch nicht ſeßhaft gewordene, wenig 
zahlreiche Nomadenſtämme vermöge ihrer größeren Stoßkraft alte 
Kulturvölker überrennen und unterwerfen, während letztere den Stoß 
nicht weitergeben, ſondern unter der Fremd herrſchaft weiterleben. 

Die naheliegende rein materialiſtiſche Erklärung, daß bei Kultur⸗ 
völkern die inveſtierten Intereſſen zu groß geworden ſind, um eine 
Auswanderung zu erlauben, genügt nicht allein, um dieſes gegen⸗ 
ſätzliche Verhalten zu erklären. Es liegt, je länger ein Volk ſeßhaft 
war, deſto ſtärker eine pſychologiſche glebae adscriptio vor, die das 
Verlaſſen des Heimatlandes erſchwert und eine Fortexiſtenz ſelbſt 
unter fremder Herrſchaft vorziehen läßt. Der Jenenſer Geſchichts⸗ 
profeſſor Schiller läßt dem ſizilianiſchen Chor ſagen: 

„Die fremden Eroberer kommen und gehen; 
Wir gehorchen, aber wir bleiben beſtehen.“ 

Dies iſt wohl der einzige zureichende Grund, warum die deut⸗ 
ſchen Bauern, nachdem der Aufſtand von 1525 mißlungen war, das 
Land nicht maſſenweiſe oſtwärts verließen. 


4. 


Kehren wir nach dieſem Exkurs, der ſich auf allgemeinere 
Gebiete erſtreckte, zur polniſchen Wirtſchaftsgeſchichte im ſpeziellen 
zurück. Wir hatten Frühzeitigkeit und Stärke des polniſchen Ge⸗ 
treideexports geleugnet. Wer aber beides beſtreitet, dem fällt die 
Aufgabe zu, die beiden Fragen zu beantworten, welches denn über⸗ 
haupt gerade vom 16. Jahrhundert ab für die polniſchen Magnaten 
der innere Antrieb geweſen ſei, die Leiſtungen ihrer Hinterſaſſen ſo 
ſtark zu erhöhen, und ferner, auf welche ſpezielle Art die Bauern in 
den doch weit überwiegenden verkehrsſchwachen, küſtenfernen Gegenden 
zu höheren Leiſtungen herangezogen wurden. Um dies zu beant⸗ 
worten, geben wir im ſolgenden eine Blütenleſe aus den polniſchen 
Schriftſtellern des 17. Jahrhunderts, faſt ſämtlich dem ſyſtemloſen, 
aber ſtofflich ergiebigen Buch von Gargas entnommen, aus denen 
hervorgeht, daß, wenn auch der Export, der, wie bereits nachgewieſen, 
großenteils nicht von Herrſchaftsäckern herrührte, ſondern fälſchlich 
unter der Adelsflagge ſegelte, eine große Rolle ſpielte, der Schwer: 
punkt grundherrlicher Erwerbswirtſchaft doch vor allem im Ausbau 
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des Fronhofſyſtems lag. Die Villikationsverfaſſung wird gewiſſer⸗ 
maßen integriert, was ſpeziell in zwei Erſcheinungsformen wirtſchaft⸗ 
licher Ausnutzung rechtloſer und abhängiger Untertanen ſeinen Aus⸗ 
druck findet, die wir bereits in weſtlicheren Gegenden mit ſlawiſchem 
Untergrund dort antreffen, wo die Grundherrſchaft politiſch un⸗ 
beſchränkt und in ihrer Verfügung über die Bauern nahezu nicht 
gehemmt, die Abſatzmöglichkeit für ihre Agrarprodukte infolge ſchlechter 
Verkehrslage aber gering iſt: Wir meinen, das, was man in Böhmen 
und Schleſien die „Aufdringung obrigkeitlicher Feilſchaften“ und die 
„Abdringung bäuerlicher Feilſchaften“ nennt“, und was wir, ins 
Moderne überſetzt, agrariſches Truckſyſtem nennen könnten?. Es iſt 
das ein Syſtem raffinierter Ausnutzung bäuerlicher Arbeits⸗ und 
Konſumkraft, das den fehlenden inneren Markt erſetzen ſoll, das aber 
ebenſowenig kapitaliſtiſchen und kaufmänniſchen Geiſt verrät wie 
etwa der ſpaniſche Kolonialhandel mit den Indianern, wobei nach 
einſeitig feſtgeſetzter Taxe für ein Paar Stiefel eine Handvoll Gold 
zu geben war. Iſt der eine Teil in politiſcher Abhängigkeit vom 
anderen, ſo iſt der Vertragsabſchluß einſeitig und der angebliche 
Handel nur verſteckter Tribut oder offener Raub. Die ſtarke Ent⸗ 
wicklung dieſer Methoden gerade in Polen beweiſt, daß in Er⸗ 
mangelung des äußeren Marktes und ſtädtiſcher Konſumkraft die 
Bauern ſelbſt als innerer Markt herhalten mußten. Hören wir, 
was Opalinski (1650) ſagt: „Es gibt auch ſolche, welche das Leder 
zu den Kürſchnern geben und das fertige Pelzwerk ebenfalls ver⸗ 
ſenden oder, wenn ſie es nicht verkaufen können, unter die Unter⸗ 
tanen verteilen und ſie zwingen, zu zahlen, was ſie verlangen. So 
unverſchämt ſind manche, daß ſie mit toten Fiſchen die Untertanen 
vergiften,“ ja, „man zwingt ſie, Bier zu trinken, mit dem der Teufel 
in der Hölle vergiftet würde“. Woher aber ſtammt dieſes Bier? 
Da heißt es im „Wurm des ſchlechten Gewiſſens“ um 1600: „Auch 
dies iſt zu erwähnen, daß manche habſüchtige Herren den Hopfen, 
der auf dem Bauerngrund aufgeht, für den Gutshof einſammeln 
laſſen.“ Und dieſelbe Schrift fährt fort: „Das beſte Obſt, das bei 
ihnen (den Bauern) gedeiht, verbieten ſie einem anderen als dem 
eigenen Herrn zu verkaufen, wobei ſie dann nach Willkür zahlen; 
dasſelbe gilt vom Leinen, vom Honig, Wachs, Wolle und ähnlichen 


1 Carl Grünberg: Die Bauernbefreiung in Böhmen, Mähren und 
Schleſien. Leipzig 1893/94. 

2 Erſcheinungen, zu denen wir im europäiſchen Weſten nur Anſätze in der 
Schank⸗ und Braugerechtigkeit und überhaupt den Bannredten finden. 
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Dingen, zum großen Schaden der armen Untertanen. Und noch 
ſchlimmer iſt es, wenn die Herren die Untertanen zwingen, Dinge, 
die ſie notwendig brauchen, bei keinem anderen als bei ihnen zu 
kaufen, was viel Ungerechtigkeit in ſich birgt. Denn erſtens be⸗ 
nehmen ſie den Untertanen mit Gewalt die Freiheit des Kaufens 
iure naturae et gentium. Zweitens drängen ſie den Untertanen 
Dinge auf, die ſie ſonſt nicht an den Mann bringen könnten, auch 
gegen deren Willen oder, wenn ſie es nicht notwendig brauchen, was 
eine große Belaſtung iſt. Die Herren ſchätzen die Ware, wie ſie 
wollen, und laſſen die Untertanen Preiſe zahlen, die ſie auf dem 
Markte nicht erzielen könnten. Derſelben Ungerechtigkeit machen ſich 
jene Herren ſchuldig, welche ihre Untertanen bei 5 Mk. Strafe 
zwingen, in keiner anderen als in ihrer Schenke Branntwein zu 
trinken, der aus ſchlechtem Getreide ſchlecht bereitet wird“ 1. Ahn⸗ 
lich ging es in Galizien noch zur Zeit der öſterreichiſchen Okkupation 
zu; Rodakiewicz redet von „monopoliſtiſcher guts herrlicher Abſorption“ 
(S. 18) und davon, daß (S. 17) „die Arbeitsteilung innerhalb der 
gutsherrlichen Betriebe die Arbeitsteilung zwiſchen den ländlich⸗ 
bäuerlichen und ſtädtiſch⸗gewerblichen Einzelwirtſchaften erſetzte. Die 
Güter löſen ſich vom Markte, die Fäden des interlokalen Güter⸗ 
austauſchs werden dünn“. 

Im großen ganzen geht alſo aus jenen Zitaten hervor, daß die 
polniſche Villikationsverfaſſung, nur wenig durch Verkauf ins Aus⸗ 
land durchlöchert, aber auch nicht ſo ſehr verſteinert wie etwa die 
bayeriſche im 16. und 17. Jahrhundert, unter Heranziehung der 
Kauf⸗ oder beſſer Tauſchkraft der unfreien Hinterſaſſen zu gewiſſer⸗ 
maßen marktähnlichen Gebilden ausgebaut worden iſt. Auch ſonſt 
werden die Bauern durch die Grundherrſchaft in einer Weiſe aus⸗ 
genutzt, die von patriarchaliſchem Verhalten weit entfernt iſt. Jede 
Notlage wird durch Gewährung von Vorſchüſſen ausgebeutet, deren 
Wucherzinſen die Bauern in noch tiefere Abhängigkeit von dem 
Grundherrn bringen. Höchſtens wird, um auf ihn das Odium ab⸗ 
zuwälzen, der Hofjude als Agent benutzt. Mit kapitaliſtiſchen Keimen 
und Anſätzen iſt alſo die polniſche Grundwirtſchaft wenigſtens der 
Weichſellandſchaften in der Tat ſtark durchſetzt; im 18. Jahrhundert, 
als infolge der protektioniſtiſchen Maßnahmen der weſtlichen Staaten 


1 Sogar das unentbehrliche Salz, das der Adel koſtenlos aus Wielicsfa 
bezieht, wird von den Gutshöfen aus dem Bauern nur zu Wucherpreiſen ge⸗ 
liefert (v. Rakowſki, S. 39). 
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die Getreideausfuhr längſt ſtark geſunken iſt, finden wir auch bereits 
ſporadiſch die gleiche Erſcheinung wie in manchen deutſchen Gegenden, 
zum Beiſpiel Sachſen, die Verpachtung der Herrſchaften an land⸗ 
wirtſchaftliche Unternehmer, meiſtens Juden, die natürlich auch die 
unfreien Leiſtungen der ſchollenpflichtigen Hinterſaſſen miterwerben 
und dieſelben nach Kräften zu ſteigern ſuchen. 


5. 


Indeſſen dieſer kapitaliſtiſche Anſtrich, in welchen die feudale 
Grundherrſchaft in Polen ſich kleidet, iſt doch nur durchaus ober⸗ 
flächlich und äußerlich. Es fehlt ſeinen Trägern gänzlich jene 
Vorausſetzung, die Sombart als die Rechenhaftigkeit bezeichnet. Wir 
hatten die polniſchen Schlachzizen inſofern mit den böhmiſchen 
Magnaten verglichen, als beide das Fehlen eines äußeren Marktes 
durch zwangsmäßige Tauſchverhältniſſe mit den unfreien Hinterſaſſen 
zu erſetzen ſuchten. Aber auch nur ſoweit kann man die Parallele 
ziehen; die böhmiſchen Magnaten nämlich wirken, wie aus der von 
Salz! zuſammengeſtellten Literatur hervorgeht, geradezu bahnbrechend 
als kapitaliſtiſche Unternehmer. In einer Zeit, wo ähnlich wie in 
Polen das ſtädtiſche Bürgertum in Böhmen durch den Dreißigjährigen 
Krieg verarmt und durch Religionsverfolgungen niedergetreten war, 
beuten ſie in zielbewußter Weiſe Bergwerke und Glashütten aus, 
errichten auf ihrem Grund und Boden Manufakturen, um in ihnen 
ihre Rohprodukte zu verarbeiten und ihre leibeigenen Leuten, denen 
der weniger ergiebige Boden keine ausreichende Nahrung gibt, zu be⸗ 
ſchäftigen und feſtzuhalten. Von einem ſo konſequent und zweck⸗ 
mäßig durchgeführten Ausbau ſeines Fronhofſyſtems iſt der polniſche 
Adel auch in ſeinen reicheren Vertretern weit entfernt. Von wirk⸗ 
lichem kapitaliſtiſchen Geiſte hat er keinen Hauch verſpürt, er iſt nur 
von dem Wunſch geleitet, für gänzlich außerwirtſchaftliche Zwecke 
Geld anzuhäufen und wieder auszugeben, nicht aber dafür, um es 
weiterarbeiten zu laſſen. Die vorübergehende Getreideexportmöglichkeit 
verſetzte ihn etwa in die Lage eines Grundbeſitzers, unter deſſen Land 
Kohlen gefunden werden; er beutet die günſtige Lage aus, behält aber 
ſeine alte Lebensweiſe bei. Die Epiſode des polniſchen Agrarexports 
hat eine Induſtrialiſierung des Landes nicht nur nicht gefördert, 
ſondern geradezu verhindert. Wenn man die polniſche Agrarentwick⸗ 
lung im 17. Jahrhundert inſofern mit der engliſchen des 16. Jahr⸗ 


1 Geſchichte der Induſtrie in Böhmen. 
Schmollers Jahrbuch XL 3. 13 
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hunderts vergleichen kann, als in beiden Fällen eine ausländiſche 
Nachfrage zu Anderungen der Wirtſchaftsordnung und verſtärkter 
agrariſcher Produktion anregte, ſo ſind die Folgeerſcheinungen für 
andere Erwerbszweige und die Entfaltung des Kapitalismus doch in 
beiden Ländern diametral entgegengeſetzt. Die Ausbreitung der eng⸗ 
liſchen Schafzucht und Wollproduktion trieb die entwurzelte Jeomanry 
in die Städte und ſchuf ſo das Kanonenfutter einer ſich allmählich 
entwickelnden Manufaktur. Die eben als Korrelat jener früh⸗ 
kapitaliſtiſchen engliſchen Bevölkerungsanhäufungen etwa ein Menſchen⸗ 
alter ſpäter in Polen einſetzende Kornausfuhr hielt infolge verſtärkten 
gutsherrlichen Arbeitsbedarfs die energiſch an die Scholle gebundene 
Bauernbevölkerung auf dem Land zurück und gab den Städten, an 
denen vorbei ſich die Kornausfuhr ohne jede Beſchränkung ins Aus⸗ 
land bewegte, den Todesſtoß. Der konſequent durchgeführte agrariſche 
Freihandel, ein Raubbau an der Boden⸗ und Volkskraft, abſorbierte 
alle anderen Intereſſen und ließ Städte und Bauern verarmen. 

Bereicherte ſich nun wenigſtens jener einzige Stand, zu deſſen 
Gunſten der forcierte Getreideexport, die raffinierte Umgehung der 
Zollämter, die Ausnutzung der Hinterſaſſen durch verſtärkte Fron⸗ 
dienſte und unfreien Zwangstauſch in Szene geſetzt worden war? 
Und warum waren ſeit dem 16. Jahrhundert die polniſchen Adels⸗ 
anſpruͤche fo hoch geſtiegen? 

Zwei Urſachen geben uns den Schlüſſel. Sie liegen beide nicht 
auf wirtſchaftlichem Gebiet, ſind aber von entſcheidender Bedeutung 
für die tatſächliche Wirtſchaftsentwicklung. Sie heißen Politik und 
Luxus. 

Auf den erſten Punkt, auf die überragende Stellung des pol: 
niſchen Adels im Staat, wurde bereits anfangs hingewieſen; er ſei 
nur ſo weit wiederholt, wie es ſeine Beziehungen zum zweiten Punkt, 
dem verſtärkten Konſum des polniſchen Fronhofs, erfordern. Der 
Gang der inneren polniſchen Geſchichte ſtellt ſich, wie bereits dar⸗ 
gelegt, als eine dauernde Schwächung der Zentralgewalt zugunſten 
der Adelsmacht dar. Ob nun dieſe Schwächung von Zufällen, d. h. 
von Urſachen einer anderen Entwicklungsreihe, welche die erſte kreuzt, 
ohne mit ihr zu tun zu haben, begünſtigt wird, bleibe hier unerdrtert. 
Als ſolche Zufälle könnte man zum Beiſpiel die Tatſache aufführen, 
daß ſeit dem 16. Jahrhundert faſt alle polniſchen Monarchen kinder 
los ſterben, die Notwendigkeit von Neuwahlen ſich alſo ganz von 
ſelbſt ergibt. Jede dieſer Wahlen wird aber vom Adel (ähnlich wie 
in Deutſchland, wo ſich indeſſen die Gelegenheit nicht ſo oft bot) 
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zur Erweiterung ſeiner Privilegien benutzt; beſonders ſeitdem man 
angefangen hatte, mit Vorliebe Fürſten aus dem Auslande ſich zu 
holen, die auch im Beſitz des Thrones, aber ohne Verſippung mit 
herrſchendem Adel und Verwurzelung in dem einheimiſchen Volkstum, 
nicht energiſch gegen den privilegierten Stand vorgehen konnten, 
der im Reichstag, dem Heer, der Verwaltung, Kirche und Juſtiz alle 
Stellen beſetzt hatte. Immer mehr entgleitet ſo die Ausübung 
wirklicher politiſcher Macht der nur noch repräſentierenden Spitze. 
Legislative und Exekutive fallen an den Reichstag, deſſen Schwer⸗ 
punkt zudem in die Provinziallandtage der einzelnen Woiwodſchaften 
verlegt wird. Die letzten Kraftpunkte aber ſind die einzelnen, völlig 
autonom gewordenen Rittergüter, die ſich etwa der gleichen ſouveränen 
Stellung erfreuen wie die der ſüdweſtdeutſchen Reichsritter. Die 
Geſamtheit der Inhaber der polniſchen Rittergüter ſtellt den Staat 
dar, jeder einzelne einen integrierenden Teil des ſelben, weshalb auch, 
wenigſtens theoretiſch, ihr ſie vertretender Abgeordneter durch ſein 
Veto jeden Reichstagbeſchluß, jedes Geſetz unmöglich machen kann !. 
Da nun aber der ſich ſtark vermehrende Adel, nachdem auch in 
Litauen und der Ukraine keine neuen Grundherrſchaften mehr errichtet 
werden konnten, nicht jedem ſeiner Sprößlinge ein Rittergut ver⸗ 
ſchaffen konnte, und auch die Zahl der Sinekuren beſchränkt war, 
ſo wimmelt es von „armen Rittern“, die bei ihren vom Glück beſſer 
begünſtigten Standesgenoſſen unterzukommen ſuchen, oft geradezu 
als beſſere Dienſtboten, jedenfalls als Gefolge, als Klientel, vor 
allem als bezahlte Landtagsraufer (Junaks). Das ſind jene Leute, 
von denen Schiller in feiner wundervollen Reichstagsſzene“ des 
Demetriusfragments ſagt, daß ſie um Brot und Stiefel dem Reichen 
und Mächtigen ihre Stimme verkaufen müſſen. 

Die politiſche und geſellſchaftliche Verfaſſung Polens, wie ſie 
ſich bis zum 18. Jahrhundert mit großer Konſequenz entwickelt hat, 
iſt wpiſches Klientelſyſtem und zeigt inſofern frappante Ahnlichkeiten 


: Auch die ſouveränen Wähler ſelbſt nehmen aktiven Anteil an den 
Keichstagsſitzungen, indem ſie nicht nur zahlreich auf den Galerien, ſondern 
auch in bunter Reihe unter den Abgeordneten fic niederlaſſen, um fie zu kon⸗ 
trollieren und gelegentlich ohne Mandat ſich an den Debatten beteiligen. 

2 Streng hiſtoriſch wäre die Szene beſſer in die Einzellandtage der 
Woiwodſchaften zu verlegen, wo es bei den Wahlen und Beratungen ſelten ohne 
Nord und Totſchlag zwiſchen den Knüppelgarden der Magnaten abging. Im 
Keichstag, der aus den Delegierten der Landtage, den Landboten, mit gemeſſenen 
Aufträgen und ſtreng gebundener n ſich zuſammenſetzte, ging es etwas 
manierlicher zu. é 


18 * 


196 Rudolf Leonhard (1282 


und Konvergenzerſcheinungen mit den fpäten Zeiten der römifchen 
Republik !. Nicht umſonſt heißt der polniſche Staat, trotz der dekora⸗ 
tiven monarchiſchen Spitze, Republik. Wie in der ſpäteren römiſchen 
Republik entfalten die ganz großen oligarchiſchen Magnaten eine 
Hausmacht mit uniformierten Armeen, die an Zahl der königlichen 
nahezu gewachſen ſind. Wenn trotzdem der Rahmen des polniſchen 
Staates nicht von innen heraus geſprengt wurde, wenn an dem 
alten Satz, Polen hält ſich durch die Anarchie aufrecht, etwas Wahres 
iſt, ſo liegt das an der trotz aller Vermögensungleichheit energiſch 
feſtgehaltenen Fiktion der rechtlichen Gleichheit aller Adligen, die 
keinen noch ſo Mächtigen zur Alleinherrſchaft gelangen ließ, und eben 
an jenen Klientelverhältniſſen, die als geſellſchaftlicher Kitt das 
morſche Staatsgebäude vor dem Einſturz ſchützen und den fehlenden 
adminiſtrativen Zuſammenhang erſetzen ?. Jeder faſt ſteht zu einem 
Mächtigeren in einem freiwillig erwählten oder ererbten Abhängigkeits⸗ 
verhältnis, das ihn zur politiſchen Förderung ſeines Patrons, dieſen 
aber zur wirtſchaftlichen ſeines Klienten verpflichtet. Die Analogien 
mit der römiſchen Klientel gehen bis in die Einzelheiten, alles findet 
ſich wieder, die morgendliche salutatio im Vorzimmer des Magnaten, 
das colere et observare, die je nach dem Rang des Klienten ab: 
geſtuften Küſſe auf Mund, Schulter, Bruſt und Hand, wozu aller⸗ 
dings als Merkmal flawifder Unterwürfigkeit noch die Küſſe auf 
Armel, Kleiderſaum und Stiefel kommen. 


6. 


Dieſe ſoziale und politiſche innere Struktur des ſpäteren 
Polen hat aber auch ihre wirtſchaftlich ſehr bedeutſame Seite. Die 
finanziellen Anforderungen, die an jeden größeren polniſchen Grund⸗ 
herrn von feinen ärmeren Standes⸗ und Sippengenoſſen geſtellt 
wurden, ſind nicht gering und wachſen ſtändig. Jeder mittlere Guts⸗ 
hof wird eine Art Hoflager, an welchem nicht nur eine unſinnig 
zahlreiche nichtstueriſche Bedienung (jedes Familienmitglied hat meiſt 
ſeine eigene Dienerſchaft) durchgefüttert wird?, ſondern auch ein 


1 Siehe dazu meinen Aufſatz: „Flurgemeinſchaft und Feudalität“ im 
39. Jahrgang, 1915, dieſer Zeitſchrift. 

2 p. d. Brüggen: „Der Adel bildete die Geſellſchaft; es gab weder einen Loi, 
der die Geſetze der Etikette machte, noch einen Bürgerſtand, deſſen Urteil die Geſell ⸗ 
ſchaft zu ſcheuen hatte“ (S. 307). „Nirgends ſonſt finden wir ein ſolches Verhältnis 
geſellſchaftlicher Herrſchaft ohne den rechtlich⸗politiſchen Untergrund“ (S. 139). 

> v. d. Brüggen (S. 196): „Die polniſche Sprache iſt unerſchöpflich in 
Ausdrücken für alle die Würden und Unterkategorien ſolcher Hofhaltungen.“ 
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Schwarm von Gefolgſchaft, der ebenfalls ernährt und gekleidet ſein 
will. Grundherren mit mehreren Beſitzungen können das gar nicht 
das ganze Jahr auf demſelben Hof durchführen, noch im 18. Jahr⸗ 
hundert ziehen ſie, wie weiland Karl der Große, mit ihrem politiſchen 
Gefolge von Hof zu Hof und eſſen ihre Güter der Reihe nach ab. 
Dazu kommt noch die bekannte, verſchwenderiſch ausgeübte polniſche 
Gaſtfreundſchaft, auch ſie ein Mittel, ſich mit dem ungerechten 
Mammon politiſche Freunde zu machen. Ganze Schwärme von 
Nachbarn legen ſich mit Pferden und Dienerſchaft unangemeldet und 
unaufgefordert ins Haus und verlaſſen es erſt, wenn alles kahl ge⸗ 
freſſen, um ſich dann beim Nachbar niederzulaſſen. Alles das er⸗ 
fordert große Mittel. Hier, in dieſen ſteigenden Anforderungen 
inneren Kon ſums der Fronhöfe, liegt der Grund für den wachſenden 
Druck auf die Bauern, den Zwang, mehr Getreide abzuliefern oder 
auf erweitertem Herrenland durch verſchärfte Frondienſte zu produ⸗ 
ieren. Hier auch der Grund dafür, daß gerade die landreichſten 
Magnaten, deren Einkommen ſich auf Mällionen beziffert, am ſchwerſten 
verſchuldet ſind. Durch Politik und Gaſtfreundſchaft ruiniert, ſind 
ſie gezwungen, die Untertanen zu immer ſtärkeren Leiſtungen heran⸗ 
zuziehen. Sicher alſo iſt der Hauptgrund der verſchärften Anforderungen 
an die polniſchen Bauern nicht im Getreideexport zu ſuchen, ſondern 
im wachſenden inneren Konſum; nicht in dem der zurückgegangenen, 
planmäßig unterdrückten und verelendeten Städte, ſondern eben im 
Konſum der Fronhöfe, die, wirtſchaftlich zu ſtadtartigen Gebilden 
integriert, gewiſſermaßen an Stelle der Städte getreten ſind, und 
die politiſch ſich zu kleinen ſouveränen Höfen ausgewachſen haben, 
deren Unterhaltung ſchweren Tribut erfordert. Vor unmittelbarer, 
den freien Mann entehrender Arbeit drückt ſich in Polen, wer kann. 
Der kleine Junker küßt lieber dem vom Glück begünſtigten Bruder 
die Stiefel und hält ihm den Steigbügel, ehe er ſelbſt den Acker 
bebaut !. Das Ergreifen eines bürgerlichen Gewerbes hat in Polen 


1 Ausnahmen find ſelten, und bereits im 17. Jahrhundert haben idylliſche 
Schilderungen beſcheidenen, von der Politik nicht angekränkelten Landlebens nur 
den Wert von laudationes temporis acti nach Art des Horaziſchen „beatus ille“. 
Slupski dichtet (nach Gargas): 

„Dreimal glücklich, wer mit dem Acker verkehrt; 
Dem gibt Gott, der von der Arbeit ſich nährt, 
Vermeidet Feſte, will nicht an Herren ſich reiben, 
Auf Hofbanketten ſich nicht herumtreiben, 
Begnügt ſich daheim mit Gänſebraten, 

Macht keine Bücklinge vor dem Magnaten.“ 


198 Rudolf Leonhard (1284 


den Verluſt des Adels zur Folge, die Übernahme einer Lakaienſtelle 
mit allen ihren Konſequenzen nicht . Auch die Leibeigenen folgen, 
wo ſie können, dieſem von oben herab gegebenen Beiſpiel, indem ſie 
ſich zur Bedienung drängen und in den Vorzimmern und Küchen 
des Gutshofes herumlungern ?. Ohne Übertreibung kann man des 
halb ſagen, daß die Hälfte der Nation nichts produziert und von 
der anderen Hälfte, den Bauern, ernährt werden muß. Auf dieſen 
Parias und Kariatyden laſtet der ganze Druck des ſozialen Syſtems, 
das, auf Klientelverfaſſung und Protektionsverhältniſſen begründet, 
nur darin beſteht, durch freigebige Verſchwendung politiſchen Einfluß 
zu erringen und durch deſſen Mißbrauch dann wieder zu Gelde zu 
kommen (während in der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft in der Regel die 
Reihenfolge genau die umgekehrte iſt, indem nämlich erſt das er⸗ 
worbene Kapital den Zugang zum politiſchen Einfluß verſchafft). 
Lebendige Schilderungen gibt v. d. Brüggen noch aus dem Ende 
des 18. Jahrhunderts von den Landtagswahlen, wie die Magnaten 
mit ihren Horden von bewaffueter Gefolgſchaft, Klienten und Partei: 
gängern in die Kreisſtädte einziehen“, deren Bevölkerung ſich auf 
einmal vervielfacht, wie wochenlang ganze Hekatomben von Ochſen 
und Schafen auf Koſten des Kandidaten herangetrieben und ge⸗ 
ſchlachtet, ungezählte Fäſſer mit Wein, Bier und Schnaps unter 
unendlichem Geſäufte geleert werden. Die Menge der gewöhnlichen 
Wähler kann natürlich nicht im Orte ſelbſt untergebracht werden; 
nur hervorragende Leute, auf die man Rückſicht nehmen muß, finden 
ſchmale Unterkunft in Bürgerquartieren oder in den Klöſtern. Die 
anderen kampieren ganz kriegsmäßig in offenen Zeltlagern und am 
Lagerfeuer, ein ataviſtiſcher Rückfall in die Lebensweiſe der nomadiſchen 
Vorfahren. Die Redensart vom „feindlichen Lager“ kann hier buch⸗ 
ſtäbliche Anwendung finden, ebenſo die von der „Wahlſchlacht“, da 


1 Der Abbs Coyer ſagt in der „Histoire de Sobieski“: „Le gentilhomme 
sous la livree fait-il une faute, le cantchou le corrige; mais on lui met un 
tapis sous les genoux par respect pour sa généalogie.“ 

2 p. Holſche (S. 208): „Es leben viele müßige Menſchen von der bert: 
ſchaftlichen Küche, ... und die Leute, welche Zutritt zu der Küche haben, leben 
gewöhnlich beſſer als die Herrſchaft ſelbſt .... Und hieraus läßt es ſich er 
klären, daß ein Pole, welcher 4000 Taler Einkünfte hat, bei weitem nicht ſo 
bequem, gut und anſtändig lebt als ein Deutſcher von der Hälfte ſolchen Ein⸗ 
kommens.“ ö 

® Czartoryski zieht auf den Landtag von Lublin 1788 mit Kamelen und 
tatariſch gekleideten, mit Pfeil und Bogen bewaffneten Kammerdienern ein. 
v. d. Brüggen (S. 221). 
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Knüppel und Säbel die Stimmzettel ſind und es ſelten bei einer 
Wahl ohne Tote und Verwundete abgeht, ſei es auch nur ſolche, die 
im Nauſch zu Schaden gekommen oder von den Zechgenoſſen nach 
gut altſlawiſcher Sitte zum Fenſter hinausgeworfen worden ſind 1. Es 
iſt eine üble, verhungerte Bande, die man aber gleichwohl eben wegen 
ihres Stimmrechts, des einzigen, was fie befigt und zu verkaufen hat, 
gut füttern und bei guter Laune erhalten muß. Tiſchtücher, Meſſer 
und Gabeln müſſen an den Tiſchen befeſtigt werden, damit nicht alles 
maffenbaft verfdwindet®. Im Orte ſelbſt haufen fie wie in einer 
eroberten Stadt, bezahlen oft nicht in den Läden, es herrſcht Mord 
und Totſchlag, ſo daß ſich die Einwohner kaum vor die Türe wagen. 

Hier haben wir, da ſolche Landtagswahlen mit ihren Maſſen⸗ 
anhäufungen ſich häufig und in allen Woiwodſchaften wiederholen, 
einen weiteren Faktor ſtarken, wenn auch nur gelegentlichen inneren 
Konſums. Dieſe inneren, einſeitig politiſch orientierten Zuſtände 
wirken kapitalvernichtend. Wenn nach Sombart in Weſteuropa der 
Krieg letzten Endes kapitalvermehrend wirkte, indem er zwar zerſtörte, 
aber auch die Bedürfniſſe und Anſprüche vermehrte, dadurch neue 
Induſtrien hervorrief und die Produktion anregte, ſo wirkt in 
Polen die mit dem Krieg gleichzuſetzende innere Politik, ein ſtändiger 
innerer Kleinkrieg der Parteien gegeneinander, von wirtſchaftlichen 
Intereſſen ablenkend. Hier, in jener übermäßigen und einſeitigen 
Ausbildung des politiſchen Sinnes des polniſchen Adels auf Koſten 
aller anderen Geiſtesrichtungen“ liegt der Grund, warum die vom 
Ausland her in die Wirtſchaft hereingetragenen kapitaliſtiſchen Anſätze 
keine weiteren Konſequenzen hatten und nicht durchgebildet wurden, 
warum es nicht zur Weiterverarbeitung der eigenen Überſchüſſe und 


1 v. d. Brüggen (S. 227): „Es wimmelte in Polen von Krüppeln ohne 
Ohren, Naſen, Hände und Augen, die ihnen auf dieſen oder anderen ländlichen 
Schlachtfeldern abhanden gekommen waren.“ 

2 p. d. Brüggen. S. 229. 

® Es wäre durchaus verfehlt, zu jagen, wie man es mitunter leſen kann, 
die polniſche Nation (Nation ſelbſtverſtändlich gleich Adel, das Volk hatte weder 
Bürger- noch Menſchenrechte) fet politiſch unbegabt geweſen und daran zugrunde 
gegangen; im Gegenteil, ſie war politiſch überbegabt, und nur an jener Hyper⸗ 
trophie ging ſie zugrunde, da niemand mächtig genug war, die gegeneinander 
gerichteten Kräfte zu einigen und nach außen zu lenken. 

Eine ähnliche Rolle hat in Ungarn der dortige Adel geſpielt, der ebenfalls 
eine raffiniert ausgearbeitete Verfaſſung und einen ſtändiſchen Parlamentarismus 
auf ſtreng ariſtokratiſch⸗ exkluſwer Baſis ſchuf, zum Glück aber durch den von 
außen hereingetragenen habsburgiſchen Abſolutismus verhindert wurde, dem 
beherrſchten Lande ein polniſches Schickſal zu bereiten. 
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zur Anlage untertäniger und leibeigener Fabriken kam wie in Böhmen 
und Rußland. | 

Und in der gleichen fapitalvernidtenden Richtung wirkt, aud 
wieder im umgekehrten Sinne als Sombart das wahr haben will, 
die Rolle, die in Polen der Luxus ſpielt. Auch er dient letzten 
Endes lediglich der Politik, der äußeren Repräſentation, dem splen- 
dor familiae, iſt ein ganz nach außen gekehrter, barbariſcher und 
kulturloſer, lediglich auf Imponieren berechneter Aufwand. Koſtbare 
importierte Gobelins auf Fachwerkwänden, durch welche der Wind 
pfeift, echte perſiſche Teppiche auf geſtampftem Lehmboden ſind ſeine 
Signatur. Die erforderlichen Luxusprodukte und der Rotwein werden 
in Frankreich gekauft, der Weißwein meiſt in Ungarn. Nicht enden 
wollen die Klagen polniſcher Schriftſteller im 17. Jahrhundert, daß 
das gute polniſche Geld für unproduktiven Luxus auf Nimmerwieder⸗ 
ſehen ins Ausland gehe. Nur richten ſich dieſe fruchtloſen Jeremiaden 
und die dilettantiſchen Taxgeſetze niemals gegen die adligen Konſu⸗ 
menten und Standesgenoſſen, ſondern immer nur gegen die benötigten 
Zwiſchenhändler, denen man ihren Verdienſt nicht gönnt; nicht ein⸗ 
mal ſo ſehr gegen die Juden, die man im inneren Verkehr überhaupt 
nicht mehr entbehren konnte, und die als ſogenannte Faktoren am 
Fronhof eine halboffizielle Stellung einnahmen, ſondern vor allen 
Dingen gegen die Italiener, die: 

„Dem Jud' und Lutheraner gleich, wenn nicht im Glauben, 

So durch Verrat und Falſchheit, Heuchelei und Rauben“ !. 

Man wirft ihnen, in den meiſten Fällen wohl nicht mit Un⸗ 
recht, vor, daß nur finſtere Exiſtenzen, die zu Hauſe Schiffbruch er⸗ 
litten hätten, nach dem polniſchen Sibirien gingen, um ſich dort zu 
bereichern, wobei natürlich alle Mittel galten, um dann mit dem 
zuſammengeſcharrten Gelde nach Hauſe zurückzukehren und dort 
wieder den großen Mann zu ſpielen. Polen iſt für dieſe Abenteurer 
(wie noch Caſanova) das Land der unbegrenzten Möglichkeiten 
nicht nur auf wirtſchaftlichem, ſondern auch auf moraliſchem Gebiet: 

„Macht einer in Italien bankrott im Geſchäfte, 
So flüchtet er zu uns und ſammelt neue Kräfte“ *. 


Der verſchwenderiſche Adelsluxus, der durchweg außerhalb des 
Landes, auf Reiſen, durch Ankauf fremder Waren und durch fremde 
Kaufleute befriedigt wird, iſt alſo das unergründliche Loch, durch 


1 Kraſinſki im „Tanz der Republik“ nach Gargas, S. 86/87. 
2 Ebenda. 
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welches alle Überſchüſſe abfließen, welche die Agrarproduktion und 
der Export etwa ergeben. Dieſer Luxuskonſum verringerte ſich nicht 
einmal, als feit dem Ende des 17. Jahrhunderts durch die protektio⸗ 
niſtiſchen Maßnahmen Englands, das unter Wilhelm von Oranien nicht 
nur fremdes Getreide nicht mehr hereinläßt, ſondern ſogar den eigenen 
Export durch Prämien forciert, und Preußens, welches unter Friedrich 
Wilhelm I. den Konſum polniſchen Getreides verbietet und deshalb 
ſogar die Durchfuhr erſchwert, die Preiſe für Polen immer ſchlechter 
werden und die Ausfuhr immer mehr verſiegt !. 

Jene ſchnell vorübergehende günſtige Preiskonjunktur für Polen 
wurde nicht ausgenutzt, und ſo verblutete ſich das im Beſitz großer natür⸗ 
licher, aber ungehobener Hilfsmittel befindliche Land an den gleichen 
Urſachen wie Spanien, der wirtſchaftlichen Unfähigkeit der führenden 
Klaſſen?, die von unzeitgemäßen Idealen geleitet werden, und bricht 


1 Am deutlichſten ſah man in Warſchau zur Zeit der Reichstage, wo die 
Überſchüſſe der Grundherrſchaften blieben. Warſchau zeigt die typiſche Signatur 
aller nur von dem Luxuskonſum ländlicher Magnaten lebenden Landeshaupt⸗ 
ſtädte, eine Signatur, die man zum Teil noch in Wien wiederfindet, wo aller 
Luxus auf die Bedürfniſſe des ſogenannten Kavaliers, nicht des Bourgeois, 
zugeſchnitten iſt. 

„Die ungeheuren Summen, welche Beſtechung hier anhäufte, und welche, 
leicht erworben, auch ebenſo leicht verſchleudert wurden, belebten den Verkehr 
auf beiſpielloſe Weiſe. Die glänzenden Läden prangten mit dem Luxus beider 
Hemiſphären, die koſtbaren Tücher Armeniens, die teueren Spielſachen der 
Pariſer Mode, die Perlen Indiens, die Roffe des Landes, alles fand für die 
höchſten Preiſe immer ſeine Abnehmer.“ (H. v. Moltke, Darſtellung der inneren 
Verhältniſſe Polens. Berlin 1832, S. 63.) 

2 Die Analogie mit Spanien iſt fo frappant, daß felbft Stellen beider- 
ſeitiger Schriftſteller über den wirtſchaftlichen Niedergang beider Länder ſich faſt 
wörtlich decken. Während in Spanien die Cortes von 1588—90 darüber klagen, 
daß Spanien für Geld höchſtens die Brücke ſei, da es zur Bezahlung der nach 
Spanien geſandten, im Lande nicht zu erzeugenden Waren abfließe, während 
Colmeiro (in ſeiner Economia politica de Espafia II, 446) fagt, daß „die 
Dukaten und Kronen, die in Sevilla geſchlagen würden und die Peſos von 
Mexiko und Lima nach Holland, Frankreich, England, Genua, Florenz und 
Venedig gingen“, und daß „Spanien weniger Geld im Umlauf hatte als die 
Völker, die keine Minen beſaßen“, ſagt im 17. Jahrhundert Garezynſki (in 
ſeiner Anatomie der Republik Polen) nach Gargas, S. 17, „wenn der all⸗ 
mächtige Gott ſolchen Regen auf uns herniederfallen ließe, daß ſoviel Dukaten 
wie Tropfen Herabfielen und Polen bis an die Knöchel mit ihnen bedeckt 
wäre, ſo würde dennoch all dieſes Geld bei uns nicht lange vorhalten, ſondern, 
ſowie die Waſſer von den Hügeln und Bergen zu den Strömen und Niederungen 
ihren Fall haben, nach Breslau, Leipzig, Frankfurt, Berlin, Danzig, Riga und 
Königsberg für Silbergeſchirr, Wagen, Möbel u. dgl. raſch abfließen.“ 


202 Rudolf Leonhard [1288 


ſchließlich politiſch und finanziell zuſammen. Im 18. Jahrhundert iſt 
die polniſche Handels⸗ und Zahlungsbilanz gänzlich paſſiv !. Der 
endgültigen dritten Teilung gehen große Bankrotte der Warſchauer 
Bankiers, welche die verſchwenderiſche Lebensführung der polniſchen 
Magnaten durch Überbeleihung ihrer Güter begünſtigt hatten und 
nun in ihren Zuſammenbruch hineingezogen werden, voraus. 

Es ſind alſo, wie eingangs behauptet und nunmehr hoffentlich 
nachgewieſen iſt, im letzten Grunde ethnographiſche und aus ihnen 
reſultierende geſellſchaftliche Probleme, die den Zuſammenbruch 
Polens verſchuldet haben, die wirtſchaftliche Unzulänglichkeit der 
herrſchenden Klaſſe und das Fehlen eines Mittelſtandes, welcher 
Träger eines kapitaliſtiſchen Syſtems hätte werden können. Es war 
das Unglück Polens, daß ſein Adel ſich dem Oſten wahlverwandter 
fühlte als dem Weſten und deſſen kulturelle und wirtſchaftliche Ent⸗ 
wicklung nicht mitmachte. Cleinow (die Zukunft Polens) weiſt mit Recht 
darauf hin, daß in den erſten Jahrhunderten, in welchen Polen in den 
Scheinwerfer der Geſchichte tritt, zwiſchen Ruſſen und Polen abſolut 
keine Antipathien, ſondern lebhafte, freundliche Beziehungen beſtehen. 
Nicht der Ruſſe, ſondern der Deutſche und der Litauer iſt damals der 
polniſche Erbfeind. Nur durch den welthiſtoriſchen Zufall, daß die 
Ruſſen durch die Byzantiner die ältere, helleniſtiſch⸗ orientalifche Ur⸗ 
form des Chriſtentums erhielten, während es den Polen in der 
romaniſierten weſteuropäiſchen Form gebracht wurde, wird ein Zwie⸗ 
ſpalt in die flawifhe Welt hineingeworfen ähnlich dem zwischen 
Kroaten und Serben, die auch nur durch den Glauben und das 
cyrilliſche Alphabet in zwei Teile geſchieden ſind. 

Durch ſeine geographiſche Lage an die Schwelle von Weſteuropa 
geſtellt, wird Polen während des ganzen Mittelalters zwiſchen öſt⸗ 
lichen und weſtlichen Einflüſſen hin und her geriſſen. Mehrmals, bei 
der deutſchen Koloniſation im 12. und 13. Jahrhundert, die bereits 
die polniſche Volksſprache in Frage ſtellte und zu ähnlichen Schul⸗ 
kämpfen wie in der Gegenwart führte?, und noch einmal in der 

1 Nach Jeckel, Bd. II, S. 87, betrug 1777 die Einfuhr 47 Mill. polniſche 
Gulden, die Ausfuhr nur 30. Die Zahlungsbilanz war infolge der Notwendigkeit, 
öffentliche und private Anleihen im Ausland verzinſen zu müſſen, noch paſſwer. 

2 Eine Synodalordnung des Erzbiſchofs Fulco von Gneſen, 1257, ſagt: 
„Item statuimus, ut omnes ecclesiarum rectores . . cum habeant scolas per 
licentiam episcoporum statutas, non ponant teutonicam gentem ad regendum 
ipsas, nisi sint polonica lingua informati.“ Rummler, Die Schulzen der 
no. alden Dörfer Groß⸗Polens im 13. und 14. Jahrhundert. Poſen 
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Mitte des 16. Jahrhunderts, als die Reformation in Polen eindringt, 
ſcheint der weſtliche Einfluß den Sieg davonzutragen; aber den 
deutſchen Einfluß ſchaltete man als der polniſchen Nationalität, die 
nichts Gleichwertiges zu bieten hatte, zu gefährlich aus, und die 
Reformationsbewegung verlief, der Eigenart ihrer adligen Träger 
entſprechend, ſo diſziplinlos, daß ſie bald wieder in ſich zuſammen⸗ 
brechen mußte 1. 

Im 18. Jahrhundert ſympathiſiert zwar eine ſozuſagen euro⸗ 
päiſche Partei mit weſtlichen Idealen, trägt demonſtrativ franzöſiſche 
Tracht und kann um ſo eher einen wohlwollenden Liberalismus zur 
Schau tragen, als ſie gar nicht daran denkt, aufkläreriſche Ideen über 
den Bereich ihrer Salons hinausgelangen zu laſſen. Umſo ſchärfer 
markiert die Gegenpartei, die der „wahrhaft polniſchen Leute“, den 
urwüchſigen Sarmaten und geht in ihrer Tracht womöglich bis 
auf das 15. Jahrhundert zurück. Von den Ruſſen trennt ſie nur 
der katholiſche Glaube, die Unterdrückung der griechiſch⸗ orthodoxen 
und unierten Diſſidenten. Ein großer Teil der Magnaten und der 
Schlachta ſympathiſiert aber ganz offen mit den Ruſſen, ſo daß 
Polen im Siebenjährigen Kriege Rußland gegenüber bereits die 
gleiche Rolle ſpielt wie heute Portugal oder Griechenland gegenüber 
England. Es kann ſeine Neutralität gegen Preußen gar nicht mehr 
aufrechterhalten; ganz Polen war bereits ruſſiſche Intereſſenſphäre. 
Wollten Preußen und Oſterreich für den Weſten noch etwas retten, 
ihren Anteil aus der polniſchen Konkursmaſſe heraushaben, ſo mußten 
ſie zugreifen, wenn auch die Regierung der Kaiſerin Katharina das 
Odium der Teilung mit viel diplomatiſchem Geſchick auf die Zentral⸗ 
mächte abgewälzt hat. Das iſt mit ſolchem Erfolg geſchehen, daß 
die Mehrzahl der heutigen polniſchen Volkswirtſchaftler es ſo darſtellt, 
als ſeien vielverſprechende Anſätze zu einer ſpontanen inneren Regene⸗ 
ration der herrſchenden Klaſſe, zu einem großmütigen freiwilligen Ver⸗ 
zicht des Adels auf ſeine Prärogative im Staate und zu einer Auflöſung 
des gutsherrlich⸗bäuerlichen Verhältniſſes durch die brutale preußiſch⸗ 
öſterreichiſche Annexion im Keime vernichtet und zertreten worden. 


— 


1 Wenn v. Römer S. 17 feiner litauiſchen Wirtſchaftsgeſchichte behauptet, 
daß im 16. Jahrhundert die Lage der polniſchen Bauern ſich infolge der günſtigen 
Einwirkung der Reformation auf die Grundherren, die geradezu eine, Verbrüderung 
aller geſellſchaftlichen Klaſſen“ angeſtrebt hätten, ſtark gebeſſert habe, ſo iſt das 
eine maßloſe Übertreibung, die gelegentliche Kanzelpredigten für die Tat nimmt. 
Auch gibt v. R. S. 20 ſelbſt zu, daß die Exportintereſſen des Adels über etwaige 
teligiöfe Skrupel ſchnell und vollſtändig den Sieg davontrugen. 
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Dieſe Legende wurzelt in pfydologijd erklärlichen Gefühlen, 
nicht in hiſtoriſchen Tatſachen. In keiner Weiſe wird eine Liquidation 
der Feudalherrſchaft angeſtrebt. Bemühungen einzelner Magnaten, 
auf ihren Gütern zu „regulieren“, bedeuten, indem die ungemeſſenen 
Dienſte lediglich fixiert werden, eher eine Erhöhung der Leiſtungen. 
Der Verſuch, die bisherigen Naturalleiſtungen und Frondienſte durch 
Geldleiſtung zu erſetzen, ſtellt nicht anderes dar als die Abwälzung 
des immer ſchwieriger werdenden Getreideverkaufs auf die Bauern. 
Was aber den Grundherren im 18. Jahrhundert nicht mehr gelingen 
will, angemeſſene Preiſe für ihr Getreide zu erzielen, kann natürlich 
den Bauern erſt recht nicht glücken, und ſo werden jene Verſuche bald 
wieder aufgegeben. Die obligate, in keinem Staat des 18. Jahr⸗ 
hunderts fehlende Reformliteratur iſt in Polen überwiegend politiſch 
orientiert und rührt nicht an die wirtſchaftlichen und politiſchen Privi⸗ 
legien der Standesgenoſſen !; eben ſowenig wagt ſich ein einziger jener 
zahlreichen reformatoriſchen Geſetzentwürfe, die dem kranken polniſchen 
Staatskörper im letzten Moment noch neues Leben einflößen oder ihn 
wenigſtens noch eine Zeitlang galvaniſieren ſollen, wirklich an die poli⸗ 
tiſchen und Beſitzintereſſen des Adels heran. Daß der Reformreichstag 
von 1768 das jus vitae et necis der Grundherren über die Untertanen 
beſeitigt, gilt ſchon als ein großmütiger Verzicht des Adels auf eines 
ſeiner ſchönſten Vorrechte, nach Belieben über das Leben der Leibeigenen 
zu verfügen! . Der gleiche Reichstag aber proklamiert weiter den 
Grundſatz: „Die Fülle des Domanial= und Eigentumsrechts des Adels 
über ſeine Erbgüter und Untertanen darf nach den Geſetzen des Statuts 
weder verkürzt noch vermindert werden.“ Alſo trockene Pelzwäſche. 
(Warczawski, S. 112.) Erſt 1780 wird dann dem Reichstag durch 
den Kanzler Zamojski wieder eine Kodifikation polniſchen Rechtes 


1 Wie in Bayern die ſogenannte „Edelmannsfreiheit“ nach Kreitmayr 
die ſchönſte Perle in der Krone des bayeriſchen Adels iſt, ſo bedeutet in Polen 
die „libertas communis“, die aber keineswegs communis, ſondern allein dem 
Adel vorbehalten iſt, ſein Vorrecht, auf ſeinen Gütern ſouverän und nach Be⸗ 
lieben mit den Hörigen umſpringen zu dürfen. 

2 Warczawſki, S. 105: „In Wirklichkeit waren fie nur die Wortführer 
der wirtſchaftlich bankrott gegangenen adligen Gutsherren, die ſich um ihre 
Rettung bemühten.“ 

9 Opalinski im 17. Jahrhundert (nach Gargas, S. 97): 

„Der Beamte läßt den Bauern aufhängen. 

Der Herr weiß nichts davon. Was hat er begangen? 
Hat er geſtohlen? Getötet? Gibt es Zeugen? 

Da gibt es keinen Aufſchub für ein Menſchenleben.“ 
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vorgelegt, die den Grundherren die Jurisdiktion über die Guts⸗ 
untertanen ausdrücklich beläßt und im übrigen zwiſchen ſpannfähigen 
Bauern und Häuslern unterſcheidet, welchen letzteren eine (immer 
noch ſtark beſchränkte) Abzugsfähigkeit geſtattet wird. Dieſe letztere 
Neuerung ſcheint der Schlachta ſchon ſo radikal, daß ſie lieber den 
ganzen Geſetzentwurf ſcheitern läßt. 

Der berühmte vierjährige Reichstag von 1788 —1792, der 
Schwanengeſang des ſelbſtändigen Königreiches Polen, beſchließt, 
bereits mit dem Meſſer der ruſſiſchen Beſatzung an der Kehle, gleich⸗ 
wohl eine Konſtitution, welche zwar von Rouſſeauſchen Phraſen 
wimmelt, den Bauern aber noch viel weniger konzediert. Es wird 
in ihr dem grundherrlich⸗bäuerlichen Verhältnis, das ganz unhiſtoriſch 
als Contrat social aufgefaßt wird, einfach ein phyſiokratiſches Ver⸗ 
tragsmäntelchen umgehängt, um die Herkunft dieſes Gewalteigentums 
zu verſchleiern. Der Bauer wird lediglich als Pächter auf Grund 
eines imaginären Abkommens betrachtet, das der Grundherr jeden 
Augenblick kündigen kann, der Grundherr wird voller Eigentümer, 
und ſein Eigentum wird ausdrücklich dem Schutze des neu zu ſchaffenden 
Einheitsſtaates unterſtellt “. „Die höchſte Landesgewalt und die durch 
fie gegründete Regierung ſoll fic) unter dem Prätext der jurium re- 
galium oder unter irgendeinem anderen Vorwande auch nicht die 
allergeringſten Anſprüche auf das Eigentum der Bürger weder im 
ganzen noch teilweiſe anmaßen“ (Warczawski, S. 116). Dieſe 
„Bürger“ der Konſtitution ſind eben wieder lediglich die geſetzgebenden 
Adligen, Vollbürger im antiken Sinne, während den Städtern, deren 
Lage nach dieſem Entwurf etwas verbeſſert wird, nur die Stellung 


übrigens war auch die Verfaſſung, welche das von Napoleon 1807 neu» 
geſchaffene Großherzogtum Warſchau erhielt, typiſche Konfektionsware aus dem 
Code Napoléon -Laden und nicht auf die ſpeziellen Landesbedürfniſſe zugeſchnitten. 
ſondern unter dem Schein völliger perſönlicher und wirtſchaftlicher Freiheit wieder 
ganz dem Intereſſe des Adels angepaßt. Die in ihr ausgeſprochene radikale Bauern⸗ 
befreiung war eine wirtſchaftliche Eiſendartkur, von der v. Grevenitz (Der 
Bauer in Polen) mit Recht ſagt: „Es war die Freiheit des Vogels auf dem 
Dach, der fortfliegt, wenn man ihn mit Steinen wirft.“ Beſtimmt doch die 
Konſtitution einfach: „Die Dienſtleiſtungen und Laſten des Bauern können nur 
auf einem Vertrag beruhen. Haus, Hof, Land, Vieh und Geräte gehören dem 
Herrn, der Bauer aber ſei vollkommen frei.“ 

Man ſtelle ſich den Vertrag vor, den der Bauer als juriftifch gleich⸗ 
berechtigter Kontrahent, dem aber kaum die Haare auf dem Kopfe gehören, mit 
dem Gutsherrn abſchließen wird. Genau ſo gut kann ein einzelner Induſtrie⸗ 
arbeiter einen Arbeitskontrakt mit einem Bergwerks ſyndikat abſchließen! 
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von Periöken im Staate fongediert wird, die Lage der bäuerlichen 
Heloten die gleiche wie früher bleiben ſoll. | 

Konſequenz ift alſo der polnischen Adelsherrſchaft nicht ab: 
zuſprechen, fie bleibt die gleiche bis ans Ende. Auch als man nad 
der dritten Teilung die Bauern bewaffnen und aufrufen muß, ge⸗ 
ſchieht es nur unter dem ausdrücklichen Vorbehalt, daß an die 
ſozialen Verhältniſſe nicht gerührt werden darf, und den National⸗ 
helden Kosziuszko charakteriſiert Warczawski (S. 121) als „den 
radikalſten Vertreter der adligen Schichten Polens, die in den 
ſchwierigſten politiſchen Situationen nicht geneigt waren, von ihren 
Klaſſenintereſſen auch nur ein Jota zu opfern“. In ſeinem Manifeſt 
von Polaniec (7. Mai 1794) empfiehlt er den Geiſtlichen, das Volk 
zu belehren, daß „durch Erfüllung der Dienſte der Bauer dem Guts⸗ 
herrn gegenüber nur ſeine Pflicht erfülle, indem er damit für die 
Benutzung des Bodens bezahle, den er vom Gutsherrn erhalten hat“. 

Vielleicht wäre man noch eher zu Konzeſſionen bereit geweſen, 
wenn die Möglichkeit zu wirtſchaftlichem Fortſchritt, d. h. zur Aus⸗ 
bildung und Entfaltung differenzierterer Wirtſchaftsformen, dem Adel 
ein unmittelbares Intereſſe an der Emanzipation der Bauern nahe⸗ 
gelegt hätte. Aber gerade das 18. Jahrhundert mit ſeiner für Polen 
ungünſtigen Entwicklung der Getreidepreiſe, die den Export erſchwert 
und unlohnend gemacht hatte, war eine Zeit wirtſchaftlichen Nieder⸗ 
ganges, hatte die polniſche Volkswirtſchaft auf ältere Formen der 
Fronhofswirtſchaft und den herrſchenden Stand ganz auf inner⸗ 
politiſche Kirchtumsintereſſen zurückgeworfen. Auf dieſer ſchmalen 
Grundlage aber ließ ſich kein modernes Staatsweſen aufbauen, wenn 
man ihm auch die politiſch vorgeſchrittenſte Konſtitution aufpfropfte. 
Inmitten von Staaten, die über die durch zielbewußte Merkantilpolitik 
und kapitaliſtiſche Wirtſchaft erzeugten Machtmittel, ſtehendes Heer 
und eine Hierarchie bezahlten Beamtentums verfügten, war die Fort⸗ 
exiſtenz jenes ataviſtiſchen, halb antiken, halb mittelalterlichen Stände⸗ 
ſtaates, wie die polniſche Republik ihn zuletzt darſtellt, unmoglich ge: 
worden. 7 


Fallen wir zuſammen: Eine auf ſtammfremden Elementen 
baſierende Grundherrſchaft, deren Träger in ihrer Geſamtheit den 
Staat darſtellen, verhindert mit Erfolg das Aufkommen anderer 
Mächte, der Monarchie und der Städte, und kann die letzteren, die 
ſtets ausländiſche Fremdkörper bleiben, um ſo leichter niederhalten, 
als gerade in der für die Städteentwicklung entſcheidenden Zeit 
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Polen von den Wegen des Weltverkehrs abgeſchnitten wurde und 
aufhörte, ein Durchgangsland zu ſein. Die Lage der einheimiſchen 
bäuerlichen Bevölkerung, auf deren Niveau durch Kontaktmetamorphoſe, 
der ärgeren Hand folgend, auch die urſprünglich beſſer geſtellten 
deutſchen Kolonen herabgedrückt werden, iſt bei ihrer völligen Recht⸗ 
lofigfeit potentiell immer gleich ſchlecht geweſen, verſchlechtert ſich 
aber virtuell beſonders ſeit dem erſten Drittel des 16. Jahrhunderts; 
in einigen wenigen küſtennahen Landesteilen wegen der Möglichkeit, 
Getreide nach dem Weſten zu exportieren, in allen anderen aber 
durch die ſteigenden Anforderungen der Fronhöfe an ihre Untertanen 
für den Eigenbedarf, da die Fronhofsherren ein wachſendes Gefolge 
nichtstuender Anhänger und Wähler ernähren müſſen. 

Die innere Politik erweiſt ſich ſo als ein Agens des inneren 
Konſums, der dieſer inneren Politik dienende Luxus als ein Mittel, 
Überſchüſſe zu zerſtreuen, ins Ausland abzuleiten und kapitaliſtiſche 
Anſätze zu zerſtören. Das 18. Jahrhundert zeigt wieder als vor⸗ 
wiegenden Wirtſchaftstyp reine Fronhofswirtſchaft, verſteinerte Villi⸗ 
kationsverfaſſung. In ihrem anachroniſtiſchen Fortbeſtehen liegt die 
Urſache zum Untergang des Staatsweſens. 


Verzeichnis 


deutſcher und aus dem Polniſchen ins Deutſche überſetzter Literatur 
(Die Zuſammenſtellung beanſprucht nicht, vollſtändig zu ſein, und will nur 
Fingerzeige geben.) 

Adler: Studien zur Kulturgeſchichte Polens. Berlin 1886. 

Richard Roepell: Polen um die Mitte des 18. Jahrhunderts. Gotha 1866. 

Roepell: Über die Verbreitung des Magdeburger Stadtrechtes im Gebiete des 
alten polniſchen Reiches. Breslau 1858. 

Anonymus: Die Polen. Ein Beitrag zur Charakteriſtik dieſes Volkes. 
Berlin 1848. 

Georg Brandes: Polen. München 1898. 

H. v. Moltke: Darſtellung der inneren Verhältniſſe und des geſellſchaftlichen 
Zuſtandes in Polen. Berlin 1832. 

Anonymus: Die Polen. Aus den Papieren eines alten Juſtizbeamten. 
Berlin 1848. 

E. v. d. Brüggen: Polens Auflöſung. Leipzig 1878. 

O. v. Weißenhorſt: Studien zur Geſchichte des polniſchen Volkes. Zürich 
1850/55. 

Niewenglowski: Les idées politiques et l'esprit public en Pologne. 
Paris 1901. 

A. v. Holſche: Geographie und Statiſtik von Weft-, Süd⸗ und Neuoftpreußen. 
Berlin 1804. 

Friedrich Herzberg: Südpreußen und Neuoſtpreußen. Berlin 1798. 


208 | Rudolf Leonhard [1294 


Core: Reifen in Polen, Rußland, Schweden und Dänemark. Zürich 1785. 
(Überfegt von Perzl.) 

Stanislaus Kutrzeba: Grundriß der polniſchen Verfaſſungsgeſchichte. 
Berlin 1912. 

Valerian Kalinka: Der vierjährige polniſche Reichstag, 1788 — 92. 
Berlin 1836. 

E. Civier: Neuere Geſchichte Polens. Gotha 1915. 

E. Rüther: Napoleon I. und Polen. 1901. (Schulprogramm.) 

Marie Zielinſka⸗Brzoſko: Der dritte Stand und die polniſche Konſti⸗ 
tution vom 3. Mai 1791. Berlin 1918. 

Jakob Caro: Geſchichte Polens. Gotha 1886. 

Siegismund Gargas: Volkswirtſchaftliche Anſichten in Polen im 17. Jahr⸗ 
hundert. Innsbruck 1905. 

Julius Marchlewſki: Der Phyſiokratismus in Polen. Zürich 1896. 

Fritz Grützmacher: Grundherrſchaft und Bürgerſchaft in den ſüdpreußiſchen 
Mediatſtädten. Poſen 1912. 

E. v. Sokolowſki: Krakau im 15. Jahrhundert. Marburg 1910. 

Hugo Radel: Polniſche Handels- und Zollverhältniſſe vom 16. bis 18. Jahr- 
hundert. Schmollers Jahrbuch 1909. 

F. J. Jeckel: Geſchichte und Darſtellung des polniſchen Handels. Wien und 
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Lucyan Jaſinski: Beiträge zur Finanzgeſchichte Polens im 18. Jahrhundert. 
Poſen 1909. 

A. Porazinſki: Das Salzmonopol im Königreich Polen. Leipzig 1918. 

David Friedlaender: Über die Verbeſſerung der Iſraeliten im Königreich 
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Hermann Sternberg: Verſuch einer Geſchichte der Juden in Polen. 
Wien 1860. 

S. Spinner: Etwas über den Stand der Kultur bei den Juden in Polen 
im 16. Jahrhundert. Wien 1903. 

Alexander Brückner: Polniſche Andersgläubige. Berlin 1905. 

Zernicki⸗Szeliga: Geſchichte des polniſchen Adels. Hamburg 1905. 

Piekoſinſki: Die polniſche Ritterſchaft des Mittelalters. Krakau 1896. 

Marcelli⸗Janecki: Die ſtaatsrechtliche Stellung des polniſchen Adels. 
Berlin 1897. 

Zernicki: Der polniſche Kleinadel im 16. Jahrhundert. Hamburg 1907 (nur 
genealogiſch). 

Max Baer: Der Adel und der adlige Grundbeſitz in Polniſch⸗ Preußen. 
Leipzig 1911 (rein ftatiftifch). 

Oswald Szymanowski: Beiträge zur Geſchichte des Adels in Polen. 
Zürich 1884. 

M. J. Warczawſki: Die Entwicklung der gutsherrlich⸗bäuerlichen Verhältniſſe 
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K. v. Rakowſki: Polen. Berlin 1898. 
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Stephan Zakrzewſki: Über die Entſtehung des heutigen Bauernſtandes in 
Polen. München 1894. 

Ernſt Rummler: Die Schulzen der deutſch⸗ rechtlichen Dörfer Groß⸗Polens 
im 13. und 14. Jahrhundert. Poſen 1898. 

Adolf Bochenski: Beiträge zur Geſchichte der gutsherrlich⸗bäuerlichen Ver⸗ 
hältniſſe in Polen. Krakau 1895. (Enthält nur die Monographie einer 
einzelnen Herrſchaft.) 

F. C. v. Noſtworowſki: Die Entwicklung der bäuerlichen Verhältniſſe in Polen. 
Jena 1896. 

W. v. Gaſczynſki: Die Entwicklung der bäuerlichen Selbſtändigkeit im König⸗ 
teich Polen. München 1905. 

Rodakiewicz: Die galiziſchen Bauern unter der polniſchen Republik. Brünn 
1902. (Auf Grund der Akten der Joſephiniſchen Verwaltung.) 

Henryk Kornreich: Gutsherr und Bauer in Polen und Galizien. Poſen 1912. 

Ludwig v. Miſes: Die Entwicklung des gutsherrlich⸗bäuerlichen Verhältniſſes 
in Galizien. Wien und Leipzig 1902. 

St. v. Roſenwerth: Die Zuſammenlegung der Grundſtücke in Ruſſiſch⸗Polen. 
Halle 1910. 

Cleinow: Die Zukunft Polens. Leipzig 1908. 

A. BDezzenberger: Der Werdegang des litauiſchen Volkes (Vierteljahrsſchrift 
für Sozial⸗ und Wirtſchaftsgeſchichte 1915, 1. u. 2. Heft). 

Eugen von Römer: Beiträge zu Litauens Wirtſchaftsgeſchichte. München 1897. 

Stefan Noſinski: Der Getreidehandel im Königreich Polen. Poſen 1916. 
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Danzig 1894 (Heft 33 der Zeitſchrift des weſtpreußiſchen Geſchichts vereins). 
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Die wirtſchaftliche Bedeutung der 
luxemburgiſchen Erz⸗ und Eiſeninduſtrie 
Von M. Ungeheuer - Luxemburg 


IJnhaltsverzeichnis: I. Der Minettebergbau in Luxemburg S. 211 
bis 242. Das Minettevorfommen S. 211. Das luxemburgiſche Berggeſetz 
von 1870 und die Konzeſſionspolitik S. 214. Die Erzförderung S. 227. 
Inlandsverbrauch, Ausfuhr und Einfuhr S. 229. Minettereſerve S. 236. 
Förderkoſten und Verkaufspreiſe der Minette S. 239. Die Arbeiterſchaft 
und die Lohnverhältniſſe S. 241. — II. Die luxemburgiſche Eiſen⸗ 
induſtrie S. 242—273. Mechaniſche Betriebskräfte S. 245. Die Steuern 
der Hüttenwerke S. 247. Die Roheiſen⸗ und Stahlerzeugung S. 249. 
Produktionskoſten S. 251. Die Abſatzgebiete S. 257. Die Kartelle in der 
Eiſeninduſtrie S. 260. Die Frachtenfrage und die Moſelkanaliſierung S. 269. 
Die Arbeiterſchaft in der luxemburgiſchen Eiſeninduſtrie S. 271. 


Tes des ungeheuren Aufſchwungs und der gewaltigen Ausdehnung, 
welche die luxemburgiſche Eiſeninduſtrie von dem letzten Viertel 
des vorigen Jahrhunderts bis zur Gegenwart genommen hat, iſt 
Luxemburg doch noch bis auf den heutigen Tag weit mehr Agrikultur⸗ 
als Induſtrieſtaat geblieben. Von den 258 000 ha, die das Land 
umfaßt, nimmt das Eiſeninduſtriegebiet nur einen ſehr kleinen Teil 
ein. Es konzentriert ſich hauptſächlich in der ſüdweſtlichen Ecke des 
Großherzogtums, im Kanton Eſch a. A., und fußt auf dem reich⸗ 
haltigen Vorkommen von oolithifdem Eiſenerz dieſes Kantons, das 
eine Geſamtfläche von rund 3700 ha umfaßt. 
(Siehe die Karte auf Seite 212.) 


Der Minettebergbau in Luxemburg 


Das Minettevorkommen 

Das Vorkommen von dolithiſchem Eiſenerz (Minette) im Luxem⸗ 
burger Lande, das auf ungefähr 100 km Länge und 40 km Breite 
nach Frankreich hinſtreicht, bildet die Ausläufer der Juraformation 
des Plateaus von Briey und umfaßt nur einen kleinen Bruchteil 
jener gewaltigen Hochebene, die ſich zwiſchen Vogeſen und Argonnen 
ausdehnt und in einer Geſamtfläche von über 110 000 ha die unter 
dem Namen Minette bekannten oolithijden Eiſenerze birgt. Die 
geſamte Hochebene zerfällt in zwei Gebiete, in denen die Minette in 


abbauwürdiger Beſchaffenheit auftritt. Das nördliche iſt das des 
14 
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Plateaus von Briey, das ſüdliche, an das Plateau de Haye gebunden, 
liegt in der Umgegend von Nancy. | | 
Das erftere Vorkommen, das uns hier intereſſiert, reicht von 
dem Bezirk, wo Deutſchland, Frankreich, Belgien und Luxemburg zu⸗ 
ſammenſtoßen, ſüdlich bis etwa dorthin, wo die deutſch⸗ffranzöſiſche 
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Grenze die Moſel überſchreitet (etwa 15 km ſüdlich von Me). 
Seine nordweſtliche Spitze dringt in einer Ausdehnung von 354 ha nach 
Belgien vor und hat mit einer durchſchnittlichen jährlichen Förderung 
von 70 000 t keine allzu große Wichtigkeit. Von der größten und 
weittragendſten Bedeutung dagegen ift beſonders ſeit den neunziger Jahren 
der weſtliche Teil des Plateaus geworden, die Minetteablagerung des 
oſtfranzöſiſchen Departements Meurthe⸗et⸗Moſelle und vorzüglich des 
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Plateaus von Briey, das den anderen Bezirken an Güte und Menge 
des gewonnenen Materials weit überlegen iſt und deshalb im letzten 
Jahrzehnt im Mittelpunkt des Intereſſes ſteht. Das Minettevorkom⸗ 
men des oſtfranzöſiſchen Bezirks erſtreckt ſich über 71 000 ha, ein⸗ 
ſchließlich des noch nicht freigegebenen Crusnes⸗Beckens !. Der für 
Deutſchland in Betracht kommende Teil der Hochebene iſt der öſt⸗ 
liche, der ſich über Lothringen mit einer Flächenausdehnung von 
42130 ha erſtreckt. Der nördliche Teil endlich, der die Ausläufer 
der Hochebene darſtellt, bildet das luxemburgiſche Vorkommen mit 
3700 ba. 

Die Hochebene iſt vornehmlich aus Gebilden des mittleren Jura 
oder Dogger aufgebaut, nur am Fuß der Gehänge des Oſtrandes und 
ſeiner Täler ſowie die Gehänge des im Luxemburger Lande gelegenen 
Nordrandes ſind aus Schichten des Lias gebildet. 

Das Einfallen der Hochebene iſt, ebenſo wie noch in verſtärkterem 
Maßſtabe das des Minettevorkommens, nach Süden und Weſten ge⸗ 
richtet. Dadurch nimmt natürlich die Stärke der überlagernden 
Schichten zu, weshalb wir im Weſten auch ausſchließlich Tiefbau bei 
einem Deckgebirge von einigen hundert Metern vorfinden, während 
wir im Oſten und vorzüglich im Norden, ſpeziell in Luxemburg, 
neben dem durchſchnittlich angewandten Stollenbau auch noch einen 
ausgedehnten Tagebau vorfinden. 

Das Minettevorkommen von Luxemburg erſtreckt ſich nicht über 
eine zuſammenhängende Fläche. Es wird durch das breite Alzette⸗ 
tal, in dem die Minetteformation vollſtändig erodiert iſt, in zwei 
voneinander völlig getrennte Gebiete geteilt. Das öſtliche Gebiet 
führt die Bezeichnung: Erzbecken von Eſch⸗Rümelingen⸗Düdelingen, 
das weſtliche: Erzbecken von Rodingen⸗Differdingen⸗Belles. (Vgl. 
die Karte.) Dieſe beiden Gebiete ſind nicht nur örtlich voneinander 
geſchieden, auch die Entwicklung der Minetteformation erweiſt ſich in 
beiden weſentlich anders, eine Erſcheinung, welche in Anbetracht des 
nur kurzen minetteleeren Zwiſchenraumes auffallen muß. Die größere 
Bedeutung hat unzweifelhaft das öſtliche Gebiet; es beſitzt eine größere 
Flächenausdehnung und eine durchweg beſſere Ausbildung der Erz⸗ 
lager, die größtenteils kalkige Beſchaffenheit haben. In der Ausbil⸗ 
dung der Minetteformation finden wir hier große Abweichungen vor. 


1 Siehe „Technik und Wirtſchaft“, Monatsſchrift des Vereins Deutſcher 
Ingenieure, Jahrgang 1912, meine Arbeit über „Die wirtſchaftliche Bedeutung 
der oſtfranzöſiſchen Erz⸗ und Eiſeninduſtrie“. 
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In der Eſcher Gegend gibt es drei bis vier bauwürdige Lager mit 
einer Mächtigkeit bis zu 10 m. Nach Oſten nimmt die geſamte 
Mächtigkeit der Minetteformation ab, und bei Rümelingen beträgt die 
Zahl der bauwürdigen Lager zwei bis drei, bei Düdelingen nur mehr 
eins bis zwei. Die Lagerungsverhältniſſe in dem öſtlichen Minette⸗ 
gebiet Luxemburgs find für den Bergbau ſehr günſtig. Abgeſehen 
davon, daß in dieſem Gebiet Tagebau in ausgedehntem Umfange 
möglich iſt, liegen die Erzlager faſt durchweg über den Sohlen der 
benachbarten Täler. 

In dem weſtlich der Alzette gelegenen Teil des luxemburgiſchen 
Minettevorkommens, dem Erzbecken von Rodingen⸗Differdingen⸗Beles, 
tritt uns die Erzformation in anderer Zuſammenſetzung und Aus⸗ 
bildung entgegen. Die geſamte Mächtigkeit iſt durchweg geringer, 
die bauwürdigen Lager liegen näher beieinander und haben meiſt 
eine kieſelige Beſchaffenheit. Die Zahl der bauwürdigen Lager im 
weſtlichen Teile beträgt zwei bis drei mit einer geſamten bauwürdigen 
Mächtigkeit von 4—7 m. 

Der durchſchnittliche Eiſengehalt der luxemburgiſchen Minette 
beträgt 32,63 %%p und nicht, wie Dondelinger, der Leiter der luxem⸗ 
burgiſchen Bergbauverwaltung, in dem Generalbericht „The iron ores 
resources of the world“ des Stockholmer Kongreſſes angibt, 35,96 %. 
Dabei beträgt nach einer ganzen Reihe von Analyſen, die auf den 
einzelnen luxemburgiſchen Hüttenwerken gemacht wurden, der durch⸗ 
ſchnittliche Eiſengehalt der Minette im Becken von Eſch⸗Rümelingen⸗ 
Düdelingen 29,96% und im Becken von Robingen - Differdingen- 
Beles 35,30 %. 


Das luxemburgiſche Berggeſetz von 1870 und die 
Konzeſſions politik 


Luxemburg ſtand bis 1870 unter dem franzöſiſchen Berggeſetz 
von 1810, das bekanntlich dem Grundeigentümer das Beſitzrecht an 
allen im Tagebau abgebauten Erzen zuſprach, ohne durch eine genaue, 
ziffernmäßig beſtimmte Abgrenzung die Tiefe des Abbaues zu nor- 
mieren. Im allgemeinen aber war ein rationeller Tagebau nur ſo⸗ 
lange möglich, als die Gewinnungskoſten des Erzes im Tagebau den 
Wert desſelben nicht überſtiegen. So war alſo die Grenze zwiſchen 
Tagebau und konzeſſionspflichtigem Bergbau von den Schwankungen 
des Erzmarktes und den mehr oder minder vollkommenen techniſchen 
Hilfsmitteln abhängig, ein Umſtand, der ihr vor allem jedwede 
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Stabilität entzog und ſogar für den geſchäftlichen Umſatz unangenehme 
Konſequenzen hatte. 

Um dieſem Übelftande abzuhelfen, änderte Luxemburg feine Berg⸗ 
geſetzgebung um. Die Gelegenheit dazu bot ſich im Jahre 1868, als 
der Staat der Geſellſchaft Philippart für den Bau der Prinz⸗Heinrich⸗ 
Eiſenbahnen eine Unterſtützung von 500 ha Erzterrain bewilligen 
ſollte. Man hielt ſich dabei an das Beiſpiel der franzöfiſchen Ver⸗ 
waltung, die bei Abgrenzungsſtreitigkeiten zwiſchen Tagebau und 
konzeſſionspflichtigem Bergbau gewöhnlich für den Tagebau eine 
Tiefe bis zu 20 m feſtſetzte. Dieſelbe Grenze wählte die Regierung 
in dem eben erwähnten Vertrag mit der Geſellſchaft Philippart, und 
ein Geſetz vom 19. März 1869 genehmigte dieſe Abmachung. Dieſe 
Konvention jedoch verpflichtete nur die Regierung und die konzeſſio⸗ 
nierte Geſellſchaft und beeinträchtigte keineswegs die von den Eigen- 
tümern erworbenen Rechte, da noch kein regelrechtes Berggeſetz dar⸗ 
über beſtand. Wenn alſo ſpäter der Wert des Erzes ſtieg — eine 
Annahme, die übrigens durch den Bau der projektierten Bahnen 
alle Wahrſcheinlichkeit für ſich hatte und beiſpielsweiſe für den 
Tagebau einen Abbau von 24 m zuließ —, ſo gehörte ein even⸗ 
tuelles Erzlager, das zwiſchen dem 20. und 24. Meter lag, mit vollem 
Rechte dem Grundeigentümer an. Es lag alſo eine Quelle ewiger 
Streitigkeiten vor. Um dieſem vorzubeugen und um endlich ein klares 
Verhältnis in die bergbaulichen Beſitzverhältniſſe zu bringen, votierte 
man nach langen vorbereitenden Debatten in der Abgeordnetenkammer 
das Berggeſetz vom 15. März 1870, das als Grundſatz aufſtellte, 
daß die Erzlager, die Abbau unter Tag fordern, dem 
Staate gehören. Durch die freie Erklärung des rein domanialen 
Charakters der konzeſſionspflichtigen Lager erſchloß der Geſetzgeber 
neue Quellen des Reichtums und der Einnahmen für den Staat. 
Für die Abgrenzung zwiſchen Tagebau und konzeſſionspflichtigem 
Bergbau oder, anders ausgedrückt, zwiſchen privatem und ſtaatlichem 
Areal erklärte der Geſetzgeber im öſtlichen Becken das ſtaatliche Ver⸗ 
fügungsrecht von einer Tiefe von 6 m an und im weſtlichen Becken 
bei einer Tiefe von 24 m. Die oolithifchen Erzlager, die ſich bis 
zu dieſer Tiefe vorfinden, erklärte das Geſetz als tagebaufähig, und 
zwar bis zu gänzlicher Erſchöpfung der Lager. 

Dadurch verteilte ſich nach einer Aufſtellung der luxemburgiſchen 
Grubenverwaltung vom Jahre 1894 der Erzbeſitz von konzeſſions⸗ 
pflichtigem und von freiem Erzgelände folgendermaßen: 
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Konzeſ 1 Freies 
Gemeinde Enggelund e Erzgelände Zuſammen 
ha 

1. Duüde lingen. 192 334 526 
2: ROG 6 23 u Be 231 457 
3. Rümelingen. - .....-.. 376 203 579 
4. Eſch a. MMW. 246 222 468 
5. Schiffl ingen. — 152 152 
6. Saſſenheim (Beles ). — 65 65 
7. Differdingen ... 2.0.0... 979 234 1213 
8. Petin geen 95 115 210 

2114 1556 3670 


Die Darſtellung auf S. 217 gibt eine entſprechende bildliche 
Überficht über die Einteilung in privaten und konzeſſionspflichtigen 
Bergbau. 

Das Erzbecken von Eſch⸗Rümelingen⸗Düdelingen iſt nach dieſer 
Abgrenzung in 111 Loſe eingeteilt worden, wovon 78 auf tagebau⸗ 
fähiges Erzgelände entfallen und 33 auf konzeſſionspflichtiges; das 
von Rodingen⸗Differdingen⸗Beles wurde in 69 Loſe zergliedert, wo⸗ 
von 40 auf tagebaufähiges und 29 auf konzeſſionspflichtiges Ge⸗ 
lände. Die beiden Karten auf S. 218 und 219 geben uns ein Bild 
dieſer Einteilung. Ä 

Nach der Veröffentlichung des Geſetzes von 1870 liefen zahl: 
reiche Konzeſſionsgeſuche bei der Regierung ein. Deren erſte Sorge 
mußte es nun ſein, den Mineralreichtum des Landes moͤglichſt vorteil⸗ 
haft anzulegen, einmal im direkten Intereſſe des Staatsſchatzes, der 
neue Einkommenquellen forderte, als auch im Intereſſe einer raſchen 
und gedeihlichen Entwicklung der damals noch jungen Eiſeninduſtrie. 
Bevor ſie Konzeſſionen bewilligen konnte, mußte ſie ſich über den 
Verkaufsmodus, die Verkaufsbedingungen und den Verkaufspreis 
klar werden. 

Für den Verkaufsmodus wurden zwei Vorſchläge in Erörterung 
gezogen: Entweder teilte man die Konzeſſion in öffentlicher Ver⸗ 
ſteigerung dem Meiſtbietenden zu, oder man ſchloß einen Vertrag 
mit dem Konzeſſionsbittſteller ab. Man erwog in längeren Debatten 
das Für und Wider dieſer beiden Vorſchläge und entſchloß ſich, die 
zu erteilenden Konzeſſionen vertraglich zu regeln, ohne jedoch den 
weiteren Modus, die Konzeſſionen in öffentlicher Verſteigerung feil⸗ 
zubieten, ganz von der Hand zu weiſen. Die Zentralſektion der 
Abgeordnetenkammer hat ſich darüber folgendermaßen geäußert: „Le 
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Maßſtab: 4 cm für 100 ha. 


plus sage nous a paru de réserver l’avenir et des & présent 
nous écartons tout systeme, dont la sanction pourrait étre consi- 
dérée comme une barriére morale 4 l'adoption des modifications, 
dont l’expérience démontrerait l'opportunité.“ Artikel 1 des Ge⸗ 
ſetzes vom 12. Juni 1874 ſchreibt daher fein beſtimmtes Syſtem 
vor und verbietet auch keines. 
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Obgleich ſich von Anfang an ſchon manche warme Verteidiger 
und Befürworter des Syſtems der öffentlichen Verſteigerung der 


B. Aufteilung des 
östlichen Erzbeckens. 
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Konzeſſionen fanden, weil fie jedenfalls am vorteilhafteſten für die 
Intereſſen des Schatzes geweſen wären, ſchreckte man doch vor dieſem 
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Syſtem zurück, weil man fürchtete, die kapitalkräftigen belgiſchen 
Geſellſchaften, die mächtigen Firmen der Bezirke von Saarbrücken, 
Aachen und ſelbſt von Weſtfalen würden durch Überbietungen die 
luxemburgiſche Eiſeninduſtrie im Keim erſticken oder konkurrenzunfähig 
machen. Der Geſetzgeber erachtete es daher als ſeine Pflicht, die 


/ Beles 


A. Aufteilung des west: 
lichen Erzbeckens. 


Niederkorn 
Differdingen 


Oberkorn 


x — 
Ur an Na 
* a V5 “ Ms 15 
SZ A OA *. 

fi 2 ’ 


by FS 


7 — | N oe Cie 2 N 
Fasz 
8 Dv Pe Al a7 2 2 2 


7 
Er: 
~ 


Rodingen 


Nationalinduſtrie inſofern zu fördern und zu ſchützen, als er ihr die 
Rohmaterialien für den Betrieb der aufgehenden Hüttenwerke ſicherte. 
Er ſuchte aber auch eine möglichſt große und ſtarke Induſtrie ins 
Land zu ziehen, indem er die Konzeſſion von der Verhüttungsklauſel 
abhängig machte, das heißt, jeder, der ſich um die Erzkonzeſſionen 
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bewarb, mußte fic) verpflichten, im Inland ein Hüttenwerk zu er 
richten und die aus den konzeſſionierten Gruben geförderten Erze 
dort zu verhütten. 

Im Gegenſatz zu der in Deutſchland und Frankreich herrſchen⸗ 
den Übung wurden in Luxemburg die Gerechtſamen an dem Erzbefit 
den einheimiſchen Werken nicht ohne Gegenleiſtung verliehen. Die 
Inhaber mußten als Kaufpreis für die von 1874 ab verliehenen 
Erzfelder an den Staat auf 50 Jahre lang eine Annuität oder 
ſagen wir jährliche Rente von 750 Fr. je Hektar zahlen. Dieſe 
jährliche Rente von 750 Fr. ſtellte dar: a) ein beim Ankauf der 
Konzeſſion einmalig zu zahlendes Kapital von 13 692 Fr. je Hektar 
und b) ein Kapital von 37 500 Fr. je Hektar, zahlbar in jährlichen 
Renten von 750 Fr. während 50 Jahren; wobei bie Rente bzw. das 
Kapital von 37 500 Fr. die fünfprozentige Verzinſung des Kapitals 
von 13 692 Fr. und ungefähr eine / prozentige Amortiſation darſtellt. 

Die Gründe, weshalb ſich der Staat die feſten Annuitäten zahlen 
ließ, waren hauptſächlich zwei: Einmal wollte man durch eine be⸗ 
ſtändige Einnahmequelle das Staatsbudget im Gleichgewicht halten, 
und anderſeits wollte man der Nationalinduſtrie die Zahlungs⸗ 
bedingungen erleichtern, indem man vom Konzeſſionar nur jedes 
Jahr ungefähr den Preis für das wirklich gewonnene Erz ab⸗ 
verlangte. Man war anfänglich der Meinung, daß der Preis von 
13 692 Fr. keineswegs einen Begünſtigungspreis darſtellte, da er um 
625 Fr. den Durchſchnittspreis der tagebaufähigen Erzfelder, die 
13 066 Fr. koſteten, überſtieg und überdies dem Konzeſſionär jedwedes 
Riſiko aufgebürdet wurde, da der Verkauf für den Staat keine Ver⸗ 
antwortung einſchloß, ſelbſt wenn die verkauften Erzfelder nicht ab⸗ 
bauwürdig oder abbaufähig waren. Ferner hob man hervor, daß 
ein Hektar Erzland, das im Stollenbau ausgebeutet werde, einen 
weit geringeren Ertrag liefere als ein Hektar, das im Tagebau ge⸗ 
wonnen werden könne, da die erſtere Gewinnungsart ſich nur um 
die Hauptlager kümmere, die Zwiſchenlager dagegen unberührt laſſe, 
während dieſe die Tonnenzahl der tagebaufähigen Erzfelder bedeutend 
vermehre. Man rechnete, daß ein Hektar Erzland, das im Stollen⸗ 
bau abgebaut werde, durchſchnittlich 75 000 t Erz liefere, während 
das im Tagebau abgebaute 125 000 t ergeben. Der Staat erhalte 


1 Man hat inzwiſchen eingeſehen, daß die Zahl von 75 000 t je Hektar im 
Stollenabbau zu niedrig gegriffen und daß das Ergebnis faſt das Doppelte war. 
Man hatte eben die Erzmenge je Hektar nur ſchätzungsweiſe angenommen, ohne 
ſich von den für die Unterſuchung und Bewertung von Erzlagerſtätten geltenden 
wiſſenſchaftlichen Verfahren leiten zu laſſen. 
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alſo für 75 000 t 13692 Fr., während die Eigentümer der nicht 
konzeſſionsfähigen Erzfelder für 125 000 t nur 13 066 Fr. erhielten. 
Nach den Erwägungen des Geſetzgebers hatte man im Jahre 1874 
dieſe Summe von 13692 Fr. angenommen, einerſeits um der Wert⸗ 
vermehrung Rechnung zu tragen, die das Erz bereits zu dieſer Zeit 
erfahren hatte, und anderſeits, um der progreſſiven Wertvermehrung 
der folgenden Jahre zu begegnen. Die Rente von 750 Fr. wurde 
denn auch beibehalten für alle Konzeſſionen, die man von 1874 bis 
1898, ſo 1874, 1879, 1881, 1882, 1883 und 1892, gewährte. Die 
Regierung ſchloß jedesmal mit den Hüttenwerken ein vertragliches 
Abkommen, das jedoch nach dem neuen Berggeſetz von 
1870 erſt bindende Kraft erhielt, wenn die Abgeord- 
netenkammer dieſes Abkommen anerkannt und geſetz⸗ 
lich ſanktioniert hatte. 

Im Jahre 1898 wurden bei Gelegenheit von neuen Erzfelder⸗ 
verleihungen an die inländiſchen Hüttenbetriebe einige kleine Ande⸗ 
rungen in den Vertrag aufgenommen, nämlich einmal das Verbot 
des Handels mit den konzeſſionierten Gruben, weiter die Erhöhung 
der jährlichen Rente von 750 auf 800 Fr. und ſchließlich, im Ver⸗ 
hältnis zum verliehenen Erzgelände, die Lieferung von Thomas⸗ 
ſchlacken für die Landwirtſchaft zum Vorzugspreis von 100 Fr. je 
Wagenladung. Durch die letztere Bedingung wollte man ſowohl ein 
verſöhnliches Verhältnis zwiſchen Induſtrie und Landwirtſchaft im 
Großherzogtum ſchaffen, als auch beſonders die Landwirtſchaft in 
gewiſſem Maße an dem Reichtum der Erz⸗ und Eiſeninduſtrie des 
Landes teilnehmen laſſen. Die jährliche Lieferung war auf 17 t je 
Hektar mit einem Phosphorſäuregehalt von mindeſtens 15,5 % 
normiert worden. Da der Wert der rohen Thomasſchlacke mit 23 Fr. 
die Tonne berechnet wird und man 17 t je Hektar jährlich von den 
Hüttenwerken für 10 Fr. verlangte, legte man den letzteren neben 
der Konzeſſionsrente noch eine zweite Annuität in Form von Schlacken 
im Betrage von 13 >< 17 = 221 Fr. je Hektar jährlich auf. 

Von dem Geſamtareal von 2114 ha konzeſſionspflichtigen Erz⸗ 
geländes hatte man unter den Bedingungen von 1874 vergeben: 

1. Als Subvention 

a) An die Prinz⸗Heinrich⸗Eiſenbahngeſellſchaft 417 ha 66 a 
05 a im Werte von 7309058 Fr.; 

b) An die anonyme Geſellſchaft der Luxemburger Sekundär⸗ 
bahnen 142 ha 02 a im Werte von 1 944 538 Fr. 
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c) An die Geſellſchaft der Luxemburger Kantonalbahnen 145 ha 
34 a 95 ca im Werte von 1 990 125 Fr.“. 

2. An die Hüttenwerke unter der erwähnten Bedingung von 

13 692 Fr. je Hektar (750 Fr. Rente) 365 ha 91 a 10 ca. 

3. An Verſchiedene 11 ha 54 a 18 ca im Werte von 148 692 Fr. 


Im Jahre 1898 endlich hat der Staat unter den neu ſtipulierten 
Bedingungen, das heißt zu 20 584 Fr. je Hektar (800 Fr. Rente) 
347 ha 23 a 62 ca im Geſamtwerte von 12 157 563 Fr. ausſchließ⸗ 
lich der durch die Schlackenlieferungen erzielten Vorteile, verliehen. 
Zuſammen alſo rund 1430 ha zum Preiſe von 23 559 245 Fr. 
Es blieben demnach noch zu vergeben 2114 — 1430 = 684 ha, wo⸗ 
von 106 ha auf dem rechten Ufer des Düdelinger Baches, die als 
Ausläufer der Erzformation ſehr eiſenarm ſind und für die Verhüttung 
nur inſofern in Betracht kommen können, als ſie wegen ihres Kall⸗ 
gehaltes mit den kieſelhaltigen Erzen des Differdinger Beckens ge⸗ 
miſcht werden können. Von regelrechten, abbauwürdigen Erzlager⸗ 
ſtätten blieben dem Staate alſo noch rund 580 ha zu vergeben, und 
zwar 178 ha im kalkhaltigen Vorkommen von Eſch⸗Rümelingen und 
402 ha im kieſelhaltigen Becken von Differdingen. 

Um die Vergebung dieſer letzten 580 ha wurde von 1911 bis 
1913 ein erbitterter politiſcher Kampf geführt. Trotzdem es ſich um 
eine rein wirtſchaftliche und finanzielle Angelegenheit handelte, wurde 
ſie doch in die Arena der Parteipolitik hineingezerrt, und der Kampf 
artete derart aus, daß ſogar das Luxemburger Zuchtpolizeigericht 
ſowohl den Führer der klerikalen Partei als auch den Biſchof des 
Landes als Folge ſeiner berühmten Metzer Katholikentagsrede, wegen 
grober öffentlicher Verleumdung der Linksabgeordneten zu nicht un⸗ 
erheblichen Strafen verurteilen mußte. Die Veranlaſſung zu dem 
Kampf über die Minenkonzeſſionen bildete, man ſollte es nicht für 
möglich halten, ein fortſchrittliches, jedoch keineswegs religionsfeind⸗ 
liches Schulgeſetz, das die Mehrheit der Fortſchrittsparteien nach 
längeren Debatten im Jahre 1911 im Jahre 1912 votierten. Um 
nun das Volk gegen die Urheber des Schulgeſetzes, das den Klerikalen 
nicht paßte, aufzubringen, machten dieſe ſich die allgemeine Unkennt⸗ 
nis des Volkes über die Konzeſſionsangelegenheit zunutze und agitierten 
offen und verſteckt gegen die Regierung, der es nach vielen Verhand⸗ 
lungen mit den Hüttenwerken ſchließlich gelungen war, die jährliche 


1 Die Ausbeutung diefer Erzfelder überließen die Eiſenbahngeſellſchaften 
verſchiedenen Hütten⸗ und Gtubengeſellſchaften. 
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Rente der reftlidjen Erzfelder je Hektar von 800 auf 1000 Fr. zu 
erhöhen, als ob ſie im Einverſtändnis mit der Mehrheit der Links⸗ 
parteien das Land beſtehlen wolle, um ihre eigenen Taſchen zu füllen 
und dergleichen mehr. Hierbei wurde nur ganz außer acht gelaſſen, 
daß gerade unter klerikaler Mehrheit zwei Drittel ſämtlicher Erz⸗ 
konzeſſionen zu noch viel billigeren Preiſen, als das letzte proviſori⸗ 
ſche Abkommen vorſah, an die Hüttengeſellſchaften abgegeben worden 
waren. 

Auch ſuchte man mit allen Mitteln dem Volke weiszumachen, 
daß das Abkommen der Regierung mit den Hüttenwerken definitiv 
ſei, trotzdem die Führer genau wußten, daß Artikel 1 des Berggeſetzes 
vom 12. Juni 1874 ausdrücklich vorſah, daß über die Vergebung 
nur auf Grund eines Geſetzes verfügt werden kann, 
daß alſo die Abgeordnetenkammer das letzte Wort zu reden hatte. 
Sehr gelegen kam der klerikalen Partei bei dieſen Hetzereien die voll⸗ 
kommene Unſicherheit, das Taſten im Dunkeln um den tatſächlichen 
Wert der zu vergebenden Erzländereien. Dem betreffenden Miniſter 
kann man dabei nichts verdenken, weil er als Nichtfachmann ſich 
kein Urteil über die Unterſuchung und Bewertung von Erzlagerſtätten 
bilden konnte; man muß ihm im Gegenteil die Gerechtigkeit wider⸗ 
fahren laſſen, daß er mit eiſernem Fleiß alle Momente zuſammen⸗ 
zuraffen ſuchte, die ihn über den Wert der Erzfelder aufklären konnten. 
Leider ſind gerade für dieſe Wertberechnung die Vergleichsmomente 
derart verſchieden geartet, es ſpielen in ihnen derart viele Pondera⸗ 
bilien und Imponderabilien mit, daß man ohne wiſſenſchaftliche Fach⸗ 
bildung und ſyſtematiſches Vorgehen in ein unentwirrbares Chaos 
hineingerät, aus dem man ſich überhaupt kein richtiges Bild mehr 
zu machen vermag. Der Schuldige an der Zerfahrenheit und Ver⸗ 
wirrung in der Bewertung dieſer Konzeſſionen war zweifellos der 
Berater der Regierung, der Leiter der Grubenverwaltung, der als 
angeblicher Fachmann unbedingt den annähernden Wert der Erzfelder 
hätte ſtudieren und kennen müſſen, um ſo mehr, als ſchon lange 
vorher, ſpeziell von ſozialiſtiſcher Seite, auf die Unzulänglichkeit der 
bisherigen Preiſe hingewieſen worden war. Denn es ſtanden ihm 
alle nützlichen und notwendigen Angaben zur Verfügung, um den 
Wert des noch zu vergebenden Erzvorkommens mit ziemlicher Genauig⸗ 
keit beſtimmen zu können: er kannte das Vorkommen im Streichen 
und im Fallen, er kannte die Erzführung in der Tiefe, die Schichten⸗ 
folge, den Eiſengehalt der einzelnen Lager, er kannte den geologiſchen 
Verband, er kannte die anſtoßenden analogen Abbaue, die Elemente 
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für die Maſſenberechnung und den rationelliten Bergbau; er konnte 
ſich über die Lage des Erzmarktes, die Rentabilität der Hüttenwerke, 
die Verkehrs verhältniſſe und die Frachtſätze für die einzelnen Lieb: 
haber mit Leichtigkeit informieren. Es fehlte ihm alſo kein weſent⸗ 
licher Beſtandteil für die genaue Bewertung der zu vergebenden Erz⸗ 
lager. Aber das einzige, womit er ſich begnügte, war eine ſpalten⸗ 
lange Feſtſtellung der Verkaufspreiſe der verſchiedenartigen Erzterrains 
ſeit Anno dazumal, ein Beſtandteil der Bewertung, der höchſtens für 
Laien einen maßgebenden Anhaltspunkt abgeben kann, für den Fach⸗ 
mann aber nur einen höchſt nebenſächlichen Wert hat. 

Des blinden Umhertaſtens müde, machte ſchließlich in der Sitzung 
der Abgeordnetenkammer vom 26. März 1912 der liberale Abgeordnete 
Brincour den Vorſchlag, man ſolle angeſichts der Ausſichtsloſigkeit, 
. eine auch nur annähernd ſichere Bewertung des Erzvorkommens vor⸗ 
nehmen zu können, das alte Verleihungsverfahren aufgeben und die 
Minettefelder in öffentlicher Verſteigerung unter möglichſter Heran⸗ 
ziehung der Konkurrenz losſchlagen; an der Verhüttungsklauſel 
müſſe man aber im wirtſchaftlichen und ſozialen Intereſſe des Landes 
feſthalten. Der Reſſortminiſter ſtimmte im Prinzip dieſem Vor⸗ 
ſchlag bei. 

Inzwiſchen machte ſich der Führer der Klerikalen, Prüm, auf 
die Suche nach ausländiſchen Konkurrenten, die natürlich wegen der 
Verhüttungsklauſel nicht leicht zu finden waren. Aber er entdeckte 
dennoch einen ſolchen in der Perſon von Auguſt Thyſſen. Wie er 
ſich dabei angeſtellt hat, wäre intereſſant zu wiſſen, um ſo mehr, da 
Thyſſen bereits früher einmal die Fühlhörner ausgeſtreckt hatte, um 
ſich für ſein Werk in Hagendingen mit Luxemburger Erzen zu ver⸗ 
ſorgen, beim Hinweis auf die Verhüttungsklauſel aber ſchleunigſt den 
Rückzug angetreten hatte. 

Kurz, am 28. März 1912 lief beim Miniſter des Innern ein 
Geſuch ein, worin Auguſt Thyſſen ein Angebot auf den geſamten 
Reſtbeſtand der luxemburgiſchen Erzkonzeſſionen machte. Statt 
1000 Fr. bot er eine jährliche Rente je Hektar von 1200 Fr. während 
50 Jahren und nahm auch die übrigen Nebenbedingungen, betreffend 
Schlackenlieferung, Anſtellung von Luxemburgern uſw., an. Bezüg⸗ 
lich der Verhüttungsklauſel jedoch ſuchte er zu entſchlüpfen. Er 
drückte ſich in ſeinem Geſuch folgendermaßen aus: „Ferner würden 
wir uns verpflichten, die Verhüttung der aus in Rede ſtehenden 
Konzeſſionen gewonnenen Eiſenerze innerhalb des Großherzogtums 
Luxemburg zu bewirken.“ Dieſe Wendung war reichlich ungenau, 
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und der Miniſter des Innern forderte ein formelles Verſprechen, daß 
Thyſſen für die Verhüttung der Erze ein Hüttenwerk im Großherzog⸗ 
tum baue. Wie berechtigt er war, dieſe Forderung zu ſtellen, erhellt 
aus einem ſpäteren Geſuche Thyſſens, worin dieſer erklärt, er müſſe 
berechtigt bleiben, Teile der luxemburgiſchen Erzkonzeſſionen gegen 
lothringiſche umzutauſchen, ein Verfahren, das ſchon von Geſetzes wegen 
unzuläſſig geweſen wäre. Ein formelles Verſprechen für den Bau 
eines Hüttenwerkes war auch jetzt noch nicht zu haben. Endlich, am 
15. Juni 1912, ſchrieb Thyſſen, daß der Bau eines Hüttenwerks von 
der Marktlage abhänge und daher nicht vorauszubeſtimmen ſei, daß 
durch einen übereilten, der Marktlage nicht entſprechenden Bau „eine 
Erſchütterung der Eiſeninduſtrie“ hervorgerufen werde. Wenn man 
vorher nur annahm, daß Thyſſen für die 580 ha Erzland kein Hütten⸗ 
werk im Luxemburgiſchen errichten werde, um ſo weniger, als er für 
ſein großes Werk in Hagendingen nicht einmal den nötigen Erzbedarf 
beizubringen vermochte, ſo war man nach dieſem ausweichenden Schreiben 
überzeugt, daß er ſich um die Verhüttungsklauſel drücken wollte. 
Aber der Miniſter ließ nicht locker und erklärte, daß er ihm 5 oder 
10 oder ſogar 15 Jahre Zeit für den Bau eines Hüttenwerks laſſen 
würde. Außerdem ſchrieb er ihm wiederum am 10. Juli 1912: 
„Der in Artikel 14 und 15 eingeſetzten Verhüttungsklauſel möchte 
ich eine genauere Faſſung geben, indem die Errichtung eines voll⸗ 
ſtändigen Hüttenwerks in einer beſtimmten Friſt in den Vertrag ein⸗ 
zuſchreiben iſt, und ich erſuche ergebenſt, diesbezügliche Vorſchläge zu 
machen.“ 

Auf dieſes Schreiben erhielt er überhaupt keine Antwort mehr. 
Ich habe darauf gehalten, dieſen Punkt bezüglich der Offerte Tyſſens 
klarzuſtellen und an der Hand von offiziellen Dokumenten zu beweiſen, 
daß Thyſſen die Hauptbedingung der Vergebung, die Verhüttungs⸗ 
klauſel, nicht angenommen hat, folglich als Bewerber nicht in Betracht 
kommen konnte. Dieſe Feſtſtellung iſt inſofern von großer Wichtig⸗ 
keit, als die klerikale Preſſe im In⸗ und Ausland und die klerikalen 
Wanderredner hartnäckig noch bis heute dem Volke einpauken, Prüm 
habe Thyſſen in der höchſten Not als Konkurrent ins Luxemburger 
Land gebracht, Prüm ſei der Retter des Vaterlandes und Thyſſen der 
Goldengel, der außer den Millionen für den Staat ein neues Hütten⸗ 
werk mit gewaltigem Verdienſt ins Land gebracht hätte; ohne dieſe 
beiden hätte man den Erzreichtum des Landes an die inländiſchen 
Hüttenwerke verſchleudert. 


Alles dies entſpricht nicht der Wirklichkeit. Thyſſen kam als 
Schmollers Jahrbuch XL 3. 15 
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Bewerber nicht in Betracht, weil er nicht auf die Verhüttungsklauſel 
einging, und ſein Übergebot hatte auch ſchon praktiſch inſofern keinen 
Wert mehr, als man ſchon vor ſeinem Angebot die Idee der öffent⸗ 
lichen Verſteigerung mit größtmöglicher Heranziehung der Konkurrenz 
zu verwirklichen beſchloſſen hatte. 

Deshalb hatte auch ein am 12. Juli 1912 von neuem an den Miniſter 
des Innern eingeſandtes Geſuch der luxemburgiſchen Hüttenwerke 
„Gelſenkirchener Bergwerks⸗A.⸗G., Deutſch⸗Luxemburgiſche Bergwerks⸗ 
und Hütten⸗A.⸗G., Rümelingen⸗St. Ingbert, Rodingen und Stein⸗ 
fort,“ in dem dieſe die Offerte Thyſſen um 50 Fr. Jahresrente über⸗ 
bieten, keinen praktiſchen Wert mehr. Aber unbedingt zu verurteilen 
iſt die Kampagne von Haß, Verleumdung und Mißtrauen, die die 
klerikale Partei ſeit dem Erſcheinen der Thyſſen⸗Offerte im In⸗ und 
Ausland begonnen hatte. Mit einer Verblendung ſondergleichen hat 
ſie ſich auf dieſes Angebot geſtürzt und Regierung und Kammer⸗ 
mehrheit in den Kot gezerrt. Ihre Preſſe brachte große Extranummern, 
in denen Thyſſen gefeiert und dem unwiſſenden Volke goldene Berge 
verſprochen wurden, und auf die Regierung ſuchte man ſowohl in der 
Abgeordnetenkammer als auch in der Preſſe einen Druck auszuüben, 
damit die Offerte möglichſt ſchnell berückſichtigt werde. 

Die Regierung machte dieſem unwürdigen Treiben ein Ende, 
indem ſie am 15. Oktober 1912 die öffentliche Verſteigerung der 
letzten Erzkonzeſſionen ankündigte. Das Laſtenheft wurde aus⸗ 
gearbeitet und der Verkauf in allen größeren Tages⸗ und Fach⸗ 
zeitungen des In⸗ und Auslandes angezeigt. Am 4. Februar 1913 
wurden die öffentlichen Submiſſionen eröffnet, und es hatten ſich 
daran beteiligt: 1. die Société anonyme d' Ougrée-Marihaye, 
Abt. Rodingen; 2. die Eiſen⸗ und Stahlwerke Steinfort; 3. die 
Gelſenkirchener Bergwerks⸗A.⸗G., 4. die Verwaltung der Eiſenerzgrube 
„Eweſchbour“; 5. die Deutſch⸗Luxemburgiſche Bergwerks⸗ und Hütten⸗ 
A.⸗G. und ſchließlich 6. das Stahlwerk Thyſſen A.⸗G. Hagendingen. 
Die Verwaltung der Eiſenerzgrube „Eweſchbour“ fiel als Nichteiſen⸗ 
produzent weg, ebenſo ſchaltete Thyſſen aus, weil er mit ſeinem An⸗ 
gebot von 1325 Fr. jährlicher Rente je Hektar der Mindeſtbietende 
war, während die vier übrigen Geſellſchaften, deren Angebote eine 
durchſchnittliche jährliche Rente von 2104,16 Fr. je Hektar während 
50 Jahren ausmachten, und die ebenfalls alle geforderten Neben⸗ 
bedingungen annahmen, ſich in den letzten luxemburgiſchen Erzbefit 
teilten. Auch betreffend der bereits erwähnten 106 ha Minetteterrain 
auf dem rechten Ufer des Düdelinger Baches, die als minderwertig 
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gelten, wurde eine Vereinbarung mit den Hüttengeſellſchaften zum 
Preiſe von 100 000 Fr. getroffen. 
Somit war nach nachträglicher Gutheißung und nach geſetz⸗ 
licher Anerkennung durch die Abgeordnetenkammer die Konzeſſions⸗ 
frage, die ſo viel Staub aufgewirbelt und ſo viel böſes Blut gemacht 
hatte, zu guterletzt doch vorteilhaft für den Staat erledigt, wenn ſie 
auch heute noch, allerdings in ungefährlicher Weiſe, in politiſchen 
Diskuſſionen weiter wetterleuchtet. 


Die Erzförderung 

Die Erzförderung ijt in Luxemburg von 722 059 t im Werte 
von 1,7 Mill. Fr. im Jahre 1868 auf 7492 870 t im Werte von 
22 Mill. Fr. im Jahre 1907 geſtiegen, doch nicht ohne zeitweilige 
Rückſchläge, entſprechend der allgemeinen wirtſchaftlichen Konjunktur. 
So z. B. ging die Förderung von 6,2 Mill. Tonnen im Jahre 1900 
auf 4,4 Mill. im Jahre 1901 zurück, um ſich von da an wieder 
ſtetig zu heben bis gegen Ende des Jahres 1907, in welchem Jahre 
fle die höchſte bis heute erreichte Förderziffer erreichte. Die ſchwere 
Krifis, die alsdann hereinbrach, drückte die Förderung für das Jahr 
1908 nun wieder auf 5 800 868 t im Werte von 16,6 Mill. Fr. 
herab; 1909 hielt ſie ſich ungefähr auf derſelben Höhe, und 1910 
erſt ſetzte eine intenſivere Tätigkeit wieder ein, welche die Förderung 
bis 1913 trotz der inzwiſchen wieder ausgebrochenen Kriſis auf 
7 333 372 t im Werte von 21 965 818 Fr. brachte. Das Jahr 1914 
brachte in ſeiner zweiten Hälfte durch den im Auguſt ausgebrochenen 
Krieg und die Beſetzung des Landes durch deutſche Truppen einen 
faſt vollſtändigen Stillſtand in ſämtlichen Zweigen des induſtriellen 
und gewerblichen Lebens; aber das erſte Halbjahr 1914 hatte noch 
ein derartig günſtiges Reſultat zu verzeichnen, daß trotz allem Luxem⸗ 
burg dennoch eine Förderung von 5007457 t im Werte von 
15826 514 Fr. aufzuweiſen hatte. 

Das erſte Halbjahr 1915 war wiederum eine Periode aus⸗ 
geſprochener Hochkonjunktur für den luxemburgiſchen Erzmarkt. Mit 
Beginn dieſes Jahres nahmen nämlich mit der ſtärkeren Anziehung 
der Roheiſenproduktion ſpeziell die Verbraucher von Qualitätserzen 
ihre Zuflucht zu der luxemburgiſch-lothringiſchen Minette, die die 
ausbleibenden ſchwediſchen Manganerze erſetzen ſollte. Infolgedeſſen 
begann eine äußerſt rege Nachfrage nach luxemburgiſch⸗lothringiſcher 
Minette, und die Preiſe gingen zuſehends in die Höhe, ſpeziell für 
die kieſelhaltigen Sorten. Während die zehntonnigen Wagen vor 
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Kriegsausbruch je nach Eiſengehalt bis zu 33 Fr. (26,40 ME.) be: 
zahlt wurden, ſtiegen dieſelben Erze nun bis auf 40 Mk. und dar⸗ 
über. Die hohen Erzpreiſe verlockten viele Inhaber von Klein⸗ 
betrieben, ihre Förderung intenſiver zu geſtalten. Das trug weſent⸗ 
lich dazu bei, eine Art von Überproduktion hervorzurufen, die indes 
ohne Wirkung blieb, ſolange die ſtarke Nachfrage aus Deutſchland 
anhielt. Aber dieſe Nachfrage ſchien im Juli abzuebben. Seither 
iſt eine völlige Wendung der Marktverhältniſſe eingetreten. Der Ab⸗ 
ruf legte ſich gegen Ende Auguſt auffallend raſch. Die inländiſchen 
Verbraucher zeigten eine weitgehende Zurückhaltung, und nach Deutſch⸗ 
land gingen nur mehr geringe Mengen. Der eigentliche Grund 
hierzu lag erwieſenermaßen in dem verſtärkten Auftreten der Briey⸗ 
erze, welche die deutſche Schutzverwaltung in dem beſetzten Meurthe⸗ 
et⸗Moſelle⸗Departement ausbeuten und nach Deutſchland verſchicken 
ließ. Sie hat ſechs Schächte im Briey⸗Bezirk in Betrieb genommen, 
die von Joeuf, Aubous, Homécourt, Valleroy und Moutiers im Orne: 
tal und Landres auf dem Höhenplateau von Briey. Die Förderung 
dieſer Gruben betrug im Jahre 1913: für Joeuf 763 633 t, für 
Auboué 2008470 t, für Homecourt 1 783 548 t, für Valleroy 
323 246 t, für Moutiers 919843 t und für Landres 1087900 t. 
Wie aus den angeführten Ziffern erſichtlich iſt, ſind dies zumeiſt ſehr 
leiſtungsfähige Betriebe. Außerdem wurden im Becken von Longwy 
die Gruben von Godbrange, Huſſigny und Pulventeur, letztere aus: 
ſchließlich für die Röchlingſchen Werke, abgebaut, und auch die Tage⸗ 
baue des franzöſiſchen Grenzſaumes wurden von der deutſchen Ver⸗ 
waltung in Betrieb genommen. Die in dem beſetzten franzöſiſchen 
Gebiete geförderten Erze wurden nach dem Niederrhein und Welt: 
falen befördert. Von den luxemburgiſchen Hütten wurden keine 
Briey⸗Erze bezogen, obwohl unter anderen Gelſenkirchen dort die Gruben 
von St. Pierremont und Differdingen jene von Moutiers beſitzt. 
Mit der Wiederaufnahme größerer Lieferungen von Briey⸗Erzen 
haben ſich mithin die Abſatzverhältniſſe äußerſt raſch, faſt plötzlich, zu⸗ 
ungunſten der luxemburgiſchen Minette verſchoben. Ein zwingender An⸗ 
reiz für die Verhüttung der ärmeren luxemburgiſchen Erze lag nicht mehr 
vor. So haben unter anderen die Kruppſchen Werke ihre Beſtellungen 
im luxemburgiſchen Reviere abgeſagt, da ſie anſcheinend mit Erzen 
von Briey hinreichend verſorgt werden. Der Rückgang in der luxem⸗ 
burgiſchen Erzförderung erreichte daher nach einigen Monaten durd: 
ſchnittlich 1500 t je Arbeitstag. Die Tagebaue, welche die breit 
dahinflutende Abſatzkonjunktur des erſten Halbjahres zu Ehren ge 
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bracht hatte, ſtellten ſämtlich ihren Betrieb ein. Dieſer rückläufigen 
Ywegung konnten ſich natürlich die Minettepreiſe nicht entziehen, 
von denen erſt die minderwertigen Sorten erfaßt wurden, denen als» 
dann die anderen folgten. Eine Aufbeſſerung iſt nun nicht mehr zu 
erwarten, ſolange der ſtark angezogene Abbau der Gruben des Briey- 
dezirks den deutſchen Markt mit dieſen beſſeren Erzen ſättigen wird. 
die Tabelle auf S. 230 gibt ein klares Bild der Entwicklung der 
luremburgiſchen Erzinduſtrie. 

Hinſichtlich der Weltförderung an Eiſenerzen ſteht nach den 
Förderziffern des Jahres 1911 das kleine Großherzogtum Luxemburg 
an ſechſter Stelle und übertrifft ſogar Schweden, Rußland und Oſter⸗ 
reich⸗Ungarn, wie aus der folgenden Aufſtellung hervorgeht: 


Vereinigte Staaten. 50 900 000 t 
Deutſch lad ww 23 820 000 t 
ed Be Wet el en ee ee fir Zu Mes 16 639 000 t 
ropbritannien . > 2 2 ang 15 768 000 t 
Spanien 8 660 000 t 
Lüremou ng SO er 6 060 000 t 
Sr, es aa a a Ge eS 5 553 000 t 
Ness an ee ew 5 390 000 t 
Ster esse ee a are 2 760 000 t 
ee ß Bice oH ee ee 1 906 000 t 
Kanada und die englifden Beſitzungen in Amerika. 1230000 t 
Griechenland 585 000 t 
uſw. uſw. 


Inlands verbrauch, Ausfuhr und Einfuhr 

Von der im Großherzogtum Luxemburg geförderten Minette 
wird nur ein Bruchteil im Inlande verhüttet, der zwar ziffermäßig 
ſteigt, prozentual zum Jahresverbrauch aber ftetig ſinkt, wie uns die 
beigegebene Zahlentafel beweiſt: 


; Gefamter Verhältnis des 
Minette. Verbrauch der 1 Verbrauchs inlän⸗ 
förderung luxemburgiſchen ü diſcher Erze zum 

üttenwerke Minette Geſamtverbrauch 


Tonnen Tonnen Tonnen Hektar 


| 

1903 6010000 , 3757000 | 2992000 | 79,6 
1904 6348000 | 3874000 | 3056000 78,9 
1905 6 596000 : 4349000 8 057 000 70,3 
1906 7 229000 4 689 000 3 339 000 71,2 
1907 7 493000 4757 000 3 213 000 67,5 
1908 5 801 000 4 120 000 2 635 000 63,9 
1909 5 794 000 5 055 000 2 998 000 59,2 
1910 6 268 000 5 551 000 3 803 000 59,5 
1911 6 060 000 5 785 000 3 305 000 57,3 
1912 6 534 000 7 489 000 3 804 000 50,8 
1913 7 331 000 8 657 000 4 425 000 51,1 
1914 5 008 000 6 138 000 3 176 000 50,2 
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Erzförderung im Großherzogtum Luremburg 
von 1868 bis 1914 


Wert 
je Tonne 


Wert 


in Franken 


Förderung 


in Tonnen 


T e 


888888 8 8 8 8 8 e 88 
8 8 888 8888888888 888888888388 2888 88888882888 88888888 
8888833888888 8873888288288888 888838888828 888 888 

OD SHA 10 1D CO HID OOO 191 OOO 19 


222 2 wed wed wed CN GOM GN OD CD YD). OF. NN 


1317] Die wirtſchaftl. Bedeutung der luxemburg. Erz. u. Eiſeninduſtrie 231 


Während alſo der Verbrauch inländiſcher Minette im letzten 
Jahrzehnt von 2 992 000 t auf 4425 000 t ſteigt, ſinkt das Verhält⸗ 


nis zum Geſamtverbrauch der luxemburgiſchen Hüttenwerke um faſt 
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Ein anſehnlicher Teil der luxemburgiſchen Minetteförderung 


dient der Ausfuhr, die ſich vorzüglich nach dem Zollvereinsinland, 


nach Belgien und nach Frankreich, richtet. 
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Die Geſamtausfuhrziffer ſinkt im letzten Jahrzehnt von 3018 000 t 
im Jahre 1903 auf 2906000 t im Jahre 1913 herunter, nachdem 
fie ihre Höchſtziffer im Jahre 1907 mit 4280000 t erreicht hatte. 

Dieſe wenn auch relativ noch nicht ſehr bedeutende Abnahme der 
Geſamtausfuhr Luxemburgs iſt auf den Rückgang der Einfuhr Bel⸗ 
giens und Frankreichs zurückzuführen; denn die Ausfuhr nach dem 
Zollverein hält ſich im großen ganzen in den nämlichen Grenzen. 
Belgien war von jeher der Hauptabnehmer luxemburgiſcher Minette 
geweſen, und 1907 noch bezog es 2 259 000 t, während die Zollvereins⸗ 
ſtaaten zuſammen in demſelben Jahr nur 1175000 t einführten. 
Aber der Bezug Belgiens ging ſeither von Jahr zu Jahr zurück; 
1908 ſank er bereits auf 1759000 t und erreichte 1913 nur mehr 
1470 000 t. Auch Frankreich ging von 850 000 t im Jahre 1903 
auf 375 000 t im Jahre 1913 zurück. 

Frankreich fällt allerdings für die fiicenbucaltée Erzausfuhr 
nicht ſehr ſtark in die Wagſchale, weil es ſelbſt ein ſtarker Ey; 
produzent iſt und ſeine Einfuhr aus Luxemburg nie ſtark angezogen 
hatte. Um ſo ſtärker iſt von jeher der Einfluß der belgiſchen Ein⸗ 
fuhr aus Luxemburg geweſen. Der Umſchwung, der jedoch in den 
letzten Jahren in Belgien vor ſich gegangen iſt, iſt ziemlich einzig⸗ 
artig und von ſehr großer Bedeutung für die Intereſſen des luxem⸗ 
burgiſchen Minettebezirks. Ein kurzer Überblick über die Entwicklung 
der belgiſchen Erzpolitik in den letzten Jahren dürfte daher angebracht 
ſein; er wird zugleich einen Ausblick auf die zukünftige Entwicklung 
der Einfuhr aus Frankreich bieten. — Belgien hat eine blühende 
Eiſeninduſtrie, obgleich es keinen nennenswerten Erzbeſitz hat; denn 
die 345 ha, die in der ſüdöſtlichen Ecke als Ausläufer des Plateaus 
von Briey in das Land hineinlugen, können tatſächlich nicht als ein 
Erzbeſitz aufgefaßt werden, auf den man vernünftigerweiſe eine In⸗ 
duſtrie aufbauen könnte. Die belgiſche Eiſeninduſtrie fußt vielmehr 
auf den reichen Kohlenbecken des Hainaut, des Lütticher Landes, und 
erhält noch eine geſichertere Grundlage durch die neuentdeckten Lager 
der Campine und der Provinz Limburg. Auch die zahlreichen Kanäle, 
die das Land in allen Richtungen durchkreuzen, erleichtern der Eiſen⸗ 
induſtrie ihre Lebensbedingungen in hervorragendem Maße. Seine 
Eiſenerze aber bezieht Belgien von ſeinen Nachbarn, vorzüglich aus 
dem Minettegebiet Luxemburgs, Deutſchlands und Frankreichs. Im 
Jahre 1910 betrug beiſpielsweiſe die belgiſche Einfuhr von Erzen 
5 188 400 t; davon entfielen auf das franzöſiſche Minettebecken 
2 910 000 t oder 56,15% der geſamten Einfuhr und auf den Zoll 
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verein (Lothringen und Luxemburg) nur 1827300 t oder 35,25%. 
Dieſe beiden Gebiete verſorgten alſo den belgiſchen Markt 1910 mit 
91,40% feines Bedarfs. Aus Spanien wurden dann noch 140 800 t. 
oder 2,72% und aus Schweden und den übrigen Ländern 304 300 t 
oder 5,88 é bezogen. Das gewaltige Übergewicht Frankreichs über 
den Zollverein, ſpeziell Luxemburg, auf dem belgiſchen Erzmarkt iſt 
um ſo erſtaunlicher, als der Zollverein noch im Jahre 1907 mit 
2 209 000 t oder 61% der Geſamteinfuhr Belgiens eine unbeſtrittene 
Vorherrſchaft ausübte. Er behauptete ſeinen Vorrang ſogar noch 
1908 mit 2 130 000 t oder 54,8%, ſank dann aber ſtetig und un: 
aufhaltſam herunter. Am empfindlichſten trifft dieſe rückläufige Be⸗ 
wegung zuungunſten des Zollvereins das kleine, induſtriell ſtark ent⸗ 
wickelte Luxemburg, das ſtets der ſtärkſte Lieferant Belgiens im Zoll⸗ 
verein war. Die Entwicklung wird am beſten charakteriſiert durch 
die Gegenüberſtellung der Erzausfuhrziffern der einzelnen Länder nach 
Belgien. 
Belgien importierte an Minette aus: 


— — 


} 


1907 | 1908 1909 
Tonnen | Tonnen | Tonnen 


1910 1911 | 1912 
Tonnen | Tonnen | Tonnen 


1906 
Tonnen 


Lothringen | 241 000 213 000 137 000 143 000 192 000 242 000 81 000 
Luxemburg 1 889 000 1 996 000 1 697 000 1 644 000 1 636 000 1 438 000 1 366 000 
Frankreich | 804 000,1 026 000 1 192 000 2 274 000,2 910 00013 466 000|4 396 000 


Diefe Zahlen zeigen deutlich den eingefdlagenen Weg an. Die 
franzöſiſche Erzausfuhr nach Belgien, die im Jahre 1901 erſt 49313 t 
betrug, beziffert ſich 1911, alſo nach zehn Jahren, bereits auf 3466 000 t 
und ſteigt 1912 bereits um eine weitere Million, während die Aus⸗ 
fuhr Luxemburgs innerhalb ſechs Jahren von 1906—1912 um zirka 
500 000 t ſinkt. 1913 lieferte Luxemburg noch an Belgien 1470000 t 
und 1914 bis zum Ausbruch des Krieges 662 000 t. Die Beteili⸗ 
gung Luxemburgs an der belgiſchen Erzeinfuhr, die alſo 1907 noch 
55% betrug, fiel 1908 bis auf 51%, erreichte 1909 nur mehr 
37,5% , fiel weiter 1910 bis auf 31,5%, 1911 bis auf 27% und 
erreichte 1912 nur mehr 21,3 %. 

Dieſe Bewegung wird aller Wahrſcheinlichkeit nach auch nach 
dem Kriege nicht nur andauern, ſondern noch erheblich verſtärkt wer⸗ 
den. Die vom Zollverein nach Belgien eingeführten Mengen mußten 
ſtark zurückgehen, ſobald die reichen Erze des neuerſchloſſenen Beckens 
von Briey in ernſthaften Wettbewerb mit den luxemburgiſchen und 
lothringiſchen Erzen traten; denn während der Zollverein nur Erze 
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mit einem durchſchnittlichen Eiſengehalt von 30—32 % liefern konnte, 
trat das Becken von Briey mit durchſchnittlich 35 —38 % igen Erzen 
auf den Markt. Und während der Zollverein für den Transport 
ſeiner Erze unter möglichſt ungünſtigen Tarifen zu leiden hatte, 
konnte das Plateau von Briey ſeine Erze mit äußerft billigen Frachten 
auf der franzöſiſchen Oſtbahn und den belgiſchen Staatsbahnen an 
ſeinen Beſtimmungsort bringen. Kommt nun noch der ſeit langem 
geplante Nordoſtkanal zur Ausführung, der das reiche Plateau von 
Briey mit dem franzöſiſchen und belgiſchen Waſſerſtraßennetz in un⸗ 
mittelbare Verbindung bringt, dann wird, unter der Vorausſetzung, 
daß die Verhältniſſe nach dem Kriege nicht zu ſehr verändert werden, 
die franzöſiſche Erzausfuhr nach Belgien noch in verſtärktem Maße 
zunehmen, zuungunſten der beiden mitkonkurrierenden Minetteländer 
Luxemburgs und Lothringens. 

Privatwirtſchaftlich betrachtet, iſt dieſe rückläufige Bewegung 
ſicherlich für einige Minettegrubenbeſitzer ſehr mißlich, weil ſie da⸗ 
durch ihr gutes Abſatzgebiet verloren haben, aber vom volkswirtſchaft⸗ 
lichen Standpunkt aus werden wir es wohl nicht allzu ſehr zu be⸗ 
dauern haben, beſonders da, wie wir unten ſehen werden, mit dem 
Rückgang der Erzaus fuhr nach Belgien eine ſchnell anwachſende Roh⸗ 
eiſenausfuhr Hand in Hand geht. 

Ein anderer auffallender Umſtand in der luxemburgiſchen Erz⸗ 
produktion iſt der ſcheinbare Stillſtand in der Förderung, die ſich 
nun ſchon ſeit einem Jahrzehnt auf faſt der gleichen Höhe hält. Ver⸗ 
glichen mit den anſtoßenden lothringiſchen und franzöſiſchen Minette⸗ 
becken, tritt dieſe Tatſache um ſo ſtärker in die Erſcheinung. 

Die Förderung betrug in: 


1904 6 348 000 11 172 000 5 845 000 1 647 000 
1905 6 596 000 11 968 000 6 302 000 2 358 000 
1906 7 229 000 13 834 000 7 399 000 3 114 000 
1907 7 493 000 14 108 000 8 822 000 4111 000 
1908 5 801 000 18 282 000 8 750 000 4 607 000 
1909 5794000 | 14443000 10 648 000 6 339 000 
1910 6263000 16 654 000 18 205 000 8 507 000 
1911 6 060 000 17 735 600 14 858 000 10 477 000 
1912 6 566 000 20 050 000 17 235 000 12 717 000 


Dieſe Tatſache iſt aber nicht dahin zu bewerten, als ob die 
luxemburgiſche Erzinduſtrie den Höhepunkt ihrer Leiſtungsfähigkeit 
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erreicht hätte, ſondern ſie iſt vielmehr auf die ſteigende Einfuhr aus 
dem lothringiſchen und franzöſiſchen Erzbefitz der luxemburgiſchen 
Hüttenwerke zurückzuführen. 

Wie aus der bereits früher angeführten Vergleichstafel des In⸗ 
landsverbrauchs zum Geſamtverbrauch der luxemburgiſchen Hütten⸗ 
werke erhellt, führte Luxemburg nahezu 50% feines Verbrauchs an 
Minetten aus dem Auslande ein. Dieſe Einfuhr ſtammt aus Deutſch⸗ 
Lothringen und aus dem Briey⸗Bezirk. 


Geſamt⸗ Einfuhr aus Verhältnis der 
verbrauch der Gefamt: Einfuhr zum 
Jahr luxemburg. Deutſch⸗ dem Briey- | einfuhr Geſamt⸗ 
Hüttenwerke] Lothringen Bezirk verbrauch 
Tonnen Tonnen Tonnen Tonnen % 
1908 I 3757000 637 000 128 000 765 000 20,4 
1904 | 3874000 726 000 92 000 818 000 21,1 
1905 4 349 000 1 128 000 164 000 1 292 000 29,7 
1906 | 4689 000 1 184 000 166 000 1 350 000 28,8 
1907 4757 000 1 293 000 251 000 1 544 000 32,5 
1908 I 4120000 1 204 000 281 000 1 485 000 36,1 
1909 5 055 000 1 773 000 289 000 2 062 000 40,8 
1910 | 5551000 1 653 000 000 2 101 000 40,5 
1911 5 785 000 2 040 000 349 000 2 389 000 42,7 
1912 7 489 000 2 652 000 576 000 8 228 000 49,2 
1913 | 8657000 2 815 000 1 128 000 8 943 000 48,9 
1914 | 61388000 2 068 000 708 000 2 776 000 49,8 


Aus dieſer Tafel erfieht man, daß ſich in den letzten zehn Jahren 
die Einfuhr Luxemburgs von 20,4 auf 49,8 % ſeines Verbrauches 
erhöht hat. Und während beiſpielsweiſe im Jahre 1913 die Minette⸗ 
förderung Luxemburgs 7331 000 t betrug, belief ſich der Geſamt⸗ 
verbrauch in den inländiſchen Hüttenwerken auf 8657000 t, wovon 
fat 4 000 000 t aus den Nachbarländern Deutſch⸗ Lothringen und 
Frankreich eingeführt wurden. Dieſes Reſultat erklärt ſich aus dem 
gewaltigen Erzbeſitz der luxemburgiſchen Hüttengeſellſchaften in den 
lothringiſchen und franzöſiſchen Minettebezirken, der insgeſamt un⸗ 
gefähr das Dreifache des geſamten luxemburgiſchen Erzbezirkes aus⸗ 
macht. Nach einer amtlichen Aufſtellung der luxemburgiſchen Berg⸗ 
werksdirektion umfaßt dieſer Bergwerksbeſitz in Deutſch⸗ Lothringen 
9606 ha und in Frankreich 2190 ha, die noch zirka 800 000 000 t 
Erze bergen. Aus dieſer Aufſtellung erſehen wir, daß bereits 1896 
die Firma Metz & Co. 977 ha Minetteterrain in Lothringen beſaß, 
der Aachener Hütten Aktien⸗Verein in Eſch a. A. beſaß dort 816 ha, 
die Eiſenhüttengeſellſchaft Düdelingen 338 ha und die Rodinger Hoch⸗ 
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ofengeſellſchaft 149 ha. — Die Burbacher Hütte beſaß 1898 allein 
im lothringiſchen Bezirk 2441 ha. 

Seither wurde der Erzbeſitz der luxemburgiſchen Hüttenwerke in 
Lothringen noch bedeutend ausgedehnt. Burbach beſaß 1912 4156 ha, 
Le Gallais⸗Metz & Co. 2338 ha und Düdelingen 534 ha, fo daß 
der heutige lothringiſche Erzbeſitz der Vereinigten Hüttenwerke Bur⸗ 
bach⸗Eich Düdelingen allein ſich auf 7028 ha beläuft. Die Gelſen⸗ 
kirchener Bergwerks- A.⸗G. beſitzt 1546 ha, die Deutſche⸗Luxemburgiſche 
676 ha, Rümelingen 101 ha und Rodingen 255 ha, zuſammen alſo 
9606 ha. 

Auch an dem Erzbeſitz des Plateaus von Briey haben die luxem⸗ 
burgiſchen Hüttengeſellſchaften ſich anſehnliche Beteiligungen geſichert. 
So iſt die Deutſch⸗Luxemburgiſche ſeit 1903 zu 25,67% in der 
Konzeſſion von Moutiers intereſſiert, ſo daß ihr der Ertrag von 
178 ha 60 a zuſteht; ferner iſt Rümelingen, das ſeit 1911 in Inter⸗ 
eſſengemeinſchaft mit der Deutſch⸗Luxemburgiſchen ſteht, an der Kon⸗ 
zeſſion von Serrouville, die 720 ha umfaßt, beteiligt. Die Gelſen⸗ 
kirchener Bergwerks⸗A.⸗G. iſt heute faſt alleiniger Beſitzer von 
St. Pierremont, die einen Umfang von 917 ha hat; ferner beſizt 
dieſe Geſellſchaft Sexey (384 ha), St. Jean (150 ha), Sainte⸗Barbe 
(201 ha), Haute⸗Lay (152 ha), Crusnes (475 ha) und Villerupt 
(326 ha). Rodingen beſitzt ein Drittel von Joudreville und iſt durch 
Vireux⸗Molhain in der Konzeſſion von Conflans beteiligt. Burbach 
endlich beſitzt in Franzöſiſch⸗Lothringen die Konzeſſion von Maréville 
bei Nancy mit 295 ha, ein Drittel der Konzeſſion von Errouville, 
die 948 ha groß iſt, und iſt ebenfalls an der Konzeſſion von Bellevue 
beteiligt. 

Der Erzbeſitz der luxemburgiſchen Hüttenwerke iſt alſo auf lange 
Zeit hinaus geſichert, und es iſt begreiflich, daß bei einer entſprechen⸗ 
den Einfuhr aus dieſem ausländiſchen Erzbeſitz die Förderung der 
luxemburgiſchen Minette nicht in dem Maße des Verhüttungsbedarfs 
zunehmen kann. 


Minettereſerve 


Außer der eben erwähnten Erzreſerve im Auslande berechnet 
Karl Limpach, der Herausgeber der Karte des Minettebezirks, am 
1. Januar 1908 die Minettereſerve des luxemburgiſchen Erzbeckens 
noch auf 266 934 000 t, die ſich folgendermaßen auf die beiden Becken 
verteilen: 
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Die am 1. Jan. 


Flächeninhalt 


Erzbecken =e 1908 noch zur 
Davon Bleiben er 
von ne ind aus: am 1, Jan. 1 1 e 
3 gebeutet | 1908 | 3 
Hektar] Hektar Hektar in Tonnen 


A. Eſch⸗Rümelingen⸗Düdelingen ; 
1221 659 562 45 109 300 


a) nicht konzeſſions fähig. 

b) konzeſſions fähig 1030 281 749 82 790 000 
B. Kodingen⸗Differdingen⸗Beles 

a) nicht konzeſſions fähig 414 250 164 20 975 000 

b) konzeſſions fähig 855 118 060 000 


266 934 300 


Ziemlich übereinſtimmend mit dieſem verbleibenden Betrag ift 
derjenige, den der franzöſiſche Bergbauingenieur Bailly auf Grund 
des Reſultates von 1903 ausgerechnet hatte. Nach ihm verblieben 
nach 1903 in den drei aneinandergrenzenden Ländern Luxemburg, 
Frankreich und Deutſch⸗Lothringen an oolithiſchem Eiſenerz noch 


in Millionen Tonnen 


in Luxemb ug 300 
„Frankreich 2500 
- Deutſch⸗Lothringen . 1100! 


Zuſammen 3900 


In dem unten folgenden Diagramm hat Bailly die wahrſchein⸗ 
liche Dauer der Ausbeutungsfähigkeit dieſer drei Erzgebiete kurven⸗ 
mäßig dargeſtellt. Aus demſelben geht hervor, daß die luxemburgi⸗ 
ſchen Minettelager, die im Jahre 1907 eine Förderung von 7,4 Mill. 
Tonnen aufwieſen, im Jahre 1920 ihre Höchſtziffer mit 10 Millionen 
Tonnen erreichen und im Jahre 1943 der Erſchöpfung nahe ſein 
werden. Lothringen wird im Jahre 1929 ſeine höchſte Förderziſfer 
mit 33 Mill. Tonnen erreichen und im Jahre 1953 ſeine Minette⸗ 
lager erſchöpft ſehen, während das reiche Meurthe⸗et⸗Moſelle⸗Becken 
mit einer maximalen Gewinnungsziffer von 35 Mill. Tonnen im 
im Jahre 1973, bis zum Jahre 2023 ausgebeutet werden kann?. 
Beſonders die qualitative und quantitative Überlegenheit des Erz 
beckens von Briey, das für anderthalb Jahrhunderte eine intenſive 


1 Nach Schätzungen von deutſcher Seite beträgt die Minettereſerve für das 
Keichsland Lothringen allerdings noch 2180 Mill. Tonnen, und wenn auch dieſe 
Berechnung vielleicht etwas zu optimiſtiſch iſt, ſo entbehrt die Darſtellung von 
Bailly auch der tendenziöſen Färbung nicht. 

2 Dieſe Berechnungen find natürlich unter der Annahme einer normalen 
jährlichen Förderzunahme aufgeſtellt. 


238 M. Ungeheuer [1324 


Ausbeutung verträgt, fichert der frangdfifden Eiſeninduſtrie eine aus: 
nahmsweiſe günftige Weltſtellung und dem Erzbeden einen bemerkens⸗ 
werten Aufſchwung. Die frühere Erſchöpfung der beiden benach⸗ 
barten Bezirke muß dieſe Entwicklung noch beſchleunigen. 
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Diagramm über die Ausbeutung der oolitifden Erzgruben und vorausfichtliche 
die punktierten Linien die vorausſichtliche Entwicklung der Erzgewinnung 


Dauer ihrer Ausbeutungsfähigkeit in Luxemburg, Frankreich und Deutſch⸗ 


(Die vollen Linien bezeichnen die Erzförderung in Millionen Tonnen bis zum Jahre 1907; 


Ohne wohl gerade Optimiſt zu ſein, wird man ſich dennoch ein 
etwas günſtigeres Reſultat für Lothringen und Luxemburg erwarten 
dürfen, als es die Berechnungen von Limpach oder Bailly ergeben. 
Denn dieſelben zogen beiſpielsweiſe für Luxemburg die weniger er⸗ 
giebigen Schichten, wie die beiden kalkigen Lager, welche die eiſen⸗ 
haltige Formation im Becken von Differdingen krönen, nicht in Be⸗ 
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tracht, da dieſe noch nicht hinreichend unterſucht ſind, um ein 
Urteil über die Rentabilität ihrer Gewinnung zuzulaſſen; auch wur⸗ 
den die eiſenſchüſſigen Kalke, die gleichfalls im Hochofen verwertet 
werden können, aus der Berechnung ausgeſchieden. Ferner geht die 
Tendenz des ſtetig wachſenden Fortſchritts in der Bergbautechnik 
ſowie die Vervollkommnung der metallurgiſchen Verfahren dahin, 
minderwertige Lager, deren Ausbeutung heute noch als vollſtändig 
unrentabel gilt, der nützlichſten und größtmöglichſten Verwendung zu 
erſchließen. Vor allem aber rechnete Bailly mit einem normalen Auf⸗ 
ſchwung jedes einzelnen Bezirkes, ſah alſo ab von einer ſtärkeren 
Anziehung der Einfuhr auf Koſten der Eigenförderung und der⸗ 
gleichen mehr. 

Um ſchließlich noch die Bedeutung der luxemburgiſchen Erz⸗ 
förderung im Rahmen des deutſchen Zoll⸗Vereins zu würdigen, ſei 
erwähnt, daß der Anteil der luxemburgiſchen Erzgruben an der Förde⸗ 
rung von Eiſenerz im Zollverein, die beiſpielsweiſe 1907: 27,7 
(1908: 24,2) Millionen Tonnen betrug, mit 7,5 (5,8) Millionen 
27% (24%) darſtellt. Mit dem benachbarten Lothringen, deſſen 
Revier geologiſch und wirtſchaftlich mit dem luxemburgiſchen zu⸗ 
ſammenhängt, und das 1907: 14 (13,2) Mill. Tonnen oder zirka 
51% (55%) der Eiſenerze im Zollverein förderte, ergaben ſich 78 % 
(79%). Während ſeit 1890 die Förderung im Deutſchen Reich und 
in Luxemburg um 143% (112%) zugenommen hat, beträgt die Zu⸗ 
nahme für Luxemburg allein 121% (71%). Den Löwenanteil hat 
hierbei Lothringen, deſſen Areal, größer als das luxemburgiſche 
(42 130 ha gegen 3700), ſpäter als dieſes voll entwickelt wurde: 
ſeine Förderung hat ſich ſeit 1890 ungefähr verdreifacht, die der 
beiden Reviere zuſammen um 226% (188 „%) vermehrt. 


Förderkoſten und Verkaufspreis der Minette 


Die Förderkoſten im luxemburgiſchen Erzbezirk ſind entſprechend 
den einfachen Abbauverhältniſſen ziemlich niedrige, ſo daß in der 
Selbſtkoſtenberechnung der Eiſeninduſtrie der Poſten für Eiſenerze 
trop ſeiner quantitativen Überlegenheit doch eine verhältnismäßig 
geringe Rolle ſpielt. Zu 1000 kg Roheiſen gebraucht man im Durch⸗ 
ſchnitt 3400 kg Eiſenerze und 1200 kg Koks. Die Selbſtkoſten für 
die Beſchaffung der Erze beliefen ſich nach privaten Aufzeichnungen 
vom Jahre 1897 auf folgende Höhe: 
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Heingeberg | Heingeberg Heintzeberg Katzenberg 
Bezeichnung rot grau braun | braun 
der Preis Preis Preis Preis 
Ausgaben pro Tonne pro Tonne pro Tonne pro Tonne 
in Mk. in Mark | in Mark in Mart 


Amortiſation des Landankaufs 


Hauer loan 0, } 1,618 0,710 
Transport und Verladen. 0,247 0,228 0,183 0,305 
Unter hallt 0,069 ‚048 0,049 ; 
WMuffidt ........ 0,088 0,033 0,040 
Generalunkoſten 0,050 0,050 0,050 
// ae. eee 0,060 0,060 0,150 
Materialien 0,035 0,031 = 
Neferveftüde .. ...... 0, 0,003 = 


Diverfes (Kohlen, Utenfilien, 
f Eiſenbahnmaterial uſw.) 


Summe pro Tonne: Mark 1,690 | 2,305 | 2,076 


Nach der bereits wiederholt erwähnten Aufſtellung der Bergbau: 
verwaltung vom Jahre 1912 machen die Förderkoſten im Stollen⸗ 
betrieb ungefähr 55—65 der Geſtehungskoſten aus, die Zimmerung 
beanſprucht 9—15 ¾, der Transport durchſchnittlich 10—15 % und 
die Generalunkoſten bei normalem Abbau 10—14 %. 

Bei Tagebauen machen die Förderkoſten nur etwa 30% aus, 
während auf die Abräumung 40% , den Transport 25% und die 
Generalunkoſten 5% entfallen. Somit betragen die Selbſtkoſten im 
Tagebau ungefähr 2,10 — 2,50 Fr. die Tonne, während fie im Stollen: 
bau im Eicher Bezirk 2,20 —2,50 Fr., in der Gegend von Rümelingen⸗ 
Düdelingen 2,40 — 2,70 Fr. und im Differdingen Becken 2,20 bis 
2,60 Fr. (natürlich ohne Tokkagegebühren) ausmachen. 

In Deutſch⸗ Lothringen belaufen ſich die Selbſtkoſten je Tonne 
Minette auf 1,98 —3,73 Fr., und zwar entfällt nach Kohlmann auf: 


Aan — 1,12 — 1.62 Fr. 
Förderung und Transport 0,19—0,50 > 
Bimmerung - gg 0,06—0,37 
Beleuchtung, Werkſtätten, Materialien . . 0,31—0,69 = 
Soziale Laften. .. . 2... 2. ee ee 0,10—0,15 = 
Generalunkoſte n 0,13 - 0,25 
Steuerlaſ ten. 0,07 0,15 = 

1,98 —3,78 Fr. 


Man nimmt gewöhnlich die durchſchnittlichen Geſtehungskoſten 
zu 2,75 Fr. an. 

In Meurthe⸗et⸗Moſelle betragen nach dem Jahresbericht des 
Mineningenieurs Bailly die Geſtehungskoſten für eine Tonne Minette: 
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im Becken von Nancy 3,25 Fr., der Verkaufspreis 3,25—4,75 Fr. 
2 2 2 Longwy 2,25 s s s 2,75—3,20 3 
0 „Briey 2,85 > s 4,75—5,75 


Dieſe Geſtehungspreiſe verſtehen ſich natürlich ohne eee 
der Grube und ihrer Einrichtung. 


Nach den Steuerabſchätzungen beträgt der Verkaufspreis der 
luxemburgiſchen Minette in den Jahren 1901 — 1911: 


Im kalkigen Becken 


Eſch⸗ Schifflingen⸗Kayl⸗ 
Rümelingen-Düdelingen 
je Tonne 


Im kieſeligen Becken 


Differdingen⸗Petingen 


je Tonne 


1901 3,09 Fr 2,29 Fr 
1902 3,05 2,25 

1903 2,94 2,23 

1904 2,90 2,25 
1905 8,08 2,25 
1906 8,27 2.80 
1907 337 » 318 - 
1908 3,45 3,.00 
1909 8,35 2,80 
1910 3,32 2.80 
1911 3,29 2,80 


- 


Die Arbeiterſchaft und die Lohnverhältniſſe 


Es wäre zum Schluß noch ein Blick auf die in der luxem⸗ 
burgiſchen Eiſenerzinduſtrie beſchäftigte Arbeiterſchaft zu werfen. 
Im Grubenbetrieb wurden im Jahre 1913 5162 Arbeiter be⸗ 
ſchäftigt. Die durchſchnittliche Jahresleiſtung des einzelnen betrug 
nach einer regelmäßigen Steigerung von 404 t im Jahre 1868, 
1108 t für das Jahr 1907 und 1420 t für das Jahr 1913 und iſt 
weſentlich höher als die der Nachbarländer. Die Tabelle auf S. 32 
gibt uns einen Überblick einerſeits über die in den einzelnen Zentren 
beſchäftigten Grubenarbeiter und anderſeits über das Nationalitäts⸗ 
verhältnis dieſer Arbeiter. 

Als Hauptelemente kommen alſo im Grubenbetrieb in Betracht 
die Luxemburger mit 41,6%; die Italiener mit 35,7% und die 
Deutſchen mit 12,3 %. 

Wie die Löhne der einzelnen Kategorien von Grubenarbeitern 
ſeit 1894 in die Höhe gingen, zeigt uns die auf S. 243 folgende, 


von der Grubenverwaltung im Jahre 1912 aufgeſtellte ne. 
SGmollers Jahrbuch XL 3. 
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Zahl und Nationalität der in den Minettegruben des Großherzog⸗ 
tums Luxemburg befchäftisten Arbeiter auf Grund einer Erhebung 
vom 1. September 1913 


Deut⸗ 
ſche 


Ita⸗ 


liener 


Gruben- 
zentren 


Differdingen 
Oberkorn 
Diidelingen . 


ele 
Petingen . . 
Lamadelaine. 
Niederkorn 
Rodingen 
Laſauvage 
Riimelingen . 
13. Tetingen . . 


Zuſammen 
Prozent 


22 — 
Freer 


4,9 


44 | 12 

Während demnach die Steigerung der Löhne in den Gruben 
betrieben Luxemburgs von 1894— 1911 35— 50% beträgt, ſind die 
Preiſe der hauptſächlichſten Lebensmittel, wie Kartoffeln, Rindfleiſch, 
Schweinefleiſch, Weizenmehl, Miſchelmehl, Roggenmehl, Eier und 
Butter von 1900 ab bis 1913 um durchſchnittlich 35% geftiegen: 
Einige von ihnen, wie Rindfleiſch und Schweinefleiſch beiſpielsweiſe, 
find um 53 reſp. 64% geftiegen. 

Da die Steigerung der Lebensmittel derjenigen der Lohnhöhe 
ſchon in Friedenszeiten nahe auf dem Fuße folgte, wäre es wohl 
angebracht, bei der gegenwärtigen Kriegsteuerung ſämtliche Löhne 
einer Reviſion zu unterziehen und ſie einigermaßen mit der Steige⸗ 
rung wenigſtens der notwendigſten Lebensmittel, wie Kartoffeln, Mehl, 
Eier, Butter und Rindfleiſch, in Einklang zu bringen. 


Il. Die luxemburgiſche Eiſeninduſtrie 


Wegen der großen räumlichen Entfernung der beiden wichtigſten 
Rohſtoffe der Eiſeninduſtrie, der Eiſenerze und der Kohle, hatte man 
es für vorteilhaft gehalten, die Eiſenhüttenwerke größtenteils direkt 
auf die Erzfelder zu bauen. Somit hatte man nur mehr die Fracht⸗ 
koſten für die Herbeiſchaffung des Koks aus Belgien und aus dem 
Ruhrgebiet zu beſtreiten, während man die Erze mit den geringſt⸗ 
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möglichen Transportkoſten aus den Gruben direkt zur Hochofengicht 
befördern konnte. Nach dieſem wirtſchaftlichen Prinzip möglichſter 
Frachterſparnis wurden in Luxemburg in den ſiebziger, achtziger und 
neunziger Jahren des vorigen Jahrhunderts, in der Zeit, wo infolge 
der Fortſchritte der Technik, der Vervollkommnung der chemiſchen 
Verfahren und vorzüglich durch das Eindringen des Großkapitalis⸗ 
mus in Form von Aktiengeſellſchaften die moderne großzügige In⸗ 
duſtrie ſich herausgebildet hatte, eine ganze Reihe von Hüttenwerken 
gebaut. Sie waren ſämtlich als reine Hochofenwerke geplant und 
ausgeführt worden, aber infolge der ſeit ungefähr 1900 einſetzenden 
und ſtändig zunehmenden Konzentration in der Eiſeninduſtrie ſind 
ſie heute alle zu großen Gemiſchtbetrieben herangewachſen, die in den 
letzten Jahren ihre Intereſſenkreiſe immer weiter ausgedehnt und 
Unternehmungen von gewaltiger Ausdehnung geſchaffen haben. Die 
folgende Zuſammenſtellung gibt uns eine klare Überſicht über die 
Ausdehnung und Bedeutung der heutigen luxemburgiſchen Eiſen⸗ 
induſtrie. 


Natur der Betriebe 
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Außer dieſen großen Hüttenwerken, die alle, mit Ausnahme der 
beiden letzteren, im Kanton Eſch liegen, zählt das Großherzogtum 
noch eine Reihe von kleineren induſtriellen Betrieben, die das Roh⸗ 
eiſen in zweiter Schmelzung verwerten, wie Eiſen⸗ und Stahlgießereien, 
ſo namentlich in Kayl, Tetingen, Hollerich, Eich, Wecker, Kolmar⸗ 
Berg, Ettelbrück und Diekirch. 


Mechaniſche Betriebskräfte 

Die Stärke der in den vorerwähnten Großbetrieben angewandten 
mechaniſchen Betriebskräfte beläuft ſich nach den letzten Erhebungen, 
die allerdings bis zum Juli 1909 zurückgehen und ſeither durch die 
umfangreichen Neuanlagen vorzüglich der Gelſenkirchener Bergwerks⸗ 
A.⸗G. und der Vereinigten Hüttenwerke Burbach⸗Eich⸗Düdelingen um 
ein bedeutendes vermehrt ſind, auf 192 794 HP. Der größte Teil 
entfällt in dieſem Jahre auf das Differdinger Werk der Deutſch⸗ 
luxemburgiſchen Bergwerks⸗ und Hütten⸗A. G., nämlich 82 921 HP. 
Düdelingen kommt an zweiter Stelle mit 43617 HP., während 
Rodingen 26 162 HP. und die Gelſenkirchener Bergwerks⸗A. G. in 
Eſch a. A. 23517 HP. ausnutzen. Das Dommeldinger Hüttenwerk 
verwertet 8995 HP., und das früher der Firma Metz & Co. und 
jetzt den Vereinigten Hüttenwerken gehörende und kürzlich ausgebaute 
Hüttenwerk in Eſch a. A. 4626 HP. Es entfallen dann ſchließlich 
auf das Rümelinger Hochofenwerk noch 2426 HP. und auf das 
Hochofenwerk der Gebrüder Charles und Jules Collart in Steinfort, 
das auch heute um einen Hochofen vergrößert ijt, 530 HP. Inwie⸗ 
fern dieſe mechaniſchen Betriebskräfte in den einzelnen Hüttenwerken 
durch Dampf, Gas, Elektrizität oder Waſſer erzeugt werden, zeigt 
eine kurzer Blick auf die Tabelle S. 246. 

Der größte Krafterzeuger in der luxemburgiſchen Eiſeninduſtrie 
it mithin im Jahre 1909 noch die Dampfkraft mit 103217 HP., 
der als nächſte die Gaskraft mit 51095 HP. folgt. An dritter 
Stelle kommt erſt die elektriſche Kraft, und verſchwindend iſt heute 
die Ausnutzung der Waſſerkraft, die in früheren Zeiten eine ſo große, 
beherrſchende Rolle in der luxemburgiſchen Eiſeninduſtrie geſpielt hat. 

Die Gaskraft wird heute dank der raſchen Entwicklung der 
Technik aus dem Hochofenbetrieb ſelbſt geſchöpft. Denn während 
man früher die Hochofengaſe (Gichtgaſe) in einer mächtigen Flamme 
ungenügt hatte verbrennen laſſen, leitet man fie jetzt unverbrannt zur 
Hüttenſohle herab und benutzt ſie einesteils dazu, vermittels be⸗ 
ſonderer Gebläſemaſchinen den Hochöfen den nötigen Wind zuzuführen, 
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der außerdem durch ſie vorgewärmt wird. Die großartigſte Verwen⸗ 
dung aber finden andernteils die Hochofengaſe in den Gasmaſchinen, 
die in den letzten Jahren immer mehr vervollkommnet wurden. Die 
Erſparnis gegenüber der Dampfkraft beziffert Lürmann theoretiſch 
auf 5,91 Mk., praktiſch abzüglich Amortiſation uud Verzinſung auf 
3 Mk. Voll ausgenützt kann dieſe Kraft nur bei Betriebskombination 
werden, ſo wie wir ſie heute faſt ausnahmslos in Luxemburg vor⸗ 
finden. Man ſchätzt nach einem Bericht der Grubenverwaltung die 
für die Gasmotoren verfügbare Kraft auf 2500 ebm je Tonne Roh⸗ 
eiſen, die nach Abzug der Gaskraft für Gebläſemaſchinen, Pumpen, 
Aufzüge und dergleichen noch 23 HP. je Tonne Roheiſen und je 
Tag ausmachen. Im Jahre 1911 erzeugten die Hochöfen des Groß⸗ 
herzogtums 1729 000 t Roheiſen, was je 24 Stunden ungefähr 
4800 t ausmachte; die entſprechende Gaskraft betrug demnach 
4800 x 23 = 110400 HP. Die Roheiſenproduktion des Jahres 
1913 betrug 2 548 000 t, was pro Tag 7070 t und entſprechend 
an Gaskraft 162 610 HP. ausmachte. In den Hüttenwerken wird 
allerdings in den Gasmotoren nur ein Teil dieſer erheblichen Kraft⸗ 
menge verbraucht, doch werden mit der ſtetem Vervollkommnung der 
Technik auch immer weitere Ausnutzungsmöglichkeiten dieſer reichen 
Kraftquelle geſchaffen werden. | 


Die Steuern der Hüttenwerke 


Abgeſehen von den gewaltigen Summen, die dem Staat durch 
die Verleihung der Erzfelder zufließen und auf deren Wert und Be⸗ 
deutung wir ſchon hingewieſen haben, ſoll die Tabelle auf S. 248 
uns einen Überblick gewähren über die Einnahmequelle, die die 
luxemburgiſche Eiſeninduſtrie als Steuerzahler dem Staat und den 
Gemeinden bietet. 

Der größte Steuerzahler der luxemburgiſchen Eiſeninduſtrie ſind 
die Vereinigten Hüttenwerke Burbach⸗Eich⸗Düdelingen, die im Jahre 
1914 von ihren luxemburgiſchen Werken Düdelingen, Eſch und Eich 
an Staatsſteuern 497 942 Fr. und an Gemeindeſteuern 540 550 Fr., 
zuſammen alſo 1 038 492 Fr. zahlten. Es iſt dies die bedeutendſte 
luxemburgiſche Hüttengeſellſchaft, die auch den reinſten nationalen 
Typus in jeder Hinſicht darſtellt. An zweiter Stelle kommt die 
Deutſch⸗luxemburgiſche Bergwerks⸗ und Hütten⸗A.⸗G., die an Staats- 
ſteuern 312167 Fr. und an Gemeindeſteuern 285 646 Fr. zahlt, alfo 
zuſammen 597813 Fr. Die Gelſenkirchener Bergwerks⸗A.⸗G. in 
Eſch a. A. zahlt an Staats- und Gemeindeftenern 435 848 Fr.; 
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Rümelingen, das in Intereſſengemeinſchaft mit der Deutſch⸗luxem⸗ 
burgiſchen ſteht, 202 151 Fr.; Rodingen, das eine Abteilung von 
Ougrée⸗Marihaye darſtellt, 154 229 Fr., und ſchließlich Steinfort, 
das in den letzten Jahren mit den Felten⸗Guillaume Werken reſp. 
mit der A. E. G. fufioniert hat und erſt ſeines Ausbaues harrt, 
3920 Fr. Insgeſamt floſſen dem Lande alſo aus der Einkommen⸗ 
ſteuer ſeiner Hüttenwerke rund 2½ Mill. Fr. zu, eine Summe, die 
den ganzen Steuerertrag aus der Landwirtſchaft um ein mehrfaches 
überfteigt. 

Nebenbei fei nur kurz bemerkt, daß die in den luxemburgiſchen 
Werken inveſtierten Kapitalien, die der Ergänzungsſteuer unterworfen 
find, ungefähr 85 Mill. Fr. ausmachen. 


Die Robeifen- und Stahlerzeugung 


Was die Hochöfen angeht, von denen in der Hochkonjunktur 1907 
in Luxemburg 32 von 33 in Betrieb waren, fo ſtellten die 1 480 000 t 
Roheiſen, die fie lieferten, 11,6% der Erzeugung des deutſchen Zoll⸗ 
gebietes dar. Lothringen mit 2510000 t vertritt 19,3 %% und beide 
zuſammen 30,9%; indes zeigt fic) der ſchärfere Wettbewerb von 
Rheinland und Weſtfalen darin, daß dieſer Anteil Lothringen⸗Luxem⸗ 
burgs, der 1904 bereits 32,3% ausmachte, 1906 mit 31,1% ſchon 
um 1,2% heruntergedrückt war, 1907 noch weiter finft und 1908 
ſogar nur mehr 29,4% beträgt. Die Roheiſenerzeugung des ge⸗ 
ſamten Zollvereins im Jahre 1907: 12 900 000 t, hat ſich ſeit 1890 
um 177%, diejenige Lothringens und Luxemburgs um 233 %, die⸗ 
jenige Luxemburgs allein um 165% vermehrt. Die Stellung Luxem⸗ 
burgs im Weltverkehr für Roheiſen geht aus der folgenden Zahlen⸗ 
aufſtellung der Jahre 1906—1908 hervor. Zu der Geſamtmenge 
der Roheiſenerzeugung der Welt haben die 


1906 1907 1908 
Mill. Tonnen Mill. Tonnen Mill. Tonnen 
Vereinigten Staaten. 25,50 26,194 26,191 
Deutſchland .. 11,02 18,046 11,814 
England 10,45 10,083 9,488 
Frankreich 3,28 3,589 3,391 
Luxemburg 1,46 1,480 1,300 
Belgien 1,34 1,427 1,206 
Kanada 0,63 0,590 0,570 
Die übrigen Länder 5,84 4,960 4,452 


geliefert. Luxemburg ſteht mithin an fünfter Stelle und zwar direkt 
nach den Großſtaaten, die allein ſchon durch ihre Flächena usdehnung 
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einen gewaltigen Vorteil vor dem kleinen Luxemburg voraushaben. 
Die luxemburgiſche Eiſeninduſtrie hat ſich trotz der Beſchränktheit der 
Verhältniſſe eine achtunggebietende Stellung im Weltverkehr errungen, 
und es wäre im volkswirtſchaftlichen und nationalen Intereſſe zu 
wünſchen, daß dieſe glückliche Entwicklung durch einſichtige Wirtſchafts⸗ 
politik erhalten und gefördert würde. — Seit 1907 hat ſich die 
Hütteninduſtrie im Großherzogtum noch um einen anſehnlichen Teil 
weiter ausgedehnt und die Roheiſen⸗ und Stahlerzeugung noch um 
ein bedeutendes vermehrt. Die Zahl der Hochöfen vermehrte ſich 
von 33 auf 47, die Erzeugung des Roheiſens von 1 485 000 t auf 
2 548 000 t im Jahre 1913 und behielt ſogar im Kriegsjahre 1914 
noch die erſtaunliche Höhe von 1827000 t. Die ſchärfſte Entwick⸗ 
lung hat natürlich die Thomasroheiſen⸗Produktion genommen, die bei⸗ 
ſpielsweiſe von 300 000 t im Jahre 1890 auf 1 147 000 im Jahre 
1907 ſtieg und ſogar 1914 noch 1715000 t im Werte von 
106 630 000 Fr. ausmachte. Die Puddelroheiſen⸗Erzeugung hingegen 
bewegte ſich raſch abwärts. Während fie 1890 noch 191 056 t be 
trug, ſank ſie bis zum Jahre 1907 auf 107065 t herab, erreichte 
1908 nur 50 000 t und 1914 ſogar nur mehr 11000 t im Werte 
von 671000 Fr. Es verlautet ſogar, daß bei Erledigung der ab⸗ 
geſchloſſenen Kaufaufträge die Werke Rümelingen und St. Ingbert 
die Produktion von Schweißeiſen ganz einſtellen werden, da die Her⸗ 
ſtellungskoſten einen befriedigenden Gewinn nicht mehr ermöglichen. 
Damit verſchwindet in Luxemburg der letzte Puddeleiſenproduzent. — 
Das Gießereiroheiſen hingegen ſtieg von 67790 t im Jahre 1890 
auf 101434 t im Jahre 1907 und erreichte 1914 noch 101 163 t, 
im Werte von 6 193 465 Fr. Der Preis des Roheiſens betrug 1907: 
69,80 Fr. die Tonne, eine Höhe, die nur in den Niedergangsjahren 
1900 und 1901 übertroffen wurde, wo die Tonne 76,46 Fr. und 
72,32 Fr. koſtete. Im allgemeinen ſchwankt der Preis um 60 Fr. 
Auch die Erzeugung der Stahlwerke nahm einen gewaltigen Aufſchwung. 
Sie begann 1886 mit 20 500 t, erreichte 1900 ſchon 185 000 t, 
1907 444 000 t und 1913 ſogar 1 182 000 t, während fie 1914 ſich 
noch auf 954000 t behauptete. Den bedeutendſten Poſten nehmen 
dabei die Fertigfabrikate ein, die ſich im Jahre 1914 auf 563 052 t 
oder 59% der geſamten Stahlerzeugung des Landes bezifferten. 
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Geſamtüberſicht der Noheiſen⸗ und Stahlerzeugung ſowie der 
Produktion der Gießereien von 1892 — 1914 


| Brobutti 
Zahl Pro en tion 
Hochöfen 


Tonnen 


Produktion | Produktion 
de d 


der 
Hochöfen 


r er 
Stahlwerke Gießereien 
Tonnen | Tonnen 


1892 22 586 515 108 310 6 281 
1893 23 558 289 129 123 7 764 
1894 23 679 816 131 220 8 328 
1895 23 694 812 134 812 8 747 
1896 25 898 898 136 955 9 307 
1897 27 870 373 143 692 9 874 
1898 28 954 867 170 158 9 358 
1899 28 982 929 166 206 11 154 
1900 28 970 885 184 714 11 293 
1901 28 916 403 257 055 9 981 
1902 27 1 080 305 314 930 9 658 
1908 27 1217 830 371 979 11119 
1904 28 1 198 002 366 302 13 437 
1905 30—34 1368 252 897 942 18 628 
1906 88 1460 105 485 285 16 877 
1907 33 1 485 272 444 268 18 054 
1908 31 1 299 918 460 576 16 382 
1909 33—34 1552 590 585 202 15 442 
1910 34 1 682 519 598 310 17 217 
1911 38 1 728 973 716 194 16 002 
1912 43 2 252 229 947 184 20 898 
1913 45 2547861 | 1182227 26 518 
1914 47 1 827 270 886 22 954 
Produktionskoſten 


Dieſe gedeihliche Entwicklung der luxemburgiſchen Eiſeninduſtrie 
war wohl in erſter Linie den verhältnismäßig günſtigen Produktions⸗ 
koſten zu verdanken, die ſie vorzüglich ihrer vorteilhaften Lage auf 
den Erzen ſelbſt und infolge der relativ billigen Arbeitslöhne hatte. 
So betrugen beiſpielsweiſe nach privaten Aufzeichnungen die Selbſt⸗ 
koſten eines luxemburgiſchen Hochofenwerkes vom Juli 1896 bis zum 


Juli 1897: 
Produktion Selbſtkoſten pro Tonne 


Juli 1898. 17940 t 38,55 Mk. 
Auguſt 186 . . 17900 t 33,57 
September 1896 . . 17 558t 88,55 
Oktober 1898 21 055 t 35,58 
November 1896 21055 t 35,53 = 
Dezember 1896 20 185 t 3551 « 
drum 1 22 125 t 36,01 
ruar 1897 22 090 t 37,66 
ärz 1897 19 021 t 88,50 
1897 21 780 t 38,418 
Mai 1897 20 780 t 39,29 
Juni 1897 21 045 t 89,32 

240381 t Durchſchn. 36,88 Mk. 
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Wir haben bereits aus den vorigen Ausführungen erſehen, daß 
der Poſten für Erze in dieſer Selbſtkoſtenberechnung nur eine ver⸗ 
hältnismäßig geringe Rolle ſpielt. Der Nachteil für die luxemburgiſche 
Eiſeninduſtrie liegt in dem teueren Bezuge ſeines Koks. Der Koks 
bildet natürlich wegen ſeiner weiten Fracht, die von Gelſenkirchen 
ab allein durchſchnittlich 8 Mk. beträgt und wegen der zuweilen 
rückſichtsloſen Preispolitik des Kohlenſyndikats das teuerſte Element 
im ganzen Selbſtkoſtenbetrag der luxemburgiſchen Eiſeninduſtrie. 

Die Richtpreiſe des rheiniſch⸗weſtfäliſchen Kohlenſyndikats für 
Koks betrugen für das Geſchäftsjahr 1913/14 16,50 — 18,50 Mt. 
und für 1914/15 15—17 Mk. und ſind heute weſentlich höher als 
die Notierungen, die noch in den neunziger Jahren gang und gäbe 
waren. So berechnet ſich beiſpielsweiſe der Durchſchnittspreis für 
die Jahre 1893—1895 anf 11 Mk. je Tonne, und der höchſte Durch⸗ 
ſchnittspreis, der im Jahre 1899 zu verzeichnen war, betrug 14,50 Mt. 
je Tonne. Auch im erſten Jahrzehnt des neuen Jahrhunderts waren 
die Preiſe im Durchſchnitt niedriger als heute, wenn ſie auch in 
Kriſenjahren daran heranreichten wie 1907/08, oder ſogar darüber 
hinausgingen wie 1901: 22 Mk. 

Für Luxemburg kommt dann zu dem jeweiligen Richtpreiſe des 
Syndikats noch die vorerwähnte Fracht hinzu. 

Da der Poſten für die Beſchaffung des Koks der teuerſte in 
der ganzen Selbſtkoſtenaufſtellung iſt und den weſentlichſten Faktor 
der Roheiſenverteuerung in Luxemburg und Lothringen bildet, ſo iſt 
es wohl ſehr begreiflich, daß die dortigen Hüttenwerke ſich mit aller 
Mühe daran geſetzt haben, in dieſem Punkte eine Beſſerung zu ſchaffen. 
Außer der Frachtenfrage, auf die wir ebenfalls noch eingehen werden, 
gingen einzelne der luxemburgiſch⸗lothringiſchen Werke ſchon mit dem 
Gedanken um, ſelbſt ihren Koks herzuſtellen und zu dieſem Zwecke 
im Anſchluß an ihre Hochöfen Koksöfen zu errichten. Bisher if 
Koks im luxemburgiſch⸗lothringiſchen Revier nicht hergeſtellt worden, 
und wenn man heute noch nicht dazu übergegangen iſt, ſo iſt vor 
allem der Krieg daran ſchuld, und die Frage wird aller Wahrſchein⸗ 
lichkeit nach dem Kriege wieder aufgerollt werden. De Wendel hatte 
ſich bereits 1913 entſchloſſen, in Groß⸗Moyeuvre einen Verſuch zu 
machen. Der Bezug der Kokskohle ſollte von den holländiſchen 
Gruben der Geſellſchaft erfolgen, da ſich von Hamm die Fracht für 
die Kohle etwas zu teuer ſtellen würde. Auch Burbach⸗Eich⸗Düde⸗ 
lingen iſt unter gewiſſen Vorausſetzungen nicht abgeneigt, dem Ge⸗ 
danken näherzutreten und in Eſch eine Koksofenanlage zu ſchaffen. 
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Die Preispolitik des Kohlenſyndikats, von der die luxemburgiſchen 
und lothringiſchen Hochöfen ja am ſtärkſten getroffen werden, läßt es 
den Hütten angezeigt erſcheinen, ſich möglichſt unabhängig vom Koks⸗ 
ſyndikat zu machen. Soweit ſie die Kokskohle von Eſchweiler (wie 
Burbach⸗Eich⸗Düdelingen) oder Holland (wie de Wendel) beziehen 
können, wird ſich die Kokserzeugung auch entſchieden vorteilhafter 
für die Werke ſtellen als der Koksbezug, da die Fracht von dort nur 
5,25 Mk. beträgt gegenüber 8 Mk. aus Rheinland⸗Weſtfalen. Außer⸗ 
dem find die Vorteile, die durch Gewinnung der Abgaſe und der 
Nebenprodukte entſtehen, von nicht zu unterſchätzender Bedeutung für 
die betreffenden Werke. 

Bereits vor ca. 10 Jahren war man der Kohlenfrage im Luxem⸗ 
burgiſchen näher getreten und hatte den Straßburger Landesgeologen 
Dr. van Werveke gebeten, ein Gutachten über die Frage auszuarbeiten, 
ob die Steinkohlenformation des Saarbeckens nicht im Luxemburgiſchen 
eine Fortſetzung haben könne. Die Schlußfolgerung dieſes Gutachtens 
lautete folgendermaßen: 

„SW—NO⸗Richtung hat vor Ablagerung der Steinkohlen⸗ 
formation den Gebirgsbau und die vorhandenen Oberflächenformen 
beherrſcht, und dieſelbe Richtung iſt bei den jüngeren Gebirgs⸗ 
ſtö'rungen maßgebend geblieben. Vom tiefſten Teil des Saarkohlen⸗ 
beckens ſehen wir die Schichten ſenkrecht auf deſſen Längserſtreckung 
immer weiter gegen NW wie gegen SO übergreifen, und in den 
jüngften Küftenbildungen am Rande des Oeslings (der nördliche Teil 
Luxemburgs) finden wir die SW⸗NO⸗Richtung wieder. Die nächſt⸗ 
liegende Annahme iſt deshalb, daß die Küſtenlinien auch in der 
zwiſchenliegenden Formation ſtets im großen und ganzen dieſelbe 
Richtung innegehalten haben. Da nun die flözreichen Abteilungen 
der Steinkohlenformation bereits bei Düppenweiler und wahrſchein⸗ 
lich auch bei Brettnach ausgekeilt ſind, ſo führt dieſe Annahme zu 
dem Schluß, daß keine Ausſicht vorhanden iſt, im Luxemburger Gut⸗ 
land (die ſüdliche Hälfte Luxemburgs) unter den Schichten der Trias 
und des Jura Steinkohlen durch Bohrungen aufzuſchließen.“ 

„Unter keiner Bedingung kann man auch daran denken, Stein⸗ 
kohlen unter dem Devon des Oeslings zu finden.“ 

„Im ganzen Luxemburger Lande erſcheint demnach das Vorkommen 
der Steinkohlenformation in der Tiefe ausgeſchloſſen, und Verſuche 
zur Aufſchließung ſcheinen dusſichtslos zu ſein.“ 

Unter dieſen Umſtänden blieb den luxemburgiſchen Hüttenwerken 
alſo weiter nichts übrig als, wie oben angedeutet, die Frage der 
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Angliederung von Koksöfen zu ſtudieren und auf eine Verbefferung 
der Frachten hinzuarbeiten. Ein dritter wichtiger Faktor in der 
Selbſtkoſtenberechnung iſt die Lohnhöhe, deren Ermittlung pro Tonne 
Roheiſen für den Außenſtehenden fo ziemlich ein Ding der Unmoͤg⸗ 
lichkeit iſt. Nach Feſtſtellungen, die mir von unterrichteter privater 
Seite gütigſt zur Verfügung geſtellt wurden, betrug dieſelbe beiſpiels⸗ 
weiſe für Rodingen im Juli 1901: 2,71 Mk. und im Oktober des⸗ 
ſelben Jahres 2,55 Mk.; für den Aachener H.⸗A.⸗V. in Eſch⸗Alz im 
Jahre 1896/97: 2,83 M. In dem Hüttenwerk Le Gallais Metz & Co. 
in Dommeldingen betrugen in den neunziger Jahren die Ausgaben 
für Arbeitsleiſtungen 2,60 Mk. pro Tonne Roheiſen und in dem 
Hochofenwerk derſelben Geſellſchaft in Eſch a. Alz 2,25 Mk. Das 
Gros der Selbſtkoſten macht mithin die Koksbeſchaffung aus. Um 
ein Bild der geſamten Selbſtkoſtenzuſammenſtellung pro Tonne Rob: 
eiſen zu geben und das Verhältnis der einzelnen Ausgabepoſten 
untereinander feſtzuſtellen, will ich noch eine Zuſammenſtellung der 
Selbſtkoſten des erſt erwähnten Werkes vom Jahre 1896— 1897 geben. 
Danach betrugen die Geſtehungskoſten für eine Tonne Roheiſen: 


Wi ðͤ Ge At. ĩ He 23,36 Mk. 
Minette RSs Le 8,7 s 
Löhne „ tes eR Se tas Me ae Be et a, Se 2,88 s 
Koſten des maſchinellen Betriebes 0,46 > 
un und Reparaturen 0,492 
Gehälter und Bureaubedar . . . „755 
Amortiſation und Verſchiedenes 0,32 « 
36,937 Mk. 


Die Selbſtkoſten eines zweiten luxemburgiſchen Werkes im Bee 
triebsjahre 1894—1895 betrugen je Tonne Roheiſen: 


Minen 7,20 Fr. 
Mangan erz 3, . 
Ziomastälade, Walzwerkſchlacke. 0,17 
1112 Koks a 22 cꝙrT/＋r/hhzſ. 24,46 
1 19 0 Ste BO, De Brass s 


‚86 
Amortifation und große Reparaturen . 0,75 « 
41,30 Fr. oder 33,04 Mk. 


Desgleichen betrugen die Selbſtkoſten eines dritten luxemburgiſchen 
Werkes im Oktober 1901: 


(/ ³⁰·—m»AAAA ((( ee ve 30,38 Mk 
Minette 10,84 
/ A Bee de 2,55 
Koſten des maſchinellen Betriebes 0,384 
Unterhaltung und Reparaturen. 0,35 = 
Gehälter und Bureau bedarf 0,842 - 


Amortiſation und Verſchiedenes . 1,14 


1341] Die wirtſchaftl. Bedeutung der luxemburg. Erz- u. Eiſeninduſtrie 255 


Neuere Beiſpiele von Selbſtkoſten luxemburgiſcher Hochofenwerke 
aus dem Jahre 1910 ergeben die folgenden Ziffern: 


I. II. III. | IV. | V. 
| 
RRE 17,324 Fr. 17,196 Fr. 22,687 Fr. 23,515 Fr. | 17,344 Fr. 
fo (: 31,830 33,565 31,669 « 31,889 | 34,362 - 
Beimengungen 0,539 0,512 | 0,502 » | 0,472 » 0,475 
Löhne . | 3,953 4,141 = | 4,050 » | 3,882 - | 3,828 : 
Generalunkoſten . | 2,173 « | 3,844 - | 3,266 » | 2,895 » | 2,875 « 


55,819 Fr. 58,758 Fr. 61,674 Fr. 62,653 Fr. | 58,884 Fr. 
abzüglich des Ertrages 


für Gas 0,758 « | 0,910 » | 0,890 =» | 1,006 » | 0,992 - 


55,061 Fr. | 57,848 Fr. | 60,784 Fr. | 61,647 Fr. | 57,892 Fr. 
44,05 ME. 46,28 Mt. 48,63 Mk. 49,32 Mk. 46,32 Me. 


Ich könnte die Reihe der neueren Selbſtkoſten noch um ein 
weiteres Stück ausdehnen, doch glaube ich, daß die angeführten Bei⸗ 
ſpiele genügen, um einerſeits die Höhe der einzelnen Selbſtkoſten 
untereinander zu vergleichen, wie auch um anderſeits feſtzuſtellen, wie 
ſich die Selbſtkoſten im Luxemburger Gebiet ſeit den neunziger Jahren 
verteuert haben. Gerade dieſer letztere Punkt iſt von ganz gewaltiger 
Bedeutung für die Zukunft der luxemburgiſchen und mit ihr der 
ganzen ſuͤdweſtdeutſchen Eiſeninduſtrie, die unter ähnlichen Verhält⸗ 
niſſen produziert. Der verſtorbene Syndikus der Saarbrücker Handels⸗ 
kammer Dr. Tille faßt in einer Reihe von Schriften die Urſachen 
dieſer Selbſtkoſtenverteuerung in folgenden Momenten zuſammen: 

1. Der Rückgang des Minetteausbringens; 

2. die Steigerung der Minetteförderkoſten; 

3. die Steigerung der Minettepreiſe; 

4. die Steigerung der Minettefrachten, inſofern die den Hütten 
am nächſten liegenden Ablagerungen abgebaut ſind und die 
Erze von entfernteren Abbauen zugeführt werden müſſen; 

5. die Verteuerung des Ruhrkoks für den Südweſten; 

6. die Verteuerung des Saarkoks. 

Der Abgeordnete Dr. Röchling meinte im Preußiſchen Landtag, 
man werde nicht ſehr weit fehlgreifen, wenn man die Geſamtheit 
dieſer Verteuerung auf 60 Mill. Mark im Jahre veranſchlage. 

Man kann ſich nicht verhehlen, daß immerhin alle dieſe Momente 
in mehr oder minder ſtarkem Maße an der Verteuerung des luxem⸗ 
burgiſchen Roheiſens mitgewirkt haben. Man könnte nun aber die 
Frage aufwerfen, wieſo eine ganze Reihe von rheiniſch⸗weſtfäliſchen 
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Hüttenwerken dazu kommen, bei der ſteigenden Verteuerung der Selbft: 
koſten im Südweſten neue Hüttenwerke dort aufzurichten und geradezu 
eine Abwanderung der Hüttenwerke vom Nordweſten nach dem Süd⸗ 
weſten zu bewirken. Verſchiedene Volkswirte, u. a. Profeſſor Schu⸗ 
macher, wollen aus dieſem Umſtand die günſtigeren Produktions⸗ 
bedingungen des Südweſtens gegenüber dem Nordweſten herleiten und 
benutzen dieſe Beweisführung, um gegen das Moſelkanalprojekt, das 
dem Südweſten eine Verbilligung ſeiner Selbſtkoſten durch billigere 
Frachten bringen ſoll, zu polemiſieren. Das iſt meiner Überzeugung 
nach die richtige Urſache der Abwanderung der neuen Werke aus 
dem Nordweſten nicht. Das Minettebecken hat, wie wir ſchon ein⸗ 
gangs nachgewieſen haben, in den drei Ländern Luxemburg, Deutſch⸗ 
Lothringen und Frankreich noch einen ganz gewaltigen Erzreichtum, 
der ſich den Bedürfniſſen der Eiſeninduſtrie noch auf lange Jahre 
hinaus anzupaſſen vermag. Auf dieſer Grundlage fußt die luxem⸗ 
burgiſch⸗ lothringiſche Induſtrie. Die rheiniſch⸗weſtfäliſche hingegen 
iſt auf die Zufuhr von ausländiſchen Erzen angewieſen. Und wenn 
es nun auch gelingt, die beſtehende Eiſeninduſtrie in Rheinland⸗ 
Weſtfalen in der gleichen Weiſe wie früher mit ſchwediſchen und 
ſonſtigen Erzen zu verſorgen, ſo kann doch für den Zuwachs der 
deutſchen Induſtrie vernünftigerweiſe nicht darauf gerechnet werden. 
Darauf iſt es zurückzuführen, daß die bedeutendſten Unternehmer 
des Nordweſtens (Kirdorf, Thyſſen) die Vergrößerungen ihrer Betriebe 
nicht im Ruhrrevier, ſondern im Minetterevier (Eſch, Hagendingen) 
vorgenommen haben und vorausſichtlich weiterhin vornehmen werden, 
wie die Gute⸗Hoffnungs⸗Hütte, Phönix u. a. Soweit man auf ſchwediſche 
Erze rechnen kann und Qualitätserzeugniſſe hervorzubringen beabſich⸗ 
tigt, bleiben die niederrheiniſch⸗weſtfäliſchen Werke natürlich im geo⸗ 
graphiſch viel günſtiger gelegenen Nordweſten mit ſeinen beſſeren 
Arbeitskräften und beſſeren Frachtverhältniſſen; ſoweit man aber auf 
ſchwediſche Erze verzichten muß und vorzugsweiſe Maſſenerzeugniſſe 
herzuſtellen trachtet, zieht man in das größte Produktionsgebiet des⸗ 
jenigen Rohſtoffes, von dem die Eiſeninduſtrie die größten Mengen 
verarbeitet. Man bleibt alſo dann nicht auf der Kohlengrundlage, 
ſondern ſucht die Erzgrundlage auf. Die Abwanderung nach dem 
Südweſten iſt demnach für mich nicht ein Zeichen dafür, daß die 
günſtigen Bedingungen für die Ruhrinduſtrie ſich im ganzen gegen⸗ 
über der ſüdweſtlichen verändert oder verſchlechtert hätten, ſondern 
nur dafür, daß ſie nicht in gleichem Maße wie bisher erweiterungs⸗ 
fähig ſind. Die Gründe, die Kirdorf, Thyſſen, die Gute⸗Hoffnungs⸗ 
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Hütte uſw. zu ihren großen Neuanlagen in Eſch, Hagendingen, Mon⸗ 
hofen uſw. beſtimmt haben, find nicht typiſch für die nordweſtliche 
Eiſeninduſtrie überhaupt, ſie ſind aber vor allem eine Folge der Ver⸗ 
änderung in ausländiſchem Erzbezug und drücken deutlich aus, daß 
in Zukunft die deutſche Eiſeninduſtrie ihre Vergrößerungen auf den 
Minettebezug ſtützen muß, der von weit größerer Nachhaltigkeit iſt 
als der Nordſchwedens und zugleich auch unabhängiger vom Aus⸗ 
lande macht. 


Die Abſatzgebiete 


Es iſt klar, daß die luxemburgiſche Roheiſenproduktion, die wir 
oben kennen gelernt haben, den Inlandsbedarf bei weitem überſteigt. 
Der größte Teil derſelben fließt nach dem Zollvereinsinland ab und 
zwar vorzüglich nach Rheinland - Weſtfalen, das einen der ſtärkſten 
Verbraucher der lothringiſch⸗luxemburgiſchen Roheiſenerzeugung dar⸗ 
ſtellt. Ferner verſorgen fic) auch die Saarwerke mit Minette und 
Roheiſen luxemburgiſch⸗lothringiſcher Provenienz. Dieſe beiden Ge⸗ 
biete bilden die Hauptabnehmer. Es kommt dann im Zollverein in 
Betracht Süddeutſchland, vor allem Heſſen⸗Naſſau und das König⸗ 
reich Sachſen. Seit der Fuſionsära, wo die reinen Werke im Luxem⸗ 
burgiſchen zu gemiſchten Werken ausgeſtaltet wurden, die ihr Roh⸗ 
eiſen zum größten Teil ſelbſt weiterverarbeiten, hat ſich allerdings 
ein bedeutender Umſchwung auch in den Abſatzverhältniſſen vollzogen. 
Die führende Rolle der lothringiſch⸗luxemburgiſchen Eiſeninduſtrie 
auf dem Thomasroheiſenmarkt Deutſchlands gehört der Vergangen⸗ 
heit an. Auch der Verbrauch von Puddelroheiſen geht, wie wir oben 
bemerkt haben, immer mehr zurück und wird in Luxemburg voll⸗ 
ſtändig eingeſtellt. Während früher die Puddelwerke in Rheinland⸗ 
Weſtfalen Luxemburger Puddelroheiſen nehmen mußten, einmal als 
Zuſatz zwecks Beſchleunigung der Chargen in den Ofen, dann auch, 
um durch den geringeren Preis das Fabrikat zu verbilligen, hat 
heute das Thomaseiſen das Schweißeiſen beinahe ganz verdrängt. 
Bei weiterem Ausbau der Darſtellung von weichem, leicht ſchweiß⸗ 
barem Material in kontinuierlich gehenden Herdöfen verſchwindet das 
einſtmals ſo geſchätzte Schweißeiſen vollſtändig, um durch das billigere 
und ebenſo gute Herdofenerzeugnis erſetzt zu werden. Schon im Jahre 
1896 wird in der Denkſchrift des Vereins zur Wahrung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Intereſſen der Eiſen⸗ und Stahlinduſtrie von Elſaß⸗Loth⸗ 
ringen und Luxemburg auf die drohende Verſchiebung von Puddel⸗ 


und Thomasroheiſen mit folgenden Worten aufmerkſam gemacht: 
Scmollert Jahrbuch XL 3. 17 
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„Nachdem die rheiniſch⸗weſtfäliſchen Hütten, geftügt auf die ſchwedi⸗ 
ſchen Erze, den billigen Bezug von Manganerzen von Dill und Lahn, 
und durch die Gunſt des ermäßigten Minettetarifs vom 1. Mai 1893 
(1,50 Mk. je Tonne Minette) dazu haben übergehen können, felbft 
Puddel⸗ und Thomasroheiſen lothringiſch⸗luxemburgiſcher Qualität 
in größeren Mengen herzuſtellen, haben ſie den Abſatz des im hieſigen 
Bezirk hergeſtellten Schritt für Schritt mehr eingeengt, und es kommt 
ſo, daß die hieſige Induſtrie die Zeit als nahe bevorſtehend betrachtet, 
wo ihr das geſamte Rheingebiet nördlich der Moſel als Abſatzgebiet 
verloren geht. Da ferner eine Reihe neuer Hochofenwerke in Rhein⸗ 
land⸗Weſtfalen ſowie an der Seeküſte im Entſtehen find, fo wird der 
Abſatz ſchon aus dieſem Grunde nach den innegehabten Bezirken er⸗ 
heblich zurückgehen.“ 

Alle dieſe früher ausgeſprochenen Befürchtungen ſind allmählich 
zur Tatſache geworden. Zwiſchen den Geſtehungspreiſen für Thomas⸗ 
roheiſen iſt ein immer größerer Ausgleich geſchaffen worden zwiſchen 
Rheinland⸗Weſtfalen und Lothringen⸗Luxemburg. Es konnte mithin 
nur noch die vermehrte Darſtellung von Gießereiroheiſen in Frage 
kommen, um den Ausfall gegen früher an Thomas⸗ und Puddel⸗ 
roheiſen zu decken. In ſeinem Schreiben vom Oktober 1901 an den 
luxemburgiſchen Staatsminiſter Eyſchen ſagt Kommerzienrat Spaeter 
aus Koblenz: „So wäre der Abſatz von Puddel⸗ und Thomasroh⸗ 
eiſen heute und für die Zukunft auf ein Minimum beſchränkt und 
werden die Verhältniſſe von Tag zu Tag ſchwieriger. Auch für den 
Betrieb der dritten Sorte Gießereiroheiſen beſtehen große Schwierig⸗ 
keiten im Abſatz; denn dieſe Marke ſteht und wird immer unter dem 
Druck und der Kontrolle des Middlesborough⸗Diſtriktes, d. h. Eng⸗ 
lands mit ſeinen günſtigen Produktionsbedingungen und der außer⸗ 
ordentlich bevorzugten Lage zur See, ſtehen. Auch das engliſche 
Warrant⸗Syſtem beeinflußt unſeren Markt und unſere Börſen un⸗ 
günſtig. Beſonders aber haben wir mit den ſehr billigen engliſchen 
Seefrachten zu rechnen, denn wenn zum Beiſpiel Middlesborough 
das Gießereiroheiſen zu einem Frachtſatz von 4—4 / Mk. für die 
Tonne nach Hamburg und Stettin bringen kann, ſo betragen unſere 
Bahnfrachten bis dorthin 16— 18,60 Mk. Dieſe enormen Differenzen 
laſſen ſich auch nicht ausgleichen, wem man den Verſand via Ant⸗ 
werpen erfolgen läßt. Der Weltmarkt iſt nur durch billige Lieferung 
zu erreichen und dadurch, daß man durch Moſel und Rhein Anſchluß 
ans Meer gewänne.“ 

In ſeinem Vortrag über amerikaniſche Eiſenhütten, gehalten am 
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6. Juli 1904 im Aachener Bezirksverein Deutſcher Ingenieure, ſagt 
Kirdorf: „Billige Frachten zu den nicht fernen Häfen am mexika⸗ 
niſchen Golf begünſtigen die Ausfuhr und laſſen, wenn einmal der 
Panamakanal gebaut iſt, die Gefahr nicht gering erſcheinen, daß den 
europäiſchen Märkten die aſiatiſchen, pazifiſch⸗ amerikaniſchen und 
auſtraliſchen Märkte, wenigſtens für das dortige Hauptprodukt, 
Gießereieiſen, entriſſen werden.“ 

Der deutſche Roheiſenmarkt, auf dem Luxemburg ebenſo wie 
Lothringen während 30 Jahren kraft ſeiner eigenartigen Produktions⸗ 
verhältniſſe ſowie durch ſeine Zuſammengehörigkeit zum Zollverein 
eine Hauptrolle geſpielt hatte, wurde als Abſatzgebiet für lothringiſch⸗ 
luxemburgiſches Roheiſen immer mehr geſperrt. Es drängte ſich 
naturgemäß die Frage auf, ob es denn nicht möglich ſei, unter Bei⸗ 
behaltung der Signatur Luxemburgs die in Deutſchland verlorenen 
Poſitionen auf anderen Auslandsmärkten wieder zu erobern? Hier 
hätten vorderhand nur die luxemburgiſchen Nachbarländer Frankreich 
und Belgien in Frage kommen können. In Frankreich aber find 
ſeine Chancen äußerſt gering, denn ſpeziell im letzten Jahrzehnt hat 
ſich Frankreich aus ſeinem langjährigen dolce far niente empor⸗ 
gerafft und ſein Streben allen Ernſtes darauf gerichtet, auch eine 
Rolle auf dem Eiſenmarkt zu ſpielen. Seine Eiſenausfuhr hat von 
Jahr zu Jahr ein immer ſtärkeres Übergewicht über ſeine Einfuhr 
genommen. Auch macht ſich allmählich eine Konzentration der Eiſen⸗ 
induſtrie bemerkbar, wie ſie in Deutſchland und in Luxemburg bereits 
zur vollendeten Tatſache geworden iſt. Die Tendenz liegt vor, eine 
Produktionsverſchiebung der geſamten franzöſiſchen Eiſeninduſtrie nach 
dem Minetterevier von Meurthe⸗et⸗Moſelle vorzunehmen, und ſo wird 
in kurzer Zeit das Baſſin von Longwy und Briey zu einem ge⸗ 
waltigen Zentrum der franzöfiſchen Eiſeninduſtrie. Die Verſchiebung 
wird bedeutend erleichtert durch die großartigen Minetteaufſchlüſſe 
auf dem Plateau von Briey, welche den Hochofenwerken einen aus⸗ 
gezeichneten Möller in die Hand gibt; dann helfen auch ſowohl die 
Staats⸗ wie Privatbahnen der Induſtrie in zuvorkommender Weiſe 
durch alle möglichen Transporterleichterungen ſowie Frachtermäßi⸗ 
gungen. Die ſtets in Frankreich vorherrſchende Tendenz, die ein⸗ 
heimiſche Induſtrie zu ſchüͤtzen durch Erteilung von Aufträgen, fo: 
weit es eben möglich iſt, an die inländiſchen Werke, ſowie durch hohe 
Einfuhrzölle, die Zugehörigkeit Luxemburgs zum Zollverein, der Auf⸗ 
ſchluß der großen Erzfelder von Briey ſind alles Tatſachen, welche 
unzweifelhaft beweiſen, daß Frankreich als Einfuhrland a Luxem⸗ 


260 M. Ungeheuer [1346 


burger Roheiſen kaum je in Frage kommen wird. Es lag alſo keine 
Möglichkeit vor, die auf dem deutſchen Roheiſenmarkt verloren ge 
gangenen Poſitionen durch Erweiterung der luxemburgiſchen Export⸗ 
verhältniſſe mit Frankreich wiederzugewinnen, und bleibt hierfür nur 
noch Belgien übrig. 

Im Verhältnis, wie die luxemburgiſche und lothringiſche Minette 
vom belgiſchen Erzmarkt verdrängt wurde, eroberte ſich das Roheiſen 
einen immer größeren Umfang auf dem belgiſchen Roheiſenmarkt. 
Und daß es vorteilhafter iſt, Roheiſen auszuführen als Erz, erhellt 
ſchon aus wirtſchaftlichen und ſozialen Gründen. Luxemburg lieferte 
im Jahre 1908 erſt 33 100 t Roheiſen auf den belgiſchen Markt, 
1909 bereits 120000 t und 1910 164 000 t, eine Zunahme in drei 
Jahren von etwa 400%. Deutſchland führte 1908 an Roheiſen 
nach Belgien aus 117000 t, 1909 142 000 t und 1910 308 000 t. 
Die Ausfuhr des Zollvereins ſtieg alſo von 150 500 t im Jahre 
1908 auf 472 000 t im Jahre 1910, alfo um 200%. Im Jahre 
1911 behauptete fie ſich auf 471000 t und ſtieg 1912 weiter bis 
auf 508 434 t. Dieſe Aufwärtsbewegung der Roheiſeneinfuhr des 
Zollvereins nach Belgien iſt aller Beachtung wert, und ſie iſt ſympto⸗ 
matiſch für die weitere Entwicklung. 

Im übrigen haben die Hochofenwerke des Grog: 
herzogtums, wie auch ſchon größtenteils Lothringens, 
der Verſchiebung der Lage des geſamten Eiſenwelt⸗ 
marktes Rechnung getragen und durch die Umwand⸗ 
lung zu gemiſchten Werken ſich die Weiterverarbei— 
tung bis zum feinſten Fertigfabrikat in weiteſtem 
Maße geſichert, ſo daß alſo nur mehr dieüberſchüſſigen 
Roheiſenmengen nebſt dem Gießereiroheiſen auf den 
Markt kommen. 


Die Kartelle in der Eiſeninduſtrie 


Den Vertrieb der Produkte der luxemburgiſchen Stahlinduſtrie, 
ſoweit fie zu den ſyndizierten A⸗Produkten gehören, beſorgt der 
deutſche Stahlwerksverband in Düſſeldorf. Die B⸗Produkte find 
bekanntlich frei, und es iſt Sorge der einzelnen Hüttenwerke, ſich 
dafür Abſatz auf dem Weltmarkt zu ſchaffen. Bei der Erneuerung 
des Stahlwerksverbandes im Jahre 1912 wurden die luxemburgiſchen 
Hüttenwerke folgendermaßen kontingentiert: 
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Beteiligung vom 1. Juli 1912 ab 


Hüttenwerke lee | Gifenbabn- ; | Bu: 
Halbzeug material Träger ſammen 
Tonnen | Tonnen Tonnen Tonnen 


167 865 | 383 604 


J. Gelſenkirchener Bergw.⸗A.⸗G. . | 108109 | 107630 
2. Teutich-Quremburgiiche Bergw.⸗ | 

u. Hütten⸗A.⸗G GG. 104 132 221 452 244179 559 763 
3. Bereinigte Hüttenwerke Burbach · | 

Eich⸗Düdelingen 204 834 145 468 | 233 672 | 583974 
4. Dugree-Marihaye,Abt.Rodingen| 49 500 — 65 000 114 500 


Der Vertrieb des Roheiſens geſchah bis 1908 durch das im 
Oktober 1879 mit dem Sitz in Luxemburg gegründete Lothringiſch⸗ 
Luxemburgiſche Roheiſenſyndikat. Bei Ablauf des Syndikatsvertrages 
am Schluß des Jahres 1908 aber trat eine Kriſis ein, an der die 
Erneuerungsverhandlungen ſcheiterten. Nachdem erſt das Rheiniſch⸗ 
Weſtfäliſche Roheiſenſyndikat und etwas ſpäter auch das Sieger⸗ 
länder Roheiſenſyndikat ihre Auflöſung beſchloſſen hatten, war 
auch der Fortbeſtand des Lothringiſch-Luxemburgiſchen Roheiſen⸗ 
verkaufskontors in Frage geſtellt. Man lebte zwar in dem glücklichen 
Glauben, daß die Not der Zeit die hadernden Werke wieder zu⸗ 
ſammenfinden und den Verband auf weitere drei Jahre verlängern 
werde; dieſe Auffaſſung war nach den Wahrnehmungen der letzten 
Jahre bei Syndikatsverhandlungen ſozuſagen eine Art Glaubenſatz 
geworden. Auf dem Roheiſenmarkt hatten ſich indes die Dinge in 
den letzten Jahren derart geändert, daß auf die Erneuerung der alten 
Verbände ſchlechterdings nicht mehr zu rechnen war. Sie hatten 
ihre Schuldigkeit getan, und darum konnten ſie gehen. Unter der 
Politik und dem Schutz der Roheiſenſyndikate waren die großen ge⸗ 
miſchten Werke herangewachſen und derart erſtarkt, daß ſie jener Ver⸗ 
bände nicht mehr bedurften. Und mehr als das; ſie waren ihnen 
ſogar läſtig geworden, weil ſie ihnen nicht genügende Bewegungs⸗ 
freiheit für ihren ungeheuren Apparat ließen. Die gemiſchten Werke 
waren über die allgemeinen Kartellformen hinausgewachſen und fühlten 
ſich nicht mehr wohl in einem Verbande, der auch die reinen Hoch⸗ 
ofenwerke zu berückſichtigen hatte. Das zufällige zeitliche Zuſammen⸗ 
fallen des Ablaufs des Syndikatsvertrages und der wirtſchaftlichen 
Krifis, die eine bedenkliche Stockung in Stahl⸗ und Walzwerkserzeug⸗ 
niſſen zur Folge hatte, mußte die gemiſchten Werke um ſo mehr gegen 
das Zuſtandekommen eines neuen Roheiſenſyndikats beeinfluſſen, als 
die Umſtände ſie dazu drängten, ſich auf dem Roheiſenmarkte Luft 
zu machen. 
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So waren es denn auch gerade die großen gemiſchten Werke, 
wie die Deutſch⸗Luxemburgiſche Bergwerks⸗ und Hütten⸗Aktiengeſell⸗ 
ſchaft, der Lothringer Hütten⸗Aktienverein Aumetz⸗Friede und die 
Gelſenkirchener Bergwerks⸗Aktiengeſellſchaft, die bei den Verhand⸗ 
lungen um Verlängerung des Syndikats die größten Schwierigkeiten 
erhoben. Die Weigerung der Gelſenkirchener Bergwerks⸗Aktiengeſell⸗ 
ſchaft erklärt ſich unſchwer aus dem Umſtande, daß Gelſenkirchen 
nach dem Zuſammenbruch des Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Syndikats den 
Verkauf ſeiner geſamten Roheiſenerzeugung, inſoweit es nicht in den 
eigenen Betrieben weiter verarbeitet wurde, durch ſeine eigenen Or⸗ 
ganiſationen in die Hand genommen hatte. Das galt ſowohl für 
das in Rheinland und Weſtfalen wie für das in Luxemburg her⸗ 
geſtellte Eiſen. Wollte Gelſenkirchen dem Luxemburger Syndikat bei⸗ 
treten, ſo hätte es den Vertrieb ſeines dort hergeſtellten Eiſens in 
die Hände der Händlergruppe des Syndikats legen müſſen, und ſeine 
eigene Berufsorganiſation wäre in ihrer Tätigkeit beſchränkt geweſen. 
Aus derartigen Erwägungen heraus iſt offenbar der Beitritt zum 
Luxemburger Syndikat abgelehnt worden. Schließlich hat ſich jedoch 
Gelſenkirchen bereit erklärt, mit dem Syndikat Hand in Hand zu 
gehen, d. h. ſich ebenſowohl über die Preiſe mit ihm zu verſtändigen, 
wie auch ſich einer etwaigen Kontingentierung, zeitweiſe notwendig 
werdenden Einſchränkungen uſw. unterwerfen zu wollen. Trotz dieſer 
Zuſage Gelſenkirchens ſcheiterten die Verhandlungen dennoch an dem 
Widerſtande der Deutſch⸗Luxemburgiſchen Bergwerks⸗ und Hütten⸗ 
Aktiengeſellſchaft, die für ihr Differdinger Werk ſofort einen Abſatz 
von 150 000 t garantiert haben wollte. Nach verſchiedenen Ver⸗ 
handlungen wurden von einer Kommiſſion die Hochöfen aller in Frage 
kommenden Werke eingeſchätzt und von den durch dieſe Einſchätzung 
ermittelten Roheiſenmengen bei den Stahlwerken die für den Stahl⸗ 
werksverband in Frage kommenden Mengen abgezogen. Der dann 
verbleibende Reſt der Roheiſenmengen ſollte dann als Einſchätzungs⸗ 
ziffer für das Roheiſenſyndikat gelten. Hiernach hätte das Differ⸗ 
dinger Werk eine Beteiligung von 2,76% zu erhalten gehabt; es 
war aber dem Werk von vornherein zugeſagt worden, daß ſein achter 
Ofen, der erſt im Mauerwerk in der Erde begonnen war, nach Fertig⸗ 
ſtellung ganz für das Roheiſenſyndikat rechnen ſollte, im Gegenteil 
zu eventuell neu zu erbauenden Ofen der anderen Werke, die nur 
mit einem Drittel ihrer Herſtellung in das Roheiſenſyndikat auf⸗ 
genommen werden ſollten, während die reſtlichen zwei Drittel für die 
Stahlherſtellung rechnen ſollten. Man war, um Entgegenkommen 
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zu zeigen, dazu übergegangen, Differdingen 5% der Beteiligung am 
Geſamtabſatz anzubieten. Als ein Angebot der Großhändler in Aus⸗ 
ſicht ſtand, behauptete Differdingen, nicht genügend Roheiſen vor⸗ 
verkauft zu haben, und man bot ihm an, ihm den Unterſchied zwiſchen 
5% von den Verkäufen plus den in Ausſicht ſtehenden Abſchluß 
unter Anrechnung der von Differdingen ſelbſt verkauften Mengen 
aus den Vorverkäufen der anderen Werke zuzuweiſen. Differdingen 
meinte, es wolle nicht für andere Großhändler liefern. Es ver⸗ 
langte 6%%ꝓ und wollte die danach ſich ergebende Menge für In⸗ 
land und Ausland verkaufen, ſich auch verpflichten, nicht unter 
einem gewiſſen Preiſe an ſeine Großhändler zu verkaufen, wenn die 
übrigen Werke nicht unter demſelben Preiſe an ihre Großhändler 
verkauften. Auf dieſe Bedingungen konnten die übrigen Werke nicht 
eingehen, weil dann die Vertreter Differdingens, die proviſionsweiſe 
verkauften, mindeſtens um die Proviſion billiger das Eiſen hätten 
abſetzen können als die Großhändler. Während alle Werke des Be⸗ 
zirks mit Einſchränkung arbeiteten, wie zum Beiſpiel Le Gallais 
Metz & Cie. mit 5 von 7, Rote Erde mit 7 von 9, Rombach mit 
7 von 11, Kneuttingen mit 6 von 8, de Wendel mit 12 von 16 Hoch⸗ 
öfen uſw., verlangte Differdingen nicht nur volle Arbeit für die im 
Betrieb befindlichen ſieben Ofen, ſondern auch für das zweite Halb⸗ 
jahr für den achten Ofen, der nur im Fundament fertig war. Eine 
Einſchränkung, wie die übrigen Werke fie eingehen wollten, hatte Differ⸗ 
dingen ſchon früher abgelehnt. An den Forderungen Differdingens 
ſcheiterte alſo das Syndikat. Die von vornherein bei den Verhand⸗ 
lungen aufgeworfene Händlerfrage war inſofern gelöſt, als jedes 
Werk ſeinen oder ſeine Händler genannt hatte, und dieſe zu einer 
größeren Händlergruppe zuſammengetreten waren und auch Geſchäfte 
für die vereinigten Werke machten. 

Wie vorauszuſehen war, hat die Freiwerdung des Roheiſen⸗ 
marktes ſich mit einem allgemeinen Preisſturz eingeführt. Mitte 
Oktober 1908, alſo nach der Auflöſung des Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen 
Roheiſen⸗Syndikats und der drohenden Auflöſung des Lothringiſch⸗ 
Luxemburgiſchen, wurde Hämatit noch zu 65 Mk., oder etwa 10 Mk. 
unter dem früheren Syndikatspreiſe, angeboten. Ende Oktober war 
es bereits mit 61—62 Mk zu haben, und der Preis von Luxem⸗ 
burger Eiſen ſank unter 50 Mk. Es ſollen ſogar Abſchlüſſe zu 
48 Mk. zuſtande gekommen fein. Aber nicht nur die Preiſe find 
ſtändig geſunken, auch die Zahlungsbedingungen haben ſich ſofort 
verſchlechtert. Während früher gegen netto Kaſſe verkauft wurde, 
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wurde im Oktober bereits 1½ %% Skonto gewährt. Desgleichen 
wurden weitere Zugeſtändniſſe in der Zahlungsweiſe gemacht, wie 
Hinausſchiebungen der Zahlungsfriſten uſw. Man kann allerdings 
dieſe Preisverſchlechterung nicht lediglich auf das Konto der anarchi⸗ 
ſchen Zuſtände auf dem Roheiſenmarkt ſetzen, denn der ſchwere Druck, 
den die Kriſis auf die Eiſeninduſtrie ausübte, tat auch ſeine nicht 
zu verkennende Wirkung. 

Mit der Aufbeſſerung der Konjunktur gegen Ende des Jahres 
1909 gingen die Beſtrebungen der Eiſeninduſtriellen dahin, wieder 
einen engeren Zuſammenſchluß am Roheiſenmarkt zu erzielen. Bereits 
im November ſuchten fie von den Hochofenwerken eine Zuſage derart 
zu erhalten, daß ſie ſich verpflichten ſollten, bis Mitte Januar 1910 
im Roheiſenverkauf bis über Ultimo 1910 hinaus zurückzuhalten, um 
dann die Möglichkeit für eine Erledigung der Vorarbeiten einer Kon⸗ 
vention reſp. eines neuen Verkaufsſyndikates zu geben. Die Ver⸗ 
handlungen zogen ſich bis Anfang Januar 1910 hin und führten 
inſofern zu einem Reſultat, als die in der Hauptſache für den Ver⸗ 
kauf arbeitenden Werke de Wendel in Hayingen, Ch. und J. Collart 
in Steinfort, Rümelingen, Rodingen, Le Gallais Metz & Co. ſich 
unter Führung von Norbert Le Gallais⸗Metz zu einer Verkaufsgemein⸗ 
ſchaft zuſammenſchloſſen. Wegen eines Anſchluſſes der großen ge⸗ 
miſchten lothringiſch⸗luxemburgiſchen Werke, wie Differdingen, Rote 
Erde in Eſch uſw., wurde vorläufig nicht verhandelt, weil angenommen 
wurde, daß dieſe Werke momentan durch die ſtärkere Beſchäftigung 
in den Stahlwerken Roheiſen in nennenswertem Umſange nicht mehr 
zu verkaufen hätten. — Dieſe erfreuliche Tatſache der allmählich ſich 
anbahnenden Verſtändigung unter den Hüttenwerken, die hauptſäch⸗ 
lich aus der allgemeinen Beſſerung der Lage am Roheiſenmarkte 
hervorging, hätte man mit einigem Optimismus vielleicht als Vor⸗ 
läuferin eines demnächſt wieder in die Erſcheinung tretenden regel⸗ 
rechten Roheiſenſyndikates der lothringiſch⸗luxemburgiſchen Gruppe 
anſehen können. In Wirklichkeit war man noch weit von einer 
durchgreifenden Beſſerung oder gar von einem neuen, die ge⸗ 
ſamte Roheiſeninduſtrie umfaſſenden feſtgefügten Ver⸗ 
bande entfernt. War doch die Beſſerung am Schluſſe des Jahres 
1909 zu einem ſehr großen Teil die Folge des Umſtandes, daß alle 
Welt ihren Roheiſenbedarf für das Jahr 1910 bereits gedeckt hatte 
und die Hütten derart verkauft hatten, daß Roheiſen für Nach⸗ 
beſtellungen und ſpätere Lieferung knapp geworden war. Einem 
neuen Verband aber ſtand als Hauptſchwierigkeit der große Wider⸗ 
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ſtreit der Intereſſen der bedeutenden gemiſchten Werke und der reinen 
Hochöfen im Wege, der bereits bei Ablauf des alten lothringiſch⸗ 
luremburgifden Roheiſenſyndikates jo ſehr in die Erſcheinung ge⸗ 
treten war, daß man ſich ſchon nicht mehr wunderte, als Ende Januar 
1910 die Nachricht kam, daß die Beſtrebungen, welche einen Zuſammen⸗ 
ſchluß der lothringiſch⸗luxemburgiſchen Roheiſenhändler bezweckten, 
erfolglos geblieben ſeien, weil verſchiedene Händler und einige der 
hinter ihnen ſtehenden Werke keine Veranlaſſung geſehen hätten, ſich 
einer derartigen Vereinigung anzuſchließen. Praktiſch wäre ein ſolcher 
Zuſammenſchluß auch von keiner weittragenden Bedeutung geweſen, 
weil er zunächſt nur als ganz loſe Vereinigung, ohne vertragliche 
Bindung und ohne Aufnahme von Strafbeſtimmungen vorgeſehen war; 
dann aber auch, weil, wie bereis erwähnt, faſt alle Werke ſchon eine 
feſte Verſtändigung abgeſchloſſen hatten. Daß trotz dem Scheitern 
dieſer Einigungsbeſtrebungen der Roheiſenmarkt auch noch zu Beginn 
des Jahres 1910 in durchaus feſter Haltung verharrte, hatte ver⸗ 
ſchiedene Gründe. Vor allem herrſchte ein lebhaftes Geſchäft nach 
dem Auslande vor. Beſonders Belgien kam mit immer größeren 
Anfragen auf den lothringiſch⸗luxemburgiſchen und deutſchen Markt 
und ermöglichte den Hochofenwerken einen ſteigenden Export. Die 
Ausfuhr von Roheiſen hat ſchätzungsweiſe für das Jahr 1909 die 
Ziffer von 450 000 t überſtiegen und zeigt demnach bereits eine Er⸗ 
höhung um über 200 000 t. Da anderſeits durch die auf dem Roh⸗ 
eiſenmarkt herrſchenden niedrigen Preiſen die Einfuhr um über 100 000 t 
gegen das Jahr 1908 zurückgegangen war, ſo hatten die Hochofen⸗ 
werke allein durch dieſen Faktor mit einer Mehrbeſchäftigung von 
300 000 t im Jahre 1909 rechnen dürfen. Hierzu kommt noch, daß 
die Eiſen⸗ und Stahlwerke, die während der Kriſis beſonders unter 
Führung von Differdingen den Markt durch die Herausgabe der ſo 
ſehr niedrigen Preiſe geworfen hatten, ſich inzwiſchen in der Haupt⸗ 
ſache von demſelben zurückgezogen hatten, weil ſie für ihre Stahl⸗ 
betriebe größere Beſchäftigung heranziehen konnten. Es machte ſich 
hier der ſtärkere Verbrauch in Stabeiſen, Grobblech und Bandeiſen 
bemerkbar, dann aber auch der ſtetig ſteigende Verbrauch von Halb⸗ 
zeug. In Halbzeug wurde Anfang Januar 1910 die Beteiligungs⸗ 
ziffer der Werke bereits mit 30— 40% überſchritten. Das eben er⸗ 
wähnte Differdinger Werk ſah ſich deshalb auch gezwungen, gewiſſe 
Mengen des zu billigen Preiſen verkauften Roheiſens gegen Reugeld 
zu annullieren. Dieſe Mengen kamen den reinen Hochofenwerken zu⸗ 
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ftatten, und die Folge war, daß ſchon an der Jahreswende 1909/10 
neue Hochöfen in Betrieb genommen werden konnten. 

Mit der ſteigenden Konjunktur wurden immer mehr Stimmen 
laut, die wieder nach einer geeigneten Organiſation des Roheiſen⸗ 
marktes riefen. In aller Stille erſt wurde dann von den großen 
rheiniſch⸗weſtfäliſchen Werken an dem Gedanken einer neuen Syndi⸗ 
zierung, die aber alle Hochofenwerke des Zollvereins umfaſſen ſollte, 
gearbeitet. Der Stein kam aber erſt ins Rollen, als im Frühjahr 
1910 das Oſtdeutſche Roheiſenſyndikat gegründet wurde. Mit Zähig⸗ 
keit wurde nun auch an der Gründung des Syndikats von rheiniſch⸗ 
weſtfäliſcher Seite gearbeitet. Im Auguſt desſelben Jahres erblickte 
der neue Verband, der die rheiniſch⸗weſtfäliſchen, die oſtdeutſchen und 
ſchleſiſchen Werke umfaßte, das Licht der Welt. Es blieben fern die 
Siegerländer und die lothringiſch⸗luxemburgiſche Gruppe. Die Sieger⸗ 
länder hatten in der Kampfzeit am meiſten gelitten; ihr Abſatz war 
gegenüber dem Verband der rheiniſch⸗ weſtfäliſchen Werke erheblich 
zurückgeblieben, und fie wollten ſich nun nicht mit Beteiligungsziffern 
begnügen, die wohl ihrem tatſächlichen Abſatz in dem vorangegangenen 
Zeitraum entſprachen, aber nicht ihrer vermeintlichen Leiſtungsfähig 
keit. Nachdem ihnen dann aber nicht unbedeutende Zugeſtändniſſe 
gemacht worden waren, gelang es ſchließlich nach langwierigen Ver⸗ 
handlungen im Juli des Jahres 1911, ſie zum Beitritt zu bewegen. 
Man ſtrebte nun noch auf eine Einigung mit der lothringiſch⸗luxem⸗ 
burgiſchen Gruppe hin, die man zum Beitritt bewegen wollte, 
weil ohne ſie der Verband nicht die volle Herrſchaft am weſtdeutſchen 
Roheiſenmarkt erhalten konnte und beſonders nicht am Markte für 
Gießereiroheiſen, der für das ganze weſtliche Verbrauchsgebiet von ſo 
erheblicher Bedeutung iſt. Die Verhandlungen zogen ſich in die 
Länge und drohten wiederholt zu ſcheitern. Die obenerwähnte, im 
Januar 1910 gegründete lothringiſch⸗luxemburgiſche Gruppe ließ ſich 
in kein Vertragsverhältnis mit dem Eſſener Roheiſenverband ein, 
während eine Reihe anderer lothringiſch⸗luxemburgiſcher Werke, die 
noch frei waren, dem Eſſener Verband und den ihm angehoͤrigen 
Werken direkt beitraten. Es handelt ſich dabei um fünf große Werke, 
die bei ihrem Eintritt für die Jahre 1912/15 die nachfolgenden Be⸗ 
teiligungsziffern erhalten haben: 
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1912 | 1918 
Tonnen Tonnen 


1914 
Tonnen 


1915 


Hüttenwerke 
Tonnen 


Deutſch⸗Luxembug 92 500 95 000 
Gelſenkirchener Bergw.⸗ GG. 160 000 160 000 
Aumetz⸗Friedeeeeeeeeeeeeee 126 000 126 000 
Kümel ingen ⸗St. Ingbert 109 000 109 000 

und Moſel 120 000 120 000 


Zufammen| 585000 597 000 | 607 500 | 610 000 

Bei der im Frühjahr erfolgten Verlängerung des Roheiſen⸗ 
verbandes bis zum Ende des Jahres 1917 find dieſe Beteiligungs⸗ 
ziffern auch für die Jahre 1916 und 1917 den angeführten fünf 
lothringiſch⸗luremburgiſchen Werken zugeſtanden worden. Ebenſo ift 
der Vertrag zwiſchen dem Eſſener Roheiſenverband und den vorſtehen⸗ 
den Werken bis zum 31. Dezember 1917 verlängert worden. Die 
genannten Werke, die nur Roheiſen lothringiſch⸗luxemburgiſcher Be⸗ 
ſchaffenheit herſtellen, treten weder in die allgemeine quantitative, 
noch in die allgemeine geldliche Abrechnung des Eſſener Hauptverbandes 
ein. Dagegen findet eine geſonderte quantitative Abrechnung und 
ein geſonderter Preisausgleich ſtatt, die ſich auf beſtimmte Roheiſen⸗ 
ſorten beziehen, und zwar wird an Hand des für die geſamten Ver⸗ 
käufe dieſer Roheiſenſorten erzielten Durchſchnittsverkaufserlöſes der 
Verrechnungsgrundpreis feſtgeſetzt, der ſich für lothringiſch⸗ luxem⸗ 
burgiſches Gießereiroheiſen 3, Frachtgrundlage Luxemburg, verſteht. 
Für alle übrigen unter den Vertrag fallenden Roheiſenſorten gelten 
befondere Über: und Unterpreiſe. 

Die zweite Gruppe der lothringiſch⸗luxemburgiſchen Werke hat, 
wie oben erwähnt, kein enges Vertrags verhältnis zum Eſſener Ber: 
band gewünſcht. Sie hat nur eine Verſtändigung mit dem Eſſener 
Verband auf der Grundlage getroffen, daß man die Geſamtbeteili⸗ 
gung für luxemburgiſches Roheiſen auf 2012 072 t feſtgeſetzt hat. 
Hiervon entfallen 406 036 t oder 20,18 %% auf die Gruppe der ſo⸗ 
genannten Qualitätsroheiſenwerke, 600 000 t auf die in obenſtehen⸗ 
der Überſicht aufgeführten fünf luxemburgiſchen und lothringiſchen 
Werke, die dem Eſſener Verband angehören, und 1006036 t oder 
51% auf die Werke der Luxemburger Roheiſen⸗Verkaufsvereinigung. 
Dieſer Gruppe gehören die folgenden Werke mit den nachſtehenden 
Beteiligungsziffern an: 
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Burbach⸗Eich⸗Düdel ingen 239 532 t 
Rombacher Hiittenwerfe . . . . . 2... 191 626 t 
Röchlingſche Eiſen⸗ und Stahlwerke. . 287440 t 
de Wendel. J. 148 510 t 
Eiſen⸗ und Stahlwerke, Steinfort. 71860 t 
Rod ingen 67 068 t 


Zuſammen 1 006 036 t 
Mit dieſer luxemburgiſchen Gruppe ſteht eine Vereinigung von 
Händlerfirmen in Verbindung, denen der Verkauf von Gießerei⸗ 
roheiſen übertragen iſt. Dieſe Händlergruppe ſetzt ſich wie folgt zu: 
ſammen: 


Hirſch & ooo. 140 000 t 
Gebr. Röchling 170 000 t 
Carl Spaetee err 110 000 t 
S. Elkan & ooo. 40 000 t 
Hof. Nöther & Coo. 40 000 t 


Zuſammen 500 000 t 


Die Zuweiſungen erfolgen durch den Verband im Verhältnis 
der Beteiligungsziffern, und der Verkauf des Eiſens der Mitglieder 
durch die beiderſeitigen Händlerfirmen erfolgt durcheinander. 

Bei der Verteilung der eingehenden Aufträge wird jedoch darauf 
geachtet, daß die geographiſche Lage eines jeden Werkes höchſtmöglich 
ausgenutzt wird. Außerdem ſoll auch, den Wünſchen der Kundſchaft, 
betreffend der Belieferung durch das eine oder das andere Werk, 
weiteſtgehende Rechnung getragen und den Werken möglichſt ihre 
frühere Kundſchaft belaſſen werden. Eine Anderung in der Zuſammen⸗ 
ſetzung des Eſſener Verbandes iſt dann noch durch den Abſchluß der 
bekannten Intereſſengeſellſchaft zwiſchen dem Eſchweiler Bergwerks⸗ 
verein und den Vereinigten Hüttenwerken, Burbach⸗Eich⸗Düdelingen, 
eingetreten. Der Eſchweiler Bergwerksverein gehörte bekanntlich dem 
Eſſener Roheiſenverband mit einer Beteiligungsziffer an, die für das 
Jahr 1912 40 000 t, für 1918 45 000 t, für 1914 ebenfalls 45 000 t 
und für das Jahr 1915 wieder 40 000 t betrug. Mit Wirkung vom 
1. Januar 1914 ab trat nun der Eſchweiler Bergwerksverein unter 
Aufhebung aller Rechte und Verpflichtungen aus dem Vertrag des 
Eſſener Verbandes aus und verpflichtete ſich zugleich, von dem ge⸗ 
nannten Zeitpunkt ab als Mitglied der Intereſſengemeinſchaft Bur⸗ 
bach⸗Eich⸗Düdelingen⸗Eſchweiler der Roheiſen⸗Verkaufsvereinigung 
Luxemburg unter Anerkennung des gegenſeitigen Rechts⸗ und Pflicht⸗ 
verhältniſſes beizutreten. Nach den getroffenen Vereinbarungen er⸗ 
mäßigte ſich dadurch in dem Vertrag mit der Roheiſen⸗Verkaufs⸗ 
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vereinigung Luxemburg die Beteiligung des Eſſener Verbandes um 
die bisherige Beteiligung des Eſchweiler Bergwerksvereins, das iſt um 
40000 t, während die Beteiligung der Roheiſen⸗Verkaufsvereinigung 
Luxemburg nach dem Übertritt von Eſchweiler keine Erhöhung erfuhr. 
Das Stimmenverhältnis zwiſchen den beiden Gruppen blieb das alte. 


Die Frachtenfrage und die Moſelkanaliſierung 

Wir konnten aus den vorhergehenden Ausführungen wiederholt 
erſehen, welche große Rolle die Frachtkoſten für die Selbſtkoſten⸗ 
berechnung der luxemburgiſchen Hüttenwerke ſpielen und welche großen 
Anſtrengungen gemacht werden, um ſich nur die Beſchaffung der er⸗ 
forderlichen Koks zu verbilligen, die die Selbſtkoſten einer Tonne Roh⸗ 
eiſen an Frachtkoſten allein um durchſchnittlich 10 Mk. belaſten. Für 
die Zufuhr der Minette können ſich die Hütten gegebenenfalls un⸗ 
abhängiger von den hohen Frachtkoſten durch die Anlage von Draht⸗ 
ſeilbahnen machen, aber für den Bezug von Koks ſind ſie auf die 
deutſchen Staatseiſenbahnen angewieſen. Hier läßt ſich alſo weiter 
nichts machen, als Tarifermäßigungen anzuſtreben oder die Verkehrs⸗ 
verbindungen durch Waſſerſtraßen zu erleichtern, natürlich unter ge⸗ 
wiſſer Berückſichtigung der Produktionsbedingungen miteinander kon⸗ 
kurrierender Induſtriebezirke. Dieſe letztere Bedingung wird leider 
nicht immer genügend berückſichtigt, und die ſüddeutſchen Induſtriellen 
beklagen ſich ziemlich lebhaft über die Ausnahmetarifſätze für loth⸗ 
ringiſch⸗luremburgiſche Erze vom Mai 1893 und vom Juli 1901, 
die Rheinland⸗Weſtfalen Vorteile böten, an denen Luxemburg, Loth⸗ 
ringen und Saar, die nur eine Erleichterung in einer Ermäßigung 
des Kokstarifs finden, gar keinen Anteil habe. Im Gegenteil werde 
durch die billigere Beſchaffung des Erzes die nordweſtliche Eiſen⸗ 
induſtrie in die günſtige Lage verſetzt, ihr Roheiſen zu verbilligen 
und der ſüdweſtlichen Eiſeninduſtrie eine lebhafte Konkurrenz auf dem 
Weltmarkt zu bereiten. — Das ſind natürlich alles Intereſſenfragen, 
die für die volkswirtſchaftlichen Intereſſen einer Nation keine ſchwer⸗ 
wiegenden Folgen haben und auch meiſt übertrieben dargeſtellt werden. 
Sorge der Regierung muß es hier ſein, zwiſchen den beiden Gebieten 
ausgleichend zu wirken, und wenn ſie Vorteile für einen Bezirk 
ſchafft, ſoll ſie dem anderen ebenfalls entſprechende Erleichterungen 
gewähren. — Eine Maßnahme von großer wirtſchaftlicher Bedeutung 
war die Ausdehnung der Ausnahmefrachtſätze auch für die aus Frank⸗ 
reich zu beziehenden Erze durch die Aufnahme der deutſch⸗franzöſiſchen 
Grenzübergangsſtationen als Verſandſtationen in den Ausnahmetarif. 
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Durch dieſe Tarifmaßnahme, die im Jahre 1908 getroffen wurde, 
wurde der Bezug der reichen Erze des Plateaus von Briey ſowohl 
für Luxemburg, Lothringen und Saar als auch für Rheinland und 
Weſtfalen erleichtert und in hohem Maße gefördert. Wir ſehen 
ſofort die Einfuhr nach dem Zollverein weſentlich ſteigen zum großen 
Leidweſen wiederum der lothringiſchen und luxemburgiſchen Minette⸗ 
händler, die ihren Abſatz für die Zukunft bedroht ſehen. 

Mittlerweile wurden den lothringiſchen und luxemburgiſchen 
Hüttenwerken auch einige Frachterleichterungen für den Bezug von 
Koks gewährt, die aber kein Verhältnis zu den Frachterleichterungen 
für Minette hatten und vor allem in keinem Verhältnis zu der ſteigen⸗ 
den Preispolitik des Kohlenſyndikats ſtanden. So kam denn die Be⸗ 
wegung zur Angliederung von Koksöfen in Luxemburg und Loth⸗ 
ringen auf, die allerdings durch den Ausbruch des Krieges erftidt 
wurde, und vor allem ſetzte die bereits ſeit längerer Zeit eingeleitete 
Bewegung für die Kanaliſierung der Moſel und Saar mit voller 
Wucht ein. Trotzdem das Projetzt bis heute noch ſtets abgelehnt 
worden iſt, hat ſich die preußiſche Staatsbahnverwaltung doch mit 
Rückſicht darauf bewegen laſſen, im Jahre 1914 durch eine Ermäßi⸗ 
gung der Eiſenbahntarife für Eiſenerze und Hochofenkoks (auch Koks⸗ 
kohle) den hauptſächlich beteiligten Erwerbszweigen Beförderungs⸗ 
vergünſtigungen zu gewähren. Wie verlautete, ſoll auf die im Ruhr⸗ 
Moſel⸗ Verkehr in Betracht kommende Durchſchnittsentfernung von 
350 km, die Fracht für Koks und Kohle um 12 Mk. für 10 t er: 
mäßigt und für die benachbarten Bezirke an der Saar und im 
Aachener Gebiet um die den Entfernungen dieſer Bezirke entſprechen⸗ 
den Beträge herabgeſetzt werden. Für Koks nach Lothringen⸗Luxem⸗ 
burg würde demnach die Ermäßigung auf die wichtigſten Entfernungen 
betragen bei Bezügen aus dem Aachener Gebiet 7—8 Mk. für 10 t, 
aus dem Saargebiet 3 Mk., nach dem Saargebiet bei Bezügen aus 
dem Ruhrgebiet 10 — 12 Mk., aus dem Aachener Gebiet 10 Mk., 
ferner für Eiſenerze nach dem Saargebiet 2— 3 Mk. und nach dem 
Aachener Gebiet 5 Mk. 

Dieſe Maßnahme iſt ja immerhin geeignet, der Eiſeninduſtrie 
gewiſſe Erleichterungen zu verſchaffen, doch reicht ſie noch nicht an 
die Tarife der franzöſiſchen Oſtbahn heran, die beiſpielsweiſe für die 
Fracht von Eiſenerz auf eine Entfernung von 345 km die folgenden 
Frachtpreiſe vorſieht: 

Bei Aufgabe von 10 t 83,00 Fr. oder 66,40 Mk. 
. . „100 t 6950 - 55,60 . je 10 t 
„240 t 56,00 44,80 je 10 t 
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Zwiſchen den beiden letzten Sätzen beſteht alſo hier ein Unter⸗ 
ſchied von 10,80 Mk. je 10 Tonnen. Der deutſche Tarif berechnet 
für dieſelbe Entfernung 54 Mk., alſo um 9,20 Mk. höher als der 
franzöſiſche Tarif für 240 t. Ahnliche Tarife gelten in Frankreich 
für Koks. Desgleichen find die Tarife der belgiſchen Staatsbahnen 
vorteilhafter als die der deutſchen Reichseiſenbahnen. 

Es läßt ſich deshalb begreifen, daß man gerade im Südweſten, 
wo man das Beiſpiel der Nachbarländer vor Augen hat, lebhaft für 
eine Verbilligung der Frachtoſten agitiert und deshalb unabläſſig, 
trog der wiederholten Ablehnung, für die Kanaliſierung der Moſel 
und Saar eintritt, die in ihren Augen das einzige Mittel iſt, eine 
durchgreifende Erleichterung im Frachtenverkehr zu ſchaffen. 


Die Arbeiterſchaft in der luxemburgiſchen Cifen- 
induſtrie 


Wir wollen endlich noch ein Wort über die in der luxemburgiſchen 
Eiſeninduſtrie beſchäftigte Arbeiterſchaft ſagen. Insgeſamt waren 
1913 in den Hüttenwerken des Großherzogtums 14073 Arbeiter be⸗ 
ſchäftigt, die ſich, nach Nationalitäten geordnet, folgendermaßen auf 
die einzelnen Geſellſchaften verteilen (ſiehe die Tabelle S. 272). 

In der Eiſeninduſtrie waren mithin 1913 41,3% Luxemburger. 
24,4% Italiener und 23,2% Deutſche beſchäftigt. 

Es ergibt ſich alſo für das Jahr 1913 in der luxemburgiſchen 
Erz: und Eiſeninduſtrie ein geſamter Arbeiterbeſtand von 19 235 Mann, 
der eine Bevölkerung von ungefähr 60— 70 000 Perſonen, alſo un: 
gefähr ein Viertel der Geſamtbevölkerung des Landes, darſtellt. 

Ein Umſtand, der vom nationalen Standpunkt aus ſehr be⸗ 
achtenswert iſt, ift die bedeutende Überhandnahme des fremden 
Elementes über die einheimiſche Arbeiterſchaft. So betrug von dem 
Beſtande von 19 235 Arbeitern des Jahres 1913 die Zahl der Ar⸗ 
beiter Luxemburger Nationalität nur 7969, während die der Aus⸗ 
länder 11 272 betrug. Prozentual ergab ſich für die in der Erz 
und Eiſeninduſtrie beſchäftigte Arbeiterſchaft das folgende Nationalitäts⸗ 
verhältnis: 


Luxemburger . . 7963 Arbeiter oder 41,4% der geſamten Arbeiterſchaft 
Italiener 5272 : 2 274% = . 2 
Deutige . 2.2... 3908 20,3 % » 

Belgier 1229 . „ 6,4% „ 

Franzoſen 557 - : 29% = 


Die übrigen Länder 308 1,6% - 
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Gegenüber dem Jahre 1907 iſt das Verhältnis zwiſchen Luxem⸗ 
burgern und Italienern günſtiger; denn in dieſem Jahre betrug die 
Zahl der Luxemburger 6124, während die der Italiener 6129 be⸗ 
trug. Es würde uns zu weit führen, hier eine volks⸗ und ſozial⸗ 
wirtſchaftliche Bewertung dieſer ſtarken Heranziehung der ausländi⸗ 
ſchen Arbeiter zu geben; aber immerhin ſei bemerkt, daß dieſe Ver⸗ 
hältniſſe allem Anſchein nach nicht geſund ſind. Daß ihre Urſachen 
auf ſozialpolitiſchem Gebiet zu ſuchen ſind, beweiſt die große Ab⸗ 
wanderung gerade der beſſeren, der gelernten luxemburgiſchen Arbeiter 
nach den angrenzenden lothringiſchen, franzöſiſchen und ſogar belgi⸗ 
ſchen Eiſeninduſtriezentren. In Deutſch⸗Lothringen waren nach einer 
mir vorliegenden Statiſtik am 30. September 1908 11177 Luxem⸗ 
burger und in dem Bezirk von Briey nach einer Statiſtik vom 
1. Juli 1910 3366. Da nur ein ſehr geringer Teil dieſer nach dem 
Ausland verzogenen Arbeiter verheiratet iſt, kann man auf eine 
luremburgifde Arbeiterſchaft von mindeſtens 7000 Mann rechnen, 
die in der Erz⸗ und Eiſeninduſtrie der Nachbarländer beſchäftigt ſind. 
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Die Landwirtſchaftskammern 
Von W. Wygodzinski⸗ Bonn 


Inhaltsverzeichnis: Einleitung: Das Weſen der Kammern S. 275. — I. Die 
preußiſchen Landwirtſchaftskammern S. 276—330. 1. Die Ge⸗ 
ſchichte der Kammern S. 276. — 2. Die Organiſation der Kammern S. 282. 
A. Errichtung und Auflöſung S. 282. B. Weſen und Aufgaben S. 283. 
C. Organe der Kammern S. 293. a) Die Mitglieder S. 294. b) Die Voll⸗ 
verſammlung S. 303. c) Der Vorſtand S. 304. d) Ausſchüſſe und Kom⸗ 
miſſionen S. 307. e) Der lokale Unterbau S. 307. f) Die Beamten S. 310. 
— 3. Die Finanzpolitik der Kammern S. 316. — 4. Die Tätigkeit der 
Kammern S. 326. — 5. Die Zentralorgane. (Landes⸗Okonomie⸗Kollegium; 
Verband der Landwirtſchaftskammern) S. 328. — II. Die Landwirt⸗ 
ſchaftskammern in anderen Bundesſtaaten S. 330—334. 


Einleitung: Das Weſen der Kammern 


De preußiſchen Landwirtſchaftskammern haben jetzt zwei Jahr⸗ 
zehnte einer mannigfachen und reichen Tätigkeit hinter ſich. Am 
30. Januar 1896 war die erſte (Sachſen) ins Leben getreten; in 
kurzem Zeitraum folgten die anderen Provinzen nach (zuletzt Ende 
1899 Hannover und Rheinland). Zuerſt vielfach mit Mißtrauen 
begrüßt, haben ſie ſich Bürgerrecht erworben und ſind aus der Ge⸗ 
ſchichte der Entwicklung unſerer Landwirtſchaft wie des allgemeinen 
Staatslebens nicht mehr fortzudenken. Andere deutſche Bundesſtaaten 
ſind gefolgt; allerdings haben die drei größten, Bayern, Württem⸗ 
berg und Sachſen, an ihren altbewährten Einrichtungen noch feſt⸗ 
gehalten. Auch die anderen Staaten haben nicht ſklaviſch kopiert. 
Das Landwirtſchaftskammergeſetz hat ſo mannigfache Mängel und 
tit fo genau auf die beſonderen preußiſchen Verhältniſſe zugeſchnitten, 
daß eine Umbildung in weſentlichen Teilen bei der Übernahme auf 
Staaten mit einer anderen wirtſchaftlichen und ſozialen Verfaſſung 
geradezu notwendig war. Dieſe Anderungen betreffen jedoch in der 
Hauptſache nur die Bildung und Zuſammenſetzung der Kammern, 
alſo Wahl⸗ und das damit eng verbundene Steuerrecht; auch iſt ihr 
Tätigkeitsbereich, die Abgrenzung ihrer Aufgaben gegenüber denjenigen 
der allgemeinen Staatsbehörden und insbeſondere der Agrarbehörden, 
ſtellenweiſe in Vergleichung mit dem preußiſchen Vorbild eingeengt. 
Das Weſen dieſer Tätigkeit aber iſt das gleiche wie in Preußen, 
und namentlich bezüglich der Verwaltungspraxis haben alle Kammern 


voneinander gelernt. 
18 * 
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Die preußiſchen Landwirtſchaftskammern ſind die Vertretungen 
der Landwirtſchaft der einzelnen Provinzen. Es beſteht aber neben 
und über dem Provinzialintereſſe das des Staates und der Gejamt: 
landwirtſchaft des Staates. Sowohl zur Vertretung der unbedingt 
gemeinſamen Intereſſen wie zum Ausgleich der gelegentlich auf⸗ 
tauchenden Differenzen dienen Zentralorganiſationen, vor allem das 
feit Jahrzehnten beſtehende Landes⸗Okonomie⸗Kollegium, das allerdings 
unter dieſen Einflüſſen erhebliche Umbildungen erfuhr. Endlich beſteht 
auch ſeit der Reichsgründung eine gemeinſame Intereſſenvertretung 
aller landwirtſchaftlicher Zentralorganiſationen des Reichs, der 
Deutſche Landwirtſchaftsrat. Mit Rückſicht auf die Verſchiedenheit 
der landwirtſchaftlichen Organiſationen in den einzelnen Bundesſtaaten 
vermochte dieſe Reichszentrale keine ſo ſtraffe Gliederung anzunehmen 
wie das Landes⸗Okonomie⸗Kollegium, auch fehlt ihm der ausgeſprochene 
amtliche Charakter. Die weitgehende Perſonalunion in der Zuſammen⸗ 
ſetzung beider Kollegien (die Mitglieder des preußiſchen Landes⸗ 
Okonomie⸗Kollegiums, die von den Kammern gewählt werden, ſind 
zugleich auch die des Landwirtſchaftsrats) wie in der Leitung ſtellt 
ein ſachliches Zuſammenarbeiten oder doch wenigſtens ein Vermeiden 
von ausgeſprochenen Unſtimmigkeiten ſicher; die Trennung der Ver⸗ 
waltung beider Kollegien und der eigene Beamtenſtab ſorgt für 
„Konkurrenz“. So gliedern ſich beide in bie Geſamtheit der um: 
faſſenden Organiſation der Landwirtſchaft in Deutſchland glatt ein 
und bewahren dabei ihre Eigenart. 

Es ſoll im folgenden zunächſt ein Bild der preußiſchen Land⸗ 
wirtſchaftskammern, ihrer Geſchichte, Verfaſſung und Tätigkeit ge⸗ 
zeichnet werden, woran ſich eine Schilderung des Landes⸗Okonomie⸗ 
Kollegiums zu ſchließen hat. Die außerpreußiſchen Landwirtſchafts⸗ 
kammern ſollen nur ſo weit behandelt werden, als ſie ſich von den 
preußiſchen in wichtigen Zügen unterſcheiden. 


I. Die preußiſchen Landwirtſchaftskammern 


1. Die Geſchichte der Kammern 


Die Landwirtſchaftskammern ſind die Krönung des Gebäudes 
der landwirtſchaftlichen Organiſation, deſſen Grundmauern bis ins 
18. Jahrhundert hineinreichen. Die Entwicklung dieſer Organiſa⸗ 
tionen geht nach zwei Seiten; einerſeits handelt es fih um die all 
gemeine Intereſſenvertretung der Landwirtſchaft, auf der anderen 
Seite um einzelne Zweige oder Zwecke, die ſich ihre beſonderen 


1363] Die Landwirtſchaftskammern 277 


Formen ſchufen. Mit beiden ſtehen die Kammern in Beziehung; 
die erſteren, die „landwirtſchaftlichen Zentralvereine“, ſollten ſie in 
ſich aufnehmen, die letzteren, wie Genoſſenſchaften, Zuchtvereine uſw., 
ſollten von ihnen Förderung erfahren. 

Die Geſchichte der Kammern knüpft direkt an die 
der landwirtſchaftlichen Zentralvereine. Dieſe älteren 
„Landwirtſchaftsgeſellſchaften“, „ökonomiſchen Sozietäten“ und wie 
ſie ſonſt hießen, waren urſprünglich gemeinnützige Geſellſchaften mit 
ariſtokratiſcher Verfaſſung, die in mannigfacher Weiſe fördernd wirkten 
(namentlich im Sinne der „rationellen“ Landwirtſchaft der Auf⸗ 
klärungsperiode), im übrigen weit entfernt davon, Vertretungen der 
Landwirſchaft ſelbſt zu ſein. Im Laufe des 19. Jahrhunderts er⸗ 
folgte eine allmähliche Umbildung in der Richtung, daß außer Gönnern 
und Förderern der Landwirtſchaft Landwirte ſelbſt, zuerſt allerdings 
nur größere Gutsbeſitzer, beitraten. Der Kreis wurde durch die 
intenſive Werbetätigkeit mit der Zeit weiter ausgedehut; namentlich 
erfaßten die lokalen Organiſationen (Ortsgruppen, Kaſinos uſw.) 
auch mittlere und kleinere Leute. Aber immer blieben die Zentral⸗ 
vereine eine Ausleſe mit einem gewiſſen Zufallscharakter, weit entfernt 
davon, die landwirtſchaftliche Bevölkerung auch nur zum größeren 
Teile zu erfaſſen. So hatte beiſpielsweiſe der große landwirtſchaft⸗ 
liche Verein für Rheinpreußen im Jahre 1899, dem Gründungsjahr 
der Landwirtſchaftskammer, 19 169 Mitglieder (bei über 180000 land⸗ 
wirtſchaftlichen Hauptbetrieben und mehr als einer halben Million 
landwirtſchaftlicher Betriebe in der Rheinprovinz überhaupt). Der 
Rheiniſche Zentralverein war der bei weitem größte; im Jahre 1868 
hatten nach Meitzen! die landwirtſchaftlichen Vereine Preußens ins⸗ 
geſamt nur 73851 Mitglieder; zur Zeit der Gründung der erſten 
Landwirtſchaftskammern waren nach v. Mendel⸗Rabe? 200 000 Land⸗ 
wirte in den Vereinen. Letztere Angabe betrifft aber die Zentral⸗ 
und die Lokalvereine, ſo daß in ihr wohl zahlreiche Doppelzählungen 
enthalten ſind. Die Zahl der landwirtſchaftlichen Betriebe in Preußen 
überhaupt betrug nach der Betriebsſtatiſtik von 1907 3400 144, 
davon 1 304 412 Hauptbetriebe. Es war den Vereinen alſo nur ge⸗ 
lungen, einen nicht ſehr großen Bruchteil der landwirtſchaftlichen 


1 Meitzen, Boden und landwirtſchaftliche Verhältniſſe des preußiſchen 
Staates, Bd. 3. Berlin 1873, S. 473. 

2 p. Mendel⸗Steinfels⸗Rabe, Art. Landw. Vereinsweſen (im Hand⸗ 
wörterbuch der Staatswiſſenſchaften, 3. Aufl., Bd. 6, 1910, S. 396.) 
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Bevölkerung, wohl kaum mehr als 10% der Hauptbetriebsinhaber 
zu erfaſſen. ; 

Bis zu einem gewiſſen Grade wurden die Zentralvereine ſchließlich 
politiſiert; allerdings war ihre Haltung mehr eine negative. Dadurch, 
daß die Bauern vereine (ſeit Anfang der ſiebziger Jahre) auf 
den Plan traten, die zu gleicher Zeit eine ausgeſprochen agrariſche 
und Zentrumspolitik trieben und an einzelnen Stellen in entſchiedene 
Oppoſition gegen die farbloſeren, zurückhaltenderen, als „liberal“ 
verſchrienen Zentralvereine traten, nahmen letztere wenigſtens in den 
Augen der Bevölkerung eine ſolche Färbung an. Schon lange frei⸗ 
willige Hilfsorgane der Regierung, als deren Beauftragte ſie bei 
landwirtſchaftlichen Förderungsmaßnahmen aller Art mitwirkten, be⸗ 
hielten ſie ihre zurückhaltende Stellung bei und entfremdeten ſich 
dadurch, wo größere Bauernvereine neben ihnen wirkten, noch mehr 
als vorher der Bevölkerung. Von einem Bauernverein, dem Rheini⸗ 
ſchen, ging denn auch endlich der entſcheidende Anſtoß zur geſetzlichen 
Organiſierung der Landwirte in Kammern aus. 

Aber auch innerhalb der Zentralvereine war man mit der be⸗ 
ſtehenden Ordnung der Dinge nicht zufrieden. Schmerzlich wurde 
empfunden, daß ein großer Teil der Landwirte außerhalb der Vereine 
blieb; die Organiſation war zu loſe, um ſtets wunſchgemäß zu 
arbeiten. Nicht weniger ſchmerzlich wurde der Mangel an eigenen 
Mitteln empfunden. Die Beiträge der Mitglieder waren nicht ſehr 
hoch und blieben ſchwankend. Auch in ſozialer Hinſicht erfüllten die 
Vereine nicht die Anforderungen, welche die neue Zeit der Berufs⸗ 
kämpfe ſtellte; die kleineren Leute ſchloſſen ſich in der Regel aus. 
Die erſten Beſtrebungen einer Reform ſcheinen in den vierziger Jahren 
des vorigen Jahrhunderts eingeſetzt zu haben; von mehreren Zentral⸗ 
vereinen Mitteldeutſchlands (Pommern, Brandenburg und Sachſen) 
werden entſprechende Verhandlungen berichtet. Es iſt charakteriſtiſch, 
daß es ſich um ſolche Gebiete handelt, in denen Großgrundbeſitz und 
Bauernbeſitz ziemlich gleichmäßig vorhanden ſind, alſo gerade das 
ſoziale Manko deutlich gefühlt werden konnte. Der Zentralverein 
Sachſen forderte ſchon 1848 die Errichtung von Landwirtſchafts⸗ 
kammern für den Geſamtbereich der Monarchie. Die Bewegung 
ſetzte ſich noch einige Zeit fort, verflaute aber, als die Regierung 
ſich dauernd ablehnend verhielt. In den achtziger Jahren ſetzte ſie 
neu ein, und zwar war es jetzt das Beſteuerungsrecht, alſo die Finanz⸗ 
frage, welche das treibende Motiv bildete. Das Landes⸗Okonomie⸗ 
Kollegium beriet darüber im Jahre 1884 und bat die Staatsregierung, 
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eine Umfrage bei den landwirtſchaftlichen Zentralvereinen zu ver⸗ 
anſtalten, inwieweit die Verleihung eines Beſteuerungsrechtes an die 
Vereine erwünſcht ſei, um größere Mittel zu erlangen. Da die 
Mehrzahl ſich ablehnend verhielt, beſchloß das Landes⸗Okonomie⸗ 
Kollegium in ſeiner Sitzung von 1885, über den Antrag zur Tages⸗ 
ordnung überzugehen. Das Beſteuerungsbedürfnis wurde allerdings 
keineswegs verneint, vielmehr in dem Beſchluß ausdrücklich darauf 
hingewieſen, daß die in naher Zeit anſcheinend auch für das land⸗ 
wirtſchaftliche Gewerbe bevorſtehende Bildung von Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften vielleicht geeignete Vertretungsorgane der Landwirtſchaft 
ſchaffen werde, denen im Falle des Bedürfniſſes ein Beſteuerungs⸗ 
recht gewährt werden könne. Dieſe Hoffnung täuſchte jedoch be⸗ 
kanntlich, und Sachſen ſtellte deshalb im Jahre 1890 einen neuen 
Antrag, der diesmal nach eingehender Durchberatung in einer be⸗ 
ſonderen Kommiſſion, die auch einen Organiſationsplan entwarf, 
1892 im Plenum gebilligt wurde, wenn auch gegen eine größere 
Anzahl ablehnender Stimmen. Es wurde für dringend wünſchens⸗ 
wert erklärt, daß im Wege der Geſetzgebung die Möglichkeit eröffnet 
werde, den landwirtſchaftlichen Zentralvereinen auf ihren Antrag 
eine Organiſation und Zuſtändigkeit ähnlich derjenigen der Handels⸗ 
kammern zu verleihen. Die landwirtſchaftlichen Kreiſe ließen nun 
die Frage nicht mehr fallen. Den letzten Anſtoß aber gaben nicht 
ſie, ſondern der Begründer und Vorſitzende des Rheiniſchen Bauern⸗ 
vereins, Freiherr Felix von Los, auf deſſen Antrag das Ab⸗ 
geordnetenhaus am 4. Juli 1893 den Beſchluß faßte: „die Königliche 
Staatsregierung zu erſuchen, die korporative Organiſation des 
Berufsſtandes der Landwirte unter Beſchaffung eines beſonderen, 
der Natur dieſes Standes entſprechenden und die ihm eigentümlichen 
Verhältniſſe berückſichtigenden Agrarrechts vorzubereiten und den 
Häuſern des Landtags möglichſt bald dahinzielende Vorlagen zu 
machen“. 

Dieſer Antrag hat eine ganz andere Färbung als die voran⸗ 
gegangenen, an die Staatsregierung gerichteten Wünſche der beſtehenden 
Intereſſenvertretungen. Was dieſe wollten, war im weſentlichen 
eine beſſere finanzielle Grundlage für ihre Tätigkeit; auch wünſchte 
man die Läſſigen, beiſeite Stehenden zu den Arbeiten heranzuziehen, 
deren Nutzen auch ihnen zukam. Der rheiniſche Bauernführer dagegen 
ſtellt in ſeinem Antrage wie in den ſpäteren Kämpfen durchaus die 
„korporative Organiſation des Berufsſtandes“ in den Mittelpunkt. 
Es iſt eine bewußte Wiedererweckung ſtändiſcher Ideen, 


280 | W. Wygodzinski 1366 


für die er mit der ganzen Wucht ſeiner bedeutenden Perſönlichkeit, 
ja mit einem gewiſſen Fanatismus eintrat. Der Mann, der 1866 
als Landrat von Cleve öffentlich die Politik Preußens gegen Oſterreich 
beklagte, der im Kampfe gegen die „Maigeſetze“ ſeinen Eifer ſchließ⸗ 
lich mit 6 Monaten Feſtungshaft büßen mußte, hat für dieſe Idee 
der ſtändiſchen Korporation aus aufrichtigſter Überzeugung geftritten. 
Es wird erzählt, daß der an die Stellungnahme ſeines Bauernvereins 
zu der Frage der Landwirtſchaftskammern und einigen anderen wirt⸗ 
ſchaftspolitiſchen Tagesfragen ſich anknüpfende Streit ihn fo erfchöpft 
habe, daß er ſchließlich der Aufregung erlag 1. Das klingt durchaus 
glaublich. Handelte es ſich doch nicht um die Frage der zweck⸗ 
mäßigen Löſung eines eindeutigen Problems, ſondern um ein ſolches 
ſelbſt, um den Gegenſatz von Weltanſchauungen, die in der Fehde 
um das Kammergeſetz zum Ausdruck kam. Felix von Los, ſeine Freunde 
und Nachfolger wollten nicht einen Verwaltungskörper ſchaffen, 
ſondern die lebendige Vertretung eines hart um ſeine Behauptung 
ringenden Standes, die den Mittelpunkt für einen organiſchen Aus⸗ 
bau nach allen Seiten, für eine Betätigung auch der ſtändiſchen 
Ideale bilden ſollte. 

Am 18. Januar 1894 legte die Regierung dem Hauſe der 
Abgeordneten den Entwurf eines Geſetzes, betreffend die 
Errichtung von Landwirtſchaftskammern, vor. Die par⸗ 
lamentariſche Geſchichte dieſes Entwurfes war eine äußerſt erregte: 
dreitägige erſte Leſung in Plenum; Verweiſung an eine 28 gliedrige 
Kommiſſion, die ihn in zwölf Sitzungen und zwei Leſungen durch⸗ 
beriet; mehrtägige zweite Leſung, unterbrochen zwecks Rückverweiſung 
an die Kommiſſion, die zu einem Ergebnis nicht kam; Fortſetzung 
der zweiten Leſung ohne Ergebnis; in der dritten Leſung am 22. 
und 23. Mai endlich Erledigung durch ein Kompromiß. Die Stel⸗ 
lung der Mitglieder des Abgeordnetenhauſes zu dem Entwurf 
war, abgeſehen von Abweichungen bei Einzelheiten, von vier ver⸗ 
ſchiedenen Standpunkten orientiert. Ein beträchtlicher Teil unter 
Führung der Liberalen war grundſätzlicher Gegner der Organiſation; 
Eugen Richter erklärte es für einen „ganz verzopften Gedanken, 
heute noch die Vertretung von Berufsintereſſen von Amts wegen 
durch die Geſetzgebung zu organiſieren“. Er hat ſich auch hier als 
ein ſchlechter Prophet erwieſen; denn den Landwirtſchaftskammern 


1 Dreißig Jahre Rheiniſcher Bauernverein. Bericht über die Entwicklung 
und Tätigkeit des Vereins in den erſten dreißig Jahren ſeines Beſtehens, erſtattet 
vom Vorſtand. Cöln (1918), S. 24. 
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find noch eine ganze Reihe anderer, von Amts wegen organifierter 
Berufsvertretungen gefolgt. Eine zweite Gruppe ſtellten die Anhänger 
der alten Zentralvereine dar, die dieſe bewährten Einrichtungen nicht 
zugunſten neuer Körperſchaften aufgeben wollten. Das war zum 
Teil aufrichtigſte Überzeugung; zum Teil aber — wenigſtens unter 
der Schwelle des Bewußtſeins — ſpielte auch die Beſorgnis der zur⸗ 
zeit in dieſen Vereinigungen leitenden Männer mit, bei einer Neu⸗ 
ordnung der Dinge in den Hintergrund gedrängt zu werden. Eine 
dritte Gruppe waren die Befürworter des Geſetzes mit der Tendenz, 
wie es von der Regierung vorgelegt war. Und endlich bildeten die 
Verfechter des ſtändiſchen Gedankens den äußerſten rechten Flügel. 
Der Kampf, ſoweit er nicht ein grundſätzlicher war, konzentrierte 
ſich ſchließlich auf die Frage des Wahlrechts. Es handedfe ſich um 
die Staffelung des Wahlrechts. Man konnte ſich nicht einigen, 
konnte überhaupt keine paſſende Form finden. So gelangte ein 
Kompromißantrag Achenbach und Genoſſen zur Annahme, der das 
Wahlrecht vorläufig auf die Kreistage übertrug, aber den Kammern 
die Möglichkeit zu einer ſpäteren ſelbſtändigen Ausgeſtaltung gab. 
Daß dieſe Ausgeſtaltung nicht leicht iſt, zeigt die Tatſache, daß die 
Interimsregelung heute noch gilt; keine Kammer hat bisher ein 
eigenes Wahlrecht zu ſchaffen vermocht, das die nach dem Geſetz er⸗ 
ſorderliche Zuſtimmung der Regierung gefunden hätte. Das Geſetz 
wurde ſchließlich von den Konſervativen, den Freikonſervativen und 
einem Teil der Nationalliberalen angenommen; das Zentrum (ein- 
ſchließlich des Freiherrn von Loe) konnte fi) nicht zu einer Bus 
ſtimmung zu dem Kompromiß entſchließen und ſtimmte ſchließlich 
mit den Polen und Freiſinnigen gegen das Geſetz. Das Herrenhaus 
nahm das Geſetz in der Faſſung des Abgeordnetenhauſes am 30. Mai 
an. Am 30. Juni 1894 wurde es als „Geſetz über die Land⸗ 
wirtſchaftskammern“ vollzogen. 

Aus dieſer Entſtehungsgeſchichte ergibt ſich, daß das Geſetz 
keineswegs ein einheitliches Gebilde iſt. Hervorgegangen aus ganz 
verſchiedenen Tendenzen, rationalen und idealiſtiſchen, im Widerſtreit 
der Parteien durch Kompromiſſe notdürftig zuſammengeflickt, iſt es 
weit davon entfernt, ein geſetzgeberiſches Meiſterwerk zu ſein. Es 
hat beträchtliche Lücken, iſt ferner in dem Beſtreben, Anforderungen 
verſchiedener Art gerecht zu werden, unklar und vieldeutig. Damit 
ſoll aber durchaus nicht geſagt ſein, daß dadurch die Entwicklung 
der Kammern und ihre Tätigkeit gelähmt worden ſei. Im Gegenteil, 
dank einer freiheitlichen Auslegung durch die Staatsregierung hat 
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gerade die Unbeſtimmtheit der geſetzlichen Umſchreibung des Aufgaben- 
bereichs der Kammer dieſer die Möglichkeit einer freien Entfaltung 
gewährt, in der ſie durch die engere Bindung der Paragraphen 
eines juriſtiſch einwandfreien und lückenloſen Geſetzes gehemmt 
worden wäre. 


2. Die Organiſation der Kammern 


A. Errichtung und Auflöſung 

Die Errichtung der preußiſchen Land wirtſchafts⸗ 
kammern gehört jetzt ſchon längſt der Geſchichte an. Trotzdem iſt 
es für die Erkenntnis ihrer Stellung nicht ganz unweſentlich, auch 
dieſe Vorgänge kennenzulernen. Das Geſetz ſchreibt nämlich die 
Errichtung nicht vor, ſondern jagt nur, daß „zum Zwecke der 
korporativen Organiſation des landwirtſchaftlichen Berufsſtandes“ 
Kammern errichtet werden können, und zwar nach Anhörung des 
Provinziallandtages (§ 1). Die Errichtung erfolgt durch Königliche 
Verordnung „auf Grund von Satzungen, welche den Vorſchriften 
dieſes Geſetzes entſprechen“ (§ 3, Abſatz 1). Urſprünglich ſollten, 
nach der Regierungsvorlage, die Satzungen vom Landwirtſchafts⸗ 
miniſterium nach Anhörung der Provinziallandtage ausgearbeitet 
und der Königlichen Genehmigung unterbreitet werden. Dieſe Be⸗ 
ſtimmung fand Widerſpruch; das Geſetz ſagt über die Ausarbeitung 
von Satzungen nichts, beſtimmt vielmehr, daß die Kammern ſie als 
erſten Gegenſtand ihrer ſachlichen Verhandlungen durchzuberaten 
haben (§ 3, Abſatz 2). Da es aber unmöglich iſt, in einer konſti⸗ 
tuierenden Sitzung ſo ſchwierige Dinge wie eine Verfaſſung (denn 
das find die Satzungen im Grunde) durchzuberaten, wenn keine 
Grundlage vorhanden iſt, mußte in Wirklichkeit doch eine vorherige 
Feſtſtellung eines Satzungsentwurfs durch die Regierung erfolgen, 
die ſich dabei natürlich des Rates der provinziellen landwirtſchaftlichen 
Sachverſtändigen bediente. Von dem Augenblick der Errichtung an 
bis zur wirklichen Konſtituierung waren ohnehin eine Menge Vor⸗ 
bereitungen zu treffen, Verhandlungen mit den Zentralvereinen zu 
pflegen, vor allem auch die erſten Wahlen zu veranlaſſen. Das Geſetz 
ſah demgemäß vor, daß bei der erſten Einrichtung bis zur Kon⸗ 
ſtituierung die Obliegenheiten der Kammer durch den Oberpräſidenten 
wahrzunehmen ſeien (§ 23). Dieſem lag auch die Einladung zu der 
konſtituierenden Sitzung und die Leitung bis zur Wahl des Vor⸗ 
ſitzenden ob. In der Mehrzahl der Provinzen erfolgte die Errichtung 
der Kammern ſofort. Die Königliche Verordnung erging für alle 
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Provinzen außer Weſtfalen, Hannover und Rheinprovinz am 3. Au⸗ 
guſt 1895; am 30. Januar 1896 konſtituierte ſich die erſte 
Kammer, Sachſen. In den drei genannten Provinzen ſtellten 
ſich die Provinziallandtage zunächſt ablehnend; Hannover und Rhein⸗ 
land wollten ihre Zentralvereine, Weſtfalen ſeinen Bauernverein nicht 
in ihrer Wirkſamkeit beeinträchtigt ſehen. Ein gut Stück Doktri⸗ 
narismus war auch wohl in dieſem Widerſtand. Die Regierung 
bemühte ſich, die drei Provinzen umzuſtimmen; am meiſten Eindruck 
aber machte die raſche Entwicklung der neuen Kammern. Zuerſt gab 
Weſtfalen nach (Verordnung vom 28. April 1898), dann Hannover 
und Rheinland (Verordnung vom 15. März 1899). Mit der 
Konſtituierung der rheiniſchen Kammer (16. Novem⸗ 
ber 1899) war der Ring geſchloſſen. Alle Provinzen hatten 
eine Kammer, Heſſen⸗Naſſau — nicht zum Nutzen der Sache — aus 
Rückſicht gegen die Empfindungen der Bevölkerung zwei. Nur in 
Sigmaringen ließ man die alte „Zentralſtelle des Vereins zur Be⸗ 
förderung der Landwirtſchaft und des Gewerbes“ beſtehen. 

Die Kammer, ihrer Organiſation nach eine Miſchung von 
Parlament und Behörde, muß Dauerexiſtenz haben, um arbeiten zu 
können. Es iſt durch die Art der Wahlen dafür geſorgt, wie ſpäter 
auszuführen, daß eine Unterbrechung nicht eintritt. Doch ſieht das 
Geſetz mit Rückſicht auf die etwaigen Konſequenzen, die ſich aus der 
parlamentariſchen Seite der Organiſation ergeben könnten, die Mög⸗ 
lichkeit der Auflöſung, und zwar auf Antrag des Staatsminiſteriums 
durch Königliche Verordnung vor. Neuwahlen müſſen innerhalb drei 
Monaten, Neuberufung innerhalb ſechs Monaten erfolgen. Damit 
der Verwaltungsapparat nicht ſtockt, hat der Landwirtſchaftsminiſter 
fiber die zwiſchenzeitliche Geſchäftsführung und Vermögensverwaltung 
die erforderlichen Anordnungen zu treffen (§ 22). Bisher iſt -der 
Fall einer Auflöſung noch nicht vorgekommen. 


B. Weſen und Aufgaben der Kammern 

Wie bereits auseinandergeſetzt, waren in der Vorgeſchichte der 
Kammern zwei Tendenzen wirkſam: die eine wünſchte nur, die be⸗ 
ſtehenden Zentralvereine durch Verleihung eines Zwangsbeitragsrechts 
finanziell zu ſtärken; die andere, weltanſchauungsmäßig und intereſſen⸗ 
politiſch begründete, dagegen zielte auf Organiſation des Berufs⸗ 
ſtandes ab. Das Geſetz ſelbſt iſt ein Kompromiß; es ſetzt zwar an 
die Spitze feiner Beſtimmungen, daß die Kammern „zum Zweck 
der forporativen Organiſation des landwirtſchaft— 
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lichen Berufsſtandes“ gegründet werden ſollen, und wiederholt 
die gleiche Zweckbeſtimmung in § 2, Abſatz 1, baut aber im übrigen 
die Organiſation durchaus nicht ſtändiſch, ſondern rein mit ökono⸗ 
miſchen Zielſetzungen aus. Die Fortführung des Kampfes 
für den ſtändiſchen Gedanken haben die politiſchen Organiſationen 
der Landwirtſchaft, insbeſondere die Bauernvereine und der Bund 
der Landwirte, übernommen. Damit ſoll nicht geſagt ſein, daß die 
Kammern ein für allemal auf eine Betätigung nach dieſer Richtung 
verzichten müßten; ſie haben es nur bisher nicht getan. Auch iſt 
die Fülle rein praktiſcher Arbeit, die ihnen wahrſcheinlich noch für 
Jahrzehnte bevorſteht, ſo groß, daß dadurch ihre Kräfte voll abſorbiert 
werden. Das Problem iſt in den letzten Jahren allerdings von 
mehreren Richtungen in den Geſichtskreis der Kammern getreten. 
Einmal inſofern, als ſich ein Teilglied der geſamten „Landwirtſchaft“, 
die Gärtner, mit ihnen auseinanderzuſetzen begannen !; ein ander⸗ 
mal, als die organiſierte Landarbeiterſchaft Einlaß in die Kammern 
begehrte (ogl. hierzu den Abſchnitt über Mitgliedſchaft). Die 
Löſung dieſer Schwierigkeiten iſt nicht einheitlich und durchweg 
opportuniſtiſch erfolgt. Bis auf die letztgenannte Ausnahme ſind 
jedenfalls die techniſchen und wirtſchaftlichen Aufgaben drängender. 

Im übrigen umſchreibt das Geſetz (§ 2, Abſatz 1) die Auf: 
gaben der Kammern ſoweit als nur möglich; ſie „haben die 
Beſtimmung, die Geſamtintereſſen der Land⸗ und Forſtwirtſchaft ihres 
Bezirkes wahrzunehmen.“ Dies wird dann weiter ausgeführt. Sie 
haben zunächſt „zu dieſem Behufe alle auf die Hebung der 
Lage des ländlichen Grundbeſitzes abzielenden Ein⸗ 
richtungen, insbeſondere die weitere korporative Or⸗ 


1 Die Wünſche der Gärtner auf Bildung eigener Gartenbaukammern oder 
auf Eingliederung in die Landwirtſchaftskammern wurden in der Agrar⸗ 
fommiffion des Abgeordnetenhauſes am 18. Mai 1911 und im Landes- Okonomie⸗ 
Kollegium am 10. Februar 1912 behandelt. Letzteres empfahl, den Wünſchen 
der Gärtner ſelbſt entſprechend, den Landwirtſchaftskammern die Errichtung 
eigener Ausſchüſſe mit beſonderen Befugniſſen für den handeltreibenden Garten: 
bau. (Bgl. Verhandlungen des Landes⸗Okonomie⸗Kollegiums 1912, S. 327 ff.) — 
Einen Verſuch nach dieſer Richtung hat die Kammer Brandenburg gemacht. 
Nach den Satzungen dieſes brandenburgiſchen Ausſchuſſes vom 24. April 1914 
ſollte das Wahlrecht allen Beſitzern, Pächtern oder Leitern von Gärtnereibetrieben 
zuſtehen. Da das Kammergeſetz ſelbſt die Gärtner nicht einbezieht, müßte die 
ganze Organiſation auf Freiwilligkeit aufgebaut ſein; es ſind demgemäß auch 
nur freiwillige Beiträge, abgeſtuft nach dem Jahresdurchſchnitt des Lohnbetrages 
für die beſchäftigten Arbeiter, vorgeſehen. 
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ganiſation des Berufsſtandes der Landwirte zu för⸗ 
dern“. Dieſe Beſtimmungen find recht allgemein gehalten, und zwar 
abſichtlich, weil man ſich eben bei Erlaß des Geſetzes noch kein rechtes 
Bild machen konnte, in welcher Weiſe die Tätigkeit der Kammern 
ſich ausgeſtalten würde. Gedacht hatte man unter anderem an eine 
Mitwirkung innerhalb des Bereichs der Sozialverſicherung, über 
deren damals noch bevorſtehende Reform man ſich noch wenig klar 
war; bekanntlich wurden jedoch dann die alten Träger der Sozial⸗ 
verfiherung beibehalten. Was insbeſondere die bereits erwähnte 
„korporative Organiſation“ betrifft, ſo iſt zu bemerken, daß den 
Kammern nach dem Geſetz jeder Unterbau fehlt; urſprünglich war 
in Erwägung gezogen, den für die ganze Provinz arbeitenden zen⸗ 
traliſierten Kammern Kreisorganiſationen ergänzend beizugeben. Das 
iſt ein durchaus geſunder Gedanke, zu deſſen Verwirklichung bisher 
allerdings nichts geſchehen iſt. Der Grund für dieſes paſſive Ver⸗ 
halten der Kammern liegt in ihrer gleich zu erwähnenden Verbindung 
mit den alten Zentralvereinen. 

Noch in dem gleichen Abſatz des § 2 wird den Kammern das 
Recht zugeſprochen, ſelbſtändige Anträge zu ſtellen. Das 
iſt nun allerdings ein allgemeines Staatsbürgerrecht; da die Kammern 
aber zugleich Behörden ſind, war es nicht unzweckmäßig, es noch 
einmal ausdrücklich zu betonen. Über die Art der Ausübung dieſes 
Rechtes find gelegentlich Differenzen entſtanden. Die ſtaatliche Auf- 
ſicht über die Kammern wird durch den Landwirtſchaftsminiſter aus⸗ 
geübt (§ 20); dieſer iſt damit auch Vertreter der Kammern gegen⸗ 
über der Regierung geworden. Das Naturgemäße iſt alſo, daß 
Anträge an den Landwirtſchaftsminiſter geſtellt werden. Die Kammern 
beanſpruchen das Recht, direkt an den Miniſter zu gehen; in der 
Regel wird der Antrag jedoch wohl durch die Hand des Ober⸗ 
präſidenten weitergegeben werden . In vielen Fällen wird ſchon 
vorher Übereinſtimmung zwiſchen den Organen der Kammer und dem 
Oberpräſidenten erzielt ſein. Die Kammern haben durchwegs wohl 
die Praxis befolgt, zu ihren wichtigen Beratungen (nicht nur zu den 
Hauptverſammlungen) Vertreter der Regierung wie einzelner Be: 
hörden einzuladen. Die rheiniſche Kammer beiſpielsweiſe lädt zu 
allen Vorſtandsſitzungen den Oberpräſidenten, den Landeshauptmann 


1 Nach § 21 des Geſetzes find alle Berichte an die Zentralbehörden durch 
den Oberpräſidenten vorzulegen. Dieſe Beſtimmung bezieht ſich jedoch nur auf 
allgemeine, jährlich und fünfjährlich zu erſtattenden Berichte. 
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und den Direktor der Landwirtſchaftlichen Akademie Bonn⸗Poppels⸗ 
dorf ein; zu anderen Sitzungen (Ausſchüſſe, Kommiſſionen) werden 
der Präſident der Generalkommiſſion, die Regierungspräſidenten, der 
Geſtütdirektor, die Fachprofeſſoren der Akademie uſw. eingeladen. 
Wenn auch dieſer Einladung nicht regelmäßig Folge geleiſtet wird, 
ſo geſchieht dies doch ſo häufig, daß die Chefs der Behörden er⸗ 
ſcheinen oder Vertreter entſenden werden, daß ſich auf dieſe Weiſe 
eine recht fruchtbare Zuſammenarbeit ergibt. Es erſpart ungemein 
viel Zeit und Schreiberei, wenn neu auftauchende Fragen wenigſtens 
teilweife auf dem mündlichen Wege erledigt werden können. Daß 
bei etwaigen Konflikten dadurch ſich eine gewiſſe Hemmung der Be⸗ 
ratungsfreiheit ergeben könnte, ſoll nicht in Abrede geſtellt werden; 
die Kammern haben dann aber immer in der Hand, unter ſich allein 
zu beraten, da geſetzliche Beſtimmungen über die Zuziehung nicht 
beſtehen. Übrigens wird, wie hier gleich bemerkt ſei, in vielen Fällen 
die ſachliche Erledigung der Geſchäfte auch ſonſt durch mündliche 
Rückſprachen der Kammervorſitzenden bzw. der Fachdezernenten der 
Kammern mit den betreffenden Vertretern der Behörden fruchtbar 
gefördert. 

Nicht unbeſtritten in der Praxis iſt die Frage, ob die Kammern 
auch das Recht haben, an die anderen Miniſterien, an die Reichs⸗ 
behörden ſowie an die Parlamente unter Umgehung des Landwirt⸗ 
ſchaftsminiſters mit Anträgen heranzutreten. Es iſt jedenfalls üb⸗ 
lich, auch bei Anträgen etwa an den Reichstag den gleichen Antrag 
an das Landwirtſchaftsminiſterium mit der Bitte um Befürwortung 
zu ſenden. . 

Die Kammern find Vertreter der Landwirtſchaft ihrer Provinz; 
ſie ſind aber zugleich auch Vertreter der Landwirtſchaft im 
allgemeinen. Aus dieſem letzteren Grunde hat das Landes⸗ 
Okonomie⸗Kollegium ſtets verſucht, bei wichtigen Anläſſen Einzel⸗ 
anträge der Kammern zu verhindern und ſtatt deſſen Geſamtanträge 
im Schoße des Kollegiums zu erreichen. Eine ſolche Ausgleichungs⸗ 
tendenz liegt im Weſen des Kollegiums als der Geſamtvertretung 
der preußiſchen Landwirtſchaft; immerhin ſind Fälle denkbar und 
vorgekommen, in denen eine Ausgleichung der provinziellen Sonder⸗ 
wünſche nicht möglich iſt. Es wäre der Sache nicht gedient, wenn 
man ſolche — übrigens zumeiſt unweſentliche — Differenzen ver⸗ 
tuſchen wollte; dem eigentlichen Grundgedanken der Intereſſen⸗ 
vertretung wäre damit geſchadet. Ausgleichende Inſtanz ſind Mini⸗ 
ſterium und Parlament; ſoweit die Beratungen im Landes⸗Okonomie⸗ 
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Kilegium WHt zur Einigkeit führen, wird die Meinungsverſchiedenheit 
e bn ihre ſachliche Begründung haben. Das Kollegium hat übrigens 
in vielen ällen, namentlich wenn es ſich um zuſammenfaſſende Be⸗ 
zihte uber Rundfragen handelte, ſich damit begnügt, die Sonder⸗ 
aniöten referierend nebeneinanderzuſtellen. N 
„Die Landwirtſchaftskammern haben ferner die Verwaltungs⸗ 
Vehörden bei allen, die Land⸗ und Forſtwirtſchaft betreffenden Fragen 
durch tatſächliche Mitteilungen und Erſtattung von Gutachten zu 
unterſtützen. Sie haben .. . über ſolche Maßregeln der Geſetz⸗ 
gebung und Verwaltung ſich zu äußern, welche die allgemeinen In⸗ 
tereſſen der Landwirtſchaft oder die beſonderen landwirtſchaftlichen 
Intereſſen der beteiligten Bezirke berühren“ (§ 2, Abſatz 2). Es 
beſteht danach eine Verpflichtung der Kammer zu ſach⸗ 
verſtändiger Außerung. Die reichen Erfahrungen, die ſich 
bei ihnen anſammeln, insbeſondere auch die Tradition innerhalb der 
Beamtenſchaft, die Verbindung mit zahlreichen Kennern aus der 
Praxis wie aus der Wiſſenſchaft, die ſie ihrerſeits auf Grund ihrer 
ausgedehnten Perſonalkenntnis jederzeit anrufen können, geben ihnen 
in der Tat die Möglichkeit, Material zu beſchaffen und Urteile ab⸗ 
zugeben, wie es den Zentralbehörden aus Mangel an lokaler Kenntnis 
und den örtlichen Behörden aus Mangel eines allgemeinen Überblicks 
nicht möglich wäre. Dieſer Teil der Tätigkeit der Kammern iſt 
beſonders fruchtbringend. Die Anfragen und die Erſuchen um gut⸗ 
achtliche Außerungen von allen Behörden, vom Miniſterium bis zum 
Landbürgermeiſter, ſind überaus zahlreich; ſie betreffen auch ſo ziem⸗ 
lich alle Gegenſtände der landwirtſchaftlichen Fürſorge überhaupt, 
vom Zolltarifgeſetz bis zur Polizeiverordnung über Bienenhaltung 
oder Ziegenbockkörung. Der Zwang, auf dieſe Anforderungen 
hin (wie auch aus den Bedürfniſſen der ſonſtigen eigenen Tätig⸗ 
keit) ſich ſtändig über die Zuſtände und Bedürfniſſe der Landwirt⸗ 
ſchaft des Bezirks auf dem Laufenden zu halten, führt zu einer fo 
intimen Kenntnis der Dinge und nicht minder der Menſchen, daß erſt 
auf Grund dieſer ſich täglich verbreiternden Baſis lebendiger An⸗ 
ſchauung die fruchtbare Wirkſamkeit der Kammern möglich wurde. 
Die Vielgeſtaltigkeit der an ſie herantretenden Anforderungen und 
Wünſche, die Nötigung zu ſtets neuer Frageſtellung unter anderen 
Geſichtspunkten bewahrt vor Verknöcherung und Routine. 
Auch hier hat die Praxis wieder die Streitfrage gezeitigt, ob 
die Kammern außer der Verpflichtung, ſich zu äußern, auch ein 
Recht haben, angehört zu werden. Die Zentralregierung hat wohl 
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kaum in irgendeinem Falle von einiger Bedeutung verſäumt, die 
Kammern anzuhören. Anders ſteht es mit den Bezirksregierungen, 
die ja eben nicht landwirtſchaftliche, ſondern allgemeine Regierungs⸗ 
organe ſind. Es kommt hier darauf an, ob der Dezernent für Land⸗ 
. wirtfchuft genügendes Gewicht beſitzt, um die Intereſſen ſeines De⸗ 
zernats etwa in Induſtriekreiſen gegenüber den anderweitigen Inter⸗ 
eſſen wirkſam wahrzunehmen. Auch der umgekehrte Fall kann 
eintreten, daß der Dezernent zu ſelbſtändig iſt, um einen Einſpruch 
der Kammer zu wünſchen. Solche Konfliktſtoffe liegen natürlich nicht 
auf dem Gebiete der reinen Landwirtſchaft, ſondern dort, wo die 
Intereſſen von Stadt und Land, von Induſtrie und Landwirtſchaft 
in Gegenſatz geraten können, wie beiſpielsweiſe auf dem Gebiete der 
Waſſerwirtſchaft. Aber das find Ausnahmen. 

Dieſe allgemein gehaltene Aufgabenbeſtimmung wird durch das 
Geſetz in einzelnen Punkten genauer beſtimmt. Zunächſt ſind einige 
Veranſtaltungen bezeichnet, bei denen die Kammern mitwirken 
ſollen. Etwas unorganiſch iſt den Ausführungen des § 2, Abſatz 2 
der Satz angehängt, daß ſie bei allen Maßnahmen mitzuwirken 
hätten, „welche die Organiſation des ländlichen Kredits 
und ſonſtige gemeinſame Aufgaben betreffen“. Sehen wir von den 
„ſonſtigen gemeinſamen Aufgaben“ ab, ſo iſt in dieſer Anweiſung 
jedenfalls ein Nachklang der Schäffleſchen Gedanken von der In⸗ 
korporation des Hypothekarkredits zu ſpüren. In Wirklichkeit if 
eine Mitwirkung der Kammern bei den neueren Verſuchen der Kredit⸗ 
reform in Preußen (außer durch gutachtliche Beratung) meines 
Wiſſens nirgends erfolgt: die Landſchaften, die provinziellen Kredit⸗ 
inſtitute, die Genoſſenſchaften, aber nicht die Kammern ſind dazu 
herangezogen worden. Anders ſteht es mit der Beſtimmung des 
vierten Abſatzes des § 4: „Den Landwirtſchaftskammern wird nach 
Maßgabe der für die Börſen und Märkte zu erlaſſenden Beſtimmungen 
eine Mitwirkung bei der Verwaltung und den Preis⸗ 
notierungen der Produktenbörſen ſowie der Märkte, 
insbeſondere der Viehmärkte, übertragen.“ Bei den Börjen 
waren es Auswüchſe der Spekulation, bei den Märkten eine voll⸗ 
kommene Erſtarrung in hergebrachten Formen unter gänzlich ver⸗ 
änderten wirtſchaftlichen Verhältniſſen, die zu einer Abdrängung der 
Landwirte, alſo der Produzenten, von der Preisbildung geführt 
hatten. Während die Börſenreform in ihren Umriſſen bekannt iſt, 
bleibt die Geſchichte der Marktreform der beiden vergangenen Jahr⸗ 
zehnte noch zu ſchreiben. Die Kammern haben hier ein redliches 


1375] Die Landwirtſchaftskammern 289 


Stück Arbeit geleiſtet, zunächſt kritiſcher, dann aufbauender Art. 
Der Kampf um den Markt iſt freilich noch im Fluſſe; aber man 
kann doch wohl ſchon jetzt mit einiger Sicherheit ſagen, daß die 
Kammern im Bunde mit den Genoſſenſchaften zu einer brauchbaren 
Abſatzorganiſation und einer wirkſamen Vertretung der Produzenten⸗ 
intereſſen gelangen werden. Vor dem Kriege iſt auf die Anregung 
des jetzigen preußiſchen Landwirtſchaftsminiſters, Freiherrn v. Schor⸗ 
lemer, hin der Verſuch gemacht worden, die Abſatzorganiſationen der 
Landwirte mit den Metzgerinnungen in direkte Beziehung zu bringen, 
um die Fleiſchteuerung durch Ausſchaltung überflüſſiger Zwiſchen⸗ 
glieder zu mindern; dabei ſollten die Kammern auf der einen Seite, 
die Städte auf der anderen als eine Art Garantie für die beab⸗ 
ſichtigten dauernden Vertragsbeziehungen zwiſchen beiden Gruppen 
dienen. Der Verſuch iſt geſcheitert, wie es ſcheint, am Widerſtand 
der Metzger; doch wird er wohl nach dem Kriege wiederholt werden. 
Hier kann man wirklich ſchon von einem Anſatz zu einer „Organi⸗ 
ſation des Berufsſtandes“ ſprechen. 

„Die Landwirtſchaftskammern haben außerdem den tech⸗ 
niſchen Fortſchritt der Landwirtſchaft durch zweck— 
entſprechende Einrichtungen zu fördern“ (§ 2, Abſatz 3). 
Das iſt eine Generalvollmacht für die Betätigung innerhalb des 
ganzen Gebietes der Agrarpflege. Die Regierung verzichtet damit 
auf einen von ihr ſelbſt eifrig gepflegten Betätigungskreis, wenigſtens 
im Prinzip, inſofern, als ſie grundſätzlich keinerlei Schranken für 
die Wirkſamkeit der Kammern aufrichtet 1. In Wirklichkeit findet 
eine Beſchränkung allerdings deshalb ſtatt, weil die Kammern nicht 
über genügend Mittel verfügen. Doch hat ſich auch hierin die 
preußiſche Regierung großzügig gezeigt. Es iſt eigentlich nur das 
Gebiet des Melioriationsweſens, das ſie ſich reſerviert hat, und hier 
ſprechen in der Tat eine Reihe von Gründen, finanzieller wie tech⸗ 
niſcher Art, dafür, daß die Kammern wenigſtens von den großen 
Aufgaben dieſer Art ihre Finger laſſen. Das Wort „techniſch“ war 

freilich als Beſchränkung gedacht; es ſollte damit, wie ſich aus den 
Motiven zu dem Geſetzentwurf ergibt, eine politiſche Betätigung der 
Kammern ausgeſchloſſen werden. Es iſt anderſeits viel zu eng. 
Ein techniſcher Fortſchritt iſt gar nicht denkbar ohne ökonomiſche 
Fundierung; es find denn auch die wirtſchaftlichen Fragen von vorn⸗ 


1 Anders liegt es in Baden, wo die Regierung ſich einen Teil dieſer Auf⸗ 
gaben ausdrücklich vorbehalten hat (vgl. S. 331). 
Schmollers Jahrbuch XL g. 19 
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herein Gegenſtand der Tätigkeit der Kammern geweſen. Sie 
haben mit dieſer gleichmäßigen Pflege der techniſchen und öfone- 
miſchen Seite der Agrarpflege die Erbſchaft der alten Zentral: 
vereine übernommen. Das Geſetz ſelbſt (§ 2, Abſatz 3) weiſt auf 
dieſen Zuſammenhang hin, indem es die Kammern befugt, eben zum 
Zwecke der Förderung des techniſchen Fortſchritts in die Rechte der 
Zentralvereine einzutreten. Darauf wird noch zurückzukommen fein. 
Daß ſchließlich das Geſetz an gleicher Stelle die Kammern befugt, 
„ſonſtige Vereine und Genoſſenſchaften, welche die Förderung der 
landwirtſchaftlichen Verhältniſſe zum Zwecke haben, in der Aus⸗ 
führung ihrer Aufgaben zu unterſtützen“, zeigt deutlich, daß die 
Nichterwähnung der Förderung des wirtſchaftlichen Fort⸗ 
ſchrittes nur ein Redaktionsfehler iſt. 

Als letzte beſondere Aufgabe der Kammern endlich ſchreibt das 
Geſetz die Erſtattung von regelmäßigen Berichten vor 
(§ 21), und zwar haben die Kammern alljährlich einmal, bis zum 
1. Mai, dem Miniſter über die Lage der Landwirtſchaft ihres Be: 
zirkes zu berichten; von fünf zu fünf Jahren haben ſie einen um⸗ 
faſſenden Bericht über die geſamten landwirtſchaftlichen Zuſtände 
ihres Bezirkes zu erſtatten. In der Praxis ſind gegen dieſe Geſetzes⸗ 
vorſchrift einige Verſchiebungen eingetreten. Das Geſchäftsjahr der 
Kammern läuft von April bis April; die Fertigſtellung des Berichts 
bis zum 1. Mai war deshalb ſchwer möglich, und der Termin 
wurde etwas hinausgeſchoben. Wichtiger als dieſe Außerlichkeit iſt 
die Verſchiebung bezüglich des Inhalts der Berichte. Über die „Lage“ 
der Landwirtſchaft in einem Jahre läßt ſich, abgeſehen von Ernte, 
Seuchen uſw., in der Regel bei der Stabilität ihres Charakters nicht 
übermäßig viel für jedes Jahr ſagen, ſo daß die Berichte allmählich 
etwas dürftig wurden. Es wurde daher der Jahresbericht mehr und 
mehr zu einem Rechenſchaftsbericht über die Organiſation und 
Tätigkeit der Kammern ſelbſt umgebildet und die Lage der Land⸗ 
wirtſchaft nur anhangsweiſe behandelt. Dagegen wurden die fünf⸗ 
jährigen Berichte zu eingehenden Schilderungen der Entwicklung der 
Landwirtſchaft in dieſem größeren Zeitraum umgeſtaltet. Dieſe Be⸗ 
richte ſind natürlich ungleichmäßig im Wert; ſie werden zumeiſt von 
den Dezernenten in den Pauſen angeſpannter Tätigkeit geſchrieben 
und nicht immer einer ſorgfältigen Geſamtredaktion unterzogen. 
Auch darf man nicht vergeſſen, daß es doch ſchließlich Intereſſen⸗ 
vertretungen ſind, von denen ſie herrühren. Im Gegenſatz zu manchen 
Handelskammerberichten, die ſich auf die Zuſammenſtellung von Ge 
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ſchäftsberichten einzelner Firmen beſchränken, ſtehen die Berichte der 
Landwirtſchaftskammern weit über ſolchen individuellen Stimmungs⸗ 
äußerungen. Die Handelskammer (von den ganz großen ubgeſehen) 
beſchränkt ihr Tätigkeitsgebiet zumeiſt auf einen engen Kreis, in 
dem ein einzelnes Unternehmen für einen beſtimmten Produktions- 
zweig ausſchlaggebend oder ſogar alleinſtehend ſein kann; bei den 
Landwirtſchaftskammern dagegen mit ihrem großen Tätigkeitsbereich 
und Hunderttauſenden von Betrieben iſt zum mindeſten dieſe indivi⸗ 
duelle Fehlerquelle ausgeſchaltet. Daß ſie noch verbeſſerungsfähig 
ſeien, wird von den Kammern ſelbſt wie von der Regierung durch⸗ 
aus anerkannt. Auch in ihrem jetzigen Zuſtande ſind ſie eine gute, 
von der Wiſſenſchaft noch nicht genügend ausgenutzte Informations- | 
quelle. 

Die Tätigkeit der Kammern geht nach dieſen ge- 
ſetzlichen Beſtimmungen und nach der tatſächlichen 
Entwicklung nach drei Richtungen: 

1. Die Kammern ſind Hilfsorgan der Regierung; einmal, indem 
ſie ſie aus ihrer Kenntnis der lokalen Zuſtände heraus beraten oder 
Anträge ſtellen, dann durch ihre ä bei der Verwendung 
von Staatsbeihilfen. 

2. Sie vertreten die landwirtſchaftlichen Intereſſen ihres Be⸗ 
zirks: der Regierung gegenüber (bei Gelegenheit der Berichte und An⸗ 
träge), durch öffentliche Erklärungen, Einwirkung auf die Preſſe uſw. 
Die Kammern haben ſämtlich eigene Fachorgane!; die meiſten geben 
auch noch Korreſpondenzen für die Tagespreſſe heraus. 

3. Sie fördern die Landwirtſchaft ihres Bezirks nach allen 
Richtungen, techniſch, ökonomiſch und kulturell. 

Von den Einzelheiten dieſer Tätigkeit wird noch zu reden ſein. 
Man ſieht, daß der Aufgabenkreis der Kammern ſehr groß iſt und 
zugleich immerhin ſo unbeſtimmt umſchrieben, daß eine verſchiedene 
Ausdehnung möglich iſt. In der Tat iſt die Entwicklung in den 
einzelnen Provinzen recht verſchieden. Dafür konnten ſachliche Gründe 
vorliegen, wie der verſchiedenartige Zuſtand der Landwirtſchaft, die 
Beſitzverteilung, nicht zum wenigſten auch die Tradition, die ſich in 
der vorangegangenen Wirkſamkeit der landwirtſchaftlichen Vereine 
ausdrückte. Auch die Exiſtenz anderer tätiger Organiſationen neben 
den Kammern iſt von Bedeutung; ſo hat der Weſtfäliſche Bauern⸗ 


1 Vgl. R. Kook, Die deutſche Kammervreſſe (Zeitſchrift für die geſamte 
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verein ſicherlich manches an ſich gezogen, was anderwärts Aufgabe 
der Kammer iſt. Nicht weniger von Einfluß iſt die Initiative, die 
von den leitenden Männern ausging. Das kann der Borfigende 
ſein, aber auch der erſte Beamte der Kammer. In der Provinz 
Sachſen iſt ſicherlich die Richtung der Kammer zuerſt durch ihren 
damaligen Generalſekretär, v. Mendel⸗Steinfels, eine ſehr aus⸗ 
geſprochene Individualität, beſtimmt worden. Einzelne energiſche 
Ausſchußvorſitzende oder rührige Dezernenten können es zuwege 
bringen, daß die ſie intereſſierenden Zweige beſonders gepflegt werden. 
So iſt, wenigſtens in den Anfangsjahren, abgeſehen von den 
großen Grundzügen, die Entwicklung der Kammern keine gleichmäßige 
geweſen, ſowohl was den Umfang wie die Intenſität der Betätigung 
betrifft. Allmählich hat ſich allerdings eine gewiſſe Ausgleichung 
vollzogen. Die Zuſammenkünfte der Vorſitzenden wie der Beamten, 
das Studium der Einrichtungen und Veröffentlichungen der anderen 
Kammern, der Einfluß des Landes⸗Okonomie⸗Kollegiums, auch ge⸗ 
legentliche Hinweiſe des Miniſteriums haben dazu geführt, daß ein 
Vorgehen, das ſich an einer Stelle bewährt hatte, nun auch von den 
anderen übernommen wurde. Doch kann auch jetzt noch von einer 
ſchematiſchen Gleichheit keine Rede ſein; jede Kammer iſt, ſoweit 
nicht einzelne Aufgaben und der Weg ihrer Löſung unveränderlich 
gegeben ſind, eine Individualität. 

Gegenüber den anderen Organiſationen wirtſchaftlicher Berufs⸗ 
ſtände, alſo namentlich gegenüber Handels⸗ und Handwerkskammern, 
zeichnet ſich die Landwirtſchaftskammer durch den größeren Be: 
zirk aus, für den ſie arbeitet. Jeder Regierungsbezirk hat 
eine Handwerkskammer; die Zahl der Handelskammern in den 
einzelnen Provinzen iſt verſchieden, aber doch viel größer als die 
der Landwirtſchaftskammern. So beſtehen jetzt in Schleſien 9, in der 
Rheinprovinz 21 Handelskammern. Das ſcheint zunächſt etwas Außer⸗ 
liches, iſt es aber in ſeinen Folgen doch nicht, wie ſich aus den 
Bemühungen auf „Konzentration“ in einſichtigen Handelskammer⸗ 
kreiſen ergibt. Der größere Bezirk verhindert den überwiegenden 
Einfluß einzelner Intereſſenten, weitet den Blick der leitenden Männer 
wie der Beamten. An einem Punkte fließen Mittel zuſammen, die 
bei einer dezentraliſierten Organiſation zerſplittert werden. Die 
„Generalunkoſten“ ſind geringer; dadurch bleiben Gelder für andere 
Zwecke frei. Es iſt möglich, hochqualifizierte Beamte in einer ſtark 
arbeitsteiligen Verfaſſung anzuſtellen, Inſtitute anzugliedern (Schulen. 
Verſuchs⸗ und Forſchungsanſtalten uſw.), deren Exiſtenz und Wirt: 
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jamfeit nun wieder die Tätigkeit der Kammer jelbit hebt. Auch 
die Auswahl für die Beſetzung der ehrenamtlich fungierenden Per⸗ 
ſönlichkeiten iſt größer; die Zuſammenfaſſung in Provinzialgremien 
macht, wie ſchon geſchildert, ein leichtes Einvernehmen mit den Pro⸗ 
vinzialbehörden und der Provinzialſelbſtverwaltung möglich. Die 
Gefahr, daß die ſtarke Zentraliſation mit ihrem großen Beamten⸗ 
apparat zu einer gewiſſen Bureaukratiſierung führt, iſt natürlich ge⸗ 
geben; es muß dafür geſorgt werden, daß die Beamtenſchaft in 
ſteter Verbindung mit der Praxis bleibt. Das iſt bisher wohl ſo 
ziemlich gelungen. 


C. Die Organe der Kammern 

Für die Organiſation der Kammern im engeren Sinne des 
Wortes ſind neben dem Geſetz, deſſen Beſtimmungen ja nur dürftige 
ſind, die Satzungen und die Geſchäftsordnungen maßgebend. Die 
Satzungen ſind als Ergänzung des Geſetzes anzuſehen und von 
dieſem ſelbſt vorgeſehen; ſie enthalten eine Reihe von Beſtimmungen 
fonftitutiver Natur, über welche jedoch die Kammern als Selbſt⸗ 
verwaltungsorgane ſelbſt die Entſcheidung treffen müſſen. Die Ge⸗ 
ſchäfts ordnungen dagegen find vom Geſetz (§ 17) als bloße 
Regelung des Geſchäftsganges bezeichnet; fie werden von der Kammer 
allein feſtgeſetzt und veröffentlicht. 

Die andersgeartete Natur der Satzungen ergibt ſich aus zwei 
Tatſachen: erſtens bedürfen ſie der Königlichen Genehmigung, werden 
auch im Staatsanzeiger veröffentlicht. Durch die Errichtungsverord⸗ 
nungen iſt zwar dem Landwirtſchaftsminiſter dieſe Genehmigung, ab⸗ 
geſehen von Anderungen, die den Sitz, den Zweck, die Vertretung der 
Kammer oder das Wahlverfahren betreffen, übertragen worden; aber 
auch das bedeutet praktiſch natürlich nur eine Verwaltungserleichterung, 
nicht aber eine Milderung des Vetorechts der Regierung. Weiter 
müſſen die Satzungen von der neu konſtituierten Kammer als erſter 
Gegenſtand ihrer ſachlichen Verhandlungen durchberaten werden; das 
war nur möglich, wenn ſie dieſer konſtituierenden Verſammlung 
bereits fertig vorgelegt werden konnten. Die Satzungen ſind alſo 
in Wirklichkeit von der Regierung aufgeſtellt und bisher nur in un⸗ 
weſentlichen Punkten abgeändert worden. In dem einzigen Falle, 
in dem bisher eine Satzungsänderung von Belang gewünſcht wurde, 
nämlich bezüglich des Wahlverfahrens, iſt die Genehmigung durch 
die Regierung nicht zu erreichen geweſen (vgl. S. 300). Die wich⸗ 
tigſten Beſtimmungen, über welche in den Satzungen Entſcheidung 
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zu treffen ift (§ 4), find: Sitz der Kammer, Mindeſtmaß des zum 
paffiven Wahlrecht berechtigenden Grundbeſitzes, Zahl der Mitglieder 
und Verteilung auf die Wahlkreiſe, Bezeichnung der Gegenſtände, 
welche der Beſchlußfaſſung der Hauptverſammlung vorzubehalten find. 
Die übrigen Punkte betreffen nur Formalien. 


a) Die Mitgliedſchaft 

Der Charakter der Kammern iſt ein zwieſpältiger. 
Sie ſind einmal Selbſtverwaltungskörper, Intereſſenten⸗ 
vertretungen; ſie ſind zum anderen Parlamente. Als Parlamente 
können ſie nur eine beſtimmte kleinere Zahl von Mitgliedern haben. 
Als Selbſtverwaltungskörper und Intereſſentenvertretungen umfaſſen 
ſie ideell alle Berufsangehörigen in der Provinz, wie das die land⸗ 
wirtſchaftlichen Vereine, ihre Vorgänger, der Idee nach wenigſtens 
gleichfalls tun wollten. Dieſe ideelle Vertretung hat ihre ökonomiſche 
Folge, nämlich die Beitragspflicht. Die finanzielle beſſere Fundierung 
durch ein Steuerrecht war ja, wie wir geſehen haben, einer der 
Gründe für die Erſetzung der landwirtſchaftlichen Vereine durch die 
Kammern. Im Gegenſatz zu den Vereinen iſt bei den Kammern 
Beitragspflicht und Mitgliedſchaft nicht einander 
deckend; zu Beiträgen ſind alle Landwirte der Provinz (von einem 
beſtimmten Umfang ihres Beſitzes an) verpflichtet; die Mitgliedſchaft 
wird nur durch Wahl erworben und kann auch Nichtlandwirten bei⸗ 
gelegt werden. Die Kammern find alſo zunächſt Parla⸗ 
mente. Sie ſetzen ſich zuſammen aus ordentlichen und außer⸗ 
ordentlichen Mitgliedern. Die erſteren (§§ 5 ff.) find allein 
vollberechtigt; fie find Vertreter der Wahlkreiſe. Die außerordent⸗ 
lichen Mitglieder, die von der Kammer ſelbſt zugewählt werden, 
haben nur das Recht der Teilnahme an den Sitzungen mit be⸗ 
ratender Stimme. Da die Vollverſammlungen der Kammern nur 
ein⸗, höchſtens zweimal im Jahre ſtattfinden, zu der wirklichen Arbeit 
in den Ausſchüſſen aber auch Nichtmitglieder zugezogen werden können, 
iſt die Stellung als außerordentliches Mitglied eine ziemlich dekora⸗ 
tive, ſofern der Betreffende nicht die Gabe beſonderer parlamentari⸗ 
ſcher Beredſamkeit beſitzt, um in der Hauptverſammlung Einfluß zu 
gewinnen. Ihre Zahl darf fi bis auf ein Zehntel der Mitglieder: 
zahl belaufen; gewählt werden dürfen „Sachverſtändige und um die 
Landwirtſchaft verdiente Perſonen“. Da dieſe aber auch, wie gleich 
zu zeigen, ordentliche Mitglieder unter beſtimmten Umſtänden werden 
können, ſtellt die Wahl im ganzen nur eine Ehrung vor. 
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Der Kreis der Perſönlichkeiten mit paffivem Wahlrecht iſt 
recht weit gezogen. Abgeſehen von einigen objektiven Vorausſetzungen 
(Angehörigkeit zu einem deutſchen Bundesſtaat, Alter von mindeſtens 
30 Jahren, Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte und der freien Ver⸗ 
mögensverfügung), handelt es ſich dabei natürlich um die Feſtſtellung 
der eigentlichen Qualifikation. Solche wird gefunden 1. in der 
direkten Beziehung zum landwirtſchaftlichen Beruf als Eigentümer, 
Nutznießer oder Pächter land⸗ oder forſtwirtſchaftlicher Grundſtücke 
im Kammerbezirk, 2. in dem früheren Beſtehen dieſer Beziehung, 
3. in der Tatſache einer mindeſtens zehnjährigen Tätigkeit als Vor⸗ 
ſtandsmitglied oder Beamter von landwirtſchaftlichen und zweck⸗ 
verwandten Vereinen, landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften und Kredit⸗ 
inſtituten. Man ſieht daraus, daß die Kammern zwar Intereſſenten⸗ 
vertretungen ſein ſollen, aber doch nicht Vertreter von Einzelintereſſen. 
Gerade daß man die Sachkunde perſönlich nicht mehr intereſſierter 
früherer Landwirte nutzbar machen will, iſt beweiſend dafür. Auch die 
Vorſtandsmitglieder und Beamten der genannten Agrarinſtitute werden 
in vielen Fällen nicht Landwirte ſein; ihre ökonomiſche Kenntnis ſoll 
die techniſche der Landwirte ergänzen. Endlich hat die Kammer das 
Recht, einzelnen Perſonen „wegen ihrer Verdienſte um die Landwirt⸗ 
ſchaft“ die Wählbarkeit beizulegen. Mir ſind nur wenige Fälle dieſer 
Art bekannt geworden, die einen ſymptomatiſchen Charakter nicht 
tragen. Der Charakter der Ständevertretung iſt alſo 
feſtgehalten, aber ſehr liberal ausgelegt. 

Die Zahl der Mitglieder iſt nicht ſehr groß. Für jeden Wahl⸗ 
bezirk, der fic) in der Mehrzahl der Fälle mit dem Landkreis deckt, 
ſollen in der Regel zwei Mitglieder gewählt werden; doch ſchwankt 
die Zahl nach der Größe der Kreiſe von eins bis vier. Die größte 
Zahl der Mitglieder hat Schleſien (124), die kleinſte Wiesbaden (32). 

Die ganz überwiegende Zahl der Kammermitglieder ſind „Land⸗ 
wirte“ im Sinne des Geſetzes, d. h. in irgendeiner Form materiell 
landwirtſchaftlich intereſſierte Perſönlichkeiten (bzw. deren geſetzliche 
Vertreter und Bevollmächtigte). Die Begriffsbeſtimmung des 
„Landwirts“ iſt nun allerdings äußerſt ſchwierig. Es kommt da⸗ 
bei in Betracht die Stellung zum Beruf und die Größe des Beſitz⸗ 
tums. Es dürfte bekannt ſein, daß in einem recht beträchtlichen Um⸗ 
fange Grundbeſitz von ſtädtiſchen Kapitaliſten aufgekauft worden iſt; 
dabei kommen alle Abſtufungen des Verhältniſſes von Mann und 
Boden vor: reine Kapitalanlage, Kauf wegen der mit dem Grund⸗ 
befig verbundenen ſozialen Ehrung, Freude am Landleben wenigſtens 
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während einiger Sommermonate, Jagdluſt, Bewirtſchaftung durch 
einen Verwalter neben dem ſelbſtbetriebenen induſtriellen Hauptberuf, 
eigene Bewirtſchaftung. Alſo alle Stufen vom reinen Abſentismus 
bis zum rationellen Landwirt. In agrariſchen Kreiſen herrſcht bis⸗ 
weilen ein gewiſſes Mißtrauen gegen die „Amateurlandwirte“, das 
gelegentlich auch einmal ſeine Berechtigung haben kann. Im übrigen 
iſt der Eintritt des in der Induſtrie geſchulten ſtädtiſchen Bürger: 
tums in die Landwirtſchaft eine Blutauffriſchung, die ſchon Albrecht 
Thaer eifrig befürwortete !. Der große, immerhin noch in den An: 
fängen befindliche Prozeß der Rationaliſierung des landwirtſchaftlichen 
Betriebes kann dadurch die geeignetſte Förderung erfahren. Ein 
zweiter Stein des Anſtoßes für die Nur⸗Landwirte ſind die Beamten, 
namentlich die Landräte, die in nicht unbeträchtlicher Zahl in die 
Kammern gewählt wurden. Man wird zugeben können, daß es dem 
Gedanken der Kammern beſſer entſpricht, wenn nur Landwirte im 
engeren Sinn als Vertreter gewählt werden; auch iſt die Befürch⸗ 
tung nicht ganz von der Hand zu weiſen, daß ehrgeizige Landräte 
ihre Wahl beim Kreistag gegen beſſer geeignete andere Kandidaten 
durchſetzen könnten. Es kann aber in Gegenden des Kleingrundbeſitzes 
vorkommen, daß ein anderer Kandidat, der „geeignet und bereit“ iſt, 
das Amt zu übernehmen, ſich tatſächlich nicht findet. Und dann iſt 
es alte preußiſche Tradition, zu der man im übrigen ſtehen kann 
wie man will, daß der Landrat agrariſche Intereſſen hat. Das iſt 
auch ſachlich nicht unbegründet; die meiſten Kreiſe ſind überwiegend 
landwirtſchaftlich, alle größeren Städte kreisfrei. Es wird wenigſtens 
niemanden geben, der die landwirtſchaftlichen Intereſſen ſeines Kreiſes 
beſſer kennt als ein eifriger Landrat. 

Auf der anderen Seite muß der Begriff des Landwirts nach 
unten entſchieden eine Abgrenzung erfahren. Das hat einmal einen 
Guperliden Grund, nämlich die Verbindung des paſſiven Wahlrechts 
mit der Steuerpflicht. Die Einzelbeträge der Landwirtſchaftskammer⸗ 
beiträge find bei kleineren Befigungen fo minimal, daß ihre Ver⸗ 
anlagung und Erhebung unverhältnismäßige Koſten machen würde. 
Ein zweiter Grund aber iſt der, daß der Parzellenbeſitzer unter ganz 
anderen Verhältniſſen arbeitet als der größere Landwirt, wie etwa 


1 Vgl. Wygodzinski, Die volkswirtſchaftlichen Grundlagen der land⸗ 
wirtſchaftlichen Betriebslehre, S. 5. (In: Entwicklung der deutſchen Volks⸗ 
wirtſchaftslehre im 19. Jahrhundert, Feſtſchrift zu Schmollers 70. Geburtstag, 
Leipzig 1908, Bd. II.) 
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der Handwerker und der Großinduſtrielle nicht nur quantitativ, 
ſondern auch qualitativ verſchiedene Züge aufweiſen. Das Geſetz 
verlangt nun (§ 6, Ziffer 1) Grundbeſitz oder Pachtung im Bezirk 
der Kammer wenigſtens vom Umfang einer ſelbſtändigen Ader- 
nahrung; welches dieſer Umfang iſt, ſchien für die ganze Monarchie 
einheitlich zu regeln unmöglich. Nach Boden⸗, Betriebs⸗, klimatiſchen 
und Abſatzverhältniſſen iſt die Selbſtändigkeit von ganz verſchiedenem 
Umfang des Befites abhängig; während für Spatenkultur auf gutem 
Boden in der Nähe des kaufkräftigen Markts einer Großſtadt ein 
paar Morgen genügen können, ſind anderswo bei extenſivem Betrieb 
eine Anzahl von Hektar dafür erforderlich. Auch innerhalb der ein⸗ 
zelnen Kammerbezirke kommen natürlich ſolche Unterſchiede vor. 
Dieſe lokalen Unterſchiede ſuchte man in der Weiſe auszugleichen, 
daß nicht ein beſtimmter Umfang, ſondern die Ertragsfähigkeit des 
Bodens zugrunde gelegt wurde, und zwar in der Weiſe, daß der 
Umfang der „ſelbſtändigen Ackernahrung“ durch den Grundſteuer⸗ 
reinertrag beſtimmt wurde. Für den Fall rein forſtwirtſchaftlicher 
Benutzung ſetzte das Geſetz ſelbſt einen Mindeſt⸗Grundſteuerreinertrag 
von 150 Mk. feſt. Dadurch, daß der Grundſteuerreinertrag zugrunde 
gelegt wurde, konnte man wenigſtens ein Moment der Ertragsbildung 
und damit der Unterlage der „Selbſtändigkeit“ zu erfaſſen hoffen, 
nämlich die Bodenqualität. Allerdings iſt die Grundſteuereinſchätzung 
in Preußen nicht eine ſolche des Geſamtgutes, ſondern der Parzelle; 
es wird alſo weder die Lage zum Hauptgut noch die zum Abſatz⸗ 
markt berückſichtigt. Noch ſchlimmer iſt aber, daß die Grundſteuer⸗ 
einſchätzung ſtark veraltet iſt. Die Feſtſetzung der Bodenwerte ſtammt 
aus dem Jahre 1861; ſeitdem aber haben die Verſchiebung der 
Preiſe landwirtſchaftlicher Produkte (ſtärkere Preisſteigerung der 
Produkte der Viehzucht), die Entwicklung der Verkehrsverhältniſſe, 
die techniſchen Fortſchritte der Landwirſchaft (Bedeutung des Kunſt⸗ 
düngers für die leichten Böden!) eine ſolche Verſchiebung der Boden⸗ 
werte bewirkt, daß die Einſchätzung von 1861 als richtig nicht mehr 
angeſehen werden kann . Die Fehler ſind allerdings erträglich, 
weil die Veranlagung überhaupt ſehr niedrig war; die ſeitdem ein⸗ 
getretenen abſoluten Wertverſchiebungen gingen ganz überwiegend 
nach oben?, fo daß die Benutzung des Grundſteuerreinertrages für 


1 Bol. Wygodzinski, Die Beſteuerung des landwirtſchaftlichen Grund⸗ 
beſitzes in Preußen. Jena 1906. Insbeſ. S. 60 ff. 

2 So iſt der Caſeler Berg, eine der berühmteſten Weinlagen, im Kataſter 
noch als ertragloſe Lohhecke verzeichnet. (Ebenda S. 68.) 
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die Auflegung von Beiträgen für die Landwirtſchaftskammern jeden⸗ 
falls nur für letztere und nicht für die Beſitzer unangenehm iſt. Zu⸗ 
dem handelt es ſich bei den Kammerbeiträgen um abſolut recht kleine 
Summen, wie noch zu zeigen. 

Die Frage wird dadurch kompliziert, daß nach § 18 des Geſetzes 
die Kammern ihre Beiträge auf diejenigen Beſitzungen verteilen, deren 
Befigern das paſſive Wahlrecht zuſteht. Wahlrecht und Beitrags⸗ 
pflicht ſind demgemäß verbunden. Nun kann die Kammer in jedem 
Falle nur ein Intereſſe daran haben, möglichſt viel Steuerpflichtige 
heranzuziehen. Dies rein fiskaliſche Intereſſe kann durch politiſche 
oder ſoziale Gegenintereſſen gekreuzt werden; nämlich dann, wenn 
man den kleinſten Bauern oder Parzellenbeſitzern den Zutritt zur 
Kammer ſperren will, ſei es, weil man ſie ihrer Bildungsſtufe nach 
nicht dafür geeignet hält, ſei es, weil wenigſtens unter den Parzellen⸗ 
beſitzern viel Nichtlandwirte, namentlich Induſtriearbeiter, ſein können, 
deren Teilnahme an den Kammerarbeiten zu politiſchen Differenzen 
führen könnte. Denn endlich kann nach § 9 des Geſetzes den Bei⸗ 
tragspflichtigen auch das aktive Wahlrecht zur Kammer verliehen 
werden, ein Fall, der allerdings noch nicht praktiſch geworden iſt. 
Entgegen den Erwartungen bei Erlaß des Geſetzes iſt das urſprüng⸗ 
liche, nur als Kompromiß für eine Übergangszeit gedachte Wahl⸗ 
verfahren (vgl. S. 281) beftehen geblieben. Das Verfahren ift 
jetzt folgendes: Wahlbezirke find in der Regel die Landkreiſe; durch 
die Satzungen können mehrere Kreiſe zu einem Wahlbezirk vereinigt 
werden. Ebenſo können Stadtkreiſe behufs der Wahl mit benad: 
barten Landkreiſen zu einem Wahlbezirk verbunden werden (§ 7). 
Dieſe Hineinbeziehung der Stadtkreiſe mußte erfolgen, weil ſeit der 
Ara der großen Eingemeindungen innerhalb der politiſchen Grenzen 
der Stadtkreiſe umfangreiche rein landwirtſchaftliche Gemeinden oder 
Gemeindeteile lagen. Die „Agrarpolitik“ dieſer Großſtädte verdient 
überhaupt einmal eine Unterſuchung. Wo, wie in der Rheinprovinz, 
wegen des ausgedehnten Streubeſitzes nicht die Beſitzungen, ſondern 
die Beſitzer als Steuerträger herangezogen ſind, würde ein Fortfall 
der in den Städten wohnenden Beſitzer land⸗ oder forſtwirtſchaftlich 
genutzten Grund und Bodens eine beſonders empfindliche Einbuße 
bedeuten, wie es auch eine Ungerechtigkeit gegen dieſe ſelbſt wäre, 
wenn ſie in den Kammern nicht vertreten wären. Die Landwirt⸗ 
ſchaftskammer für die Rheinprovinz hat eine Zuſammenſtellung über 
die Grundbeſitzverteilung in der Rheinprovinz auf Grund einer be⸗ 
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ſonderen Erhebung veröffentlicht!, die auch in dieſer Beziehung inter⸗ 
ante Einblicke eröffnet. Danach betrug die Zahl der Beſitzer mit 
einem in der Rheinprovinz belegenen Grundbeſitz von mindeſtens 
150 Mk. Grundſteuerreinertrag in den Kreiſen 


Land Stadt 
Aachens 8⁵7 312 
Bonn ee 1062 379 
. ĩ ES 1037 615 
Mülheim a. ahh. 441 19 
Crefe ld 551 181 
Düſſeldorr 540 161 
M.⸗ Gladbach 933 57 
Eſſen 372 78 
Mülheim a. Ruhr . 112 147 
Solingen 759 22 
Co blen 802 94 


Wir ſehen alſo, daß die Zahl der „Stadtagrarier“ recht be⸗ 
trächtlich iſt; in einem Falle (Mülheim a. Ruhr) war ſogar ihre 
Zahl größer als die der Landwirte im benachbarten Landkreiſe. Noch 
deutlicher aber ſprechen die Zahlen über den Umfang des Beſitzes 
dieſer Beſitzer. Es betrug nämlich die Summe der Grund⸗ 
ſteuerreinerträge des Geſamtgrundbeſitzes dieſer Beſitzer beiſpiels⸗ 
weiſe in 


Stadt Land 
Aachen 480 155 Mk. 483 027 Mk. 
Bonn 656 663 284 418 
R ae a 988611 - 1027411 > 
Mülheim a. Ruhr . 119 952 135 368 


Die Wahl ſelbſt erfolgt durch die Kreistage. Dabei erhalten 
die dem Wahlkreis zugeſchlagenen Stadtkreiſe eine ihrem Grund⸗ 
ſteuerreinertrage entſprechende Zahl von Wahlmännern, die von der 
Gemeindevertretung aus der Zahl der paſſiv wahlberechtigten Ein⸗ 
wohner des Stadtkreiſes gewählt werden. Auch die Mitglieder aus 
dem Wahlverbande der nichtkreisfreien Städte nehmen nur inſoweit 
an der Wahl teil, als ſie die paſſive Wählbarkeit haben; nur für 
Ackerſtädte kann eine Ausnahme von dieſer Beſchränkung zugelaſſen 
werden (§ 8). 

Dieſe Wahl durch die Kreistage war, wie geſagt, ein Kompromiß. 
Es muß ohne weiteres zugegeben werden, daß es dem Weſen des 
modernen Staatsbürgertums widerſpricht, wenn die Mitglieder des 


1 Jahresbericht der Landwirtſchaftskammer für die Rheinprovinz für das 
Jahr 1910 und den fünfjährigen Zeitraum 1906— 1910. Bonn 1911, S. 192 ff. 
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Vertretungskörpers eines Standes nicht durch dieſen ſelbſt, ſondern 
durch eine politiſche Körperſchaft gewählt werden. Das Geſetz fieht 
denn auch (§ 9) vor, daß die Kammern eine Anderung des 
Wahlverfahrens beſchließen können, und zwar in der Weile, 
daß das Wahlrecht den Landwirten ſelbſt übertragen wird. Dabei 
iſt einerſeits ein Heruntergehen auch unter die Grenze der ſelb⸗ 
ſtändigen Ackernahrung und anderſeits die Möglichkeit der Schaffung 
eines nach dem Grundſteuerreinertrage abgeſtuften, d. h. alſo eines 
Pluralwahlrechts vorgeſehen. Trotz der heftigſten Angriffe gegen die 
Wähl durch die Kreistage iſt aber bisher nirgends eine Anderung 
erfolgt. Die Angriffe waren allerdings in der Regel doktrinärer 
Natur. Es wurde darauf hingewieſen, wie in den Kreistagen mehr 
und mehr das agrariſche Element verdrängt wird (während auf der 
anderen Seite die Handelskammern darüber klagen, daß die Kreis⸗ 
tage noch zu agrariſch ſeien). Die Gegner einer Anderung er⸗ 
widerten, daß Klagen über die Art, wie die Kreistage ihr Wahlrecht 
ausüben, kaum laut geworden ſeien, daß eine Anderung des Wahl⸗ 
rechts techniſch ſchwer durchführbar ſei, daß eine Übertragung des 
Wahlrechts auf die landwirtſchaftliche Bevölkerung neue „Wahlauf⸗ 
regungen“ ſchaffen würde, deren man ſchon gerade genug habe. Auch 
die Politiſierung der Kammern oder doch der Verſuch dazu wurde ge⸗ 
fürchtet. Bisher haben nur zwei Kammern (Wiesbaden und Rhein⸗ 
provinz) Anträge auf Anderung des Wahlrechts geſtellt, die jedoch 
von der Regierung nicht genehmigt wurden. 

Es iſt ſchließlich noch von den Bemühungen zu ſprechen, die 
Landarbeiter in die Kammerorganiſation hineinzuziehen. Nach 
dem Geſetz haben die Kammern die Aufgabe, „die Geſamtinter⸗ 
eſſen der Land⸗ und Forſtwirtſchaft ihres Bezirks wahrzunehmen“. 
Dieſe recht allgemeine Umſchreibung läßt es offen, welcher Bevölle⸗ 
rungskreis einbezogen fein ſoll; § 1 des Geſetzes ſpricht allerdings 
von „der korporativen Organiſation des landwirtſchaftlichen Berufs⸗ 
ftandes”. In der Begründung zu § 6 des Geſetzes, welcher die 
paſſiv wahlberechtigten Perſonen umſchreibt, heißt es etwas unklar 
von den Landarbeitern: „Die Vertretung dieſer Schicht der länd⸗ 
lichen Bevölkerung muß den eigentlichen Landwirten überlaſſen bleiben.“ 
Tatſächlich ſind die Arbeiterintereſſen auch in mehr oder minder 
großem Umfange Gegenſtand der Tätigkeit der Kammern geworden; 
die von den meiſten Kammern gebildeten Ausſchüſſe für Arbeiter 
weſen, die Arbeitsnachweiſe und auch andere Organe wie der Vorſtand 
haben Arbeiterfragen behandelt. Doch war der Geſichtspunkt ent⸗ 
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weder der des Betriebes oder der der Wohlfahrt; eine Behandlung 
vom Standpunkt der Arbeiterklaſſe fand nirgends ſtatt. Es mag 
bezweifelt werden, ob eine ſolche klaſſenmäßige Scheidung der Inter⸗ 
eſſen wie in der Induſtrie in der Landwirtſchaft überhaupt möglich 
it; die Übergangsftufen vom landloſen Einlieger über den anſäſſigen 
Tagelöhner, den gelegentlich auch anderswo gegen Lohn arbeitenden 
Kleinbauern bis zum ſelbſtändigen Landwirt ſind ſo zahlreich und 
unmerklich, daß ſich kaum ein Punkt finden ließe, der einen Schnitt 
mit juriſtiſcher Schärfe geſtattet. Auch iſt fraglich, ob die Kammern 
als Klaſſenorganiſation angeſehen werden können; auch innerhalb 
der unzweifelhaft ſelbſtändigen Landwirtſchaft treibenden Bevölkerung 
find die Abſtände ſo groß — Großgrundbeſitzer und Kleinbauer! —, 
daß die Forderung einer Vertretung aller dieſer Schichten mindeſtens 
ſo gerechtfertigt wäre als die einer beſonderen Arbeiterrepräſentation. 
Es handelt ſich eben um eine berufsſtändiſche, nicht um eine Klaſſenorgani⸗ 
ſation. Nichtsdeſtoweniger iſt die Forderung einer beſonderen Berückſich⸗ 
tigung der Landarbeiter im Sinne einer Heranziehung von ſolchen in die 
verſchiedenen Organe der Kammer in letzter Zeit von zwei ganz ver⸗ 
ſchiedenen Seiten erhoben worden. Als Vertreter der Landarbeiter⸗ 
ſchaft iſt der von dem Abgeordneten Behrens geleitete „Zentral⸗ 
verband der Forſt⸗, Land⸗ und Weinbergarbeiter Deutſchlands“ mit 
Eingaben aufgetreten, die ſowohl an das Landwirtſchaftsminiſterium 
wie an die einzelnen Kammern gerichtet wurden . Es wird auf die 
in allen land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Kreiſen hervorgetretene Be⸗ 
wegung hingewieſen, die darauf abziele, die Landarbeiter in eine 
engere Verbindung mit dem Beruf, in dem ſie tätig ſeien, zu bringen. 
Aus dieſen Beſtrebungen heraus ſei auch der Zentralverband ent⸗ 
fanden. Er habe als eine auf chriftlich - nationalem, monarchiſchem 
Boden ſtehende ländliche Arbeitervereinigung das Beſtreben, ſeine 
Aufgaben in Verbindung und durch Verſtändigung mit den anderen 
landwirtſchaftlichen Vereinigungen, insbeſondere den geſetzlichen Ver⸗ 
tretungen der Landwirtſchaft, zu erfüllen. Von dieſem Standpunkt 
aus trage der Verband die im Landes⸗Okonomie⸗Kollegium gegebene 
Anregung, den ländlichen Arbeitnehmern Sitz und Stimme in den 
Kammern zu geben, dem Miniſter vor und bäte ihn, die Kammern 
durch einen Erlaß anzuweiſen: 1. nach § 14 des Kammergeſetzes 
bei geeigneter Gelegenheit ſich durch Zuwahl einer entſprechenden 
Anzahl verdienter Perſonen aus dem Kreiſe der ländlichen Arbeiter 


1 Abgedruckt in der „Nundſchau“ (Zeitung des Zentralverbandes der Forſt⸗, 
Sand» und Weinbergsarbeiter Deutſchlands, 1913, S. 33.) : 
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als Sachverſtändigen zu ergänzen, 2. nach § 15 des Geſetzes die Er⸗ 
richtung beſonderer Ausſchüſſe für Arbeiter⸗ und ſoziale Angelegen⸗ 
heiten mit ſelbſtändigen Befugniſſen vorzunehmen. Die Zuſammen⸗ 
ſetzung würde zweckmäßig je zur Hälfte aus Arbeitnehmern und 
Arbeitgebern beſtehen. Die Wahl der Arbeitervertreter ſolle, wenn 
geſetzlich angängig, von den ländlichen Verſichertenvertretern der 
Verſicherungsämter vorgenommen werden; wenn dies nicht moglich 
ſei, ſo empfehle es ſich, den ländlichen Arbeitnehmervereinigungen 
ein Vorſchlagsrecht einzuräumen. Zugleich beantragte der Verband 
bei den Kammern Rheinprovinz und Wiesbaden die Errichtung von 
Ausſchüſſen für Weinbau; tatſächlich beſtanden ſolche Ausſchüſſe 
längſt. Ob der Zentralverband, der nur einige tauſend Mitglieder 
hatte, berechtigt war, im Namen der Landarbeiterſchaft aufzutreten, 
möge dahingeſtellt bleiben, ebenſo wie die Frage, ob wirklich in 
weiteren Landarbeiterkreiſen der Wunſch nach einer ſolchen poſitiven 
Mitarbeit in den Kammern jetzt ſchon beſteht. Wünſchenswert iſt 
ein ſolches Zuſammenarbeiten natürlich im Intereſſe des ſozialen 
Friedens durchaus. 

Von dieſem letzten Geſichtspunkt gingen die Bemühungen der 
anderen Stelle aus, die gleichfalls für die Heranziehung der Land⸗ 
arbeiterſchaft plädierte, nämlich des Landes⸗Okonomie⸗Kollegiums. 
Dieſes verfolgt eine planmäßige „Verſöhnungspolitik“, die von dem 
Geſichtspunkt der Intereſſengemeinſchaft aller Angehörigen des land: 
wirtſchaftlichen Berufsſtandes ausgeht. Demgemäß verlangt es auch 
eine planmäßige Heranziehung der Arbeiter zum Zwecke eines Zu⸗ 
ſammenwirkens und Zuſammenarbeitens in den ſchon beſtehenden 
landwirtſchaftlichen Organiſationen jeder Art, alſo außer den Kammern 
auch landwirtſchaftlichen Vereinen, Genoſſenſchaften, Kriegervereinen 
uſw. !. In bezug auf die Kammern kam dies unter anderem zum 
Ausdruck in einem Berichte des Vorſitzenden des Landes⸗Okonomie⸗ 
Kollegiums an den Landwirtſchaftsminiſter über Förderung des ein⸗ 
heimiſchen Arbeiterweſens vom Jahre 1912, in dem er ausführt“: 


„Als Grundlage für alle weiteren praktiſchen Arbeiten der Kammern 
würden zunächſt die Abteilungen der Kammern für das Arbeiterweſen 


1 Vgl. hierzu Buchenberger⸗-Wygodzinski, Agrarweſen und Agrar⸗ 
politik. 2. Aufl. 1. Bd. Leipzig 1914, S. 510 ff., 523. Ferner die (nicht im 
Buchhandel erſchienenen) Berichte über die Verhandlungen der vom Landes⸗ 
Okonomie⸗Kollegium einberufenen Konferenzen, betreffend Landarbeiterfrage, vom 
23. November 1912 und 29. November 1913. 

? Zentralblatt der preußiſchen Landwirtſchaftskammern 1912, S. 41. 
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weſentlich mehr als bisher auszubauen ſein. Die bei den meiſten Kammern 
bereits beſtehenden Ausſchüſſe für das Arbeiterweſen müßten grundſätzlich 
bei allen Kammern gebildet werden, wobei auf Hinzuziehung erfahrener 
und bei ihren Berufsgenoſſen angeſehener Landarbeiter durch Kooptation 
zu den Ausſchußmitgliedern beſonderer Wert zu legen wäre, um Vertreter 
der Arbeiterſchaft zur unmittelbaren Mitarbeit in den Landwirtſchafts⸗ 
kammern heranzuziehen. Es ift zu erwägen, ob nicht auch in anderen 
Ausſchüſſen, zum Beiſpiel denen für Kleintierzucht und ſonſtige das eigene 
Wirtſchaftsgebiet der Arbeiter eng berührende Zweige, die Aufnahme von 
Arbeitern angezeigt wäre.“ | 

Diefer Anregung find mehrere Kammern gefolgt; fo hat die 
Kammer Hannover Arbeiter in die Ausſchüſſe für Kleinviehzucht 
(Geflügel⸗, Schweine und Ziegenzucht) und für Arbeiterweſen hinein⸗ 
genommen, die Kammer Pommern in den Ausſchuß für Arbeiter⸗ 
weſen drei Arbeiter, und zwar einen Wirtſchaftsſtatthalter, einen 
Vorarbeiter und einen Oberſchweizer gewählt 1. 

Der Krieg hat die Entwicklung auch dieſer Frage vorläufig zum 
Stillſtand gebracht; der Gegenſatz einer berufsſtändiſchen und einer 
klaſſenmäßigen Vertretung wird alſo erſt ſpäter zum Austrag ge: 
bracht werden. 


b) Die Vollverſammlung 

Die Vollverſammlung der Kammer tritt in der Regel nur 
einmal des Jahres, und zwar auf kurze Zeit, zuſammen (ein bis zwei 
Tage). Die Sitzungen ſind öffentlich; doch iſt die Möglichkeit eines 
Ausſchluſſes der Offentlichkeit gegeben. Das ſind im weſentlichen die 
Beſtimmungen über die Tätigkeit der Vollverſammlung, wie ſie das 
Geſetz gibt (§ 17). Dazu bezeichnet dann § 8 der Normalſatzungen 
den Kreis der Gegenſtände, über welche die Beſchlußfaſſung dem 
Plenum vorbehalten iſt. Dies betrifft einmal ihre eigenen An⸗ 
gelegenheiten (Verleihung der Wählbarkeit, Einſprüche gegen Mit⸗ 
gliederwahlen, vorläufige Enthebung von Mitgliedern, Zuwahl von 
außerordentlichen Mitgliedern, etwaige Aufwandsentſchädigung an 
die Mitglieder), weiter organiſatoriſche Fragen (Feſtſetzung der Ge⸗ 


1 Die „Rundſchau“ (1914, S. 125) bemerkt zu dieſer Wahl: „Soweit uns 
bekannt iſt, ſind die drei gewählten unorganiſiert. Als die Vertreter der Ar⸗ 
beiter können ſie nicht in Frage kommen, weil ſie nicht durch das Vertrauen 
der Arbeiter — und das iſt nach den Kaiſerlichen Erlaſſen von 1890 die Voraus- 
fegung für Arbeitervertreter — vorgeſchlagen oder gewählt find. Die Mit⸗ 
wirkung dieſer Kollegen in der Landwirtſchaſtskammer iſt alſo lediglich eine 
äußere „Formalität“ ohne Zweck.“ Das iſt der ſchroffſte Ausdruck des Prinzips 
der reinen Klaſſenvertretung. | 
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ſchäftsordnung und der allgemeinen Beſtimmungen über Kaſſen⸗ und 
Rechnungsweſen; Anderung der Satzungen), Ausbau der Organiſation 
(Bildung von Ausſchüſſen und Beſtimmung ihrer Aufgaben, Ab⸗ 
machungen bezüglich des Zuſammenarbeitens mit landwirtſchaftlichen 
und zwedverwandten Vereinen), Wahrnehmung finanzieller Grund- 
rechte (Feſtſtellung des Etats und der auszuſchreibenden Umlagen, 
Abnahme der Jahresrechnung und Entlaſtung des Rechnungsführers, 
Aufnahme von Anleihen, Erwerb und Veräußerung von Grund- 
eigentum) ſowie endlich ſelbſtverſtändlich die Wahl des Vorſitzenden 
und der anderen Vorſtandsmitglieder. Wie in den politiſchen Par⸗ 
lamenten, geben insbeſondere der Etat und der gewöhnlich von dem 
Vorſitzenden erſtattete Geſchäftsbericht die Gelegenheit, Wünſche und 
Beſchwerden zu äußern, Kritik zu üben, Vorſchläge zu machen, Auf⸗ 
träge der Heimatskreiſe oder einzelner Zweige der Landwirtſchaft 
vorzubringen. Auch wird die Gelegenheit benutzt, um für die Offent⸗ 
lichkeit oder die Regierung beſtimmte Reſolutionen zu faſſen, wie 
etwa zur Zeit der Erneuerung der Handelsverträge. Auch Vorträge 
belehrender Natur werden gelegentlich entgegengenommen. 

Wenn es auch unzweifelhaft iſt, daß die Vollberſammlung — ſchon 
durch die Wahl des Vorſtandes — zum mindeſten ihre Zuſtimmung 
zu der von der Kammer, d. h. der Verwaltung, befolgten Politik 
geben muß, ſo liegt deren Führung doch naturgemäß in der Hand 
anderer Organe, die weniger ſchwerfällig ſind als ein alle Jahre auf 
ein oder zwei Tage zuſammentretender parlamentariſcher Körper. 
Das wichtigſte dieſer Organe iſt der Vorſtand. 


c) Der Vorſtand 


Die Kompetenz des Vorſtandes iſt durch das Geſetz nur 
negativ abgegrenzt, inſofern als beſtimmt werden muß, welche An⸗ 
gelegenheiten dem Plenum vorbehalten bleiben (§ 4, Ziffer 9. 
Die Normalſatzungen erläutern dies genauer (§ 10, Abſatz 2), indem 
jie dieſe Vorbehaltspunkte aufzählen (vgl. die vorangegangenen Be: 
merkungen) und noch dem Plenum weitere Vorbehalte durch beſonderen 
Beſchluß erlauben. Der Vorſtand iſt verpflichtet, die von ihm aus⸗ 
gegangenen Anträge und Gutachten, ſoweit nicht nach der Lage der 
Sache eine Geheimhaltung erforderlich tft, dem Plenum zur Kennt: 
nisnahme vorzulegen. Man hat am Anfang den Geſchäftsumfang, 
den die Kammertätigkeit zeitigen würde, wohl weit unterſchätzt. Jeden⸗ 
falls iſt jetzt der Gedanke, die Tauſende von Gutachten und Anträgen, 
die von einer Kammer ausgehen, dem Plenum vorzulegen, zur völligen 
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Unmöglichkeit geworden. Die Jahresberichte wie die dem Plenum 
meiſtens noch außerdem mündlich oder ſchriftlich erſtatteten Geſchäfts⸗ 
berichte erwähnen denn auch nur diejenigen von dieſen Vorgängen, 
die einigermaßen von Bedeutung ſind. Die Auswahl muß dem Takt 
der verantwortlichen Stellen überlaſſen bleiben. 

Der Vorſitzende, der ebenſo wie ſein Stellvertreter nicht 
vom Vorſtand, ſondern vom Plenum der Kammer gewählt wird, 
hat eine doppelte Aufgabe. Er iſt einmal „Parlamentsvorſitzender“, 
d. h. er leitet die Hauptverſammlung wie die Vorſtandsſitzungen, und 
er iſt zweitens der verantwortliche Leiter des ganzen Verwaltungs⸗ 
apparats. Abgeſehen davon, daß ſeine Unterſchrift (neben der Gegen⸗ 
zeichnung durch ein Mitglied des Vorſtandes) für jede vermögens⸗ 
rechtliche Verpflichtung der Kammer nötig iſt, leitet er die Geſchäfte 
und iſt der Dienſtvorgeſetzte der Beamten der Kammer. 

Die tatſächliche Machtverteilung zwiſchen den ver- 
ſchiedenen Inſtanzen (auch die Beamten kommen in Betracht) 
iſt alſo durch Geſetz und Satzungen nur in den äußerſten Umriſſen 
feftgelegt. Vorfitzender und Vorſtand werden alle drei Jahre neu 
gewählt; inſoweit unterliegen ſie der Kontrolle durch die Haupt⸗ 
verſammlung. Im übrigen aber iſt das Plenum der Kammer bis 
auf die wenigen vorbehaltenen Gegenſtände ziemlich einflußlos. Und 
ſelböſt was dieſe betrifft, iſt die Möglichkeit einer ſachlichen Ein- 
wirkung der Kammer nicht gerade groß. Sehen wir von ihren mehr 
formalen Befugniſſen ab, ſo iſt ihre wichtigſte Einflußſphäre die 
Etatsbewilligung. Der Fall einer Nichtbewilligung des Etats iſt 
nicht vorgeſehen, wird wohl auch kaum vorkommen. Das Plenum 
hätte alſo nur die Möglichkeit, durch Streichung bzw. Verringerung 
oder Hinzufügung einzelner Etatsſätze ſeine abweichende Stellung zum 
Ausdruck zu bringen. Nun iſt aber eine Körperſchaft von rund 
hundert Menſchen, die für ein paar Stunden zuſammenkommt, zu 
einer wirklich ſachlichen Etatskritik faſt außerſtande. Auch wenn 
die Mitglieder den Etat mit der Einladung zugeſandt bekommen, iſt 
es ihnen dadurch nicht möglich, die Zweckmäßigkeit jeder einzelnen 
Anſetzung wie namentlich auch die geſamte Finanzpolitik wirklich zu 
werten. Die in der Sitzung ſelbſt gegebenen Erläuterungen und auf 
Anfrage erteilten weiteren Aufſchlüſſe können dieſen Mangel nicht 
erſetzen. Es fehlt an einem geſchmeidigeren Organ für das durch 
die Bindung an ein oder zwei Sitzungstage ungemein ſtarre Kammer⸗ 
parlament. Was notwendig wäre, um dieſe Lücke auszufüllen, wäre 
eine Budgetkommiſſion in der Art, wie ſie die Volksvertretungen 
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haben. Zwar haben die meiften Kammern eine Finanzkommiſſion, 
die ſich jedoch tatſächlich viel mehr zu einem Hilfsorgan des Vorſtandes 
als zu einem Kontrollorgan ihm gegenüber ausgebildet hat. Dieſe 
Lücke wird gelegentlich empfunden. So iſt mir der Fall bekannt, 
daß das Plenum die Bewilligung für die Koſten eines umfangreichen 
Neubaues zunächſt ablehnte und eine beſondere Kommiſſion zur ge⸗ 
nauen Prüfung des Projektes einſetzte. Der Mangel einer wirklich 
ſachkundigen Kritik gegenüber den Verwaltungseinzelheiten liegt in 
der Organiſation der Kammern begründet. 

Der Vorſtand pflegt alle ein bis zwei Monate zuſammenzukommen; 
wie ſchon erwähnt, nehmen an ſeinen Sitzungen zumeiſt auch Ver⸗ 
treter der Behörden, der Wiſſenſchaft, Ausſchußvorſitzende uſw. teil. 
Seine Zuſammenſetzung erfolgt einmal nach regionalen Geſichts⸗ 
punkten, inſofern, als jeder Regierungsbezirk vertreten ſein ſoll, dann 
unter dem Geſichtspunkt der Sachkunde, der Bewährung in der 
landwirtſchaftlichen Selbſtverwaltung, des Einfluſſes bei der land: 
wirtſchaftlichen Bevölkerung. Die enge Beziehung, welche die Vor⸗ 
ſtandsmitglieder in täglicher Praxis zu den Aufgaben haben, deren 
Löſung ihnen übertragen iſt, macht den Vorſtand zu einer hoch⸗ 
qualifizierten Körperſchaft. Er hat im ganzen nur Beſchlüſſe zu 
faſſen; die ſachliche Vorberatung erfolgt in den Ausſchüſſen und 
Kommiſſionen. Doch bleibt ihm die ſachliche Beratung unbenommen; 
in recht häufigen Fällen lehnt der Vorſtand die Anträge der Aus⸗ 
ſchüſſe ab oder verweiſt ſie zur Beratung zurück. Der Weg durch 
den Ausſchuß iſt nicht obligatoriſch; eilige oder anſcheinend weniger 
wichtige Angelegenheiten werden dem Vorſtand direkt vorgelegt. Die 
Ausführung der Vorſtandsbeſchlüſſe, ſoweit nicht wiederum die Haupt⸗ 
verſammlung zu befinden hat, iſt Sache des Vorſitzenden. 

Der Vorſitzende endlich hält alle Fäden in ſeiner Hand. 
Abgeſehen von unerheblichen oder ſchematiſch zu erledigenden An⸗ 
gelegenheiten, iſt ihm alles zur Entſcheidung über die weitere Be 
handlung vorzulegen. Die ganz überwiegende Mehrzahl aller Ein⸗ 
gänge findet natürlich ihre ſofortige Erledigung im Geſchäftsgang 
nach der Entſcheidung des Vorſitzenden. Vorſchriften darüber beſtehen 
nicht; es iſt durchaus Sache des Vorſitzenden, was er ſelbſt zu er⸗ 
ledigen und wofür er die Rückendeckung durch den Vorſtand wünſcht. 
Keiner Hervorhebung bedarf es, wie ſehr die Perſönlichkeit des Vor⸗ 
figenden, ſeine Sachkenntnis, Geſchäftsgewandtheit, Fähigkeit der 
Menſchenbehandlung für den Erfolg der Arbeit der Kammer maß⸗ 
gebend ſind. Das galt namentlich am Anfang, als die neue Ein⸗ 
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richtung mit der weiten Umſchreibung ihres Aufgabenbereichs ohne 
jedes Vorbild einer ähnlichen Einrichtung, teilweiſe ſogar in Konkurrenz 
mit den alten landwirtſchaftlichen Vereinen und Bauernvereinen, 
erſt zu arbeiten begann. In dem Maße, als die Tätigkeit der Kammer 
ſich auszudehnen und zugleich zu konſolidieren begonnen hat, ſchwächt 
ſich natürlich der Einfluß der Spitze gegenüber dem hiſtoriſch Feſt⸗ 
gewurzelten etwas ab. Noch aber ſind die Kammern im Fluſſe der 
Entwicklung begriffen, ſo daß ſtärkere Perſönlichkeiten wohl imſtande 
ſind, ihnen ihren Stempel aufzudrücken. Unter den Männern, die 
durch das Vertrauen ihrer Berufsgenoſſen zu Vorſitzenden der Kammern 
berufen wurden, fehlen denn auch ſolche eindrucksvollen Perſönlich⸗ 
keiten nicht. Es ſei nur an den erſten Vorſitzenden der rheiniſchen 
Landwirtſchaftskammer, den jetzigen Landwirtſchaftsminiſter Frei⸗ 
herrn v. Schorlemer, an den Vorſitzenden der pommerſchen Kammer, 
Grafen v. Schwerin⸗Löwitz, und an den Kriegs⸗Oberpräſidenten von 
Oſtpreußen, Herrn v. Batocki, bis dahin Vorſitzender der oſtpreußiſchen 
Kammer, erinnert. Natürlich ſind auch mehr dekorative Figuren 
denkbar, wobei dann entweder ein Mitglied des Vorſtandes oder auch 
der Generalſekretär der wirkliche „Herr“ ſein kann. 


d) Ausſchüſſe und Kommiſſionen 

Die Kammern ſind nach § 15 des Geſetzes berechtigt, einzelne 
Ausſchüſſe aus ihrer Mitte zu bilden und mit beſonderen, regel⸗ 
mäßigen oder vorübergehenden Aufgaben zu betrauen. Dieſe Aus⸗ 
ſchüſſe haben ihrerſeits das Recht, fic) bis zu einer von der Kammer 
feſtzuſetzenden Zahl durch Nichtmitglieder zu ergänzen. Soweit 
ihnen nicht beſtimmte ſelbſtändige Aufgaben zugewieſen werden (etwa 
die Verteilung von Beihilfen für beſtimmte Zwecke innerhalb der 
Grenzen der Etatsbewilligung), bedürfen ihre Beſchlüſſe der Beſtätigung 
durch Vorſtand oder Plenum. Daneben werden auch wohl Kom- 
miſſionen für vorübergehende Zwecke gebildet. Die Tätigkeit 
der Ausſchüſſe und Kommiſſionen, die innerhalb des weiteren 
Rahmens der Kammer wieder die Spezialfachleute zuſammenfaſſen, 
ergibt ſich von ſelbſt. Die Kammern haben ſolche Ausſchüſſe für 
alle möglichen Zwecke gebildet; die häufigſten ſind ſolche für die ver⸗ 
ſchiedenen Zweige der Viehzucht und des Ackerbaus, für Forſtwirtſchaft, 
Volkswirtſchaft, Arbeiterweſen uſw. 


e) Der lokale Anterbau der Kammern 


Die Kammern ſind zentrale Organiſationen für große Bezirke. 
Das iſt ein Hauptgrund ihrer Stärke; nur durch die Weitzügigkeit 
20 * 
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ihres Aufgabenbereiches ſind ſie imſtande geweſen, ihren großzügigen 
Aufbau durchzuführen. Davon war bereits die Rede (S. 292). 
Aber in dieſer Zentraliſation liegt auch eine Schwächequelle: die 
Gefahr der Biirofratifierung. Die Kammern ſollen für die Regierung 
die Verbindung mit dem Wirtſchaftsleben bedeuten; als reines Zentral⸗ 
organ würden ſie aber wieder nur einen neuen „grünen Tiſch“ dar⸗ 
ſtellen, der ſich zwiſchen Regierung und Landwirtſchaft ſchiebt. Dieſer 
Gefahr war man ſich bei Erlaß des Geſetzes durchaus bewußt; man 
glaubte ſie dadurch beſeitigen zu können, daß man die Kammern in 
Verbindung mit den beſtehenden alten land wirtſchaft⸗ 
lichen Zentralvereinen brachte, die in ihren Lokalvereinen 
einen ſolchen, allerdings recht lückenhaften Unterbau beſaßen. Dieſe 
Löſung war vor allem wohl deshalb gewählt worden, weil die 
Kammern, wie gezeigt, aus dieſen alten Zentralvereinen direkt ent⸗ 
ſtanden ſind, weil man mit den Zentralvereinen einen eingearbeiteten 
Stab von Beamten, eine Reihe von ſachlichen Organiſationen und 
auch von Vermögenswerten den Kammern zuführen konnte. So 
wünſchenswert nach dieſer Seite hin die Verbindung mit den Zentral⸗ 
vereinen auch war und iſt, der allgemeine Unterbau blieb 
dadurch ſchwach. Die Mitglieder der Zentralvereine decken ſich 
durchaus nicht mit denen der Kammern. Vielleicht wäre von vorn⸗ 
herein das Zuſammenarbeiten mit der landwirtſchaftlichen, namentlich 
mit der bäuerlichen Bevölkerung ein engeres, das Vertrauen zur 
Kammer mancherorts ein größeres geweſen, wenn dieſe verſucht hätte, 
die ihr Angehörigen (als ſolche ſind nicht die „Mitglieder“, ſondern 
alle zu Beiträgen Verpflichteten anzuſehen) lokal zu organiſieren. 
Dies wäre möglich durch Bildung von Kreisabteilungen (die man 
auch Kreiskammern nennen könnte), unter dem gegebenen Borfit 
der Kammermitglieder aus dieſem Kreiſe !. Man kann beobachten, 
daß eine ſolche Kreiszentrale vielfach ſchon zum Bedürfnis geworden 
iſt; der Landrat bildet oft (manchmal unter Zuziehung des zuſtändigen 
Winterſchuldirektors oder eines für den Zweck angeſtellten Mannes) 
einen Kryſtalliſationspunkt für die „Kreisintereſſen“ der Landwirtſchaft: 
eine Selbſtverwaltungszentrale daneben bleibt ein Bedürfnis. 
Statt deſſen ſind die Kammern (durch § 2, Abſatz 3 des Ge⸗ 
ſetzes) darauf verwieſen worden, „die Anſtalten, das geſamte Ver⸗ 
mögen ſowie die Rechte und Pflichten der beſtehenden landwirtſchaft⸗ 


1 Ini Großherzogtum Heſſen iſt tatſächlich eine ſolche Organiſation durch 
geführt worden (vgl. S. 333). 
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lichen Zentralvereine auf deren Antrag zur beſtimmungsmäßigen 
Verwendung und Verwaltung zu übernehmen, und mit deren bis⸗ 
herigen lokalen Gliederungen ihrerſeits in organiſchen Verband zu 
treten, ſowie ſonſtige Vereine und Genoſſenſchaften, welche die För⸗ 
derung der landwirtſchaftlichen Verhältniſſe zum Zwecke haben, in 
der Ausführung ihrer Aufgaben zu unterſtützen“. Die alten land⸗ 
wirtſchaftlichen Zentralvereine ſollten alſo in den Kammern 
aufgehen, während ihre bisherigen „lokalen Gliederungen“ in organi⸗ 
ſchen Verband mit den Kammmern treten ſollten. Damit war aller⸗ 
dings das Problem der lokalen Organiſation keineswegs 
durchgängig und einwandfrei gelöſt; denn die Zentralvereine, die ja 
zudem nur einen Teil der Landwirte erfaßten, hatten durchaus nicht 
dieſe Lokalorgane überall gleichmäßig und lückenlos durchgebildet. 
Die Zentralvereine ſind auch nicht überall aufgelöſt worden; ſo 
blieben ſie in Oſtpreußen, Wiesbaden, Rheinprovinz beſtehen. Der 
Grund dafür war nicht überall der gleiche; in Wiesbaden waren es 
verwickelte vermögensrechtliche Umſtände, die eine Verſchmelzung 
nicht zweckmäßig erſcheinen ließen. In der Rheinprovinz wollte der 
Verein als ſolcher ſeine Exiſtenz nicht aufgeben, zumal der Bauern⸗ 
verein ungeſchmälert beſtehen blieb; doch ſtellte er ſein Vermögen, 
ſeine Einrichtungen und ſeine Beamten zur Verfügung der Kammer, 
die dafür die Geſchäftsführung des Vereins übernehmen mußte. 
Bezüglich des Generalſekretärs beſteht Perſonalunion; im übrigen 
find ſowohl die Vorſtandsorganiſation wie die lokalen Organe des 
Vereins ſelbſtändig geblieben. Eine innigere Verſchmelzung beſteht 
beiſpielsweiſe in Hannover. Hier hat ſich die noch aus dem Jahre 
1764 ſtammende „Königliche Landwirtſchafts⸗Geſellſchaft“ mit der 
Kammer „verbunden“. Sie hat ihre Ehren⸗ und ordentlichen Mit⸗ 
glieder unverändert beibehalten; dagegen wird der Zentralausſchuß 
nunmehr aus dem Vereinsausſchuß der Kammer gebildet. Deren 
Vorſitzender und ſein Stellvertreter ſind Direktor und Vizedirektor 
der Landwirtſchafts⸗Geſellſchaft. Daneben ſind die in Hannover be⸗ 
ſtehenden feds „Land- und Forſtwirtſchaftlichen Hauptvereine“ mit 
ihrem eigenen Beamtenapparat und eigenen Finanzen weiter be⸗ 
ſtehen geblieben. 

Die Verſchmelzung der alten Vereinsorganiſation 
mit der der neuen Kammern kann noch keineswegs als ab⸗ 
geſchloſſen gelten. Einmal wird in den Provinzen, welche ihre 
Zentralvereine beſtehen ließen, mit der Zeit wohl entweder ein 
völliger Übergang oder eine völlige Verſelbſtändigung erfolgen. Der 
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jetzige Zuſtand beruht fo ſtark auf Kompromiſſen und perſönlichem 
guten Willen, daß auf die Dauer Schwierigkeiten nicht zu vermeiden 
ſind. Vor allem iſt den Kammern durch bloße Übernahme der alten 
Organiſation die Möglichkeit zu deren Fortbildung geraubt; dieſe 
iſt aber notwendig, da ſie nirgends lückenlos iſt. Es iſt gar nicht 
unmöglich, daß ſpäter einmal die alten Zentralvereine wieder erſtehen; 
nicht mehr als Träger von Verwaltungseinrichtungen, die vielmehr 
wohl den Kammern vorbehalten bleiben müſſen, aber als Stätten 
der Ausſprache und der gegenſeitigen Förderung. Das war ja auch 
ihre erſte Aufgabe. Die Kammern haben nun einmal Behörden⸗ 
charakter; der Kreis ihrer Mitglieder iſt ſehr eng. Ebenſo wie die 
Bauernvereine neben den Kammern weiter arbeiten, könnten dies 
auch die Vereine, deren Tätigkeit eine durch behördliche Organiſation 
nicht nachahmliche Note hat. 

Die Kammern ſollen, wie angeführt, auch ſonſtige Vereine 
und Genoſſenſchaften, welche die Förderung der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe zum Zwecke haben, in der Ausführung ihrer 
Aufgaben unterſtützen. Die Zahl dieſer ſonſtigen Vereine und Ge⸗ 
noſſenſchaften iſt Legion: ſie alle in geeigneter Form zur Mitarbeit 
für die Ziele zu gewinnen, welche die Kammern verfolgen, iſt in der 
Tat eine der wichtigſten Aufgaben der provinzialen Agrarpolitik. 
Dabei kann es ſich um finanzielle Unterſtützungen handeln, die die 
Kammern aus eigenen oder ihnen zur Verfügung ſtehenden öffent⸗ 
lichen Mitteln gewähren; es kann ſich aber auch nur um ein ideelles 
Zuſammenarbeiten handeln. In allen Fällen gewinnen beide Teile; 
die Kammern dadurch, daß ihnen fachkundige und mit beſtimmten 
Berufskreiſen eng verknüpfte Organiſationen zur Verfügung ſtehen, 
die Vereine, indem ſie der Offentlichkeit gegenüber durch das Anſehen 
der Kammer geſtützt werden. Die äußeren Formen, unter denen 
dieſes Zuſammenarbeiten ſich vollzieht, ſind ſehr verſchieden: Perſonal⸗ 
union der Vorſitzenden, gegenſeitige Vertretung in Vorſtand oder 
Ausſchüſſen, vertragsmäßige Feſtlegung von Richtlinien und freund⸗ 
ſchaftliche Verſtändigung von Fall zu Fall. 


f) Die Beamten 


Die Beamten der Kammern ſind vom Geſetz vergeſſen worden. 
Die Normalſatzungen haben dieſe Unterlaſſung nur zum Teil be⸗ 
richtigt; ſie regeln nur die Penſions⸗ und Disziplinarverhältniſſe 
der Kammerbeamten. Dieſe ſind, da die Kammer ſelbſt die recht⸗ 
liche Stellung einer Korporation hat (§ 20 des Geſetzes), mittelbare 
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Staatsbeamte. Über Anſtellung und Entlaſſung ihrer Beamten be⸗ 
ftimmt die Kammer ſelbſtändig ohne Mitwirkung der Auffichts- 
behörde. Demgemäß hat das Landwirtſchaftsminiſterium bisher als 
Aufſichtsbehörde ganz konſequent jede Einflußnahme in Beamtenfragen 
abgelehnt. Nur indirekt erfolgt eine ſolche Einwirkung, inſofern als 
die Regierung für die Inhaber einzelner Stellen, zu denen ſie Zu⸗ 
ſchüſſe gibt, eine beſtimmte Vorbildung verlangt. Das iſt bisher 
im weſentlichen nur für die Winterſchuldirektoren erfordert worden, 
die in ihrer Eigenſchaft als Sommerwanderlehrer durch Regierungs⸗ 
zuſchüͤſſe mit „finanziert“ wurden; ſinngemäß ergibt ſich die Forderung 
einer beſtimmten Vorbildung auch für Leiter und Beamte von In⸗ 
ſtituten wie Verſuchsſtationen, bakteriologiſchen Inſtituten uſw. 

Im übrigen ſind die Kammern in der Auswahl 
ihrer Beamten völlig frei. Jede Kammer hat ihr Beamten⸗ 
weſen für ſich geordnet. Wenn auch aus der Gleichartigkeit der 
Aufgaben im ganzen ſich gewiſſe „Mindeſtforderungen“ überall durch⸗ 
zuſetzen beſtimmt ſind, trat zunächſt eine außerordentliche Mannig⸗ 
faltigkeit der neugeſchaffenen Stellen, der Titulaturen und der an 
die Inhaber der Stellen geſtellten Anforderungen ein. Dazu kam 
noch, daß, wie bereits erwähnt, die Beamten der alten Zentralvereine 
zumeiſt übernommen wurden, deren Einfügung in die oft recht ſtark 
umgeſtalteten Verhältniſſe nicht immer leicht war. So iſt der Be⸗ 
amtenkörper der Kammern recht bunt zuſammengeſetzt; ſehen wir 
von den Spezialbeamten ab, ſo finden wir unter ihnen in erſter 
Linie natürlich Landwirte, dann aber Juriſten, Verwaltungsbeamte, 
Volkswirtſchaftler, Lehrer, Offiziere und andere mehr. Bis zu einem 
gewiſſen Grade wird bei der Mannigfaltigkeit der an die Kammern 
geſtellten Anforderungen ein Heranziehen immer neuer, anders ge⸗ 
ſchulter Kräfte unumgänglich ſein. Immerhin haben ſich einerſeits 
die Verhältniſſe ſchon ſoweit konſolidiert, auf der anderen auch ſo⸗ 
weit kompliziert, daß eine einheitliche Vorbildung — immer von den 
Spezialiſten abgeſehen — möglich iſt und ſtets notwendiger wird. 
Die umfangreiche Verwaltungstätigkeit der Kammern erfordert, wenn 
nicht der neue Beamte erſt eine lange und für beide Teile koſtſpielige 
Schule der Erfahrung durchmachen ſoll, doch einen nicht unbeträcht⸗ 
lichen Grad von Kenntniſſen, die für eine erfolgreiche Betätigung 
in jedem dieſer Verwaltungszweige gleich unerläßlich ift!. Die Lauf: 


AIceEs hat uns bis jetzt an der Möglichkeit gefehlt, die Kammerverwaltungs⸗ 
beamten ſpeziell als ſolche auszubilden. Jeder Herr, der in unſere Verwaltung 
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bahn des Kammerbeamten ift „karrierereif“ geworden. Allerdings 
liegt eine beträchtliche Schwierigkeit darin, daß die Zahl der zu be⸗ 
ſetzenden Stellen noch und wahrſcheinlich auf die Dauer nicht ſehr 
groß iſt; es würde deshalb gefährlich ſein, junge Leute direkt zu 
Kammerbeamten ohne eine Möglichkeit anderweitiger Verwertung 
ihrer Kenntniſſe auszubilden. Das preußiſche Landwirtſchafts⸗ 
miniſterium hat deshalb, als es vor einigen Jahren die Vorbereitung 
für den Kammerdienſt zu regeln begann, jede derartige Einſeitigkeit 
vermieden. Die beiden landwirtſchaftlichen Hochſchulen Preußens, 
die Landwirtſchaftliche Hochſchule in Berlin und die Landwirtſchaft⸗ 
liche Akademie in Bonn⸗Poppelsdorf, haben vielmehr ihrem bisherigen 
Ausbildungsgang nur noch eine weitere Stufe hinzugefügt. Dieſes 
Studium der „landwirtſchaftlichen Verwaltungskunde“ 
iſt zuerſt (1912) in Berlin, 1913 dann in Bonn⸗Poppelsdorf ein⸗ 
geführt worden. Es ſind unter dieſem Namen eine Reihe von Vor⸗ 
leſungen und Übungen begriffen, die ein erweitertes und vertieftes 
Studium der Volkswirtſchaftslehre, der Rechts⸗ und Verwaltungs⸗ 
kunde ſowie des Genoſſenſchafts⸗ und Verſicherungsweſens unter be⸗ 
ſonderer Berückſichtigung des landwirtſchaftlichen Intereſſenkreiſes 
ermöglichen. Nach der Prüfungsordnung, die die Einzelheiten des 
Studiums für diejenigen regelt, welche das — vorläufig ganz frei⸗ 
willige — Examen ablegen wollen, iſt der zweiſemeſtrige Unterrichts⸗ 
gang für ſolche Studierende beſtimmt, „die mit der Ausſicht rechnen, 
ſpäter in den Dienſt landwirtſchaftlicher Körperſchaften oder Genoſſen⸗ 
ſchaften zu treten, oder eine größere landwirtſchaftliche Begüterung 
zu verwalten oder im Dienſte der Selbſtverwaltung auf dem Lande 
ehrenamtlich tätig zu ſein“. Damit iſt ſchon geſagt, daß eine ein⸗ 
ſeitige Ausbildung für den Kammerverwaltungsdienſt nicht geplant 
iſt; in der Tat werden die Vorleſungen, ſoweit ſich nach den kurzen, 
bisher geſammelten Erfahrungen ſagen läßt, erfreulicherweiſe be 
ſonders reichlich von ſolchen beſucht, die ihre allgemeine Ausbildung 


tritt, kommt mit großen techniſchen und wiſſenſchaftlichen Kenntniſſen, aber faſt 
ohne jede ſpezielle Kenntnis der Verwaltung hinein; wenn die Kammer das 
Glück hat, einen Beamten zu finden, der ſo talentiert iſt, daß er ſich leicht in 
dieſe Dinge hineinfindet, dann iſt es gut; andernfalls können die ſchwierigſten 
Verhältniſſe entſtehen. Ich glaube deshalb, daß der Vorbildung der Kammer 
verwaltungsbeamten, in deren Hand Technik und Verwaltung vereinigt werden 
muß, künftighin ganz beſondere Bedeutung beizumeſſen iſt.“ (Aus dem Referat 
des Vorſitzenden der Oſtpreußiſchen Landwirtſchaftskammer, v. Batocki, in den 
Verhandlungen des Landes ⸗Okonomie⸗ Kollegiums 1912, Verhandlungsbericht 
S. 317). 
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dadurch abzurunden trachten. Zur Prüfung wird nur zugelaſſen, 
wer eine landwirtſchaftliche Prüfung an einer deutſchen Hochſchule 
beſtanden und mindeſtens ſechs Semeſter an einer deutſchen land⸗ 
wirtſchaftlichen Hochſchule oder einem landwirtſchaftlichen Univerſitäts⸗ 
inftitute ſtudiert hat. In der mündlichen Prüfung werden folgende 
Fächer geprüft: Volkswirtſchaftslehre (einſchließlich Agrarpolitik), 
landwirtſchaftliche Verwaltung und Berufsorganiſation, Genoſſen⸗ 
ſchaftsweſen, Grundzüge des öffentlichen und des Privatrechts, Finanz⸗ 
wiſſenſchaft, landwirtſchaftliche Handelskunde, öffentliches und privates 
Verſicherungsweſen. Die ſchriftliche Prüfung umfaßt eine Hausarbeit 
aus dem Gebiete eines der drei erſtgenannten Fächer und zwei 
Klauſurarbeiten aus den verbleibenden Fächern, wovon eine dem 
Gebiet des öffentlichen oder privaten Rechts entnommen fein muß!. 
Die Dozenten, ſoweit ſie nicht die Hochſchulen ſelbſt zu ſtellen ver⸗ 
mochten, ſtammen aus den Kreiſen der landwirtſchaftlichen Verwaltung 
und des Genoſſenſchafts⸗ und Verſicherungsweſens. Den Studierenden 
wird in Bonn⸗Poppelsdorf zugleich dringend geraten, im Intereſſe 
ihrer Ausbildung und zwecks Verbeſſerung der Anſtellungsausſichten 
ihr Studium zu ergänzen und zwar wahlweiſe durch Vorbereitung 
auf die Tierzuchtinſpektorenprüfung oder die ergänzenden Prüfungen 
in Landesku lturtechnik, Pflanzenzüchtung und Obſt⸗ und Gartenbau. 
Man hat alſo jede „Lehrlingszüchtung“ mit Recht ſorgfältig ver⸗ 
mieden; die gebotene Ausbildungsmöglichkeit ganz oder teilweiſe 
auszunutzen liegt im Intereſſe jedes Landwirts oder Winterſchul⸗ 
direktors, nicht nur des künftigen Kammerbeamten. Andererſeits iſt 
dieſe Ausbildung eine ſo gründliche, wenn ſie bis zur Examensreife 


1 Der Berliner Lehrplan räumt dem Genoſſenſchaftsweſen einen etwas 
breiteren Raum ein als der Bonn ⸗ Poppelsdorfer. Im übrigen iſt darauf zu 
verweifen, daß noch mehrere andere Ausbildungsanſtalten für Genoſſenſchaftsweſen 
beſtehen. Abgeſehen von der Berückſichtigung im Lehrplan und Examen der 
Handelshochſchulen beſteht hierfür das Genoſſenſchaftsſeminar an der Univerfität - 
Halle, an dem auch das landwirtſchaftliche Genoſſenſchaftsweſen gebührende Be⸗ 
rückſichtigung findet, ferner die 1904 von dem Reichsverband der deutſchen land⸗ 
wirtſchaftlichen Genoſſenſchaften in Darmſtadt begründete und ſpäter mit dem 
Keichsverband nach Berlin übergeſiedelte „Deutſche landwirtſchaftliche Genoſſen⸗ 
ſchaftsſchule“ und endlich die 1913 ins Leben gerufene „Reviforenausbildungs- 
anſtalt“ des Naiffeiſenverbandes in Berlin. Das iſt, trotz der großen praktiſchen 
Bedeutung des Genoſſenſchaftsweſens, etwas viel. Ob eine Konſolidation der 
genoſſenſchaftlichen Ausbildungsanſtalten möglich iſt, darf allerdings bei den 
ſtarken Gegenſätzen innerhalb der genoſſenſchaftlichen Bewegung bezweifelt werden. 
Wünſchenswert wäre es. 
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durchgeführt wird, daß die Kammern in den ſo vorgebildeten Leuten 
jedenfalls ein brauchbares Material bekommen werden, ſofern die 
unerläßliche perſönliche Eignung für den Verwaltungsdienſt vor⸗ 
handen iſt. 

Auch die Univerſität Königsberg hat im Jahre 1913 ein „Se⸗ 
minar für Landwirtſchaftliche Verwaltungskunde“ eingerichtet, das 
ähnliche Zwecke verfolgt und gleichfalls Gelegenheit zu einem Ab⸗ 
ſchlußexamen gewährt. | 

Der Aufbau des Beamtenkörpers iſt bisher bei den 
Kammern recht verſchieden. Gemeinſam iſt allen Kammern eine 
(gnicht immer ganz ſtreng durchgeführte) Scheidung in Zentral: und 
Außenverwaltung und bei erſterer wieder in höhere, mittlere und 
Subalternbeamte. 

Die Außenbeamten ſind zumeiſt Techniker (Vieh⸗ und Pferde⸗ 
zuchtinſpektoren, Weinbauwanderlehrer uſw.). Eine beſondere Stellung 
unter ihnen nehmen die Winterſchuldirektoren ein, die durch⸗ 
wegs im Sommer und nach Möglichkeit auch im Winter zugleich 
als Wanderlehrer arbeiten. Sie gewinnen dadurch eine große Kenntnis 
des ihnen zugeteilten Bezirks und eine Vertrauensſtellung bei der 
landwirtſchaftlichen Bevölkerung. Das iſt wichtig, weil ſie zugleich 
als lokale Beamten der Landwirtſchaftskammern (die in der Regel 
die Träger des Winterſchulweſens ſind) zu dienen haben; ſie müſſen 
ſowohl über die Zuſtände im Lande Beſcheid wiſſen und auf An⸗ 
fordern berichten, wie ſie umgekehrt die Anregungen der Kammer 
weiter zu geben haben. Der Winterſchuldirektor bedarf alſo nicht 
nur wiſſenſchaftlicher und pädagogiſcher Kenntniſſe, ſondern auch 
Verwaltungskenntniſſe, die er allerdings nicht immer beſitzt. Bei 
manchen Kammern findet eine enge Verbindung zwiſchen dem Inſtitut 
der Winterſchuldirektoren und der Zentralverwaltung ſtatt. Die 
jungen Leute werden zuerſt als Hilfsbeamte in der Zentralverwaltung 
beſchäftigt und dann erſt als Landwirtſchaftslehrer hinausgeſchickt, 
meiſt unter Obhut eines älteren und erfahrenen Winterſchuldirektors; 
umgekehrt werden auch erprobte Winterſchuldirektoren in die Zentral: 
verwaltung gezogen. Das Verhältnis iſt das gleiche wie zwiſchen 
Frontoffizier und Generalſtäbler, wo auch ein ſtändiger Fluß nach 
beiden Richtungen für ſtete Auffriſchung ſorgt. 

Von den Subalternbeamten kann hier abgeſehen werden. An 
der Spitze der Zentralverwaltung ſteht der General: 
ſekretär (bei manchen Kammern auch Direktor genannt). Er iſt 
nicht der Dienſtvorgeſetzte der anderen Beamten; dies iſt vielmehr 


1401] Die Landwirtſchaftskammern 315 


der Vorſitzende. Doch ijt der Generalſekretär natürlich für den ge⸗ 
regelten Verlauf der Geſchäfte verantwortlich. Seine Perſönlichkeit 
it ſelbſtverſtändlich von großem Einfluß ſowohl für feine Stellung 
gegenüber dem Vorſitzenden und dem Vorſtand wie auch für die 
Politik und die Arbeiten der Kammer; mit Rückſicht darauf, daß 
der Umfang ſeiner Wirkſamkeit weder durch Geſetz noch durch 
Satzungen genau umſchrieben iſt, auch die Praxis eine ſolche ſcharfe 
Kompetenzbeſtimmung bisher nicht brachte, iſt ſeine Stellung etwa 
— im beſcheidenen Kreiſe — der eines Premierminiſters ähnlich. 
In dem Maße, als allmählich die Tätigkeit der Kammern in ge⸗ 
bahnte Wege einlenkt, tritt die Bedeutung einer ſchöpferiſchen und 
organiſatoriſchen Veranlagung zurück und die „bureaukratiſchen Tu⸗ 
genden“ der Ordnung, der Sparſamkeit (er iſt ja auch zugleich Finanz⸗ 
miniſter), der Dispoſitions fähigkeit, der Aktenkenntnis werden wich⸗ 
tiger. Bezüglich der Vorbildung der bisherigen Generalſekretäre 
gilt das bereits allgemein Bemerkte; die größte Zahl von ihnen waren 
akademiſch gebildete Landwirte; doch ſind gerade unter ihnen auch 
die anderen Vorbildungen relativ zahlreich. 

Die anderen höheren, zumeiſt akademiſch gebildeten Beamten 
ſind „Dezernenten“, d. h. ſie bekommen ein beſtimmtes Aufgaben⸗ 
gebiet zur Erledigung zugewieſen. Außerlich vollzieht ſich die Be⸗ 
arbeitung zumeiſt ſo, daß der Generalſekretär den einzelnen De⸗ 
zernenten die zu erledigenden Eingänge und ſonſtigen Aufgaben 
zuweiſt, die dann entweder, wenn ſie unweſentlich ſind, ſofort be⸗ 
arbeitet werden, oder den Stufengang: Rückſprache mit dem General⸗ 
ſekretär, Rückſprache mit dem Vorſitzenden, Vorlage an den Ausſchuß, 
Vorlage an den Vorſtand zuvor ganz oder teilweiſe durchlaufen. 
Mit Rückſicht darauf, daß manche Angelegenheiten mehrere Dezernate 
berühren, ferner um allen Beamten den unbedingt nötigen Einblick 
in den geſamten Geſchäftsgang zu ermöglichen, finden auch Kon⸗ 
ferenzen ſtatt. Der Umfang der Dezernate iſt ganz verſchieden; die 
beſonderen Verhältniſſe der Wirtſchaftslage in der Provinz, die 
Kenntniſſe des Beamten, auch Traditionen bezüglich des von den 
Zentralvereinen übernommenen Beamtenkörpers führen zu ganz ver⸗ 
ſchiedenen Abgrenzungen. Soweit überhaupt Prinzipien feſtzuſtellen 
find, könnten bisher vielleicht zwei Grundtypen der Beamten: 
organiſation feſtgeſtellt werden. Der eine kennzeichnet ſich da⸗ 
durch, daß viel Beamte mit kleinen Dezernaten angeſtellt werden, 
bei dem zweiten wenig Beamte mit großem Geſchäftskreis. Der 
zweite Weg war, wenigſtens anfangs, der ſchwierigere, weil er reifere 
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Perſönlichkeiten mit größerer Erfahrung brauchte; er war und iſt 
dafür aber auch für die Beamten ſelbſt weit anziehender, ſo daß ſich 
qualifiziertere Bewerber dafür finden als für einen kleineren Poſten. 
Entſcheidend iſt dabei allerdings auch die Gehaltsfrage ſowie 
die ſonſtigen Anſtellungsbedingungen (Penſion, Arbeits⸗ 
zeit, Nebeneinnahmen, ſoziale Stellung uſw.). Auch in dieſer Be 
ziehung ſind die Verſchiedenheiten zwiſchen den Kammern ganz außer⸗ 
ordentlich groß. Verſuche zu einer Ausgleichung mußten ſcheitern, 
weil von Beamten gleichen Titels in den einzelnen Kammern ganz 
verſchiedene Dinge verlangt werden. Vor einigen Jahren hat der 
Deutſche Volkswirtſchaftliche Verband zuſammen mit der Geſellſchaft 
für ſoziale Reform und dem Deutſchen Landwirtſchaftsrat eine Er⸗ 
hebung über „die Gehalts⸗ und Tätigkeitsverhältniſſe der Beamten 
bei Landwirtſchaftskammern und ähnlichen landwirtſchaftlichen In⸗ 
tereſſenvertretungen“ veranftaltet !, die ein ungemein buntes Bild in 
allen dieſen Beziehungen zeigen. Es ſind 35 landwirtſchaftliche 
Korporationen in ganz Deutſchland, die dieſe Frage beantwortet 
haben; die Kammern ſind nicht ausgeſondert. Dieſe Korporationen 
haben 196 wiſſenſchaftliche Beamte. Hervorgehoben ſei nur, daß 
bei den oberen Beamten die tatſächlich gezahlten Höchſtgehälter 
zwiſchen 500 (fünfhundert!) und über 10 000 Mk. ſchwankten; die 
Gehälter bis 1800 Mk. betrafen nebenamtliche Stellungen. Die 
durchſchnittlichen Höchſtgehälter beliefen ſich auf etwa 6000 Mk., 
wozu dann in den meiſten Fällen noch Wohnungsgeldzuſchüſſe, in 
zahlreichen Fällen auch Nebenverdienſte von ſtellenweiſe recht beträcht⸗ 
licher Höhe kamen. Wie unbeſtimmt alle Begriffe in dieſer Be⸗ 
ziehung noch find, ergibt fic) daraus, daß unter den „Affiftenten”- 
poſten ein ſolcher mit einem Höchſtgehalt von 6000, ein anderer ſogar 
mit 9000 Mk. angeführt wurde. Ebenſo verſchieden iſt die Arbeits⸗ 
zeit (ſchwankend zwiſchen 5 und 9 Stunden), der Urlaub, die Ver⸗ 
einbarung in Krankheitsfällen. Es iſt Alles noch im Fluß. 


3. Die Finanzpolitik der Kammern 
Wie gezeigt wurde, iſt die finanzielle Leiſtungsſchwäche der auf 
freiwillige Mitgliederbeiträge angewieſenen alten landwirtſchaftlichen 
Vereine eine der treibenden Urſachen zur Begründung der Kammern 
geworden. Das Steuerrecht war alſo einer der wichtigſten Punkte 
bei der Organiſation der Kammern. In der Tat hat ſich die 


1 Vgl. Volkswirtſchaftliche Blätter 1913, S. 105 ff. 


1403] Die Landwirtſchaftskammern 317 


Finanzwirtſchaft der Kammern in ungeahntem Maße ent⸗ 
wickelt, wenn auch das Steuerrecht zwar abſolut, aber nicht relativ 
die Rolle ſpielt, die erwartet werden konnte. Wir vergleichen zur 
erſten Orientierung den letzten Etat der landwirtſchaftlichen Zentral⸗ 
vereine aus der Zeit vor der erſten Landwirtſchaftskammer, d. h. 
aus dem Jahre 18951, mit dem letzten normalen Etat der Land⸗ 
wirtſchaftskammern aus dem Jahre 19132. Es hatten die 


Einnahmen Ausgaben 
Landwiriſch. Zentralvereine im Jahre 1895 2 871429 Mk. 2 545 059 Mk. 
Landwirtſchafts kammern s 1918 20751164 - 2034828 3 


Aus dieſen Ziffern ergibt fid das außerordentliche Wachs⸗ 
tum des Umfangs der Betätigung der landwirtſchaft⸗ 
lichen Intereſſenvertretungen unter dem Kammergeſetze. 
Es iſt aber für die Beurteilung der Finanzpolitik der Kammern von 
Wichtigkeit, feſtzuſtellen, daß es weder die Staatsbeihilfen 
noch die „Beiträge“ (wie die Steuern der Kammern im Geſetz heißen) 
ſind, mit denen die Steigerung der Mehraufwendungen 
vorzugsweiſe beſtritten wurde. Es betrugen nämlich die den 
Zentralvereinen bzw. Kammern überwieſenen Staatsbeihilfen 


im Jahre 1895. . 1448 169 Mk. 
„ « 1913... 4 675 530 

Dagegen betrugen die Mitglieder⸗ bzw. Kammerbeiträge: 
im Jahre 1895. 649 219 


„ „1913. . 3062 682 


Während alſo die Geſamtausgaben um mehr als 
das Achtfache gewachſen find, betrugen die Staats⸗ 
beihilfen im letzten Jahre der Volltätigkeit der Ver⸗ 
eine mehr als die Hälfte der geſamten Ausgaben, bei 
den Kammern jetzt weniger als ein Fünftel. Die eigenen 
Beiträge aber ſind ebenſowenig im gleichen Tempo 
wie die Ausgaben geſtiegen; ſie beliefen ſich 1895 auf 


1 Verhandlungen des Landes⸗Gkonomie⸗Kollegiums vom 6. bis 8. Februar 1913, 
Berlin 1913, S. 304 ff. (Vorlage zu der Verhandlung über die Tätigkeit der land⸗ 
wirtſchaftlichen Berufsvertretungen). 

2 Statiſtiſche Nachweiſungen aus dem Gebiet der landwirtſchaftlichen Ver- 
waltung von Preußen, bearbeitet im Königl. Preuß. Miniſterium für Landwirt⸗ 
ſchaft, Domänen und Forſten. Jahrgang 1913. Berlin 1915. S. 103 ff. 

2 Im erſten Kriegsjahr 1914 waren die Einnahmen auf 28 910 430, die 
Ausgaben auf 26 566 557 Mk. geſtiegen (Statiſtiſche ä uſw. Sabre 
gang 1914, Berlin 1916, S. 141). 
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rund ein Viertel, jetzt nur auf ein Siebentel der Ge⸗ 
ſamtausgaben. Die Kammern leben alſo weder von Staats⸗ 
ſubventionen noch von Steuern; da auch die Zuſchüſſe anderer öffent⸗ 
licher Körperſchaften (Reich, Provinz, Kreiſe) ziemlich gering find’, 
müſſen es andere eigene Einnahmen der Kammern ſein, aus denen 
ſie den Aufwand beſtreiten. In der Tat beliefen ſich im Jahre 1913 
die geſamten „eigenen Einnahmen“ auf nicht weniger als 
14 330 130 Mk.; zieht man davon die Beiträge ab, fo bleibt ein 
Reſt von 11267 448 Mk., d. h. weit mehr als die Hälfte der ge⸗ 
ſamten Ausgaben, welche die Kammern aus anderen Quellen als 
aus Beiträgen aufzubringen vermocht haben. Es handelt ſich 
alſo nicht um eine bloße „Verteilungsſtelle“, ſondern 
um eigene Finanzwirtſchaft nicht unbeträchtlichen und 
bisher ſtetig wachſenden Umfangs. Dadurch, daß die 
Staatszuſchüſſe durch die Natur der Sache begrenzt und die „ZBei⸗ 
träge“ nach der bisherigen geſetzlichen Lage wenig ſteigerungsfähig 
ſind, iſt die Kammer nicht in der Lage, nach der Art anderer öffent⸗ 
licher Körperſchaften erſt die Bedürfniſſe feſtzuſtellen und dann danach 
die Deckung zu beſtimmen, ſondern ſie muß ſich „nach der Decke 
ſtrecken“. Vielleicht daß ſpäter einmal eine „Steuerreform“ größeren 
Stils bei ihr notwendig iſt; bisher, ſolange die Kammern noch un⸗ 
fertige und im Wachſen begriffene Gebilde waren, deren Aufgaben 
ſich erſt allmählich deutlicher abzeichneten, war dieſe Beſchränkung finan⸗ 
zieller Natur bisweilen ein guter Hemmſchuh gegenüber überſtürzten 
Entwicklungen. Leider geſtatten die veröffentlichten Unterlagen nicht, 
die Finanzgebarung der einzelnen Kammern zu verfolgen; immer⸗ 
hin laſſen ſich noch einige allgemeinere Beobachtungen aus ihnen 
entnehmen. 

Über die Ausgaben iſt nach dem vorher Geſagten nicht mehr 
viel zu bemerken. Die Ausgaben ſind die Begleitung der Tätigkeit 
der Kammern; dieſe iſt für ſie (unter der eben angegebenen Be⸗ 
ſchränkung) maßgebend. 

Für die Einnahmen find zunächſt SS 18 und 19 des Kammer: 
geſetzes die rechtlichen Grundlagen. Danach werden die der Land⸗ 
wirtſchaftskammer für ihren geſamten Geſchäftsumfang entſtehenden 
Koſten von ihr, ſoweit ſie nicht durch andere Einnahmen, insbeſondere 
durch Staatszuſchüſſe gedeckt werden, auf diejenigen Beſitzungen, 
deren Beſitzern bei Erfüllung der ſonſtigen Vorausſetzungen das paſſive 


1 1744505 Mk. im Jahre 1913, 
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Wahlrecht zuſteht, nach dem Maßſtabe des Grundſteuerreinertrages ver⸗ 
teilt “. Sofern es fic) um Koſten folder Einrichtungen oder Maßnahmen 
handelt, die in beſonders hervorragendem oder in beſonders geringem 
Maße einzelnen Wahlbezirken zugute kommen, kann die Landwirt⸗ 
ſchaftskammer auf Antrag der Mehrheit der Vertreter der betreffenden 
Bezirke unter Genehmigung des Miniſters eine Mehr⸗ oder Minder⸗ 
belaſtung dieſer Bezirke eintreten laſſen. Meines Wiſſens iſt bisher 
von dieſer Möglichkeit der Präzipualbelaſtung oder⸗Entlaſtung noch 
nicht Gebrauch gemacht wordeu. Eine weitere geſetzliche Regelung 
der Kammerfinanzen iſt nicht erfolgt; auch hat das Landwirtſchafts⸗ 
miniſterium grundſätzlich keinen Einfluß auf die Finanzgebarung der 
Kammer genommen, abgeſehen von Formvorſchriften bezüglich der 
Etatsaufſtellung, welche die Kontrolle der ordnungsmäßigen Verwen⸗ 
dung der Staatsbeihilfen erleichtern ſollen. 

Nach dem Geſetz hätten wir alſo zu ſcheiden zwiſchen: Bei⸗ 
trägen, Staatszuſchüſſen, anderweitigen Einnahmen. Der Sach⸗ 
verhalt wird klarer, wenn man die Einnahmen wie folgt 
gruppiert: 

1. Eigene Einnahmen: 

a) Beiträge (Umlagen), 

b) Gebühren, 

c) Erwerbseinkünfte, 

d) Sonſtige eigene Einnahmen (Zinſen uſw.); 
2. Zuſchüſſe: 

a) Staatszuſchüſſe, 

b) Zuſchüſſe anderer Körperſchaften. 

Die Beiträge ſind die eigenen einzigen Einnahmen der Kam⸗ 
mern, für welche eine geſetzliche Regelung vorliegt. Als Grund⸗ 
lage dient der Grundſteuerreinertrag, alſo ein ſehr un vollkommener 
Maßſtab; daß dieſe Unvollkommenheit bisher wenig gefühlt wird, 
hat ſeinen Grund in der Niedrigkeit dieſer Steuerleiſtung. Die 
Regierungsvorlage ſah einen Höchſtſatz von 1% vor; dies erregte 
jedoch in den Verhandlungen über das Geſetz Anſtoß, weil man den 
Kammern nicht von vornherein allzuviel Mittel in die Hand geben 
wollte. Demgemäß dürfen nach § 19 des Geſetzes die Umlagen ein 
halbes Prozent des Grundſteuerreinertrages nicht überſteigen; nur in 


1 Auf die Technik der Veranlagung und Erhebung, die durch die Gemeinden 
erfolgt, fol hier nicht eingegangen werden, ebenſowenig wie auf die nicht un⸗ 
intereſſante Judikatur über die Grenzen der Beitragspflicht. Erwähnt ſei nur, 
daß auch Fiskus und Kirchengemeinden beitrags pflichtig find. 
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außerordentlichen Fällen kann mit Genehmigung des Miniſters eine 
Erhöhung vorgenommen werden. 

Die Belaſtung, welche durch die Kammerbeiträge dem einzelnen 
Landwirt erwächſt, iſt recht gering. In der bereits erwähnten Er⸗ 
hebung der Landwirtſchaftskammer für die Rheinprovinz iſt berechnet 
worden, daß der Durchſchnittsbeitrag für die Eigentümer von Grund⸗ 
beſitz mit mehr als 150 Mk. Reinertrag, bei dem damaligen Beitrag 
von ¾%ñ nur 4,51 Mk. beträgt (a. a. O. S. 194); noch geringer 
wäre er ſelbſtverſtändlich bei dem Normalſatz von / %% . Die „fſelbſt⸗ 
ſtändige Ackernahrung“ mit Grundbeſitz von 150 Mk. Grundſteuer⸗ 
reinertrag zahlt nur 75 Pfennig im Jahr; da das immer noch recht 
leiſtungsfähige Landwirte ſind, iſt die Belaſtung wirklich kaum fühlbar. 
Die „Normalbeiträge“ reichten auch bald nicht aus, und ſo wurde 
denn überall, unter völliger Zuſtimmung der Regierung zu dieſer 
Politik ſchärferer Selbſtbeſteuerung, die Steuerſchraube ſtärker ange⸗ 
zogen. Das war in doppelter Richtung möglich: durch Erhöhung 
des Beitragsprozents und durch Einbeziehung weiterer Befigertreife 
auf dem Wege der Herabſetzung der Wahlrechtsgrenze. Beide Wege 
ſind beſchritten worden. Der näher liegende iſt die Erhöhung 
des Beitragsprozents. Es wurden an Prozent des N 
reinertrages erhoben in den Jahren 


in der Provinz 


Oſtpreu ßen 


Weſtpreu ßen 17 74 Sits 1 
Branden bung 73 1/3 275 110 
Pommeerrn eee 1% 1/3 I/g 8% 
Dll em we ĩ ein — — 171 3/4 
Schleſien 1/6 178 9/12 3% 
Sachſen eee 1/4 Vg 75 271 
Schleswig⸗Holſtein 1710 2 7⁸ 7 10 
ree CC — le 171 7/10 
Weſtf alen. — 1% 7 25 
Negierungebein Caſſel. 7 175 2/5 ag 
Wiesbaden — S/g Bjg 1 
Rheinprovinz „ Se oe Gare Ge — — Ya 3/4 


Wie man fieht, ift der Prozentſatz überall über / Yo ge 
ftiegen, hat bei Weſtpreußen 1 %o, bei Brandenburg und Wiesbaden 
noch höhere Sätze erreicht. Eine weitere Erhöhung liegt jedenfalls 
nicht im Sinne des Geſetzes, würden wegen der Ungleichmä igkeit 
der Unterlage (des Grundſteuerreinertrages) auch zu wenig wün⸗ 
ſchenswerten Ungleichheiten der Belaſtung führen, die nur bei den 
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jegigen abſolut niedrigen Ziffern erträglich find. Das Steuerſyſtem 
müßte auf eine ganz andere Baſis geſtellt werden. 

Der zweite Weg iſt die Herabſetzung des für die „ſelb⸗ 
ſtändige Ackernahrung“ als Charakteriſtikum dienenden 
Grundſteuerreinertrages. Daß damit zugleich der Zenſus 
des paſſiven Wahlrechts herabgeſetzt wird, wurde ſchon erwähnt; da 
unter Umſtänden damit auch der Zenſus des aktiven Wahlrechts ge⸗ 
geben iſt, dürfte dieſes Mittel nur unter Berückſichtigung dieſer 
Wirkung angewendet werden. Der finanzielle Erfolg wird jedenfalls 
nur ein mäßiger ſein. Die mehrfach erwähnte Erhebung der rheini⸗ 
ſchen Kammer hat berechnet, um wie viel ſich die Beiträge für die 
Kammer bei Herabſetzung der Grenze erhöhen würden. Das Er⸗ 
gebnis dieſer Berechnung zeigt die folgende Tabelle: 


Summe des | Beitrag f. d. Kammern (¼ %) 


Grundſteuer⸗ Grundſteuer- durchſchnittlich 
˖ reinertrages | insgeſamt d 
reinertragsklaſſe in Mart Mark auf n 


Wie man fieht, iſt das Ergebnis ein nicht ſehr befriedigendes. 
Dazu kommt, daß die Veranlagung und Erhebung dieſer kleinen 
Beiträge Koſten und Zeitverluſt verurſachen, die in keinem Verhältnis 
ju dem ſtehen, was dadurch ſchließlich erreicht wird. 

Gebühren und Erwerbseinnahmen der Kammern ſind 
aus den Veröffentlichungen nicht genau zu erſehen und jedenfalls 
nicht ſcharf zu trennen. Eigentliche Erwerbseinnahmen ſollen 
die Kammern nach der üblichen Anſchauung nicht haben; ſie ſind 
öffentliche Korporationen, vom Staat mit bedeutenden Machtmitteln 
ausgeſtattet, ſo daß ihre Konkurrenz ſchwer empfunden werden würde. 
In der Tat find gegen einzelne Kammerbetätigungen, insbeſondere 
die verſchiedener ihrer Anſtalten, mehrfach Einwendungen erhoben 
worden. Dieſe Einwendungen richten ſich zum Teil gegen den Erwerbs⸗ 
charakter, zum Teil aber gegen die Betätigung der Kammern auf 
dem bezüglichen Gebiete überhaupt. So iſt gegen die Bauämter, die 
mehrere Kammern errichtet haben, durch die privaten Architekten und 
Maurer Einſpruch erhoben worden. Die Bauämter haben aber als 


eigentliches Ziel nicht die Aufgabe, der Kammer Einnahmen zu 
SGmollers Jahrbuch XL 3. 21 
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Schaffen, ſondern die ländliche Bauweiſe nach ihrer äſthetiſchen wie 
techniſchen Seite auf eine Höhe zu heben, welche die private Be⸗ 
tätigung bisher nicht zu erreichen pflegte. Die allgemeinen Pro⸗ 
bleme des Streites zwiſchen öffentlicher und privater Betätigung, 
wie die beſonderen Umſtände des jeweiligen Falls zu erörtern, iſt 
hier natürlich nicht möglich; es muß genügen, auf die Frage hin⸗ 
zuweiſen. Ein anderer Fall iſt die Holzkaufs⸗Vermittlungsſtelle, die 
von der Landwirtſchaftskammer Sachſen errichtet wurde. Wer die 
vielfachen Mißſtände im Holzhandel kennt, wird geneigt ſein, in 
dieſer halb genoſſenſchaftlichen Einrichtung eine berechtigte Mab: 
nahme der Selbſthilfe zu finden; anderer Meinung war der Zentral⸗ 
verband deutſcher Holzintereſſenten, der dieſe Stelle boykottierte 
(„Köln. Ztg.“ vom 6. April 1914, Abendausgabe). Im allgemeinen 
haben die Kammern Erwerbstbetätigung vermieden und den Ge⸗ 
noſſenſchaften überlaſſen; im übrigen iſt nicht einzuſehen, warum die 
Kammern nicht ebenſogut wie der Staat und andere öffentliche 
Körperſchaften Erwerbswirtſchaft treiben ſollten. 

Die Erhebung von Gebühren erfolgt dort, wo einzelne Inter⸗ 
eſſenten Dienſte oder Einrichtungen der Kammern in Anſpruch 
nehmen, die nicht ohne weiteres jedem zur Verfügung ſtehen. Dieſes 
Gebührenweſen iſt ſehr ausgebildet; die Buchführungs-, die Forſt⸗ 
beratungs⸗, die Bauſtellen erheben ſolche, wie die meiſten anderen 
Anſtalten der Kammern. Auch die Schulgelder in den landwirt⸗ 
ſchaftlichen Winterſchulen und Fachſchulen ſind als Gebühren an⸗ 
zuſehen. In der weiteren Ausbildung dieſer Gebührenwirtſchaft und 
vielleicht auch einer vorſichtigen Ausdehnung der Erwerbswirtſchaften 
iſt die finanzielle Zukunft der Kammern zu ſehen. 

Endlich haben die Kammern noch „ſonſtige eigene Ein⸗ 
nahmen“, die zumeiſt Zinſen von etwaigen (zum Teil von den 
alten Zentralvereinen übernommenem) Vermögen und von vorüber⸗ 
gehend bis zu ihrer endgültigen Verwendung angelegten Staats⸗ 
und ſonſtigen Beihilfen ſind. 

Es liegt in der Natur der Sache, daß die Kammern im weſent⸗ 
lichen Zuſchußwirtſchaft treiben. Soweit nicht durch die Umlagen 
das Defizit zu decken iſt, ſind die Kammern auf Zuſchüſſe von 
anderer Seite angewieſen. Unter dieſen ſpielen die Staats⸗ 
zuſchüſſe die größte Rolle. Im Etatsjahr 1913 beliefen ſich die 
den Kammern (einſchließlich des Vereins für Landwirtſchaft und Ge: 
werbe in Hohenzollern, der dort Kammerſtelle vertritt) gewährten 
Staatsbeihilfen auf 4676 530 Mk. Verausgabt worden ſind durch 
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die Kammern an Staatsbeihilfen in dieſem Jahre 4 153 135 Mk.; 
der Mehrbetrag gegen die eben angegebene Ziffer wurde aus Vor⸗ 
jahrsbeſtänden gedeckt. Im ganzen ſtanden der landwirtſchaftlichen 
Verwaltung 6 016 532 Mk. zur Verfügung; es ijt alſo noch nicht 
einmal ein Drittel (nicht ganz 2 Millionen) ohne Mithilfe der 
Kammern verwendet worden. Für die Provinzen insgeſamt wurden 
4883955 Mk. verwendet, alſo ohne Mithilfe der Kammern 
730820 Mk.; zumeiſt wohl für das Meliorationsweſen, das in der 
Hand der Regierung verblieben iſt. Danach blieben zur Verwen⸗ 
dung für Zwecke allgemeiner Natur zur Verfügung des Miniſters 
1132577 Mk., von denen 455 300 Mk. tatſächlich ausgegeben, der 
Reſt auf das folgende Jahr übernommen wurde. 

Die Regierung hat demnach den Organen der landwirtſchaft⸗ 
lichen Selbſtverwaltung ein weitgehendes Vertrauen erwieſen. Selbſt⸗ 
verſtändlich erfolgt die Überweiſung nicht zur beliebigen Verwendung; 
es wird vielmehr der Verwendungszweck genau vorgeſchrieben und 
die vorgeſchriebene Verwendung kontrolliert. Auch Bedingungen und 
Auflagen aller Art, je nach den beſonderen Umſtänden, vor allem 
die einer entſprechenden Verwendung eigener Mittel der Kammern 
für den gleichen Zweck werden in der Regel gemacht. Auf der 
anderen Seite aber zieht auch die Staatsregierung aus dieſer in⸗ 
direften Form der Verwendung bedeutende Vorteile. Der Apparat 
arbeitet billiger, ſchon deshalb, weil ein großer Teil der zentralen 
und der größte Teil der lokalen Kammerorgane ſeine Mitwirkung 
unentgeltlich als Ehrenamt bzw. gegen bloße Koſtenerſtattung zur 
Verfügung ſtellt; ebenſo iſt die ſachkundigſte Verwendung garantiert. 
Im Laufe der Zeit haben ſich über die Verwendungsvorſchriften er⸗ 
probte Traditionen herausgebildet; tritt eine neue Aufgabe in den 
Kreis der landwirtſchaftlichen Verwaltung, ſo werden event. zunächſt 
Verſuche gemacht, welche die Kammer mit Hilfe ihrer lokalen Organe 
genau zu überwachen in der Lage iſt, bis ſich auch hier feſte Regeln 
als zweckmäßig erweiſen. So iſt beiſpielsweiſe die finanzielle Unter⸗ 
ſtützung des Rindviehkontrollvereinsweſens ſchon ganz mit Hilfe der 
Kammern geregelt worden. 

Bis jetzt iſt nur eine grundſätzliche Schwierigkeit bezüglich der 
Beihilfenpolitik der Regierung aufgetaucht; dieſe liegt in der Forde⸗ 
rung der Regierung, daß die Kammern bei Bewilligung neuer Zu⸗ 
ſchüſſe auch ihrerſeits aus eigenen Mitteln etwas leiſten ſollen !. Es 


1 „Die Tätigkeit der landwirtſchaftlichen Berufsvertretungen“ (Verhandlungen 
des Landes⸗Okonomie⸗Kollegiums vom 6. bis 8. Febr 1913, Berlin 1913, S. 316. 
21° 
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ift ſicher richtig, daß dieſe Forderung der finanziellen Anteilnahme 
eine Bremſe gegen eine uferloſe Subventionspolitik wäre. Anderſeits 
iſt zu berückſichtigen, daß, wie dargelegt, die Kammern nach ihrer 
jetzigen Verfaſſung in der Aufbringung eigener Mittel ſehr beſchränkt 
ſind. Die Beiträge ſowohl wie vielleicht auch die erwerbswirtſchaftlichen 
Einnahmen find wenig ſteigerungsfähig !. Es bleiben alſo nur die 
Gebühren, die aber nur von leiſtungsfähigeren Landwirten in aus⸗ 
reichendem Maße getragen werden können, während die kleinen Leute 
wie die Arbeiter dazu nicht imſtande ſind. Man muß ſich klarmachen, 
daß die Agrarpolitik infolge der weiten Verbreitung des kleinen und 
kleinſten Beſitzes in Deutſchland, ganz abgeſehen von den Land⸗ 
arbeitern, zugleich Aufgaben der Sozialpolitik in großem Umfange 
einſchließt. Das Landes⸗Okonomie⸗Kollegium hat deshalb in den 
Verhandlungen von 1913, nachdem es ausſprach, daß eine noch 
weitere Steigerung der Tätigkeit der Landwirtſchaftskammern auf 
vielen Arbeitsgebieten geboten ſei, folgenden Beſchluß gefaßt: 


„Die Aufwendungen der Landwirtſchaftskammern für techniſche 
Förderung der einzelnen Betriebe ſind, ſoweit es ſich um größeren Belts 
handelt, grundſätzlich durch Gebühren in voller Höhe wieder einzuziehen. 
Bei Aufwendungen zur Förderung des Kleinbeſitzes und der Landarbeiter 
iſt eine ſolche Gebührenerhebung aber nicht angängig. Auch die zur 
Wahrung allgemeiner landwirtſchaftlicher Intereſſen und zur Beauffid: 
tigung der Tätigkeit der verſchiedenen Inſtitute erforderlichen allgemeinen 
Verwaltungskoſten, denen eigene Einnahmen nicht gegenüberſtehen, haben 
trotz größter Sparſamkeit eine ſtändig ſteigende Tendenz. 

Infolgedeſſen haben trotz namhafter Staatsbeihilfen die vom Geſez 
als Höchſtmaß vorgeſehenen Kammerbeiträge von / % des Grundfteuer: 
reinertrages bei der Mehrzahl der Kammern erheblich, in einzelnen Fällen 
um das Doppelte und mehr, überſchritten werden müſſen. Bei der 
ſchweren Belaſtung der Landwirtſchaft mit ſonſtigen Abgaben iſt eine weſent⸗ 
liche weitere Erhöhung der Kammerbeiträge nicht angängig. Soll ein 
Zurückbleiben der Tätigkeit der Kammern hinter den fic) darbietenden 
dringlichen Aufgaben vermieden werden, ſo iſt eine weitere erhebliche 
Vermehrung der Staatsbeihilfen auf verſchiedenen Gebieten erforderlich. 
Solche ſtaatlichen Aufwendungen ſtellen ſich als günſtige Kapitalanlage 
dar, die durch geſteigerte Produktionskraft und zunehmende Steuerkraft 
der landwirtſchaftlichen Betriebe mit Sicherheit reichlich aufgewogen wird. 


1 Der Referent in den Verhandlungen des Landes » Ökonomie - Kollegiums 
von 1913, damaliger Vorſitzender Kammer Oſtpreußen, v. Batocki, führte aus, 
daß man bei der Verwaltung von Fonds im allgemeinen die Verwaltungskoſten 
auf 10—15% der Geſamtaufwendungen berechne. Um die Verwendung und 
Kontrolle der Staatsgelder wirkſam zu beſorgen, ſei in dieſem Falle vielfach an 
Verwaltungskoſten ein Betrag erforderlich, der über die normalen Kammerbeiträge 
hinausgehe (a. a. O. S. 316). 
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Die „Beſcheidung“ der landwirtſchaftlichen Verwaltung zu 
dieſem Beſchluß lautete (Verhandlungen des Landes⸗Okonomie⸗ 
Kollegiums 1914, Berlin 1914, S. 31): 

„Die Vermehrung der ſchon ſeit Jahren gewährten, vom Landes⸗ 

nomie⸗Kollegium als namhaft anerkannten Staatsbeihilfen hängt von 
der Höhe der im Staatshaushaltsetat bereitgeſtellten Dispoſitionsfonds 
ab. Von dieſen, dem Staate zur Verfügung ſtehenden Fonds für wiſſen⸗ 
ſchaftliche Zwecke, Pferdezucht, Geflügelzucht, Viehzucht, Landkultur und 
Obſtbau find im Etatsjahre 1912 zur ausſchließlichen Verwendung durch 
die Landwirtſchaftskammern allein über 85 „ verausgabt worden.“ 


Die weitere Entwicklung der Angelegenheit wurde durch den 
Krieg unterbrochen. 
Eine letzte Einnahmequelle endlich ſind die „ſonſtigen Bei⸗ 
hilfen“. An ſolchen wurden im Etatsjahre 1913 gegeben: | 
von den Provinzen. . 935965 Mk. 
> s Rreifen . . . . 248964 ⸗ 
„anderen . 559576 = 


Unter den „Anderen“ fpielt die größte Rolle das Reich: die 
Statiſtik weiſt einen Betrag von 174517 Mk. aus Reichsmitteln 
nach. Die größte Summe dieſer Reichsmittel fällt auf die Kapitel 
„Fur wiſſenſchaftliche Zwecke“ und „Zur Förderung der Landkultur 
im allgemeinen“; es ſind Beihilfen für Fütterungszwecke, Gelder aus 
dem Kalipropagandafonds und ähnliches. Der Löwenanteil der 
Kreisbeihilfen entfällt auf die Förderung des landwirtſchaft⸗ 
lichen Unterrichtsweſens in ſeinen verſchiedenen Formen. 

Beſonders umfangreich iſt die Förderungstätigkeit der Provinzial⸗ 
verbände. In den Provinzialbeihilfen ſind auch die Zu⸗ 
wendungen aus den mit Hilfe von Staatszuſchüſſen gebildeten be⸗ 
ſonderen Fonds zur Förderung der Landwirtſchaft in den öſtlichen 
und in den weſtlichen Provinzen enthalten; die Dotationsgeſetze der 
ſiebziger Jahre verpflichten zudem die Provinzen zur Förderung ge⸗ 
wiſſer Zweige der Landwirtſchaft wie namentlich der Melioriationen 
und des niederen landwirtſchaftlichen Schulweſens. Letzteres iſt meiſt 
vertragsmäßig in die Hände der Kammern gelegt worden. Die Pro⸗ 
vinzen geben jedoch ſowohl für die ihrerſeits wiederum den Kammern 
überwieſenen wie für die von ihnen vorbehaltenen landwirtſchaft⸗ 
lichen Zwecke weit mehr aus, als ſie nach der Dotationsgeſetz⸗ 
gebung verpflichtet ſind. Ihre Zuſchüſſe beziehen ſich auf ziemlich 
alle Zweige der Landwirtſchaft. Bezüglich der vorbehaltenen Mittel 
wird jetzt wohl überall im Einverſtändnis mit den Kammern vor⸗ 
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gegangen. Da eine Geſchichte der Provinzialfinanzen bisher völlig 
fehlt, läßt ſich über ihre Subventionspolitik nichts Näheres erfahren. 
Der Umfang der Provinzialbeihilfen an die Kammern iſt ſehr ver⸗ 
ſchieden; im Jahre 1913 war er am höchſten in der Rheinprovinz 
mit 187870 Mk.; im weiten Abſtande erſt folgte Sachſen mit 
106 190 Mk. Alle anderen Provinzen blieben unter 100 000 Mk. 
Die geringſte Summe wies (wenn man die Regierungsbezirke Kaſſel 
und Wiesbaden als eine Provinz zuſammenrechnet) Weſtpreußen mit 
33 082 Mk. auf. 


4. Die Tätigkeit der Kammern 


Die Tätigkeit der Kammern erſtreckt ſich, wie aus den bisherigen 
Mitteilungen erſichtlich, auf ſo ziemlich jedes Gebiet der Landwirt⸗ 
ſchaftspflege im weiteſten Umfange; nur das Meliorationsweſen iſt 
im weſentlichen Domäne der Regierung geblieben. Eine Aufzählung 
der einzelnen Zweige dieſer Tätigkeit wäre ermüdend; die Jahres⸗ 
berichte wie die Etats der Kammern geben darüber genaue Auskunft. 
Die wiſſenſchaftliche Behandlung dieſes Tatſachenkomplexes müßte 
von zwei Problemen ausgehen, nämlich der Stellung der 
Kammern als Träger praktiſcher Agrarpolitik gegen: 
über anderen Organiſationen und der Richtung dieſer 
ihrer Politik. 

Die Kammern konkurrieren mit der Regierung und 
anderen öffentlichen Körperſchaften (Provinzialverbänden, Kreiſen) 
einerſeits, mit privatrechtlichen Korporationen (landwirtſchaftlichen 
und Bauernvereinen, Spezialvereinen, Genoſſenſchaften) anderſeits. 
Kompetenzſtreitigkeiten kommen vor, wenn auch ganz überwiegend 
der Wille zu einem planmäßigen Zuſammenarbeiten herrſcht. Die 
Kammern haben bisher den Kreis ihrer Tätigkeit immer weiter aus⸗ 
gedehnt, wobei es nicht immer nötig war, daß die bisherigen Träger 
oder Hauptträger auch formell das Feld räumten. Vielmehr ſind 
meiſt Arbeitsgemeinſchaften der verſchiedenſten Art entſtanden, wobei 
allerdings wohl die Kammern in der Regel die eigentliche Führung 
übernahmen. Gegenüber den reinen Selbſtverwaltungsorganiſationen 
hat die Regierung dieſen Prinzipat der Kammern in der Regel ge⸗ 
fördert, etwa in der Form, daß die betreffenden Vereine Unter⸗ 
ſtützungen nur noch durch die Kammern erhielten. So find bei: 
ſpielsweiſe die Züchtervereinigungen ganz überwiegend den Kammern 
in irgendeiner Form angeſchloſſen, während die Genoſſenſchaften eine 
viel ſtärkere Selbſtändigkeit bewahrt haben. Es iſt aber auch vor⸗ 
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gekommen, daß die Kammern mehr zur Unterſtützung herangeholt 
wurden, während die Führung an anderer Stelle lag. Es ſei an 
die umfaſſende agrarpolitiſche Aktion der Oſtpreußiſchen Landſchaft 
erinnert oder an die ländlichen Wanderhaushaltungsſchulen, deren 
Träger durchweg die Kreiſe ſind. Bis zu einem gewiſſen Grade iſt 
dieſe Teilung der Arbeitsgebiete, wie in dem letztgenannten Falle, 
durch die Natur der betreffenden Aufgabe bedingt. In anderen 
Fällen verhindert entweder die Starrheit der Tradition eine ſach⸗ 
gemäße „Umgruppierung“, oder umgekehrt, die ſtarke Initiative der 
Kammer, die die Führung an ſich reißt. Endlich ſind es wiederum 
die wirtſchaftlichen und natürlichen Verhältniſſe, die Traditionen 
und die Perſonen, die dieſes ſoziologiſche Problem der Intereſſen⸗ 
aufteilung zwiſchen den verſchiedenen Korporationen in jeder Provinz 
zu einer anderen Löſung bringen. 

Dieſe Verſchiedenheit der Provinzen zeigt ſich aber noch ſtärker 
in der eigentlichen „Agrarpolitik“ der Kammern. Zwar 
findet ein Ausgleich und eine Annäherung in den gemeinſamen In⸗ 
ſtitutionen, im Landes⸗Okonomie⸗Kollegium und den Konferenzen der 
Vorſitzenden, der Generalſekretäre, der Dezernenten uſw. ſtatt; auch 
find ja ein Teil der Aufgaben die gleichen. Aber die Unterſchiede 
im Klima, in der Bodenbeſchaffenheit, der Beſitzverteilung, den Ab⸗ 
ſatzverhältniſſen uſw. find doch recht beträchtlich. Es gibt Überſchuß⸗ 
und Zuſchußproduklionsgebiete, Provinzen des überwiegenden Groß⸗ 
grundbeſitzes und des Kleinbauerntums, um nur einige der augen⸗ 
fälligſten Punkte zu nennen. Ebenſo iſt die Stellung zur Induſtrie 
ganz verſchieden. Wollte man die Politik der einzelnen Kammern 
ſchildern, ſo dürfte auch wiederum die ergänzende Tätigkeit der 
anderen Korporationen nicht vergeſſen werden. Man käme ſchließlich 
zu der Forderung der Darſtellung einer provinzialen Agrarpolitik 
überhaupt. Das würde in der Tat höchſt reizvoll ſein, wenn nicht 
bisher faſt alle Vorarbeiten dafür fehlten. Die üblichen Feſtſchriften 
geben nur Rohmaterial, beſtenfalls pragmatiſche Geſchichtserzählung !. 


— — — — 


1 Ich habe den Mangel ſolcher wiſſenſchaftlicher Vorarbeiten deutlich bei 
dem Verſuch einer Darſtellung der rheiniſchen Landwirtſchaft empfunden, die in 
dem für 1915 geplanten, unter Leitung von Prof. Hanſen⸗Köln ſtehenden 
Jubiläumswerk zur Feier der hundertjährigen Vereinigung der Rheinprovinz 
mit dem preußiſchen Staat „Die Rheinprovinz 1815 bis 19157 erſcheinen wird. — 
Necht ſchätzenswert, wenn im einzelnen auch ungleichmäßig, find die im Auftrage 
des Weſtfäliſchen Bauernvereins herausgegebenen „Beiträge zur Geſchichte des 
weſtfäliſchen Bauernſtandes“ (Berlin 1912). 


328 | W. Wygodzinski [1414 


Erſt wenn ſich wieder Männer von der univerfalen Bildung und der 
eindringlichen Sachkunde v. Haxthauſens und v. Sparres den Pro⸗ 
blemen der provinzialen Agrarpolitik zuwenden ſollten, können wir 
auf eine Eingliederung der Kammertätigkeit in die allgemeinen Zu⸗ 
ſammenhänge hoffen. 


5. Die Zentralorgane 


Die Vorgänger der Landwirtſchaftskammern, die landwirtſchaft⸗ 
lichen Zentralvereine, hatten ihren Mittelpunkt im Landes ⸗Oko⸗ 
nomie⸗ Kollegium, das, 1842 gegründet, in mehrfachen Um⸗ 
geſtaltungen ſeinen doppelten Charakter als Vereinszentrale und 
Gutachtenorgan für das Miniſterium beibehielt. Mit der Gründung 
der Landwirtſchaftskammern wurde es völlig reorganifiert, ohne 
dieſen doppelten Charakter zu verlieren. Nach den jetzt noch in Kraft 
befindlichen Satzungen vom 10. Dezember 1898 erhielt es die Be 
ſtimmung: 1. dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
als deſſen regelmäßiger Beirat in der Förderung der Land⸗ und 
Forſtwirtſchaft, 2. den Landwirtſchaftskammern für die Bearbeitung 
gemeinſchaftlicher Angelegenheiten als Geſchäftsſtelle zu dienen. Seine 
Mitglieder werden bis zu einem Drittel der Geſamtzahl vom Miniſter 
ernannt, die übrigen von den Kammern auf je drei Jahre gewählt. 
Die von dem Miniſter ernannten Mitglieder ſind Gelehrte, Politiker, 
Beamte und techniſche Sachverſtändige. Der Vorſitzende wird ge⸗ 
wählt; dieſes Amt bekleidete von Beginn der Reorganiſation an 
Graf v. Schwerin⸗Löwitz. Stellvertreter war zuerſt Freiherr v. Lands⸗ 
berg⸗Velen, Vorſitzender der weſtfäliſchen Kammer, nach deſſen Rid: 
tritt ein anderer Vertreter des Weſtens, der Vorſitzende der rheiniſchen 
Kammer, v. Groote. Der Generalſekretär, der früher vom Miniſter 
ernannt wurde, wird jetzt gleichfalls von dem Kollegium gewählt. 
Zuerſt verſah der Generalſekretär des Deutſchen Landwirtſchaftsrats 
auch dieſes Amt; mit dem Wachſen der Geſchäfte wurde ein eigener 
Generalſekretär notwendig, dem wiſſenſchaftliche und Bureaubeamte 
zur Seite ſtehen. Dieſe Trennung der Amter hatte gelegentliche 
Kompetenzkonflikte zwiſchen Landwirtſchaftsrat und Landes⸗Okonomie⸗ 
Kollegium zur Folge. In ſeiner Eigenſchaft als Beirat für das 
Miniſterium tritt das Kollegium einmal jährlich zuſammen. Auf 
dieſer Tagung, die regelmäßig an mehreren Tagen der „landwirt⸗ 
ſchaftlichen Woche“ im Februar in Berlin ſtattfindet und an der 
außer dem Miniſter und feinen Räten ſowie den Mitgliedern regel⸗ 
mäßig noch Ehrengäſte, Sachverſtändige und Generalſekretäre der 
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Kammern teilnehmen, werden Gegenſtände behandelt, die teils auf 
Wunſch des Miniſters, in der Regel auf Initiative der einzelnen 
Kammern auf die Tagesordnung geſetzt find. Die Tätigkeit der 
Kammern ſelbſt iſt gleichfalls Gegenſtand der Verhandlungen in der 
Form, daß einzelne Berichterſtatter über die Zuſtände des Ackerbaus, 
der Viehzucht, des Arbeiterweſens uſw. an Hand der Kammerberichte 
entſprechende Ausführungen machen. Soweit die Verhandlungen zu 
VBeſchlüſſen führen, folgen „Beſcheidungen“ der Staatsregierung 
darauf. Die Verhandlungen werden gedruckt und bieten ein wert⸗ 
volles agrarpolitiſches Informationsmaterial. 

Da jedoch die alljährlichen Verſammlungen nicht ausreichen 
würden, um die dauernde Fühlungnahme zwiſchen Kollegium und 
Miniſterium wie zwiſchen den Kammern ſelbſt ſicher zu ſtellen, wurde 
1899 eine „ſtändige Kommiſſion“ des Kollegiums geſchaffen, 
die zugleich als Zentralſtelle der Landwirtſchaftskammern diente. 
Ihre Aufgabe iſt: a) aus den Einzelbeſchlüſſen und Gutachten der 
Kammern Geſamtbeſchlüſſe und Gutachten für den Landwirtſchafts⸗ 
miniſter zu bearbeiten; b) den Kammern die Beratung gemeinſchaft⸗ 
licher Angelegenheiten durch vorbereitende Materialſammlung zu er⸗ 
leichtern; c) für die Zeit, in der das Landes⸗Okonomie⸗Kollegium 
zu einer Sitzung nicht verſammelt iſt, die gemeinſchaftlichen An⸗ 
gelegenheiten der Kammern zu vertreten. Durch Königliche Ver⸗ 
ordnung vom 30. Oktober 1911 wurde die „Zentralſtelle“ durch den 
„Verband der preußiſchen Landwirtſchaftskammern“ 
erſetzt. Dieſe Umwandlung hatte jedoch nur den Zweck, eine geeignete 
Rechtsperſönlichkeit als Träger dauernder Verpflichtungen, namentlich 
bezüglich Anſtellung der Beamten, zu ſchaffen. Die Tätigkeit der 
ſtändigen . in ihrer doppelten Eigenſchaft wurde dadurch 
nicht geändert. 

Es iſt ſchon früher erwähnt worden, daß das Landes⸗Okonomie⸗ 
Kollegium in erſter Linie — abgeſehen von ſeiner Eigenſchaft als 
Gutachterkollegium für den Miniſter — die Aufgabe der Ausgleichung 
zwiſchen den Kammern und der Förderung von deren gemeinſamer 
Tätigkeit hat. Es kann aber nicht ausbleiben, daß ein lebenskräftiger 
Organismus, wie er durch die Schaffung der „Ständigen Kommifſion“ 
in Verbindung mit dem Beamtenſtab ſich bildete, nicht nur für 
andere, ſondern aus ſich heraus zu wirken ſich bemüht. Dies kann 
einmal dadurch geſchehen, daß die Tätigkeit der Kammern beeinflußt 
wird, teils aber auch dadurch, daß ſelbſtändige, von der zentrali⸗ 
ſierenden und ausgleichenden Tätigkeit unabhängige Politik zu machen 


330 W. Wygodzinski [1416 


verſucht wird. Es fet in dieſem Zuſammenhange auf die entſchiedene 
Arbeiterpolitik des Landes⸗Okonomie⸗Kollegiums im Sinne einer 
Verſöhnung aller Angehörigen des landwirtſchaftlichen Berufsſtandes 
nochmals verwieſen. Durch Beſchluß von 1911 wurde eine beſondere 
Kommiſſion zur Bearbeitung der Landarbeiterfragen aus der Mitte 
des Kollegiums gewählt. Damit iſt ein vielleicht bedeutſamer An⸗ 
fang zu einer ſelbſtändigen Entwicklung dieſer Zentralvertretung ge: 
macht. Eine Art Arbeitsteilung zwiſchen der Zentrale und den 
einzelnen Kammern kann ſich als recht erſprießlich erweiſen. Es 
gibt Fragen, bei denen lokale Intereſſen überhaupt nicht in Betracht 
kommen und deshalb eine Bearbeitung durch jede Kammer eine Zeit⸗ 
uud Kraftverſchwendung iſt; andere, für welche die Kräfte der in 
der täglichen Verwaltungspraxis aufgehenden Kammerbeamten wegen 
der Schwierigkeit der Materialbeſchaffung oder aus anderen Gründen 
nicht ausreicht; das iſt naturgemäßes Betätigungsgebiet für die 
Zentrale. Dieſe hat auch ſchon begonnen, in einer Reihe von Ver⸗ 
öffentlichungen wiſſenſchaftlich geſichtetes und bearbeitetes Material 
von allgemeinem Intereſſe zur Verwertung bereitzuſtellen. Die Ent⸗ 
wicklung iſt auch hier noch durchaus im Fluſſe. 

Endlich haben die Kammern noch ein gemeinſchaftliches Ve: 
ratungsorgan in den „Konferenzen der Vorſtände der preu⸗ 
ßiſchen Landwirtſchaftskammern“ geſchaffen. Diele Kon 
ferenzen, die in der Regel zweimal im Jahre, einmal in Berlin und 
einmal an einem wechſelnden Orte, zuſammentreten, gleichen bis zu 
einem gewiſſen Grade den Verſammlungen des Landes - Ofonomie: 
Kollegiums. Nur tragen ſie nicht deren amtlichen Charakter, ſind 
nicht öffentlich und geben ſo Gelegenheit zu einer freieren Ausſprache. 


II. Die Landwirtſchaftskammern in anderen 
Bundesſtaaten 


Die drei größten nichtpreußiſchen Bundesſtaaten, Bayern, Sachſen 
und Württemberg haben ſich bisher nicht entſchließen können, ihre 
alten zentralen Vertretungskörper der Landwirtſchaft in Kammern 
umzuwandeln. Die große Mehrzahl der deutſchen Staaten iſt aber 
dem Beiſpiel Preußens gefolgt, freilich mit beträchtlichen Abänderungen 
des preußiſchen Vorbilds. Wiſſenſchaftliche Darſtellungen der Organi⸗ 
ſation und Wirkſamkeit der nichtpreußiſchen Landwirtſchaftskanmern 
fehlen bisher ganz. Ihre Wirkſamkeit gleicht im großen und ganzen 
der der preußiſchen Kammern. Ich beſchränke mich auf eine kurze 
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Schilderung der Kammern Badens und Heſſens, die eine ſtärkere 
Abweichung vom preußiſchen Typus aufweiſen. 

Die Badiſche Landwirtſchaftskammer wurde durch Ge⸗ 
ſetz vom 28. September 1896 begründet; dieſes Geſetz wurde durch 
eine Novelle vom 26. September 1912 in wichtigen Punkten ab⸗ 
geändert. Nach dem erſten Geſetz beſtand vielfach die Auffaſſung, 
die Kammer ſei in der Hauptſache eine beratende und begutachtende 
Behörde; nunmehr iſt ausdrücklich anerkannt, daß die Kammer die 
Aufgabe habe, die Land⸗ und Forſtwirtſchaft zu ſördern, und be⸗ 
rechtigt ſei, Veranſtaltungen hierzu ſelbſt einzurichten und zu betreiben. 
Soweit dies allerdings auf Gebieten geſchehen ſoll, für welche der 
Staat die Fürſorge ſelbſt ausübt, bedarf die Kammer der Zuſtimmung 
des Miniſteriums des Innern. Nach dem alten Geſetz war die 
Kammer auf eigene Mittel angewieſen und erhielt nur einen Staats⸗ 
zuſchuß für allgemeine Verwaltungskoſten. Nach dem neuen Geſetze 
können auch für weitere Zwecke Staatszuſchüſſe gewährt werden. 
Dieſe Konzeſſion iſt das Endergebnis eines heftigen grundſätzlichen 
Streites zwiſchen Regierung und Kammer. Die Landwirtſchaftskammer 
war vorher nur in geringem Grade finanziell leiſtungsfähig; dieſe 
geringen Mittel wurden aber nicht einmal planmäßig und rationell 
ausgenutzt, da ein Übereinkommen mit der Regierung bezüglich der 
Teilung der gegenſeitigen Arbeitsgebiete nicht zuſtande gekommen war. 
Man darf nicht vergeſſen, daß gerade in Baden eine muſterhafte 
Landwirtſchaftspflege unmittelbar durch Organe der Regierung ſeit 
langem beſtand. Das Land iſt auch nicht ſo groß, daß die Regierung 
wie in Preußen auf die Unterſtützung durch fachkundige Lokalorgane 
angewieſen iſt; die Landwirtſchaftskammer umfaßt zudem ebenfalls 
in einer Organiſation den ganzen Staatsbereich, deckt ſich alſo im 
geographiſchen Umfang des Wirkungsgebiets mit dem der Regierung. 
Es handelte ſich einfach um die Übertragung ſolcher Aufgaben, die 
bisher durch Regierungsorgane in befriedigender Weiſe gelöſt worden 
waren, auf einen Selbſtverwaltungskörper; ſo bleibt es begreiflich, 
daß dieſer Übergang nicht leicht war. Auch das neue Geſetz ſieht 
keine grundſätzliche Übergabe der Landwirtſchaftspflege an die Kammer 
vor, ſondern eine Teilung, und zwar in der Form, daß ein Teil der 
Aufgaben und ein entſprechender Teil der Staatsmittel der Kammer 
durch Entſchließung des Miniſteriums des Innern zugewieſen wird. 
Durch ein Schreiben der Regierung vom 28. November 1912 wurden 
die Gebiete bezeichnet, welche die Regierung an die Kammer über⸗ 
zuleiten gewillt war. Das Miniſterium erklärte ſich bereit, unter 


339 W. Wygodzinski [1418 


gewiſſen Vorausſetzungen, d. h. nach Vorlage von Grund: und 
Arbeitsplänen (die inzwiſchen feine Zuſtimmung gefunden haben), 
der Kammer zu ihrer Betätigung ausſchließlich zu überlaſſen: den 
Ackerbau einſchließlich der bisherigen Großherzoglichen Saatzucht⸗ 
anſtalt, den Wieſenbau, den Obſtbau, den Gemüſebau, den Garten⸗ 
bau, die Verbeſſerung von Schwarzwaldweiden, die Vorführung von 
Maſchinen und Geräten; in züchteriſcher Beziehung die Kleinvieh⸗ 
zucht. Die Regierung behielt ſich ihrerſeits vor: Rindvieh⸗ und 
Pferdezucht, landwirtſchaftliches Unterrichtsweſen, landwirtſchaſtliches 
Verſicherungsweſen, Weinbau und Landeskulturweſen. Recht rationell 
erſcheint dieſe Zweiteilung nicht. 

Durchaus verſchieden von Preußen iſt die Zuſammenſetzung der 
Mitgliederſchaft und das Wahlverfahren. Das paſſive Wahlrecht iſt 
ähnlich wie in Preußen; nur wird nicht der Begriff der ſpannfähigen 
Ackernahrung zugrunde gelegt, ſondern es wird verlangt, daß für 
die Eigentümer, Nutznießer oder Pächter land⸗ oder forſtwirtſchaftlich 
genutzter Grundſtücke der ſelbſtändige Betrieb der Land⸗ oder Forſt⸗ 
wirtſchaft oder beider Wirtſchaftsarten zuſammen ſich als die weſent⸗ 
liche Grundlage der Lebenshaltung darſtelle, oder daß das Grund⸗ 
ſteuerkapital der betreffenden Grundſtücke wenigſtens 5000 Mk. be⸗ 
trage. Zur Mitgliedſchaft ſind berufen: 1. gewählte Mitglieder; 
2. höchſtens drei Sachverſtändige und um die Land⸗ und Forſtwirt⸗ 
ſchaft verdiente Perſonen durch Zuwahl der Kammer; 3. höchſtens 
vier von der ſtaatlichen Domänen⸗ und Forſtverwaltung ernannte 
land⸗ oder forſtwirtſchaftliche Sachverſtändige; 4. eventuell ſatzungs⸗ 
gemäß Vertreter von landwirtſchaftlichen Vereinigungen, in deren 
Rechte und Pflichten die Kammer eingetreten iſt (wovon bisher kein 
Gebrauch gemacht wurde). Den Hauptteil ſtellen alſo die unmittel⸗ 
bar gewählten Mitglieder dar. Die Wahl erfolgt a) für 28 Mit⸗ 
glieder unmittelbar durch die ausübende paſſiv wahlberechtigte land⸗ 
wirtſchaftliche Bevölkerung in 28 Wahlkreiſen direkt und geheim; 
b) für höchſtens 10 Mitglieder durch landwirtſchaftliche Vereine und 
Verbände, die zuerſt von der Zentralbehörde und nach Konſtituierung 
der Kammer durch dieſe zu beſtimmen ſind. Zurzeit wählen je ein 
Mitglied: der Badiſche landwirtſchaftliche Verein, Badiſcher Bauern⸗ 
verein, Verband der landwirtſchaftlichen Kreditgenoſſenſchaften, Ge 
noſſenſchaftsverband badiſcher landwirtſchaftlicher Vereinigungen, 
Badiſcher Molkereiverband, Badiſcher Landesobſtbauverein; ferner je 
eines die Gruppen von fünf Viehzuchtgenoſſenſchaftsverbänden, vier 
Pferdezuchtverbänden, vier Weinbauvereinen und vier Geflügelzucht, 
Garten⸗ und Bienenzuchtverbänden. 
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Dieſes Wahlverfahren hat allerdings den Erfolg, die landwirt⸗ 
ſchaftliche Bevölkerung direkt heranzuziehen; zugleich aber ſtellte ſich 
die weniger erwünſchte Nebenwirkung einer Politiſierung der Kammer⸗ 
wahlen ein. Bei der letzten Wahl 1913 wurden die Kämpfe durch 
eine Vereinbarung zwiſchen den Parteien größtenteils ausgeſchaltet. 

Die durch ein Geſetz vom 16. Mai 1906 begründete Land⸗ 
wirtſchaftskammer des Großherzogtums Heſſen zeichnet 
ſich durch eine ſehr ſtraffe Organiſation aus. Die Landwirte des 
Großherzogtums Heſſen bilden danach einen Berufsverband, deſſen 
Intereſſen in einer durch die Verbandsangehörigen zu wählenden 
Landwirtſchaftskammer vertreten werden. Verbandsangehoͤrige find 
Eigentümer, Nutznießer und Pächter des Großherzogtums mit einem 
Vermögen an landwirtſchaftlich genutztem Grundbeſitz oder landwirt⸗ 
ſchaftlichem Betriebskapital im Wert von mindeſtens 3000 Mk. (außer 
Hofreite und Wald). Die Kammer beſteht aus 45 Mitgliedern, je 
15 für jede Provinz; dazu kommen als außerordentliche Mitglieder 
Vertreter landwirtſchaftlicher Fachvereine und Verbände und Sach⸗ 
verſtändige bis zu einem Fünftel der Geſamtzahl. Die Wahl iſt in⸗ 
direkt. In jeder Provinz ſind 15 Wahlbezirke, die wieder in je 
15 Vertrauensmännerbezirke zerfallen. Für jeden Vertrauensmänner⸗ 
kreis wird ein Vertrauensmann durch die Verbandsangehörigen in 
geheimer Zettelwahl gewählt; die Vertrauensmänner wählen die 
Kammermitglieder. Dieſe zentrale Organiſation der Kammer wird 
durch lokale Organiſationen ergänzt. „Zur nachhaltigen Durchführung 
der Aufgaben der Landwirtſchaftskammer in den einzelnen Provinzen“ 
wird für jede Provinz ein „Ausſchuß“ mit dem Sitz in der Pro- 
vinzialhauptſtadt gebildet. Jedem Ausſchuß gehören die 15 Kammer⸗ 
mitglieder aus der Provinz an, wozu noch aus jedem Wahlbezirk 
zwei durch deſſen Vertrauensmänner auf die Dauer von fünf Jahren 
gewählte Mitglieder treten; es dürfen auch noch außerordentliche 
Mitglieder kooptiert werden. Die Ausſchüſſe, welche an Stelle der 
früheren Provinzialvereine getreten ſind, haben als Aufgabe „die Er⸗ 
füllung der provinziellen landwirtſchaftlich⸗techniſchen Aufgaben“. 
Zu dieſem Zweck werden ihnen Mittel durch die Kammern über⸗ 
wieſen; auch haben ſie eigene Beamte. Schließlich haben die ein⸗ 
zelnen Wahlbezirke noch „Bezirksausſchüſſe“, die aus den Vertrauens» 
männern und den Vertretern der im Bezirk befindlichen Unterrichts⸗ 
anſtalten (letztere mit beratender Stimme) beſtehen. 

Dieſe beiden Beiſpiele mögen genügen, um zu zeigen, auf wie 
verſchiedenen Wegen das Problem der Organiſation und des Wahl⸗ 
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verfahrens gelöſt worden iſt; die anderen Kammern weiſen in dieſen 
Beziehungen eine bunte Mannigfaltigkeit auf. Dabei haben nicht 
bloß rationelle Erwägungen, ſondern natürlich auch Traditionen mit⸗ 
geſpielt; auch iſt die ſoziale und wirtſchaftliche Lage der Landwirt⸗ 
ſchaft in dieſen kleinen Staaten doch bisweilen eine ſo abweichende, 
daß eine direkte Vergleichung mit den preußiſchen Kammern nicht 
wohl möglich iſt. Die meiſten dieſer Kammern ſind zudem beträcht⸗ 
lich jünger als die preußiſchen; vielleicht daß ſpäter eine Ausgleichung 
und Annäherung der Organiſationen ſich als fruchtbringend erweiſt. 
Die Verſchiedenheit der Kammern und die Tatſache, daß eine 
Anzahl Bundesſtaaten an ihrem alten Syſtem feſthalten, macht eine 
ſolche Zentraliſierung, wie fie in Preußen für die Landwirtſchafts⸗ 
kammern im Landes⸗Okonomie⸗Kollegium geſchaffen wurde, für Deutſch⸗ 
land unmöglich. Der Deutſche Landwirtſchaftsrat, die 
ſchon 1872 begründete Zentrale der alten landwirtſchaftlichen Ver⸗ 
eine, hat ſeinen Charakter einer rein beratenden Körperſchaft denn 
auch nicht geändert, als die preußiſchen Zentralvereine durch Kammern 
erſetzt wurden. Er iſt der freie Sammelpunkt der geſamtdeutſchen 
landwirtſchaftlichen Intereſſenvertretungen geblieben. 


1421] | 335 


Agrarverfaſſung und Grundſteuer 
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Einleitendes 


eit alters her ift die Landwirtſchaft eine Haupt: und Lieblings: 

beſchäftigung des bulgariſchen Volkes. Den Anfang der Land⸗ 
wirtſchaft finden wir bei den alten Slawen, bevor ſie ſich noch zu ein⸗ 
zelnen Stämmen entwickelt haben. Spuren von gemeinſamen Land⸗ 
wirtſchaften aus dieſer Zeit ſind noch immer in Bulgarien unter dem 
Namen „Zadruga“ (Wirtſchaftsgemeinſchaft) zu finden. Die Bauern 
lebten ſeit jeher im alt⸗bulgariſchen Reiche in Dörfern, Anſiedlungen 
und kleinen Flecken (in Sela, Selista, Zaselki) und in Hütten 
(Kolibi). Während der Zeit des mittelalterlichen Feudalismus war 
der Bauer den kleinen und großen Bojaren, den ſogenannten Wla- 
stele, untertan, und zwar entweder als freier Bauer ohne Abzugs⸗ 
freiheit von ſeinem eigenen Grund und Boden!, oder als un⸗ 
freier Bauer als Höriger am Gute, an einem Kloſter oder einer 
Kirche haftend und dieſen angehörig. Die Bauern dieſer letzten Art 
nannte man Parii tzj i oder Otrotzi. Sie mußten die Güter ihrer 
Herren oder die Kloſtergüter nur der Nahrung halber bearbeiten. 
Die Bauern mit eigenen Grundſtücken mußten ihren Grundherren 
einige Tage der Woche (Angarie) arbeiten und die Steuern des 
Herrengutes nach Ortsgebrauch, Geſetzen, Verträgen uſw. zahlen. 
Die Bauern mußten aud „Tlyka“ (Medzija) arbeiten, d. h. jedem 
raſchen Befehl des Grundherrn Folge leiſten. Die zu bearbeitenden 
Güter waren Felder (Niwi) Gärten, (griechiſch: Periwol), Wein⸗ 
berge uſw. Weideplätze nannte man Senokos, und man unter⸗ 


1 W. Atanaſow, Beitrag zur Geſchichte bulgariſcher Volksmirtſchaft. 
Perioditschesko Spisanie, Bd. LXV. 


336 Leo Barbar (1422 


ſchied Winterernte und Sommerernte (LetowiSte und Zimo- 
wiäte). 

Die Landwirte zahlten Naturalfteuern, entweder jeder für ſich 
oder gemeinſam, nach Gemeinden. Selten wurden die Steuern auch 
in Geld entrichtet. Zu Zeiten des bulgariſchen Kaiſers Samuil 
mußte jeder Bauer, der ein Paar Ochſen beſaß, jährlich eine „Mera“ 
Hirſe, Getreide und einen Topf voll Wein als Steuer leiſten. 
Steuerarten, die wir in alten bulgariſchen Staatsurkunden finden, 
find: a) „Woloberschtina“ — Ochſenſteuer; b) „Koscharschtina® — 
Herdenſteuer, aud , Trawnina‘ genannt, d. h. Wieſenſteuer; e) , Nama- 
tek“ — Getreide:, Wein⸗ und Honigſteuer; d) Dimina — Schorn⸗ 
fteinfteuer; e) Mitati — Hausſteuer und f) Zehent vom Honig, 
Schafen, Schweinen uſw. — Es wurden im altbulgariſchen Staate 
auch Brückengebühren — „Mostnitza“ und Stegegebühren — 
„Brodnina“ eingezogen. Während der Türkenherrſchaft beſtand der 
Feudalzuſtand in Bulgarien fort. Es entſtehen in Bulgarien vier 
Hauptbeſitzarten: 

a) Mjulk — Privatgrundſtück 
b) Chas — Staatsgut 

e) Wakyf — Geiſtiges Gut 
d) Timar — Feudalbeſitz. 

Die Feudalgüter wieſen die Sultane mittels Berate (Zu⸗ 
weiſungsurkunden) ihren berittenen Lehensmannen zu. Dieſe Güter 
nannte man Spachilyk, weil die Belehnten Spachii hießen. 
Die Spachias waren entweder groß — Zaime und deren Güter 
Ziamets genannt —, die den Heerbann mit 20 Berittenen leiſten 
mußten, oder waren es kleine Spachias — Timarlii, deren 
Güter Timar genannt, die mit 4 Berittenen den Heerbann 
leiſteten. — 

Ohne weiter auf die feudale Grundverfaſſung und Grund⸗ 
beſteuerung im Türkenreiche während der Türkenherrſchaft in Bul⸗ 
garien einzugehen, will ich den Zuſtand während des Geſetzes vom 
7. Ramazan 1274, d. h. vom 21. April 1858, als grundlegend für 
die gegenwärtige Agrarverfaſſung Bulgariens ins Auge faſſen. — 
Nach dem Wortlaute dieſes Geſetzes gibt es vier Arten Privat: 
grundſtücke: 

a) Grundſtücke, die ſich im Innern der Dörfer und der Städte 
befinden, ſowie Grundſtücke, die ſich außerhalb der Linie dieſer Anſied ; 
lungen in einer Entfernung von nicht mehr denn / Uwrat (demi deu- 
num) befinden, und die als Ergänzung der Wohnung angeſehen werden; 
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b) Grundſtücke, die von den Staatsländereien getrennt und 
zum vollen Eigentum einer Privatperſon übergeben worden ſind, 
damit dieſe das ihnen zugewieſene Grundſtück wie volles Eigen⸗ 
tum — (Milkiiet) dem religiöſen Geſetze gemäß ausnützen können; 

e) Grundſtücke, die dem Zehent unterliegen, auf denen der 
Zehent laſtet, von denen man den Zehent zahlen muß. Es ſind 
Ländereien, die aus der Zeit der Eroberungen herſtammen, und die 
unter den Eroberern verteilt worden ſind; 

d) Grundſtücke, die man charid%ije nannte, mit Steuer be⸗ 
haftet, die man um dieſe Zeit dem Beſitze der Lokalbevölkerung nicht 
mohammedaniſcher Nationalität überließ. N 

Die Grundſteuer iſt doppelter Art: 

a) Charatsch Mukasseme, d. h. die „proportionale Steuer“, 
deren Betrag von ein Zehntel bis zur Hälfte der Landprodukte 
dieſes Grundſtückes ſchwankt; 

b) Charatsch muwazzar (kharadji muvazar) die „beſtimmte 
Steuer“, die man beim Abtrennen des Grundftüdes feſtſtellte. 


L 


Behörden und Beamtenorganiſation betreffend die Grund- 
ftener während der Türkenherrſchaft 


Die Gemeinde beftand in den Städten und Dörfern aus min- 
deſtens 50 Häufern!. Gemeindeorgane, denen das Eintreiben der 
Steuern und andere Verwaltungsakte obliegen, ſind Muchtaren, 
d. h. Gewählte — Bürgermeiſter. Jedes Glaubensbekenntnis hat 
zwei gewählte Repräſentanten, falls nur die Glaubensgemeinde aus 
nicht weniger als 20 Häuſern beſteht. Im entgegengeſetzten Falle 
hat die Kultusgemeinde nur einen Gewählten, nur einen Muchtaren 
zum Repräſentanten. Alle Mitglieder eines Glaubensbekenntniſſes find 
mittels gegenſeitiger Gewähr (Bürgſchaft) für die Steuerhandlungen 
ihrer Muchtare verantwortlich. Im Falle eines Vergehens oder einer 
Außerachtlaſſung ihrer Pflichten oder bei Wahrnehmung von Klagen 
ſeitens des Rates der Alten werden die Muchtare entlaſſen bis an 
das Ende ihrer Dienſtzeit für das laufende Jahr. Den Muchtaren 
obliegt, die erlaſſenen Geſetze in ihren Dörfern zu veröffentlichen, 
nebſt den Reglements und den Regierungsbefehlen, die ihnen durch 
den Mjudjur zu dieſem Zwecke zukommen, das Eintreiben der 


1 Geſetz über Wilaete vom Jahre 1867, §§ 5, 54, 56, 61 u. 62. 
Schmollers Jahrbuch XL 3. 22 
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Staatsſteuern kraft des Beſchluſſes des Rates der Alten im Dorfe 
und dem von Mjudjur angewieſenen Betrag entſprechend. Es ob⸗ 
liegt den Muchtaren ferner, alle Zuſtellungen (Vorladungen) an die 
Dorfbewohner auszuführen, ſowie das Gericht von der Möglichkeit 
des Erſcheinens des Berufenen zu verſtändigen. Es obliegt ihnen, 
die Zahl der Geburten und der Sterbefälle dem Mjudjur mitzuteilen, 
ſowie von der Exiſtenz von Perſonen, die nach Ableben immer un⸗ 
mündige und abweſende Erben hinterließen. Es obliegt weiter den 
Muchtaren, Streitfälle (Rauffälle) und Mordtaten im Dorfe dem 
Mjudjur mitzuteilen und zum Habhaftwerden ſeinerſeits das Mög- 
liche anzuwenden. Die Muchtare haben den Mjudjur von den ver⸗ 
ſchwiegenen und den erbloſen Grundſtücken (Machljub) mitzuteilen, 
ſowie das Nichteinhalten von Formalitäten beim Übergang von 
unbeweglichen Gütern von der einen Hand in die andere und über 
Bautätigkeit zuwider dem Baugeſetze. Dem Muchtar obliegt weiter 
eine Oberauſſicht über Feldwache und Waldpolizei ſowie über alle 
Polizeiorgane der Gemeinde, die vom Rate der Alten ernannt 
werden !. Der ſogenannte Rat der Alten hatte in Finanzſachen 
folgende Pflichten: Es obliegt dieſem Rate, die Mittel zur Ent⸗ 
wicklung der Landwirtſchaft und des Handels des Dorfes auf⸗ 
zubringen; die Steuerhauptſummen zu repartieren und den Vollzug 
der eigenen Beſchlüſſe zu überwachen. Wohltätige Zuſchüſſe hat der 
Rat in Empfang zu nehmen und verwendet ſie dem Willen der Wohl⸗ 
täter entſprechend. Der Rat überwacht Waiſengüter und bewegliche 
wie unbewegliche Güter Verſtorbener, deren Erben abweſend ſind. 
Der Rat hat ferner über brachliegende Grundſtücke dem Mjudjur 
durch den Muchtar Bericht zu erſtatten, überwacht die Wohltätigkeits⸗ 
anſtalten und Schulen, beſtimmt Arbeiter zum Wegebau“. In Fällen, 
wo die Gemeinde oder das Dorf aus mehreren Glaubensbekennt⸗ 
niſſen beſteht, ſind Fragen, die ſich auf allgemeine Intereſſen der 
ganzen Bevölkerung im Dorfe beziehen, vom allgemeinen Rate der 
Alten zu erledigen. Fragen, die nur ein Glaubensbekenntnis be⸗ 
rühren, entſcheiden die Alten desſelben Glaubensbekenntniſſes, 
ſonſt ein gemiſchter Rat aus allen Glaubensbekenntniſſen des 
Dorfes, wo jedes Glaubensbekenntnis durch ſeine Alten Räte 
vertreten iſt. | 


1 3 60 des Gejeges über die Wilaete vom Jahre 1287 von der Egire 
oder 1870 v. Chr. 


89 107, 109 des Geſetzes über die Verwaltung der Wilaete vom Jahre 1870. 
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Einige Dörfer mit einer Mindeſtzahl von 500 Einwohnern 
männlichen Geſchlechts bilden eine Verwaltungseinheit höherer Ordnung 
— Nachia genannt. An der Spitze dieſer Nachia ſteht der 
Mjudjur, der in Finanzfragen folgendes zu erledigen hat. Es 
obliegt ihm die Aufſicht über die Tätigkeit der Steuereintreiber und 
Steuerabkaufenden, ob dieſe Perſonen die Ziffern der Steuer⸗ 
repartition den Muchtaren übergeben und das regelrechte Einlaufen 
der Steuern beobachten ſollen. Die Muchtare haben ſich in die 
Dienſtſphäre der Räte der Alten nicht zu mengen, noch beſitzen ſie 
irgendwelche Gerichtsbarkeit oder Strafgewalt. — Der ſogenannte 
Nachiarat beſtand aus Mitgliedern der Altenräte der Hauptſtadt 
und der umliegenden Dörfer eines Bezirksſprengels. Jeder Rat 
hatte vier Mitglieder aus ſeiner Mitte in den Nachiarat zu ent⸗ 
ſenden. Dieſer Rat wird ſeitens des Mjudjur viermal jährlich 
einberufen in Zeitabſchnitten, die vom Provinzchef (Wali) beſtimmt 
werden. Jede Sitzung dauert eine Woche. Erſcheinen die Räte 
oder einer derſelben nicht, ſo kann der Mjudjur die Sitzung auf 
eine Woche vertagen. 

Der Nachiarat beſchäftigt ſich mit Kulturinſtituten, für die ein 
Arbeitsaufwand und Geldaufwand notwendig iſt, insbeſondere wo 
es ſich um Geldbeiträge der Dorfbewohner handelt, über Wegebau 
und in Fragen der der ganzen Nachia angehörigen Weideplätze und 
Wälder. Sie haben auch Agrarfragen zu erledigen, Induſtriefragen 
und Handelsangelegenheiten, die ihnen von den Räten der Alten zur 
Entſcheidung vorgelegt werden. Zu den Pflichten des Nachiarates 
gehört das Eintreiben von Mitteln zum Verbreiten und Erhalten 
von Landarbeitswerkzeugen. In Finanzfragen obliegt dem Nachia⸗ 
rate die Durchſicht der Entſcheidungen der Altenräte bezüglich der 
Steuerrepartition und die Entſcheidung der dagegen eingebrachten 
Klagen. Ein Teil der Geldeinkünfte der Kaaſa, die der Nachia zu⸗ 
gewieſen wird, wird zum Ausführen von Arbeiten des allgemeinen 
Wohles, die der Nachiarat beſchloſſen, gebraucht. Dazu werden die 
freien Zuflüſſe und Privatgeſchenke hinzugerechnet. Dieſes ganze 
Kapital wird im Aufenthaltsorte der Nachia⸗Hauptſtadt verwahrt !. 
Verbände höherer Ordnung waren während der Türkenherrſchaft 
die Kaaſa und der Sandzak, die in Finanzfragen mehr oder weniger 
Durchgangsinſtanzen waren. — Die höchſte Inſtanz in Steuerſachen 
war nach Türkenrecht in Bulgarien einem Wali — dem Provinzial⸗ 


ı 88 94 — 106 des Geſetzes über die Verwaltung der Wilaete. 
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chef, zugewieſen, dem Generalgouverneur der Provinz. Dieſem ob: 
liegt es, darauf zu ſehen, daß die Einkünfte und Steuerzuſchläge 
regelmäßig in die Kaſſe der Provinz einlaufen, daß dieſe Summen 
geſetzmäßig verausgabt werden, ferner die Tätigkeit der Steuer⸗ 
pächter zu überwachen. Nach dem Geſetze vom 23. Rebiul-ewwel 
1284 ſeit der Egire unterſchied man folgende drei Steuerarten, die 
man in Bulgarien eintrieb: a) Wergi!, b) Steuer wegen Befreiung 
vom Militärdienſt, c) Zehentſteuer. Alle drei Steuerarten wurden 
verpachtet oder direkt eingetrieben. Dieſe letzere Steuerart iſt nun 
auch im neu befreiten Bulgarien nicht aufgehoben worden und machte 
die im nachfolgenden Kapitel geſchilderte Entwicklung durch. 


II. 
Die ruſſiſche Okkupationsarmee und die Grundftener 


Die ruſſiſche Okkupationsarmee, an die beſtehenden Verwaltungs⸗ 
bezirke anknüpfend, beſtimmte in Finanzſachen folgendes: Der 
Generalgouverneur des Bezirkes (Sandzak) hat das Recht, den 
Lokalbedürfniſſen Rechnung tragend, eine Prolongierung der Steuer⸗ 
ſchuld zu bewilligen, Teilzahlungen in gewiſſen Fällen zu gewähren, 
nachdem er darüber durch den Chef der Zivilangelegenheiten an 
höherer Stelle angeſucht. Es oblag den Gouverneuren die Ober⸗ 
aufſicht über die Steuereinnehmer; ferner die genaue Evidenzhaltung 
der Staatsgüter und der Güter verſchiedener ſozialer Inſtitute, deren 
Werte und der Einkünfte. Sie haben Maßregeln zu ergreifen zur 
Vergrößerung der Einkünfte des Staates und über den Schutz der 
Staatsforſten uſw. In Steuerangelegenheiten ſtützte ſich die ruſſiſche 
Okkupationsregierung auf die türkiſche Verwaltungsorganiſation. 
Durch eine Verordnung vom 11. Juli 1877 beſtimmte die Okkupations⸗ 
regierung, daß die Zehentſteuer nur in ſolchen Gegenden in Natura 
einzutreiben ſei, wo die Landprodukte zur Verpflegung der Okkupations⸗ 
armee notwendig ſind. In anderen Städten oder Ortſchaften iſt 
der Zehent in Geld einzutreiben. Dieſe Ortſchaften, wovon man 
Zehenten in Natura eintreibt, wurden durch den Verwaltungsbeamten 
für Zivilſachen im Hauptquartier der Okkupationsarmee beſtimmt. 


1 Kopfſteuer. 

2 C6opHHKT oonyiat6Hubixh pasnopeereniit IH AOKYMeHTOBL no GOArapc Ro 
kpalo. E. H. B. T.rauuoromanayıoryero Aticrsywryem Apmierw d. h. Sammlung 
offizieller Verordnungen und Urkunden über das Bulgarenland von Sr. kaiſerl. 
Hoheit dem Höchſtkommandierenden der Okkupationsarmee. S. 6. II. Bändchen. 
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Bei der Geldbeſteuerung (Geldumlage) des Zehents ift der Betrag 
des Zehenten zugrundezulegen, der während der Türkenherrſchaft im 
Laufe der letzten fünf Jahre der Staatskaſſe zugefloſſen iſt, wobei 
man von dem Höchſtbetrag der letzten Steuerjahre abſieht. Die 
Steuerhauptſumme wird vom Bezirkschef beſtimmt auf Grund der 
Zehentſteuerbeträge der Jahre 1872/1873 bis 1876. Von den fo er⸗ 
haltenen Beträgen ſind 20% abzuziehen (nachzulaſſen). So wenn 
beiſpielsweiſe bekannt iſt, daß der Zehent im Jahre 1872 um 
10000 Piaſter verpachtet wurde, im Jahre 1873 um 11000, im 
Jahre 1874 um 12 000 Piaſter, im Jahre 1875 um 13 000 Piaſter, 
im Jahre 1876 um 14000 Piaſter, fo iſt davon der Pachtſchilling 
für das Jahr 1876 außer Anſatz zu laſſen. Sodann werden die 
Pachtſchillinge der anderen vier Jahre (10 000 + 11000 + 12 000 
+ 13 000) addiert, und man bekommt die Summe 46 000 Piaſter. 
Dieſer Betrag wird nun durch 4 geteilt. Endlich wird der ſo er⸗ 
haltene Betrag, der Mittelbetrag für den ganzen fünfjährigen Zeit⸗ 
raum (11 500 Piaſter), noch um 20% vermindert, und fo kommt 
man auf die Steuerhauptſumme des betreffenden Dorfes für das 
Jahr 1877. — Die ruſſiſche Okkupationsregierung beſtimmte ferner, 
daß die Steuerpächter das Recht des Eintreibens dieſer Steuer er⸗ 
hielten, wie aus folgenden Urkunden erſichtlich iſt: 

a) Aus den ſogenannten ,Masbata‘ (offizielle Steuerprotokolle), 
die in den Archiven der Bezirke und Bezirksſprengel, ſowie der 
Provinz aufbewahrt werden. Man findet fie bei den Mal-Mjudjur 
(Finanzbeamte des Bezirksſprengels) oder bei den Mussachebedzi 
(Finanzbeamte des Bezirkes [SandZak]) oder bei den Defterdar 
(Finanzbeamte der Provinz [Vilaet]); 

b) aus den ſogenannten Bujurultu, eine Urkunde, aus der 
die Steuerverpachtung erſichtlich iſt, die ſich bei den früheren Steuer⸗ 
pächtern befinden (den ſogenannten Multesimen [Steuerpächter]); 

c) aus den Ausſagen der Alten im Dorfe oder der ehemaligen 
Dorfbürgermeiſter, der Muchtare, der Lokalgeiſtlichen, der 
Mjudjure, der ehemaligen Vorſteher der Nachia, der Tschor- 
bad2ji oder der Mitglieder der Stadträte (As a) und ſonſtiger kundiger 
Perſonen. 

In Orten, wo der Zehent nicht verpachtet wurde, ſondern von 
der Regierung unmittelbar eingetrieben worden iſt, werden die Nach⸗ 
richten über den Beſtand des Zehenten aus den oben erwähnten 
Quellen entnommen, nur mit der Ausnahme, daß man ſich nicht an die 
Pächter wendet, um den Steuerbetrag des Zehenten zu erfahren, 
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ſondern an die früheren Regierungsbeamten (Oschurdzi = Zehent⸗ 
beamten), die den Zehent im Laufe der letzten fünf Jahre eingetrieben. 
Bei Flucht der türkiſchen Beamten vor dem Einmarſch des ruſſiſchen 
Okkupationsheeres beſtimmte die Okkupationsregierung, daß man ſich 
an die Lokalgeiſtlichen und an die neuernannten Altenräte oder 
Muchtaren (Dorfſchulzen) nebſt den Mitgliedern der Lokalſtadträte 
und der Tschorbadzij (Lokalnotabeln) wende, von denen ein Schriftakt 
über die frühere Eintreibung des Zehents zu entwerfen iſt. Man ſoll 
ſie auch aufklären, daß man ſie für jede Verheimlichung verantwortlich 
machen werde. — Bei Nachrichtenſammeln über den Zehent in Städten 
und Dörfern können auch die türkiſchen Sal- Namséé (der offizielle 
türkiſche Vilaetskalender) zu Hilfe gezogen werden. — Der Chef 
des Bezirkes, nachdem er für jeden Ort die Steuerhauptſumme be⸗ 
ſtimmt hat, ſoll dieſelbe dem Gouverneur zur Beſtätigung vorlegen: 
Dieſe Summe hat der Gouverneur ſchriftlich jeder Stadt und jedem 
Dorfe ſeiner Provinz mitzuteilen. Bei der Steuerrepartion auf 
einzelne Grundbeſitzer der Ortſchaften iſt darüber ein Schriftakt 
(Masbata) zu entwerfen, den die ſchreibkundigen Ortsſteuerpflichtigen 
unterfertigen. Die Analphabeten drücken ihre Siegel bei oder 
machen Kreuzzeichen oder ſonſtige gewohnheitsmäßige Zeichen auf 
den Schriftakt. Den Alten des Ortes und den Muchtaren obliegt 
die Aufſicht bei der Durchführung der Repartition dem Schriftakte 
gemäß. Die Eintreibung des Zehenten kann auch folgendermaßen 
erleichtert werden: 

a) Im Laufe Septembers ſoll die Hälfte der Summe ein⸗ 
gezahlt ſein, 

b) im Laufe Oktobers ein Viertel und 

c) im Laufe Novembers das letzte Viertel. 

Die Beträge ſind in die Lokalkaſſen einzuzahlen, ſei es in Gold 
oder Silber oder in Kreditpapieren (ruſſiſcher Währung), deren Kurs 
der Oberſtkommandierende der Okkupationsarmee beſtimmt. Haben 
manche Muchtare oder Altenräte Zehentbeträge eingetrieben, ſo haben 
ſie ſolche der Bezirkskaſſe abzuführen. Die Regierung hat den Zehent 
von der ganzen Bevölkerung einzutreiben, ohne ſich an jede einzelne 
Perſon ſpeziell zu wenden. Klagen wegen ungerechter Zehenteintreibung 
ſind an den Bezirkschef zu richten. Dieſer hat die Klage mit dem 
Steuerrepartitionsprotokoll zu vergleichen. Klagen gegen die Tätig- 
keit des Bezirkschefs ſind an den Gouverneur zu richten. Dieſe 
Klagen find von den Muchtaren des Ortes und den Ortsaltenräten 
zu unterfertigen. In Fällen von Elementarſchäden, Uberſchwemmungen, 
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Hagelſchlag, ſtarker Fruchtloſigkeit uſw. kann die Bevölkerung beim 
Gouverneur um einen Steuernachlaß anſuchen, ja ſogar im äußerſten 
Falle um eine vollſtändige Befreiung. Desgleichen unterliegen einer 
Steuerreduktion, einem Steuernachlaß, die Zehentſteuern in ſolchen 
Orten, wo früher eine gemiſchte Bevölkerung wohnte, und von wo 
aus ſich ſodann die Türken entfernt haben, vor dem Einmarſch des 
ruſſiſchen Heeres ausgewandert find, indem fie ihre Felder und 
Wieſen verließen. — Bei der Eintreibung des Zehenten in Natura 
kann man die Quantität der Feldprodukte auf doppelte Art be⸗ 
ſtimmen: 

a) Das Quantum der Feldfrucht wird bei der Ernte ſelbſt 
beſtimmt, und zwar durch die Dorfalten oder Muchtaren, die dabei 
ſofort den Betrag des Zehenten abteilen und dieſen Teil unter per⸗ 
ſönlicher Verantwortung bewahren. 

b) Wurde dieſe Steuerbeſtimmung bei der Ernte verſäumt, ſo 
iſt die Steuer in Geld abzuſchätzen und ſpäter in Naturalbetrag 
umzurechnen. Wird es nötig, als Proviant oder Fourage Produkte 
von der Bevölkerung von dem Quantum, das als Zehent beſtimmt 
iſt, für das Heer in Beſitz zu nehmen, ſo iſt dafür den Muchtaren 
oder den Ortsalten eine Quittung auszuſtellen, und es iſt der ſo 
(vom Okkupationsheere) in Beſitz genommene Proviant oder Fourage 
als Zehent dem Orte aufzurechnen. — Als Zehent iſt jedoch die 
Nequiſition, die das Türkenheer bereits vorgenommen und dieſelbe 
vor dem Einmarſche des Okkupationsheeres nicht beendet hat, nicht 
einzurechnen. — Falls die Okkupationsarmee ein Quantum von Feld⸗ 
produkten benötigt, das den Betrag des Zehents überſteigt, ſo iſt 
der Überſchuß in Geld zu bezahlen, das heißt die Armee hat den 
Überſchuß in Geld der Bevölkerung zu erſetzen. 


III. 
Refte türkiſcher Verwaltung 


Um ihre Grundſtücke zu bebauen, mieteten die Türken bulgariſche 
Bauern dazu unter verſchiedenen Bedingungen: ſo gab es beiſpiels⸗ 
weiſe folgende Rechtsverhältniſſe im Bezirke von Küſtendil, die man 
bei der Befreiung des Landes feſtſtellte. Man unterſchied: 

a) die ſogenannten Pächter (IspoldZiji oder Ortaktschij); 
b) Burſchen (Momci); 
e) die ſogenannten KesimdZ2ij. 

a) Große Meierhöfe wurden von Ispoldzij bearbeitet und von den 
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ſogenannten Jünglingen. — Kesimd2ij find mehr in der Umgegend 
von Boſilegrad zu finden. In dieſer Gegend iſt wieder kein Pächter 
und keine ſogenannten Jünglinge als Arbeiter zu verzeichnen. 

Die Pächter bekommen einen Teil des Meierhofes von ihren 
Herren zum Bearbeiten, und zwar „zur Hälfte“, da manche dieſer 
Pächter auch eigenes Land beſitzen, das ſie bearbeiten. Das eigene 
Land reicht für fie zur Ernährung nicht aus!. Dieſe überſiedeln in 
die Meierhöfe, die ſie pachtweiſe bebauen ſollen mit ihren eigenen 
Viehſtücken, oder es kann ihnen der Herr des Gutes auch ſonſtige 
Wohnungen anweiſen. 

Im Bezirke von Küſtendil? erhielten dieſe Pächter (Ispoldziji) 
die Saat. Nach der Ernte wird die ganze Ernte in zwei Teile ge⸗ 
teilt, wovon die Hälfte dem Meierhofherrn und die weitere Hälfte 
dem Pächter zukommt, ohne davon die Saat abzuziehen. 

Im Bezirke von Dupnitza, erzählen die Bauern, ſollen während 
der Türkenherrſchaft die türkiſchen Grundbefiger mittels dieſer Pächter ⸗ 
art (Ipsoldzij und Momei) gearbeitet haben. Die Saat gab der 
Herr des Meierhofes her, der ſogenannte Aga. Die Ernte wurde 
geteilt. Der Pächter bekam außer der Hälfte der Ernte auch noch 
das ganze Stroh des Grundſtückes, das er geerntet. Das Stroh 
nimmt der Pächter als Viehfutter in Beſitz. Der Pächter wohnte 
im ſelben Haus wie der Herr des Meierhofes (Aga), der auch das 
Ausbeſſern der Wohnung beſorgen mußte. Falls der Pächter noch 
Viehſtücke zum Bearbeiten des Grundſtückes brauchen würde, ſo erhielt 
er vom Aga Geld im Wege einer Anleihe. Der Herr des Meier⸗ 
hofes beſaß das Recht, den Pächter nur nach der Ernte vom Grund⸗ 
ſtück zu vertreiben. 

Im Radomirer Bezirke ſoll es verſchieden geweſen ſein. In 
manchen Dörfern bekam der Pächter vom Meierhofherrn die Saat. 
Nach der Ernte wird die Saat davon abgezogen. In anderen Dörfern 
wird die ganze Ernte zwiſchen Herrn und Grundpächter geteilt. 

b) Momci („Burſchen“). Die Momci waren in den Poma⸗ 


1 Rapport der Kommiſſion, nach dem Küſtendiler Bezirke geſchickt, um die 
Lage der entgüterten Bauern zu erforſchen, von Dr. C. Ire ek u. K. Sarafow, 
1880 (bulgariſch). 

2 Laut Memoire der inneren Organiſation in Mazedonien für die Jahre 
1898—1908, S. 30, iſt dieſe Rechtslage vor dem Balkankriege für Mazedonien 
als vorherrſchend bezeichnet. Daraus ift leicht der Schluß auf die Türkenzeit 
in Bulgarien für das ganze Land im gleichen Sinne zuläſſig (Maxexonzs 1 
Orpunero (1899 — 1908) Memoapt ua Burpeninara opraumanua. 
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kaer Meierhöfen für ſechs Monate bis zu einem Jahre gemietet, vom 
heiligen Demetriustag bis zum nächſten heiligen Demetriustag 
(26. Oktober). Die Momei ſind Junggeſellen oder Verheiratete mit 
Kindern von jeder Nationalität: Bulgaren, Zigeuner, Türken. 
Manche dieſer Momei haben ihre eigenen Grundſtücke, die ſie ſelbſt 
verpachten. Für ihre Mühe bekommen die Momci 1000 Oka Ge⸗ 
treide, 12 Oka Salz, eine halbe Ochſenhaut für Opanken, eine Furche 
Kukuruz und kleinere Parzellen, die ſie zu ihrem Nutzen bearbeiten 
ſollen. Iſt der ſo gemietete Arbeiter (Momyk) dem früheren Grund⸗ 
herrn ſchuldig geblieben, ſo hat ihm der neue Grundherr dieſe Schuld 
zu bezahlen, wenn fie jo übereingekommen. Die Momci hatten auch 
ihre eigenen Pferde, Ochſen und Schafe, die ſie beiſpielsweiſe mit 
dem Stroh des Grundherrn ernährten. Bei dem Übereinkommen 
ſagten ſie: „Ich beſitze ſo und ſoviel Ochſen, wenn du ſie ernähren 
willſt, ſo komme ich.“ 

Ahnliche Verhältniſſe beſtehen auch im Bezirke Radomir. Im 
Dorfe Negowantzi arbeiteten 80 Bauern, die ihr eigenes Land beſitzen, 
auch dem Meierhofherrn „zur Hälfte“. Der gemietete Arbeiter Momak “ 
bekommt 45 Kutli Getreide; jeder Kutli — 20 Oka; 12 Oka Salz, 
12 Oka Käſe, eine halbe Ochſenhaut für Opanken uſw. In ver⸗ 
ſchiedenen Dörfern war der Arbeitslohn verſchieden. Die Momci 
mußten dafür auch an Feſttagen arbeiten, „auch an Oſtern ackerten 
wir“. Die Häuſer waren Eigentum des Aga (Grundherrn), der ſie 
auszubeſſern und dafür die „Kaiſerſteuer“ (carstina) zahlen mußte. 
Die Momci wurden ſchlecht genährt und aßen nur Kornbrot, Fleiſch 
ſelten im Jahre. „Momei* waren Söhne und Väter nebſt ihren 
Frauen, die ſich zugleich mit ihren Männern zur Feldarbeit verdingten. 
Der Spachia beſtimmt genau alle Pflichten des Kesimdzija, aber 
es war nicht beſtimmt, was mit den Nahrungsmitteln des armen 
Landwirtes geſchehen ſoll, der auf ſeinen Schultern auch die Be⸗ 
zahlung aller Steuern ohne Ausnahme trägt. Oft mußte der 
KesimdZija wegen der ſchlechten Ernte Getreide nicht nur für ſich 
kaufen, ſondern auch zur Tilgung ſeiner Steuerverbindlichkeit. Man 
ſagte in ſolchen Fällen: „Der Aga verſteht das Nichthaben nicht, 
und ſagt nur, du wirft geben.“ — Die Pflichten der Kesimdziji 
beiſpielsweiſe im Bezirke Boſſilegrad (Küſtendiler Umkreis) waren 
viererlei: 1. eine beſtimmte Zahl A 20 Okas Getreide; 2. Angarie 
(Feldarbeiten), Mähen, Ernten, Graben, Sammeln uſw. auf türki⸗ 
ſchen Grundſtücken; 3. Holzliefern, Kohlenabgaben, Stangen, Butter, 
Käſe, Schaflieferungen uſw; 4. manchmal einen beſtimmten Geld⸗ 
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betrag. Gewöhnlich zahlte der Aga dem Vater aud den Lohn 
ſeiner Frau und mitarbeitenden Kinder aus. Die Frauen nannten 
ſich bei dieſer Verdingung „Momeini.“ 

Leiſtete der Aga dem Momak ein Darlehen, fo nahm er 20 % 
„Fais“ dafür. — Dabei waren auch in dieſen türkiſchen Meierhöfen 
einfache Lohnarbeiter tätig. 

e) Kesimd2ij. Ganz anders war die Lage des Kesimd2ijas 
geſtaltet. Es war eine Bauernart, die zwar auf eigener Hufe und 
in eigenem Hauſe lebte; aber das ganze Land, das der Bauer erblich 
bearbeitete (Bastinia), auch das Haus und das Grundſtück, worauf 
das Haus gebaut wurde, gehörte dem Spachia, dem Grundherrn, 
der eigenmächtig den Naturallohn und die ihm gebührenden Arbeits⸗ 
leiſtungen der Kesimdzijas feſtſetzte. Der Grundherr beſtimmte, 
wieviel Tage Angariearbeit der Kezimdzija dem Grundherrn leiſten 
müſſe, auf ſeinen anderen entfernteren Meierhöfen, und wieviel Okas: 
Butter, Käſe; wieviel Maſſe Holz, Kohlen, Schafe, ja ſogar wieviel 
Paar Strümpfe er dem Meierhofherrn bringen ſoll. 


IV. 
Die Zehentſtener nach der Befreinng Bulgariens 


Die Zehentſteuer der Türkenherrſchaft blieb in Bulgarien auch 
nach der Befreiung des Landes vorerſt geduldet und ſpäter geſetzlich 
geregelt. Die Klagen der Bevölkerung dieſer Steuer gegenüber ver⸗ 
anlaßten eine geſetzliche Regelung. Was jedoch die Okkupations⸗ 
regierung ſeit dem Jahre 1878 bis zum Jahre 1880 für Maßregeln 
diesbezüglich ergriff, iſt bisher in Bulgarien unerforſcht geblieben ?. 
Daß dieſe Maßregeln ganz verfehlt ſein mußten erſehen wir, dar⸗ 
aus, daß der Finanzminiſter für das Finanzjahr 1878 7 Millionen 
Zehentſteuerzufluß als Poſten ſeines Budgets hervorhob, während 
dieſelbe Steuer in den Türkenzeiten 17—18 Millionen eingetragen 
haben ſoll. Um dieſer Unordnung ein Ende zu machen, entſtand im 
Jahre 1880—81 ein „Geſetz, betreffend des Einſammelns des Zehents 
für das Jahr 1880—1881“, vom 23. Mai 1880. Dadurch wurde 
die Naturaleintreibung dieſer Steuer beſtätigt. Gegenſtand der Be⸗ 
ſteuerung ſind nur Getreide⸗ und Kukuruzfelder. Davon werden die 


1 Einige Details dieſer unerforſchten Frage finden ſich im Rapport der 
Küſtendiler Kommiſſion von Jiretef und R. Sarafow. Sofia 1880. 

2 St. Dimitrow, Die Zehentſteuer in Bulgarien. Zeitſchrift der bul⸗ 
gariſchen Okonomiſchen Geſellſchaft. Jahrg. IV, Bd. 6, S. 367—402. 
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Weinberge ausgenommen, die, in zwei Kategorien geteilt, einer ſpe⸗ 
ziellen Grundſteuer unterliegen; ebenſo auch die mit Tabak be⸗ 
bauten Flächen, desgleichen Gärten, Gemüfegärten ufw. Das Heu 
wird demnach von den Bezirksräten nach dem Verkaufspreiſe des⸗ 
ſelben mit 10 % beſteuert. Den Stadt- und Dorfräten obliegt 
es, unter Oberaufſicht der Finanzkontrolleure die Kornarten zu 
beſchreiben. Dieſen Organen obliegt es auch, die Qualität der 
Durchſchnittsſorten der Getreidearten, die der Beſteuerung unter⸗ 
liegen, zu beſtimmen. Die ſo geſammelten Getreidearten — als 
Zehentſteuerbeträge — werden vom Steuerpflichtigen ſelbſt in den 
Dorfſpeicher befördert und daſelbſt aufgehäuft. Dieſes Geſetz wollte 
nun den Schwierigkeiten der Naturalſteuereintreibung abhelfen. Das 
Geſetz war raſch zuſtande gebracht und wurde ſpäter immer durch 
„Rundſchreiben“ ſeitens des Finanzminiſters ergänzt. Nach dem 
Geſetze ſollte man auf dem Felde ſelbſt die Getreidegarben durch⸗ 
zählen; davon ſind die Gebirgsfelder ausgenommen. Es iſt alſo der 
Ertrag einer Ernte nicht auf der Tenne zu beſtimmmen, ſondern 
auf dem Felde ſelbſt. Dadurch entſtanden große Unzukömmlichkeiten 
beim Eintreiben des Zehents, und die Regierung ſah ſich veranlaßt, 
am 27. Dezember 1880 ein neues Geſetz über den Zehent zu erlaſſen. 
Durch dieſes wurde die Naturaleintreibung der Steuer abgeſchafft 
und die Geldeintreibung eingeführt. Auch nach dieſem Geſetze konnte 
eine Steuerhauptſumme im Vorhinein nicht beſtimmt werden, da die 
Beſteuerung von der Fruchtbarkeit des Jahres abhängig gemacht 
wurde. Nach den Preiſen der Getreidearten wurde auch die Steuer 
bemeſſen. Dazu kam noch ein Reglement, das das Verfahren beim 
Eintreiben des Zehents regelte. Von jeder Getreideart wurden 
30—100 Garben verſchiedener Gattung und Ortſchaften genommen, 
wurden in eine Tenne gebracht und gedroſchen. Das ſo ausge⸗ 
droſchene Getreide wird von dem Stroh gereinigt und abgewogen. 
Das Gewicht wird mit der Zahl der Garben geteilt, wovon man 
8% vom Gewicht abzieht. Bezüglich der Repartition der Steuer 
auf einzelne Steuerpflichtige und der eintreibenden Beamten ſteht im 
Geſetze nichts. Dieſes Geſetz trat jedoch infolge politiſcher Rück⸗ 
ſichten nicht ins Leben. Es wurde auf nichtgeſetzlichem Wege durch 
eine „Verordnung über Zehenteintreiben“ vom 9. Juli 1881 außer 
Kraft geſetzt. Jetzt bekommt durch dieſe Verordnung jeder außer⸗ 
ordentliche Kommiſſär das Recht, auf Grund der Bedürfniſſe des 
Volkes und den Anſchauungen der Lokalverwaltung den Zehenten 
in Geld oder in Natura einzuſammeln. Dort, wo man den Zehent 
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in Geld eintreiben wird, wird der Betrag für jedes Dorf oder Stadt 
nach dem Betrage des Vorjahres beſtimmt. Die Summe wird unter 
den Steuerzahlern ſeitens der Gemeinderäte repartiert. Dort, wo der 
Zehent in Natura geſammelt wird, da muß man die Getreide⸗ 
bündel vollſtändig durchzählen, und es ſollen die Bündel auf den 
Feldern nicht mehr als ſieben Tage nach Einlaufen des Ukas 
liegen bleiben. Die Art der Durchzählung iſt in der Verordnung 
nicht beſtimmt. Will die Bevölkerung auch im letzten Falle den 
Zehent in Geld auszahlen, ſo geſchieht dies auf Grund der Preiſe 
vom 15. Oktober desſelben Jahres. — Bei dieſer Steuereintreibung 
entſtehen ſtetige und gerechte Klagen gegen das lange Liegenlaſſen der 
Kornbündel auf dem Felde, wegen der häufigen Streitereien zwiſchen 
den Zahlern und den Beamten wegen der Beſtimmung der mittleren 
Produktion; die ungehörigen Handels⸗ und Spekulationsoperationen 
über den Verkauf der eingeſammelten Zehentſumme, die Unzufrieden⸗ 
heit über den Transport der Getreidearten, die vielen Mißbräuche, 
die überall dabei vorkamen, führten nebſt anderen finanzpolitiſchen 
Motiven zu Aufhebung dieſer Steuerart. So entſtand am 9. Juni 
1882 ein „Geſetzentwurf über die Umformung des Zehenten in eine 
Geldſteuer“. Demnach ſoll der Zehent für das Jahr 1882 in eine 
Geldſteuer verwandelt werden. Den Betrag, den jedes Dorf oder jede 
Stadt zu zahlen haben wird, beſtimmt ſich nach dem Mittelwert des 
eingeſammelten Zehents im Laufe der drei vorgehenden Jahre (1879, 
1880, 1881). Die Steuer von Weinbergen wird nicht mit einge⸗ 
rechnet. Die Steuerſumme wird von einer Kommiſſion beſtimmt, die 
aus dem Kreisrate, Präfekt und Finanzſekretär gebildet iſt. Die ſo 
fixierte Summe wird der Gemeinde mitgeteilt, die im Laufe von 
10 Tagen ihre Einwendungen und Bemerkungen dagegen macht, 
nachdem ſechs der beſſeren und ehrlichen Landwirte — drei von den 
Steuerzahlern gewählte und drei von der Gemeinde beſtimmte — ſich 
darüber geäußert haben. Nach dem Eintreffen dieſer Einwendungen 
hat die Kommiſſion eine allgemeine Rubrik über den Betrag des 
Zehenten für die Dörfer des ganzen Bezirks zu entwerfen, und in 
einer Friſt von 20 Tagen hat ſie dieſe dem Miniſterium zur Be⸗ 
ſtätigung vorzulegen. Die ſo beſtimmte Steuerhauptſumme einer 
jeden Gemeinde wird unter den Steuerzahlern ſeitens der Gemeinde 
und den ſechs Landwirten repartiert, wobei man die Quantität und 
die Art der Saaten und die erzielten Produkte von jedem Landwirte 
für das zu beſteuernde Jahr berückſichtigt. Laut einem Rundſchreiben vom 
21. Juni 1882, Nr. 13587, ſteht es den Steuereintreibern (⸗verteilern) 
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frei, den Betrag für jeden Landwirt extra nach freiem Ermeſſen zu 
beſtimmen. Dieſes Syſtem führte dazu, daß man den Zehent in 
manchen Bezirken nach dem Rauminhalte der Felder repartierte, nicht 
nach der Quantität der erzielten Produkte, wobei die Bevölkerung 
ſelbſt ihre Grundſtücke ausmeſſen durfte 1. Durch ein ſpäteres Rund⸗ 
ſchreiben vom 18. Juni 1887, Nr. 15 365, wurde beſtimmt, daß die 
Steuerrepartition auf ein Flächenmaß der bearbeiteten Grundftüde 
(Djuljum“) kam, wobei darauf zu achten fet, daß die repartierte 
Hauptſumme nicht kleiner als die beſtätigten Steuerbeträge ſein ſolle. 
Jeder Steuerbetrag eines jeden Steuerpflichtigen wird in eine ſpezielle 
Rubrik eingetragen, die 15 Tage öffentlich zur Berichtigung auf⸗ 
liegen muß, damit jeder ſeine Einwendungen dagegen vor der Ge⸗ 
meinde machen könne. Dieſe Einwendungen werden dann von der 
Kommiſſion erledigt. Die endgültige Zuſammenſtellung der Ver⸗ 
zeichniſſe erfolgt, und deren Beſtätigung ſoll ſpäteſtens am Ende 
Auguſt erfolgen. Speziell im Jahre 1882 ſollte die Steuer bis Ende 
Februar des folgenden Jahres eingetrieben ſein, vom 1. September 
an beginnend, und wobei das Zahlen derſelben zu je ein Drittel für 
je zwei Monate zu entrichten ſei, und zwar in jenem Dorfe, in deſſen 
Umgegend ſich das mit der Steuer belegte Gut befindet. In Fällen 
der Saatvernichtung oder Saatbeſchädigung durch Unfälle haben 
die Landwirte das Recht, einen entſprechenden Nachlaß der Steuer 
zu beanſpruchen. Die darauffolgende Steuerverminderung wird vom 
Miniſterium beſtätigt. Im Vergleiche zum Geſetz vom 27. De⸗ 
zember 1880 iſt dieſer Geſetzentwurf darin beſſer, daß er eine gewiſſer⸗ 
maßen gerechtere Repartition zuließ. Das Prinzip beider Entwürfe 
iſt die Beſteuerung der Produkte. Dieſer Geſetzentwurf mußte einer 
Anderung unterliegen, weil die Beſteuerung infolge vieler Aus- 
wanderungen, und überhaupt infolge einer Verſchiebung der Be⸗ 
völkerungsſchichten, eines Verlaſſens ihrer urſprünglichen Sitze die 
Repartierung des Zehents erſchwert wurde. Es erging nun das 
. Gefeg vom 13. März 1883, „Geſetz, betreffend eine Umformung der 
Zehentſteuer in Geld“, das keine Reformen einführt und nur einiger⸗ 
maßen vollſtändigeren Inhaltes iſt. Es wurde dadurch das Ein⸗ 
treiben der Steuer in Natura aufgehoben und die Geldbemeſſung 
eingeführt. Jede Gemeinde mußte demnach eine Hauptſumme auf⸗ 
bringen. Dieſe Summe wird nach dem Vorjahre beſtimmt, wobei 
man dem Ausmaße die Mittelzahl des Zehentwertes in den Jahren 
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1879, 1880, 1881 zugrunde legte. Demnach ſollte die Repartition 
erſt, nachdem die Quantität der erzielten Produkte bekannt iſt, er⸗ 
folgen. Um möglichen Unzukömmlichkeiten auszuweichen, wurde be⸗ 
ſtimmt, daß bei der Repartition dieſer Steuer man auch „die vor⸗ 
ausſichtlich zu erzielenden Produkte berückſichtigen möge“, d. h. auch 
ſolche Produkte, die bei der Zuſammenſtellung der Steuerverzeichnifie 
noch nicht bekannt ſind. Bezüglich der durch Auswanderungen ver⸗ 
laſſenen Dörfer beſtimmte dieſer Entwurf (bzw. Geſetz), daß die 
Bezirksräte das Recht haben, neue Repartitionsteile zu beſtimmen, 
bzw. die alten Steuerpoſten zu korrigieren. Dadurch wurde die 
Zehentſteuer eine Repartitionsſteuer. Die Anderungen, die dieſes 
Geſetz einführte, waren folgende: Die Herſtellung und Beſtätigung 
der Gemeindeverzeichniſſe ſollen bis Ende September geſchloſſen ſein; 
das Einzahlen der Steuer geſchieht am Ende eines jeden vierten Monats, 
ſo daß die Steuer am Ende des Finanzjahres getilgt ſei. — Durch 
dieſes Geſetz wurde eigentlich nichts Neues in der Steuerrepartition 
für die folgenden Jahre eingeführt. Währenddeſſen begann die Be 
arbeitung neuer Grundſtücke, die man leicht bei den billigen Preiſen 
gekauft hatte oder einfach rückſichtslos geraubt und ſich zugeeignet. Viele 
Grundſtücke wurden durch Auswanderung verlaſſen, es blieben brach⸗ 
liegend viele Grundſtücke, die man früher bearbeitete, ſolange die 
Bewohner noch nicht ausgewandert waren. Anderſeits wurden viele 
früher verlaſſene Landteile wieder in Angriff genommen, und zwar 
von ihren früheren Beſitzern, die ausgewandert waren und zurüd: 
kamen. Den neuen Umſtänden entſprechend, wurden einige Verord⸗ 
nungen durch ein ſogenanntes „Reglement bezüglich der Geſchäftsführung 
der Finanzabteilungen bei den Bezirksverwaltungen“ erlaſſen 1. Dieſem 
Reglement zufolge ſollte man zu den ſeitens der Gemeinden beſtä⸗ 
tigten Steuerhauptſummen für das Jahr 1882 folgendes hinzurechnen: 
den Zehenten von den nach dem Jahre 1882 bearbeiteten Grund: 
ſtücken, den Zehenten der Überſiedelten, deren Beſteuerungsfriſt bereits 
abgelaufen iſt, die Steuer wegen Hagelverſicherung für die Jahre 
1879, 1880 und 1881, weil dieſer Poſten in die Mittelſumme des 
Steuerbetrages der Zehentſteuer für dieſe Jahre nicht mit eingerechnet 
worden iſt; ferner der Zehent für ein Grundſtück, das in einem 
anderen Dorfe gelegen iſt und von der Gemeinde dieſes Dorfes in 
den letzten drei Jahren bearbeitet wurde. Von den Steuerſummen 
wird abgezogen: die Zehentſteuer wegen Elementarſchaden im Laufe 
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des Jahres 1882 und den folgenden Jahren; der Zehent von ver⸗ 
laſſenen und unbearbeiteten Ländereien während der folgenden Jahre, 
der Zehent der von ihren Beſitzern verlaſſenen Grundſtücke und von 
den nichtbearbeiteten Feldern für die letzten Jahre, der wegen der 
Auswanderung der Einwohner brachliegender Feldſtücke, die Zehent⸗ 
ſteuer von Grundſtücken, die in einem anderen Dorfe liegen, alſo 
nicht in dem zu beſteuernden, und die in der Feldmark der um⸗ 
liegenden Dörfer bearbeitet wurden. Durch ſpezielle Rundſchreiben 
wurde beſtimmt, daß der Schaden, den Feldmäuſe und Dürre 
verurſachen, ſowie außerordentliche Fruchtbarkeit auf das Steuer⸗ 
ausmaß keinen Einfluß äußern. 

Es entſtand das „Geſetz über die Zehentſteuer für das Fürſten⸗ 
tum für die Jahre 1889 — 1892“, beſtätigt am 18. Dezember 1888. 
Vor dem Einbringen dieſes Geſetzes wurde der Kammer ein Geſetz⸗ 
entwurf über Grundſteuer vorgelegt, und zwar am 8. Dezember 1889. 
Demnach ſollten alle unbedeckten, unbeweglichen Güter, die von Pri⸗ 
vaten bewirtſchaftet wurden, und die auf Grund eines anderen 
Spezialgeſetzes mit der Grundſteuer nicht belegt waren, beſteuert 
werden. Jedes Grundſtück, bearbeitet oder nicht, ſollte mit 70 Ctms. 
per Dekar beſteuert werden. Die Steuer hat der Eigentümer des 
Grundſtückes zu bezahlen, außer wenn ſich der Pächter dazu ſchrift⸗ 
lich verpflichtet hat. Die Steuerhauptſumme einer jeden Gemeinde 
wurde nach dem Geſetzentwurfe in einer Sitzung, beſtehend aus der 
permanenten Bezirkskommiſſion, dem Bezirkspräfekten und Finanz⸗ 
beamten, in der Weiſe ſeſtgeſtellt, daß man die Zahl der Djuljume 
(= 919 Quadratmeter) in der Gemeinde mit dem Steuerbetrage 
für jede 40 Quadratſchritte (70 Ctms.) belegte. Im Anfang, ſo⸗ 
lange man die Grundſtücke nicht genau ausmaß, wurden die Preiſe, 
die in den Gemeindegrundbüchern angegeben ſind, zugrunde gelegt. 
Für Gemeinden, die ſich in ungünſtigen Bedingungen befinden, d. h. 
deren Steuer ſich ſehr groß darſtellen würde, konnte die Steuer⸗ 
ſumme um 2— 20% vermindert werden, und der Unterſchied davon 
ſollte auf die Gemeinden, die in günſtigeren Umſtänden ſtehen, 
tepartiert werden. Dieſe Repartition ſollte durch eine Gemeinde⸗ 
kommiſſion, die auf eine beſondere Art zuſammengeſetzt iſt, durd- 
geführt werden. Die Repartition ſollte der Zahl der. Djuljume eines 
jeden Steuerzahlers nach der Qualität und dem Ertrage eines jeden 
Gutes erfolgen. Die Güter wurden in neun Kategorien geteilt. 
Wurde es infolge des ſchlechten Willens ſeitens der Bevölkerung an 
manchen Orten unmöglich, die Grundſtücke nach Kategorien zu 
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flaffieren und die Steuer jedes Steuerpflidtigen zu beſtimmen, fo 
war in dieſem Geſetzentwurf vorgeſehen, dieſe Steuerbeträge auf 
Grund der Eintragungen der Steuerbücher, wobei man jeden Djul⸗ 
jum mit 70 Ctms. belegen ſoll, feſtzuſtellen. Es war die Art der 
Ausgleichnung der Einwendungen einzelner Steuerzahler bezüglich der 
Beſteuerung ihrer Güter. Die Steuerkorrekturen, die dieſe Ein⸗ 
wendungen nach ſich zogen, hatten auf die Hauptſumme der Steuer 
keinen Einfluß. Eine Verminderung oder Nachlaſſung der Steuer 
erfolgte nur im Falle von Elementarſchäden. Durch dieſe Ande⸗ 
rungen verfolgte man den Zweck, die Einnahmen des Staatsſchatzes, 
die man ſtark benötigte, zu erhöhen. Die Regierung würde ſonſt 
keine Kabinettsfrage daraus gemacht haben. Der Geſetzentwurf wurde 
dabei ohne Motive und ohne Bericht an die Kammer eingebracht. Die 
Kommiſſion, der dieſer Geſetzentwurf zur Begutachtung zugewieſen 
wurde, verwarf ihn und brachte den „Geſetzentwurf über den Zehent 
im Fürſtentum für die Jahre 1889—1892“ ein, der auch zum Geſetz 
erhoben wurde. Durch das neue Geſetz wurde nun wieder die 
Naturaleintreibung der Zehentſteuer eingeführt. Es ſollte der Zehent 
für die Jahre 1889, 1890, 1891, 1892 eingetrieben werden. Das 
Ausſchreiben und das Einſammeln der Landprodukte ſowie das 
Führen der Steuerverzeichniſſe wurde den Gemeinderäten zugewieſen 
unter der Oberaufſicht der Bezirksräte, Finanzagenten und der Re⸗ 
gierungskontrolleure. Der gebührende Zehentbetrag für jeden Land: 
wirt wird durch die Zahl der Garben und das Gewicht des Mittel⸗ 
ertrages einer Garbe in die Steuerverzeichniſſe eingetragen und 
definitiv von den permanenten Kommiſſionen und Finanzbeamten 
kontrolliert. Jeder Landwirt ſoll ſeinen Zehentbetrag in Früchten 
den Speichern, die dazu beſtimmt ſind, einliefern und dieſen Betrag 
auf den von der Regierung beſtimmten Ort um eine Entlohnung 
übertragen. Der Kukuruzzehent ijt gleichfalls in Natura zu ent: 
richten. Die Wieſen werden mit einem Geldzehent vom Heuwerte 
belegt. Die für das zu beſteuernde Jahr fruchtlos gebliebenen 
Grundſtücke ſind zehentfrei. Die Repartition, die Veröffentlichung 
der Steuerverzeichniſſe und die Einwendungen gegen dieſe ſollen in 
beſtimmten Friſten erfolgen. Die Steuerverzeichniſſe werden von den 
Finanzbeamten revidiert und von den Präfekten beſtätigt. Die 
Steuer wird dem Steuereinnehmer in drei Raten gezahlt: bis zum 
15. Oktober das erſte Drittel, bis Ende November das zweite 
Drittel und bis 15. April das letzte Drittel. Dieſe und andere 
Friſten werden in den Gebirgsgegenden um einen halben Monat 
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verlängert. Die während dieſer Friſten nicht bezahlten Steuern gelten 
als verſpätet und werden nach dem Geſetz für Steuereinnehmer mit 
3% Geldſtrafe eingetrieben. Zur leichteren Handhabung dieſes Ge⸗ 
ſetzes, wie man auch vorgeſehen, wurde ein ſpezielles öffentliches 
Verwaltungsreglement erlaſſen, beſtätigt durch Allerhöchſten Entſchluß 
(Ukas) vom 15. Auguſt 1893, wonach die einmal feſtgeſtellten Steuer⸗ 
ſätze permanent blieben; ſie unterlagen keiner weiteren Anderung 
mit Ausnahme von Fällen, in denen das Geſetz Verminderungen 
vorſieht, d. h. bei Gewitter⸗, Hagelſchaden oder Überſchwemmungen. 
Wegen Froſtſchaden, bei Dürre und viel Regenwetter, bei Feuers⸗ 
brünſten läßt das Reglement keinen Steuernachlaß zu. Das 
Reglement kennt zwei Arten der Repartition: eine nach Dekaren auf 
Grundſtücke, die während des Jahres Früchte getragen oder Früchte 
geben werden, die dem Zehent unterliegen, und eine Repartition auf 
die Feldprodukte ſelbſt, die man erzielt bzw. zu gewinnen hofft. Die 
Art der Repartition ſteht unter dieſen zwei Repartitionsarten der 
Wahl der Kommiſſionen frei. Beim Verfahren der erſten Art werden 
die Dekare der Grundſtücke beſchrieben, beim Verfahren der zweiten 
Art werden die Produkte eines jeden Landwirts beſchrieben. Beim 
Beſchreiben der Dekare werden die Grundſtücke nach Arten, dieſe 
nach Kategorien verteilt. Der Steuerhauptſumme und der Pro⸗ 
duktivität der Grundſtücke entſprechend wird auch der Steuerſatz 
fir jeden Dekar Land als Steuerobjekt nach den Bodenkategorien 
und Arten beſtimmt. Bei der Repartition des Zehenten auf die 
Produkte des Bodens wird für jeden Wagen Heu, für jeden Dekar 
Gemüſegarten, Obſtgarten uſw. ein Preis beſtimmt, nach dem man 
den Zehent berechnet und die Steuer repartiert. In den Motiven 
zu dieſem Geſetze ſteht es, daß das Geſetz beſtrebt ſei, den Zehenten 
mit den beſtehenden Fiskalverwaltungs⸗ und Etatsbedingungen in 
Einklang zu bringen, und daß der Zehent ſo angepaßt ſei, daß der 
Staatsſchatz rechtzeitig und regelmäßig mit Geldmitteln verſehen 
werden könnte. Aus den Geſetzesbeſtimmungen iſt jedoch das Gegen⸗ 
teil erſichtlich, wonach man beim Entſtehen dieſes Geſetzes nur die 
Motive des Fiskus ins Auge faßte. Vor allem hat das Geſetz einen 
Mangel dahingehend aufzuweiſen, daß es vier vorangehende Jahre 
zur Grundlage bei der Beſtimmung des Mittelquantums des Jahres⸗ 
ertrages eines zu beſteuernden Grundſtückes vorſchreibt. Im Laufe 
dieſes kurzen Zeitraumes können nur günſtige oder nur ungünſtige 
Einwirkungen in der Landwirtſchaft eintreten, ſo daß ſie ſich gegen⸗ 


ſeitig nicht aufheben und dadurch auf den Steuerſatz keinen Einfluß 
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äußern. Bei diefer kurzen Frift, während der man die Steuerangaben 
ſammelt, haben dieſe zufälligen Urſachen größere Bedeutung für den 
Betrag des Erlöſes als der Fortſchritt in der Produktionsart. So 
geſchah es auch in den Jahren 1889 — 1892, wo einerſeits die Be⸗ 
dingungen im Laufe der erſten drei Jahre beinahe eine unerhörte 
Fruchtbarkeit ergaben, während anderſeits die Fruchtloſigkeit in vielen 
europäiſchen Ländern eine Steigerung der Preiſe der Landboden⸗ 
produkte Bulgariens brachte, beſonders im Jahre 1891. Es wurde 
demnach ein Mittelertrag unter ausſchließlichen Umſtänden bei der 
Steuerbemeſſung zugrunde gelegt. Desgleichen waren auch die Mittel⸗ 
preiſe der ſo erzielten Früchte des Bodens Preiſe, denen außer⸗ 
ordentliche Gründe zugrunde lagen. Trotz der Verminderung von 
15% verurſachte dies eine Steigerung der allgemeinen Steuer⸗ 
hauptſumme des Zehenten. Dadurch wurde aber die Steuer un⸗ 
gerecht und ſchwer belaſtend für Jahre mit normaler Fruchtbarkeit, 
indem die Beſteuerungsgrundlage nach dem Geſetze eine permanente 
wurde. Bei Mißernte richtete die Steuer bei dieſen Repartitions⸗ 
arten einfach die Landwirte zugrunde, wenn die Preiſe des Ge⸗ 
treides beiſpielsweiſe noch dazu im Fallen begriffen waren. Durch 
die Art, auf die man die Steuerſätze beſtimmte, verurſachte man eine 
Ungerechtigkeit in der Repartition der Steuer auf die einzelnen Ge⸗ 
meinden. Die Steuerſätze wurden nach dem vierten Teil des Zehenten⸗ 
wertes beſtimmt, der ſeitens der Gemeinden durch die vier Natural⸗ 
eintreibungsjahre gegeben wurde. Folglich war es für die Steuer⸗ 
ſätze maßgebend, wann und um welchen Preis man die Zehent⸗ 
produkte verkauft hatte. Der Verkauf vollzog ſich in verſchiedenen 
Zeiten und zu verſchiedenen Preiſen, auf die der Einfluß der Frucht⸗ 
gattungen und der Fruchtbarkeit des Bodens wenig fühlbar wurde. 
Daraus entſtand die Unzukömmlichkeit, daß die Getreidearten einiger 
Bezirke einen beſſeren Preis erzielten vor denen anderer Bezirke, 
die ihrem Boden nach gleichartig, ja ſogar eines beſſeren Bodens 
ſich erfreuen nebſt einer beſſeren Kultur und Getreideart (Frucht- 
arten überhaupt), und die ſich beim Verkaufe ihrer Getreidearten in 
günſtigeren Bedingungen, ſei es der beſſeren Verkehrsmittel halber, 
ſei es der Nähe des Abſatzgebietes wegen, befanden. Da nun die 
Preiſe, nach denen man die Steuerſätze der Gemeinden eines Ber 
zirkes beſtimmte, für alle Gemeinden immer dieſelben waren, ſo war 
die Ungerechtigkeit in der Beſteuerung eine noch größere, da man 
bei dieſer die qualitative Verſchiedenheit der Getreidearten nicht in 
Betracht zog und gleichfalls die größere oder kleinere Entfernung 
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des Marktes uſw. dabei keine Rolle ſpielte. Oft wurde von den 
Staatsorganen das Zählen der Garben nicht richtig aufgezeichnet. 
Die Folge davon war, daß die Verzeichniſſe über den eingetriebenen 
Zehent nicht das wirkliche Zehentquantum zum Ausdruck brachten, 
ſondern eine weit größere Summe darſtellten. Dieſe Ungerechtig⸗ 
keit ſteigerte ſich auch nach der Umänderung des Naturalzehenten in 
Geldzehent. Das Geſetz bezüglich des Naturalzehenten bezog ſich auf 
bebaute Grundſtücke. Unbebaute Flächen wurden nicht beſteuert. 
Man ſammelte keine Nachrichten über unbebaute Flächen; man 
kümmerte ſich um brachliegende Felder überhaupt nicht. Dieſe unter⸗ 
lagen dem Zehenten nicht. Das verurſachte nun, daß viele Land⸗ 
wirte ihre Grundſtücke in Wieſen umwandelten, um der ungerechten 
Beſteuerung zu entgehen. Da nun die den einzelnen Gemeinden zu⸗ 
gewieſenen Steuerbeträge immer dieſelben blieben, ſo daß man die 
Veränderung der Zahl der bearbeiteten Grundſtücke im Vergleiche 
zu den unbebauten nicht in Betracht zog, ſo wurde die Zehentſteuer 
in ſolchen Gemeinden, wo die Grundſtücke in Wieſen umgeändert 
waren, um ſo ſchwerer empfunden, ja es bedeutete für den Reſt 
der Steuerpflichtigen in dieſen Gemeinden eine Verdoppelung der 
Steuer für einzelne Steuerpflichtige. — Dieſes Geſetz wurde am 
Ende des Jahres 1894 durch ein Geſetz über die Grundſteuer vom 
20. Dezember 1894 aufgehoben, das zu Beginn des Jahres 1895 
in Kraft trat. Das neue Geſetz beſteuert hiermit nicht die Produkte, 
ſondern den Boden als Grundfläche ſelbſt. Das Steuerobjekt iſt 
alſo das Grundſtück ſelbſt. Dabei wird die Ergiebigkeit und die 
Gattung der Bodenart berückſichtigt. Es unterliegen der Beſteuerung 
alle bebauten und unbebauten Güter, ob bearbeitet oder unbearbeitet, 
iſt gleichgültig. Dadurch gingen einige ſpezielle Steuerarten, wie die 
Weinbergſteuer, Forſtſteuer und der ſogenannte Emlj ak, türkiſche 
Grundſteuer von unbebauten Grundſtücken, in dieſe neue Grundſteuer 
auf, da ſonſt manche Grundſtücke einer Doppelbeſteuerung ausgeſetzt 
wären. Die neue Grundſteuer iſt eine Repartitionsſteuer, deren 
Hauptſumme man alljährlich im Staatsvoranſchlag für das bevor⸗ 
ſtehende Finanzjahr feſtſtellte. Doch über den Inhalt dieſes Geſetzes 
weiter unten. Wir ſehen nun durch dieſen kurzen Überblick Bul⸗ 
garien vom Naturalzehenten zum Geldzehenten und endlich zur 
Grundſteuer übergehen, bis endlich im Jahre 1900—1901 eine 
Regierung, die ſich aus einer finanziellen Zwangslage helfen wollte, 
wieder ein Geſetz „über den Zehent von landwirtſchaftlichen Pro⸗ 


dukten“ ins Leben rief. Demnach ſollten die Feldprodukte für die 
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Jahre 1900—1901 Naturalzehent zahlen; für Produkte von Wiefen, 
Roſengärten follte die Steuer in Geld entrichtet werden; Wälder 
werden mit 4 %o ihres Wertes beſteuert. Die bearbeiteten Grund⸗ 
ſtücke, deren Flächeninhalt, die Art und die Quantität der Früchte 
werden in ein ſpezielles Grundzehentbuch nebſt dem Namen des 
Steuerpflichtigen eingetragen. Beim Beſteuerungsverfahren werden 
im Bezirke eines jeden Dorfes 100 —200 Garben gedroſchen, als 
Steuerproben (Monomé) eingetrieben und davon 3% abgezogen. 
Die Beſchreibung der Grundſtücke, der Fruchtarten uſw. und deren 
Quantum in Garben geſchieht an Ort und Stelle der zu beſteuernden 
Objekte ſelbſt. Vor der Eintreibung der Steuerproben ſeitens der 
Staatsorgane darf kein Grundſtücksbeſitzer die Garben von Ort und 
Stelle rühren, ohne Bewilligung ſeitens der Finanzorgane. 

Der Mittelertrag vom Kukuruz wird nach deſſen Häufung in 
den Speichern der einzelnen Grundbeſitzer beſtimmt. Die Grund⸗ 
flächen, die der Beſteuerung, dem Zehent unterliegen, und zwar die 
Geldzehent entrichten ſollen, werden in zwei bis fünf Qualitäten ein⸗ 
geteilt, und der Finanzbeamte und der Gemeinderat haben die Quali⸗ 
täten eine nach der anderen zu beſtimmen. Der Zehent wird in Geld 
eingetrieben und iſt Ende November fällig. Die Einwendungen gegen 
den Steuerſatz ſind innerhalb einer Friſt von 15 Tagen einzulegen, vom 
Tage der Veröffentlichung des Zehentengrundbuches an gerechnet. 
Jeder Produzent muß ſeinen Zehenten vollſtändig ſpäteſtens bis 
15. Dezember (für Kukuruz bis 1. Juni), und zwar gegen eine be⸗ 
ſtimmte Entlohnung, bis zum feſtgeſtellten Punkte hintransportieren. 
Davon wird 1°%o für Beſchädigungen der Produkte durch Hagel, 
Gewitter, Feuer, Überſchwemmung, die ſich an Ort und Stelle, 
wo die Produkte liegen, ereignet haben, abgezogen, ſo daß der Zehent 
vom wahren Ertrag zu entrichten iſt. Von Weideplätzen iſt die 
Zehentſteuer nach dem Betrage des Mietswertes zu berechnen, von 
Gärten, Roſengärten uſw. nach der Grundfläche, Djuljum, und nach 
ihrem Ertrage. Die Grundſtücke und deren Früchte werden in die 
Bücher derjenigen Gemeinden eingetragen, wo ſie ſich befinden. Die 
permanenten Kommiſſionen ſollen in der Sitzung mit den Präfekten 
und Finanzbeamten den Mittelwert der Nahrungsgewächſe jeden Herbſt 
beſtimmen und im Frühling den Wert des Konkuruzes. Die dadurch 
erhaltenen Poſten ſollten die Baſis bei der Steuerbeſtimmung für 
die Gemeinden nach der vorausſichtlichen Abänderung des Geſetzes 
von 1892 bilden. Manche Lücken dieſes Geſetzes wurden durch 
einige Rundſchreiben folgendermaßen geregelt: Laut einem Rund- 
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ſchreiben vom 24. März 1889 Nr. 11538 wurde beſtimmt, daß 
die Beſteuerung der Grundſtücke, die in anderen Dörfern liegen, da⸗ 
ſelbſt, wo ſie ſind, auch durchgeführt werden ſolle. Das Eintreiben 
der Steuer obliegt den Bürgermeiſtern und deren Vertretern in den 
Dörfern, wo ſich das Grundſtück befindet. Nach einem Rundſchreiben 
vom 21. Juni desſelben Jahres, Nr. 22 541, ſollte der Zehent 
von Feldern, die man gegen einen Geldbetrag oder einen Teil 
der Produkte verpachtet, von den Pächtern ſelbſt gezahlt werden. 
Kraft § 4 des damaligen „Geſetzes, betreffend die Verbeſſerung der 
Lage der armen Veteranen“, wurden Grundſtücke, die ihnen gegeben 
waren, von der Grundſteuer befreit, und zwar für das erſte Jahr. 
Das Rund ſchreiben vom 28. Juni 1889, Nr. 25 667, beſtimmte, man 
möge ſich dieſes Paragraphen des genannten Geſetzes beim Steuer⸗ 
einſammeln bedienen, d. h. des § 4 des „Geſetzes, betreffend die Ver⸗ 
beſſerung der Lage armer Veteranen“. Mit dem Ablauf des Jahres 
1892 als Finanzjahr lief auch die Gültigkeitsfriſt des Geſetzes vom 
28. Dezember 1888 ab. Man mußte nun ein neues Geſetz ins Leben 
rufen und die Naturaleintreibung der Steuer durch eine Geld⸗ 
eintreibung erſetzen. Es erſolgte das Geſetz vom 15. Dezember 1892 
über die Zahlung des Zehenten. Dadurch wurde die Geldeintreibung 
eingeführt, wie es ſchon nach dem Geſetze vom 13. Februar 1883 ge⸗ 
weſen. Demnach ſollte jede Stadt oder jedes Dorf jährlich einen Zehent⸗ 
betrag zahlen, der einem Viertel des Zehenten für die Jahre 
1889—92, mit 15% vermindert, gleich iſt. Dem Betrag wird noch 
eine Summe zugezählt, die aus der Reduktion für Elementarſchäden 
für jedes der vier Jahre fubtrabiert wird. Es werden aber 
vom Steuerbetrage jene Summen abgerechnet, jene Speſen, die der 
Transport des Zehenten bis zum Orte der Übergabe verurſacht. 
Bei außerordentlichen Elementarſchäden wird die Beſteuerung den 
Schäden gemäß gemindert. Die Repartitionskommiſſion beſteht aus 
Gemeinderäten mit dem Bürgermeiſter an der Spitze oder deſſen 
Vertretern nebſt den Steuerzahlern, die für je 25 Landwirte einen 
wählen ſollen. Die Repartition geſchieht jedes Jahr und zwar nur 
auf Landprodukte, die bis zum Jahre 1892 Zehent abwarfen. Es 
gibt Stellen im Geſetze, aus denen es erſichtlich iſt, daß die 
Zehenten von den Produzenten ſelbſt zu zahlen, und nicht von den 
Beſitzern der bearbeiteten Länder einzutreiben find. Von den Zehent⸗ 
eintreibebeamten wird eine Vorbildung gefordert nebſt einer ſpeziellen 
Prüfung. Um Mißbräuche zu meiden, ſind Strafen beſtimmt für 
alle, die, ſei es den Zahlern oder dem Staate, Schaden verurſachen 
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würden. Trotzdem find noch viele Lücken, die Mißbräuche ermög⸗ 
lichen, in dieſem Geſetze auszufüllen. Das öffentliche Verwaltungs⸗ 
reglement bezüglich der Anwendbarkeit dieſes Geſetzes ergänzt ziemlich 
weitläufig, detailliert das Geſetz. Unter anderem beſtimmt es, daß 
bei der wiederholten Abzählung der Garbenzahl und bei dem Abzug 
des Probezehenten niemand eine Garbe von ſeinem Felde wegbringen 
darf, ſolange die Abzählung der Garben nicht geſchehen ijt. Aus- 
nahmen davon geſtattet das Geſetz nur im oe einer Ernährungsnot 
und bei im vorhinein beſtimmten Feldern. Beim Zählen gelten alle 
Garben, fie mögen wie immer gebunden fein, gleich groß. Felder, 
die man noch grün abgemäht, werden mit Geldzehent wie die Wieſen 
beſteuert. Den Verkauf des Zehenten (Naturalzehent) regelt ein 
Spezialreglement. 


V. 
Geltendes Agrarrecht 


Das Geſetz vom 20. Mai 1880 entſprach einem Bedürfnis, 
das ſich in den erſten Jahren nach der Befreiung Bulgariens ein⸗ 
ſtellte: den bulgariſchen Flüchtlingen aus Thrakien und Makedonien 
eine Zuflucht zu verſchaffen. Alle Bulgaren, die vom Auslande her⸗ 
ſtammen und ſich mit Ackerbau und Viehzucht befaſſen, ſollten mit 
Hilfe der Verwaltung und des Finanzminiſteriums auf die un⸗ 
beſiedelten freien Flächen und Dörfer Bulgariens angeſiedelt werden 
dürfen. Die ſo angeſiedelten Familien werden vom Staate mit 
Ackerland, Wald und Ackergeräte verſehen. Die ſo Angeſiedelten 
müſſen ferner erſtens Bulgaren fein und zweitens ſich mit Ackerbau 


1 Quellen: 
1. Geſetz über die Beſiedlung der unangeſiedelten Landflächen Bulgariens vom 
31. Mai 1880. 
2. Geſetz betreffend die Tſcherkeſſen⸗ und Tatarenländereien vom 1. März 183. 
3. Geſetz bezüglich der Staatsländereien und Weideplätze (Sovate) vom 
19. Januar 1885. 
4. Geſetz bezüglich der ſogenannten Se und Tſchiflikländereien vom 
28. Januar 1885. 
. Erpropriationdgefeg vom 31. Januar 1885. 
. Staatögefegblatt Nr. 46 vom 31. Mai 1880, Nr. 23 vom 1. März 1888, 
Nr. 11 vom 5. Februar 1885, Nr. 18 vom 23. Februar 1885. 
7. Das türkiſche Geſetz bezüglich der unbeweglichen Güter vom 7. Namaſan 
1274, d. h. 21. April 1858. 
8. G. Streſow, Die Agrar- und Grundeigentumsfrage in Neu⸗Bulgarien uſw. 
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und Viehzucht beſchäftigen. Die dazu beſtimmten Bodenflächen ſollen 
vorerſt ausgemeſſen und es ſoll dabei die Zahl der Familien beſtimmt 
werden, die auf dieſen Flächen angeſiedelt werden können. Dabei 
ſoll der Raum der benachbarten Dörfer nicht eingeſchränkt werden. 
Das Anſiedlungsverfahren wird vom Ackerbauminiſter und dem der 
Staatsdomänen durchgeführt. Dazu hat das Finanzminiſterium die 
nötigen Informationen bezüglich der Urſachen der Einwanderung 
und des Betragens der Anzuſiedelnden einzuholen, und nachdem es 
die Zuverſicht beſitzt, daß die Anzuſiedelnden dem Staate nützen und 
die Urſachen der Einwanderung erheblich ſind, erlaubt es die 
Aufnahme der darum Anſuchenden. Jede eingewanderte Familie 
dieſer Geſuchſteller bekommt, je nach der Zahl der Mitglieder, aus 
denen die Familie beſteht, und je nach der materiellen Lage der 
Familie, das nötige Ackerland mit der Erlaubnis, ſich das nötige 
Baumaterial, ſowie das zum Herſtellen der nötigen Arbeitsgeräte 
Nötige, zollfrei vom Walde, den die Regierung beſtimmen wird, 
abzuſchneiden. Jede Familie bekommt, ihrer Mitgliederzahl ent⸗ 
ſprechend, von 30—60 Djuljums Flächenmaß von 919 qm, nebſt 
Wieſe für ihre Viehſtücke. Den ganz Unbemittelten gewähren die 
Podentreditanftalten Kredit aus dem Regierungsfonds, der diesbezüglich 
beſteht. Dafür muß eine gegenſeitige Verbürgung der Bittſteller 
vereinbart werden. — Das Darlehen darf nicht die Hälfte des 
Wertes ihrer Güter überſteigen. — Es wird den ſo Angeſiedelten 
nur der juriſtiſche Beſitz gewährt, der erſt nach einer Dauer von 
20 Jahren ſich zum vollſtändigen Eigentum umgeſtaltet. Bis vor 
Ablauf dieſer Zeit ſteht den Angeſiedelten kein Veräußerungsrecht 
zu. Die ihnen zum Gebrauche überlaſſenen Grundſtücke ſind mit 
einem geſetzlichen Veräußerungsverbote bis Ablauf der Erſitzungsfriſt 
behaftet. Ein bis drei Jahre nach der Beſiedlung ſind die An⸗ 
geſiedelten von der Grundſteuer und dem Zehent befreit. — Die 
Hauseinrichtung, Viehſtücke und Acker⸗ ſowie Handwerksgeräte, die 
ſie bei ihrer Einwanderung nach Bulgarien mitbringen, ſind zollfrei. 
Die fo Angefiedelten find ſieben Jahre vom Tage der Beſiedlung an 
militärfrei. Dieſe Privilegien kommen jedoch den aus der europäiſchen 
Türkei Eingewanderten nicht zugute. Alle angeſiedelten Ein⸗ 
gewanderten werden nach der Beſiedlung bulgariſche Staatsbürger. 

Durch ein weiteres Geſetz über die Beſſerung der Lage armer 
Veteranen und Landwehrmänner und der Familien ſolcher, die in 
verſchiedenen Volksbewegungen ums Leben gekommen ſind, wird be⸗ 
ſtimmt (am 7. Juni 1880), der Staat ſoll jedem armen Veteranen 
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Ackerland im Umfange von 30—60 Uwrate (Uwrat! = etwa ein 
Morgen) nebſt einem Geldbetrag von 100 —400 Francs zur Ein⸗ 
richtung austeilen. Dieſes Geſetz wurde fortwährend verändert, bis 
es dieſe Form endgültig erreicht hat und gegenwärtig den Namen: 
Penſions⸗ und Entlohnungsgeſetz für Veteranen und Landwehrmänner 
vom 25. Februar 1904 führt. 

Ein ferneres Geſetz vom 14. Dezember 1880 führt den Namen: 
Geſetz betreffend die Tſcherkeſſen⸗ und Tatarenländereien. Wie bekannt, 
haben nach dem Krimkriege die in Rußland wohnenden Tſcherkeſſen 
und Tataren ihre Wohnſtätten verlaſſen, um ſich nach Bulgarien, 
der damaligen Devenſeprovinz der Türkei, zu begeben. Die damalige 
türkiſche Regierung hat den aus Rußland eingewanderten Tſcherkeſſen 
und Tataren bulgariſche Ländereien angewieſen, die ſodann nach der 
Befreiung Bulgariens durch das obige Geſetz den ehemaligen bul⸗ 
gariſchen Beſitzern zurüderftattet wurden. Das Geſetz unterſcheidet 
private, Gemeinde⸗ und Regierungs⸗Tſcherkeſſenländereien bzw. Tataren⸗ 
grundſtücke. Private Tſcherkeſſengrundſtücke ſind ſolche, die man 
Privaten weggenommen und den Tſcherkeſſen oder Tataren einfach 
überwieſen hat. Gemeindeländereien find den Gemeinden Bulgariens 
auf ähnliche Weiſe durch die türkiſche Regierung entriſſen und ohne 
Entſchädigung Tſcherkeſſen oder Tataren überlaſſen. Desgleichen 
unterſcheidet das Geſetz Regierungsländereien, die die türkiſche 
Regierung vor der Einwanderung der Tſcherkeſſen und Tataren be⸗ 
ſeſſen hat, oder die es gegen Entſchädigung von Privaten oder Ge⸗ 
meinden erworben, um dieſe Ländereien den Tſcherkeſſen und Tataren 
zu übergeben, oder um damit diejenigen zu entſchädigen, denen ſie 
zugunſten der Eingewanderten ihre Güter eingezogen. 

Private Tſcherkeſſengüter ſollen nun unbedingt ihren früheren 
Beſitzern zurückgegeben werden. Gemeinde⸗Tſcherkeſſenländereien ſollen 
den Gemeinden zurückgegeben werden, außer wenn dort Eingewanderte 
vorhanden ſind, denen eine Geld⸗ oder Landentſchädigung gebührt. 
Die Evidenzhaltung und Maßbeſtimmung, ſowie die Grenzbeſtimmung 
der Regierungsländereien unterſteht einer vom Ackerbau⸗ und Domänen⸗ 
miniſterium beſtimmten zuſtändigen Kommiſſion. Bei dieſem Ver⸗ 
fahren bekommt jede Gemeinde ſo viel Land, daß es 30 Djuljums 
(Flächenmaß — 919 qm) für jede Wirtſchaft ausfällt. 

Die von der Regierung gekauften Privat: und Gemeindeländereien, 
die man den eingewanderten Tſcherkeſſen und Tataren verlieh, ſowie 


1 Umrat = Flächenmaß. 
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die früheren Regierungsflächen verbleiben Eigentum des Staates 
und ſtehen der bulgariſchen Nationalverſammlung zur Verfügung. 
In den Regierungsländereien, in denen ſchon Dörfer angeſiedelt find, 
wird den daſelbſt Angeſiedelten zu 30—60 Djuljums Grundſtücke 
für jede Familie abgetreten, nachdem ſie dem Staatsſchatze den Wert 
der abgetretenen Grundſtücke bezahlt haben. Dieſe Grundſtücke ver⸗ 
pachtet die Regierung im Wege der öffentlichen Verſteigerung. Die 
oben angeführten Ländereien, die die Regierung Privaten als Ent⸗ 
ſchädigung für die zugunſten der Eingewanderten vom Staate in 
Befitz genommen und jenen überwieſen, verbleiben Eigentum ber» 
jenigen, die fie erhalten haben. Hat der Staat Privatgrundſtücke 
an Veteranen oder eingewanderte Bulgaren abgetreten, ſo wird den 
Befitzern derſelben das entſprechende Flächenmaß Staatslandes, wo 
ſolches Land vorhanden iſt, überwieſen, oder ſie werden mit dem 
Preiſe des ihnen weggenommenen Landes entſchädigt. 

Haben Nachbardorfsbewohner Tſcherkeſſenländereien oder Tataren⸗ 
grundſtücke eigenmächtig in Beſitz genommen, ſo genießen ſie die 
Rechte der Eingewanderten nicht. — Wurden Gemeindegrundſtücke 
in Gemeinden mit Landmangel an Veteranen oder Eingewanderte 
abgetreten, ſo erhalten ſolche Gemeinden an Stelle deſſen andere 
Regierungsländereien. In Ermangelung folder Ländereien in der 
Nähe und, wenn es unmöglich iſt, im Wege des Tauſches welche zu 
bekommen, werden die Grundſtücke des alten und des neuen Dorfes 
als vereint deklariert (arrondiert) und bleiben im Mitgenuß der 
Bewohner beider Dörfer nach Übereinkommen. Außer dieſem Falle 
wird der Streit von einem Bezirksrate, aus ſechs Perſonen beſtehend, 
entſchieden. Jede der beiden Parteien beſtimmt je drei Perſonen 
ihrerſeits, wobei der Bezirkspräfekt den Vorſitz führt. Dazu wird 
ein Protokoll entworfen, das nach durchgeführter Verhandlung dem 
Ackerbauminiſter zur Beſtätigung eingeſendet wird. An dieſelbe 
Kommiſſion haben ihre Geſuche alle Privatperſonen und Gemeinden 
zu richten, denen man ohne Entſchädigung Grundſtücke entzogen, um 
dieſelben den Tſcherkeſſen und Tataren abzutreten. Desgleichen haben 
ihre Geſuche auch ſolche Gemeinden und Private an dieſe Kommiſſion 
zu richten, die zwar wegen der ihnen entnommenen Grundftüde ent⸗ 
ſchädigt wurden, die aber nach dem Auswandern der Tſcherkeſſen 
und Tataren ihre Landſtücke wieder von der Regierung zurück⸗ 
erſtattet erhielten. Dieſe Geſuche ſollen im Laufe der Friſt von 
ſechs Monaten, vom 1. März 1884 an gerechnet, dem betreffenden 
Bezirksrate durch den Bezirkspräfekten vorgelegt werden. Zu dieſem 
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Bezirksrate wird der Bezirkspräfekt, der Finanzſekretär und der 
Bezirkskaſſabeamte mit Entſcheidungsſtimmen zugezogen. Das 
darüber, d. h. über jede Entſcheidung dieſes Rates, aufgenommene 
Protokoll ſoll dem Ackerbauminiſter zur Beſtätigung unterbreitet 
werden. 

Ein weiteres Geſetz, das im bulgariſchen Agrarrecht als gel⸗ 
tendes in Betracht kommt, iſt das Geſetz über die ſogenannten Herr⸗ 
ſchafts⸗ und Tſchiflikgüter vom 19. Dezember 1880 bzw. das Geſetz 
vom 28. Januar 1885. Das Geſetz hat die Befreiung der hörigen 
Landarbeiter dieſer Ländereien zum Gegenſtande. Während der 
Türkenherrſchaft war die bulgariſche Bevölkerung eine in den Meier: 
hofgütern wohnhafte Hörigenmaſſe. Die Güter, die dieſe Hörigen 
bearbeiteten, hießen Tſchifliks oder Herrengüter. Die Hörigen 
beſaßen kein Privateigentum, bearbeiteten fremde Grundſtücke und 
hießen Reiah. Mit Rückſicht auf dieſe Zuſtände unterſcheidet das 
obenerwähnte Geſetz Herrſchaftsgüter und Tſchiflikgüter mit dem Unter⸗ 
ſchied, daß Herrſchaftsgüter den Hörigen für immer zum Bebauen 
gegen eine Steuerentrichtung überlaſſen wurden, während die Tſchiflik⸗ 
güter Pachtgüter ſind, die an Hörige verpachtet wurden und deren 
Pacht kündbar war. Das Geſetz beſtimmt dabei, daß jeder Bewohner 
eines Herrſchaftsgutes beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes Eigentümer 
und Beſitzer dieſer Grundſtücke wird, die er bearbeitet bzw. bearbeitet 
hat, ſowie derjenigen, an denen ihm ein Nutzungsrecht zuſtand. Jeder, 
der zehn Jahre ununterbrochen, bis zum Erlaſſen des Geſetzes von 
1880, dieſelben Tſchiflikgüter bearbeitet hat, wird Eigentümer dieſer 
Grundſtücke. Das ſogenannte „Vatererbe“, alſo Grundflüde, die 
ſeit jeher einer Familie oder Hauskommunion zuſtanden, und von 
den Türken eigenmächtig in Beſitz genommen wurden, werden als 
„Vatererbe“ ihrer früheren Beſitzer wiederhergeſtellt. Von den Vewirt: 
ſchaftern ſolcher Grundſtücke, die dieſe nacheinander bebauten uſw., 
bekommt nur derjenige ein Recht am Grundſtücke, der zuletzt das 
Grundſtück bearbeitet. Das Eigentum und der Beſitz an ſolchen 
Grundſtücken wird alſo nicht erſt durch die Handfeſte erworben. Hat 
ein Tſchiflikbewohner während der obengenannten Erſitzungszeit mit 
fünfjähriger Unterbrechung oder nicht dieſelben Grundſtücke bear⸗ 
beitet, ſo kann er auch kein Eigentum an ihnen erſitzen. Hat da⸗ 
gegen ein Tſchiflikbewohner verſchiedene Grundſtücke oder Grundftiide 
verſchiedener Meierhöfe, die nicht demſelben Eigentümer angehoͤren, 
ohne Unterbrechung während des Zeitraumes von zehn Jahren in 
Beſitz und kein eigenes Land genügenden Umfanges für ſeinen 
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eigenen Unterhalt, ſo erlangt er Eigentumsrecht an ſo viel Land, wie⸗ 
viel nötig iſt, um die Familien im Meierhofe zu ernähren, die ſich 
beim Erlaß des Geſetzes vom Jahre 1880 im Meierhofe befanden. 
Es iſt alſo hier der Gegenſtand der Erſitzung nicht vom Umfange 
der Beſitzhandlungen, die zum erſeſſenen Eigentum führen, abhängig. 
Dazu kommt noch ergänzend die Beſtimmung hinzu, daß zur Er⸗ 
nährung einer Familie Felder im Umfange von 8—12 Djuljums 
pro Familie nötig ſind, jedoch im ganzen nicht über 100 Djuljums. 
Der Erſitzungsbeſitz führt überhaupt zu keinem Eigentumserwerb, 
wenn es feſtſteht, daß der Meierhof den Umfang von 100 Uwrate 
nicht erreicht. Das Geſetz ſtellt eine ſpezielle Tſchiflikgüterentlaſtungs⸗ 
kommiſſion in Ausſicht. Die Mitglieder dieſer Kommiſſion werden vom 
Miniſterrat ernannt. Dieſe Kommiſſion hat vielerlei Dinge zu beſtimmen: 

1. Die Entſchädigung für bearbeitete Grundſtücke, Wieſen, 
Weideplätze und Wälder, die die Berechtigten auf Grund regelrechter 
Urkunden beſitzen. 

2. Die Entſchädigung für Herrſchaftsgüter, Wieſen, Weide⸗ 
plätze und Wälder nach dem Preiſe des Reinertrages dieſer Grund⸗ 
flächen, multipliziert durch ſieben oder acht, je nach der Quantität 
der Grundſtücke oder der Unumgänglichkeit. Dieſe Entſchädigung 
kann auch nach dem Betrage, den der Pächter dem Meierhofeigen⸗ 
tümer eintrug, bemeſſen werden. 

3. Die Entſchädigung bei Meierhofgütern wird nach dem reinen 
Jahresertrag, multipliziert mit ſieben oder acht, bemeſſen oder nach 
dem Durchſchnittspreiſe der Grundſtücke in Djuljums. Die Ent⸗ 
ſchädigung darf in dieſem Falle nicht über 15% die Entſchädigung 
der Herrſchaftsgüter überſteigen. Das Entſchädigungsverfahren wird 
durch einen Vergleich eingeleitet und darüber ein Protokoll aufge⸗ 
nommen. Dieſe oben erörterte Entſchädigungspflicht haftet auf den 
genannten Grundſtücken, auch wenn dieſe inzwiſchen in Hände dritter 
Erwerber durch Kauf, Tauſch uſw. gekommen ſind. Die Entſchä⸗ 
digungsabſchätzung der Kommiſſion iſt endgültig und unterliegt 
keinem weiteren Inſtanzenzuge. Kommt es zwiſchen der berechtigten 
Bevölkerung und den Landbeſitzern zu einem Vergleiche bezüglich der 
Ländereien, die der Bevölkerung zufallen, ſo darf die Kommiſſion 
derlei Vergleiche nicht aufheben. Der Kommiſſion obliegt die Til⸗ 
gung der den Landbeſitzern gebührenden Entſchädigung nur im Falle, 
wenn dieſe Grundbeſitzer ihre Rechte auf eine keinen Zweifel er⸗ 
regende Art beweiſen. Den Beweis ſoll durch die im türkiſchen 
Geſetze über Ländereien vorgeſchriebenen Beſtimmungen erfolgen. 
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Dieſe Beſtimmungen gelten als lex specialis auch gegenüber den 
heutzutage geltenden Beſtimmungen des bulgariſchen Zivilgerichts⸗ 
verfahrens. Anderſeits iſt es ſtreitig in Theorie und Praxis, ob nicht 
vor Gericht das jetzt geltende Geſetz über das Zivilgerichtsverfahren 
den Vorzug habe, da es ſich doch um eine prozeßrechtliche Norm, der 
doch in der Regel rückwirkende Kraft zukommt, handelt. Um ſo mehr, 
da die ſtreitigen und verdachterregenden Urkunden einer Gerichtsent⸗ 
ſcheidung vorbehalten find. Werden bezüglich Grundftüden falſche 
oder entkräftete Urkunden vorgebracht, ſo bleiben derlei Parzellen in 
der Verfügung der Regierung und werden unter die landloſe Be: 
völkerung gegen Entſchädigung aufgeteilt. Die Art dieſer Ent⸗ 
ſchädigung beſtimmt der Geſetzgeber ausdrücklich, was ich bereits 
oben berührt habe. — Über die gepflogenen Erhebungen bezüglich 
der Beſitztümer der Landleute ſowie bezüglich der beſtimmten Ent⸗ 
ſchädigung wird von der Kommiſſion ein Protokoll entworfen, 
worin alles in dieſen Fragen Entſcheidende aufzuzeichnen iſt. — 
Das Protokoll enthält alle Titel, die den Beſitz der Berechtigten 
begründen. Eine Anmerkung im Geſetze will auch ein Protokoll 
über die Entſchädigungsbeträge für die der Bevölkerung abgetretenen 
Grundſtücke entworfen wiſſen. Im Protokoll werden die Namen der 
rechtmäßigen Beſitzer der ſogenannten Herrſchafts⸗ und Tſchiflikgüter, 
was für Grundſteuer und in welchem Betrage oder Pachtzins dieſe 
rechtmäßigen Beſitzer für ihre Grundſtücke bezahlt haben, und welche 
Parzellen dieſen rechtmäßigen Beſitzern abgetreten werden, was jeder 
der rechtmäßigen Grundbeſitzer für ſeine Parzelle zu bezahlen hat, 
wie hoch das den rechtmäßigen Beſitzern abgetretene Land im ganzen 
abgeſchätzt wird, ufw. — Über die ſeitens dieſer Kommiſſion durch⸗ 
geführte Adjudikation wird ein Zeugnis oder eine Beſtätigung aus⸗ 
geſtellt. — Auf Grund dieſer Protokolle der Kommiſſion und der von 
dieſer ſogenannten Adjudikationskommiſſion ausgeſtellten Beſtätigungen 
werden die adjudizierten Parzellen ausgemeſſen und ihr Schätzungs⸗ 
wert ausbezahlt. Das Ausmeſſen und endgültige Überweiſen der 
Parzellen an die Beſitzenden wird durch den Ortsgemeinderat durch⸗ 
geführt in Anweſenheit der dabei intereſſierten Parteien, die man 
dazu vorladet. — Iſt nun das ganze Land eines Landbeſitzers durch 
die Kommiſſion als zugunſten der Bevölkerung beſtehend erklärt 
worden, ſo wird das Ausmeſſen und das Aufteilen ohne den ehe⸗ 
maligen Grundbeſitzer durchgeführt. — Iſt der gehörig vorgeladene 
Grundbeſitzer nicht erſchienen, ſo hat dies den Aufſchub der Meſſungs⸗ 
und Aufteilungsarbeiten nicht zur Folge. Die Beweiſe ihres Beſitz⸗ 
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ſtandes müſſen die Bewerber dieſer Ländereien (Parzellen) auf Grund 
des türkiſchen Geſetzes beweiſen: dieſes! unterſcheidet fünf Kate⸗ 
gorien Grund beſitz: 

a) Grundbeſitz — Mjulk genannt, woran das Eigentum un⸗ 
bedingt Privaten zuſteht; 

b) Grundbeſitz — Mir ie genannt, der ausſchließlich dem Staate 
juſteht; 

e) Grundbeſitz (Heiligengüter) — Mewkufe genannt, der 
unveräußerlich iſt; 

d) Grundbeſitz — Metruke, dem allgemeinen Genuſſe über⸗ 
laſſen; 

e) Grundſtücke — Mewat, tote Güter genannt. 

Nun iſt es ſtreitig, ob man ſich auch noch heutzutage auf das 
türkiſche Beweisverfahren bei dieſen Tſchiflik⸗ und Herrſchaftsgütern 
ſtützen kann, da das neue zivilgerichtliche Verfahren als ſolches 
rückwirkende Kraft beſitzt. Trotz der ausdrücklichen Beſtimmung des 
Spezialgeſetzes über dieſe ſogenannten Herrſchafts⸗ und Tſchiflik⸗ 
güter, wo es den Parteien ausdrücklich vorgeſchrieben ſteht, ſie ſollen 
ſich der türkiſchen Beweismittel bedienen, fo wie es das türkiſche 
Geſetz über Grundſtücke vorſchreibt, iſt die Anwendung beim gegen⸗ 
wärtigen Beſtande des zivilgerichtlichen Verfahrens ſtreitig. 

Eine zweite Verwaltungsinſtanz in dieſer Frage iſt die ſo⸗ 
genannte permanente Kreiskommiſſion. Vor dieſer perma⸗ 
nenten Kreiskommiſſion werden die Ausmeſſungsverfügungen der 
erſten Kommiſſion appelliert. Die zweite Kommiſſion entſcheidet die 
beſtrittenen Anſprüche ohne Parteienvernehmung lediglich auf Grund 
des Protokolles der erſten Inſtanz. Fragen, die in der erſten Kom⸗ 
miſſion nicht vorgebracht werden konnten, werden von der Kommiſſion 
zweiter Inſtanz (der permanenten Kreiskommiſſion) entſchieden. Die 
Grundpacht oder der Grundzins wird in einem Geldbetrag von 
6 15% der Entſchädigung für die Grundſtücke und der Größe der 
in dieſen Jahren bearbeiteten Grundflächen entſprechend beſtimmt. — 
Die Entſcheidungen der permanenten Kreiskommiſſion ſind endgültig 
und unterliegen keinem weiteren Rechtszuge. Dieſe Beſtimmung iſt 
ebenfalls in einem flagranten Widerſpruche zu der Beſtimmung der 
allgemeinen bulgariſchen Zivilgerichtsordnung, und zwar mit der Be⸗ 
ſtimmung, wonach jede Verordnung einer Verwaltungsinſtanz, durch 


— 


1 Geſetz bezüglich der Grundſtücke vom 7. Ramaſan 1274, d. h. 
21. April 1858. 
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die jemand Schaden leidet, im Wege des Rekurſes durch den Be: 
ſchädigten an das kompetente Gericht abgeändert oder aufgehoben 
werden kann !. Private oder Geſellſchaften, deren Geſetzesrechte durch 
Verordnungen der Regierungsbehörden oder durch Verwaltungs⸗ 
perſonen verletzt werden, können ihre Forderungen im Gerichtswege 
geltendmachen und mit dem Antrage, ihre verletzten Rechte wieder⸗ 
herzuſtellen, eine Entſchädigungsforderung erheben. Eine derartig 
geltend gemachte Forderung hebt die Verfügungen der Verwaltungs⸗ 
behörden und Perſonen keineswegs auf, ſolange die entſprechende 
Gerichtsverfügung nicht erlaſſen worden iſt. Anderſeits iſt die obige 
Beſtimmung, daß nämlich die permanente Kreiskommiſſion in Fragen 
dieſer ſogenannten Herrſchafts⸗ und Tſchiflikgüter endgültig ent⸗ 
ſcheidet, mit dem § 13 al. 3 des Geſetzes über die Verwaltungs⸗ 
gerichtsbarkeit Bulgariens im Widerſpruch. Dieſer Paragraph be⸗ 
ſtimmt nämlich die Zuſtändigkeit des oberſten Verwaltungsgerichtes 
als Kaſſationsinſtanz zur Erledigung von Klagen gegen endgültige 
Entſcheidungen der verſchiedenen „Verwaltungsjurisdiktionen“. 
Nachdem nun die Kommiſſion die Parzellen endgültig den Land⸗ 
leuten, die dazu berechtigt ſind, zugewieſen, ſo verbleibt der Reſt der 
dem Tſchiflikgute (Meierhof) angehörigen Grundſtücke dem Meierhof⸗ 
beſitzer zur freien Verfügung überlaſſen. Es wird ſomit nicht weiter 
auf die Beſitzberechtigung dieſes Grundbeſitzinhabers geſehen. — Für 
das, was der Bevölkerung abgetreten wird, ſoll er durch Beträge aus den 
Bodenkreditanſtalten entſchädigt werden. — Dieſe Anſtalt hat jedem 
Grundbeſitzer, dem ein diesbezügliches Zeugnis von der Kommiſſion 
ausgeſtellt wird, auf Grund eines ſolchen Zeugniſſes einen ent⸗ 
ſprechenden Betrag auszufolgen. In den Zeugniſſen, die die Kom⸗ 
miſſion ausſtellt, wird nicht nur das Flächenmaß der abgetretenen 
Grundſtücke und die dafür gebührende Entſchädigung beſtimmt, 
ſondern es wird auch feſtgeſtellt, was man früher eingezahlt, und der 
Reſt der Schuld, ferner, ob Beſitzdokumente zurückbehalten worden 
ſind, und ob nicht das abgetretene Grundſtück mit Schulden an die 
Bodenkreditanſtalt belaſtet iſt, oder ob kein Pfandrecht daran haftet. — 
Dieſe Umſtände haben die Gutsbeſitzer durch formelle Zeugniſſe vor 
der Kommiſſion, die die Landzuweiſungen vornimmt, zu beweiſen. 
Alle die erwähnten Urkunden haben die Grundbeſitzer bei Empfang: 
nahme der Entſchädigungsſumme der Kommiſſion oder der permanenten 
Kreiskommiſſion gegen Quittung zu übergeben. Dieſer Quittung 


1 § 2 der Zivilgerichtsordnung. 
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kommt die Kraft einer Handfeſte inſofern zu, als darin die freie, 
nicht abgetretene Grundfläche bezeichnet wird, die dem Meierhof⸗ 
befiger zur freien Verfügung verbleibt, fo daß es ihm frei ſteht, mit 
dieſen Grundſtücken zu machen, was er will. Auf Grund dieſer 
Quittung kann der Berechtigte dann eine Handfeſte ausgeſtellt be⸗ 
kommen. Kurz, der Staat kauft von Meierhofbeſitzern Ländereien 
zwangsweiſe ab, um ſie Leuten der Bevölkerung zuzuweiſen, die die 
betreffenden Güter gegen eine Steuerentrichtung bearbeitet hatten, 
oder um ſie ſolchen Berechtigten zu adjudizieren, die als Pächter die 
betreffenden Güter bearbeiteten. Jeder, dem auf dieſe Art eine Par- 
zelle von der erwähnten Regierungskommiſſion zugewieſen wird, muß 
ſeine Schuld in regelmäßigen Teilzahlungen an die Bodenkredit⸗ 
anſtalt abtragen. Im entgegengeſetzten Falle ſteht der Regierung 
das Recht zu, die Parzelle dem Schuldner ganz oder teilweiſe zu 
entziehen und ſie anderen Berechtigten anzubieten oder, falls ſich 
keiner findet, die nicht bezahlte Parzelle den Staatsgütern einzu⸗ 
verleiben, wobei der Staat die Schuld des Adjudizaten tilgt. — 

Dazu hat der Finanzminiſter den entſprechenden Kredit in den Aus⸗ 
lagen des Staatsetats vorzuſehen. Die adjudizierten Grundſtücke werden 
erſt durch die Auszahlung der auf ſie laſtenden Schuld Eigentum 
des Berechtigten. — Alſo keine Grundbucheintragung begründet hier 
das Eigentum und keine Handfeſte nur die Tilgung der auf dem 
Gute laſtenden Schuld. — Es iſt eine Art pactum reservati 
dominii, das der Staat mit dem Berechtigten, dem eine Parzelle oder 
ein Stück Gut auf die obenerwähnte Art zugewieſen iſt, ſchließt. — 
Solange die auf dem abgetretenen Gute haftende Schuld nicht getilgt 
iſt, iſt das Gut unveräußerlich; es iſt ipso jure mit einem geſetz⸗ 
lichen Veräußerungsverbot belaſtet. — 


Die unbebauten Grundflächen im Königreiche 
Bulgarien 
Die Beſiedlung der unbebauten Bodenflächen durch Bulgaren, 
die aus fremden Ländern ins Vaterland zurückkehren und ſich mit 
Landbau beſchäftigen, iſt geſetzlich geordnet. — Die Bewerber haben 
ſich im Geſuchswege an den Ackerbauminiſter zu wenden. Dieſer 
hat die Gründe der Koloniſationswerber zu prüſen, und falls ſie 
dem öffentlichen Wohle nicht zuwiderlaufen und dem Staate nutz⸗ 
bringend ſind, hat der Miniſter die Koloniſierung zu billigen. — 
Den Anſiedlungswerbern wird je nach der Zahl ihrer Familien⸗ 
angehörigen Land angewieſen. Es wird ihnen der nötige Waldteil 
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zum Aufbau von Wohnungen und Agrargeräten gebührenlos gewährt. 
Die dazu nötigen Waldflächen hat die Regierung zu beſtimmen. — 
Jede Familie bekommt ein Grundſtück im Umfange von 30-60 Djul⸗ 
jums. — Im Laufe von 20 Jahren ſind die ſo Angeſiedelten juri⸗ 
ſtiſche Beſitzer ihrer Parzellen. Nach Ablauf der 20 Jahre erlangen 
die Beſitzer das volle Eigentum durch die Erſitzung. Es iſt alſo 
durch die Eintragung in ein Grundbuch oder in eine Handfeſte noch 
kein Eigentum begründet. Die ſo Angeſiedelten genießen gewiſſe 
Steuerfreiheiten, wie von der Grundſteuer und der Zehentſteuer, für 
den Zeitraum von ein bis drei Jahren. — Haus: und Feldinventar, 
das die Angeſiedelten beim Betreten des bulgariſchen Gebietes mit 
ſich bringen, ſind gebührenfrei. Die Angeſiedelten ſind auch ſieben 
Jahre lang, vom Tage ihre Anſiedlung an gerechnet, militärfrei. — 
Dieſe Steuerprivilegien kommen jedoch den aus der Türkei Über⸗ 
ſiedelnden nicht zuſtatten. Alle ſo Beſiedelten werden ipso jure 
bulgariſche Staatsbürger. Ob dieſe Beſtimmungen noch heutzutage 
mit dem Geſetze über die bulgariſche Staatsbürgerſchaft im Einklang 
ſtehen, iſt ſtreitig. 

Eine ſpezielle Art von Grundſtücken ſind in Bulgarien die ſo⸗ 
genannten Tſcherkeſſen⸗ und Tatarengüter. Nach dem Krimkrieg 
wurden nämlich viele aus Rußland ausgewanderte Mohammedaner 
in Bulgarien durch die türkiſche Regierung angeſiedelt. Man unter⸗ 
ſcheidet drei Arten von Grundſtücken, die die türkiſche Regierung 
vor der Befreiung des Landes dieſen Eindringlingen anwies: 
1. Privatländereien, 2. Gemeindeländereien, 3. Staatsländereien. 
Privatländereien, die die bulgariſche Regierung im Beſitze der 
Tſcherkeſſen bzw. Tataren vorfand, ſind von Privaten geraubte Grund⸗ 
ſtücke, die die Tſcherkeſſen und Tataren ſich unentgeltlich rechtswidrig 
aneigneten. Gemeindegrundſtücke ſind Grundſtücke, die den Gemeinden 
auf ähnliche Art entriſſen wurden wie die obigen den Privaten. 
Staatsländereien, die ſich in Händen der Tſcherkeſſen und Tataren 
befanden, ſind ſolche, die dem Staate noch vor der Beſiedlung der 
Tataren und Tſcherkeſſen angehörten, oder es ſind Ländereien, die 
der Staat den Privaten entriſſen hat, um ſie den Tſcherkeſſen und 
Tataren gegen Entſchädigung zu überlaſſen, oder um damit jene zu 
entſchädigen, denen der Staat die Güter zugunſten der Anzuſiedelnden 
entzogen hat. Sind nun heutzutage noch Tſcherkeſſen und Tataren im 
Lande, die ihre Grundſtücke ohne alle Entſchädigung erworben haben. 
ſie mögen dieſe noch ſo lange beſitzen, ſo bleiben ſie unrechtmäßige Beſitzer 
und fallen unbedingt (ipso jure) den früheren Beſitzern zu, d. h. 
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denen ſie auf unrechtmäßige Weiſe durch Tartaren oder Tſcherkeſſen 
entzogen wurden. Die von dieſen in Beſitz genommenen Gemeinde⸗ 
ländereien find den Gemeinden zurückzugeben. — Sind ſolche Ge⸗ 
meindeländereien in Gemeindebezirken, wo Angeſiedelte vorhanden find, 
gelegen, ſo werden dieſe durch Geldbeträge und Grundſtücke für den 
Verluſt dieſer Grundſtücke, die, weil widerrechtlich entriſſen, den 
Gemeinden unbedingt zurückzuerſtatten find, entſchädigt. — Um dieſe 
Zuſtände näher feſtzuſtellen, wird eine zuſtändige Kommiſſion vom 
Ackerbau⸗ und Staatsdomänenminiſterium ernannt. — Wann die 
Kommiſſion ernannt werden ſoll, darüber ſagt der Geſetzgeber nichts. 
Es obliegt ihr nur, den Flächeninhalt und die Grenzen der Staats⸗ 
ländereien, wie der ſogenannten Sovate und anderer durchgeackerter 
und verſchont gebliebener Grundflächen, zu beſtimmen und in Evidenz 
zu bringen. Jede Wirtſchaft bekommt 30 Djuljums Gemeindeland. 
Staatseigentum, auch nach der Befreiung Bulgariens, verbleiben die 
von der Regierung gekauften Privat⸗ und Gemeindeländereien, die 
die Regierung den Tſcherkeſſen und Tartaren zuwies, ferner Grund⸗ 
ſtücke, die vor der Beſiedlung der Tſcherkeſſen und Tataren Staats⸗ 
ländereien geweſen ſind. Dieſe Staatsländereien bleiben dem Er⸗ 
meſſen der Nationalverſammlung vorbehalten. Will der Staat alſo 
dieſe Grundſtücke veräußern, ſo muß er ſich an das Parlament um 
Erlaubnis wenden. Kurz, die Veräußerung und Belaſtung dieſer 
Güterart erfolgt auf Grund eines formellen Geſetzes !. In den 
ſogenannten Sowatgrundſtücken oder in anderen Grundflächen, wo 
ſich ſchon Dörfer angeſiedelt haben, ſoll man den daſelbſt Beſiedelten 
je 30—60 Djuljums Grundfläche pro Familie abtreten, nachdem 
die Angeſiedelten dem Staatsſchatze den Wert der ihnen abgetretenen 
Landflächen bezahlt haben. — Die ſo mit Land verſorgten An⸗ 
gefiedelten werden ſofort auch Eigentümer dieſer Grundſtücke, falls 
ſie den Wert derſelben dem Staatsſchatze entrichtet haben. Dieſelben 
Grundflächen darf der Staat auch verpachten, wobei die Pacht durch 
öffentliche Verſteigerung vorgenommen wird. — Werden manchen 
Perſonen ihre Grundſtücke vom Staate oder von Privaten zugunſten 
der Anzufiedelnden entzogen, fo werden die Beſchädigten durch Staats⸗ 
ländereien entſchädigt, die auch im Eigentum derjenigen verbleiben, 
denen ſie zugewieſen worden ſind. — Wurden die von Tſcherkeſſen 
bzw. Tataren räuberiſch beſeſſenen Privatländereien bulgariſchen 
Rriegsvolontären oder Anſiedlern abgetreten, fo wird das gleiche Maß 


18 8 Abſ. 1 des Geſetzes über die Tſcherkeſſen⸗ und Tatarenländereien. 
Schmollers Jahrbuch XI. 3. 24 
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Staatsland den früheren Beſitzern dieſes Staatslandes überwieſen, 
oder wo kein Land vorhanden, werden die dadurch geſchädigten Privaten 
durch den Wert der ihnen weggenommenen Ländereien entſchädigt. — 
Bewohnern der Nachbardörfer, die Tſcherkeſſen⸗ bzw. Tatarengrundftüde 
in Beſitz nehmen, kommt das Recht der Beſiedelten nicht zu. — 
Sind Gemeinden vorhanden, die ihr ganzes Land den Kriegsvolontären 
oder Anſiedlern abtraten, ſo erhalten ſolche Gemeinden dafür andere 
Staatsländereien. Wie der Staat dieſen Gemeinden Staatsländereien 
zuweiſen ſoll, darüber ſteht nichts Ausdrückliches im Geſetze. — Der 
Staat darf auch in ſolchen Fällen Arrondierungen von Grundſtücken, 
die verſchiedenen Dörfern angehören, vornehmen. Alle Privatperſonen 
und Gemeinden, denen, um ſie den Tſcherkeſſen und Tataren ohne 
Entſchädigung abzutreten, Ländereien weggenommen worden ſind, 
haben ihre diesbezüglichen Geſuche an den Bezirkspräfekten zu richten, 
und zwar nicht vor Ablauf von ſechs Monaten nach Erlaß des 
Geſetzes vom 23. Februar 1883. Die Friſt iſt durch ein zweites 
Geſetz vom 28. Dezember 1883 auf noch ſechs Monate prolongiert 
worden. Haben Gemeinden und Privatperſonen ihre von den Tſcher⸗ 
keſſen und Tataren entzogenen Ländereien wieder zurückerhalten, jo 
haben fie die inzwiſchen von der Regierung erhaltene Entſchädigung 
derſelben zurückzuerſtatten. Es müſſen ſich die betreffenden Gemeinden 
und Private diesbezüglich an den Bezirkspräfekten geſuchsweiſe wenden. 
Dieſe Geſuche werden dem Bezirkspräfekten vorgelegt, der mit Hilfe 
einer Verwaltungskommiſſion (des Bezirksrats) darüber entſcheidet 
und das Protokoll dem Finanzminiſter unterbreiten ſoll. — 

Eine andere Art von Grundſtücken, denen eine beſondere recht⸗ 
liche Stellung zukommt, ſind die ſogenannten Sovate. Unter 
Sovate verſtehen wir Staatsländereien und Staats wieſen. Das 
Ackerbauminiſterium beſtimmt eine Kommiſſion, um dieſe Grundftüde 
in Evidenz zu erhalten. Ob eine Grundfläche zu den Sovaten 
gehört, darüber entſcheidet dieſe Kommiſſion auf Grund von Zeugen⸗ 
ausſagen Sachverſtändiger. Die ſo eingebrachten Beweiſe ſind zu 
protokollieren und das Protokoll dem Ackerbauminiſter zu unter⸗ 
breiten. Die Entſcheidung dieſer Kommiſſion wird vom Miniſter 
beſtätigt und im Staatsgeſetzblatt verlautbart. — Reicht die Wieſe 
oder das Ackerland mancher Dörfer nicht aus, ſo werden mit Er⸗ 
laubnis ſeitens der Volksverſammlung (des Parlaments) auf Ver⸗ 
langen des Ackerbauminiſters Teile der Grundſtücke der benachbarten 
Staatsländereien abgetreten. Haben derlei Kommiſſionen durch ihre 
Entſcheidungen rechtswidrig fremde Privatgrundftiide oder Staats: 
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ländereien dieſen entzogen, fo können die beſchädigten Gemeinden 
oder Privatperſonen das ſtreitige Land nur im Gerichtswege zurück⸗ 
erhalten. Es haben ſomit die Entſcheidungen dieſer Verwaltungs- 
kommiſſion, beſtehend aus dem Lokalfriedensrichter, dem Bezirks⸗ 
polizeichef, dem Finanzſekretär und aus zwei Mitgliedern des Bezirks⸗ 
rates unter dem Vorfige des Friedensrichters, Rechtskraft, und es iſt 
alſo ein Miſchgebilde von Juſtiz und Verwaltung vorhanden, was 
dem bulgariſchen Staatsgrundgeſetze widerſpricht !. 


Die Art der jetzt geltenden Grundbeſteuerung in 
Bulgarien 

Der Grundſteuer unterliegen alle unbedeckten und unbeweg⸗ 
lichen Güter. Desgleichen ſind Felder, Wieſen, Gärten, Weinberge, 
Gemeindewälder uſw. im Geſetze nicht taxativ, ſondern nur demon⸗ 
ſtrativ aufgezählt. Befreit von der Grundſteuer ſind Staatsgüter, 
Schulgüter, Spitalgüter, Güter von Wohltätigkeitsanſtalten und 
Bildungsanſtalten; Güter der Religionsgeſellſchaften und Kirchen⸗ 
güter überhaupt, öffentliche Gärten, Parkanlagen, Friedhöfe, An⸗ 
ſiedlungsplätze uſw.; Güter des Kloſters Rhilo, die in der Rhilaer 
Kloſtergemeinde liegen; Plätze, die mit Gebäuden bebaut ſind und 
nicht weit von Gebäuden liegen, wie Höfe, Gärten, leere Plätze, 
wobei der leere Platz kleiner als 3 Dekar ſein ſoll; Grundſtücke, 
die auf Grund von Spezialgeſetzen von der Grundſteuer befreit ſind; 
Grundſtücke, die, nachdem ſie beſteuert worden, durch Waſſerfall, 
Wegſchleppen, Wegrutſchen, Erdbeben und ſonſtige Elementarſchäden 
zum Bebauen untauglich werden. 

Die Hauptſteuerſumme für dieſe Grundſtücke wird alljährlich im 
Staatsetat vorgeſehen. Dieſe Steuerhauptſumme wird auf die 
einzelnen zu beſteuernden Bezirke repartiert. Die Repartition ge⸗ 
ſchieht aller fünf Jahre. Die Kommiſſion beſteht aus fünf Privat⸗ 
ſachverſtändigen und vier Beamten. Die Sachverſtändigen find dem 
Kreiſe der Agrarier, Weinbergbeſitzer und Getreidehändler entnommen. 
Gegen Entſcheidungen der Bezirksrepartitionskommiſſion iſt der Rekurs 
in Monatsfriſt, vom Tage der Veröffentlichung derſelben im Staats⸗ 
geſetzblatt an gerechnet, zuläſſig. Der für einen Bezirk beſtimmte 
Steuerſatz (Steuerhauptſumme) wird unter allen Städten und 
Dörfern des Bezirkes durch eine Kommiſſion, beſtehend aus einem 
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Staatsland den früheren Beſitzern dieſes Staatslandes überwieſen, 
oder wo kein Land vorhanden, werden die dadurch geſchädigten Privaten 
durch den Wert der ihnen weggenommenen Ländereien entſchädigt. — 
Bewohnern der Nachbardörfer, die Tſcherkeſſen⸗ bzw. Tatarengrundſtücke 
in Beſitz nehmen, kommt das Recht der Beſiedelten nicht zu. — 
Sind Gemeinden vorhanden, die ihr ganzes Land den Kriegsvolontären 
oder Anſiedlern abtraten, ſo erhalten ſolche Gemeinden dafür andere 
Staatsländereien. Wie der Staat dieſen Gemeinden Staatsländereien 
zuweiſen ſoll, darüber ſteht nichts Ausdrückliches im Geſetze. — Der 
Staat darf auch in ſolchen Fällen Arrondierungen von Grundſtücken, 
die verſchiedenen Dörfern angehören, vornehmen. Alle Privatperſonen 
und Gemeinden, denen, um ſie den Tſcherkeſſen und Tataren ohne 
Entſchädigung abzutreten, Ländereien weggenommen worden ſind, 
haben ihre diesbezüglichen Geſuche an den Bezirkspräfekten zu richten, 
und zwar nicht vor Ablauf von ſechs Monaten nach Erlaß des 
Geſetzes vom 23. Februar 1883. Die Friſt iſt durch ein zweites 
Geſetz vom 28. Dezember 1883 auf noch ſechs Monate prolongiert 
worden. Haben Gemeinden und Privatperſonen ihre von den Tſcher⸗ 
keſſen und Tataren entzogenen Ländereien wieder zurückerhalten, ſo 
haben ſie die inzwiſchen von der Regierung erhaltene Entſchädigung 
derſelben zurückzuerſtatten. Es müſſen ſich die betreffenden Gemeinden 
und Private diesbezüglich an den Bezirkspräfekten geſuchsweiſe wenden. 
Dieſe Geſuche werden dem Bezirkspräfekten vorgelegt, der mit Hilfe 
einer Verwaltungskommiſſion (des Bezirksrats) darüber entſcheidet 
und das Protokoll dem Finanzminiſter unterbreiten ſoll. — 

Eine andere Art von Grundſtücken, denen eine beſondere recht⸗ 
liche Stellung zukommt, ſind die ſogenannten Sovate. Unter 
Sovate verſtehen wir Staatsländereien und Staats wieſen. Das 
Ackerbauminiſterium beſtimmt eine Kommiſſion, um dieſe Grundftiide 
in Evidenz zu erhalten. Ob eine Grundfläche zu den Sovaten 
gehört, darüber entſcheidet dieſe Kommiſſion auf Grund von Zeugen⸗ 
ausſagen Sachverſtändiger. Die ſo eingebrachten Beweiſe ſind zu 
protokollieren und das Protokoll dem Ackerbauminiſter zu unter 
breiten. Die Entſcheidung dieſer Kommiſſion wird vom Miniſter 
beſtätigt und im Staatsgeſetzblatt verlautbart. — Reicht die Wieſe 
oder das Ackerland mancher Dörfer nicht aus, ſo werden mit Er⸗ 
laubnis ſeitens der Volksverſammlung (des Parlaments) auf Ver⸗ 
langen des Ackerbauminiſters Teile der Gtundſtücke der benachbarten 
Staatsländereien abgetreten. Haben derlei Kommiſſionen durch ihre 
Entſcheidungen rechtswidrig fremde Privatgrundſtücke oder Staats⸗ 
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ländereien dieſen entzogen, ſo können die beſchädigten Gemeinden 
oder Privatperſonen das ftreitige Land nur im Gerichtswege zurück⸗ 
erhalten. Es haben ſomit die Entſcheidungen dieſer Verwaltungs⸗ 
kommiſſion, beſtehend aus dem Lokalfriedensrichter, dem Bezirks⸗ 
polizeichef, dem Finanzſekretär und aus zwei Mitgliedern des Bezirks⸗ 
rates unter dem Borfige des Friedensrichters, Rechtskraft, und es ift 
alſo ein Miſchgebilde von Juſtiz und Verwaltung vorhanden, was 
dem bulgariſchen Staatsgrundgeſetze widerſpricht !. 


Die Art der jetzt geltenden Grundbeſteuerung in 
Bulgarien 

Der Grundſteuer unterliegen alle unbedeckten und unbeweg⸗ 
lichen Güter. Desgleichen ſind Felder, Wieſen, Gärten, Weinberge, 
Gemeindewälder uſw. im Geſetze nicht tarativ, ſondern nur demon⸗ 
ſtrativ aufgezählt. Befreit von der Grundſteuer find Staatsgüter, 
Schulgüter, Spitalgüter, Güter von Wohltätigkeitsanſtalten und 
Bildungsanſtalten; Güter der Religionsgeſellſchaften und Kirchen⸗ 
güter überhaupt, öffentliche Gärten, Parkanlagen, Friedhöfe, An⸗ 
ſiedlungsplätze uſw.; Güter des Kloſters Rhilo, die in der Rhilaer 
Kloſtergemeinde liegen; Plätze, die mit Gebäuden bebaut ſind und 
nicht weit von Gebäuden liegen, wie Höfe, Gärten, leere Plätze, 
wobei der leere Platz kleiner als 3 Dekar fein fol; Grundſtücke, 
die auf Grund von Spezialgeſetzen von der Grundſteuer befreit find; 
Grundſtücke, die, nachdem ſie beſteuert worden, durch Waſſerfall, 
Wegſchleppen, Wegrutſchen, Erdbeben und ſonſtige Elementarſchäden 
zum Bebauen untauglich werden. 

Die Hauptſteuerſumme für dieſe Grundſtücke wird alljährlich im 
Staatsetat vorgeſehen. Dieſe Steuerhauptſumme wird auf die 
einzelnen zu beſteuernden Bezirke repartiert. Die Repartition ge 
ſchieht aller fünf Jahre. Die Kommiſſion beſteht aus fünf Privat⸗ 
ſachverſtändigen und vier Beamten. Die Sachverſtändigen ſind dem 
Kreiſe der Agrarier, Weinbergbeſitzer und Getreidehändler entnommen. 
Gegen Entſcheidungen der Bezirksrepartitionskommiſſion iſt der Rekurs 
in Monatsfriſt, vom Tage der Veröffentlichung derſelben im Staats: 
geſetzblatt an gerechnet, zuläſſig. Der für einen Bezirk beſtimmte 
Steuerſatz (Steuerhauptſumme) wird unter allen Städten und 
Dörfern des Bezirkes durch eine Kommiſſion, beſtehend aus einem 
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Finanzbeamten als Vorfigenden, dem zur Seite als Mitglieder der 
Forſtbeamte, der Agronom, Finanzagenten und die von allen Städten 
und Dörfern des Bezirkes gewählten je einer aus jeder Stadt, jedem 
Dorfe oder jeder Gemeinde, die aus Hütten beſteht, fungieren. Die 
Kommiſſion iſt geſetzlich beſetzt, wenn wenigſtens die Hälfte ihrer Mit: 
glieder anweſend ſind. Die Kommiſſion entſcheidet auch, wenn 
weniger als die Hälfte ihrer Mitglieder anweſend iſt. — 

Bei der Repartition hat die Bezirkskommiſſion folgendes zu 
berückſichtigen: 

a) die Zahl der in jedem Dorfe oder jeder Stadt zu beſteuernden 
Dekare für jede Kulturart nach dem Ausmaß von 1903 und 1904, 
und zwar auf Grund des Grundſteuerbuches für den letzten Zeit⸗ 
abſchnitt, multipliziert mit dem Mittelbetrag eines Dekars jeder 
Kulturart desſelben Dorfes in Geld mit den drei der Beſteuerung 
vorangehenden Jahren. Das letztere wird durch die Erhebungen 
des ſtatiſtiſchen Amtes beſtimmt; 

b) die geographiſche Lage der Stadt oder des Dorfes, der 
Verkehrsmittel, wie weit vom Markte die zu beſteuernde Stadt oder 
das Dorf gelegen ſind. Falls der zu beſteuernde Landwirt ſeine Pro⸗ 
dukte verkauft, ſo muß die Repartitionskommiſſion den Wert der 
Grundſtücke, verglichen mit dem Werte anderer Städte oder Dörfer, 
berückſichtigen; 

c) die Zahl aller Gemeinde⸗ und Privatgüter eines jeden Dorfes 
und jeder Stadt nach den Verzeichniſſen der Forſtverwaltung. 
multipliziert mit dem Mitteljahresertrag eines Dekars derſelben 
Stadt oder desſelben Dorfes, in Geld berechnet. Es wird das der 
Beſteuerung vorausgehende Jahr dabei berückſichtigt; der Steuerſaß 
der Gemeindewälder, dem zwei Drittel des Steuerſatzes der Privat: 
wälder gleichkommen; 

d) es kommt auch die Waldart und Waldqualität in jedem 
Dorfe oder jeder Stadt und der relative Wert eines jeden Dekars 
in Betracht. — 

Die durch die Bezirkskommiſſion beſtimmten Steuerſätze ſind 
zu verlautbaren. Rekurſe gegen die Steuerſätze werden im Laufe 
von 15 Tagen, vom Tage der Verlautbarung an gerechnet, angebracht. 

Dieſe Klagen ſind an den Hauptſteuereinnehmer zu richten, der 
ſie nebſt den Repartitionsprotokollen und allen nötigen Aufklärungen 
dem Finanzchef einſendet. Der Finanzchef hat unter feinem Boris 
eine Kontrollkommiſſion zu ernennen. Die Mitglieder dieſer Rom: 
miſſion ſind zwei Bezirksräte und je zwei Sachverſtändige für jeden 
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Bezirk. Die zwei Sachverſtändigen haben fein Entſcheidungsrecht in 
Sachen bezüglich der Klagen der Städte und Dörfer, in denen fie 
ihren ſtändigen Aufenthalt haben. Die Kommiſſion kann auch ein 
Mitglied an Ort und Stelle, wo das Grundſtück gelegen iſt, ent⸗ 
ſenden, um die in der Rekursklage bezeichneten Umſtände zu prüfen. 
Die Steuer kontrollkommiſſion kann den Steuerſatz vermehren oder 
vermindern und muß dementſprechend die Steuerſätze anderer Städte 
bzw. Dörfer vermehren bzw. vermindern. Der Finanzminiſter darf 
die Entſcheidungen der Kontrollkommiſſion kaſſieren und die Frage zur 
abermaligen Erledigung derſelben Kommiſſion überweiſen. Dabei ſoll 
die Kommiſſion die begangenen Geſetzes⸗ bzw. Reglementswidrigkeiten 
nicht mehr wiederholen. Die Steuerſätze werden durch die Beſtäti⸗ 
gung derſelben vom Finanzminiſter rechtskräftig. Die Repartition 
der Steuerhauptſumme auf die Steuerzahler in Städten und Dörfern 
wird in öffentlichen Sitzungen der Stadt⸗ bzw. Dorfkommiſſionen 
vollzogen, die aus Gemeindevorſtänden (Bürgermeiſtern) oder deren 
Subſtituten gebildet werden, den Gemeinderäten und je aus einem 
Vertreter jeder zehn Bauernhäuſer für die Dörfer und je einem Ber: 
treter für je 25 Bauernhäuſer in den Städten. In dieſer Kom⸗ 
miſſion haben auch Bewohner anderer Städte oder Dörfer, die in 
den zu beſteuernden Dörfern oder Städten grundſteuerpflichtige Güter 
befigen, das Recht, vertreten zu werden. Ein vom Bezirksfinanz⸗ 
chef ernannter Finanzbeamter führt in dieſen Kommiſſionen den 
Vorſitz. Jeder Steuerzahler muß in der zweiwöchentlichen Friſt ſeit 
der Verlautbarung des Beſteuerungsbeginns in der Stadt oder im 
Dorfe die genaue Zahl der Dekare mitteilen, die er als Steuer⸗ 
pflichtiger beſitzt. Die Form der ſogenannten Stenerbekenntniſſe 
wird bei jeder Beſteuerung vom Finanzminiſter eigens beſtimmt. Die 
ſo mitgeteilten Grundſtücke, d. h. die Grundſtücke, wie ſie in den 
Steuerbekenntniſſen der zu Beſteuernden angegeben ſind, werden 
in ſogenannte Grundſteuerrepartitionsbücher eingetragen. Die Stadt⸗ 
bzw. Dorfrepartitionsſteuerkommiſſion hat alle zu beſteuernden 
Grundſtücke in ſo viel Kulturarten einzuteilen, als ihrer im be⸗ 
treffenden Orte vorhanden find. Jede Kulturart wird dann noch 
nach der Bodenqualität der Grundſtücke in drei Qualitäten geſchieden. 
Die Kommiſſion hat ferner den Wert eines jeden Dekars zu be⸗ 
ſtimmen, einer jeden Grundſtückart, und findet ſodann den allgemeinen 
Wert aller Grundſtücke, verteilt die proportionell beſtimmte Steuer⸗ 
hauptſumme der Stadt oder des Dorfes auf die einzelnen Grund⸗ 
ftüdqualitäten, auf die einzelnen Kulturarten, auf die einzelnen Güter. 
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— Wann ſoll die Repartition der Steuerhauptſummen der einzelnen 
Städte und Dörfer erfolgen? Die Friſt dazu beſtimmt der Finanz⸗ 
chef des zu beſteuernden Bezirkes. — 

Das Ende der Repartition wird veröffentlicht. Gegen die vor⸗ 
genommene Repartition iſt ein Rekurs in einer Friſt von zwei 
Wochen, vom Datum der Veröffentlichung an gerechnet, zuläſſig. 
Die Entſcheidungen der Stadt⸗ bzw. Dorfrepartitionskommiſſion nebit 
den dagegen eingebrachten Rekursſchriften werden dem Hauptſteuer⸗ 
einnehmer vorgelegt, der ſie einer Bezirkskontrollkommiſſion zur Er⸗ 
ledigung unterbreitet. Dieſe Kontrollkommiſſion beſteht aus dem 
Hauptſteuereinnehmer, dem Kaſſierer oder Kontrolleur der Boden⸗ 
kreditanſtalt und einem vom Gemeinderat der Bezirkshauptſtadt be⸗ 
ſtimmten Sachverſtändigen. Im Falle eines eingebrachten Rekurſes 
kann der Finanzchef des Bezirkes die Entſcheidung der Bezirkskontroll⸗ 
kommiſſion kaſſieren. Dieſe hat die Gründe der Kaſſierung einer 
Prüfung zu unterziehen, wozu das Plenum der Kommiſſion durch 
noch zwei Mitglieder ergänzt wird: den Bürgermeiſter des inter⸗ 
eſſierten Dorfes und den Bürgermeiſter der allernächſten Gemeinde. 
Die Repartition der Steuerhauptſumme auf die einzelnen Steuer⸗ 
zahler iſt nach Beſtätigung derſelben vom Finanzchef rechtskräftig. 
Falls eine Korrektur dergeſamten Steuerſumme vorgenommen wird, ſo 
wird die dabei in Betracht kommende Differenz auf alle Steuerzahler 
entſprechend ihrer Steuerlaſt repartiert. Die Repartition wird für 
einen Zeitraum von fünf Jahren vorgenommen. Trotzdem können 
faktiſche Irrümer, die bei der Repartition vorkommen, ſpäteſtens im 
Laufe eines Jahres, vom Datum der Beſtätigung der Repartition an 
gerechnet, berichtigt werden. — Die daraus entſtehenden Differenzen, 
ſind in den allgemeinen Etat einzutragen. Sie werden von der 
Gemeinde ausbezahlt, die ihre Steuerzuſchläge, womit der Grund: 
ſteuerbetrag belaſtet ijt, proportionell in allen Dörfern vergrößert, 
wo dieſe Irrtümer vorgekommen ſind, um derlei Schulden zu decken. 
Hat die zu beſteuernde Bevölkerung in der Stadt oder auf dem 
Lande die Scheidung der Güterqualitäten vereitelt und fo die Be 
ſtimmung des Steuerſatzes unmöglich gemacht, fo ſoll der Finanzchef 
eine neue Repartition ſeitens der Staatsbeamten anordnen. Wird 
die Steuerhauptſumme der Stadt oder des Dorfes vermindert oder 
vergrößert, ſo iſt die daraus ſich ergebende Differenz auf alle Steuer⸗ 
zahler entſprechend zu repartieren. 

Das Entrichten der Grundſteuer geſchieht ſeitens der Eigentümer 
des Gutes in drei Raten. Das erſte Drittel iſt bis Ende des 
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Monats Mai, das zweite in einer Friſt vom 15. Auguſt bis Ende 
Oktober und das letzte Drittel bis Ende Dezember zu tilgen. 
Wegen Verzug der erſten Rate iſt keine Verzugsſtrafe einzutreiben. 
Die Grundſteuerſchuld iſt durch eine geſetzliche Hypothek, die auf 
dem ſteuerpflichtigen Grundſtücke haftet, geſichert. — Beim Übergange 
des Grundſtückes von einem Steuerzahler auf andere ſollen dieſe im 
Geſuchswege das Übertragen der Güter von einem Berechtigten auf 
den anderen bei der Steuerbehörde nachſuchen. Dabei muß die 
intereſſierte Partei eine rechtmäßige Urkunde, die den Übergang des 
Grundſtückes vom einem Steuerpflichtigen auf den Geſuchſteller dartut, 
beibringen. 

Die Strafbeſtimmungen, die beim Verfahren der Eintreibung, 
der Repartition uſw. dieſer Steuer vorkommen, find folgende: 

1. Bei den Kommiſſionen ſoll jedes Mitglied bei jeder 
Kommiſſionsſitzung anweſend ſein, bei ſonſtiger Geldſtrafe von 
5—50 Francs. 

2. Kein Kommiſſionsmitglied darf argliſtig eine rechtswidrige 
Beſteuerung verurſachen, bei ſonſtiger Kerkerſtrafe bis zu ſechs Monaten, 
wobei der ſchuldige Staats⸗ oder Gemeindebeamte des Rechtes, ein 
Amt zu bekleiden, für die Dauer von! fünf Jahren für verluſtig 
erklärt wird. 

3. Mit Geldſtrafen werden die Bürgermeiſter beſtraft, deren 
Gehilfen, die Gemeindeſchreiber und Gemeinderäte, nicht rechtzeitig 
die Steuerrepartition verlautbaren, die geſetzlichen Verordnungen 
der Finanzbehörde nicht rechtzeitig erfüllen, keine Grundſteuerbücher 
anlegen und ihren Dienſt bezüglich der Grundſteuerbücherführung 
vernachläſſigen. Die Geldſtrafe beläuft ſich in dieſen Fällen auf 
5— 50 Francs. 

Die Rekurſe gegen Entſcheidungen der Steuerkommiſſionen 
verurſachen den Finanzbehörden Unterſuchungskoſten. Dieſe ſollen 
den Städten oder den Dörfern zur Laſt fallen, falls dieſe die Be⸗ 
ſchwerdeführer im Wege der Rekurſe find, und zwar nur dann, wenn 
dieſe Klagen als unbegründet von der Kontrollkommiſſion oder vom 
Finanzminiſter zurückgewieſen werden. Eine Geldſtrafe bedroht die 
Steuerverheimlichung der Grundſtücke. Verurſacht eine Stadt⸗ bzw. 
Dorfkommiſſion eine nicht rechtzeitige und nicht ordnungsmäßige 
Repartition, ſo trifft der daraus entſtandene Schaden die Mitglieder 
der betreffenden Steuerkommiſſion. Dieſe Speſenbeträge werden wie 
verſäumte direkte Steuern, falls ihre Tilgung gütlich nicht erfolgen 
kann, im Exekutionswege eingetrieben. 
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Bei Unfällen, wie Gewitter, Feuersbrünſten, berſchwemmungen, 
wo die Feldprodukte ganz oder teilweiſe vernichtet werden, kommt 
den Steuerzahlenden das Recht einer Verminderung ihres Steuerſatzes 
dem erlittenen Schaden gemäß zu. 

Der Betrag, der die Steuerſätze entſprechend mindert, wird durch 
eine Kommiſſion, beſtehend aus einem Finanzbeamten, dem Bürger: 
meiſter oder deſſen Stellvertreter, zwei unparteiiſchen Landwirten als 
Sachverſtändigen und dem Bürgermeiſter der benachbarten Gemeinde, 
beſtimmt. — 

Kann der Schaden nach Ablauf einer gewiſſen Zeit wieder gut: 
gemacht werden, ſo geſchieht die Kontrolle in einer Zeit, wo der 
Schaden genau beſtimmt werden kann. Geſuche wegen Steuer⸗ 
minderung (Steuernachlaß) find in den erſten Tagen nach einge⸗ 
tretener Beſchädigung (Unfall) zu überreichen. Nach zehn Tagen, 
von der Geſuchſtellung an gerechnet, foll das Feſtſtellen der Be 
ſchädigungen erfolgen. — 

Ein ſpezielles Reglement dient als Richtſchnur bei der Durch⸗ 
führung des Grundſteuergeſetzes. — 
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ndem Polen dem europäiſchen Weſten nähergerückt iſt und auf 

irgendeine Weiſe zum Weſten mehr zugekehrt bleiben wird, können 
manche innere ſoziale Fragen des Landes, wie ſie früher, wie die 
Dinge nun einmal im Oſten lagen, teils abſichtlich unberückſichtigt 
blieben, teils aus den verſchiedenſten Gründen als Mittel zum Zweck 
ſeitens der ruſſiſchen Herrſchaft noch verſchärft wurden, nicht mehr 
mit einer Gleichgültigkeit und Unintereſſiertheit weiter beobachtet 
werden. Die polniſche Nation, die ſelbſt unter dem ruſſiſchen Zwange 
unerträgliche Leiden zu erdulden hatte, konnte ſich von einer Un⸗ 
duldſamkeit gegen die andersgläubigen Volksgenoſſen in ihrem Lande 
nicht befreien. Dieſer Zuſtand wurde durch die Zunahme der jü- 
diſchen Bevölkerung infolge der der ruſſiſchen Herrſchaft zum Be⸗ 
dürfnis gewordenen Politik, Gegenſätze innerhalb der ihr unter⸗ 
worfenen einzelnen Nationen ſelbſt großzuziehen, bedeutend verſchärft 
(Anſiedlungsrayon). Endlich haben auch die ſich immer mehr heraus⸗ 
differenzierenden Klaſſenunterſchiede die „Judenfrage“, die in Polen 
zweifelsohne beſteht, ins Leben gerufen. Eine Frage, die je eher, je 
beſſer einer Löſung entgegengebracht werden muß. 

Eine ſogenannte Judenfrage tritt bekanntlich da hervor, wo 
größere Judenmaſſen zuſammenleben, die durch eine beſondere ſtaat⸗ 
liche Politik zu einſeitiger Berufswahl gezwungen werden. Dieſer 
Beruf, wie man in Polen deutlich beobachten kann, beſteht in über⸗ 
wiegendem Maße in Kleinhandel und Handwerk; Wirtſchaftsformen 
die ohnehin durch mannigfache Entwicklung des Wirtſchaftslebens, 
beſonders auf dem Gebiete des Zwiſchenhandels und des Handwerks 
(Genoſſenſchaften und Fabrikbetrieb) immer mehr zurückgedrängt 
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werden, und deren Träger früher oder ſpäter, folange kein Berufs: 
wechſel erfolgt oder erfolgen kann, zum wachſenden Elend verur⸗ 
teilt ſind. 

Alſo iſt auch ohnehin, rein wirtſchaftlich betrachtet, ſolange dieſe 
einſeitige Berufswahl nicht in großzügiger Weiſe abgeändert wird, 
eine ſoziale Frage im Entſtehen begriffen, die ſich aus den allgemein 
geſchichtlichen Erſcheinungen nur dadurch abhebt, daß ſie eine kom⸗ 
pakte, hilfloſe, religiös und national zuſammengehörende und ⸗lebende 
Maſſe und deshalb um deſto ſchwerer trifft. So wird u. a. die 
ſoziale Frage der polniſchen Juden zu einer „Judenfrage“. 

Die einſeitige Berufswahl umzuſchichten, nicht minder aber auch 
die in den Städten aufgehäuften großen, in Elend verſunkenen Maſſen 
der polniſchen Juden zu zerſplittern, gehört mit zu den wichtigſten 
Aufgaben des Deutſchen Reiches der Bevölkerung Polens gegenüber. 
Die größere Anteilnahme an der Urproduktion, an Landwirtſchaft und 
Bergbau, wird die erwünſchte ſoziale Differenzierung hervorrufen, 
während eine gleichzeitige lokale Verſchlebung der Frage die Spitze 
nehmen wird. 

Zwei Möglichkeiten ſind wahrzunehmen: 

a) den Juden an Ort und Stelle den Landerwerb möglich zu 
machen, ja vielleicht mit Mitteln der jüdiſchen Allgemeinheit 
zu fördern, oder 

b) die Auswanderung nach ſolchen wenig bevölkerten Gebieten, 
wo die Betätigung im Landbau vorſätzlich die Grundlage der 
Einwanderung bildet. 

Verſuche erſterer Art ſind in Rußland zu Anfang des 19. Jahr⸗ 
hunderts zu verzeichnen. Im Jahre 1804 erlaubte Zar Alexander I. 
den Juden, ausgedehnte Ländereien zu erwerben und in eigenen 
Dörfern als Bauern zu leben. Auch Zar Nikolaus I. geſtattete den 
Juden, im ganzen Anſiedlungsgebiete Land zu kaufen und zu pachten, 
ſtellte ihnen außerdem Staatsländereien zur Verfügung (jf. Turoff, 
Süddeutſche Monatshefte, S. 788), gewährte ihnen zur Einrichtung 
erhebliche Darlehen aus den Erträgniſſen der Judenſteuer auf Licht 
und Fleiſch und verſah die neuen jüdiſchen Bauern mit wichtigen 
Vorrechten. Der Erfolg war äußerſt günftig. Es entſtanden während 
der 30 jährigen Regierungszeit des letztgenannten Zaren 327 jüdiſche 
Dörfer. Es wäre ſicherlich die Judenfrage in Weſtrußland gelöͤſt, 
wenn die folgenden Herrſcher denſelben Weg und nicht, wie es geſchah, 
den entgegengeſetzten weitergingen. Während unter den ſpäteren 
Zaren neue Dörfer nicht weiter entſtehen durften, waren auch die 
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beſtehenden dadurch, daß ihnen jedweder Landerwerb unterſagt wurde, 
zum Untergang verurteilt. 

Ich kann mir kein Urteil darüber erlauben, ob es jetzt noch 
möglich iſt, jenen gewaltſam unterbrochenen Faden wieder aufzu⸗ 
fangen, da indeſſen die Entwicklung nach jeder Richtung hin weiter 
fortgeſchritten iſt. Es iſt ſehr leicht zu verſtehen, daß dieſelben 
Fragen gleicher Qualität mit großer Verſchiebung in der Quantität 
andere Löſungsprobleme beanſpruchen, als es urſprünglich der Fall 
war. Daß binnen des Laufes von Jahrzehnten, die jene innere 
Judenkoloniſation von uns trennen, auch manche Dinge in den 
inneren Verhältniſſen Polens durch den bekannten Druck von oben 
und durch die wirtſchaftliche Differenzierung in den nach Nationen 
ſich gruppierenden ſozialen Klaſſen anders gediehen und demgemäß 
uns jetzt vor ganz andere Fragen ſtellen, liegt auf der Hand. 
Während vor hundert Jahren und ſpäter die innere Koloniſierung 
der Juden in Rußland, mögen ihr auch andere Gründe zugrunde 
gelegen haben, durch den Internationalismus, der die intellektuellen 
Geiſter jeder Nation ergriffen hat, nicht energiſch beanſtandet werden 
konnte, ſo flattert jetzt das nationaliſtiſche Banner über die Köpfe 
eines jeden Volkes und wird jede innere und äußere Verſchiebung 
mit ihm in Zuſammenhang geſtellt. Es iſt bekannt, wie kräftig das 
nationale Gefühl der Polen ſich an dieſem Weltbrand entzündet hat, 
und die ohnehin vorhandene Judenfrage in Polen iſt dadurch noch 
weſentlich verſchärft worden. Jeder Verſuch, die Rückkehr der Juden 
zur Landwirtſchaft in Polen zu begünftigen, wird ſeitens letzterer, 
gewiß nicht ohne Recht, als eine Beeinträchtigung ihrer nationalen 
Konſolidation angeſehen werden. Daß ein jüdiſches Dorf in feiner 
Iſoliertheit, umflackert von dieſem polniſchen Nationalismus, von 
vornherein zum Untergang verdammt ſein wird, braucht nicht erſt nach⸗ 
drücklichſt betont zu werden. Zur Erkenntnis der Pſychologie der Oſt⸗ 
juden ſchreibt N. Goldmann trefflich: „Jeder Menſch bedarf zu ſeiner 
ſeeliſchen Exiſtenz eines Bodenſtändigkeitsgefühls, eines Bewußtſeins 
ſeines Verwurzeltſeins in der Umgebung, in dem Lande, in dem Boden, 
auf dem er lebt und wirkt. Ein Menfch, dem dieſes Verwurzelungs⸗ 
bewußtſein fehlt, iſt wie eine entwurzelte Pflanze. Dieſes Gefühl, 
daß wir der Umgebung, in der wir leben, organiſch zugehören, 
ſchöpfen wir nun für gewöhnlich aus Erziehung, Erinnerungen, Tra⸗ 
ditionen, die uns alle mit dem Lande, daß wir bewohnen, verknüpfen. 
Dieſes Bodenſtändigkeitsgefühl kann der Oſtjude nicht beſitzen. (Auch 
nicht durch Erwerb von Grund und Boden.) Denn er iſt von dem 
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Milieu, in dem er lebt, innerlich geſchieden; durch Raſſe und An⸗ 
lage, Kultur, Religion und Lebensgeſtaltung iſt er vom Volke, in 
deſſen Mitte er lebt, getrennt. Er kann ſich nur als Fremder in 
ſeiner Umgebung befinden, als einer, der nur zufälligerweiſe ſich 
gerade hier befindet“. (Süddeutſche Monatshefte, S. 822). 

Mag fic) die Umgebung und das Milieu, in dem der Jude lebt, 
weſentlich geändert haben; der polniſche Jude ſelbſt, ſein Weſen, 
ſeine Befähigung zu wirtſchaftlicher Betätigung jeder Art, vor allem 
aber auch ſeine moraliſchen Kräfte haben durch die Stürme des 
19. Jahrhunderts keine Abänderung erfahren. Der Jude, der vor 
weniger als einem Jahrhundert den Pflug geſchickt zu führen 
wußte, wird es auch heute wiſſen. Dies haben die Anſiedlungs⸗ 
verſuche des Baron Hirſch in Argentinien, nicht minder aber auch 
die Neubeſiedelung Paläſtinas unzweideutig an den Tag gelegt. 
Ebenſo erkennt man die Tendenz auf Rückkehr zur Landwirtſchaft 
unter den amerikaniſchen Juden, gerade im Oſten der Vereinigten 
Staaten. Der Bund jüdiſcher Farmer und ihre monatliche land» 
wirtſchaftliche Zeitſchrift in jüdiſcher Sprache find beredte Beiſpiele. 

Ich wollte dieſe Koloniſationsvorgänge unter den Juden er⸗ 
wähnen, um nicht noch längere Ausführungen darüber anzuftellen, 
ob der Jude ſich überhaupt noch zur Landwirtſchaft eignet. Ich 
komme jetzt auf das eigentliche Thema, auf die paläſtinenſiſche Be- 
ſiedlung, zu ſprechen. 

Es iſt klar, daß das Herausreißen aus dem Milieu nicht durch 
politiſche Verordnungen erfolgreich durchgeführt werden kann. Eine 
Wirkung auf den in ſeinem tiefinnigſten Gefühlsleben beharrlich ver⸗ 
ankerten Juden kann nur durch einen Gegendruck auf die Pſychologie 
der Oſtjuden erzielt werden. Nur machtvoll wirkende Traditionen 
können ſeinen zur Tradition gewordenen Lebensinhalt fortwirkend 
beeinfluſſen. Eine ſolche iſt der Ruf nach Paläſtina. 

Das Weiterleben in der jüdiſchen Gemeinſchaft, geſtärkt durch 
die heiligen Gefühle, die ſich an das für den Juden an nationalen 
und religiöfen Überlieferungen reiche Land anknüpfen, kann Boden: 
ſtändigkeit, kann geiſtigen und materiellen Schaffensdrang wachrufen, 
die die neuen Bewohner Paläſtinas zu wertvollen Gliedern für die 
europäiſche Kulturgemeinſchaft ſtempeln werden. Wir werden auch 
bald erkennen, wie ſehr Kräfte ſolcher Art bei der Wiederbeſiedlung 
Paläſtinas ſeit den achtziger Jahren des vorigen Jahrhunderts 
ae für die ganze Entwicklung der Koloniſation mitgewirkt 
haben. 
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So ſehr die 40 jüdiſchen Siedlungen in Paläſtina im Gegen⸗ 
ſatz zu den arabiſchen Dörfern als eine gleichmäßige, durchaus 
moderne, allen Anforderungen der Neuzeit entſprechende einheitliche 
Entwicklung angeſehen werden können, ſo mannigfach und differenziert 
iſt ihr inneres Wirtſchaftsleben und ihre in jedem Falle auf beſondere 
Weiſe organifierte Gemeinſchaft. Dieſe Verſchiedenartigkeit rührt 
zum Teil aus der Gründungszeit her, da jeder Gründung urſprüng⸗ 
lich ein eigenartiger Plan zugrunde lag, je nach Bewegungsgrund 
der erſten Anfiedler oder ihrer Gönner, anderſeits ift aber in manchen 
Kolonien, zuweilen in der Zeitſpanne von einem Jahrzehnt, eine 
ſolche Verſchiebung ihrer ganzen Struktur erfolgt, hat manche Kolonie, 
durch die Verhältniſſe gezwungen, ſo ſehr ihr urſprüngliches Gepräge 
verändert, daß man kaum noch die alte Baſis ihres Aufbaus heraus⸗ 
graben kann. Dieſe beiden Urſachen — der urſprüngliche Gründungs⸗ 
plan wie die rapide Formveränderung — haben es dahin gebracht, 
daß man mit Recht in der paläſtinenſiſchen Koloniſation ein form⸗ 
vollendetes Syſtem vermißt. 

Aber noch ein weſentliches Moment war für den verſchieden⸗ 
artigen Ausbau der Kolonien in Paläftina mit maßgebend geweien. 
Das ſo reich differenzierte Gebiet Paläſtinas — eine Grundtatſache, 
die ſtets von einflußreichſter Wirkſamkeit bleiben wird — duldet keine 
ſchablonenhafte Siedlungsform. Die Dörfer müſſen nach jeder 
Richtung hin den natürlichen Ortsbedingungen, den lokalen Verkehrs⸗ 
verhältniſſen, der geographiſchen Lage, der wirtſchaftlichen Eigenart, 
der ſie umgebenden Eingeborenen dermaßen rationell angepaßt werden, 
daß ſie beim beſten Willen die Einheitlichkeit aufgeben müſſen, da 
entſprechend den vorliegenden Wirtſchaftsbedingungen der Wirtſchafts⸗ 
betrieb ſelbſt und dementſprechend die menſchliche Siedlungsorgani⸗ 
ſation eben eine ganz andere ſein muß. 

Aus der Erkenntnis dieſer, Grundtatſachen der paläſtinenſiſchen 
Koloniſation ergibt ſich eine wertvolle Einſicht in weſentliche Punkte 
der Koloniſationsfrage, die gerade für eine weitere Beſiedlung des 
Landes unentbehrlich ſind, und die ſonſt unverſtändlich geblieben 
wären. Wir werden bald erkennen, daß die Wirtſchafts⸗ 
bedingungen, die in der Natur wie im Menſchen liegen, ſtärker 
waren als der menſchliche Wille, der für die Koloniſation urſprüng⸗ 
lich maßgebend war. Wo dieſe Erkenntnis nicht von vornherein 
Durchdringung fand, wo der menſchliche Wille ſich nicht freiwillig 
dieſen oben genannten Wirtſchaftsfaktoren unterordnete, da mußte dies 
bald gewaltſam unter großen wirtſchaftlichen Störungen erfolgen, 
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was zweifelsohne immer wieder der Fall fein wird. Und bin ich aud 
der Anſicht, daß gerade dadurch, daß mehrere Koloniſationsformen 
— aus welchen Gründen, werden wir noch bald kennenlernen — 
in dieſen Entwicklungsprozeß hineingeworfen worden ſind, wir ſchon 
jetzt aus den erzielten Reſultaten wertvolle Schlußfolgerungen und 
Anhaltspunkte für den ſich fortentwickelnden Aufbau des paläftinen- 
ſiſchen Wirtſchaftslebens in unzweideutiger Weiſe uns zurechtlegen 
können. Und damit ſtelle ich mich ſchon von vornherein auf einen 
ganz anderen Standpunkt, als die bisherigen, in der Preſſe vertretenen 
Anſchauungen es getan haben. Ich will nicht die theoretiſche Aus⸗ 
einanderſetzung über die Aufnahme- und Entwicklungsfähigkeit des 
Grund und Bodens aus ſeiner natürlichen Beſchaffenheit allein ab⸗ 
leiten und dieſe als die endgültige Bafis der Koloniſation anſehen. 
Schon von vornherein möchte ich den zahlenmäßigen Vergleich mit 
Sizilien oder Griechenland als geſcheitert anſehen. Denn meiner 
Anſicht nach iſt die Entwicklungsfähigkeit und die Kapazität eines 
Landes nicht minder durch ſeine Geſchichte als durch ſeine natür⸗ 
lichen Verhältniſſe bedingt — wo letztere nicht allzu ungünſtig ſind —, 
was hie kaum behauptet werden wird. 

Gerade das Wirtſchaftsleben Paläſtinas iſt noch mehr als das 
anderer Gebiete ſtets in ſo raſch aufeinanderfolgender Weiſe von 
außernatürlichen Faktoren zum Tod oder Leben beſtimmt geweſen. 

Wenn zur Zeit Salomos das kleine Gebiet von 27 000 qkm 
eine Einwohnerzahl von 5 Millionen aufzuweiſen hatte, trotzdem die 
für die damalige Zeit zweifelsohne höchſt intenſive Landwirtſchaft 
für unſere modernen Begriffe der Intenfität doch als primitiv an- 
geſehen werden kann; wenn die Römer nicht weniger als 939 
blühende Dörfer zerſtört haben, ohne bleibende Verwüſtung anzu⸗ 
richten; wenn Paläſtina trotzdem unter arabiſcher Herrſchaft wieder 
aufblühte, um bald als begehrtes Objekt teils aus wirtſchaftlichen, 
teils aus politiſchen und religidfen Gründen von unaufhörlichen 
Kämpfen durchzogen zu werden, die noch heute nicht enden wollen; 
wenn die erſten Kreuzfahrer noch blühende Getreidefelder vorfanden, 
die nachfolgenden dagegen für ſich ſelbſt keine ausreichende Nah⸗ 
rung mehr fanden; wenn trotz der trübſeligſten Wirtſchaftspolitik 
der kriegeriſchen Türken in wenigen Jahrzehnten 40 blühende 
Siedlungen, die doch wahrlich in der ganzen Türkei kaum ihres ⸗ 
gleichen ſehen, aufkommen konnten; wenn man ſich all dieſe Ver⸗ 
gangenheit vergegenwärtigt, deren Überreſte (Terraſſenbau, Waſſer⸗ 
leitungen uſw.) man noch jetzt deutlich ſehen kann, dann, ſage ich, 
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muß man zugeben, daß gerade in Paläſtina die Landesnatur erſt in 
Berührung mit der menſchlichen Schaffenskraft und mit dieſer in 
Zuſammenhang geſetzt ein Bild von ihrer Entwicklungsfähigkeit uns 
gewinnen läßt. Deshalb iſt es abſolut erforderlich, für die Löſung 
mancher Fragen, die ſich an Paläſtina anknüpfen, nicht den Geologen 
und Geographen, wie hoch ich deren Ermittlungen und Beobachtungen 
auch einſchätze, ein endgültiges Urteil fällen zu laſſen, ſondern 
auch den Wirtſchaftshiſtoriker anzuhören. 

Nur ein Rückblick auf den Werdegang der 40 jüdiſchen Kolonien 
wie auf die Tendenz der noch im Werden begriffenen Kolonien gibt 
die Möglichkeit, ein freies, vorurteilsloſes Urteil über die zukünftige 
Entwicklung der Dinge in Paläſtina abzugeben. 


Es iſt bekannt, welche Urſachen die Koloniſierung Paläſtinas 
ins Leben gerufen haben. Das Erwachen des jüdiſch nationalen 
Bewußtſeins einerſeits wie das ſchreckliche Elend der Juden in jenen 
Gebieten Rußlands und Rumäniens, wo ſie politiſchen, wirtſchaft⸗ 
lichen und kulturellen Einſchränkungen unterliegen, anderſeits gaben 
den Grundſtein für das in unſerem Menſchenalter entſtandene Werk 
in Paläſtina. Inſofern, als das Erwachen des jüdiſchen National⸗ 
gefühls gerade in Rußland zu heller Flamme aufloderte, was ja 
pſychologiſch wohl zu verſtehen iſt, greifen beide Urſachen in ihrem 
Urſprung ineinander, ſind aber bald voneinander zu trennen. Beide 
Bewegungen, der Wille, die Oſtjuden ihres Elends zu entheben, und 
der innere Drang, der die Juden erfaßt hat, ihre kulturelle und 
materielle Lage in Rußland durch eine ideale Form zu löſen, gehen, 
denſelben Urſprung nehmend, verſchiedene Wege, um, wie wir ſehen 
werden, ſich bald wieder in und für Paläſtina zu vereinigen. 

Die Zeit vor Beginn der Koloniſation (in den achtziger Jahren 
des vorigen Jahrhunderts) möchte ich übergehen. Die jüdiſche Ein⸗ 
wanderung hielt ſich bis dahin in beſchränkten Grenzen, die Motive 
waren lediglich religidfer Natur, umfaßte auch nur ſolche Elemente, die 
zumeiſt in ihren älteren Jahren nach Paläſtina kamen, um im Lande 
der Väter ihre letzten Tage zuzubringen. Eine lediglich konſumierende 
Bevölkerung, die vom Auslande unterſtützt und erhalten wurde. 
Dieſe Einwanderung ſetzt ſich in beſcheidenem Umfange noch heute 
fort, verſchwindet aber neben jenen wirtſchaftlichen Kräften, die aus 
Gründen der Koloniſation ins Land jährlich hineingeworfen werden. 
Dieſe letzten haben es auch vermocht, die Nachkommen jener dem 
Erwerbsleben fernſtehenden Elemente mit dem allgemein erfolgten 
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Aufſchwung des Landes für das Wirtſchaftsleben zu gewinnen. Dies 
iſt nicht zu unterſchätzen, da doch das „alte Element“, das ſich in 
den Jahren allmählich in Paläſtina aufgeſtaut hat, ein Vielfaches 
des „neuen Jiſchub“ bildet. 

Von religiöſen Elementen in Rußland, die Stätten der Väter 
mit neuem Leben auszufüllen, darauf hingelenkt, ging die „Alliance 
Israélite Universelle“ dahin, eine Ackerbauſchule bei Jaffa zu 
gründen. Auf einem Areal von ca. 250 ha, von der türkiſchen 
Regierung eigens dazu geſchenkt, wurde noch in den ſechziger Jahren 
Mikweh⸗Iſrael gegründet. Die eigentliche Koloniſation begann erft 
im Jahre 1882. Von einer jüdiſchen Gruppe aus Rußland — ur⸗ 
ſprünglich Hochſchüler — wurde die Kolonie Riſchon⸗le⸗Zion gegründet. 

Eine organiſierte Judenſchaft in Rumänien gründete bald die 
Kolonien Roſch⸗Pinah und Sichron⸗Jakob. In ähnlicher Weile 
wurde noch im ſelben Jahre Wadi⸗el⸗Chanin, dann 1883 Jeſſod⸗ 
Hamala, 1884 Miſchmar⸗Hajarden ins Leben gerufen. Andere folgten 
raſch. In dieſen genannten Fällen war die Koloniſation lediglich 
an die Geſchichte des Landes geknüpft. Hieraus ergaben ſich be⸗ 
achtenswerte Folgerungen. Das Abſehen von jeder wiſſenſchaftlichen 
und wirtſchaftlichen Vorbereitung, die Unkenntnis des Landes, ſeiner 
Bewohner und ſeiner ſo mannigfachen und höchſt differenzierten 
Produktionsbedingungen mußten von vornherein die Entwicklung der 
Kolonien in Frage ſtellen. Merkwürdigerweiſe geriet ein Mann wie 
Rothſchild, der zufälligerweiſe von dem Elend der erſten Koloniſten 
Paläſtinas erfahren hatte und entſchloſſen war, ihre Exiſtenz zu 
ſichern, in denſelben Fehler, von einer vorbereitenden wiſſenſchaftlichen 
Durchdringung aller Wirtſchaftsbedingungen des Landes ganz abzu⸗ 
ſehen. Die Übertragung weſteuropäiſcher und ſpeziell franzöſiſcher 
Produktionsformen auf den Orient erwies ſich bald als verfehlt. 
Die Weinkultur Frankreichs, die nach Paläſtina unter Anwendung 
der größten materiellen Mittel verpflanzt wurde, ſollte den Beſtand 
der gegründeten Kolonien ſichern, wurde aber bald zur Grundlage 
der paläſtinenſiſchen Bodenkultur überhaupt angeſehen. Kolonien 
wie Wadi⸗el⸗Chanin, Katra, Rehoboth und Chedera, durch die an⸗ 
fänglichen Erfolge ermutigt, griffen bald zum Weinbau. Das Miß⸗ 
lingen dieſes koſtſpieligen Verſuches (bekanntlich wurden viele Wein⸗ 
gärten entwurzelt und die Weinproduktion eingeſchränkt) iſt nicht auf 
die natürlichen Bedingungen des Landes zurückzuführen. Gerade für 
die Rebe bildet Paläſtina ein vorzügliches Pflanzungsgebiet. Dies 
allein, mußte man aber wiſſen, genügt nicht, einen Produktionszweig 
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in ſeinem Beſtande zu ſichern. Die Berückſichtigung aller anderen 
Wirtſchaftsfaktoren iſt im Orient gerade in noch höherem Maße not⸗ 
wendig. Vor allem die Steuer: und Handelspolitik, die Verkehrs⸗ 
verhältniſſe und die Abſatzbedingungen können die Lage eines Pro⸗ 
duktionszweiges, trotz der günſtigſten Naturbedingungen, auf die 
Dauer unhaltbar machen. (Vgl. meine diesbezüglichen Aus füh⸗ 
rungen in meinem jetzt erſchienenen Buche !, S. 125—129.) 

Vollends aber iſt der Geſichtspunkt nicht zu übergehen, daß die 
paläſtinenſiſche Koloniſation hier in eine ganz andere Phaſe getreten 
iſt. Die urſprüngliche Grundlage, der Drang der Männer, aus 
eigener Initiative heraus ihr Schickſal durch die höchſte ideale Form 
zu beſſern, ihr gegenwärtiges Daſein mit ihren geſchichtlichen Über: 
lieferungen aufs engſte zu verbinden und ſomit mit eigener Hand 
eine Baſis für ein zukünftiges freies nationales Gedeihen, wenn auch 
vorerſt eines kleinen Teiles des jüdiſchen Volkes, wurde, wenn nicht 
untergraben, ſo doch ſtark verſchoben. Die philanthropiſche Bevor⸗ 
mundung der erſten Anſiedler durch den Baron Rothſchild lähmte 
jede Privatinitiative und ließ vor allem andere Beſtrebungen auf⸗ 
kommen als die vorhin genannten. Man hat zwar das Ideal, das 
der ganzen Beſiedlung zugrunde lag, nicht aufgegeben. Man dachte 
aber zunächſt an die Hebung der wirtſchaftlichen Lage, aber in der 
Weiſe, daß der Ackerbauer lediglich zum Leiter oder Beaufſichtiger 
ſeiner Wirtſchaft ſich ſozuſagen „emporarbeitete“. Die ganze Wirt⸗ 
ſchaft ſtellte einen Aufbau von leitenden Stellen dar. Die oberſten 
Adminiſtratoren des Baron Rothſchild leiteten die Weinproduktion, 
die Kellereien, während die eigentlichen Bauern die Arbeit der 
Fellachen in ihren Weingärten beaufſichtigten. Eine unhaltbare 
Exiſtenz. 

An die urſprüngliche Koloniſationsform erinnern uns die aus 
eigener Initiative ihrer Gründer weiter ins Leben gerufenen Sied⸗ 
lungen. Von Koloniſationsvereinen wurden bald, 1890, Rehoboth, 
1891 Chederah, ebenſo Moza bei Jeruſalem gegründet. Als Arbeiter⸗ 
kolonien errichtet, wurde auch zu dieſer Zeit der Grundſtein für die 
neuentſtandenen Kolonien Kaſtineh im Süden und Metullah im . 
Norden gelegt. Erſtere von einer Organiſation in Odeſſa, letztere 
von dem Baron Rothſchild. 

Es iſt beachtenswert, daß, trotzdem die Gründung der letzt⸗ 
genannten Kolonien aus der Privatinitiative ihrer Gründer heraus⸗ 

1 „Zur türkiſchen Agrarfrage, Paläſtina und die Fellachenwirtſchaft.“ 


Weimar, Verlag Kiepenheuer. 
Schmollers Jahrbuch XL 3. 25 
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gewachſen iſt, in Paläſtina die Siedlungen ſelbſt bald der philan⸗ 
thropiſchen Bevormundung durch die Beamten des Barons anheim⸗ 
fielen. 

Der Umſtand, daß die Koloniſierung Paläſtinas durch die Juden 
Rußlands und Rumäniens erfolgte, Ländern, wo ſie politiſcher, kul⸗ 
tureller und wirtſchaftlicher Beſchränkung unterliegen, die Maſſen in 
einem unſäglichen Elend leben, alfo pſychologiſch wohl erklärlich if, 
veranlaßte manche Kreiſe, die ſonſt der Bewegung fernſtanden, der 
Koloniſation Paläſtinas näherzutreten. Hier wird der Koloniſation 
ein philanthropiſch⸗ſozialer Zweck zugrunde gelegt. Während in der 
erſten Zeit lediglich ein ideales Streben die Auswanderer Rußlands 
und zuweilen wirtſchaftlich beſſer geſtellte Kreiſe nach Paläſtina trieb, 
und der Philanthrop Rothſchild die Einwanderer unterſtützt hat, ſo 
trat die Koloniſation jetzt in eine neue Phaſe ein. Männer wie 
Baron Hirſch und andere dachten ihren Glaubensgenoſſen in Rußland 
und Rumänien dadurch zu helfen, daß man ihnen die Auswanderung 
aus jenen überjudeten Gebieten ermöglicht hat. Die Auswanderung 
iſt der Hauptzweck der Hirſch⸗ und ſpäter der Ica⸗ Unternehmung. 
Paläſtina wird nur ein Spezialgebiet der Einwanderung, während 
der Hauptſtrom ſich nach Amerika ergoß. Zwar auch hier iſt der 
Wunſch, die Umbildung des Juden zum Ackerbauer, mitwirkend, jedoch 
iſt dies nur an zweiter Stelle und nicht an Paläſtina geknüpft. Der 
Schwerpunkt wurde nach Argentinien verlegt. In Paläſtina beſchränkt 
ſich die Ica, die aus dem Vermächtnis des Baron Hirſch mit einem 
Kapital von 2 Mill. Pfund gegründet wurde, auf die Sanierung 
der bereits beſtehenden Kolonien. Durch Gewährung von Darlehen, 
durch Gründung einer Muſterfarm und durch Übernahme der Leitung 
der Rothſchildſchen Kolonien, durch Steuerung der Wohnungsnot in 
den Städten hat ſie ihre Aufgabe glänzend erfüllt. Jedoch wird die 
Ica nicht umhin können, bald nach dem Kriege das Schwergewicht 
ihrer Betätigung nach dem Orient, und ſpeziell nach Paläſtina, zu 
verlegen. . 

Den beſonderen Wert, den der Aufſtieg des Orients als Cin 
wanderungsſtätte für die Oſtjuden eröffnet, klar erkennend, veranlaßte 
den „Hilfsverein der deutſchen Juden“, mit dem Sitze in Berlin im 
Jahre 1901 gegründet, ſeine beſondere Aufmerkſamkeit dem Orient 
zuzuwenden. Dies geht deutlich aus dem Bericht der Organiſation 
vom Jahre 1909 hervor, worin es unter anderem heißt: 

„Entwickelt ſich der Orient wie vorauszuſehen, und nehmen an 
dieſer Entwicklung des Orients unſere in der Türkei wohnenden 
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Glaubensgenoſſen einen hervorragenden Anteil, ſo wird es alsdann 
möglich ſein, ruſſiſche, galiziſche und rumäniſche Juden, die unter ſo 
furchtbaren Verhältniſſen leben müſſen, nach Aſien hinüberzuführen 
und damit einen Teil wenigſtens der Auswanderung, unter Um⸗ 
ſtänden einen ſehr erheblichen Teil, von den jetzigen Zielpunkten, 
den überfüllten Kulturländern und von den Vereinigten Staaten ab⸗ 
und zu dem Orient hinzulenken ... Unſere orientaliſchen Glaubens⸗ 
genoſſen erſcheinen dazu beſtimmt, die Mittler zwiſchen der okzidentalen 
Kultur einerſeits und der langſam ſich weiter entwickelnden Kultur 
des Orients anderſeits zu werden.“ 

Ein Weg, den er zunächſt in ſeiner großartigen Hilfsaktion für 
die Juden Rumäniens, Rußlands und Galiziens mit der Ica ge⸗ 
meinſam geht, der aber in Erkenntnis der beſonderen Bedeutung des 
Orients und ſeines zu erwartenden wirtſchaftlichen Aufſchwungs durch 
den Ausbau der Verkehrswege und anderer wirtſchaftlicher Reformen 
ſich jon jetzt dem Orient zuwendet. 


Der urſprünglich auf Paläſtina gerichtete Blick der Judenheit 
Rußlands und Rumäniens kehrt in der Tätigkeit anderer Organi⸗ 
ſationen wieder. Die Beſiedlung Paläſtinas als Selbſtzweck be⸗ 
trachtet die von Theodor Herzl gegründete zioniſtiſche Organiſation. 
„Die zioniſtiſche Löſung iſt für ihre Anhänger keine bloße Magen⸗ 
frage, ſondern ein nationales Ideal, deſſen Verwirklichung nicht auf 
einen Schlag durch eine Maſſenwanderung erfolgen kann, ſondern 
Jahrzehnte mühſeliger Kultur und Koloniſationsarbeit erfordert,“ 
äußert ſich einer der zioniſtiſchen Parteiführer. (Wir werden bald 
ſehen, wie ſehr dieſe Anſicht allgemein auch von anderer Seite ver⸗ 
treten werden muß, wenn man die Grundlagen der paläſtinenſiſchen 
Koloniſation nicht abſichtlich überſehen will.) Die zioniſtiſche Organi- 
ſation ſucht die Löſung der Judenfrage überhaupt, die überall, 
auch da, wo ſie nicht bemerkbar iſt, vorhanden ſein ſoll. Nicht die 
Anſiedlungsfrage allein, ſondern die Wirkung, die eine „öffentlich⸗ 
rechtlich geſicherte Heimſtätte der Juden in Paläſtina“ als Zentrum 
auf das Geſamtjudentum ausüben kann, die Auffaſſung, daß ein 
national gekräftigtes Gemeinleben von Juden in Paläſtina eine geiſtige 
Ausſtrahlung auf die Diaſpora werfen wird, daß dadurch das Juden⸗ 
tum allgemein gekräftigt und erhalten wird, iſt der Grundkern des 
zioniſtiſchen Gedankens. 

So haben verſchiedene Beſtrebungen bei der paläſtinenſiſchen 
Koloniſation mitgewirkt und eine ſyſtemloſe Entwicklung gezeitigt, 
von der ich eingangs geſprochen habe. 25 * 
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Werfen wir einen Blick auf den inneren Ausbau der Kolonien, 
ſo merken wir, daß, wenn nicht ausnahmslos, ſo doch in über⸗ 
wiegendem Maße die Koloniſation mit den reinen Feldkulturen be⸗ 
gann, um allmählich automatiſch zum Pflanzungsbau überzugehen. 
Dieſe Beobachtung, die ich meinen weiteren Betrachtungen voranſtelle, 
iſt, wie mir ſcheint, von grundlegender Wichtigkeit für die ganze 
Koloniſationsfrage. Gerade dieſe, wie man meinen könnte, rein tech⸗ 
niſche Verſchiebung der menſchlichen Betätigung in der Wirtſchaft 
iſt der wichtigſte Anhaltspunkt für weitere Schlußfolgerungen. 

Eine ſolche Verſchiebung in der Produktion, wenn ſie auch in 
einem eng umgrenzten Gebiet ſich abſpielt, die aber ein Landvoll 
mit Gewalt und in raſchem Tempo nach einer beſtimmten Bewegungs⸗ 
richtung hinzieht, ijt eine Erſcheinung, die aus vielen Faktoren ber- 
rührt und Beachtung verdient. 

Zunächſt ſpielen die natürlichen Gegebenheiten des Landes und 
des Klimas hierbei mit. Paläſtina als Mittelmeergebiet ragt als 
Gartenland beſonders hervor und war als ſolches auch noch in der 
arabiſchen Periode bekannt. Dann der harte Steuerdruck, der auf 
dem Getreidebau laſtet. Geſetzlich 12,63% des Rohertrages, wird 
derſelbe infolge der bekannten Übel der Steuerverpachtung noch mehr⸗ 
fach erhöht. Der mangelhafte Schutz, der der inneren Getreide 
produktion durch den türkiſchen Finanzzoll zuteil wurde. Der 
Mangel einer ländlichen Kreditorganiſation und die ungenügenden 
Transport: und Kommunikationsmittel haben den Getreidebau immer 
weniger rentabel gemacht und verdrängt. 

Jedoch ſchließen die natürlichen Eigenſchaften des Landes den 
Getreidebau nicht aus. Die genannten ökonomiſchen Faktoren werden 
bei einer gründlichen Umwälzung in der türkiſchen Wirtſchaftspolitik 
eine weſentliche Anderung erfahren und deshalb für die Betrachtung 
für die Zeit nach dem Kriege nicht weiter beachtet werden dürfen. 

Ein Moment bleibt unverändert in unſerem Beobachtungsplan, 
der Menſch. 

Das für die Koloniſation in Frage kommende Subjekt rekrutierte 
ſich bisher, und dies wird zweifelsohne auch nach dem Kriege 
bleiben, in überwiegendem Maße aus jenen von Juden dicht be⸗ 
wohnten Gebieten Rußlands und Rumäniens, wo ſie zumeiſt ganz 
fern dem Ackerbau in den Städten ſich mit Kleinhandel oder Hand⸗ 
werk beſchäftigten. Nun ſollte mit der Neubeſiedlung Paläſtinas 
jener Zug unternommen werden, der die durch die Vergangenheit 
zum einſeitigen Stadtleben gezwungenen Juden unvermittelt in ein 
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voll geordnetes Wirtſchaftsleben umbilden ſoll. Ein Wirtſchaftsleben, 
das die Landwirtſchaft zur Grundlage hat, worauf ſich dann auch 
Handel und Gewerbe in einem harmoniſchen Verhältnis aufbaut. 
Die wichtigſte Frage war natürlich die Umbildung zum Landleben. 
Hier ſehen wir eine Frage pſychologiſcher Natur in jenem Vorgang 
ſich ſelbſt löſen. Der Übergang von den reinen Feldkulturen zum 
Fruchtbau enthält in ſich die Löſung einer notwendigen Frage, 
nämlich die der Übergangsform. Eine Übergangsform, die Stadt 
und Land in ſich vereinigt. Abgeſehen von den Kolonien, deren ur⸗ 
ſprüngliche Bevölkerung aus dem Landvolk ihres Heimatlandes ent⸗ 
nommen wurde (wie Ekron uſw.), iſt die Löſung nur durch ein mehr 
oder weniger konzentriſches Zuſammenleben einer größeren Bevölkerung 
auf dem Lande gefunden. Betrachten wir die Zuſammenſetzung der 
Bevölkerung in den judäiſchen Kolonien, wie ſie ſich bis zum 1. April 
1915 herausentwickelt hat, ſo merken wir klar die Tendenz des zu⸗ 
künftigen Wirtſchaftslebens in Paläſtina. 


Es waren 
i Ader Land⸗ Jemeniten Hand. | Sonftige 
bauer arbeiter (Landarbeiter) werker Einwohner 
| 
Riſchon le Zion 880 330 268 350 743 
Petad Vitwah. . . 9383 580 310 1456 1490 
Rehoboth . . . . . 304 | 140 320 305 535 


Eine derartig berufliche Zuſammenſetzung der Bevölkerung in 
einem ländlichen Dorfe iſt für unſere Begriffe kaum verſtändlich. 
Dies iſt aber dahin zu erklären, daß die jüdiſchen Siedlungen ſich 
zu Zentren eines Gemeindelebens herausbilden, die den Juden an 
die polniſche Kleinſtadt erinnern. Ein Zuſammenleben größerer 
Maſſen auf eng konzentriertem Raume auf dem Lande bildet die 
Übergangsphafe zum Landleben. Die Siedlungsform, die ein ſolches 
Zuſammenleben der Juden geſtattet, iſt die Pflanzungskolonie. Hier 
iſt die Möglichkeit gegeben, größere Maſſen auf einer verhältnismäßig 
kleinen Bodenfläche zu beſchäftigen. Nur ſo kann der Jude ſeine 
Kulturbedürfniſſe (Schulen, Tempel uſw.) befriedigen. Beim übers 
wiegenden Pflanzungsbau iſt es möglich, daß der Jude ſeine geiſtige 
Kraft in den Dienſt der Agrikultur ſtellt. Selbſt meiſt nur edlere 
Arbeiten verrichtend, kann er die Arbeiten anderer beaufſichtigen 
und leiten. Die Anlage künſtlicher Bewäſſerungsapparate gibt ihm 
oft die Möglichkeit, ſich mit techniſchen Dingen zu befaſſen. Ver⸗ 
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packung, Verſendung und Verkauf der Bodenprodukte laſſen ſeinem 
händleriſchen Geiſt genügend Spielraum. Ein ſolches Tätigkeits⸗ 
feld verlangt aber ſehr oft auch ein gemeinſames Zuſammenwirken 
aller Dorfkräfte: Waſſerverſorgung, Verkehrseinrichtungen, Über⸗ 
wachung. Kurzum, in einer ſolchen Siedlung hat der Jude ein 
mannigfaches, abwechflungsreiches Tätigkeitsfeld vor ſich, ein reid: 
haltig ausgefülltes individuelles und geſellſchaftliches Leben in einem. 


Aus der pſychologiſchen Erkenntnis der Judenbevölkerung in 
Paläſtina wie aus der genaueren Unterſuchung des jüdiſchen Wirt⸗ 
ſchaftslebens daſelbſt ergeben ſich für unſere Betrachtung ſehr wichtige 
Schlußfolgerungen. Schlußfolgerungen, die einerſeits viele Ein⸗ 
wände, die gegen eine größere Koloniſierung Paläſtinas erhoben zu 
werden pflegen, zerſtreuen, anderſeits aber uns gleichzeitig vor ſolche 
Probleme ſtellen, die uns die beſchränkte techniſche Möglichkeit einer 
Einwanderung einſehen und erkennen laſſen. 


A. Zunächſt wird der jüdiſchen Koloniſation nachdrücklichſt die 
arabiſche Agrarfrage gegenübergeſtellt. Die jüdiſche Koloni⸗ 
ſation, heißt es, könne nur unter Verdrängung der Fellachen vor 
ſich gehen. Daß dem tatſächlich nicht ſo iſt, genügt ein Blick auf 
die arabiſchen Agrarverhältniſſe. Da die Bodenbeſitzverteilung ſtatiſtiſch 
nicht zu erfaſſen iſt, und da auch dem Augenſchein nach der Groß⸗ 
grundbeſitz von dem eigentlichen Bauerndorf nicht zu trennen ijt, fe 
läßt ſich eine genaue Abgrenzung in der Bodenbeſitzverteilung über⸗ 
haupt ſchwer durchführen. Der Großgrundbeſitz ſelbſt iſt an Natural: 
pächter mit einem elenden Parzellenbetrieb vergeben. Dieſe „Chums⸗ 
leute“ (nach dem Fünftel der Ernte, das fie an den Großgrund⸗ 
beſitzer abzutragen haben) wohnen in den alten verwahrloſten Dörfern 
und find ſowohl auf dem Großgrundbeſitz als auch auf den Domänen 
wie auf den Wagfländereien anzutreffen. Der arabiſche Großgrund⸗ 
beſitz iſt — was man nicht ſcharf genug betonen kann — von dem 
europäiſchen zu unterſcheiden. Die Bodenanhäufung liegt in wenigen 
Händen ſolcher, die ſelbſt Städter ſind und gar kein weiteres Ver⸗ 
hältnis zur Landwirtſchaft pflegen, als jenen „Chums“, ein Fünftel, 
womöglich auch mehr, der Ernte abzunehmen. Der Boden iſt für 
dieſen Großgrundbeſitzer nur eine Ware, ein Spekulationsobjekt, und 
man kann tatſächlich dem Lande keinen größeren Dienſt erweiſen, 
als dieſen Großgrundbeſitz zu zerſplittern und in kleinbäuerliche Be: 
triebe umzuwandeln. 

Dieſer Rückbildungsprozeß iſt zum großen Teil durch die jüdi⸗ 
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ſchen Einwanderer erfolgt, und wenn auch mit der unausbleiblichen 
Folge, den elenden Naturalpächter zu verdrängen. (Daß in den 
jüdiſchen Siedlungen der bäuerliche Kleinbetrieb vorherrſcht, haben 
wir bereits erkannt.) 

Wie ſich aber die Lage dieſes ehemaligen Bauern (Natural⸗ 
pächter) jetzt geſtaltet, dafür genügen folgende Beobachtungen. Be⸗ 
trachtet man die Wirtſchaft eines freien Bauern während eines 
Jahres, ſo gewinnt man folgendes Bild. Eine mühevolle Arbeit unter 
Hinzuziehung aller arbeitsfähigen Familienmitglieder läßt dem Araber 
nach Entrichtung aller Steuern einen Reinertrag von 360 Frcs. 
brig. Hierin muß auch eine Vergütung für feinen Arbeitslohn wie 
der der geſamten Familie mit eingerechnet ſein. Laſſen wir den 
Fellachen in einer jüdiſchen Siedlung bei den intenſiven Wirt⸗ 
ſchaften als Taglöhner tätig ſein, ſo ſteht ihm ein Minimallohn 
von 2 Fres. täglich zu. Im Jahre alſo bei nur 250 Arbeitstagen 
500 Fres. Daß der Fellache oder gar der Naturalpächter einen 
ſolchen Betrag aus ſeinem Boden für fic) kaum heraus wirtſchaften 
kann, iſt jedem Sachkenner klar. Und welche heilſame Wirkung übt 
die Beſchäftigung in dieſen intenſiven jüdiſchen Wirtſchaften auf die 
Perſönlichkeit des Fellachen ſelbſt! Eine gehobene Lebenshaltung, 
ein ſelbſtbewußtes Auftreten, ein volles Verſtändnis für landwirt⸗ 
ſchaftlich⸗techniſche Fragen kennzeichnen den Mann, der den Schimpf⸗ 
namen Fellach nicht weiter ungeſtraft über ſich ergehen läßt. Der 
Taglohn in der Nähe der jüdiſchen Siedlungen iſt mindeſtens doppelt 
ſo hoch als in Entfernung von dieſen (Gazza und Jaffa). 

Alles in allem wird man nicht umhin können, dieſen Rück⸗ 
bildungsprozeß vom elenden Naturalpachtſyſtem zum freien Bauern⸗ 
betriebe, wie das des unterdrückten Naturalpächters zum ſelbſt⸗ 
bewußten, aller modernen landwirtſchaftlichen Technik das größte 
Verſtändnis entgegenbringenden Landarbeiter mit Freude zu begrüßen. 

B. Aber noch ein Moment ergibt ſich aus jener pſychologiſchen 
Grundtatſache, die die intenſive Wirtſchaftsführung und den Pflanzen⸗ 
bau in den jüdiſchen Siedlungen bedingt. Eine bedeutende Er⸗ 
weiterung der Kapazität des Landes. Es braucht kaum noch 
bewieſen zu werden, daß der Orangenbau, der mit einer Kapital⸗ 
inveſtition von ca. 10 000 Fres. pro Hektar einer kleinen Familie auf 
einem Areal von 2 ha genügenden Unterhalt verſchafft, nebenbei noch 
einen arabiſchen Arbeiter dauernd zu beſchäftigen vermag. Die jüdiſche 
Kolonie Petach⸗Tikwah, wo der Prozeß des Überganges vom Feldbau 
zu Pflanzungskulturen ſich bereits vollzogen hat, zählt auf einem 
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Gefamtbodenbefig von 2167 ha (im Jahre 1912), wobei auf Pflan 
zungen nur etwas über die Hälfte des Bodens entfällt (1130, ha), 
eine Einwohnerzahl von ca. 5000 Seelen. Wenn dieſe Angabe nicht 
ganz ſtimmen mag, weil viele Bewohner Petach⸗Tikwahs ſich mit 
Landbau nicht beſchäftigen, ſo iſt doch zu bedenken, daß wieder ein 
großer Teil der Orangenbeſitzer, ſolange ihre Pflanzungen nicht zum 
vollen Ertrag gebracht worden find, in den Städten ihrem Berufe 
nachgehen. Es muß auch die Menge der arabiſchen Arbeiter, die 
hier dauernde Beſchäftigung finden, ſelbſt aber in den umliegenden 
Dörfern wohnen, in Betracht gezogen werden. 

C. Die natürliche Bodenbeſchaffenheit Paläſtinas iſt derartig 
differenziert, daß eine Verſchiedenartigkeit der Kulturen aus land⸗ 
wirtſchaftlich⸗techniſchen Gründen in hohem Maße erforderlich iſt. 
In vielen Fällen iſt der Boden für Getreidebau überhaupt un⸗ 
brauchbar, während er für die Pflanzungskultur wohlgeeignet iſt. 
Ich erinnere nur an die Oliven⸗, Mandel⸗ und Weinkulturen. Viele 
Pflanzungen ſind auf ſolchen Böden entſtanden, die früher ganz un⸗ 
genutzt blieben (Chulda, Kinereth). Durch das Hineinwerfen des 
jüdiſchen Kapitals und der Arbeitskraft tritt eine größere Ausnutzung 
aller Bodenarten wie eine größere Anpaſſung der Kulturen an die 
natürlichen Bodenkategorien ein. Ebenſo eine Arbeitsteilung 
zwiſchen Juden und Arabern, da der reine Feldbau aus mannigfachen 
Gründen (Kapitalarmut, Erziehungshöhe uſw.) für lange Zeit noch 
»die eigentliche Domäne der arabiſchen Wirtſchaft bleiben wird. Daß 
die getreidebauenden Bauern zuweilen durch Nebenbeſchäftigung in 
den intenſiven Pflanzungswirtſchaften am Leben erhalten bleiben, 
beweiſt die Erfahrung mit der Kolonie Poriah, die von amerikani⸗ 
ſchen Juden gegründet wurde und den zur Verzweiflung gelangten 
Bauern Galiläas, die reine Feldkultur betrieben, durch Gewährung 
von Nebenbeſchäftigung zu neuem Leben verholfen hat. 

Die Verdrängung des arabiſchen Bauern iſt alſo keine abſolute 
Vorausſetzung für die Koloniſierung Paläſtinas. Manchmal wird 
das Gegenteil erzielt: Eine größere Bodenſtändigkeit und eine ge⸗ 
ſichertere wirtſchaftliche Exiſtenz. 


Dieſe wenigen Momente aus der Fülle der Tatſachen, die ſich 
aus der Neigung der Juden zur Gartenkultur ergeben, laſſen die 
Eiuwanderungsfrage zwar in ein ganz anderes Licht vor uns treten, 
zeigen den hohen Wert der Einwanderung für die Geſamtentwicklung 
des Landes an, können auch unbegründete Einwände zerſtreuen, 
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dürfen aber auch die logiſchen und gegebenen Schlußfolgerungen 
aus dieſer Grundtatſache für die weitere Einwanderung uns nicht 
verſperren. Gartenkultur als Baſis der Einwanderung ſtellt uns 
gerade in Paläſtina vor ſolche Probleme techniſcher finanzieller 
Natur, die nicht im Handumdrehen gelöſt werden können. Vor allem 
die Bewäſſerungsfrage und die Bodenmeliorationen beanſpruchen, um 
mit Erfolg gelöſt werden zu können, eine ſolche Menge von Energie, 
Tatkraft und Willensſtärke und vor allem Kapital, daß ſie nur all⸗ 
mählich und nach großer Vorbereitung hineingetrieben werden können. 
Gewiß kann und muß die Einwanderung nach Paläſtina als von all⸗ 
gemeinem Nutzen angeſehen werden, aber daß bei dieſer Erkenntnis 
der Grundtatſachen der Wirtſchaftsführung ein ſehr langſames Tempo 
nicht überſchritten werden kann, muß von jeder Seite zugegeben 
werden. Ein Tempo, das vor allem niemals imſtande ſein kann, 
die Oſtjudenfrage auch nur in geringem Maße zu löſen. Die Ein⸗ 
wanderung nach Paläſtina wird durch die moraliſchen Kräfte, die 
ihr bis jetzt zugrunde gelegen haben, auch weiter erfolgen. Unüber⸗ 
ſchreitbare Grenzen ſind ihr von der natürlichen Entwicklung der 
Dinge ſelbſt vorgeſchoben. Die beſprochene Koloniſierung Paläſtinas 
wird ſtets als eine wertvolle Grundlage einer fortſchreitenden er⸗ 
freulichen Entwicklung angeſehen werden müſſen, und zwar einer Ent⸗ 
wicklung, der man nicht allgemeines Intereſſe abſprechen kann. Sie 
wird ſich aber mit Rückſicht auf das vorhin Geſagte praktiſch ſtets in 
gewiſſen Grenzen halten müſſen, ohne Rückſicht auf die theoretiſche 
Möglichkeit, die als ſehr weit anzuſehen iſt, und um die ein Streit 
ſich nicht lohnt. Paläſtina wird demnach für die jüdiſche Koloni⸗ 
ſation auch in Zukunft das bleiben, was es bisher war, eine all⸗ 
mähliche Konzentrierung jüdiſcher Kräfte in verſchiedenen Sied⸗ 
lungen, ein wirtſchaftliches und kulturelles Zuſammenleben größerer 
oder geringerer Teile des jüdiſchen Volkes mit dem zunehmenden 
Beſtreben, die Rückkehr der Juden zur Landwirtſchaft zu fördern. 
Die Erkenntnis, wie weit gerade dieſe Momente, die Entfaltung der 
teligidfen und kulturellen Eigenart des Judentums wie die Tendenz, 
den Juden zur Landwirtſchaft umzubilden, bei der ganzen Entwick⸗ 
lung der Koloniſation hervortreten, macht es uns klar verſtändlich, 
welche Anforderungen eine größere jüdiſche Koloniſation in Paläftina - 
an uns ſtellt. Wie ſehr auch die raſchere Koloniſierung Paläſtinas 
und der Wiederaufbau des Landes für alle daran beteiligten Nationen 
wie die geſamte menſchliche Kultur: und Wirtſchaftsgeſellſchaft, ins⸗ 
beſondere aber auch für Deutſchland, das an dem Wiedererwachen 
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des Orients fo weitgehendes Intereſſe gezeigt hat, von unüberſehbarem 
Wert ſein kann, ſo wird man doch infolge der oben erwähnten, 
nicht natürlichen, ſondern techniſchen Schwierigkeiten von einer 
Maſſeneinwanderung nach Paläſtina abſehen müſſen. Pſpchologiſche 
und kulturhiſtoriſche Momente, wie wir ſie kennengelernt haben, 
geſtatten nur eine allmähliche Fortentwicklung der Dinge, die aus 
ſich ſelbſt herauswachſen kann nach erfolgtem Umbau und Aufbau 
aller Wirtſchaftsfaktoren, beſonders derjenigen, die in der Geſchichte 
und in der Erziehung des in Frage kommenden Menſchenelements 
tief verwurzelt ſind, daß ſie nur durch eine andauernde Erziehungs⸗ 
und Aufklärungstätigkeit geſchaffen werden können. 
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or nicht langer Zeit ſind drei eingehende Unterſuchungen über die 

Bedeutung der Börſe für die Emiſſion von Wertpapieren, über 
Finanzierungen und über Depoſitenbanken und Spekulationsbanken 
erſchienen. Die Arbeiten ſind auf eine genaue Kenntnis der ihnen 
zugrundeliegenden Tatſachen ſowie der für dieſe in Frage kommenden 
geſetzlichen Vorſchriften und deren Handhabung aufgebaut. Ich 
werde im folgenden ihren Inhalt wiedergeben, mich aber nicht immer 
an die Reihe der unten angeführten Bücher halten, da die in den⸗ 
ſelben behandelten Fragen ineinandergreifen!. Das Werk von Adolf 
Weber beſteht in der Erweiterung und Umarbeitung einer vor zwölf 
Jahren über denſelben Gegenſtand erſchienenen Arbeit. Und eine 
Ergänzung findet dieſe Bankliteratur in einem anderen Werke, das, 
wie ich höre, bereits zur Beſprechung in dieſer Zeitſchrift vergeben 
iſt“. So dürften ſich unſere Beſprechungen ergänzen und den heutigen 
Stand der wiſſenſchaftlichen Anſchauungen von der Art der Organi⸗ 


1 1. Flerſcheim, Fritz, Die Bedeutung der Börſe für die Emiſſion von 
Wertpapieren. Mannheim⸗Berlin⸗Leipzig 1914, J. Bensheimer. X u. 127 S. 
Geh. 3,50 Mk. 

2. Weber, Adolf, Depoſitenbanken und Spekulationsbanken. Ein Ver⸗ 
gleich deutſchen und engliſchen Bankweſens. Zweite, neubearbeitete Auflage. 
Riinden und Leipzig 1915, Duncker & Humblot. XVI u. 384 S., darunter 
3 Seiten Anlagen und 6 Seiten Regifter. Geh. 10, geb. 11 Mk. 

3. Schmalenbach, E., Finanzierungen. Leipzig 1915, G. A. Gloeckner. 
VI und 290 S. Geh. 7,80, geb. 9 Mk. 

2 Wolf, Siegfried, Das Gründungsgeſchäft im Deutſchen Bankgewerbe. 
Stuttgart u. Berlin 1915, J. G. Cottaſche Buchh. Nachf. Die Angaben über 
weitere Bankliteratur ſind in allen vier erwähnten Büchern ungemein ſorgfältig 
und reichhaltig geboten. (S. das vorige Heft. D. Schriftl.). 
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ſation der deutſchen Banken, von ihrem Unterſchied gegenüber den 
engliſchen und von ihrer großen Wirkung für den Kredit der Groß- 
induſtrie und ſomit für die Hebung des volkswirtſchaftlichen Wohl⸗ 
ſtandes im Deutſchen Reiche dartun. 

Schmalenbach beginnt ſeine Arbeit mit der Darſtellung der 
Gründung der Aktiengeſellſchaft, der dann die der Geſell⸗ 
ſchaft mit beſchränkter Haftung nachfolgt. Die möglichen Grün⸗ 
dungs formen find Bargründung, Sachgründung und Schein⸗ 
Bargründung; ferner mit Rückſicht auf den Zuſammenhang eines 
zu gründenden Unternehmens mit anderen: Simultangründung und 
Sukzeſſionsgründung. Bargründungen ſeien in der Gegenwart 
nicht häufig; ſie waren es in den vierziger und fünfziger Jahren 
des 19. Jahrhunderts. Der häufigere Fall iſt das Vorhandenſein 
eines Privatunternehmens oder einer Erfindung, Konzeſſion u. dgl. 
St bereits eine Privatunternehmung vorhanden, fo fol die Aktien⸗ 
geſellſchaft in der Regel ihre Erweiterung ermöglichen. Solche Fälle 
find als Sachgründung der Bargründung gegenüberzuſtellen. 
Da für folche die geſetzlichen Vorſchriften ſtrenger ſind, als für eine 
Bargründung, ſucht man fic) durch eine Schein Bargründung 
zu helfen, die darin beſteht, daß man zunächſt eine Bargründung vor⸗ 
nimmt und dann durch die Geſellſchaft die Sacheinlagen erwerben läßt. 

Die wichtigſte Sachgründung iſt die Umwandlungsgründung 
eines beſtehenden ganzen Geſchäftes aus einem Privatunternehmen in 
eine Geſellſchaftsform. Eine durch § 192 Abſ. 2 des HGB. herbei⸗ 
geführte Erſchwerung der Sachgründung liegt darin, daß für die 
Prüfung des Gründungsvorganges beſondere unabhängige 
Reviſoren beſtehen. Weitere Erſchwerungen liegen in den Pflichten 
der Gründer, mit Rückſicht auf die Bewertung der von ihnen ein⸗ 
gebrachten Gegenſtände und in der Verpflichtung, einen beſonderen 
Gründungsbericht über die Übernahme⸗Verträge und die Geſchäfts⸗ 
führung während der beiden Vorjahre vorzulegen. Weiter beſtehen 
Schutzvorſchriften bei Aufnahme von Sacheinlagen gegen Über⸗ 
wertung, indem nach dem HGB. die Aufnahme der Sacheinlage, die 
gewährten Beträge und die Perſonen im Geſellſchaftsvertrag, ferner 
die Einreichung der Verträge zum Handelsregiſter und endlich die 
Veröffentlichung dieſer Feſtſetzungen gefordert werden. Die Zu⸗ 
laſſung zum Börſenhandel 

„darf vor Ablauf eines Jahres nach Eintragung der Geſellſchaft in 
das Handelsregiſter und vor der Veröffentlichung der erſten Jahresbilanz 
nebſt Gewinn⸗ und Verluſtrechnung nicht erfolgen.“ 
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Handelt es fih um eine Ummwandlungsgründung, fo ift 
die Bewertung des einzubringenden Geſchäftes die wichtigſte Frage. 
Die Möglichkeit, aus dem Durchſchnitt der bisher erzielten Gewinne 
für mehrere zurückliegende Jahre das Erträgnis zu ermitteln, genügt 
nicht. Es treten noch weitere Schwierigkeiten auf: Wachſen der 
Gehälter der Beamten; Wachſen der Bilanzreviſionskoſten bei wach⸗ 
ſendem Kapital; Überprüfung der bisherigen Buchführung; Koſten 
für Bekanntmachungen, Generalverſammlung uſw.; Koſten für Re⸗ 
ſerve und Tantieme; künftige Steuerfrage; Proviſion an Banken 
bei Dividendenauszahlung; Mehr oder Weniger von Abſchreibungen 
bei künftigem Geſchäftswert. Dabei kommt in Betracht, daß der 
Wert eines Unternehmens nicht aus der Summe der einzelnen Teile, 
ſondern aus der günſtigeren oder weniger günſtigen Zuſammenſetzung 
der mitwirkenden Faktoren ſich bildet. Ferner ſind die Abnutzungs⸗ 
quoten beſtehenden Kapitals (Häuſer, Maſchinen uſw.) zu berück⸗ 
ſichtigen. Von der Regel abweichende Feſtſetzung des 
Einbringungswertes wird in zwei Fällen eintreten: 1. Der 
Einbringer iſt, abgeſehen von etwaigen Strohmännern, der einzige 
Gründer. 2. Sind aber außer dem Einbringer noch andere Inter⸗ 
eſſenten vorhanden, dann muß der Geſchäftswert genau berechnet 
werden. Verändert wird wieder die Lage, wenn das Geſchäft nicht 
mit dem berechneten, ſondern mit einem niedrigeren Wert eingebracht 
und der Einbringer zugleich in anderer Weiſe entſchädigt wird (Ge⸗ 
haltsbezüge, wenn er Direktor wird, beſondere Vergütung der Bar⸗ 
einlagen an die Sacheinleger u. a.). Namentlich Ausſtellung von 
Genu ßſcheinen an die Sacheinleger iſt beliebt !. 

Was die Einbringungsbilanz anbelangt, fo ſtehen in der 
Regel die Aktiven in der Bilanz des Kaufmanns niedriger zu Buch, 
als ihr Wert iſt. Er kann immaterielle Werte, Kundſchaft, Ruf der 
Firma, nicht buchen. Gewöhnlich iſt es, daß der Inferent als Er⸗ 
ſatz für ſolche nicht bewerteten immateriellen Güter bei der Be⸗ 
wertung der materiellen Gegenſtände ein beſonderes Entgegenkommen 
erwartet und zu finden pflegt. Natürlich ſtößt dies auf das Wider⸗ 
fireben der Emiſſionsbank. Was die Eröffnungsbilanz an⸗ 
belangt, ſo wählt man in der Praxis den Ausweg, daß die Gründer 
vereinbaren, das Geſchäft ſolle mit den Werten, wie ſie in der Bilanz 


—ꝛ —ꝛ—ꝓ—ͤ———h——— — 


1 Der Berfafier gibt im weiteren feines Textes konkrete Beiſpiele für die 
Abweichungen der Einbringungsbilanz beim Übergang vom Privatbeſitz an eine 
Aktiengeſellſchaft. 
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vorliegen, eingebracht werden, die inzwiſchen geſchehenen Wertverände⸗ 
rungen ſollen aber als für Rechnung der Geſellſchaft geſchehen gelten. 

Der Vertrag, welcher zwiſchen den Gründern einer Aktien⸗ 
Geſellſchaft gemacht wird, iſt der Gründungsvertrag. Bei 
dieſem kann im Augenblick der Gründung die Emiſſion der Aktion 
in Ausſicht genommen ſein, ſo meiſt, wenn eine Bank beteiligt iſt, 
aber auch das Gegenteil kann eintreten. In dieſem Falle wird der 
Vorvertrag (Vertragsentwurf) ungefähr folgenden Inhalt haben: 
1. Feſtſetzung deſſen, was jede Partei einbringt und dafür gewährte 
Vergütung. 2. Sacheinleger übernehmen beſtimmte Garantien für 
den Wert der Einlagen: a) mit Bezug auf „Anlagen“, daß die 
Taxen gezahlt oder die Gewähr, daß die Anlagewerte den zu be⸗ 
ſchaffenden Taxen entſprechen; b) mit Bezug auf die Warenbeſtände, 
daß die Inventur nach Menge und Wertanſatz richtig iſt; mit Bezug 
auf Debitoren und Wechſel für richtigen Eingang in beſtimmter 
Friſt; e) mit Bezug auf Kreditoren, daß andere als genannte Kre⸗ 
ditoren nicht vorhanden find’. 3. Der Sacheinleger behält ſich weitere 
Vergünſtigungen vor: zum e die Direktion für eine Reihe 
von Jahren. 

Weitere Vereinbarungen treffen die Beſetzung der Stelle des 
Vorſitzenden im Aufſichtsrat durch einen Gründer oder die Be⸗ 
teiligung an der Zahl jener, welche als Gründer auftreten. Ferner 
wird in der Regel die Zeit der Übernahme ſo beſtimmt, daß ſie für 
das die Abſchlußbilanz inferierte Unternehmen und demgemäß auch 
für die Eröffnungsbilanz gilt. Von dieſem Zeitpunkt an werden 
Gehalt und Tantiemen berechnet. Endlich wird beſtimmt, wer die 
Gründungskoſten tragen ſoll. | 

Gewöhnlich dürfen die Aktionäre außer dem Emittenten Aktien 
an Dritte nicht oder nur mit Beſchränkung und beſtimmtem Preis 
verkaufen. Ferner werden häufig die Aktionäre verpflichtet, alle oder 
einzelne, von ihren Aktien dem Emittenten auf Verlangen einen Teil 
zu vereinbarten Kurſen abzugeben. Endlich legt der Emittent den 
übrigens vertragsbeteiligten Aktionären Verpflichtungen auf, die für 
die Emiſſion wichtig ſind. So zum Beiſpiel Rückkauf von Aktien 
zum Zwecke der Kursſtützung. Der vermittelnden Bank endlich 
werden mit Bezug auf die Emiſſion Beſchränkungen und Pflichten 


1 Bei c und d kommt es vor, daß beſtimmte Debitoren zugunſten des 
Borbefigers von vornherein ausgeſchieden bzw. Kreditoren zu Laſten des Bor 
beſitzers ausgeſchieden werden. Bisweilen übernimmt der Borbefiger alle 
Kreditoren. 
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auferlegt, insbeſondere betreffend a) Emiſſionsgut, b) Mindeſt⸗ 
kurs, c) Emiſſionsart, d) Umſchreibung der von ihr zu über⸗ 
nehmenden Koſten. Endlich kann die Bank beſtimmte Kreditverpflich⸗ 
tungen gegenüber der Aktiengeſellſchaft übernehmen. 

Die Gründungskoſten ſetzen ſich zuſammen: 1. aus den 
Reichsſtempelkoſten; 2. aus den Stempelkoſten des Bundesſtaates 
(zum Beiſpiel Preußen); 3. Umſatzſteuer der Selbſtverwaltungs⸗ 
körper; 4. Notariats⸗ und Gerichtskoſten; 5. Reviſionskoſten und 
Taxationen; 6. Koſten des Aktiendruckes. Der Verfaſſer gibt an, daß 
wenn die Eröffnungsbilanz im Aktivum und Paſſivum 782 129,25 Mk. 
beträgt, die Gründungskoſten betragen: 


1. Neichsſtempe nn 31 192 Mk. 
2. Preußiſche Stempv el 4429 
3. Umſatzſteuer des Selbſtoerwaltungsträgers 6636 » 
4. Notariats- und Gerichtskoſtenn 1311 » 


5. Reviſionskoſten u. Taxationen zuſammen 83560 = 
Summe 47128 Mk. 


Auf das Aktienkapital von 800 000 Mk. berechnenet, beträgt 
der Koſtenbetrag 8%. 

Wir kommen nun zur Gründung der Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung. Auch hier find Bargründung, Sach⸗ 
gründung und Schein⸗Bargründung die üblichen Formen der Ent⸗ 
ſtehung. 

Die Gründer oder Sacheinleger haften lediglich nach dem 
BGB. § 826. Dagegen haften die Anmeldenden ſoli⸗ 
dariſch für die Richtigkeit ihrer Angaben hinſichtlich der auf die 
Stammeinlagen gemachten Leiſtungen, aber nur der Geſellſchaft und 
nicht Dritten. Merkwürdigerweiſe ſtellt der Verfaſſer feſt, daß 
Scheingründungen auch bei der G. m. b. H. eine häufige Er⸗ 
ſcheinung wird. Die Gründer wollen nicht gerne Barzahlungen von 
ihnen an die Offentlichkeit kommen laſſen und ſolche Dinge zum 
Gegenſtand der regelmäßigen Biertiſcherörterung gemacht haben. 

Die Bewertung des Geſchäftes unterſcheidet ſich grund⸗ 
ſätzlich nicht von der Geſchäftsbewertung bei Aktiengeſellſchaften. Nur 
find hier die Finanzierungsgeſchäfte einfacher und find komplizierte 
Variationen nicht beliebt. Auch hier muß man bei Geſchäftsbewer⸗ 
tung Korrekturpoſten berüdfichtigen: 1. Klarliegende Poſten: a) Mehr 
an Gehältern; b) Reviſionsgebühren; c) Buchführungsmehrkoſten; 
d) etwaige Generalverſammlungen. 2. Vom Kapital und Gewinn 
abhängig: a) Tantiemen; b) Reſerveſtellungen, nur dann, wenn die 
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Kapitaliſierung von der Dividende und nicht vom Gewinn ausgeht; 
c) Steuern. 

Das preußiſche Einkommenſteuergeſetz beſteuert die G. m. b. H. 
nicht doppelt. Doch iſt der Steuerſatz höher als bei Privaten, 
zum Beiſpiel bei einem Einkommen von 10000 Mk. 340 Mk., 
während ſie für andere Zenſiten nur 300 Mk. beträgt. Dazu kommt 
ſeit 1. April 1909 ein Zuſchlag für G. m. b. H. von 15°, 
der bei phyſiſchen Perſonen nur 10% beträgt. Die Genoſſenſchafts⸗ 
mitglieder zahlen von dem Gewinn aus der G. m. b. H. — wenn 
ſie ihn auch angeben müſſen — keine Einkommenſteuer an den Staat, 
wohl aber die Kommunal⸗Einkommenſteuer. Dieſe Koſten machen 
ungefähr 2% des Genoſſenſchaftskapitals aus. 

Gründungskoſten als einmalige beſtehen in Reichs⸗ 
ſtem pe labgaben. Emiſſionsſtempel 3%, Einbringungsſtempel für 
Grundftüde / /e, bewegliche Sachen / %, Forderungen | 20%, 
Patente / %. 

Preußiſche Stempel find dieſelben wie bei der Aktien⸗ 
geſellſchaft, die Umſatzſteuer der Selbſtverwaltungskörper desgleichen; 
ebenjo die Notariats⸗ und Gerichtskoſten und die Koſten der Be 
ſtellung eines Aufſichtsrates, wenn ein ſolcher eingeſetzt wir.d Anteil: 
ſcheine werden in der Regel nicht ausgegeben. Im ganzen ſind die 
Koſten bei einer Bilanz, wie ſie bei den Aktiengeſellſchaften zugrunde 
gelegt wurde, 6-60 %%. 


Die Gründungsziffern waren 1912 1913 
Bargrün dungen 2066 2088 
Umwandlungen 1270 1235 
andere Sachgründungen 800 859 


Vergleicht man ihre Zahlen mit denen der Aktiengeſellſchaften, 
ſo war der Geſamtbeſtand am 31. Dezember 1913: 


1 der Nominalkapital 
Geſellſchaften in Mill. Mark 


Aktiengeſellſchaften 5 486 17357 
Genoſſenſchaften m. b. H. 26 790 4 810 
Eine wichtige Frage iſt die der Kapitalvermehrung. 
Die Arten der Erhöhung ſind folgende: a) Die Aktien werden den 
Aktionären angeboten a) in direkter Anbietung, 8) in indirekter An 
bietung; b) die Aktien werden den Aktionären nicht angeboten. 
Die direkte Anbietung wird ſelten benutzt. Die indirekte 
Anbietung erfolgt gewöhnlich durch Vermittlung einer Bank, eines 
Konſortiums oder eines Dritten. Endlich kann eine Begebung 
von Aktien ohne Anbietung an die Aktionäre, abgeſehen 
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von Fuſionierungen, Intereſſengemeinſchaften, Beteiligungen u. dgl. dann 
vorkommen, wenn die Zahl der neuen Aktien zu gering für eine An⸗ 
bietung iſt. Im zweiten Falle kommen die Vorſchriften über die Ab⸗ 
änderung des Geſellſchaftsvertrages, denn die Höhe des Grundkapitals iſt 
Teil des letzteren Vertrages. Nur die Generalverſammlung kann da⸗ 
rüber beſchließen. Gewöhnlich bedient ſich die Aktiengeſellſchaft einer Ver⸗ 
mittlungsſtelle, vor allem eines Bankhauſes oder einer Bank. Über 
die Wirkung einer ſolchen Kapitalvermehrung läßt ſich nichts ſagen. 

Eine andere Form der Kapitalvergrößerung iſt die Fuſion, 
das iſt die Zuſammenlegung der Aktienkapitale zweier oder mehrerer 
Aktiengeſellſchaften zu einem neuen Aktienkapital. Die Gründe, die 
zur Fuſion führen, ſind mannigfach und laſſen ſich nicht ſpezialiſieren. 
Zum Teil ſpielen Truſtgedanken dabei eine Rolle, das Bedürfnis 
einer kleineren Unternehmung, in einer größeren aufzugehen; auch rein 
finanztechniſche Motive kommen in Betracht. Namentlich der Wunſch, 
Buchgewinne zu machen und damit ſchon entſtandene, aber noch nicht 
buch⸗ und bilanzmäßig ausgetragene Verluſte zu decken oder für 
kommende Zeiten vorzuſorgen. Namentlich die Bildung ſtiller Reſerven 
iſt ſeit 1895 ein allgemein beliebtes Mittel der finanztechniſch ge⸗ 
ſchulten Verwaltungen geworden. Auch der Wunſch kann maßgebend 
ſein, daß eine Geſellſchaft mit einer anderen ſich verſchmelzen möchte, 
um auf dieſe Weiſe ihren Aktionären ſtatt eines nicht notierten ein 
an der Börſe notiertes Papier zu verſchaffen und auf dieſe Weiſe 
die Kapitalbildung ſich zu erleichtern. Auch geſetzgeberiſche Einflüſſe 
ſind wirkſam, zum Beiſpiel in der deutſchen Kaliinduſtrie, um auf 
dieſem Wege die Regierungsforderung des zweiten Ausganges zu 
erfüllen; benachbarte Gruben mit je einem Schacht wurden ver⸗ 
ſchmolzen. 1905 und 1906 kamen Fuſionen in großer Zahl vor, 
infolge der neuen Brauſteuer. 

Die am meiſten vorkommende Fuſion iſt die, bei der gegen die 
Übertragung des Geſchäftes der Übertragenden von den Übernehmenden 
Aktien gewährt werden. Entweder ſo, daß dieſe letztere Geſellſchaft ihre 
Aktien an die übertragende gibt, oder ſie gibt ſie an die Aktionäre 
ſelbſt. Hier bleibt alſo das Vermögen erhalten. Im zweiten Falle 
bekommen an Stelle der Geſellſchaft die Geſellſchafter den Gegenwert. 
Der erſte Fall iſt eine Art Liquidation, die durch das Geſetz nicht be- 
rührt wird, im zweiten Fall bedarf es eines Schutzes der Gläubiger. 


Es kamen vor Fälle 1910 1911 1912 1913 
Fuſionen ohne Liquidation. . . 21 25 15 22 
Fuſionen mit Liquidation. 1 — 1 2 


Schmollerzs Jahrbuch XL 3. 26 
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Bei einer Fuſion mit Gewährung von Aktien an die Aktionäre 
der übertragenden Geſellſchaft (Fuſion ohne Liquidation) muß 
die übernehmende Geſellſchaft das Vermögen der aufgenommenen 
Geſellſchaft ſolange ſelbſtändig verwalten, bis deren Gläubiger be⸗ 
friedigt find (§ 306 HGB.). Ein anderer Fall iſt das Umtauſch⸗ 
verhältnis. Sind die Aktien der beiden Geſellſchaften an der 
Börſe notiert, ſo beſtimmt der Kurs das Tauſchverhältnis. Soll, 
um das Umtauſchverhältnis zu erleichtern, der Wert der Aktien der 
neuen Geſellſchaft vermindert werden, ſo kann man Gewinne und 
ſtille Reſerven an die Beſitzer ausſchütten oder das Aktienkapital 
durch Neuausgabe von Aktien verwäſſern. Die Wirkungen einer 
„Fuſion ohne Liquidation“ auf Buchführung und Bilanz zeigt fol⸗ 
gendes Beiſpiel. Die Aktien der übernehmenden Geſellſchaft ſeien 
notiert und haben am 1. Auguſt 1908 einen Kurs von 180 %;; die 
der übertragenden Geſellſchaft ſind nicht notiert, man ſchätzt ihren 
Wert auf 125— 150% . Die Dividende der erſteren Geſellſchaft war 
Ende März 8 /%x, die der übertragenden Geſellſchaft nur 5%. Die 
Fuſion wird dann in der Art beſchloſſen, daß die übernehmende Ge⸗ 
ſellſchaft gegen drei Aktien der übertragenden zwei eigene gibt. 

Eine andere Form der Fuſion iſt die Gewährung von 
Aktien an die Aktiengeſellſchaft (Fuſion mit Liquidation). 
Dieſer Fall kann ſo geſtaltet ſein, daß erſtens an die Aktionäre 
der übertragenden Geſellſchaft Aktien gewährt werden oder daß 
zweitens die Gegenwerte an die übertragende Geſellſchaft ſelbſt 
gewährt werden. Derartige Fuſionierungen ſind aber nicht häufig. 
Es gibt viel häufiger eine andere Form, bei welcher die Fuſion 
unter Veräußerung des Vermögens im ganzen gegen 
Geld und andere Gegenwerte erfolgt. Die Juriſten nennen 
dies nicht mehr Fuſion, bei den Kaufleuten iſt der Name dafür üblich. 
Maßgebend iſt § 303 HGB., deſſen Faſſung allerdings in manchen 
Richtungen nicht günſtig ſei. Der Gläubigerſchutz ſei unvollkommen 
auf der einen und übertrieben auf der anderen Seite. Der 
Paragraph hebt an: „Eine Verwertung des Geſellſchaftsvermoͤgens 
durch Veräußerung des Vermögens ſelbſt. ..“ Es liegt hier eine Ver⸗ 
wechſelung von Vermögens gegenſtänden und Vermögen vor. 
Die Folge davon iſt, daß der Abſatz 2: „Der Beſchluß hat die Auf⸗ 
löſung der Geſellſchaft zur Folge.“ Ebenſo unzureichend ſeien die 
Vorſchriften über die Liquidation. Der Verfaſſer hält die geſetzlichen 
Beſtimmungen zum Teil für hindernd und gefährlich. 

Die beiden behandelten Fälle der Fuſion werden daher ungern 
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benutzt. Will man den § 303 umgehen, fo kann die Fufionierung 
in verſchiedener Weiſe vorſichgehen: 1. Die übernehmende Geſellſchaft 
gewährt Geld und andere Gegenwerte für die nicht „im ganzen“ 
veräußerten Vermögensgegenſtände an die veräußernde Geſellſchaft. 
2. Die übernehmende Geſellſchaft kann an die übertragende Geſell⸗ 
ſchaft Aktien gewähren. 3. Die übernehmende Geſellſchaft gewährt 
irgendwelche Gegenwerte, eventuell auch Aktien nicht an die übertragende 
Geſellſchaft, ſondern an deren Aktionäre. Die übertragende Geſell⸗ 
ſchaft kann ihren Vermögenswert weiter verwalten oder ſie kann 
liquidieren. § 306 findet keine Anwendung. Eine Fuſion kann 
auch dadurch eintreten, daß eine aufnehmende Geſellſchaft 
die ſämtlichen Geſchäftsanteile einer anderen Gefell- 
ſchaft erwirbt. Rechtlich bleibt dieſe beſtehen. Die Vorteile ſind 
groß. Der Erwerb der fremden Aktien kann nach und nach geſchehen 
unter Anpaſſung an Konjunktur und Geldlage. Aber freilich iſt dies 
Verfahren teuer. Dasſelbe Vermögen iſt als Aktienkapital doppelt 
vertreten; denſelben Vermögensgegenſtänden ſteht eine doppelte Aktien⸗ 
urkunde gegenüber. Ferner ſind Ertrag⸗ und Einkommenſteuer dopppelt 
zu erlegen. 

Eine Kapitalrückzahlung iſt bei nicht in Liquidation be⸗ 
findlichen Geſellſchaften ſelten. 1912 und 1913 war die Zahl ſolcher 
Geſellſchaften 10 und 16 und die Kapitalbeträge waren nur 1 und 
3 Millionen Mark. Für ernſte Rückzahlungen beſtehen vier Vor⸗ 
ſchriften: 1. Einziehung mittelſt Ausloſung, Kündigung oder ähn⸗ 
lichem. 2. Mittelſt Kauf nach § 227 HGB. Doch muß dieſe Art 
der Rückzahlung im Geſellſchaftsvertrag vorgeſehen ſein. 3. Die 
Aktienrückzahlung nach den Vorſchriften betr. Herabſetzung des Grund⸗ 
kapitals § 288 ff. Sie kann ſtattfinden a) durch Verloſung, Kün⸗ 
digung (faſt gar nicht in Gebrauch !); b) Rückzahlung durch Kauf 
nach § 223 HGB. (ſeltener Fall); c) Rückzahlung nach § 288 ff. 
(Sperrjahr) durch Kauf, durch Ausloſung oder auf anderem Wege. 
Doch iſt dies nur möglich, wenn der urſprüngliche Geſellſchaftsver⸗ 
trag die Beſtimmungen über die Einziehung enthält. d) Rückzahlung 
nach § 228 ff. (Sperrjahr) durch Kauf. 

Es gibt für dieſe Form der Rückzahlung verſchiedene Möglich⸗ 
keiten: 1. Verhandlungen mit Verkäufern. 2. Generalverſammlungs⸗ 
beſchluß mit feſten Kurſen bzw. Durchſchnittskurs. 3. Ausübung der 
Option, Bekanntmachung, Einleitung des Sperrjahres. 4. Nach 
Ablauf des Sperrjahres Zahlung. Oder es wird ein Generalver⸗ 
ſammlungspreis mit Höchſtlimit für den Rückkauf gefaßt. Pid zweite 
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Möglichkeit liegt in den Verhandlungen mit den Verkäufern. Ein⸗ 
leitung des Sperrjahres; endlich drittens nach dem Sperrjahre 
Zahlung. 

Eine nicht ſelten vorkommende Erſcheinung iſt die Notwendigkeit 
der Sanierung einer Aktiengeſellſchaft, d. h. die Schaffung 
der finanziellen Leiſtungsfähigkeit einer in Schwierigkeiten geratenen 
Aktiengeſellſchaft. Es gibt drei Möglichkeiten. Der erſte Fall be⸗ 
ſteht in der Verringerung des Aktienkapitals ohne 
Entſchädigung an die Aktionäre. Bei einem Aktienkapital 
zum Beiſpiel von 250 000 Mk., 50 000 Mk. Hypotheken und 
245 000 Mk. Kreditoren, alſo 545000 Mk. Paſſiven, ſeien die 
Aktiven: Immobilien 150 000 Mk., Maſchinen 110 000 Mk., Wert: 
zeuge uſw. 25 000 Mk., Vorräte 125000 Mk., Debitoren 80 000 Mk., 
Kurſe 5000 Mk., Unterbilanz 50000 Mk. Vermindert man das 
Aktienkapital durch Abſtempelung auf 150 000 Mk. und den Wert 
der Immobilien auf 111000 Mk., ſo verbleibt eine Bedeckung der 
Paſſiven durch die Aktiven. 

Viel häufiger iſt der zweite Fall, Sanierung mit Zu⸗ 
führung neuer Mittel. Die vielerlei Methoden bewegen ſich 
in zwei Richtungen: entweder erfolgt die Sanierung und Geld⸗ 
beſchaffung in ſelbſtändigen, wenn auch zuſammen durchgeführten 
Operationen, indem die Geldbeſchaffung durch Ausgabe neuer Aktien 
erfolgt; oder die Geldbeſchaffung erfolgt nicht durch den Kapital⸗ 
markt, ſondern durch Zuzahlung der Aktionäre. Die Zuzahlung kann 
auch durch Herunterſtempelung des Nominalwertes der 
Aktien erfolgen. Ein anderer Weg iſt der einer Zuzahlungs⸗ 
ſanierung mit Gewährung von Vorrechten an die Zu- 
zahlenden. In dieſem Falle erhalten die Zuzahlenden Vorzugs⸗ 
aktien. Andere Wege der Sanierung ſind Konſolidation, 
d. h. der Beſchluß der Aktionäre, die Stammaktien unter Reduktion 
des Aktienkapitals in Vorzugsaktien zuſammenzulegen, und die 
Sanierung mit Ausſchüttung von Mitteln (Rückkauf 
eigener Aktien unter pari). Dies iſt zum Beiſpiel dann der Fall, 
wenn eine Aktiengeſellſchaft mit 15 Mill. Mk. Aktienkapital mit 
Hilfe von Bankmitteln 4 Mill. Mk. Aktien zu 60% zurückkauft. 

Eine Liquidation, d. h. die Auflöſung der Geſellſchaft und 
Übergabe des ganzen Kapitals in die Hände der Geſellſchafter, iſt 
im Handelsgeſetzbuch durch bie §§ 252 —302 geordnet. Die Liqui⸗ 
dation kann nur beſchloſſen werden — wenn nicht im Statut ſtrengere 
Beſtimmungen enthalten ſind — mit Dreiviertelmehrheit. Sie er⸗ 
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folgt nur durch die Mitglieder des Vorſtandes, wenn nicht andere 
Liquidatoren gewählt oder auf Antrag des Aufſichtsrates oder der 
Aktionäre, die ſeit feds Monaten 5 %e des Kapitals beſitzen müſſen, 
vom Gericht beſtellt werden. Die Gläubiger ſind aufzufordern, ſich 
zu melden; die erſte Zahlung an die Aktionäre darf erſt nach Ablauf 
eines Sperrjahres erfolgen. Die Liquidatoren haben im großen 
und ganzen Rechte und Pflichten des Vorſtandes; ihre Aufgabe iſt, 
nach den Grundſätzen ordnungsgemäßer Buchführung die Liquidations⸗ 
bilanz aufzumachen. Der Verfaſſer erklärt, daß das Liquidations⸗ 
geſchäft zu den kaufmänniſch ſchwierigſten Aufgaben der ganzen 
kaufmänniſchen Praxis gehört. Es ſei vielerorts ſehr wenig gut 
damit beſtellt. 

Was die Verkörperung der Anteilsrechte an Aktien⸗ 
geſellſchaften und Genoſſenſchaften m. b. H. anbelangt, ſo müſſe 
man ſich begnügen, die Anteilsrechte unter dem Geſichtspunkt der 
Verkörperungsmittel zu betrachten. Es kommen drei Rechtsformen 
in Betracht: Stammaktien, Vorzugsaktien und Genußſcheine. Die 
Stammaktien zerfallen nach dem Geſetz in Inhaberaktien 
und Namensaktien. Erſtere müſſen auf 1000 Mk. ausgeſtellt 
ſein, letztere können, wenn ihre Veräußerung an die Zuſtimmung der 
Geſellſchaft geknüpft iſt (vinkulierte Namensaktien), bis auf 
200 Mk. heruntergehen. Um Fälſchungen zu vermeiden, müſſen gut 
organiſierte Druckereien mit dem Druck der Aktien, Coupons und 
Interimsſcheinen beauftragt werden, und daß das ganze Papier⸗ 
material, das etwa übrig bleibt, der Geſellſchaft zur Verfügung ge⸗ 
ſtellt wird. 

Vorzugsaktien ſind jene Aktien, welche den Anſpruch auf 
prioritätiſche Dividende beſitzen. Die Vorrechte bei der Gewinn⸗ 
verteilung ſind praktiſch weitaus die wichtigſten. Das Weſen der 
Vorzugsaktie muß nicht immer eine Überdividende ſein, es liegt viel⸗ 
mehr nur ein Anſpruch auf Vorzugsdividende auch dann vor, wenn 
die Stammaktien keine oder eine geringere Dividende bekommen. Die 
Kombinationen, in denen Vorzugsbehandlung von Aktien dieſer Art 
ſtattfinden kann, ſind ſo mannigfaltig, daß ich bei dieſer Beſprechung 
auf ihre Vorführung verzichten muß. Es ſei nur noch hervorgehoben, 
daß die Beſitzer von Vorzugsaktien auch ein Vorrecht bei der 
Liquidation, ferner auf Stimmrecht, Tilgung u. dgl. beſitzen. 
Das wichtigſte Recht iſt wohl das der Vorzugsdividende. Im ganzen 
ſind Aktien dieſer Art ein Zeichen der Not. In normalen Zeiten 
werden ſie nicht ausgegeben. 
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Eine eigentümliche Form der Wertpapiere ift der Genuß: 
ſchein. Der älteſte Entſtehungsgrund iſt die Rückzahlung von 
Aktien zum Nominalbetrag. Die Entſtehungsgründe find verſchiedene. 
Sie können ausgegeben werden in der Form al pari nach dem 
HGB § 288. Oder fie entſtehen bei Fuſionen, indem die ihr Unter: 
nehmen abtretenden Beſitzer von der übernehmenden Aktiengeſellſchaft 
Genußſcheine erhielten. Ferner können fie entſtehen durch Kapital 
herabſetzung, die durch die Nichteinhaltung von Illationen, welche 
eintretende Aktionäre verſprochen hatten, veranlaßt wurden. Oder 
ſie bilden ein Mittel der Kapitalsvermehrung, ohne aber Stimmrecht 
in der Geſellſchaft zu geben. Andere Urſachen ihres Entſtehens ſind: 
Vergütungen an Gründer oder fiir Dienſtleiſtungen; Zuzahlungen 
auf Aktien; Umtauſch von Stammaktien gegen Genußſcheine; Erſatz 
für Obligationen; Ablöſungsmittel für gewährte Vorrechte; endlich 
zur Ablöſung von Schulden ausgegebene Genußſcheine. 

In bezug auf die Rechte der Genußſcheine kann man 
zwei Gattungen ſcheiden. Bei der einen hat der Genußſchein ein 
Prioritätsrecht, im zweiten Fall iſt ſein Gewinn anteil be⸗ 
grenzt. Ob die eine oder andere Form bei der Ausgabe gewählt 
wird, hängt von den Leiſtungen des Genußſcheininhabers ab. Be: 
ſtehen fie in Hergabe einer Sache, eines Patentes, einer Ronjeffion 
oder eines ganzen Geſchäftes und ſtehen auf der anderen Seite Bar⸗ 
einleger, ſo werden dem Genußſchein begrenzte Rechte (poſteriori⸗ 
tätiſche) verliehen. Bei Leiſtungen in Geld und ſind auf der 
anderen Seite Sacheinleger oder Sachbeſitzer, ſo pflegen die Rechte 
des Genußſcheins prioritätiſch zu ſein. Sie haben Obligations⸗ 
charakter. Genußſcheine der letzteren Art werden namentlich in einer 
Notlage einer Geſellſchaft ausgegeben. Hier kann man nicht von 
einem Anteilspapier ſprechen, da die Rückzahlung im Intereſſe des 
Unternehmers gelegen iſt. 

Im neunten Abſchnitt ſeines Buches behandelt der Verfaſſer das 
Problem der Emiſſion. Er ſcheidet ſechs Abteilungen: 1. Die 
Börſe als Emiſſionsorgan. 2. Die Zulaſſung zum Börfenhanbel. 
3. Die Börſe als Emiſſionsorgan. 4. Die Emiſſionszeit. 5. Die 
Methoden der Emiſſion und ihr Hergang. Mit demſelben Problem 
beſchäftigte ſich im Jahre vorher auch Dr. Flerſcheim, der ſpeziell 
die Bedeutung der Börſe für die Emiſſion von Wertpapieren be⸗ 
handelt. Ich werde in der folgenden Darſtellung auf beide Werke 
Rückſicht nehmen. 

Die Börſe iſt bekanntlich in Deutſchland nicht mehr der Markt 
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für alle Effekten, ſondern nur ein ſolcher, die nach dem beſonders 
geregelten Verfahren (Zulaſſung) an ihr eingeführt ſind. Ihre oberſte 
Aufgabe iſt die der Bewertung durch die Feſtſtellung eines unter 
geſetzlichen Vorſichtsmaßregeln ermittelten und veröffentlichten Preiſes 
(amtlicher Kurs), der auch für die außerhalb geſchloſſenen Geſchäfte 
tatſächlich maßgebend iſt. In der Geſchäftsſprache der Börſe ver⸗ 
ſteht man unter Emiſſion das „In⸗den⸗Verkehr⸗Ein⸗ 
führen“ der Wertpapiere (vgl. HGB. § 203) und unter⸗ 
ſcheidet es von der „Ausreichung an die erſten Erwerber“. 
Es ſoll daher im folgenden unter Emiſſion die wirtſchaftliche 
Tätigkeit einer Bank verſtanden werden, die den 
Zweck hat, für eigene oder für fremde Rechnung über- 
nommene, noch nicht im Publikum befindliche Wert⸗ 
papiere im eigenen Namen und ohne ſichtbare Mit⸗ 
wirkung des Ausſtellers in den Verkehr zu bringen. 
In der Regel ſind es Banken, welche Emiſſionen vornehmen. Es 
können dabei folgende Fälle unterſchieden werden: 1. Die Bank über⸗ 
nimmt die Effekten ſelbſt (Negoziierung), dann iſt natürlich der Über- 
nehmungspreis geringer als der Emiſſionskurs. 2. Die Bank über⸗ 
nimmt die Papiere in Kommiſſion, wobei zu unterſcheiden iſt: 
a) ſie vereinbart mit den Unternehmern einen feſten Emiſſions⸗ 
kurs, von dem dann ein Teil für ſie als Proviſion abgeht, b) die 
Feſtſetzung des Kurſes liegt in der Hand der Bank, d. h. ſie 
zahlt dem Unternehmen den von ihr erzielten Kurs abzüglich einer 
Provifion. 

In bezug auf die Technik der einzelnen Emiſſions⸗ 
arten gibt es drei Formen: 1. Maſſenverkauf zu feſtem 
Kurs (Zeichnung). 2. Maſſenverkauf zu unbeſtimmtem 
Kurs (Einführung). 3. Kontinuierlicher, freihändiger 
Verkauf. Im erſten Falle wird fie Aufforderungen zur Zeich⸗ 
nung erlaſſen, durch Veröffentlichung des Proſpektes, namentlich in 
in⸗ und ausländiſchen Zeitungen. Es wird zugleich die Zeichnungs⸗ 
zeit und der Zeichnungskurs bekannt gegeben. Es werden Sperr⸗ 
verpflichtungen gefordert und die Hinterlegung einer Kaution. Ferner 
werden Zeichnungsſtellen errichtet, und die Emittenten werden 
die Subſkriptions aufforderung anderen Banken und 
Bankiers zuſenden. Natürlich kommen dabei auch die eigenen 
Kunden in Betracht. Infolge dieſer Reklame laufen oft zehn⸗ bis 
hundertmal ſo viel Zeichnungen ein, als Effekten zu vergeben ſind. 
In ſolchem Falle muß natürlich der Zeichnungsſtelle das freie Er⸗ 
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meſſen gewahrt werden. Was den Abſatz anbelangt, fo hat man die 
Wahl zwiſchen zwei Syſtemen. Entweder erfolgt ein Maſſenverkauf 
zum erſten Kurs, der ſich durch Abſchluß einer Mehrzahl von regu⸗ 
lären Börſenverluſten vollzieht. Nachteilig wirkt die Form der 
Emiſſion, wenn fie den Kurs zu ſehr in die Höhe treibt. Über die 
zweite Form, kontinuierlicher Verkauf, iſt nicht viel zu ſagen. 
Das Ziel dieſer Art des Verkaufes iſt in der Regel, die Stücke 
möglichſt direkt an die Kapitaliſten (die „letzte Hand“) abzuſetzen, 
Spekulation alſo zu vermeiden. 

Bei allen dieſen Emiſſionen kommt die Sperre vor. Ihr 
Zweck iſt, die Spekulation zu verhindern. Man kann heute folgende 
Arten von Sperren unterſcheiden: 1. Sperre mit feſtbeſtimmter 
Zeitdauer, die bei der Zeichnungsaufforderung bekannt gemacht 
wird. 2. Sperre mit Vorſchlagsrecht der Zeichner. 
Hier werden jene berückſichtigt unter den Zeichnern, welche die längſte 
Zeit auf die Marktgängigkeit ihrer Papiere verzichten. Es kommen 
oft Sperrangebote von zwölf Monaten und mehr vor. Dieſe Sperre 
kann auch durch das Angebot einer Prämie für die Sperrenden er⸗ 
zielt werden. Trotzdem hat ſich ein Börſenhandel mit geſperrten 
Stücken entwickelt. 

Was die Zulaſſung von Aktien zum Börfenhandel an: 
belangt, fo hat das Börſengeſetz von 1896 im § 41 (ſeit 1906 § 43) 
verfügt: 

„Für Wertpapiere, deren Zulaſſung zum Börſenhandel verweigert 
oder nicht nachgeſucht wird, darf eine amtliche Feſtſtellung des Preiſes nicht 
erfolgen. Geſchäfte in ſolchen Wertpapieren ſind von der Benützung der 
Börſeneinrichtungen ausgeſchloſſen und dürfen von den Kursmaklern nicht 
vermittelt werden. Auch dürfen für ſolche an der Börſe abgeſchloſſenen 
Geſchäfte Preisliſten (Kurszettel) nicht veröffentlicht oder in mechaniſch 
hergeſtellter Vervielfältigung verbreitet werden, ſoweit nicht die Börſen⸗ 
ordnung für beſondere Fälle Ausnahmen geſtattet.“ 

Die Zulaſſung erfolgt nach § 36 durch eine beſondere Kom⸗ 
miſſion, von deren Mitgliedern mindeſtens die Hälfte aus Perſonen 
beſtehen muß, „die nicht berufsmäßig am Börſenhandel mit Wert⸗ 
papieren beteiligt find’. Für die weitere Regelung des Zulaſſungs⸗ 
aktes kommen außer dem Börſengeſetz (in der Faſſung der Novelle 
von 1908) noch die Bundesratsverordnung vom 4. Juli 1910, die 
Börſenverordnungen (zum Beiſpiel Berlin §§ 24—27, Frankfurt 
§§ 14—16), ſowie Geſchäftsordnungen der Zulaſſungsſtelle an den 
verſchiedenen Börſen in Betracht, außerdem die von den vereinigten 
Zulaſſungsſtellen 1896 gefaßten Beſchlüſſe. Das ſehr komplizierte 
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Zulaſſungsverfahren krankt an einem Punkte: es erfaßt nur formale 
Tatſachen, von denen die Zulaſſung abhängig gemacht wird, kann 
aber nicht die Emiſſion unſolider ine und ausländiſcher Werte hindern. 
Das Zulaſſungsverfahren ſetzt ſich aus fünf Einzelakten zuſammen: 
Antragſtellung, Antragveröffentlichung ſeitens der Zulaſſungsſtelle, 
Prüfung des Antrages, Zulaſſungsbeſchluß, Proſpektveröffentlichung. 

Der Antrag auf Zulaſſung muß von einer an der Börſe 
vertretenen öffentlichen Bankanſtalt, Privatbank oder Bankfirma ge⸗ 
ſtellt fein (mit gewiſſen Ausnahmemöglichkeiten). Er muß den Be⸗ 
trag und die Art der einzuführenden Wertpapiere und eine Angabe 
darüber enthalten, ob eine Zulaſſung bei einer anderen deutſchen 
Börſe ſchon vorher oder gleichzeitig beantragt iſt. Sind die geſetz⸗ 
lichen Bedingungen erfüllt, ſo verfügt der Vorſitzende der Zulaſſungs⸗ 
ſtelle die Veröffentlichung des Antrages unter Angabe des 
Antragſtellers, des Betrages und der Art der einzuführenden Wert⸗ 
papiere im Deutſchen Reichsanzeiger und in zwei weiteren Zeitungen. 
Der Tag der Veröffentlichung iſt der Ausgangspunkt für die Minimal⸗ 
friſt von ſechs Tagen, nach deren Ablauf die Einführung an die 
Börſe geſchehen kann. Die Zulaſſung iſt aber von obligatoriſchen 
Vorausſetzungen bedingt, die folgendermaßen geordnet find: 1. Bei 
den Börſen Berlin, Hamburg und Frankfurt a. M. müſſen die Stücke 
einen Nennnwert von einer Million Mk., bei den übrigen Börſen 
von 500 000 Mk. haben. 2. Anteile einer ausländiſchen Geſellſchaft 
müſſen regelmäßig einen Nennwert von 1000 Mk. haben oder die 
Genehmigung der Landeszentralbehörde. 3. Die Wertpapiere müſſen 
— außer Verſicherungsaktien und Interimsſcheinen — vollbezahlt 
oder die Vollzahlung muß jederzeit zuläſſig ſein. 4. Die Zulaſſung 
von Aktien eines zur Aktien⸗Aktienkommanditgeſellſchaft um⸗ 
gewandelten Unternehmens dürfen nicht vor Ablauf eines Jahres 
ſeit der Eintragung in das Handelsregiſter und Veröffentlichung der 
Bilanz — mit Gewinn⸗ und Verluſtrechnung — erfolgen. Die Be⸗ 
ſtimmung gilt nicht für divekt als Aktiengeſellſchaft gegründete Unter: 
nehmungen. 

Die Aufgabe und Pflicht der Zulaſſungsſtelle iſt 
im weſentlichen darin gelegen, daß ſie die Vorlegung von Urkunden, 
welche die Grundlage für die zu emittierenden (bzw. an der Börſe 
einzuführenden) Wertpapiere bilden, zu verlangen und zu prüfen 
hat; ferner daß ſie dafür zu ſorgen hat, daß das Publikum über 


1 Börſengeſetz vom 22. Juni 1896 bzw. 8. Mai 1908 § 41 Abſ. 1 u. § 42. 
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alle zur Beurteilung der zu emittierenden Wertpapiere notwendigen 
tatſächlichen und rechtlichen Verhältniſſe fo genau als möglich 
informiert wird; Emiſſionen nicht zuzulaſſen, durch welche erhebliche 
allgemeine Intereſſen geſchädigt werden, oder welche offenbar zur 
Übervorteilung des Publikums führen. Ferner müſſen alle im § 30 
BGB. geforderten Urkunden beigebracht werden, und der Antrag kann 
nur dann abgelehnt werden, wenn Bedenken örtlicher oder wichtiger 
wirtſchaftlicher Natur gegenübertreten. Ferner auch dann, wenn 
Umſtände bekannt ſind, die eine erhebliche Benachteiligung 
der Erwerber der Wertpapiere oder eine Gefährdung erheblicher all⸗ 
gemeiner Intereſſen befürchten laſſen. 

Das Verfahren für die Prüfung iſt der Zulaſſungsſtelle 
durch die Geſchäftsordnung beſtimmt. Der Antrag zur Zulaſſung 
iſt ſchriftlich zu überreichen. Sie entſcheidet mit abſoluter Mehrheit. 
Eine Berufung gegen einen ablehnenden Beſchluß kann in Preußen 
an die Handelskammer gerichtet werden. Als dritte und letzte 
Inſtanz hat der Handelsminiſter zu entſcheiden. Die Zulaſſungsſtelle 
hat die Aufgabe und Pflicht: 

a) die Vorlegung der Urkunden, welche die Grundlage für die zu 
emittierenden Wertpapiere bilden, zu verlangen und dieſe Urkunden zu 
prüfen; b) dafür zu forgen, daß das Publikum über alle zur Beurteilung 
der zu emittierenden Wertpapiere notwendigen tatſächlichen und rechtlichen 
Verhältniſſe ſoweit als möglich informiert wird, und bei Unvollſtändigkeit 
der Angaben die Emiſſion nicht zuzulaſſen; e) Emiſſionen nicht zuzulaſſen, 
durch welche allgemeine Intereſſen geſchädigt werden, oder welche offenbar 
zu einer Übervorteilung des Publikums führen (§ 36, Abſ. 3, Bundes 
ratsbekanntmachung vom 4. Juli 1910). 

Außerdem erklärt die Bekanntmachung im § 14, daß der Antrag 
abzulehnen iſt: 

1. wenn die auf Grund des § 36, Abſ. 3a, b (ſiehe oben) des 
Börſengeſetzes oder der Beſtimmungen der Bekanntmachung von der Zu⸗ 
laſſungsſtelle verlangten Urkunden und Angaben nicht beigebracht werden: 
2. wenn der Zulaſſung Bedenken örtlicher Natur als wichtige wirtſchaft⸗ 
liche Bedenken entgegenſtehen, oder wenn der Zulaſſungsſtelle Umſtände 
bekannt find, die eine erhebliche Benachteiligung der Erwerber der Wert⸗ 
papiere oder eine Gefährdung erheblicher allgemeiner Intereſſen be⸗ 
fürchten laſſen. ' 

Die Zulaſſungsſtelle fordert außerdem von allen in Berlin zu 
zulaſſenden Papieren außer den geſetzlichen Vorſchriften: 

a) alle Bekanntmachungen, beſonders die jährlichen Bilanzen und 
Geſchäftsberichte, Ausloſungen uſw. find im Deutſchen Reidjsangeiger 
und Staatsanzeiger und in mindeſtens zwei Berliner Zeitungen zu ver ⸗ 
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öffentlichen; b) bei Einführung von Aktien nicht in Berlin anſäſſiger 
Geſellſchaften iſt in Berlin eine Stelle zu errichten und bekanntzugeben, 
bei der koſtenfrei fällige Gewinnanteile und neue Dividendenbogen erhoben, 
Bezugsrechte ausgeübt, Aktien zur Teilnahme an der Generalverſammlung 
hinterlegt, die Aktienurkunde betreffende Maßregeln bewirkt werden 
können; c) bei Einführung von Schuldverſchreibungen iſt in Berlin eine 
Stelle einzurichten und bekanntzugeben, bei der koſtenfrei fällige Coupons, 
neue Zinszahlungsbogen und Rückzahlungen, ſowie Konvertierungen be⸗ 
wirkt werden können. 


Es gelten ferner noch Beſtimmungen über den zu veröffent⸗ 
lichenden Proſpekt. Der Zulaſſungsbeſchluß muß durch dreitägigen 
Anſchlag an der Börſe veröffentlicht werden. Ebenſo iſt der Proſpekt 
in den Zeitungen zu veröffentlichen, in welchen der Antrag ver⸗ 
öffentlicht war. Einführung an der Börſe iſt für die Wertpapiere 
erſt am dritten Tag nach dieſen Veröffentlichungen zugelaſſen. 

Nach erfolgter Zulaſſung iſt ein ſchon vorgelegt geweſener 
Proſpekt zu veröffentlichen, der folgende Zwecke hat: 1. Es ſoll 
dadurch der Emittent bekannt werden und mit ſeinem Emiſſions⸗ 
kredit für die Emiſſion eintreten. 2. Dem kaufenden Publikum ſoll 
möglichſt das Tatſachenmaterial zur Verfügung geſtellt werden, das 
es zur eigenen Beurteilung des neu emittierten Effektes bedarf. 
3. Durch die Prüfung dieſes Materials ſeitens der Zulaſſungsſtelle 
ſoll das Publikum die Gewähr für die Richtigkeit und Vollſtändig⸗ 
keit haben. Von der Zulaſſung ſtreng zu ſcheiden iſt 
die Einführung. Die erſtere iſt ein Verwaltungakt, die Ein⸗ 
führung ein Emiſſionsakt. Dieſer an der Börſe vor ſich gehenden 
Einführung hat mit gewiſſen Ausnahmen die Zulaſſung voran⸗ 
zugehen, und zwar iſt die Zeitdifferenz nach Proſpektveröffentlichung 
drei Tage. Die Verfügung des Bundesrates vom 4. Juli 1910 
verfügt die darauf Bezug nehmenden Einzelvorſchriften. 

Flersheim behandelt nun im II. Kapitel die Börſe als 
Zentralbewertungsſtelle!. Wirtſchaftlich äußert ſich die 
Tatſache der Notierung darin, daß 1. das Effekt an einem zentralen 
Markt gehandelt wird, ſo daß Angebot und Nachfrage ihren Aus⸗ 
gleich finden können. 2. Durch die offizielle Notiz iſt jeder Wert⸗ 
papierintereſſent in der Lage, den Kapitalwert des betreffenden Wert⸗ 
papieres täglich feſtzuſtellen. Es kommen dabei als Intereſſenten 
in Betracht: der Ausſteller, der Emittent und der Käufer. Ein 


1 Man vergleiche zu dem oben Geſchilderten Schmalenbach, Finanzie⸗ 
rungen, Abſchnitt J, S. 222— 225. 
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unmittelbares Intereſſe an der Börſennotiz hat zu⸗ 
nächſt der Käufer in mehrfacher Richtung. Er hat die Möglichkeit, 
ſeine Effekten jederzeit veräußern zu können, ferner ihren 
Kapitalswert berechnen zu können und endlich die öffentliche 
Kritik und Beurteilung kennenzulernen. Eine regelmäßige 
Beurteilung ſeiner Effekten iſt aber für jeden Beſitzer von ſolchen 
inſofern von Wichtigkeit, als ſie über die Urſachen etwaiger Kurs⸗ 
ſchwankungen aufklärt, ſich nicht zu überſtürzten Käufen und Verkäufen 
verleiten läßt. Für den Ausſteller iſt die Börſeneinführung ebenfo 
wie für den Emittenten eine Notwendigkeit. Der Ausſteller 
muß ſchon deshalb dem übernehmenden Bankhaus die Börfenein- 
führung zur Bedingung machen, weil das Mißglücken eine erhebliche 
Gefahr, eine Beeinträchtigung ſeines Anleihekredites bedeute. 
Der Emittent hat zunächſt dasſelbe Intereſſe an der Einführung 
wie der Ausſteller, und er wird dem Käufer, um ſich der übernommenen 
Effekten mit Nutzen entledigen zu können, ſoweit als möglich ent: 
gegenkommen, d. h. er wird die Börſennotiz herbeiführen oder zum 
mindeſten in Ausſicht ſtellen. An feſtverzinslichen Papieren beſteht 
kein direktes Emiſſionsintereſſe. Mißlingt die Emiſſion, dann 
wird man den Reſt langſam an der Börfe abzuſtoßen verſuchen, 
was um ſo eher gelingen wird, wenn die betreffende Effektengattung 
an der Börſe gangbar iſt. Maßgebend für dieſe Frage ſind aber 
auch die Beſtimmungen über die ſeitens des Emittenten gewährten 
Bonifikation. 

Während die Unterbringung von ſicheren Anlehen wenig 
Schwierigkeiten bietet, iſt das Verhältnis von Ausſteller (Aktien- 
geſellſchaft), Emittent und Käufer (Zeichner) von Aktien nicht 
fo einfach zu beſtimmen. Denn 1. iſt das rechtliche und wirtſchaft⸗ 
liche Verhältnis zwiſchen den beiden erſten komplizierter und iſt 
2. die Zahl der Intereſſenten damit noch nicht erſchöpft. Die Aktien 
können ſich in relativ vielen Händen befinden, ferner find es die 
Vorbeſitzer, welche als Intereſſenten in Betracht kommen. Ez 
müſſen aber wieder nicht alle Vorbeſitzer ein Intereſſe daran haben, 
ſich Geld zu verſchaffen; es kann ein zahlenmäßig kleiner Teil ſein, 
der aber in den Händen eines Großaktionärs liegt. Für den 
Käufer iſt die Börſeneinführung von Bedeutung, weil die Börſen⸗ 
notiz die erleichterte Möglichkeit jederzeitiger Realiſierung der Werte 
bietet. Die Gründer und alten Aktionäre können ſich nun 
eher ihres Beſitzes entledigen. Freilich muß man auch den Handel 
in unnotierten Werten kennen, um die Bedeutung der Börſen⸗ 
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einführung voll zu erkennen. Es gibt heute zahlreiche Kurszettel 
von Aktien ohne Börſennotiz. Sie ſind nicht immer gering⸗ 
wertig, es gibt darunter Unternehmen, die 700% und höher notieren. 
Es find auch ſolche darunter, denen die Zulaſſung aus wirtſchafts⸗ 
politiſchen Gründen unterſagt wurde (Deutſche Erdölgeſellſchaft); 
ferner gehören hierher Aktien mit Dividendenbeſchränkung: 
Zoologiſche Gärten, Theater und dergleichen, oder die lokale In⸗ 
tereſſen vertreten, wie Hotels. Endlich gibt es einen Markt für 
unnotierte Werte, für Aktien von Unternehmungen, bei denen die 
Notiz unerwünſcht iſt: Familienbeſitz, Handelsvereinigungen, 
Korporationen (deutſche Salpeterwerke) mit Monopolcharakter, zahl⸗ 
reiche Kleinbahnen. Hierzu gehören ferner die Aktien jener inländi⸗ 
ſchen Geſellſchaften, deren Notiz an einer ausländiſchen Börſe 
ſtattfindet. Zuſammenfaſſend könne man ſagen: Der unnotierte 
Verkehr iſt unter den heutigen Umſtänden eine nicht zu entbehrende 
Einrichtung; für die Beſitzer von ſolchen Werten und beſonders auch 
für die Käufer beſtehen jedoch gewiſſe Gefahren, die durch die offizielle 
Notiz vermieden werden. 

Neben dieſen Intereſſenten an einer Emiſſion kommen die Groß⸗ 
aftiondre, die Gründer in Betracht. Haben fie die Börſen⸗ 
notiz erlangt, ſo können ſie nun ihren Beſtand abſtoßen und ſo er⸗ 
reichen, was der eigentliche Zweck der Umwandlung in eine Aktien⸗ 
geſellſchaft war: die Mobiliſierung des inveſtierten Kapitals. Jeden⸗ 
falls können ſie ihre Effekten nun nach und nach abſtoßen. Der 
Ausſteller muß ſich der Vermittlung eines Bankhauſes bedienen. 
Dieſe ſoll ihm auch dann nützlich ſein, wenn eine Tilgung oder ein 
Rückkauf beabſichtigt iſt. Die Stellung des Emittenten wird 
ſich nach der Aufgabe richten, welche die Herſtellung der Börſen⸗ 
notiz im Rahmen des Emiſſionsprozeſſes hat. Entweder beſteht 
ſchon ein freier Verkehr, oder die Emiſſion ſoll mit der Börſen⸗ 
einführung ſtattfinden, oder endlich die Herſtellung einer Börſennotiz 
iſt Selbſtzweck; eine Emiſſion kann dann ſtattfinden, wenn man will. 

Welches find die Faktoren der tatſächlichen Erfüllung 
der privatwirtſchaftlichen Aufgaben der Börſen⸗ 
notiz? Es handelt fid um Anlage- ober Spekulationskauf und 
verkauf. In erſter Linie feſtverzinsliche Effekten find 
Staatsanlehen, Kommunalanlehen, Hypothekenpfandbriefe und In⸗ 
duſtrieobligationen. Von dieſen Effekten ſind nun — in normalen 
Zeiten — die Obligationen der großen Induſtrieunternehmungen 
Gegenſtand eines Intereſſes an der Kursregulierung. In Deutſchland 
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können es auch Pfandbriefe ſein !. Dieſe ſcheinen nach der Meinung 
des Verfaſſers wenig beliebt zu ſein. Bezüglich der Dividenden⸗ 
papiere will der Verfaſſer keine feſte Regel aufſtellen. Natürlich 
wirkt hier die Sicherheit der Gewinne ſtark ein, ſo bei den Aktien 
der Verſicherungsgeſellſchaften und der Großinduſtrie bzw. 
der Großbanken. Die Kurszettelwahrheit ſchlägt der Verfaſſer 
nicht hoch an. Ein großer Teil der Aufträge wird außerhalb der 
Börſe kompenſiert, und außerdem wird ein großer Teil des an die 
Börſe kommenden Materials zur Erſparung der Courtage direkt oder 
durch freie Makler gehandelt. 

Im nächſten Kapitel behandelt der Verfaſſer die Börſe als 
Zentralaustauſchſtelle. Ein großer Teil der Käufe und Ver⸗ 
käufe vollzieht ſich außerhalb der Börſe, ſo daß dieſer Preis kein 
wahrer Börſenpreis iſt, der ſich aus Angebot und Nachfrage ergibt, 
ſondern einſeitig von dem Emiſſionshaus feſtgeſtellt und reguliert 
wird. Man muß dabei vor allem ſcheiden a) feſtverzinsliche Papiere. 
Hier hat der Käufer die Gelegenheit, jederzeit verkaufen zu können. 
Der Ausſteller muß ſich der Vermittlung eines Bankhauſes bedienen. 
Dieſes iſt ihm auch dann von Nutzen, wenn eine Tilgung oder ein 
Rückkauf beabſichtigt iſt. 

Wann der Börſenhandel der Emiſſion dient, läßt ſich nicht mit 
Sicherheit ſagen, weil der Verkehr außerhalb der Börfe auch eine 
Rolle ſpielt. Charakteriſtiſch für die Emiſſion „an der Börſe“ iſt: 
1. der Emiſſionskurs. Er kann nicht vom Emittenten fel: 
geſtellt werden, ſondern ergibt ſich aus der Geſchäftslage 
an der Börſe. 2. Es iſt die Menge der tatſächlich zur 
Emiſſion kommenden Stücke nur begrenzt durch die 
Summe des zugelaſſenen Betrages, die keinen Aufſchluß 
über die wirkliche Größe gibt. Es wirken im ganzen drei Momente: 
1. die Abſicht, möglichſt viel Gewinn zu erzielen; 2. die Sicher⸗ 
heit, ſich der übernommenen Effekten vollkommen zu entledigen; 
3. die Wahrung des Emiſſionskredites, die in dieſem Falle 
darin beſteht, daß die Bank, welche die Emiſſion in Händen hat, 
den Börſenkurs nicht unter den Emiſſionskurs ſinken läßt. Bei der 
Emiſſion von Obligationen ſpricht nur das Moment der Solidi⸗ 
tät mit. Anders iſt es bei Aktien. Erfahrungsgemäß haben 


1 In Oſterreich ſind dieſe nicht Gegenſtand einer Spekulation, da nur 
öffentliche Körperſchaften (Landeshypothekenbanken) Pfandbriefe ausgeben; fe 
ſind daher bei uns pupillarſicher. 
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einzelne Käufer unter Umſtänden ein beſonderes Intereſſe, die Aktien 
eines Unternehmens zu erwerben, von dem ſie größeren Erfolg er⸗ 
warten. Der Verfaſſer gibt dafür zahlenmäßige Beiſpiele, z. B. 
Mathildenhütte Zeichnungspreis 128, Einführungskurs 165, oder 
Chemiſche Fabrik Concordia Zeichnungspreis 202, Einführungs⸗ 
preis 2357. Verfaſſer führt noch weitere dafür an. 

Ein zweites Charakteriſtikum der Emiſſion zum Börſen⸗ 
kurs äußert ſich darin, daß der Emittent nicht gezwungen iſt, an⸗ 
zugeben, wieviel Stücke er tatſächlich zu emittieren die Abſicht hat. 
Im ganzen könne man ſagen, daß die Emiſſion an der Börſe von 
den Emittenten nur bei Aktien vorgenommen wird, weil hier eine 
Ausnutzung ihres Weſens für ſie von wirtſchaftlichem Vorteil iſt. 
Ein Moment, welches für den Ausſteller von Bedeutung ſei, ſei auch 
das Vorhandenſein einer Spekulation. 

Dieſe Darſtellung Flersheims bedarf einer Ergänzung, die in 
dem Abſchnitt Emiſſionen im Buche Schmalenbachs enthalten iſt. 
Sie bezieht fic) auf die Bank als Emiſſionsorgan?. Deren 
Mitwirkung bei der Zulaſſung von Aktien zum Börſenhandel wird 
in neuerer Zeit nachdrücklicher in den Zulaſſungsvorſchriften der 
Börſen gefordert, ſo daß man, wenn man Effekten an der Berliner 
Börſe zur Zulaſſung bringen will, auf die Mitwirkung Berliner 
Banken angewieſen iſt. Es iſt dies für den Emittenten auch ein 
Vorteil, weil eine große Bank mit ihren eigenen und den vielen 
Schaltern ihrer Filialen und koordinierten Banken über ein großes 
Kapitaliſtenpublikum verfügt. Allerdings laſſen ſich die Banken für 
den Emiſſionskurs un verhältnismäßig hoch bezahlen. Unter vielen 
Bankdirektoren find nicht wenige, welche bei allen Geſchäften an fi 
ſelbſt denken, beſonders bei Emiſſionen. 

Betrachtet man die Methode der Emiſſion, ſo ſtehen zwei 
Tatſachen in Frage: 1. die Subſkription und 2. die Ein⸗ 
führung. Was den erſten Fall anbelangt, ſo wird ein feſter 
Kurs feſtgeſetzt und das Publikum durch Zuſendung von Druck⸗ 
ſachen, Inſerate in Zeitungen zur Zeichnung aufgefordert. Was 
die Zeichnung ſelbſt anbelangt, fo find vier Punkte ins Auge zu 
faſſen: 1. Verpflichtung zur Abnahme des gezeichneten oder eines 
geringeren Betrages; 2. Verpflichtung zur Sperre des ganzen oder 
eines Teiles des gezeichneten Betrages; 3. Sicherung der Zeichnung 


1 Nach Prion, Die Preisbildung an der Wertpapierbörſe. Leipzig 1910. 
2 Schmalenbach, a. a. O. S. 236 ff. 
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in Wertpapieren oder Waren; 4. die Zuteilung erfolgt nad dem 
Ermeſſen der Zeichnungsſtelle, da häufig hundertfache Überzeihnungen 
vorkommen. Bevorzugt werden jene, welche ſich eine Sperre von 
drei, ſechs oder zwölf Monaten oder von noch längerer Zeit gefallen 
laſſen. Dieſe Sperre iſt notwendig, um Spekulanten fernzuhalten. 

Was die Begebung anbelangt, ſo hat man die Wahl zwiſchen 
freihändigem Verkauf oder der „Einführung“. Erſteren 
Weg wählt man, wenn man ſich mit dem Abſatz der Papiere mehr 
Zeit nehmen will und kann, wenn zum Beiſpiel der Emittent an zu 
begebenden Obligationen ebenſoviel Zinsgenuß hat wie an anderen 
Geſchäften. Auch dann iſt er bevorzugt, wenn das Papier noch 
keine ſichere Bewertung zuläßt. Auch Aktien hat man in der letzten 
Zeit auf dieſem Wege begeben. 

Die Emiſſionszeit wird von dem, der warten kann, ſo ge⸗ 
wählt, daß er eine gute Konjunktur benutzt. Man pflegt namentlich 
jene Periode des Jahres zu wählen, wo durch Couponeinlöſungen Geld 
zur Verfügung frei wird. Emiffionen oder Obligationen werden 
gewöhnlich von einem Bankhauſe oder Konſortium übernommen. 
Der Abſatz geht in folgenden Formen vor ſich: Die Auflegung 
zur Subſkription mit feſtem Kurs. Inſeräte, Druckſachen⸗ 
verſand und ähnliches ſind die Mittel der Aufforderung zur Zeich⸗ 
nung. Auch die Aktien find zur Subſkription aufgelegt worden, 
noch ehe die Zulaſſung beantragt war. Dieſes Verfahren wurde 
aber im Reichsanzeiger 1903 als nicht im öffentlichen Intereſſe 
liegend bezeichnet. In der Tat ſollen die Emiſſionsſtellen nach der 
Meinung des Verfaſſers vor geſicherter Zulaſſung nach Möglichkeit 
beſchränken. Was die Zeichnung ſelbſt anbelangt, ſo hat der⸗ 
jenige, der ſich dazu bereit erklärt, einen Zeichnungsſchein aus⸗ 
zufüllen, in dem er ſeine Verpflichtung übernimmt. Sein Inhalt 
enthält drei Verpflichtungen: 


1. zur Abnahme des gezeichneten oder eines geringeren Betrages, 
der auf Grund des Scheines zugeteilt wird; 2. der Zeichner unterwirft 
ſich ganz oder für einen Teilbetrag einer „Sperre“; 3. er verpflichtet 
ſich, eine Sicherheit in bar oder Wertpapieren, die der Zeichnungsfiele 
genügt, allgemein oder auf Verlangen der Zeichnungsſtelle zu leiften: 
4. die Zuteilung erfolgt nach freiem Ermeſſen der n tunlichſt 
bald nach Schluß der Zeichnung. 


Dazu kommen noch andere Bedingungen und Vorbehalte, weil 
Überzeihnungen die Regel find. 
Gewöhnlich findet eine Überzeichnung ſtatt, ſo daß die Grund⸗ 


U 
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{ige der Zuteilung beſtimmt werden müſſen. Dabei werden jene 
bevorzugt, welche ſich einer Sperre von drei, feds oder zwölf 
Monaten unterwerfen. Trotzdem ſind die geſperrten Stücke nicht 
vom Handel ausgeſchloſſen, indem man ſtatt der Stücke Gutſcheine 
über die Sperrſtücke ausſtellt. Die Sperre iſt für das Publikum 
von Nachteil, weil dadurch dem Kapitalmarkt oft der weitaus größte 
Teil der Effekten entzogen wird. Das Subſkriptionsverfahren 
mit unbeſtimmtem Kurs, das in England üblich iſt, findet in 
Deutſchland kaum Anklang. Dagegen wird der freihändige 
Verkauf oder die „Einführung“ benutzt, wenn man für den 
Abſatz der Papiere mehr Zeit nehmen will und kann 1. Auch Aktien 
hat man in den letzten Jahren in ſteigendem Umfange durch Ein⸗ 
führung begeben. Im ganzen iſt das Syſtem der Einführung, wenn 
es glücklich durchgeführt wird, in der Regel rentabler für die Bank 
als das Subſkriptionsverfahren. Freilich ſichern alle dieſe 
Zuſtände das Publikum nicht; denn es iſt die Gewohnheit 
der Emiſſionshäuſer, den Kurs längere Zeit künſtlich zu ſtützen. 

Eine andere Form der Emiſſion iſt die mit kontinuier⸗ 
lichem Verlauf. Sie kommt hauptſächlich bei Obligationen vor, 
da dieſe ſich an das Anlagebedürfnis wenden. So geſchieht zum 
Beiſpiel der Abſatz der Pfandbriefe durch die Vermittlungsbanken 
im laufenden Geſchäft. Die Bonifikation der Banken wird vom 
Nominalwert berechnet und beläuft ſich auf /— 1/0. Ahnlich geht 
die Emiſſion der landſchaftlichen und ſtädtiſchen Anlehen vor ſich. 
Eine andere Art der Emiſſion iſt die unter der Hand oder die 
Plazierung. Dieſe Emiſſion geht leider ohne Benutzung der 
Börſe und ohne öffentliches Verfahren vor ſich. Damit find große 
Gefahren verbunden. Private Zirkulation, Ankündigungen in Zei⸗ 
tungen, briefliche Aufforderungen bilden heute ein Mittel, das 
Kapital der Privaten für Emiſſionszwecke in Anſpruch zu nehmen. 
In England gibt es dafür eine Garantie, das Underwriting eines 
engliſchen oder auch ausländiſchen Fachmannes. 

Im Deutſchen Reich ſpielt auch die Ausgabe von Privat⸗ 
obligationen für Finanzierungszwecke eine Rolle. Es betrugen 
Ende 1912— 1913 die Privatobligationen 4,61 Milliarden, alſo mehr 


1 Dieſes Verfahren wird auch dann gewählt, wenn das Papier noch keine 
fihere Bewertung zuläßt. So find 1906 im ganzen 47 Erſteinführungen von 
Aktien an der Berliner Börſe erfolgt. Darunter befanden ſich 17 Papiere, von 
welchen ein Teil zur Subſkription gelangte, während 30 Papiere durch Ein⸗ 
führung begeben wurden. 

Schmollers Jahrbuch XL g. 27 
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als 25% der Staatsſchulden aller deutſchen Staaten (20,18 Milliarden). 
Die hauptſächlichſten Gruppen der Induſtrie, welche ſich dieſes Mittels 
der Kapitalbeſchaffung bedienen, ſind Bergbau, Hütten, Salinen 1913 
24 Millionen; Maſchinenbau, Gießereien 32,4 Millionen; Metall- 
verarbeitung 1 Million; Elektrizität 100 Millionen; Chemiſche In⸗ 
duſtrie 4,5 Millionen. Seit 1. Januar 1900 bedarf ihre Begebung 
der Genehmigung der oberſten Verwaltungsbehörden !. 

Das dritte, hier zu beſprechende Buch von Adolf Weber 
will das deutſche und engliſche Bankweſen vergleichen. 
In der ernſten Durchführung dieſer Abficht liegt der Wert des 
Buches. Die 22 Seiten umfaſſende Einleitung enthält eine Klar⸗ 
ſtellung des Begriffes Bank mit der Unterſcheidung von Depoſiten⸗ 
und Spekulations banken. Der Verfaſſer gibt nun die Würdi⸗ 
gung dieſer Organiſationen durch die Profeſſoren Roſcher, Schäffle 
und Wagner. Nach ihrer Meinung iſt das Weſen der modernen 
Bank: der Handel in Nutzungen des vertretbaren be⸗ 
weglichen Kapitals. Hierbei unterſcheiden ſich die Banken in 
England von jenen in Deutſchland. Für jene iſt das Weſentliche 
der Handel in Nutzungen des vertretbaren beweglichen Kapitals 
zwecks Darſtellung und Vergeltung des Geldwertes ver⸗ 
äußerter Brauchlichkeiten, während die deutſchen Banken in erſter Linie 
der Herſtellung und Zirkulation von Brauchlichkeiten 
durch Kreditzufuhr ſich nützlich machen. Während die engliſchen 
Banken reine Depoſitenbanken ſind, ſind die deutſchen in erſter Linie 
Spekulationsbanken. Roſcher, Schäffle und Wagner 
haben ſich ſehr ſcharf über das Gründungsweſen der deutſchen Banken 
ausgeſprochen. Der Verfaſſer ſtützt ſeine Behandlung der Bank auf 
eine reiche internationale Literatur, die das deutſche und engliſche 
Material auf zehn Seiten umfaßt. Das Buch Adolf Webers if 


1 8 863 BGO. zählt dieſe Anweiſungen zu den Orderpapieren und ſtellt 
vier Erforderniſſe auf: 1. fie müſſen auf einen Kaufmann ausgeftellt fein; 
2. auf Geld, Wertpapiere oder andere vertretbare Sachen lauten; 3. die Leiſtung 
darf nicht von einer Gegenleiſtung abhängig gemacht ſein; 4. ſie müſſen die 
Orderklauſel enthalten. 

Mit Bezug auf die Sicherung der Gläubiger find drei Hauptfälle zu unter 
ſcheiden: 1. die Obligationen werden hypothekariſch ſichergeſtellt; 2. ſie werden 
nicht ſichergeſtellt, aber der Schuldner verpflichtet ſich, anderen Gläubigern keine 
beſſeren Rechte zu gewähren; 3. die Obligationen ſind weder ſichergeſtellt, noch 
iſt ihnen die Begünſtigung des Falles 2 zugeſtanden. 

2 Ich möchte bemerken, daß auch die beiden vorher beſprochenen Schriften 
von Schmalenbach und Flersheim auf einer angegebenen reichen Literatur beruhen. 
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eingeteilt in folgende Gruppen: Erſter Abſchnitt. Das Noten⸗ 
bankweſen in England und Deutſchland 23 Seiten. Zweiter Ab⸗ 
ſchnitt. Die Organiſation der engliſchen und deutſchen Depoſiten⸗ 
und Spefulationsbanfen im allgemeinen. Drei Kapitel (mit Spezial⸗ 
literatur) 44 Seiten. Der dritte Abſchnitt behandelt die Tätig⸗ 
keit der Depoſiten⸗ und Spekulationsbanken. In fünf 
Abſchnitten nach einer Vorbemerkung. Sie behandeln das Weſen 
und die Bedeutung des regulären Bankgeſchäftes in 
Deutſchland und England mit einem Unterabſchnitt: Das 
irreguläre Bankgeſchäft; weiter Die Rentabilität und Sicher⸗ 
heit der Banken und im letzten Abſchnitt Die Schlußfolge⸗ 
rungen und Reformbeſtrebungen in Deutſchland. In 
jedem Abſchnitt iſt noch Spezialliteratur angeführt. In den Anlagen 
werden die Zweiganſtalten der deutſchen Banken und eine Gegen⸗ 
überſtellung des Aktienkapitals, der Reſerven, der höchſten und 
niedrigſten Kurſe a) der deutſchen Banken, b) der engliſchen Banken 
vorgeführt. Ein Regiſter ſchließt das wertvolle Werk ab. 

Der erſte Abſchnitt des Buches behandelt das Notenbank⸗ 
weſen in England und Deutſchland. Der Verfaſſer bringt 
die Spezialliteratur darüber vom Jahre 1903—1913. Mit Recht 
hebt der Verfaſſer hervor, daß die Organiſation des Notenausgabe⸗ 
rechtes der Bank von England ihr jede Elaſtizität in der Kredit⸗ 
gewährung nimmt. Sie darf nur um ein geringes über die Schuld 
des Staates an ſie nicht bar gedeckte Noten ausgeben, wodurch ſie 
in kritiſchen Zeiten in große Verlegenheit kommt. Sie hat daher 
auch gar keinen Einfluß auf die Regulierung der Kredite und des 
Wechſelkurſes. Anders iſt die Stellung der Deutſchen Reichsbank. 
Der Verfaſſer zeigt dies an einem Beiſpiel (S. 40): Der Notenumlauf 
der Reichsbank betrug Ultimo des Gründungsjahres 766,1 Mill. Mk. 
und Ultimo 1912 2519,3 Mill. Mk., alſo eine Steigerung um 
228,85 %% . Bei der Bank von England war das Verhältnis: 
Notenumlauf am 28. Dezember 1876 27,908 Mill. Mk., Notenum⸗ 
lauf 27. Dez. 1912 29,27 Mill. Mk., alſo Steigerung um 4,9%. 
Allerdings glaubt der Verfaſſer, daß die öffentlichen Gelder, die in 
England in der Bank von England konzentriert werden, in der Reichs⸗ 
bank keine Rolle ſpielen. Es hat ſich aber auch der Betrag an Bar⸗ 
guthaben bei der Reichsbank nur gering vermehrt, er ſtieg von 
1896 320,9 Mill. Mk. auf nur 462,9 Mill. Mk. 1912. Trotzdem 
hat die Reichsbank ihre Aufgaben ſtets gut gelöſt, wie der Rein⸗ 
gewinn beweiſt, da in den erſten zehn Jahren der Son der 


— 
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Reichsbank durchſchnittlich 7,63 / und in den zehn Jahren 1899—1912 
durchſchnittlich 13,68 % des Eigenkapitals betrug. 

Der Verfaſſer kommt nach der Beſprechung der Notenbanken 
auf die Organiſation der engliſchen und deutſchen De: 
poſiten⸗ und Spekulationsbanken im allgemeinen zu 
ſprechen !. In England durften vor 1826 keine Aktienbanken 
neben der Bank von England und Wales beſtehen. Erſt durch ein 
Geſetz von 1828 wurde die Bildung von Aktienbanken (Joint Stock 
Banks) geſtattet, doch nur mit ſolidariſcher Haftung der Aktionäre, 
und ſie durften der Bank von England keine Konkurrenz machen. 
In Sir Robert Peel war der Joint Stock Banks ein entſchie⸗ 
dener Gegner erwachſen; er verhinderte mit allen Mitteln ihre 
Gründung. Aber er wurde merkwürdigerweiſe gegen ſeinen Willen 
doch ihr Förderer aus einem beſonderen Grunde: das ſtarre Noten: 
weſen der Bank von England genügte der Zahlungsorganiſation nicht, 
das elaſtiſche Scheckſyſtem tritt an ſeine Stelle. Aufgaben, die man 
der Bank von England zugemutet hatte, fielen nun den neuen Aktien⸗ 
banken zu. Die bekannte Zeitſchrift „Economiſt“ drückt ſich 1857 
dahin aus, daß „das Prinzip der unbeſchränkten Haftpflicht in der 
Theorie gar keine Haftbarkeit in der Praxis iſt“. Das führte 
zu Reformen 1862 und 1879. Heute unterſtehen die engliſchen 
Banken der Companies (Conſolidation) Act 1908. Dieſes Geſetz 
ſummiert die Kodifikation der Companies Act 1862 und der 16 No: 
vellen, die im Laufe der Zeit Anderungen brachten. An der Spitze 
jeder engliſchen Bank ſteht ſeitdem ein „Board of Directors“, welche 
Befugniſſe des Vorſtandes einer deutſchen Aktiengeſellſchaft mit 
manchen Befugniſſen des Aufſichtsrates vereinigen. Das engliſche 
Aktienrecht unterſcheidet zwiſchen Auditors, ſtändigen Reviſoren und 
Inſpektoren, gelegentlichen Reviſoren. Seit der Companies Act 1875 
Art. 7 iſt eine für alle Aktiengeſellſchaften notwendige Reviſion durch 
Auditors vorgeſchrieben. Dieſe haben das Recht, zu jeder Zeit die 
Bücher und Rechnungen ſamt Belegen einzuſehen; ſie ſind berechtigt, 
von den Direktoren und Beamten der Geſellſchaft diejenige Auskunft, 
die für die Erfüllung ihrer Pflichten notwendig iſt, zu verlangen. 
Ferner haben am Schluſſe jeder Bilanz die Reviſoren eine Beſchei⸗ 
nigung auszuſtellen, ob nach ihrer Meinung die Bilanz in ge⸗ 
höriger Weiſe ausgeſtellt iſt, ſo daß ſich daraus „eine wahre und 
korrekte Überſicht über die Lage der Geſellſchaft, wie fie ſich nach 


1 Auch hier wieder 3 Seiten Spezialliteratur von 1902 — 1912. 
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den Geſchäftsbüchern darſtellt, ergibt. Dieſer Bericht muß der 
Generalverſammlung vorgelegt werden. Merkwürdig iſt die Tatſache, 
daß das Board of Directors ſo gut wie keiner Diligenzpflicht unter⸗ 
worfen iſt. Verſuche, eine Haftung herbeizuführen, ſcheiterten im 
Parlament !. 

Die engliſchen Depoſitenbanken laſſen ſich mit den deutſchen 
nicht vergleichen. Während dieſe zugleich Spekulationsgeſchäfte 
machen, beſtehen dafür in England die „Foreign and colonial 
Banks“. Im Oktober 1913 zählte man 37 Colonial Joint Stock 
Banks und zirka 42 Foreign Stock Banks, die weſentlich in London 
arbeiteten und über ein Kapital von 202 Mill. Pfund Sterling ver⸗ 
fügten. Zu den weiteren Eigentümlichkeiten Englands gehören die 
„Truſts“, die Vereinigung der Herrſchaft über mehrere Banken. 
Nach dem Börſengeſetzbuch gab es 1914 620 folder „Invertment 
Trust“ (Anlagebanken, welche viele Unternehmungen beherrſchen). 
Endlich muß man noch der Mechants gedenken, welche die Finan⸗ 
zierung des internationalen Handelsverkehrs durch Eröffnung von 
Rembourskrediten für überſeeiſche Verſchiffungen pflegen. Ihr Kredit 
gilt als beſonders fider. 

Das deutſche Bankweſen ſtand lange unter geſetzlichen 
Schwierigkeiten, bis das Reichsgeſetz betreffend die Kommanditgeſell⸗ 
ſchaften auf Aktien und Aktiengeſellſchaften vom 11. Juni 1870 ver⸗ 
fügte, daß der Rechtsbeſtand ſolcher Geſellſchaften lediglich durch Ein⸗ 
tragung ins Handelsregiſter begründet werde. Erſt am 18. Juli 1884 
wurde ein neues Aktiengeſetz geſchaffen, deren Inhalt im weſentlichen 
in das zurzeit in Kraft ſtehende Handelsgeſetzbuch von 1897 hinüber⸗ 
genommen worden iſt. Wenn man die Konzentrationsbeſtre⸗ 
bungen im engliſchen und deutſchen Bankweſen ver⸗ 
gleicht, ſo bekommt man folgendes Bild. Vor allem zeigt das 
engliſche Bankweſen eine ſtarke Tendenz der Konzentration. Nach 
dem Economiſt iſt die Zahl der Jointſtockbanken von 112 im Jahre 
1889 auf 44 im Jahre 1912 geſunken, aber natürlich unter Wachſen 
des Kapitales. 

Der Verfaſſer hat auf Grund der Veröffentlichungen im Ban- 
kers „Magazine“ feſtgeſtellt, daß die Zahl der in London und auch 


1 Für die Eigenart des engliſchen Aktienrechtes ſpricht die Tatſache, daß 
der Direktor einer Geſellſchaft, obwohl erwieſenermaßen falſche Bilanzen an⸗ 
gefertigt waren, freigeſprochen wurde mit der Begründung, „daß er keine Ver⸗ 
pflichtung habe, die Bücher durchzugehen, ſich vielmehr auf die Auditoren in 
dieſer Hinſicht verlaſſen dürfe.“ 
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in der Provinz tätigen Banken 1900 38 mit 33 Mill. Pfund Ka: 
pital und 19,4 Mill. Pfund Reſerven betrug, 1913 aber nur 32 
mit 41,6 Mill. Pfund Kapital und 26,4 Mill. Reſerven. Die 
Provinzbanken ſanken von 65 auf 25, aber auch ihr Kapital wurde 
kleiner, es ſank von 19,6 Mill. Pfund auf 11,9 Mill. Pfund und 
die Reſerven von 17,4 auf 7,3 Mill. Pfund. Im Durchſchnitt iſt 
das Kapital natürlich größer. 

Anders iſt es in Deutſchland, wo die acht großen Berliner 
Banken ihr auf die Jahre 1848, 1853, 1856, 1870, 1872, 1881 
zurückgehendes Kapital von urſprünglich 176,3 Mill. Mk. auf 
1165 Mill. Mk. Ende 1912 erhöht haben. Noch ſtärker ſei das 
Anwachſen des Kapitals der Provinzbanken. Wie ſtark die deutſchen 
Banken gegenüber den engliſchen ihr Kapital vermehrt haben, 
geht daraus hervor, daß das Eigenkapital der letzteren von 1894 bis 
1912 nur um 8% ſtieg, das der deutſchen Bank aber um 176% 
in derſelben Zeit gewachſen iſt von 1345,4 auf 3714,0 Mill. Mk. 
Neben der lokalen Konzentration in Berlin iſt eine Intereſſen⸗ 
konzentration feſtzuſtellen, die ſich in der Vereinigung der Groß⸗ 
banken zur Durchführung einzelner gemeinſchaftlicher Operationen 
zeigt. Solche Beteiligungen führen in Deutſchland oft zu einer 
dauernden Konzentration, ſie wird gewöhnlich durch Austauſch von 
Aktien begründet, ſo daß die Verbindung eine feſte iſt. Ein Bei⸗ 
ſpiel wird vom Verfaſſer zitiert, wonach die Deutſche Bank 1910 
an 15 Aktienbanken dauernd beteiligt war. Von dieſen 15 Banken 
haben wieder 10 Intereſſen an anderen Banken und Bankfirmen. 
Lansburgh ftellt in feiner Zeitſchrift felt, daß die Deutſche Bank 
mit einem bilanzmäßigen Kapital von 72 Mill. NE 
und einem weiteren nicht veröffentlichten Betrag einen 
Kreis von Aktienbanken beherrſcht, die zuſammen über rund 
500 Mill. Mk. Kapital und 1333 Mill. Mk. fremder Gelder verfügt. 
Dazu tritt dann die direkte Stärkung der kapitaliſtiſchen 
Macht der Banken, auch wenn ſie iſoliert werden, durch das Ver⸗ 
trauen, das das Publikum ihnen entgegenbringt durch Deponierung 
ihrer Gelder. Durch die ſtarke Beteiligung der Banken an vielerlei 
Unternehmen wird natürlich auch ein ſtarker Anreiz gegeben, ihre 
Aktien zu beſitzen. Die wirtſchaftlichen Rieſenbetriebe und die großen 
Städte, dann der moderne Großhandel machen ſolche Konzentrationen 
von Kapital zu einer Notwendigkeit. 

Der Verfaſſer führt im Kapitel III ſeines Buches einen Ver⸗ 
gleich zwiſchen den Expanſionsbeſtrebungen der Banken in England 
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und im Deutſchen Reich durch. In England gab es Ende Oktober 
1912 6709 Bankfilialen, heute beſitzen zwei engliſche Banken mehr als 
200 Filialen. In Deutſchland hatten 15 Großbanken im Jahre 1900 
nur 105 Filialen und 35 Kommanditbeteiligungen. Intereſſant iſt 
die Mitteilung des Verfaſſers über die Unkoſten von den zentrali⸗ 
ſierten Banken im Vergleich mit der bis 1911 zentraliſiert gebliebenen 
Berliner Handelsgeſellſchaft. Nach dem „Deutſchen Okonomiſt“ 
machten die Koſten von Bruttogewinn bei der Berliner Handels⸗ 
geſellſchaft 19,5% aus, bei den anderen Banken zwiſchen 25% und 
47% (Commerz⸗Diskontobank, 42,6% Deutſche Bank). Von Be: 
deutung iſt heute die Beteiligung der deutſchen Großbanken an koloni⸗ 
ſatoriſchen Unternehmungen. Es gibt eigene Banken dafür, aber 
auch die Großbanken gründen zu dieſem Zweck Banken. 

Der dritte Abſchnitt des Buches behandelt die Tätigkeit der 
Depoſiten⸗ und Spekulationsbanken. Zunächſt vergleicht er im erſten 
Unterabſchnitt das Weſen und die Bedeutung des regulären 
Bankgeſchäftes in Deutſchland und England!. Bei den 
engliſchen Banken wird grundſätzlich ein Unterſchied zwiſchen Depo⸗ 
ſiten⸗ und Kontokorrentguthaben nicht gemacht. Ein Vergleich mit 
Deutſchland iſt aus dem Grunde nicht möglich, weil die deutſchen 
Banken nur Bareinzahlungen Depoſiten nennen, die engliſchen Banken 
aber auch gewährte Kredite dazurechnen. Zweitens muß das Mindeſt⸗ 
guthaben bei den Kunden der engliſchen Bank viel größer ſein als 
bei den deutſchen Banken. Will man einen Überblick über die 
Depoſitenbildung in einem Volke bekommen, dann müſſen auch die 
in Sparkaſſen, Volksbanken uſw. hinterlegten Summen mitrechnen. 
Nach einer Aufſtellung im Deutſchen Reichsanzeiger 1910 fielen auf 
einen Einwohner 1908 in Großbritannien und Irland 97 Mk., in 
Deutſchland 1907 223 Mk. Sparkaſſeneinlagen! 

Einen Vorſprung vor Deutſchland hat England im Gebrauch 
des Schecks zu Zahlungen. Nach Helfferich ſteht der Aus- 
dehnung des Scheckverkehrs die Stempelgebühr im Wege ?. Man 
hat fic) im Großverkehr in Deutſchland durch Abrechnungs- 
ſtellen, deren Zahl 1910 bereits 222 war, die 1912 68,5 Mill. Mk. 
abrechneten. Größer hat ſich der Giroverkehr der Deutſchen Reichs⸗ 
bank entwickelt. Da ſie über ein dichtes Filialnetz verfügt, waren 


1 Die Literatur über die Depoſiten und Guthaben bei Kontokorrentbanken 
füllt 2 Seiten. f 

2 In Öfterreich zahlt man für ein Scheckbuch mit 50 Schecks nur 2 Kronen, 
alſo 4 Heller pro Zahlung. 
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die Umſatzziffern 1912 auf 371 Milliarden geſtiegen. Hier ift London 
überlegen, wo 98 %é der Zahlungen durch Scheck erfolgen. 

Wichtig iſt eine fortſchreitende Vermehrung der Bank⸗ 
depoſiten. Auch dieſe Tatſache iſt in England verbreiteter als in 
Deutſchland. Da dieſe Depoſiten nicht immer raſch behoben werden 
und durch den Anweiſungsverkehr der Kunden verſchiedener Banken 
nicht immer dem Bankkurſe entzogen werden, iſt dieſe Organiſation 
eine wirklich Bargeld erſparende. 

Im weiteren behandelt der Verfaſſer die Frage der Kredit⸗ 
vermittlung durch die Banken. Die Kreditgewährung darf nicht 
zu leicht gemacht werden. In Frage ſteht immer, ob durch zu er: 
wartende Zahlungen eine Sicherſtellung für den Kredit gegeben iſt, 
oder ob die von dem Kreditnehmer bei der Kredit gewährenden Bank 
einen ſolchen Wert repräſentieren, daß ſie ein genügendes Pfand 
bilden. Eine ziemlich ſichere Kreditgewährung liegt in der Voraus⸗ 
diskontierung von baldfälligen Wechſeln. Den Wert der 
Wechſel wird man nach dem Kredit der Akzeptanten beurteilen und 
darnach den Zinsfuß einſtellen. Eine andere Form der Kredit⸗ 
gewährung liegt im Akzept erſtklaſſiger Firmen. So iſt 
namentlich im internationalen Handel der Kaufmann oft darauf 
angewieſen, das Akzept einer Bank zu bekommen. Es kommen ferner 
Avalakzepte vor, d. h. Bürgſchaftswechſel, welche die Banken für 
befreundete Firmen auf ſich ziehen laſſen. Einen langfriſtigen 
Kredit gegen Verpfändung der für Warenlieferungen eingehenden 
Forderungen oder der gekauften Waren können Banken verläßlichen 
Kunden gewähren. Die Langfriſtigkeit ſetzt allerdings voraus, daß 
die Kreditbedürfniſſe ihres Induſtriekunden von ihr in ihrer Totali⸗ 
tät kontrolliert werden können. Darum ſind ſo viele Großunter⸗ 
nehmer abhängig von Großbanken. Bei der Kritik des langfriſtigen 
induſtriellen Kredites der deutſchen Banken darf ein Doppeltes nicht 
vergeſſen werden: Erſtens: Daß die Banken dadurch, daß ſie die 
Kreditbedürfniſſe ihres Induſtriekunden in ihrer Totalität kontrollieren, 
die erforderlichen Grundlagen erhalten, um den Stand des Geſamt⸗ 
unternehmens ſorgſam zu prüfen, was beſonders wichtig iſt für den 
Emiſſionskredit. Zweitens: Es läßt ſich nicht einmal in der Theorie 
eine ſcharfe Grenze ziehen zwiſchen kurzfriſtigem und langfriſtigem 
Kredit. 

Vom Kontokorrentkredit unterſcheidet ſich der Lombardkredit. 
Sie beruhen aber nicht, wie die Wechſel, auf dem Warenverkehr, 
und es iſt daher keine innere Sicherheit für ihre Rückzahlung ge⸗ 
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geben. Ihm verwandt iſt das Reportgeſchäft, die Übernahme 
ſpekulativ gekaufter Effekten gegen einen gewöhnlich hohen Zins. 
Eine andere Art des Lombardgeſchäftes iſt die Diskontierung von 
Buchforderungen. Dieſes Geſchäft iſt aber ſo bedenklich, daß die 
Reichsbank ſeit 1911 Firmen, welche es betreiben, einen Wechſel⸗ 
diskontkredit nur noch gegen Deckung gewährt. Weit zurückhaltender 
als die deutſchen Banken ſind die engliſchen Inſtitute in der Ge⸗ 
währung induſtriellen Kredites. Es liegt hier ein vollſtändiger 
Mangel einer Organiſation vor. 

Die Kommiſſions tätigkeit der Banken wird im III. Kapitel 
behandelt unter Angabe der Spezialliteratur von 1904— 1913. Sie 
umfaßt im weiteren Sinne eine Reihe verſchiedenſter „Vermittlungs⸗ 
geſchäffte“: Einziehung von Forderungen, Zeichnung von Subſkrip⸗ 
tionen, die Ausfertigung von Kreditbriefen, Veranſtaltung von 
Lotterien, internationale Zahlungen. Es iſt ein riſikoloſes Geſchäft, 
wofür die Bank über die Deckung der Auslagen hinaus eine Ver: 
gütung erhält. Verluſte und Gewinne gehen auf Rechnung des 
Kunden. Gefördert wird dieſes Geſchäft dadurch, daß die Banken 
dem Effekten⸗Verwahrungs⸗ und Verwaltungsgeſchäft (Depotgeſchäft) 
beſondere Aufmerkſamkeit ſchenken. Sie legen auf Wunſch auch 
verſchloſſene Depotkammern an. Der Bruttogewinn betrug bei den 
deutſchen Banken 1912 531,2 Mill. Mk., die Proviſion 141,2 Mill. Mk. 
= 26,6 %. Man kann ſagen, daß ein Viertel des Geſamtgewinnes der 
deutſchen Depoſiten⸗ und Spekulationsbanken aus Proviſionen her⸗ 
rührt. In England iſt die Börſe ein Privatinſtitut. Die Mit⸗ 
glieder unterſcheiden ſich, fie find teils Brokers (Kommiſſionäre), teils 
Dealers (Händler). Man kann nie beides ſein, doch ſeine Tätigkeit 
wechſeln. Die Brokers beſorgen die Geſchäfte ihres Kunden, indem 
ſie Verträge in eigenem Namen, aber für fremde Rechnung ab⸗ 
ſchließen. Die Dealers ſind die Händler, mit denen die Brokers die 
Preiſe vereinbaren. 

Dem irregulären Bankgeſchäft! werden 80 Seiten ge⸗ 
widmet. Ich kann daher nur das Weſentliche hervorheben. In zwei 
Abſchnitten werden die Zuſtände in Deutſchland und in England 
geſchildert. Der Abſchnitt über Deutſchland behandelt die Emiſſions⸗ 
und Gründertätigkeit und geſondert die Beteiligung der Banken am 
Effektenhandel. Die Operation des Bankiers beim Emiſſions⸗ 
geſchäft iſt analog derjenigen des Großkaufmanns, der en gros 


1 Angabe der Spezialliteratur von 1902 — 1913. 
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kauft und en detail verkauft. Aber es iſt dabei zu beachten: 1. Der 
Bankier hat das Monopol der zu verkaufenden Ware, d. h. des zu 
verkaufenden Papiers. 2. Es iſt die Feſtſtellung des Preiſes 
ſchwieriger, als dies in der Regel bei anderen Waren der Fall iſt. 
Im allgemeinen wird man ein Dreifaches beachten müſſen: 1. Das 
Emiſſionshaus muß ſich eines genügenden Vertrauens erfreuen, daß 
es nötigenfalls in der Lage und gewillt iſt, einen erheblichen Teil 
der zu emittierenden Papiere zu behalten. 2. Bei früheren Emiſ⸗ 
ſionen des Hauſes darf der Emiſſionskurs in keinem Mißverhältnis 
zu dem inneren Werte geſtanden haben. 3. Der Markt muß über 
die nötigen Mittel verfügen, um die neuen Effekten aufzunehmen. 
Nach Helfferichs Schrift: Deutſchlands Volkswohlſtand 1888 bis 
1913, S. 107 ſtiegen die Emiſſionen von 6682 Mill. Mk. (Inlands⸗ 
und Auslandswerte zuſammen) in den Jahren 1886 — 1890 (durch⸗ 
ſchnittlich 1336) auf 14112 Mill. Mk. in den Jahren 1906—1910 
(durchſchnittlich 3021). Der Betrag der Auslandswerte ſinkt dabei vom 
erſten Quinquennium 2322 Mill. Mk. auf 270 im letzten Quinquennium. 

Zwei Urſachen führt der Verfaſſer für dieſes Wachstum der 
Aktiengeſellſchaften an: 1. Die Trennung der Funktion des Unter⸗ 
nehmers von der Funktion des Kapitaliſten, aber zugleich Verbindung 
der kapitalloſen Geſchäftstüchtigkeit mit dem Kapital im größten 
Umfang. 2. Sie erleichtert Teilung und Mobiliſierung des Ver⸗ 
mögens. Sie ſchafft Riſikoausgleichung. Sicher waren und ſind 
Gefahren mit Gründungen verbunden. Seit dem am 1. Januar 1897 
in Kraft getretenen Reichsbörſengeſetz ſind im Verein mit Verbeſſe⸗ 
rungen des Aktienrechtes manche ſchlimmen Auswüchſe beſeitigt oder 
doch gemildert. 

Jedenfalls iſt die Gründertätigkeit im letzten Jahrzehnt ſolider 
geworden, und die Großbanken ſorgten auch ihrerſeits für größere 
Sicherheit des Emiſſionsgeſchäftes, größere örtliche und gewerbliche 
Verteilung, Gründung von Konſortien, wie fie Lief mann! ſchildert. 
Adolf Weber vertritt die Anſicht, daß das eingezahlte Eigen⸗ 
kapital der deutſchen Banken im Verhältnis zu ihren Verpflichtungen 
ſehr viel größer iſt als bei den engliſchen Depoſitenbanken. Nur 
die Deutſche Bank iſt beim Erwerb eigener Effekten ebenſo vorſichtig 
wie die engliſchen Aktienbanken. Die „ſonſtigen Wertpapiere“ nach 
Reichs⸗ und Bundesanleihen, anderen reichsbankfähigen Wertpapieren 
und ſonſtigen börſengängigen Wertpapieren machen bei der Deutſchen 
Bank 113 Mill. Mk. aus oder 5,02 Yo der Aktiven, darunter „Sonſtige 


1 Beteiligungs- und Finanzierungsgeſellſchaften, 2. Heft, 1913. 
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Wertpapiere“ nur 0,07% der Aktiven, während zum Beiſpiel beim 
Schaffhauſener Bankverein dieſer Prozentſatz 3,44 iſt. 

Der engliſche Geſchäftsmann kennt nach des Verfaſſers Meinung 
den Begriff Spekulationsbank nicht. Doch ſei es ſicher, daß heute 
das Effektenportefeuille der engliſchen Depofitenbanken qualitativ 
minderwertiger iſt als vor 20 Jahren. So iſt bei Lloyds Bank 
der Prozentſatz von anderen Effekten gegenüber engliſchen Staats⸗ 
papieren geſtiegen von 74 %% 1880 auf 118% am 13. Juni 1913. 
Bei dieſer Bank betrug die Zunahme der Staatspapiere in dieſer 
Zeit 884%, der anderen Effekten 1505 %. 

Der vierte Abſchnitt von Webers Buch behandelt die Renta⸗ 
bilität und Sicher heit der Banken“. Der Verfaſſer unter⸗ 
ſucht darin die Bilanzen als Grundlage für die Renta⸗ 
bilität und Liquidität der deutſchen und engliſchen 
Banken. Sein Urteil darüber iſt voll von Bedenken. Nicht nur 
für England, ſondern auch für Deutſchland, wo ein Börſengeſetz 
den Schutz des Publikums in der Veröffentlichung eines vollſtändigeren 
und zuverläſſigeren Informationsmaterials herbeizuführen ſucht. Nach 
Verfaſſers Meinung war der Erfolg ein negativer. Es iſt im 
Gegenteil die Meinung verbreitet, daß in neuerer Zeit die dem 
Publikum zukommenden Nachrichten über die jeweiligen Geſchäfte 
noch unzuverläſſiger und ungenügender ſeien als vorher. Der Verfaſſer 
gibt Beiſpiele für die Nichtübereinſtimmung der Bilanz mit den Büchern. 
Insbeſondere der Poſten „Abſchreibungen“ wird ganz vernachläſſigt. 
Hinſichtlich der deutſchen Bankbilanzen fordert man ſchon lange, 
daß ſie den Effektenſtand der Bank genau ſpezialiſieren ſollen. Was 
die Abſchreibungen anbelangt, ſo hängt deren Höhe davon ab, ob 
peſſimiſtiſche oder optimiſtiſche Anſchauungen bei der Verwaltung, 
wenn ſie die Bilanzen macht, vorhanden ſind. Oft iſt von ſchweren 
Einbußen der Banken, die im Laufe des Bilanzjahres bekannt werden, 
manchmal in den Abſchlüſſen gar nichts zu ſehen, ſo daß alſo eine 
Rechnungslegung den Verluſt überhaupt nicht darſtellt. So hat 
ſelbſt die Deutſche Bank, die teils direkt, teils indirekt bei der 
Berliner Terrain⸗ und Bau⸗Aktiengeſellſchaft 12 Millionen einbüßte, 
dies in ihrem Abſchluß gar nicht zum Ausdruck gebracht. Die 
Bilanzen werden künſtlich in die Höhe getrieben, indem man zum 
Jahresſchluß eine regelrechte Hauſſe inſzeniert!. 

1 Auch wieder reiche Spezialliteratur von 1903 —1912. 


2 Berliner Börſenkorreſpondent der „Frankfurter Zeitung“ vom 6. Januar 
1901, zweites Morgenblatt. 
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Dabei werden die Ausdrücke „Zinſen“ und „Proviſion“ nicht 
identiſch aufgefaßt. Manche andere Wünſche find wenigſtens durch 
die freiwillig von den Berliner Banken und ihren Konzernbanken 
— mit einer Ausnahme — alle zwei Monate nach einem einheit⸗ 
lichen Schema herausgegebenen Zwiſchenbilanzen erfüllt worden. Ein 
Troſt ſei es nach Meinung des Verfaſſers, daß die Bilanzen der 
engliſchen „Muſter“banken diejenigen der deutſchen Depoſiten⸗ und 
Spekulationsbanken an Inhaltsloſigkeit, Unklarheit und Verſchieden⸗ 
artigkeit noch weit übertreffen. So ſchrieb vor einigen Jahren 
A. H. Gibſon in einem Eſſay über Auditors: 


„Es iſt etwas ſtark, daß in einem Lande des Handels wie England, 
welches ſich ſeine Rechtsbegriffe im direkten Anſchluſſe an das alte Rom 
herausgebildet hat, am Ende des neunzehnten Jahrhunderts niemand eine 
Antwort auf die Frage zu geben weiß: „What are profits?“ 


Es gibt im engliſchen Aktienrecht keine Beſtimmung, welche die 
Banken zwingt, nötigenfalls Abſchreibungen vorzunehmen. Eine 
andere Beſonderheit iſt die, daß man ſich in den Bilanzen der eng⸗ 
liſchen Banken über die jeweilige Barreſerve nicht orientieren kann. 
Wie in Deutſchland klagt man auch in England darüber, daß die 
Bilanzen manchmal dazu da ſind, um die Wahrheit zu verbergen, 
daß man insbeſondere mit künſtlichen Mitteln den Schein einer 
Liquidität zu erreichen ſucht, die der Wirklichkeit nicht entſpricht. 

Weber kommt nun zur Behandlung der Frage der Rentadili- 
tät der Banken. Man könne im allgemeinen ſagen, daß ſeit Mitte 
der ſiebziger Jahre die Depoſiten⸗ und Spekulationsbanken im großen 
und ganzen den berechtigten Anforderungen, die man an die Stabilität 
der Bankdividenden ſtellen darf, gerecht wurden. Im ganzen ergibt 
ſich eine ſinkende Tendenz der Rentabilität des Bankkapitals. Die 
Koſten ſind geſtiegen, die Gewinne nicht. 1899 war die Rentabilität 
in Prozenten des Aktienkapitals 8,12, 1909 7,68, 1912 7,65. Die 
Quellen der Gewinne zeigt die folgende Überſicht: 


Davon aus 
Wunsss ee Ban 
Jahr gewinn Provifionen| Zinsdiskont Effekten | eteitigungen 
in Mill. Mt. in Prozenten 
1891/95 4 
1906/10 9 
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Adolf Weber vertritt die Anſicht, daß das reguläre Bank: 
geſchäft (Depofiten, Wechſeleskompt, Kontokorrentverkehr) unter 
allen Umſtänden auch das Rückgrat einer Depoſiten⸗ und Spekulations⸗ 
bank ſei. Dabei haben Vereinigungen der Banken untereinander 
ſtattgefunden. Juni 1913 war die Nachricht verbreitet, daß die von 
der Berliner Stempelvereinigung eingeleiteten Verhandlungen über 
die Schaffung einheitlicher Bedingungen im Bankgeſchäft zu einem 
Abkommen führten. Zwiſchen dieſer Vereinigung und einer Anzahl 
von Vereinigungen in der Provinz wurde ein Abkommen getroffen, 
das ſich „Allgemeine Abmachungen der Banken und Bankiers“ be⸗ 
titelt. Von beſonderer Wichtigkeit ſind die Vereinbarungen über 
die Behandlung der Akzepte. Für das Akzept inländiſcher Zwei⸗ 
und Dreimonatstratten wird eine Mindeſtproviſion von / %, für 
das Akzept ausländiſcher eine ſolche von / % feſtgeſetzt. Dieſes 
Konditionenkartell wird eine Steigerung der Rentabilität des regu⸗ 
lären Bankgeſchäftes zur Folge haben, das mag vielleicht die In⸗ 
tereſſen unſerer Banken am irregulären Bankgeſchäft noch weiter 
zurückdrängen. Nur beſteht die Gefahr einer Schabloniſierung des 
Geſchäftes. . 

Die Dividenden der engliſchen Bankgeſellſchaften ſind auffallend; 
fie waren 1912: 16, 21½, 10% , 18'/s. Aber freilich bringt die 
Nachſchußpflicht die Dividende auf geringere Höhe: 1912 bei den⸗ 
ſelben Geſellſchaften 54/2, 5½¼16, 5/16, 6/16, 54/16. Im ganzen 
haben die engliſchen Bankdividenden eine große Stetigkeit. Lans⸗ 
burgh gibt in ſeiner Zeitſchrift „Die Bank“ als Grund dafür an, 
daß die engliſchen Banken gewöhnt ſeien, einen hohen Beſtand an 
Konſols und ähnlichen goldgeränderten Wertpapieren zu haben. 
Nun find aber gerade dieſe Wertpapiere in der letzten Zeit ſtark 
gefallen. Auch irrte Lansburgh, daß er die Stabilität mit der 
größeren Unabhängigkeit vom offiziellen Diskontſatz in Zuſammen⸗ 
hang bringt. Freilich wird dies ausgeglichen durch die dadurch 
herbeigeführte größere Intenſität des Handels mit Wertpapieren. 

Worin beſteht die Sicherheit der Banken? Dies iſt die 
Frage, welche der Verfaſſer nunmehr aufwirft. Die Höhe der 
Garantiemittel ſei bei den deutſchen Banken ebenſo wie der 
Reſervefonds in den letzten Jahren gewachſen. Folgende Tabelle 
zeigt dies: B 
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Berliner Banken Prooinzialbanken 
. Verhältnis . Verhältnis 
Jahr no Referven | der Referven ee Reſerven der Referven 
ap um Kapital] a zum Kapital 


207,4 
400,7 


22,5% 
32,1% 


989,6 
1718,1 


160,3 
350,2 


17,1% 
20,4% 


Eingewirkt hat ein § 262 des engliſchen Handelsgeſetzbuches, 
der vorſchreibt, daß in den Reſervefonds einzuſtellen iſt nicht nur 
von dem jährlichen Gewinn mindeſtens ein Zwanzigſtel, bis der 
Reſervefonds ein Zehntel des Grundkapitals iſt, ſondern auch: 

1. „der Betrag, welcher bei der Errichtung oder bei einer Erhöhung 
des Grundkapitals durch Ausgabe der Aktien für einen höheren als den 
Nennbetrag über dieſen und über den Betrag der durch die Ausgabe der 
Aktien entſtandenen Koſten hinaus erzielt wird“; 

2. „der Betrag an Zahlungen, die ohne Erhöhung des Grundkapitals 
von Aktionären gegen Gewährung von Vorzugsrechten für ihre Aktien 
geleiſtet werden, ſoweit nicht eine Verwendung dieſer Zahlungen zu außer⸗ 
ordentlichen Abſchreibungen oder zur Deckung außerordentlicher Verluſte 
beſchloſſen wird.“ 

Merkwürdigerweiſe bilden die Reſervefonds gar keinen Fonds 
im Sinne eines beſtimmten Vermögensmaßes; er iſt nur eine „Buch⸗ 
operation“. In Wirklichkeit haben bis jetzt noch keine Vorſchriften 
itber das wirkliche Halten eines Reſervefonds Erfolg gehabt. Man 
müßte es den Banken überlaſſen, Beſtimmungen in ihre Statuten 
aufzunehmen. Das Verhältnis zwiſchen Deutſchland und England 
iſt folgendes: 156 deutſche Depoſiten⸗ und Spekulationsbanken 
mit einem Aktienkapital von 2903 Mill. Mk. haben 9436, 2 Mill. Mk. 
= 319% fremde Gelder, während in England das eingezahlte 
Aktienkapital am ſelben Tage, am 31. Dezember 1912, 48,2 Mill. 
Pfund Sterl. und die fremden Gelder bei denſelben Inſtituten ſich 
auf 772,9 Mill. Pfund Sterl., alſo 1604 % beliefen. Zu dieſen 
48,2 Mill. traten freilich noch nicht einberufene 172,3 Mil. 
Trotzdem war 1912 das Bankkapital im Vereinigten Königreich: 
eingezahltes Aktienkapital 84 Mill. Pfund Sterl., Referven 48,0 Mill, 
zuſammen 132,0 Mill. Pfund Sterl., fremde Gelder 1080,0 Mill.! 

Dieſe Zahlen zeigen uns die Liquidität der Bankmittel. 
In Deutſchland hat ſich der Bankiertag in München mit dieſer 
Mahnung — nicht die Liquidität zu gefährden — Helfferich 
befaßt. Ebenſo betonte Reichsbankdirektor v. Lumm: „Das if 
und bleibt das Hauptziel, das unter allen Umſtänden im Auge be 
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halten werden muß und wird, gleichviel, welche Wege beſchritten 
werden, um dahin zu gelangen.“ Es find Beſſerungen eingetreten. 
Der „Deutſche Okonomiſt“ weiſt für die acht Berliner Großbanken 
nach in Millionen Mark: 

am 28. Nov. 1914 am 31. Dez. 1913 


Kaſſe, Sorten, Coupon’. ns 112,31 232,98 
Guthaben bei Noten- u. Abrechnungsbanken 91.60 127,18 

208,91 360,16 
Fremde Gelder 4501,05 4373,07 


Dagegen laſſen ſich die engliſchen Finanz⸗ und Truſtgeſellſchaften 
in Zeit ſtarker wirtſchaftlicher Depreſſion ſtarke Kursrückgänge ge⸗ 
fallen. Als Beiſpiel zitiert der Verfaſſer den Kurs von fünf eng⸗ 
liſchen Geſellſchaften, deren höchſter Preis 1890 114½, 30. Juli 
1891 50 oder 90%: 30, 122: 70 war. In Deutſchland dagegen 
war in dieſer Zeit der Rückgang gegenüber den Vorjahren: 

bei Induſtrieaktien 1889 + 16,69 1892 — 9,40 
„Bankaktien 1889 + 8,65 1892 —493 
Das reguläre Bankgeſchäft iſt und bleibt aber unter allen 
Umſtänden auch das Rückgrat einer Depoſiten⸗ und Spekulationsbank. 

Im fünften Abſchnitt zieht der Verfaſſer die Schlußfolgerungen 
aus ſeinen Ausführungen und beſpricht die Ref or m beſtrebungen !. 
Vor allem hebt er hervor, daß der bekannte ſranzöſiſche Fachmann 
Anatole Leroy⸗Beaulieu den franzöſiſchen Banken den Vor⸗ 
wurf macht, daß ſie im Gegenſatz zu den deutſchen es an Unter⸗ 
nehmungsgeiſt fehlen ließen und ſich nicht der Entwicklung der Welt⸗ 
wirtſchaft angepaßt hätten. Selbſt in England wurde im Juli 1906 
im „Banker's Magazine“ den deutſchen Banken das Zeugnis aus⸗ 
geſtellt, daß ihre Politik eine ebenſo wiſſenſchaftliche und völlig 
ſyſtematiſche, wie die engliſche Bankpolitik eine unwiſſenſchaftliche 
und vom Zufall geleitete ſei. Die Gründertätigkeit der deutſchen 
Depofiten⸗ und Spekulationsbanken iſt von Jahrzehnt zu Jahrzehnt 
ſolider geworden, einmal deshalb, weil die Zahl der Neugründungen 
im Verhältnis zu den Umwandlungen und Vergrößerungen zurück⸗ 
gegangen iſt. Dann aber auch deshalb, weil die deutſchen Groß⸗ 
banken ſich mit immer größerem Erfolge bemühen, ihr Riſiko zu 
begrenzen, teils durch zweckmäßige örtliche und gewerbliche Verteilung 
ihrer Geſchäfte, ſodann auch durch Gründung beſonderer Zwiſchen⸗ 
inſtitute, die ſehr ſtraff am Zügel gehalten werden, anders als bei 
den ſelbſtändigen engliſchen Inſtituten dieſer Art. 


1 Wieder mit 4 Seiten Literatur. 
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Allerdings müſſe man als eine Schattenſeite des deutſchen 
Bankweſens hervorheben, daß ihre Politik zu ſehr von ihrem privat⸗ 
wirtſchaftlichen und zu wenig vom volkswirtſchaftlichen Geſichtspunkt 
orientiert iſt. Die „Kölniſche Volkszeitung“ 1914, Nr. 116, bringt 
einen Artikel, der dieſe gewaltſame Zuſammenſchließung durch Auf⸗ 
ſaugung der kleineren und mittleren Banken ſehr ſcharf kritiſiert. 
Auf der anderen Seite hat 1909 Lansburgh, auf ausführliches 
Material geſtützt, die Gefährlichkeit der Kleinbanken nachgewieſen. 
Anderſeits wird die volkswirtſchaftliche Macht der Großbanken ſo 
ſtark, daß nach Adolph Wagner ein beratendes, anregendes, aber 
auch warnendes Aufſichtsamt eingeſetzt werden ſollte. Auch die Reichs⸗ 
bank hat die Verſtärkung der Barreſerven der deutſchen Depofiten: 
und Spekulationsbanken angeſtrebt. Das Minimum wäre 10% Bar: 
deckung der fremden Gelder. Ferner würde ſich nach des Verfaſſers 
Meinung eine Reviſion der Statuten hinſichtlich des Aufſichtsrats⸗ 
weſens im Sinne einer Verſtärkung der Macht des Auſfſichtsrates 
erforderlich machen. 
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(Bentham.) Jeremy Benthams Grundſätze für ein 
künftiges Völkerrecht und einen dauernden Frieden. 
(Principles of international law.) Überſetzt von Klatſcher. Mit 
einer Einleitung über Bentham, Kant und Wundt. Herausg. von 
O. Kraus. Halle a. d. S. 1915, Max Niemeyer. 8° VII u. 
153 S. Geh. 4 Mk. 


Der Herausgeber hat ſich ein Verdienſt erworben, indem er die 
Gedanken des Vaters des engliſchen Utilitarismus und Radikalismus 
über die Ausbildung eines Völkerrechts durch Zuſammenſtellung und 
Überſetzung einiger Abhandlungen zugänglich macht. Dabei kommt eine 
Seite von Benthams Arbeit zu ihrem Rechte, die Stephens gründliches 
und gedankenreiches Buch „The English Utilitarians“ vielleicht zu 
wenig berückſichtigt. Der Gegenſtand hat ein geſchichtliches und ein 
Gegenwarts⸗Intereſſe. Der Vergleich mit gleichzeitigen Gedanken Kants 
über den Völkerfrieden liegt nahe. 

Das Verdienſt des Herausgebers wäre noch größer, wenn er ſich 
auf einen Auszug beſchränkte, der die charakteriſtiſchen Sätze enthielte 
und in Zuſammenhang mit den Zeitereigniſſen und Benthams allgemeinen 
Rechtsgrund ſätzen brächte, anftatt uns zu zwingen, Schriften, die nur zu 
oft in eine unerträgliche Salbaderei ausarten, in ihrer ganzen Breite zu 
durchkoſten. Kennzeichnet doch ſelbſt der geduldige Engländer die Tabellen 
und Klaſſifikationen ſeines Helden zuweilen als höchſt langweilig und 
ermüdend. 

Wer ſich über den völkerrechtlichen Gedankenkreis des engliſchen 
Radikalismus unterrichten will, mag ſich durch Benthams Abhandlungen 
durchwürgen und ſehen, wie er ſein Univerſalmittel, „den möglichſt großen 
Nutzen“ oder „die möglichſt große Glücksſumme“, auf die großen Völker⸗ 
kämpfe anwendet. Er wird manchen Bekannten treffen, der ihm in der 
Gegenwart ſchon begegnet iſt: Den Vorſchlag einer Staatsföderation nach 
Art der Eidgenoſſenſchaft, eines unparteiiſchen internationalen Schieds⸗ 
gerichtes und dergleichen Dinge, die ſehr ſchön ſind und deren Verwirk⸗ 
lichung eigentlich gar keine Schwierigkeit machte, wenn nur die böſen 
Regierungen und Staatsmänner nicht wären. Unſer Jeremias verſteht 
es wenigſtens, ihnen einmal ordentlich die Hoſen zu ſpannen, vorläufig 
freilich nur mit Worten, die ſie nicht hinter den Spiegel ſtecken werden: 
„Nichts in der Welt als Torheit kann uns aufſtacheln, Alexander und 
Cäſar, den menſchenfreſſenden Neuſeeländer und Friedrich den Großen 
nachzuäffen.“ So ungefähr ſprechen auch Roſenkranz und Güldenſtern 
über die Helden der Geſchichte. 

Der engliſche Radikalismus iſt eigentlich ein ſehr konſervatives 
Weſen. Er erinnert mich immer an einen hanſeatiſchen Kaufherrn, den 
ich in den achtziger Jahren kennenlernte. Der Mann war ſtockkonſervativ, 
im Kerne ſeines Weſens der Typus eines ehrenfeſten Bürgers aus der 
Zeit, da Großvater die Großmutter nahm. Aber aus reinem Konſer⸗ 

Schmoller s Jahrbuch XL 3. 28 
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vativismus wählte er immer den fortgeſchrittenſten Fortſchrittler, weil 
das in der guten Hanſeſtadt einmal Brauch war. 

Der engliſche Radikalismus hat in ſeinen völkerrechtlichen Ideen 
nicht viel Neues gelernt; er ſingt unentwegt die alten Lieder. Aber er 
hat wenigſtens einen gelehrigen Schüler gefunden. Dieſer wohnt weit 
weg, in dem Lande der unbegrenzten Möglichkeiten, auch der unbegrenzten 
Denkmöglichkeiten bei einem Volke, das er ſelbſt als Miſchmaſchnation 
und zugleich als Menſchheitsvolk der Zukunft ſchildert. Zuweilen hält 
er Reden vor Hunderttauſenden von Zuhörern, Rekordreden. In ihnen 
kann man das Benthamſche Erbe wiederentdecken. Im Stil, d. h. an Grob⸗ 
heit, iſt der Jünger dem Meiſter über; er gleicht ihm in der Kunſt, mit 
der Herrgottsmiene eines überlegenen ſalbungsvollen Rationalismus die 
allerunwiderſprechlichſten Trivialitäten vorzubringen, und in der Fähigkeit, 
mit tugendhafter Philanthropie Geſchäftsſinn zu verbinden. Beides 
braucht keine Heuchelei, ſondern kann ganz ehrlich gemeint ſein. So faßt 
es auch der engliſche Biograph Benthams auf, der mit engliſcher Offen⸗ 
heit den Gebrüder Bentham dieſe Verkopplung vorhält. — Wen wir 
mit „Bentham Erben“ meinen, dürfen wir nicht verraten. Man muß 
in Deutſchland gegen „proeminente Perſönlichkeiten“ neutraler Staaten 
diplomatiſche Rückſichten beobachten. 


Hier iſt der wahre Geiſtesverwandte der Benthamiſchen völler⸗ 
beglückenden Friedensbeſtrebungen zu ſuchen. Dagegen müſſen wir Ein⸗ 
ſpruch erheben, wenn der Bannerträger der Nützlichkeitslehre mit Kant 
zu einer Doppelfäule vereinigt wird, wie dies in der Vorhalle zu der Über 
ſetzung geſchieht. 

Gewiß: die beiden Denker haben nicht ſelten verwandte Gedanken 
über Recht und Völkerfrieden ausgeſprochen. Auch in Kant ſteckte ein 
Stück Radikalismus. Aber daß Kants kategoriſcher Imperativ nichts 
anderes iſt als „das Prinzip des allgemeinen Nutzens“ im Sinne 
Benthams als Ausgleich von Schmerz und Luſtgefühl, davon wird ſich 
kein Kenner überzeugen laſſen. 

Kant hat in vollem Ernſte das fiat justitia, pereat mundus aus- 
erufen. Für ihn iſt das Prinzip des Rechtes, und zwar auch des 
ölkerrechtes, die Idee der vollkommenen Rechtsorganiſation. Sie ver⸗ 

ſchwindet in der äußeren Erſcheinung, aber lebt und wirkt im praktiſchen 
Urteil des Menſchen, in der ſittlichen Perſönlichkeit. Durch ſie wird 
die Idee Wirklichkeit, und ſie iſt es, die das Recht zum Rechte macht. 
Das ift das Gegenteil der Anſchauung, für die das Recht im indivi⸗ 
duellen und allgemeinen Sinne durch den Nutzen zum Rechte wird. 


Ich fürchte, wenn wir die beiden Männer zuſammenbrächten: es 
würde gehen, wie es auf einem Friedenskongreſſe im Frühjahre 1916 
nach den Andeutungen unſeres Reichskanzlers gegangen wäre. Die Be⸗ 
teiligten hätten ſich nach den erſten Worten erſtaunt angeſehen und ſich 
mit vielſagenden Blicken verabſchiedet. Oder wie auf dem Marburger 
Religionsgeſpräche: „Ihr habt einen anderen Geiſt als wir“, ſagte 
Luther. Wenn Bentham es nicht vorzöge, ſeinen Partner ſo zu behandeln 
wie der Reformator den Teufel auf der Wartburg, d. h. ihm ein Tinten⸗ 
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faß an den Kopf zu werfen oder vielmehr eine ganze Tintentonne — der 
alte Jeremy war ſehr ſchreibſelig. 

In ſeinen Werken werden ſich deshalb noch manche bemerkenswerte 
Abhandlungen finden. Gewiß wäre es dankenswert, wenn die Bearbeiter 
der völkerrechtlicheu Schriften ihnen ihren Scharfſinn und ihre Sach⸗ 
kenntnis zu wendeten; aber unter den Geſichtspunkten, die ſich aus dem 
geſchichtlichen Charakter des Gegenſtandes, nicht aus künſtlichen Analogien 
ergeben. 

Königsberg i. Pr. G. Jäger 


Bitterauf, Theodor: Die deutſche Politik und die Ent- 
ſtehung des Weltkrieges. München 1915, Beck. 8%. 202 S. 
2,80 Mk. 


Auch in einer Zeitſchrift, die vorzugsweiſe der Wirtſchaftswiſſenſchaft 
dient, dürfte es geſtattet ſein, auf eine Darſtellung hinzuweiſen, die die 
deutſche auswärtige Politik und die Entſtehung des großen Krieges, alſo 
einen Gegenſtand der politiſchen Geſchichte, behandelt. Das Bedürfnis, 
ſich über auswärtige Politik zu unterrichten, hat die weiteſten Kreiſe 
ergriffen. Am wenigſten wird der Volkswirt ſich in Zukunft einem ge⸗ 
wiſſen Studium der auswärtigen Politik entziehen dürfen; denn wir 
gehen offenfidtlid) einer Zeit entgegen, in der die äußere Politik der 
Staaten ihre Wirtſchaftspolitik aufs ſtärkſte beeinfluſſen wird. Das Buch 
von Bitterauf darf als eine beſonders geeignete Einführung in die aus⸗ 
wärtige Politik des Deutſchen Reiches bezeichnet werden. Es iſt übrigens 
bisher auch die einzige Geſamtdarſtellung aus der Feder eines gelehrten 
Hiſtorikers und muß ſchon darum gern begrüßt werden. 

In zwei Hauptteilen werden „die Vorgeſchichte des Krieges“ und 
„der Ausbruch des Krieges“ unterſucht. Die Vorgeſchichte des Krieges 
iſt weiter in drei Teile zerlegt, die ſich klar abheben, nämlich das Zeit⸗ 
alter Bismarcks, in dem der Dreibund auf der einen und die Entente 
cordiale auf der anderen Seite entſtehen. Hieran ſchließt ſich das Zeit⸗ 
alter Kaiſer Wilhelms II., in dem Deutſchland zur Weltmachtpolitik und 
dem Ausbau der Flotte übergeht, wobei ſich der Gegenſatz zu England 
herausbildet und der Dreiverband ſich enger ſchließt. Der dritte Teil 
behandelt die Marokko⸗Kriſe, in der der Gegenſatz der Mächtegruppen 
ſcharf hervortritt, und ferner den Balkankrieg, wobei der europäiſche 
Krieg noch glücklich vermieden wird. Die Koalition gegen das Deutſche 
Reich wird aber fertig, dieſe führt dann zum Ausbruch des Krieges. 

Aus dem einen umfaſſenden Stoff verarbeitenden Buche ſeien einige 
ſpringende Punkte herausgehoben: Bekanntlich wurde von Caprivi der 
Rückverſicherungsvertrag mit Rußland, der 1891 ablief, nicht erneuert. 
Bitterauf hält für fraglich, ob ſeine Verlängerung die Entwicklung der 
Mächtegruppierung hätte verhindern können. Caprivi habe nach den Dar⸗ 
legungen des Freiherrn von Marſchall gewiſſe Gefahren für unſere Be⸗ 
ziehungen zu anderen Mächten darin geſehen, worunter wohl die Gefähr⸗ 
dung unſeres Verhältniſſes zu Oſterreich in erſter Linie zu verſtehen iſt. 
Im übrigen meint der Verfaſſer, es ſei heute müßig, der deutſchen Politik 
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Mangel an Eifer bei der Erneuerung einer Verpflichtung vorzuwerfen, 
die man in Petersburg ſelbſt nicht mehr gewünſcht habe. 

Von der Einkreiſungspolitik Eduards VII. meint Bitterauf, daß ſie 
zunächſt verſuchte, den Gegner auf friedlichem Wege ſchachmatt zu fegen. 
In Wirklichkeit freilich ſei England ſeit dem Einverſtändnis mit Frank⸗ 
reich, wie der bekannte Volkswirt Leroy⸗Beaulieu ſchon im Jahre 1909 
ſchrieb, der Urheber aller Wirren in Europa geworden. Es trage die 
Verantwortung für die Marokko⸗Kriſen, es habe Rußlands Vorgehen auf 
dem Balkan und gegen die Türkei gutgeheißen und unterſtützt. 

Der Ausgang der Marokko⸗Kriſe wird als ein Erfolg Deutſchlands 
angeſehen. Erinnere man ſich, daß noch Bismarck deutſche Kolonialpolitik 
für unmöglich erklärte, wenn wir ſowohl England als Frankreich zu 
Gegnern hätten, und daß unſer Gewinn im Widerſtreit mit jenen beiden 
Mächten erzielt wurde, ſo werde man das Ergebnis allein ſchon, auch ohne 
allgemeine Momente heranzuziehen, als einen großen Erfolg bezeichnen 
dürfen. Eine territoriale Feſtſetzung Deutſchlands in Marokko, die 
unſerer Auffaſſung von den Staaten des Iſlams widerſprochen hätte, 
ſei nicht beabſichtigt geweſen. Die Abtretung von Togo, die Kiderlen⸗ 
Wächter beabſichtigte, die aber wegen der Stellungnahme der öffentlichen 
Meinung nicht zuſtande kam, würde, wie die Erfahrung im Kriege gezeigt 
habe, kein Fehler geweſen ſein. Der großzügige Plan der Gründung 
eines deutſchen Zentralafrika habe darunter gelitten. 

Hinſichtlich der Annäherung Englands an Rußland weiſt Bitterauf 
darauf hin, daß ſie durch die veränderte Stellung Englands zur Darda⸗ 
nellenfrage erleichtert worden ſei. Seit der Herſtellung einer direlten 
Verbindung mit Indien durch den Suez⸗Kanal, der engliſchen Feſtſetzung 
in Agypten und dem Wachſen des deutſchen Einfluſſes am Goldenen 
Horn, ſei der Wert der Türkei für den britiſchen Beobachter geſunken. 
1908 ſei bei der Zuſammenkunft Eduards VII. mit Nikolaus II. in Reval 
nichts Geringeres als die Aufteilung der Türkei beſprochen worden. Die 
türkiſche Revolution habe die Ausführung verzögert. 

Schließlich ſei noch mitgeteilt, wie der Verfaſſer den Eintritt Italiens 
in den Weltkrieg kennzeichnet. Im ganzen Lande ſeien nach Schätzung 
der beiten Kenner etwa vier Fünftel des Senats, zwei Drittel der 
Kammer gegen den Krieg geweſen, darunter die erſten Staatsmänner 
früherer Epochen. Aber die Stimme der Vernunft ſei durch die engliſche 
Drohung, die Meerenge von Gibraltar zu ſchließen, durch den Terrorismus 
der von ihrer eigenen Regierung und den Botſchaftern des Dreiverbandes 
aufgebotenen Maſſen zum Schweigen gebracht worden. Habe ſich doch 
niemand gefunden, der nach dem Rücktritt Salandras die Kabinetts⸗ 
bildung übernommen hätte. : N 

Das Buch iſt knapp geſchrieben, ſchildert, wie es wünſchenswert iſt, 
mehr den Gang der Dinge in möglichſter Anlehnung an die bisher vor⸗ 
handenen Quellen, als daß es ſich in kritiſchen Ausführungen über die 
Leitung unſerer auswärtigen Politik erginge. Zuletzt meint aber doch 
der Verfaſſer, daß wir allen Anlaß hätten, unſeren Diplomaten zu danken, 
daß ſie trotz der Feindſchaft ringsum uns den Frieden ſolange als möglich 
erhalten haben, und wenn wir den Krieg beſſer gerüſtet führen können als 
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jemals einen in unſerer Geſchichte, ſo ſei das nur möglich, weil eine ein⸗ 
ſichtige Vertretung im Auslande die nötigen Unterlagen dafür geliefert 
und die drohenden Gefahren rechtzeitig erkannt habe. 

Berlin⸗Grunewald Gujtav Seibt 


Wingen, Oskar: Die Bevölkerungstheorien der letzten 
Jahre. Ein Beitrag zum Problem des Geburtenrückgangs. (Mün⸗ 
chener Volkswirtſchaftliche Studien, herausg. von Brentano und 
Lotz. 136. Stück). Stuttgart und Berlin 1915, Cotta. 8. 
217 S. 5 Mk. 


Dieſe Anfängerarbeit bietet in der Hauptſache eine kritiſche Be⸗ 
ſprechung der bekannten Schriften von J. Wolf, Bornträger, Budge, 
Theilhaber vom Standpunkt der Brentanoſchen Bevölkerungstheorie. Der 
Titel verſpricht zuviel; der Verfaſſer ſcheint nicht einmal die in ſeinem 
Literaturverzeichnis aufgezählten Schriften alle geleſen zu haben. So ſind 
ihm augenſcheinlich meine Aufſätze in Band 32 und 33 des Archivs für 
Sozialwiſſenſchaft nicht im Original zugänglich geweſen, wie er mich auch 
hartnäckig mit dem Vornamen meines Bruders Hermann zitiert. Die 
Arbeit zeigt auch ſonſt eine gewiſſe Unfertigkeit. So gibt er (S. 22) 
das mittlere Heiratsalter in Bayern nur bis 1885 nach Mombert an, 
während er neuere und vollſtändigere Berechnungen, abgeſehen von den 
amtlichen Quellen, ſchon in Nadobniks Arbeit über die Abnahme des 
durchſchnittlichen Heiratsalters in Deutſchland (Greifswalder Diſſertation 
1908, gedruckt in der Zeitſchrift des preußiſchen ſtatiſtiſchen Landes⸗ 
amts) hätte finden können. S. 188 —189 ſcheint er Ballods Arbeiten 
über die Sterblichkeit in Stadt und Land nicht zu kennen und darum 
die Sterblichkeit in der Stadt zu günſtig zu beurteilen; er verwendet, 
abgeſehen von der Säuglingsſterblichkeit, die nicht umgerechneten allgemeinen 
Sterblichkeitsziffern der preußiſchen Statiſtik, ſoweit ſie bei Mombert ſtehen. 
Anfechtbar ift feine Verwertung der hohen Moskauer Säuglingsſterblichkeits⸗ 
ziffern (S. 39), bei denen er nicht berückſichtigt, daß Moskau ein großes 
Findelhaus hat. Noch anfechtbarer iſt ſein Verſuch (S. 83), die Wirkung 
des deutſchen Kinderſchutzgeſetzes von 1903 mit der Kinderſtatiſtik der 
der Gewerbeinſpektion unterſtehenden Betriebe zu kontrollieren. Bei der 
Familienſtatiſtik der Poſtbeamten (S. 99, 117, 120) berückſichtigt er 
nicht genügend die Verſchiedenheit des Heiratsalters bei den verſchiedenen 
Beamtengruppen. 

Daneben findet ſich manche ſelbſtändige Bemerkung; ich hebe namentlich 
ſeine Kritik Budges hervor (S. 52) und ſeinen Nachweis (S. 50), daß 
nach der neueren engliſchen und ſächſiſchen Statiſtik keineswegs auf Jahre 
erhöhter Säuglingsſterblichkeit eine Zunahme der Geburten folge. Aber 
im ganzen kommt er über den Bannkreis Brentanoſcher Theorien nicht 
hinaus, wenn er ſie auch geſchickt umzubiegen weiß im Sinne der „ſozialen 
Kapillarität“ (S. 91) und der Aufklärungskultur (S. 92) als Hebel des 
Geburtenrückgangs; daß aber Brentano die zerſetzende Wirkung dieſer 
Kultur überſieht, ſcheint dem Autor nicht deutlich geworden zu ſein. 

Göttingen K. Oldenberg 
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Lemanczyk, Albert: Die Geburtenfrequenz in den vor: 
wiegend katholiſchen und den vorwiegend proteſtan⸗ 
tiſchen Teilen Preußens und ihre Entwicklung. München 
und Leipzig 1915, Duncker & Humblot. 8. 84 S. 2,20 Mk. 


Dieſe Breslauer Doktordiſſertation bietet mehr, als ihr Titel verheißt; 
ſie verfolgt die konfeſſionelle Fruchtbarkeit in Preußen nicht nur durch 
Gegenüberſtellung der überwiegend katholiſchen und überwiegend prote⸗ 
ſtantiſchen Regierungsbezirke, ſondern auch innerhalb jedes Regterungs- 
bezirks durch Vergleichung des Kinderreichtums katholiſcher und proteſtanti⸗ 
ſcher Ehen. Der Vergleich zwiſchen den Bezirken wird mit drei Maß⸗ 
ſtäben durchgeführt: allgemeine Geburtenziffer, eheliche Fruchtbarkeitsziffer 
und Verhältnis der Geburtenzahl zur Heiratszahl; der direkte konfeſſionelle 
Vergleich nur mit dem letzteren Maßſtab. Die Zahlen ſprechen ſtark zu⸗ 
gunſten der katholiſchen Konfeſſion; ihre Überzeugungstraft wäre vielleicht 
noch größer, wenn durchweg auch der Umfang der konfeſſionellen Minder⸗ 
heiten angegeben und wenn beim dritten Maßſtab gezeigt worden wäre, 
daß Zahl und Lebensalter der Eheſchließungen bei beiden Konfeſſionen 
dieſelbe Entwicklungstendenz haben. Es iſt verdienſtlich, daß dieſe Tat⸗ 
ſachen, die ja im allgemeinen nicht unbekannt und in den letzten Jahren 
viel erörtert find, hier für Preußen vollſtändiger als meines Wiſſens 
irgendwo ſonſt zuſammengetragen und ziemlich ſorgfältig durchgeſprochen 
werden. Nur vereinzelt trifft man auf Unſtimmigkeiten; ſo erſcheint für 
die Bezirke Gumbinnen und Königsberg der letzte Geburtenrückgang etwas 
zu hoch, weil nicht berückſichtigt wird, daß der aus ihnen abgetrennte 
neue Regierungsbezirk Allenſtein geburtenreicher iſt; und auf den Seiten 
15 und 16 ſcheint der Autor über die Frage, ob die Geburtenzifferkurven 
der beiden Konfeſſionen im 20. Jahrhundert auseinanderſtreben oder zu⸗ 
ſammenneigen, drei widerſprechende Meinungen zu haben. In der Dar⸗ 
ſtellung hat man den Eindruck einer gewiſſen Unſelbſtändigkeit; wo der 
Verfaſſer ſeine Zahlen nicht kommentiert, gibt er mit Vorliebe längere 
Außerungen anderer Autoren in Anführungsſtrichen wieder. Sehr ſtark 
prägt ſich ſeine Auffaſſung aus, daß die Religion und beſonders die 
katholiſche Konfeſſion das ſtärkſte Hemmnis des Geburtenrückgangs ſei, 
und, daß ihre Verbreitung die heutigen Unterſchiede der Fruchtbarkeit im 
weſentlichen erkläre. Er verfehlt auch nicht zu zeigen, daß der höheren 
Fruchtbarkeit des katholiſchen Volksteils auch ein höherer Geburtenüberſchuß 
über die Sterblichkeit entſpreche, und daß die katholiſche Quote der preu⸗ 
ßiſchen Bevölkerung infolgedeſſen ſeit Jahrzehnten zunehme. 

Dieſen Einfluß des konfeſſionellen Faktors auf die eheliche Frucht⸗ 
barkeit wird jeder anerkennen, der in der Lockerung religiöſer Tradition 
eine entſcheidende Vorausſetzung der modernen Geburtenbeſchränkung ſieht 
und die Diſziplinargewalt der katholiſchen Geiſtlichkeit über ihre Beicht⸗ 
kinder kennt. Es iſt nur die Frage, ob das Maß dieſes Einfluſſes durch 
Lemanczyks Zahlen annähernd richtig gemeſſen wird. Die Statiſtik zeigt 
doch mit überwältigender Deutlichkeit eine Konzentration des Geburten: 
rückgangs in den größeren Städten. Nun mag in Preußen die Mehrzahl 
der großſtädtiſchen Bevölkerung proteſtantiſch oder ungläubig ſein, wie 
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auch der Verfaſſer (S. 38) anzunehmen fdeint, fo daß der großſtädtiſche 
Einfluß ſich mit dem konfeſſionellen zum Teil deckt; aber daneben wirken 
doch auch andere großſtädtiſche Einflüſſe in der gleichen Richtung und 
erweitern die ſtatiſtiſche Kluft zwiſchen katholiſcher und proteſtantiſcher 
Fruchtbarkeit, täuſchen alſo einen übertriebenen Einfluß der katholiſchen 
Frömmigkeit vor. Der Verfaſſer ſetzt ſich zwar in einem längeren Kapitel 
mit „entgegenſtehenden Anſichten“ auseinander: 1. mit der Raſſentheorie, 
2. mit der Wohlſtandstheorie, aber nicht mit der Urbaniſierungstheorie. 
Er macht wohl auf Seite 64 —65 einige allgemeine Bemerkungen gegen 
den Einfluß des Berufs auf die Fruchtbarkeit; aber bis zu einer genauen 
Abgrenzung der zuſammenwirkenden Einflüſſe ſind die Wege weit; einen 
dieſer Wege hat Bornträger! gewählt, wenn er nachzuweiſen verſucht, 
daß innerhalb derſelben örtlichen Berufsgruppe Katholiken kinderreicher 
ſind; einen anderen Roſt (wie der Verfaſſer ſelbſt anführt) mit dem ver⸗ 
ſuchten Nachweis, daß proteſtantiſche Städte von katholiſchen durch Kinder⸗ 
reichtum übertroffen werden. Man wird aber auch die Gegenprobe ver⸗ 
ſuchen, ob denn katholiſche Großſtädte wie Köln, Düſſeldorf und München 
keinen Geburtenrückgang zeigen. Tatſächlich iſt er, um von München zu 
ſchweigen, nach Lemanczyks eigenen Tabellen in den Bezirken Köln und 
Düſſeldorf ungewöhnlich groß; es iſt auffallend, daß Lemanczyk darauf 
nicht nachdrücklich hinweiſt. 

Daneben ſind bei der Deutung der Zahlen manche andere Einflüſſe 
nicht zu überſehen, die ſich mit denen der Konfeſſion kreuzen und zum Teil 
mit täuſchender Wirkung kumulieren: die großenteils proteſtantiſchen Ab⸗ 
wanderungsgebiete haben natürlich weniger Kinder als die großenteils 
katholiſchen Zuwanderungsgebiete?; die flawiſch⸗katholiſchen Gebiete 
zeichnen ſich wohl meiſt durch ſehr frühe Heirat aus. 

Schließlich iſt nicht zu überſehen, daß die katholiſche Konfeſſion auch 
den entgegengeſetzten Einfluß üben kann. Wenigſtens bezeichnet Kreisarzt 
Dr. Hillenberg? es als feine Überzeugung, „daß der katholiſche Geiſtliche 
bei den Müttern hinſichtlich des Stillens einen größeren Einfluß auszu⸗ 
üben vermag als ſein proteſtantiſcher Amtsbruder, womit ja die erwünſchte 
natürliche Beſchränkung übergroßen Kinderſegens verknüpft iſt“. 

Göttingen K. Oldenberg 


Hoeniger, Liefmann, Mombert, Schönitz, v. Schulze⸗ 
Gaevernitz: Die private Unternehmung und ihre Be- 
tätigungs formen. Sozialökonomiſche und juriſtiſche Abhandlungen 
auf privatwirtſchaftlicher Grundlage. Heft 1: Der privatwirtſchaftliche 
Geſichtspunkt in der Sozialökonomie und Jurisprudenz. Fünf Auf⸗ 
ſätze von den Herausgebern. Mannheim - Berlin Leipzig 1914, 
J. Bensheimer. 80. VIII u. 212 S. Geh. 4 Mk. 

In ähnlicher Weiſe wie die öſterreichiſche Theorie in den ſiebziger 
und achtziger Jahren, von dem Bedürfnis des Einzelnen ausgehend, die 
1 „Kreuzzeitung“ 1913, Nr. 416 und 523. 


2 Leiſe angedeutet auf S. 54. 
3 „Concordia“, 15. Mai 1913. 
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Werttheorie neu aufzubauen ſuchte, bemüht ſich die Privatwirtſchaftslehre 
heutzutage, den Studien über „die Betätigung privater, für ſich felbft 
beſorgter Wirtſchaftsſubjekte“ einen breiteren Raum in der national⸗ 
ökonomiſchen Wiſſenſchaft einzuräumen. Die Privatwirtſchaftslehre faßt 
ihre Aufgabe in zweifacher Richtung auf. Sie verſucht einmal, den 
homo oeconomicus, d. h. fein Ertragsſtreben und die Bedingungen, 
unter denen er wirtſchaftet, zu „konkretiſieren“, „die Seele des Wirtſchafts⸗ 
menſchen in beſtimmt gefärbte Typen auseinanderzufalten“ (Schulze⸗ 
Gaevernitz), und zweitens will ſie den Aufbau und die Bedeutung der 
Unternehmung und ihre Mittel beſchreiben und zergliedern. Während es 
nun aber bei der Forſchung der Oſterreicher von vornherein feſtſtand, 
daß dieſe nur der Theorie, und zwar ausſchließlich dieſer dienen konnte, 
iſt es bis heute noch ungewiß, wem eigentlich die Früchte der privat: 
wirtſchaftlichen Studien in den Schoß fallen werden, der theoretiſchen 
oder der praktiſchen Nationalökonomie. Alle methodologiſchen Erörterungen 
haben dieſe weſentliche Frage noch nicht zu klären vermocht. 

So wird denn jetzt der Privatwirtſchaftslehre der Beruf beigelegt, 
„eine Brücke zwiſchen den einander ſo fernen Gebieten der Theorie 
Mengers und der Wirtſchaftsgeſchichte zu bilden“ (Schönitz, Weſen und 
Bedeutung des privatwirtſchaftlichen Geſichtspunktes in der Sozial⸗ 
ökonomie). Ganz abgeſehen davon, daß meines Erachtens das Be⸗ 
dürfnis nach einer ſolchen Brücke überhaupt nicht vorlag, iſt es doch 
intereſſant, zu ſehen, wie dieſer Anſpruch von der Privatwirtſchaftslehre 
begründet wird. Das Medium, deſſen ſie ſich bei ihrer vermittelnden 
Tätigkeit bedient, iſt die „Konkretiſierung des homo oeconomicus“. Mit 
Hilfe des fonfretifterten homo oeconomicus glaubt ſie zu einer ver⸗ 
mittelnden „empiriſch⸗realiſtiſchen Theorie“ zu kommen. Die Forderung 
nach einer ſolchen Theorie iſt an ſich alt. Es fragt ſich nur, ob der 
neue Vorſchlag wirklich die Erfüllung der alten Forderung in ſich birgt. 

Es iſt im Grunde doch beſtrickend einfach, folgendermaßen zu ſchließen: 
Die klaſſiſche Schule ging von der Konſtruktion des homo oeconomicus 
aus, blieb aber bei ihr ſtehen, ohne die Annäherung an die Wirklichkeit 
zu vollziehen. Will man nun zu einer „empiriſch⸗realiſtiſchen Theorie“ 
gelangen, fo konkretiſiere man eben dieſen homo oeconomicus! Dieſer 
Vorgang geſchieht, wie Schönitz ausführt, hauptſächlich dadurch, „daß 
man... durch individualiſierende Forſchung ... bewußt die Konſtruktion 
des reinen Wirtſchaftsmenſchen gänzlich aufhebt und die ſubjektiven 
Eigenarten des Ertragsſtrebens feſtſtellt“). Dies Verfahren iſt meines 
Erachtens nur dazu angetan, die Theorie völlig aufzulöſen. Allerdings 
iſt es methodiſch richtig, wenn ein moderner öſterreichiſcher Theoretiker 
von den Elementen der einfachen Wirtſchaft zur Theorie der Tauſchwirt⸗ 
ſchaft und von dort zur Theorie des Staates und der Weltwirtſchaft 
fortſchreitet. Die realen Verhältniſſe, unter denen das Individuum wirt⸗ 
ſchaftet, werden in dieſe Stufenfolge nach und nach eingeführt, und die 
Geſetze, welche urſprünglich für den Einzelhaushalt aufgeſtellt wurden, 
erhalten bei dieſer allmählichen Erweiterung des Horizonts die entſcheidende 
Form. Der Theoretiker geſtaltet „Schritt für Schritt durch ein Syſtem 
abnehmender Abſtraktion ſeine Annahmen konkreter und vielfältiger“ 
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(Wieſer). Doch eine Vorausſetzung bleibt bei alledem unverwandelt be⸗ 
ſtehen: das höchſte Ertragsſtreben des äußerlich freien Wirtſchaftsmenſchen 
und ſeine unbeſchränkte Allwiſſenheit hinſichtlich der Mittel, welche den 
höchſten Ertrag verbürgen. Es iſt ganz ausgeſchloſſen, dieſe Voraus⸗ 
ſetzung ganz oder zum Teil auszuſchalten, wie Schönitz es tut, denn auf 
ihr beruht die theoretiſche Allgemeingültigkeit des Preisgeſetzes; dieſes 
würde ſofort in ſich zuſammenfallen, wenn man an die Stelle des eben 
definierten Wirtſchaftsmenſchen Individuen verſchieden gearteten Profit⸗ 
ſtrebens ſetzen wollte. Der konkretiſierte homo oeconomicus iſt höchſtens 
als Hilfskonſtruktion für die Wirtſchafts geſchichte verwertbar 
(vgl. hierzu den Beitrag von Schulze Gaevernitz, S. 81); hingegen taugt 
er nicht dazu, eine Brücke zwiſchen der Theorie und der Wirtſchafts⸗ 
geſchichte abzugeben. Bei dem Zuſammentreffen mit dem konkretiſierten 
homo oeconomicus würde die Theorie unfehlbar zu Schaden kommen. 

Während dieſe Typiſierungen des homo oeconomicus immerdar ver⸗ 
urteilt ſind, ein Schattendaſein zu friſten, indem ſie Erzeugniſſe der Ab⸗ 
ſtraktion darſtellen, hat das Rechtsleben Unternehmungstypen, wie die 
Aktiengeſellſchaft, die Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, die offene 
Handelsgeſellſchaft, geſchaffen, die eine höchſt reale Exiſtenz führen. Die 
Privatwirtſchaftslehre ſieht nun eine Aufgabe darin, zwiſchen der wirt⸗ 
ſchaftlichen Eigenart eines Unternehmens und der typiſchen Unternehmungs⸗ 
form, die es gewählt hat, die kauſale Beziehung herzuſtellen und dann 
weiter zu unterſuchen, wie fic) die Unternehmungs formen felber zu den 
typiſchen Erſcheinungen im Ablauf des volkswirtſchaftlichen Geſchehens 
(Aufſchwung, Kriſe, Depreſſion) verhalten (vgl. den Beitrag von Mombert). 
Eine ſolche Unterſuchung kann hiſtoriſchen oder auch geradezu prak⸗ 
tiſchen Zwecken dienen; fie kann jedoch auch, falls fie zu allgemeinen 
Schlüſſen über den Zuſammenhang rein privatwirtſchaftlicher Elemente 
und volkswirtſchaftlicher Erſcheinungen gelangt, der national⸗ökonomiſchen 
Theorie Dienſte leiſten. 

Doch gerade dieſe letzten Ausführungen zeigen, daß die Privatwirt⸗ 
ſchaftslehre nichts eigentlich Neues verlangt. Was die Forderung hin⸗ 
fichtlid) der ſtärkeren Berückſichtigung des privatwirtſchaftlichen Moments 
in der Wirtſchaftsgeſchichte angeht, ſo wird ihr hier mit Fug und 
Recht die hiſtoriſche Schule den Vorrang ſtreitig machen können. Es iſt 
intereffant, zu ſehen, wie Mombert ſich in dem Aufſatz über den „privat⸗ 
wirtſchaftlichen Geſichtspunkt bei der Erforſchung der Konjunkturentwicklung“ 
mit dieſer und den in ihrem Geiſte unternommenen Unterſuchungen aus⸗ 
einanderſetzt. Mombert faßt ſeine Beziehung zu den älteren Forſchungen 
des Vereins für Sozialpolitik über die Kriſe von 1900 ff. dahin zu⸗ 
ſammen, daß er ſagt: „Dieſe Unterſuchungen, ſo dankenswert und lehr⸗ 
reich ſie auch ſonſt ſind, (können) nicht als privatwirtſchaftliche in unſerem 
Sinne angeſprochen werden, da ihnen der bewußte, deutlich heraus- 
gearbeitete Zuſammenhang zwiſchen Konjunkturentwicklung und den 
Mitteln der Einzelwirtſchaft ... fehlt ...“ Es wäre alſo das Ver⸗ 
dienſt der Privatwirtſchaftslehre, die Abhängigkeit volkswirtſchaftlicher Er⸗ 
ſcheinungen von der Einzelwirtſchaft und ihren Mitteln als grund⸗ 
ſätzlich bedeutſam erkannt und damit eine bis dahin ſchlummernde 
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Erkenntnis gleichſam über die Bewußtſeinsſchwelle gehoben zu haben! 
So ſehr ich nun auch geneigt bin, dies als ein Verdienſt anzuerkennen, 
fo muß doch ſcharf betont werden, daß es bei einer hiſtoriſchen Unter⸗ 
ſuchung nicht ausreichen würde, etwa den Wechſel von der einen zur 
anderen Unternehmungsform dadurch aufzuklären, daß man nur die ſämt⸗ 
lichen privatwirtſchaftlichen Urſachenreihen aufdeckt. Man würde 
nie ein Geſamtbild erhalten. Wie ſteht es denn überhaupt mit der 
Allgemeingültigkeit privatwirtſchaftlicher Ergebniſſe? Zweifellos 
ſollte in rein privatwirtſchaftlich orientierten Erörterungen jedes generali: 
ſierende Urteil vermieden werden. Wie ſonderbar lieſt ſich doch bei 
Mombert der folgende Satz: „Welche Unternehmungsform gewählt wird, 
hängt aber in erſter Linie von der Eigenart der betreffenden Induſtrie 
und Unternehmung ab, von der Zuſammenſetzung des Kapitals, der Ent⸗ 
wicklung der Technik, den in den betreffenden Induſtrien herrſchenden 
Konkurrenzverhältniſſen uſw.“ Alſo auf die Geſetze, auf die Steuer⸗ 
politik kommt es demnach gar nicht oder nur in zweiter Linie an. 
Und doch hat z. B. das liberale Aktienrecht von 1870 auf die Umwand⸗ 
lung von Unternehmungen in Aktiengeſellſchaften ſtärker eingewirkt als 
die ſämtlichen privatwirtſchaftlichen Momente, die Mombert aufzählt. 
Dazu kam damals noch der Überſchuß an Anlagekapital nach dem Kriege, 
der eine Unternehmungsform begünſtigte, welche die Verwendung ſuchen⸗ 
den Gelder raſch aufſog. Dieſe beiden Urſachen erklären, daß nach 1870 
ſogar ſolche Unternehmungen die Form der Aktiengeſellſchaft annahmen, 
deren „Eigenart“ dieſem Umbildungsprozeß geradezu widerſprach. Erkennt 
man die richtigen Gedanken in den Forderungen der Privatwirtſchaftslehre 
an, dann bedarf heute die wirtſchaftsgeſchichtliche Forſchung, um ihren 
Anforderungen Genüge zu tun, nur einer kleinen Umſtellung, und ſie war 
meines Erachtens ſchon auf dem Wege, dieſe Umſtellung aus ſich heraus 
vorzunehmen. _ 

Ich halte es nun für ſehr wohl denkbar, daß aus der einfeitigen 
Herausſchälung privatwirtſchaftlicher Urſachenreihen auch die Theorie 
Nutzen zieht; doch die Beziehungnahme der Theorie auf die Privatwirt⸗ 
ſchaft iſt nun erſt recht nicht neu. Die wichtigſten theoretiſchen Geſetze 
der ehrwürdigen klaſſiſchen Nationalökonomie find aus privatwirtſchaft⸗ 
lichen Beobachtungen abſtrahiert. Mombert führt unter anderen an, eine 
Unternehmung könne ihren Abſatz um ſo mehr ausdehnen, je größer der 
Anteil der „eiſernen“ (konſtanten) Koſten an den Betriebskoſten ſei; dieſe 
Erkenntnis hält er für ſehr belangreich für die „Entwicklung der Kon⸗ 
junktur“. Das iſt gewiß richtig. Doch die bisherige theoretiſche Forſchung 
hat dieſe Erkenntnis nicht bloß unter dem Geſichtspunkte der Konjunktur⸗ 
entwicklung, ſondern im Hinblick auf die Entwicklung der Volks⸗ 
wirtſchaft überhaupt ſchon recht eingehend gewertet. In der zu⸗ 
nehmenden Umwandlung von variablem in konſtantes Kapital ſah ſie 
geradezu ein Charakteriſtikum der modernen Produktion und zog hieraus 
die naheliegenden Schlüſſe für die Abſatzpolitik uſw. Ich erinnere an 
Arbeiten von E. v. Philippovich und von anderen. Was ausſteht, if 
vielleicht nur mehr der pofitive Nachweis dieſes Umbildungsprozeſſes für 
die einzelnen Induſtriezweige. | 


1529] Beſprechungen 443 


Auch die einem anderen Beiſpiel Momberts zugrunde liegende Tat⸗ 
ſache, daß es für einen Unternehmer unter Umſtänden rentabler iſt, bei 
einem Rückgang in der Konjunktur den Kreis der Abnehmer durch Herab⸗ 
ſetzung der Preiſe auszudehnen, als die Preiſe ſelber zu erhöhen und 
dadurch den Abnehmerkreis einzuſchränken, iſt von der bisherigen Preis⸗ 
theorie eingehend verarbeitet worden. Es handelt ſich hier um die 
bloße Konſequenz aus dem Überwiegen des konſtanten Kapitals, das zu 
ſeiner Deckung ſtändig großer Roheinnahmen bedarf, wie ſie nur ein ge⸗ 
waltiger Abſatz zu verſchaffen imſtande iſt. Ich verweiſe hier beſonders 
auf die Arbeiten von L. Walras (der ſehr ſchön zeigt, wie es zu dieſem 
Zwecke nützlich fein kann, die Preiſe zu differenzieren, um alle erreich- 
baren Käuferſchichten heranzuziehen), von Neumann und Wieſer. Übrigens 
hat die Kohleninduſtrie dies letztere Moment immer wieder ins Treffen 
geführt, um die Notwendigkeit ihrer Auslandsverkäufe zu erweiſen. — 
In beiden Fällen handelt es ſich um allgemeine Erſcheinungen. Ihre 
Feſtſtellung bedeutet deshalb auch keinen Beitrag zur Theorie der Kon⸗ 
junktur, ſondern enthält nur die Anwendung allgemeiner volkswirtſchaft⸗ 
licher Geſetze auf einen beſonderen Komplex von Erſcheinungen. Will die 
Privatwirtſchaftslehre der Theorie nützen, ſo wird ſie vor allem an 
das Erreichte anknüpfen müſſen. Anders läuft die Wiſſenſchaft Gefahr, 
ſich mit ihren Ergebniſſen im Kreiſe zu bewegen. 

Im allgemeinen ſcheinen die in dem Buche zu Wort gekommenen 
Vertreter der Privatwirtſchaftslehre (ſo ſehr ſie auch im einzelnen von⸗ 
einander abweichen) davon überzeugt zu ſein, daß die Pflege der Privat⸗ 
wirtſchaftslehre nur eine methodiſche Bedeutung hat, daß dieſe ſelbſt 
nur Sinn haben kann, inſofern ſie der Erzielung ſozialökonomiſcher 
Ergebniſſe dient. Allein dieſe grundlegende Überzeugung tritt in dem 
programmatiſchen Aufſatz von Schönitz (Weſen und Bedeutung des 
privatwirtſchaftlichen Geſichtspunktes) nicht klar in die Erſcheinung. In 
dieſem Aufſatz ſondern ſich zwei Gedankenreihen, die für die Entwicklung 
des privatwirtſchaftlichen Gedankens ſelber charakteriſtiſch ſind, deutlich 
voneinander ab. 

Auf S. 8 wird die Privatwirtſchaftslehre als „diejenige Teildisziplin 
der Sozialökonomie“ bezeichnet, „die zum Objekt hat die Betätigung 
privater, für ſich ſelbſt beſorgter Wirtſchaftsſubjekte zur Erzielung eines 
möglichſt großen Ertrages bei möglichſt geringem Riſiko, und die 
dieſe Betätigung unter dem Geſichtspunkt der Intereſſen der Privatwirt⸗ 
ſchaften ... betrachtet“. Iſt das Objekt der Nationalökonomie ein anderes? 
Schließlich befaßt ſich doch auch die theoretiſche Nationalökonomie mit der 
„Betätigung privater, für ſich ſelbſt beſorgter Wirtſchaftsſubjekte“ — mag 
man nun deren ſoziale Bedingtheit für weſentlich halten oder für 
die „Zwecke der reinen Wirtſchaftslehre“ davon abſehen. Dieſe Erkenntnis 
von der Identität des Objekts taucht nun in dem Aufſatz von 
Schönitz an anderer Stelle mit Beſtimmtheit auf; S. 32 betont er aus⸗ 
drücklich, daß die Privatwirtſchaftslehre „kein ſelbſtändiges Objekt“ beſitze, 
daß die Frage der Sonderdiſziplin überhaupt „ſekundärer Natur“ ſei. 
Die Anſchauung von dem Weſen der Privatwirtſchaftslehre hat ſich eben 
mit der Zeit ſtark gewandelt! 
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Was jetzt der Privatwirtſchaftslehre von Schönitz als eigener Beſiz 
zugeſprochen wird, iſt ihr Geſichtspunkt, d. h. ihre Frageſtellung 
und Betrachtungsweiſe. Wie dieſe beſchaffen ſei, haben wir ſoeben 
gehört. Die Privatwirtſchafts lehre ſieht die egoiſtiſche Betätigung der 
privaten Wirtſchaftsſubjekte unter dem Geſichtspunkt der Inter⸗ 
eſſen der Privatwirtſchaften und ſie mißt ſogar die „ſozial⸗ 
ökonomiſchen Phänomene“ mit dieſem Maße (S. 8), denn das bedeuten 
doch wohl Ausdrücke wie „den ſozialökonomiſchen Prozeß und feine ,Gefeg: 
mäßigkeiten; mit den Augen des wirtſchaftlichen Individuums ſchauen“, 
„Sehen, wie fie ſich im Kopf der kapitaliſtiſchen Unternehmer darſtellen“, 
„vom Geſichtspunkt der Intereſſen der beteiligten Wirtſchaftsindividuen 
aus ſehen“ uſw. Meines Erachtens liegt darin kein Ziel der Wiſſen⸗ 
ſchaft. Eine jede wirtſchaftliche Intereſſenvertretung tut doch im Grunde 
nichts anderes, als den „ſozialökonomiſchen Prozeß“ unter dem Geſichts⸗ 
punkte ihrer Sonderintereſſen zu ſehen und zur Darſtellung zu bringen. 
Was hat die Wiſſenſchaft mit dieſer Betrachtungsweiſe zu ſchaffen? 

Wir befinden uns hier vor einem Irrweg. — Es gibt in der National⸗ 
ökonomie tatſächlich nur einen Geſichtspunkt, den ſozialökonomiſchen. 
Er allein iſt ausſchlaggebend für die Auswahl des Stoffes, für die 
Sichtung und Bewertung der Ergebniſſe. Nur inſoweit privatwirtſchaftliche 
Erſcheinungen einen ſpezifiſch „ſozialökonomiſchen Akzent“ tragen, können 
ſie überhaupt in den Kreis der Betrachtung einbezogen werden. Das ſub⸗ 
jektive Verhältnis der Intereſſenten zur Volkswirtſchaft (der privatwirt⸗ 
ſchaftliche Geſichtspunkt, vgl. S. 48) hat nur inſoweit Wert, als ſich 
hieraus Rückſchlüſſe auf ihre tatſächliche Stellung innerhalb der Volls⸗ 
wirtſchaft und ihre objektive Bedeutung für dieſe ziehen laſſen. 

Es gibt alſo weder ein Objekt der Privatwirtſchaftslehre noch einen 
ſpezifiſch privatwirtſchaftlichen Geſichtspunkt. Es gibt nur ein privat⸗ 
wirtſchaftliches Kauſalverhältnis und einen — vielleicht noch nicht genug 
begangenen — Weg, der über dies privatwirtſchaftliche Kauſalverhältnis 
zu ſozialökonomiſchen Ergebniſſen führt. Iſt es nicht im Grunde doch 
irreführend, den Studien, die dieſem Zwecke gewidmet find, und die ſich 
in den alten Rahmen durchaus einordnen laſſen, die eigene Bezeichnung 
„Privatwirtſchaftslehre“ in Zukunft zu belaſſen? 

Leipzig E. von Beckerath 


Apelbaum, Johannes: Bafler Handelsgeſellſchaften im 
fünfzehnten Jahrhundert mit beſonderer Berückſich⸗ 
tigung ihrer Formen. (Beiträge zur ſchweizeriſchen Wirtſchafts⸗ 
kunde, berausg. von Bachmann, Geering, Georg, Land: 
mann, Milliet, Rappard, Wartmann, 5. Heft.) Bem 
1915, Stämpfli & Cie. Broſch. 4 Mk. 


Die ſchwierige und umſtrittene Geſchichte der Handelsgeſellſchaft ruht 
heute vornehmlich auf den beiden Trägern des romaniſchen Materials, 
das Max Weber und Laſtig, und des norddeutſch⸗hanſiſchen, das G. A. F. 
Schmidt, Rehme, Keutgen und Silberſchmidt bearbeitet haben. Eine 
beſſere Kenntnis der ſüddeutſchen Handelsgeſellſchaften würde namentlich 
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dazu beitragen können, die nationalen und zeitlichen Unterſchiede jener 
beiden großen Quellengruppen auf einer höheren Stufe vergleichender 
Forſchung zu überwinden. Die vorliegende, von Julius Landmann an⸗ 
geregte Arbeit, die hauptſächlich die Protokolle des Bafler Gerichtsarchivs 
verwendet, entbehrt für eine Ausfüllung der angegebenen Lücke zweierlei, 
die hinreichende philologiſch⸗hiſtoriſche Schulung und die Kenntnis der 
neueſten dogmatiſchen Literatur zur Handelsgeſchichte. 

Von dieſer ſind Schmidt⸗Rimplers Geſchichte des Kommiſſions⸗ 
geſchäfts und die einſchlägigen Abſchnitte von Victor Ehrenbergs neuem 
handelsrechtlichen Sammelwerk wohl erſt nach Abſchluß der Unterſuchung er⸗ 
ſchienen. Aber auch nur die Berückſichtigung von Heinrich Hönigers Problem 
der gemiſchten Verträge hätte den Verfaſſer als Juriſten gelehrt, ſeine 
Auseinanderſetzungen über die Unterſchiede und Übergänge zwiſchen Ge⸗ 
ſellſchaft, partiariſchem Geſchäft und Anlagegeſchäft weſentlich ſchärfer zu 
faſſen. So ſind gerade die ſyſtematiſchen Abſchnitte, auf die er mit 
Recht den größten Nachdruck legt, überwiegend als veraltet zu bezeichnen. 

Darüber würde freilich der geſchichtliche Sachinhalt des Buches, in 
dem faſt ein Drittel aus Quellenauszügen beſteht, hinweghelfen, wäre 
nicht der zweite Mangel: die Darbietung des Stoffes iſt meiſt eher ge: 
eignet, den Benützer zu verwirren als zurechtzuweiſen. Das kurze Namen⸗ 
und Sachregiſter bedeckt gerade den Urkundenanhang, für den es am 
nötigſten wäre, nicht. Dieſer Anhang ſelbſt iſt völlig ohne innere Ein⸗ 
teilung und Ordnung. Auch die Darſtellung iſt weit entfernt davon, eine 
ſolche zu erſetzen, gibt und unterläßt Verweiſungen ohne Wahl, entſtellt 
Zitate durch häufige Druck⸗ oder Leſefehler (Merturii, Lute; lieb. in 
dem allerdings „undeutlichen“ Zitat S. 116). Geſchichtliche Anſchauung 
und Realienkunde ſind nicht ſelten dürftig. Aus der mittelalterlichen 
Bezeichnung für den Warenbeſtandteil kaufmänniſchen Kapitals „Pfenn(ig)⸗ 
wert“ (hier S. 86 „Pfennbart“) macht Apelbaum anſcheinend „Pfand⸗ 
wert“. Der Urkundenbeweis im Rechtsſtreit Herrmann Offenburgs gegen 
ſeines Bruders Stephan Witwe (S. 177) genügt durchaus nicht, um eine 
eigene Buchführung der Geſellſchaften darzutun (S. 14, 114); es handelt 
ſich nur um Einzelbelege und perſönliche Buchführung. Die hier und 
anderwärts gegen Sombarts Anſchauungen vom mittelalterlichen Handel 
gerichtete Polemik iſt ebenſo zwecklos wie ermüdend. Wann wird die 
handelsgeſchichtliche communis opinio einſehen, daß neben der „relativen“ 
Betrachtung doch erſt eine abſolute die Qualitätsänderungen des Quan⸗ 
titativen erkennt? 

Zzt. Berlin⸗Grunewald Carl Brinkmann 


Dix, A.: Bulgariens wirtſchaftliche Zukunft. Leipzig 1916, 
S. Hirzel. 8°. 55 S. Geh. 0,80 Mt. 


Auch in dieſem kleinen Werkchen beweiſt der Verfaſſer wieder ſein 
beſonderes Talent, bei ſeiner gründlichen volkswirtſchaftlichen Kenntnis in 
leicht faßlicher Form die breiteſte Offentlichkeit mit wichtigen Fragen ver⸗ 
traut zu machen. Dementſprechend enthält auch dieſe Arbeit bei aller 
Knappheit ein gutdurchdachtes Tatſachenmaterial und gibt, dank der ſtarken 
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Prägnanz dieſer ausgewählten Tatſachen, dem Lefer ein ſcharfumriſſenes 
Bild deſſen, was der Titel verſpricht. 

Vor allem liegt dem Verfaſſer daran, einmal die außerordentliche 

Ausdehnungsfähigkeit der bulgariſchen Wirtſchaft zu beweiſen, und dann 
die bereits beſtehenden und in naher Zukunft zu Weiterentfaltung fähigen 
Wechſelwirkungen der deutſchen und bulgariſchen Volkswirtſchaften zu be⸗ 
ründen. 
: Die innere Ausdehnung der bulgariſchen Wirtſchaft iſt als eine 
doppelte nachgewieſen. Zunächſt iſt, ſobald eine Zuführung von Kapitalien 
erfolgt und die raſche Volksvermehrung weiter ihren Fortgang nimmt, 
eine ſtarke Intenſivierung zu erwarten. Wenn Bulgarien von 11681 qkm 
Weizenfeldern nur 1 218 000 t geerntet hat, fo kann man ermeflen, 
welche Fortſchritte bei dem durchſchnittlich guten Boden und dem vorzüg⸗ 
lichen Klima des Landes noch offen ſtehen, um an Oſterreich oder gar an 
Deutſchland heranzureichen. Erſteres erzielt bei 12 608 qkm Anbau⸗ 
fläche 1 895 300, letzteres von 19 257 qkm 4 360 600 t Ertrag. Zu 
intenſiver Kultur hat ſich aber der Bulgare von alters her als überaus 
geeignet gezeigt; iſt er doch auch heute als beſter Gemüſebauer auf der 
Ore Balkanhalbinſel und durch ganz Südrußland hochgeſchätzt und 
berühmt! 

Daß auch bezüglich des Nahrungsſpielraumes Bulgarien ſehr weit 
davon entfernt iſt, in abſehbarer Zeit irgendwelche Beengung zu empfinden, 
beweiſt die Bevölkerungsdichte von nur 45 Bewohnern auf den Quadrat- 
kilometer (gegen 120 in Deutſchland, 95 in Oſterreich). Der natürliche 
Zuwachs in Alt⸗Bulgarien beträgt reichlich 11/2 „%; auch von dem be 
freiten Mazedonien her, wo die Bevölkerung bisher unter ſehr gedrückten 
Verhältniſſen lebte, iſt ein reichlicher Zuwachs von Arbeitskräften zu 
erwarten. Mit Mazedonien hat Bulgarien überdies die Möglichkeit 
weiterer wirtſchaftlicher Expanſion gewonnen, vornehmlich auf dem Gebiet 
des Bergbaues, aber auch der ſüdländiſchen Kulturen, wie Reis, Mais, 
Ol und Tabak. Doch auch im Innern des alten Landes ſteht der land⸗ 
wirtſchaftlichen Kultur ein weites Feld räumlicher Ausbreitung offen. Von 
den 96 346 qkm alt-bulgarifhen Bodens waren 1911 nur 33 850 qkm 
in Kultur. 28354 qkm waren Forſten. Gewaltige Landſtrecken harren 
ſomit noch ihrer Erſchließung durch ein beſſeres Verkehrsnetz, Rodung, 
Verbau von Wildbächen, Flußläufen uſw. 

Daß dieſer Aufſchwung ſich bereits ſeit langem in vollem Gange 
befindet, zeigt ſich darin, daß von 1897—1908 die Ackerfläche ſich 
um 21,9 %, die Obſt⸗ und Gemüſegärten gar um 83,9 9% ausdehnten. 
Von 1903— 1912 wuchs die mit Getreide (einſchließlich Mais) beſtellte 
Fläche von 19 900 auf 25 610 qkm an. 

Entſprechend dieſer landwirtſchaftlichen Entfaltung hat denn auch 

— bereits ein Zeichen beginnender Intenſivierung der Wirtſchaftsweiſe — 
der Bezug landwirtſchaftlicher Geräte vom Ausland ſich entwickelt, und 
zwar von 1900 — 1912 auf mehr als das Elffache! An ſich noch gering, 
betrug er nämlich 1912 6,9 Mill. Franken, während er ſich 1900 erſt auf 
605 000 Franken ſich belief. Natürlich liegt der Schwerpunkt der Ein⸗ 
fuhr weit mehr auf dem Gebiete der Induſtrie. Maſchinen, ganze Fabril⸗ 


1533] Befpregungen 447 


anlagen, Ackergeräte, Textil⸗ und Metallwaren ſowie Transportmittel 
(rollendes Bahnmaterial, Wagen, Schiffe) bilden neben Chemikalien und 
Lederwaren ganz überwiegend die Gegenſtände der Einfuhr. Dieſer Ein⸗ 
fuhr ſagt Dix gleichfalls eine weite Ausdehnungsfähigkeit voraus und 
vergißt nicht zu betonen, daß bereits vor dem Kriege Deutſchland den 
wichtigſten Anteil an Bulgariens Außenhandel einnahm. Indem er der 
Regiſtrierung der ſperrigen Ausfuhrgüter nach Belgien Rechnung trägt, 
deren endgültige Beſtimmung dennoch unzweifelhaft Deutfchland war, 
anderſeits in Betracht zieht, daß auch bei der Einfuhr manche deutſche 
Waren unter falſchen Urſprungsrubriken verzeichnet wurden, kommt der 
Verfaſſer zu dem Schluß, daß ein Viertel der bulgariſchen Einfuhr aus 
Deutſchland ſtammte und etwa ein Drittel der bulgariſchen Ausfuhr in 
Deutſchland ihren Markt fand. Er ſieht mit Recht in den geſamten 
wirtſchaftlichen Wechſelbeziehungen Bulgariens und der Zentralmächte einen 
feſten Unterbau der politiſchen Gemeinſchaft. Jeder der beiden Teile iſt 
gleicherweiſe gebender und nehmender Teil. Für die Zukunft birgt dies 
die beſte Gewähr für vollen Einklang der Intereſſen, unter beiderſeitiger 
wirtſchaftlicher Ergänzung. N 

Das kleine Werk iſt gleichzeitig in bulgariſcher Sprache erſchienen 
und vom bulgariſchen Miniſterpräſidenten als „höchſt erfreuliche Erſcheinung“ 
begrüßt worden. 

Berlin E. Jenny 


ekyi, Stephan: Ukrain a. — Land und Volk. Eine gemein⸗ 
faßliche Studie. Autoriſierte Überfegung aus dem Ukrainiſchen. Wien 
1916, Verlag des Bundes zur Befreiung der Ukraina. 8°. IV u. 
416 S., 6 Karten und 40 Tafeln. Geh. 10 Kronen. 


Auch ein Kriegsbuch. Wenigſtens in der deutſchen Ausgabe. Denn 
die Ukraina iſt Kriegstheater und ſomit, mag ſie nun vor oder hinter 
den gewaltigen Fronten der Armeen liegen, in den Bereich der Kriegs⸗ 
ziele gerückt. Der Wunſch der Ukrainer oder, wie ſie für uns bisher ge⸗ 
läufiger hießen, der Kleinruſſen, ihr Möglichſtes zu tun, um ihr Land in 
den Brennpunkt der öſtlichen Fragen zu bringen, die Aufmerkſamkeit 
Europas auf ihr längſt vor dem Polenreiche für die politiſche Geſchichte 
untergegangenes Vaterland zu lenken, hat uns über Nacht mit einer ſehr 
zahlreichen Agitationsliteratur überſchwemmt. Zumeiſt ſind es, neben 
periodiſchen Schriften in deutſcher, franzöſiſcher und kleinruſſiſcher Sprache, 
kleine Büchlein für den Bedarf des Augenblicks, die knappe Schilderungen 
der Geſchichte und der Beſtrebungen eines für Europa nahezu verſchollenen 
Volkes von etwa 34 Millionen Seelen zu verbreiten ſich bemühen. Das 
vorliegende Werk weiſt, nach Inhalt und Umfang, gewichtigere Form 
auf und ſoll in volksgeographiſcher Hinſicht den patriotiſchen Beſtrebungen 
der eifrig tätigen und hoffnungsfreudigen Ukrainer den wiſſenſchaftlichen 
Unterbau liefern. Es verdankt daher ſein Erſcheinen — wenigſtens in 
der deutſchen Ausgabe, in der es ſich an die Kulturwelt wendet — dem 
Augenblick; iſt aus der Zeit und für die Zeit entſtanden. Das haftet 
ihm naturgemäß hier und da an, insbeſondere in denjenigen Kapiteln, 
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die die Politik ſtreifen. Da wird ſtellenweiſe der ſonſt fo präziſe Stil 
tatſächlicher Darſtellung plötzlich gewunden und fubjeftiv gefärbt, und die 
Behauptungen büßen an Stichhaltigkeit ein. So z. B. bei der Erörterung 
der Frage, ob das Ukrainiſche als Dialekt des Rufſiſchen oder als ſelb⸗ 
ſtändige Sprache anzuſprechen iſt; oder wenn es S. 196 heißt: „Obgleich 
bis heute die Hiſtoriker darüber uneinig ſind, ob das ſogenannte altruſſiſche 
Reich von den Warägern im heutigen Nordrußland gegründet worden iſt 
oder von den oſtſlawiſchen Stämmen des Südens in Kyjiw, fo zweifle 
ich doch nicht, daß dieſer letzteren Meinung beizupflichten iſt. 5 

Doch tut dies dem Ernſt des Buches keinen Abbruch. Es füllt für 
Weſteuropa eine fühlbare Lücke aus. Was bisher über „Kleinruſſiſche“ 
Fragen geſchrieben ward, war teils ukrainiſch — alſo der Wiſſenſchaft 
gänzlich unzugänglich — oder polniſch ſowie ruſſiſch. In 1 Fall 
trat neben die Abſeitigkeit noch die Einſeitigkeit; die Ruſſen wollten es 
nicht wahr haben, daß die Ukraine mehr als eine ruſſiſche Provinz, das 
kleinruſſiſche Volk etwas anderes als ein Aſt des ruſſiſchen Stammes, 
die Sprache aber überhaupt eine Sprache ſein ſollte. Auch die Polen 
behandelten die Ukrainer von jeher von oben herab, als ein primitives 
Anhängſel ihrer Kultur, das weder ſprachlich noch bezüglich eigener kultur⸗ 
bildneriſcher Kraft zu ſelbſtändigem Daſein befähigt ſei. 

Durch eingehende Schilderung von Land und Leuten ſucht das vor⸗ 
liegende Buch dieſe auch in die weſteuropäiſche Literatur eingedrungene 
Auffaſſung gründlich zu widerlegen. 

Von der geologiſchen Geſtaltung ausgehend wird verſucht, über einen 
kurzen Abriß der Geſchichte hinweg bis in eine ſehr feingegliederte 
Schilderung der wirtſchaftsgeographiſchen und handelspolitiſchen Geſtaltung 
der Ukraine hinein den Beweis zu erbringen für eine natürliche Geſchloſſen⸗ 
heit von Land und Leuten des weiten ukrainiſchen Gebietes. Die Dar⸗ 
legung der Oberflächengeſtaltung mitſamt ihrem geologiſchen Unterbau 
iſt ganz vorzüglich, wenngleich es darum noch nicht gelungen iſt, den 
Beweis auch einer natürlichen politiſchen Abgrenzung der als „Ukraine“ 
angeſprochenen Länder zu beweiſen. Dieſer geographiſche Teil wird 
dauernden Wert in der weſteuropäiſchen Literatur behalten. 

Im anthropogeographiſchen und hiſtoriſchen Teil, der notgedrungen 
an manchen Stellen polemiſchen Charakter annimmt, laufen unwillkürlich 
ſubjektive Färbungen mit unter. So iſt es z. B. anfechtbar, das Ent⸗ 
ſtehen des Saporoger Sſſitſch („Verhau“ oder Hochburg des Koſakentums 
am Dniepr) als eine Wiederaufrichtung des untergegangenen ukrainiſchen 
Staates anzuſprechen. Die geſchichtlichen Schickſale werden ſehr richtig 
aus der mißlichen geographiſchen Lage an der Scheide weſtlicher oder 
öſtlicher Kulturkreiſe dargelegt. Von dem Anprall der Tataren zer: 
hämmert, geriet der ukrainiſche Staat nach gänzlicher Verwüſtung ſeines 
Landes in den Strudel der an ſeinen Grenzen ſtehenden, mächtig auf⸗ 
ſtrebenden Reiche — Polens, Rußlands und der Türkei, ſo daß das 
Volk, hin und her geworfen, nicht mehr zur Beſinnung und zu eigener 
feſter Staatenbildung zu gelangen vermochte. Sein bitteres Schickſal war, 
wie Rudnyckyi gut dargelegt, daß feine oberen Stände bis auf die aller: 
unterſte Schicht hinab allgemach der Aſſimilierung durch Polen und Ruſſen 
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verfielen. Der Verfaſſer betont die hohe Blüte der ukrainiſchen Kultur 
im 12. und 13. Jahrhundert, d. h. eben vor dem Tatarenjoch. Seither 
finden ſich zwar Anläufe zur Wiedererlangung der Selbſtändigkeit, die 
ſich aber über große und blutige Aufſtände gegen die Bedrücker nicht 
emporrecken konnten. Beſonders das Großruſſentum, das ſich in der 
nordiſchen Waldwüſtenei leichter der Tataren hatte erwehren können, legte 
nur ſtärker ſeine ſchwere Hand auf das Ukrainertum, dem es als deſſen 
einſtiges Kolonialgebiet ſeine Dynaſtie und ſeine Kultur entnommen und 
ſogar den Namen „Ruß“ und „ruſſiſch“ entwendet hat. 

Viel Intereſſantes wird über dieſen Zwieſpalt der aufſtrebenden 
ruſſiſchen und der daniederliegenden ukrainiſchen Kultur geſagt. Beſonders 
gut iſt der Unterſchied zwiſchen dem individualiſtiſchen, ſchaffensfreudigen, 
ſeit jeher zur Demokratie neigenden Ukrainer und dem ſchwerfälligen, 
autoritätsgläubigen, unterwürfigen Großruſſen herausgearbeitet, deſſen 
Herdentum und unfruchtbarer Grübelſinn dem ſanges frohen, munteren 
Kleinruſſen fremd blieben. Im Siedlungsweſen und in den Formen 
genoſſenſchaftlichen Zuſammenſchluſſes äußert ſich das beſonders. Der 
Kleinruſſe kannte nie die Dorfgemeinſchaft („Mir“), ſondern hängt am 
Privateigentum und wohnt in Einzelhöfen; wie ihm auch die patriarchaliſche 
Allgewalt des Familienoberhauptes und die politiſche Allmacht des Zaren 
immer fremd blieben. Auch der heute noch fortdauernde friſch⸗ natürliche 
Expanſionsdrang gegen den nördlichen Kaukaſus hin entſpringt dieſen 
individualiſtiſchen Eigenſchaften und verſchafft den Ukrainern den Vor⸗ 
ſprung in der Beſiedlung jener Gebiete vor den Großruſſen, die nur unter 
ſtaatlicher Anregung und in den „Mir“⸗Gemeinden zuſammengeballt ſich 
vorwärts zu wälzen verſtehen. 

Dagegen geht, wie aud Rudnyekyi freimütig zugeſteht, den 
Ukrainern die Fähigkeit „zur Entwicklung der Zentraliſation und zur Ent⸗ 
faltung großer politiſcher Kräfte, mit einem Worte, die Fähigkeit zur 
Staatsbildung“ ab. 

Die wirtſchaftsgeographiſche Schilderung weiſt überzeugend nach, daß 
die fruchtbarſten Strecken Rußlands, die Kernlande ſeines Getreidebaues 
und der Zuckererzeugung ſowie die großen Naturreichtümer an Kohlen, Eiſen, 
Mangan, Salz uſw. in das ukrainiſche Gebiet fallen und ſomit einem 
beſonderen Ukrainerſtaat eine reiche materielle Unterlage böten. In dem 
anſchließenden handelsgeographiſchen Teil iſt ein ſchätzenswertes Material 
mit viel Fleiß zuſammengetragen und läßt das Buch als Quelle für 
weitere Erforſchung der ukrainiſchen Frage höchſt wertooll erſcheinen. 

Ein Anhang von 40 Tafeln hübſcher Bilder von Land und Leuten 
wird ſeiner Verbreitung in weiteren Kreiſen und damit dem beabſichtigten 
Zweck der Schrift förderlich ſein! 

Berlin E. Jenny 


Emin, Ahmed: The development of modern Turkey 
as measured by its press. (Studies in history, economies and 
public law, edited by the Faculty of political science of Columbia 
University, Volume LIX, Number 1.) New York 1914, Columbia 
Schmollers Jahrbuch XL 3. 29 
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Wegen ihrer ausgedehnten Küſtenlinie, ihrer zentralen Lage und 
ihrer Hilfsquellen war die Türkei immer ein bewegtes Feld für die 
Bewegungen der Bevölkerungen, für die Kämpfe der Raſſen und Kulturen, 
für die Anhäufung und Verbindung von Ideen. Die Produkte dieſes 
fortgeſetzten hiſtoriſchen Prozeſſes ließen ſich keiner allgemeinen Ver⸗ 
ſchmelzung unterwerfen. Unter dem Schutze der verſchiedenen Einflüſſe 
der Umgebung in den verſchiedenen Teilen dieſer Territorien konnten ver⸗ 
ſchiedene natürliche Typen, verſchiedene Arten und Epochen der Kultur, 
verſchiedene Sprachen nebeneinander fortleben. Die ſoziologiſche Aufgabe 
des Herrſchervolkes der Türken war unter dieſen Umſtänden ſehr ſchwierig. 
„Wie konnte ein großes Reich auf einer ſolchen Grundlage aufgebaut 
und mehr als ſechs Jahrhunderte aufrechterhalten werden?“, fragt der 
Verfaſſer. Das von einem Bruchteil eines einzelnen türkiſchen Nomaden⸗ 
ſtammes errichtete Reich brachte aus Zentralaſien den eiſernen Sinn für 
Difziplin mit. Es erfand im Mohammedanismus eine Einrichtung für 
die Aſſimilation und eine Quelle der Solidarität. Ein dritter günſtiger 
Faktor war die breite Möglichkeit der Auswahl von Gedanken und Leuten. 
Das auf dieſen Grundlagen aufgebaute Syſtem befähigte die alten Türken, 
heterogenen Elementen innerhalb weniger Generationen eine neue kompakte 
Nation zu ſchaffen und ihre Grenzen mit außerordentlicher Schnelligkeit 
auszudehnen. Unter dem Einfluß der Aufgaben der neuen Zeit auf dem 
Gebiete von Ackerbau, Induſtrie, Handel oder des Unterrichtsweſens ent⸗ 
ſtand eine unzufriedene Klaſſe, und das Gefüge des künſtlichen Herrſcher⸗ 
ſyſtems begann ſich zu lockern. Die Mitglieder der erobernden Raſſe be⸗ 
mächtigten ſich allmählich der Amter in Regierung und Armee, ohne die 
beſondere ſtrenge Laufbahn zu durchlaufen. Mißſtände wie Günſtlings⸗ 
weſen, Palaſtintrigen traten zutage und ſchwächten die Zentralgewalt. 
Die alten Herrſchaftsideen verknöcherten, und alle Reformvorſchläge wurden 
ſcheel angeſehen. Doch war die urſprünglich gelegte Grundlage ſo ſolide, 
daß ein ſtarker Mann jederzeit imſtande war, die Maſchinerie in Ordnung 
zu bringen und im richtigen Lauf zu erhalten. Selbſt ein Mann niedriger 
Herkunft konnte ſich mit ſtarkem Willen ſeinen Weg bahnen, und es 
fanden ſich in allen Perioden dringender Notlage ſtarke Führer. Das 
eigene Mißgeſchick der Türkei in unglücklichen Kriegen gab Anlaß zu ziel⸗ 
bewußten Bemühungen, die Kulturerrungenſchaften des Weſtens für die 
Türkei nutzbar zu machen. Der erſte große Erfolg in dieſer Linie war 
erreicht, als mit Regierungsunterſtützung im Jahre 1728 eine Buchdrucker 
preſſe in Konſtantinopel errichtet ward. In dem Fatva, das als Ver⸗ 
waltungsrechtsentſcheidung die Einführung der Buchdruckerpreſſe billigt, 
wird ausdrücklich hervorgehoben, daß dadurch der Preis der Bücher ver- 
billigt und ihr Verkauf vermehrt werde, und daß, da dies ein ungeheurer 
Vorteil ſei, die Sache ſehr lobenswert ſei. Jedoch wird eine Zenfur durch 
unterrichtete Männer gefordert. Zur Gründung einer Zeitung kam es 
erſt viel ſpäter, zunächſt wurde von der Regierung ein Preßbureau errichtet, 
in dem die bedeutendſten europäiſchen Zeitungen geleſen und teilmeile 
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überſetzt wurden. Als ſich dieſes Bureau an Friedrich den Großen wandte, 
empfahl er ihm die Clever Zeitung und den Kurier vom Niederrhein, die 
nicht allein beſtändig von ihm inſpiziert, ſondern auch mit von ihm ſelber 
geſchriebenen Artikeln über die internationale Politik verſehen wurden. 
Friedrich der Große zeigte alſo ein großes Verſtändnis für die Bedeutung 
der ausländiſchen Preſſe. Die erſte Zeitung in der Türkei wurde am 
20. November 1828 in Agypten vom Mehmed Ali Paſcha in arabiſcher 
Sprache herausgegeben. Vorangegangen waren franzöſiſche Zeitungen im 
Jahre 1795 und namentlich der „Spectateur de l'Orient“ in Smyrna, 
der ſeinen Titel ſpäter in „Courier de Smyrne“ umwandelte. Sein 
Herausgeber Blacque vertrat die Intereſſen der türkiſchen Regierung 
namentlich gegen Rußland und wurde 1831 von ihr nach Konſtantinopel 
berufen, um in franzöſiſcher Sprache den „Moniteur Ottoman“ als 
Regierungsorgan herauszugeben. Im folgenden Jahre 1832 erſchien 
ebenfalls als Regierungsorgan die erſte Zeitung in türkiſcher Sprache 
unter dem Titel „Takvimi Vekayih“ („Kalender der Ereigniſſe“), ein 
Titel, der vom Sultan Mahmud II. ſelber gewählt worden war. Nach 
dem Programmartikel ſoll das Vlatt zwei Teile erhalten. Der erſte ſoll 
offizielle Mitteilungen über innere Angelegenheiten enthalten und der 
zweite nichtoffizielle Neuigkeiten, Artikel aus dem Gebiete der Erziehung, 
der Wiſſenſchaft, der Induſtrie und des Handels und eine Überſicht der 
Ereigniſſe, die im „Spiegel des Univerſums“ je nach Zeiten und Um⸗ 
ſtänden erſcheint. Der Sultan ſelber war beſorgt, daß die Zeitung in 
einer gemeinverſtändlichen Sprache redigiert werde. 

1860 bis 1876 nahm die türfifche Preſſe einen großen Aufſchwung 
und erlebte ihr goldenes Zeitalter. Als nach mehreren Palaſtrevolutionen 
der Sultan Abdul Hamid auf den Thron gekommen war, erließ er zwar 
1876 eine moderne Verfaſſung, beſeitigte ſie aber bald und führte ein 
deſpotiſches Regiment. Ein freiheitliches Preßgeſetz wurde auf dem 
Verwaltungswege außer Kraft geſetzt. Der tyranniſche Sultan 
verfolgte perſönlich die Preſſe ſehr aufmerkſam und ließ ſie durch 
ſeine Spione überwachen. Nicht bloß gewaltſame Unterdrückung, ſon⸗ 
dern auch Beſtechung und Korruption jeder Art wandte dieſer Deſpot 
an, um eine ſeinen Zwecken gefügige Preſſe zu bekommen. Die volks⸗ 
tümlichſten Schriftſteller wurden durch Berufung in hohe Staatsämter 
„eleminiert“. 

Eingehend wird ſodann die Tätigkeit des jungtürkiſchen Komitees 
für Einheit und Fortſchritt geſchildert, das ſich der exterritoritalen Poſt⸗ 
anſtalten bediente, um im Ausland verfaßte Zeitungen einzuſchmuggeln 
und zu verbreiten und ſchließlich die Entthronung Abdul Hamids herbei⸗ 
führte. Dieſe Revolution und Gegenrevolution find im Spiegel der zeit⸗ 
genöſſiſchen Preſſe anſchaulich geſchildert. Es wird eine eingehende 
Statiſtik der Stoffverteilung in den ſechs Tageszeitungen Konſtantinopels 
gegeben. Dabei zeigt ſich, daß die türkiſche Preſſe ſich vorteilhaft von 
der weſteuropäiſchen durch ihr geringes Senſationsbedürfnis auszeichnet. 
So wurden zum Beiſpiel die fetten Überſchriften erſt während des 
Balkankrieges eingeführt. Ein ausführliches Verzeichnis der Familien-, 
Fach⸗ und wiſſenſchaftlichen Zeitſchriften zeigt uns einen hohen Stand 
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des türkiſchen Zeitungsweſen, in dem Kinder: und Frauenzeitungen be: 
fonders vieljeitig vertreten find. 

Bei dem großen augenblicklichen Intereſſe für die Türkei kann das 
Buch als ein ausgezeichnetes Orientierungsmittel über Umfang, Inhalt 
und Tendenz der geſamten türkiſchen Preſſe um ſo mehr angelegentlich 
empfohlen werden, als es von einem Fachmann geſchrieben iſt, der ſelber 
ein Mitarbeiter der Preſſe iſt. 

Berlin⸗Treptow Cl. Heiß 


Mannſtaedt, Heinrich: Preisbildung und Preispolitik im 
Frieden und im Kriege. Vortrag, gehalten in der Juriſtiſchen 
Geſellſchaft zu Bonn. Jena 1916, Guftav Fiſcher. 8° 31 S. 
Geh. 0,75 Mk. 


Als Vortrag bildeten die Darlegungen ſehr ſchätzbare Anregungen, 
wie ſie ſich aus der überhaſtet eingeleiteten Kriegswirtſchaft dem volks⸗ 
wirtſchaftlich geſchulten Blick ergaben. Als Buch vermag das Werkchen 
infolge ſeines geringen Umfangs freilich nicht viel mehr als ein knappes 
Konzept zu bieten — den Rahmen zu einer größeren Arbeit, deſſen Aus⸗ 
füllung ſehr zu begrüßen wäre! Dennoch iſt die Veröffentlichung des 
Vortrags recht dankenswert. Denn die Materie iſt ſeitens des Autors 
ſcharf durchdacht; und wenn wir von der Knappheit der Ausführung 
redeten, ſo iſt dies im beſten Sinne gemeint: knapp und klar iſt der 
Grundgedanke herausgearbeitet, mit des Verſtandes Scheidewaſſer ſind die 
Elemente zerlegt und getrennt, die ſich in den über Nacht akut gewordenen 
Höchſtpreisproblemen chaotiſch durcheinanderwälzten. 

Dieſer grundlegende Gedanke leitet uns folgenden Weg entlang: 
Ausgehend von allgemeiner Preistheorie wird hingewieſen, wie nicht allein 
bei keiner Ware ſich der Prozeß der Preisſtellung am Markte unabhängig 
von vielen anderen Gütern abſpielen kann (Bedarf wie Erzeugung ſind 
ſtets ſprungbereit, ſich von einem Wirtſchaftsgut, je nach deſſen Preis⸗ 
geſtaltung, auf andere zu werfen), ſondern wie letztlich Angebot und 
Nachfrage unlöslich darin zuſammenhängen, daß jeder Produzent zugleich 
auch Konſument bleibt. Daran ſchließt ſich Erwähnung der ſubjektiven 
und objektiven Bedingungen der Preisbildung. Der ideale Preis ſtellt 
das Gleichgewicht zwiſchen Intereſſen der Erzeuger und denjenigen der 
Verbraucher dar; zweier Tendenzen alſo, die ſich, von entgegengeſetzten 
Enden ausgehend, zuletzt einigen ſollen. Daß dieſe Verſöhnung unter 
Wahrung beiderſeitiger Notwendigkeiten ſich vollziehe, ſtößt ſchon beim 
freien Wettbewerb in Friedenszeiten manchmal auf Schwierigkeiten. Um 
ſo mehr wird dies der Fall ſein bei willkürlichen Eingriffen, wie ſie die 
Kriegsbewirtſchaftung eines großen Landes unausbleiblich macht. 

Hier kommen wir dem Hauptgedanken der Auseinanderſetzungen bereits 
ſehr nahe Mannſtaedt meint, es ſei bei der eiligen Notwendigkeit, zwecks 
Regelung der Gütererzeugung und des Güterumlaufs mittels Höchſtpreiſen 
einzugreifen, überſehen worden, daß zur Findung dieſer Zwangsnormierung 
eigentlich von zwei Ausgangspunkten vorgegangen werden müßte. Nämlich 
genau wie auch die freie Preisbildung ſich vollzieht: von der Seite des 
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Konſums und von den Bedürfniſſen der Produktion. Somit hat man 
es zunächſt im Grunde mit der Findung von z wei Höchſtpreiſen für jede 
Ware zu tun, ſofern man im Intereſſe der Allgemeinheit weder die 
Verſorgung gefährdet noch die Erzeugung ſich einſchränken ſehen will. 

Es gibt alſo eigentlich je einen höchſten Preis für den beſtehenden 
Verbraucherbedarf (Nachſrage) und einen letzten Preis für das An⸗ 
gebot, d. h. bei dem die Erzeugung ſich noch zur Schaffung neuer 
Ware bewogen fühlt. Bei völlig freier Wirtſchaft wird der Ausgleich 
auf den wirklichen Handelspreis unter Bedingungen zuſtande gebracht, 
welche in der abgeſchloſſenen Kriegswirtſchaft ausgeſchieden erſcheinen. 
Zuzug von Ware aus fremden Wirtſchaftsgebieten iſt unterbunden, Er⸗ 
ſchütterungen durch Preiskämpfe, Truſtbildungen uſw. müſſen als unſtatt⸗ 
haft gelten. Hiernach ſieht der Verfaſſer die Möglichkeit, daß inmitten 
der mannigfachen Störungen, wie ſie der Wirtſchaft im Kriege erwachſen, 
die Feſtſetzung eines Höchſtpreiſes unter Wahrung aller mit dieſer Ware 
verknüpften Intereſſen in manchen Fällen ein ausſichtsloſes Unterfangen 
bliebe. Es wird ſich in einem vom Kriege umfangenen Lande oft darum 
handeln, gewiſſe Güter dem allgemeinen Verbrauch um einen Preis zu⸗ 
gänglich zu erhalten, der als Konſumhöchſtpreis zu bezeichnen wäre, 
zu welchem jedoch die Beſchaffung der notwendigen Gütermenge — ſei 
es durch Eigenerzeugung, ſei es durch Einfuhr — nicht als geſichert er⸗ 
ſcheinen mag. Zu letzterem Behufe wird es einer höheren Preisplanke 
bedürfen, die ſich ſchlechthin nicht mit der Baſis der Verbrauchshöchſt⸗ 
preiſe zufammenfügen läßt. Es wird daher fein Bewenden haben müſſen 
bei dieſen zwei Preisfixierungen. Eine Einigung im freien Wirtſchafts⸗ 
verkehr iſt nicht zu erlangen, weshalb die Überbrückung des ſich ergebenden 
Preisabſtandes dem weiteren ſtaatlichen Eingriff vorbehalten bleibt. 

In welcher Weiſe dies geſchehen ſoll, deutet der Verfaſſer nur flüchtig 
an einer Stelle an, in der er dem Verkauf teuer erworbener Einfuhren 
zu den billiger gehaltenen Inlandspreiſen das Wort redet, wobei die 
Preisdifferenz als Verluſt zu Laſten der Staatskaſſe geht. Es iſt das, 
was ich in anderem Zuſammenhang als das „Sich⸗Überſchneiden“ der Preis⸗ 
optima für Verbrauch und Beſchaffung bezeichnet habe, mit derſelben 
Schlußfolgerung wie der Verfaſſer: die Allgemeinheit, in deren Intereſſe 
die doppelte Preisſtellung erfolgt, hat auch für die dergeſtalt entſtandene 
Spannung aufzukommen. Es iſt ein großes Verdienſt des Verfaſſers, 
dieſes Auseinanderhalten von zwei Preisbaſen mit großer Klarheit 
theoretiſch begründet zu haben. In dieſem Sinne ſpricht er, als prak⸗ 
tifdes Ergebnis feiner Darlegung, von ſtaatlich anzuſetzenden „Ankaufs⸗ 
preiſen“, die das Intereſſe der Produzenten wahren, einerſeits, und von 
gleichfalls behördlich fixierten „Verkaufspreiſen“, zu denen die Güter dem 
Verbrauch zur Verfügung geſtellt werden. 

Das Büchelchen enthält, neben dieſem Hauptgedanken, noch manche 
andere wertvolle Schilderung der durch die Kriegswirtſchaft erwachſenden 
Aufgaben. Insbeſondere gelangt auch der Verfaſſer zu dem abſoluten 
Schluß, daß Feſtſetzung von Höchſtpreiſen ſtets eine halbe Maßregel iſt — 
und demgemäß oft ſchlimmer als gar keine ſein kann; daß vor allem 
aber von Anbeginn mit der Einſicht vorgegangen werden muß: Preis⸗ 
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feſtſetzung, Beſtandsaufnahme, Beſchlagnahme und Verteilungsorganiſation 
gehören untrennbar zuſammen. 

Das intereſſante Buch mündet in die Forderung aus, daß die Leitung 
aller dieſer Maßnahmen in die Hände eines wirtſchaftlichen Generalſtabes 
gehört. Eine Forderung, der ſich längſt vor dem Krieg kein Einſichtiger 
verſchloß, der ſich aber nach den bitteren Erfahrungen dieſer ſchweren 
Lehrzeit voller zaghaften Vorwärtstaſtens hoffentlich nunmehr alle maß⸗ 
gebenden Stellen anſchließen werden. Zur Erreichung dieſes Zieles mag 
vorliegendes Werkchen gerade durch ſeinen ſtraffen, klaren Aufbau berufen 
ſein, einen wertvollen Antrieb zu bilden. 

Berlin | E. Jenny 


Ludewig, Hans: Geldmarkt und Hypothekenbank⸗Obliga⸗ 
tionen. (Staats⸗ und Sozialwiſſenſchaftliche Forſchungen. Herausg. 
von Guſtav Schmoller und Max Sering, Heft 181.) München 
und Leipzig 1915, Duncker & Humblot. X u. 148 S. 4 Mk. 


Die vorliegende Arbeit bietet inhaltlich mehr, als der Titel ver⸗ 
ſpricht; die wiſſenſchaftlichen Ergebniſſe dagegen ſind wenig belangreich. 
Ludewig ſchildert zunächſt, und zwar weſentlich an Hand der „Frankfurter 
Zeitung“, die Einwirkung des Geld: und Kapitalmarktes auf die Kurs⸗ 
bewegung und den Abſatz der Hypothekenbank⸗ Obligationen in den Jahren 
1905—1909. Dieſe Periode erſchien ihm als Grundlage für die Unter⸗ 
ſuchung beſonders geeignet, weil ſie Zeiten ganz verſchiedener Konjunktur 
umfaßt. Der Verfaſſer kommt zu dem Ergebnis, daß die Kursſchwankungen 
bei den Staatsanleihen außerordentlich viel größer ſind als bei den 
Hypothekenbank⸗ Obligationen, und weiſt dies in verſchiedenen Tabellen ſehr 
anſchaulich nach. Er erklärt die Unterſchiede der Kursbewegung damit, 
daß die Hypothelenbanken in der Regel ſelbſt als Käufer ihrer eigenen 
Pfandbriefe auftreten und dadurch in der Lage ſind, den Kurs zu be⸗ 
einfluſſen. Daß ſie hierbei eine Stabilität der Kurſe erſtreben, hat, wie 
Ludewig richtig erkennt, ſeine Urſache in der Art des Pfandbriefvertriebes. 
Die Obligationen der Hypothekenbanken werden nämlich in der Haupt⸗ 
ſache nicht auf dem Wege der öffentlichen Zeichnung abgeſetzt, ſondern 
nach und nach freihändig durch Vermittlung von Banken oder Bankfirmen 
verkauft. Mit Rückſicht hierauf ſuchen die Hypothenbanken größere 
Schwankungen der Pfandbriefkurſe von einem Tag zum anderen zu ver⸗ 
hindern. Für die Pfandbriefinhaber hat die Interventionstätigkeit der 
Banken den Vorteil, daß ſie die Pfandbriefe jederzeit wiederverkaufen 
können. Dagegen dürfen ſie nicht damit rechnen, für die früher gekauften 
Pfandbriefe den gleichen Kurs zu erzielen, den die Hypothekenbanken ihrer⸗ 
ſeits für die gleich verzinslichen neueren Pfandbriefſerien notieren. Ludewig 
verwendet eine große Mühe darauf, um die beſtehenden Unterſchiede in 
der Kursbewertung der einzelnen Pfandbriefſerien zu erklären. Die Dinge 
liegen einfach ſo, daß die Hypothenbanken, die doch als Erwerbsgeſell⸗ 
ſchaften auf die Erzielung eines Überſchuſſes nicht verzichten können, gar 
nicht in der Lage ſind, für die zurückfließenden älteren Pfandbriefe den⸗ 
ſelben Kurs zu bezahlen, den ſie für die neuen Pfandbriefe, die ſie zum 
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Verkauf bringen, fordern müflen. Eine Übereinftimmung der Kurſe ift 
ſchon deshalb nicht angängig, weil in dem Kurs der neuen Serien die 
Vergütung enthalten iſt, die ſeitens der Hypothekenbanken für die Ver⸗ 
mittlung des Pfandbriefperkaufes zu zahlen iſt. Leider hat der Verfaſſer 
in dieſem Abſchnitt ſeiner Schrift die wichtige Frage des beim Rückkauf 
entſtehenden Disagiogewinnes völlig unbeachtet gelaſſen, obwohl gerade 
hierüber manches zu ſagen geweſen wäre. 

In dem letzten Kapitel befaßt ſich Ludewig mit der in der Tages⸗ 
preſſe früher vielfach erörterten Frage der Abſatzbonifikation, die die 
Hypothekenbanken für die Unterbringung ihrer Pfandbriefe gewähren. 
Der Verfaſſer betrachtet es als einen Mißſtand, daß dieſe Vergütung 
im allgemeinen 1°%o beträgt, und bedauert, daß hierin eine Anderung 
bisher nicht eingetreten iſt. Er verſäumt aber dabei zu erörtern, wie 
die von ihm befürwortete Herabſetzung auf / %% auf den Abſatz d 
Hypothekenbank⸗Obligationen einwirken würde. Man muß ſich nämlich 
darüber klar ſein, daß deren Vertrieb der zunehmenden Vankkonzentration 
entſprechend weniger durch Privatfirmen als durch Groß⸗ und Mittel⸗ 
banken erfolgt. Dieſe verkaufen die Pfandbriefe, weil ſie dabei einen 
ihrer Meinung nach angemeſſenen Verdienſt erzielen. Wird dieſer er⸗ 
heblich geſchmälert, ſo werden ſie es vorziehen, ſich dem Verkauf anderer 
gleichartiger Wertpapiere zuzuwenden, bei denen ſie nicht, wie bei den 
Hypothekenpfandbriefen, einen Teil der Vermittlungsvergütung zurück⸗ 
zuzahlen haben, wenn die verkauften Stücke vor Jahresfriſt wieder an den 
Markt gelangen. Solche Zuſammenhänge darf man nicht außer acht laſſen, 
wenn man in dieſer Frage zu einem abſchließenden Urteil gelangen will. 
Hierzu gehört allerdings ein Einblick in die Bankpraxis ſelbſt. Durch 
eine Umfrage iſt eine ausreichende Kenntnis dieſer Dinge nicht zu er⸗ 
langen. Beweis: Die vorliegende Schrift, die viel Material bietet, mit 
Fleiß und Verſtändnis angefertigt iſt und trotzdem den Fachmann ent⸗ 
täuſcht. Es liegt dies in der Hauptſache daran, daß es dem Verfaſſer 
nicht gelungen iſt, bei Erörterung der Regeln, von denen ſich die Praxis 
leiten läßt, den privatwirtſchaftlichen Geſichtspunkt klar herauszuarbeiten. 

Berlin⸗Steglitz Hermann Mauer 


Reinhardt, Ewald: Die Kupferverſorgung Deutſchlands 
und die Entwicklung der deutſchen Kupferbörſen. 
(Kölner Studien zum Staats- und Wirtſchaftsleben. Herausg. von 
P. Aberer, Chr. Eckert, J. Flechtheim, K. Jul. Friedrich, 
Ed. Gammersbach, H. Geffcken, C. Haſſert, Jul. Hirſch, 
B. Kuske, Paul Moldenhauer, F. Stier-Somlo, Adolf 
Weber, K. Wiedenfeld, A. Wieruszowski, W. Wygod⸗ 
zinski, Heft IV.) Bonn 1913, Marcus & Weber. 8°. VIII u. 
100 S. 2 Diagramme. 3,20 Mk. 


Die vorliegende Arbeit, die in den Kölner Studien zum Staats⸗ 
und Wirtſchaftsleben als eine Arbeit aus dem Volkswirtſchaftlichen 
Seminar der Handelshochſchule hervorgegangen iſt, hat einen Praktiker 
zum Verfaſſer. Ihre Aufgabe iſt es, die Verſorgung Deutſchlands mit 
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Rohkupfer zu ſchildern und zu zeigen, in welcher Abhängigkeit ſich die 
deutſche Induſtrie von den nordamerikaniſchen Produzenten befindet. Der 
Verfaſſer gibt eine kurz gefaßte Überſicht über die Entwicklung des Kupfer⸗ 
verbrauches im letzten Jahrhundert an Hand der von fachmänniſcher Seite 
veröffentlichten Statiſtik. Aus der Zuſammenſtellung der Zahlen ergibt 
ſich die gewaltige Steigerung des Verbrauchs, namentlich im Laufe der 
letzten drei Jahrzehnte. Dieſe Steigerung nimmt einen rieſigen Umfang 
an; ſie übertrifft ſogar diejenige des Verbrauchs von Eiſen ganz beträcht⸗ 
lich, eine Folge namentlich der Ausdehnung der Elektrizitätsinduſtrie, die 
in großen Mengen Kupfer verbraucht. Nach Angabe des Verfaſſers ent⸗ 
fällt faſt die Hälfte des in Deutſchland verbrauchten Kupfers auf die 
Eleltrizitätsinduſtrie. Dieſe Höhe erreichte die Elektrizitätsinduſtrie ſeit 
ungefähr dem Jahre 1906, während vorher dieſe Induſtrie nur ungefähr 
ein Drittel des Kupferverbrauchs verarbeitete. 

Dem deutſchen Kupferbedarf ſteht nur eine geringe einheimiſche 
Produktion gegenüber, fo daß Deutſchland in der Deckung feines Roh: 
kupferbedarfes faſt ganz auf den Weltmarkt angewieſen iſt. Es gilt dies 
beſonders für das Kupfer, das die Elektrizitätsinduſtrie benötigt, das 
chemiſch rein ſein muß, und dieſe Bedingung erfüllt faſt nur das aus⸗ 
ländiſche Produkt. Vor allem iſt es Amerika, das in der Raffination 
von Kupfer auf elektrolytiſchem Weg an der Spitze ſteht. Die Elektrizitäts⸗ 
induſtrie iſt daher faſt ganz auf den Bezug aus Amerika angewieſen. 
Die wirtſchaftliche Abhängigkeit Deutſchlands von Amerika in bezug 
auf Kupfer iſt ein ebenſo bedenkliches Kapitel, wie es die Abhängigkeit 
bei Baumwolle iſt, und gerade der jetzige Krieg beweiſt ja zur Genüge, 
welche Folgen das Monopol der Amerikaner auf den Rohſtoffmärkten für 
unſere Verſorgung haben kann. 

Im Anſchluß an die Einleitung bringt der Verfaſſer eine Über icht 
über die Weltproduktion von Kupfer. Er äußert ſich über die Art der 
Verteilung der Kupfervorkommen auf der Welt und gibt dabei die von 
der Metallgeſellſchaft in Frankfurt a. M. zuſammengeſtellte Statiftif 
der Bergwerksproduktion wieder. Dabei werden kurz die wichtigſten 
Minen Nordamerikas charakteriſiert und ihre Stellung innerhalb der 
Kupferproduzenten angedeutet. Eine ausführlichere Behandlung der Be⸗ 
deutung der Kupferminen wäre vielleicht angebracht geweſen, wie man 
überhaupt beim Durchleſen der Arbeit ſtellenweiſe an der allzu knappen 
Darſtellung Anſtoß nehmen kann. Der Verfaſſer hat ſich bemüht, das 
Thema ſo gedrängt wie nur möglich zu erörtern, was ihm an ſich ja 
auch gelungen iſt. Indes darf darunter die Gründlichkeit der Erörterung 
nicht leiden. 

Im Anſchluß an die Darſtellung der Verteilung der Produktion be⸗ 
faßt ſich Reinhardt mit der Hüttenproduktion. Er gibt eine Darſtellung 
der Produktion von Raffinad- und von Elektrolytkupfer, und er zeigt 
dabei, welche Rolle hier wieder die Vereinigten Staaten bei der Produktion 
ſpielen. Deutſchland hat, wie erwähnt, nur eine ſehr kleine Erzeugung. 
Nur 14 %s unſeres Bedarfes werden im Inlande gewonnen. Dabei hat 
dieſe Produktion in den letzten Jahren nur eine ganz unweſentliche Er⸗ 
höhung erfahren, während ſich der Verbrauch verdoppelt hat. Die Möglich⸗ 
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keit einer Ausdehnung der eigenen Kupferproduktion iſt unter normalen 
Verhältniſſen kaum vorhanden. Lediglich jetzt während des Krieges haben 
die hohen Preiſe, die für Kupfer erzielt wurden, es ermöglicht, daß an 
einigen Stellen, an denen der Abbau ſonſt unrentabel iſt, noch mit gutem 
Nutzen Kupfer gewonnen werden konnte. Immerhin kann man ſagen, 
daß in Deutſchland das Kupfervorkommen ſo gewaltig iſt, daß ſeine Er⸗ 
giebigkeit noch auf viele Jahre geſichert iſt. Freilich iſt der durchſchnitt⸗ 
liche Kupfergehalt, namentlich im Vergleich mit einigen ausländiſchen 
Minen, als recht gering zu bezeichnen. Im Zuſammenhang mit der Er⸗ 
örterung der deutſchen Produktionsverhältniſſe gibt der Verfaſſer auch eine 
Darſtellung des größten deutſchen Kupferbergwerkes, der „Mansfelder 
Kupferſchiefer bauenden Gewerkſchaft“. In den übrigen Teilen Deutſch⸗ 
lands, außerhalb Mansfelds, werden nur unerhebliche Mengen von 
Kupfer gewonnen. Die deutſchen Hüttenwerke ſind daher auf die Zu⸗ 
fuhr fremder Erze angewieſen. Eine beträchtliche Rolle ſpielt bei der 
Kupferinduſtrie im übrigen auch die Verwendung von altem Kupfer, das 
eingeſchmolzen wird. Hierüber äußert ſich der Verfaſſer nur mit wenigen 
Worten. 

Da man mit einer Steigerung der heimiſchen Produktion nicht 
rechnen kann, ja ſogar bei einigen Minen eine Abnahme der Förderung 
zu erwarten iſt, ſo kann die Produktion der deutſchen Raffinerien nur 
durch den Beſitz eigener ausländiſcher Minen mit reichen Erzen geſichert 
werden. Solche Minen zu erhalten, iſt indes nicht leicht angeſichts des 
großen Einfluſſes, den die großen amerikaniſchen Raffinerien auf den 
Weltkupfermarkt ausüben. Es wird dies, wenn überhaupt, nur dann 
ermöglicht, wenn große Kapitalien dabei aufgewandt werden. 

Der Verfaſſer erörtert unter den Problemen der Sicherſtellung der 
Kupfergewinnung unter anderem auch die Kupferproduktion in den deutſchen 
Kolonien, die in Deutſch⸗Südweſtafrika recht erfreuliche Anfänge gemacht 
hatte. In Deutſch⸗Südweſtafrika gab es Kupfererze bis zu 40 °/o Kupfer⸗ 
gehalt. Eine Verhüttung der deutſchen Kolonialerze war in Deutſchland 
leider nicht möglich, und das ſüdweſtafrikaniſche Kupfer wurde daher nach 
Amerika zum Schmelzen geliefert. Mit Recht bezeichnet es der Verfaſſer 
als bedauerlich, daß es bis heute noch nicht gelungen iſt, die deutſchen 
Erze mit Erfolg hier zu verarbeiten, und daß die deutſchen Kolonien dazu 
beitragen mußten, die amerikaniſche Rohkupferproduktion zu erhöhen. Der 
Verfaſſer wirft die Frage auf, ob die deutſchen Kolonialminen in Zukunft 
einen entſcheidenden Einfluß auf die Rohkupferverſorgung Deutſchlands 
ausüben können, und meint, daß dies neben der noch unſicheren Stärke 
der Erzvorkommen, vor allem von der glücklichen Löſung der Arbeiterfrage 
abhängt. Dieſe Auffaſſung muß als viel zu optimiſtiſch bezeichnet werden. 
Denn die bis jetzt bekanntgewordenen Kupfervorkommen in Südweſtafrika 
ſind nicht derartig umfangreich geweſen, daß davon ein nennenswerter 
Einfluß auf den deutſchen Kupfermarkt erwartet werden könnte. Es ſteht 
zu hoffen, das uns der jetzige Krieg überſeeiſche Kupferproduktionsgebiete 
verſchafft, die in tropiſchen Gebieten liegen, ſo daß alsdann Deutſchland 
ſich vielleicht einen größeren Einfluß auf die Preisgeſtaltung am eigenen 
Markte verſchaffen kann als bisher. 
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Der Weltverbraud an Kupfer iſt ſehr erheblich geftiegen, und an 
der Spitze der Konſumenten ſteht Europa. Eine Überſicht über die einzel⸗ 
nen Länder ergibt, daß Deutſchland ſeit dem Jahre 1903 England im 
Kupferverbrauch überholt hat. Bis dahin überragte England alle euro⸗ 
päiſchen Länder in bezug auf den Konſum. Jetzt ſteht Deutſchland an 
der Spitze dank der Ausdehnung der kupferverbrauchenden Induſtrie. 
Deutſchland folgt direkt hinter den Vereinigten Staaten mit einem An⸗ 
teil von rund 24% des Weltverbrauchs. Der Verfaſſer ſchildert unter 
anderem die einzelnen Kupferarten, die im Laufe der Zeit einen Wandel 
erfahren haben, und gibt dabei kurze Angaben über die Beliebtheit, deren 
ſich die einzelnen Marken in Fachkreiſen erfreuen. 

Bei der Organiſation der Rohkupferverſorgung ſpielt der Handel in 
Kupfer eine ſehr große Rolle. Freilich hat man es hier nicht mit einem 
freien Handel zu tun, wie beiſpielsweiſe bei Getreide oder Baumwolle, 
ſondern der Kupferhandel iſt, ſoweit der Großhandel in Betracht kommt, 
in den Händen einiger amerikaniſcher, engliſcher und deutſcher fehr kapital⸗ 
kräftiger Firmen, die meiſt in Verbindung mit größeren Produktions⸗ 
organiſationen ſind. Der Verfaſſer unterſcheidet fünf amerikaniſche 
Intereſſentengruppen, die im einzelnen kurz behandelt werden. Auch die 
Handelstechnik der Kupferfirmen wird in knappen Zügen angegeben, und 
dabei gelangt der Londoner Terminhandel zur Darſtellung. Die Baſis 
des Londoner Kupferhandels iſt das Standardkupfer. Dieſe Kupferart 
iſt aber in fehr vielen Fällen für die Induſtrie nicht zu verwerten, da 
namentlich die Elektrizitätsinduſtrie Standardkupfer nicht verwendet, 
ſondern Elektrolytkupfer. Die Preisunterſchiede zwiſchen beiden Qualitäten 
ſind oft ſehr verſchieden. Zuweilen beträgt der Preisunterſchied 6 Pfd. 
Sterling, zuweilen wenige Schilling. Daher bieten die Standardnotizen 
für die Fachkreiſe nicht immer die genügende Baſis für ihre Operationen, 
und namentlich bei langfriſtigen Verträgen iſt das Schwanken der Preis⸗ 
aufſchläge für Elektrolytkupfer für die beteiligten Kreiſe ſehr wenig vorteil⸗ 
haft. Auf dem Kupfermarkt vollzieht ſich das Angebot und die Nachfrage 
nicht in ſo freier Weiſe, wie es auf den anderen Weltmärkten der Fall 
iſt. Die nordamerikaniſchen Produzenten nützen vielfach ihre monopo⸗ 
liſtiſche Stellung zu Preistreibereien ſehr erheblich aus, und die Konſu⸗ 
menten haben meiſt nur einen geringen Einfluß auf die Preisbildung. 
Die amerikaniſche Statiſtik, die von Intereſſenten veröffentlicht wird, er⸗ 
füllt nicht immer die Anforderungen, die man an ſolche Publikationen 
ſtellen kann; ſie ſind von den Intereſſenten oft einſeitig tendenziös ge⸗ 
färbt, um die Marktlage zu beeinfluſſen. Inwieweit die europäiſchen 
Statiſtiken zuverläſſig ſind, darüber gibt der Verfaſſer keinen Aufſchluß. 
Er erwähnt unter anderem den bekannten Vorgang des Jahres 1906/07, 
wo ſich bedeutende Vorräte bei den Raffinerien angeſammelt hatten, die 
indes nicht ausgewieſen wurden, um die Hauſſeſpekulation nicht zu durch⸗ 
kreuzen. Die Folgen zeigten ſich erſt ſpäter. Im Juli 1907 führte ein 
Preisſturz den völligen Zuſammenbruch herbei. | 

Die Erörterungen über das Geſchäft an der Londoner Börfe dürften 
etwas ausführlicher gehalten werden. Das gleiche gilt für die Dar⸗ 
ſtellung der amerikaniſchen Börſen. Hier erwähnt der Verfaſſer, daß eine 
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enge Verſchmelzung des Kapitalmarktes mit der Aktienſpekulation ftatt- 
findet, eine Erſcheinung, die man ſehr häufig beobachten kann. Sobald 
einmal Kupfer im Preiſe ſteigt, erhöhen ſich auch die Gewinne bei den 
Kupferminen, und die Folge davon iſt, daß die Spekulation nicht nur 
Kupfer, ſondern auch Kupferaktien kauft. Dieſes zweifellos ſehr inter⸗ 
eſſante Problem hätte in dem vorliegenden Werke etwas eingehender dar⸗ 
geſtellt werden können. 

Im zweiten Teil behandelt der Verfaſſer die Entwicklung der 
deutſchen Kupferbörſen. Er charakteriſiert die Gründe ihrer Errichtung 
dahin, daß man ein Mittel finden wollte, um ſich gegen Preis⸗ 
ſchwankungen zu ſichern und nach Möglichkeit einen Einfluß auf die 
Preisgeſtaltung zu gewinnen. Es werden die beiden Kupferbörſen, die 
in Hamburg und die in Berlin, kurz geſchildert und dabei klargeſtellt, 
welcher Unterſchied zwiſchen den beiden Märkten beſteht. In Hamburg 
iſt eine kapitalkräftige Warenſpekulation an der Börſe tätig, die unter⸗ 
ſtützt wird von der Hamburger Großfinanz. In Berlin dagegen voll⸗ 
zieht fic) der Handel am Metallmarkt hauptſächlich innerhalb der beteilig⸗ 
ten Kreiſe, das heißt den Metallhändlern und den Kupferverbrauchern. 
Eine eingehende Erörterung des Problems, welche Wirkung die deutſchen 
Kupferbörſen gehabt haben, war nicht möglich, da bis zur Abfaſſung des 
vorliegenden Buches erſt zu kurze Zeit verſtrichen war. Auch jetzt läßt 
ſich von einer ſolchen Wirkung der Kupferbörſen noch nicht ſprechen, da 
ſie noch viel zu jungen Datums iſt. Wenn ſie bei Kriegsausbruch noch 
nicht genügend den Anforderungen entſprach, die man an eine leiſtungs⸗ 
fähige Börſe ſtellen muß, ſo kann man daraus keine Schlüſſe ziehen; 
denn eine ſo junge Börſe wie die deutſche Metallbörſe konnte in der 
kurzen Zeit nicht viel Greifbares ſchaffen. Recht bemerkenswerte Er⸗ 
örterungen über das Problem: „Kriegs wirtſchaft und Metallbörſen“ finden 
ſich in der „Voſſiſchen Zeitung“ vom 7. April 1915, wo einige Fach⸗ 
leute zu der Frage, ob die Metallbörſe dazu beigetragen hat, die Kupfer⸗ 
vorräte Deutſchlands zu vergrößern oder nicht, Stellung nehmen. Die 
Rivalität zwiſchen Berlin und Hamburg wird in dem vorliegenden Buche 
geſchildert. Es wird dabei allerdings mit Recht betont, daß den Nach⸗ 
teilen, die die Zerſplitterung des Kupferhandels bewirkte, auch einige 
Vorteile gegenüberſtehen, Vorteile, die darauf baſieren, daß in Hamburg 
ſich andere Kreiſe mit dem Geſchäft befaſſen als in Berlin. Dadurch 
wird die Möglichkeit der Arbitrage zwiſchen Berlin und Hamburg ge⸗ 
geben und die eventuellen Preisſpannungen zwiſchen beiden Plätzen aus⸗ 
geglichen. Außerdem iſt es beiden Börſen möglich, durch Arbitragegeſchäfte 
Einfluß auf die Preisgeſtaltung in London auszuüben. Die Befürchtungen, 
die vielfach zu Beginn des Börſenverkehrs gehegt wurden, daß nämlich 
die Berliner Börſe das Hamburger Geſchäft beeinträchtigen würde, haben 
ſich als unbegründet erwieſen. Im Gegenteil, die Umſätze an beiden 
Plätzen haben ſich gehoben. Daß eine kräftige Metallbörſe für Deutſch⸗ 
land von großer volkswirtſchaftlicher Bedeutung iſt, unterliegt keinem 
Zweifel, da ſie durch Verteilung des Riſikos auf eine größere Anzahl 
von Intereſſenten das Geſchäft erleichtert. Bei Kriegsausbruch mußte 
zwar der Metallterminhandel in Deutſchland ſofort ſuspendiert werden. 
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Es wird aber notwendig ſein, nach Kriegsbeendigung ſo ſchnell wie 
möglich an eine Wiederherſtellung des Metallhandels zu denken. 


Berlin⸗Wilmersdorf Otto Jöhlinger 


Dreßler, Walter: Der europäiſche Schiffahrtsverkehr 
nach Auſtralien. (Staats⸗ und Sozialwiſſenſchaftliche Forſchungen, 
berausg. von Guſtav Schmoller und Max Sering, Heft 182.) 
München und Leipzig 1915, Duncker & Humblot, XI und 190 S. 
gr. 8°, Geh. 5 Mk. 


Unter H. Schumachers Leitung werden im volkswirtſchaftlichen 
Seminar der Univerſität Bonn die Probleme der Seeſchiffahrt ſyſtematiſch 
unterſucht. Walter Eucken hat gezeigt, wie die Verbandsbildung der 
Seeſchiffahrt erſt einſetzen konnte, nachdem ſich durch die Spezialiſierung 
der Reederei, ihre Trennung vom Handel, mit dem ſie bis in die zwanziger 
Jahre des vorigen Jahrhunderts vereint geweſen war, ein kartellierbares 
Objekt herausgebildet hatte. Er hat ferner gezeigt, wie die Kartellier⸗ 
barkeit lokal und branchenmäßig ſowie innerhalb einzelner Verkehrsrich⸗ 
tungen ſtark verſchieden iſt, daß ſie ferner durch Qualitätsdifferenzen ein⸗ 
geſchränkt wird. Er hat gezeigt, wie dies auch zur Qualitätsbegrenzung 
in den Verbandsabkommen führte, wie die Verbandspolitik in den einen 
Ländern, wie zum Beiſpiel Deutſchland und Frankreich, begünſtigt, in den 
andern, wie in den Vereinigten Staaten von Amerika, von der Regi 
bekämpft wurde, und wie ſich in dritten Ländern, zum Beiſpiel England, 
die Regierung gewiſſermaßen neutral zu dieſen Fragen verhielt. 

Die Schrift von Dreßler bildet nun eine willkommene Ergänzung 
dazu, inſofern ſie die in Betracht kommenden Verhältniſſe nur für eine 
einzige Verkehrslinie, für diefe aber eingehender darſtellt. Die Entwid- 
lungsgeſchichte und die Sonderheiten des fünften Weltteils, die Dreßler 
in der Einleitung auf 15 Seiten kurz und überſichtlich darſtellt, haben die 
Entwicklung der Schiffsverbindungen nach Auſtralien beeinflußt. Erſt nach 
dem Verluſt der nordamerikaniſchen Kolonien bekümmerte ſich England um 
Auſtralien, das von Holländern erforſcht worden war und von dem Cook 
für England Beſitz ergriffen hatte. Es ſollte als Verbrecherkolonie Erſatz 
für die verlorenen Kolonien bieten. Die Kolonie konnte ſich aber nur 
dann günſtig entwickeln, wenn ſie nicht mehr als Strafkolonie benutzt 
und die weiße Bevölkerung vermehrt wurde. Die Deportation hörte zuerſt 
1840 in Neuſüdwales und zuletzt 1868 in Weſtauſtralien auf, rund 
200 000 Menſchen ſind nach Auſtralien deportiert worden. Die freien 
Einwanderer waren faſt ausſchließlich Briten und nie von großer Zahl. 
Unter der nidtenglifden Einwanderung ſtehen die Deutſchen voran, die 
vornehmlich in Sildauftralien und Queensland leben. Auſtralien hat die 
volle Hälfte ſeiner Bevölkerung durch Geburtenüberſchuß erhalten. Seit 
1861-1865 bis 1905 — 1909 iſt aber die Geburtenzahl von 42,43 auf 
26,26 auf 1000 der Bevölkerung zurückgegangen. Die einzelnen Gebiete 
ſchloſſen fich gegeneinander ab, und erſt am 1. Januar 1901 vereinigten 
ſich die ſechs Staaten Queensland, Neuſüdwales, Viktoria, Südauſtralien, 
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Meftauftralien und Tasmanien zu einem Bundesſtaat, der den Namen 
„Commonwealth of Auſtralia“ erhalten hat. 

Außer Hartholz, das ſich für den Schiffsbau eignet, beſitzt Auſtralien 
keine eigenen Handelsgewächſe. Getreide wurde von den Koloniſten an⸗ 
gepflanzt, noch ärmer iſt der Kontinent an Haustieren, die urſprünglich 
überhaupt nicht vertreten waren. Das Klima wechſelt ſtark. Es ſind 
namentlich die lange, mehrere Jahre andauernden Perioden großer Dürre 
gefürchtet, die die Landwirtſchaft und Viehzucht empfindlich ſchädigen und 
auch auf die Schiffahrt von Einfluß ſind, da die Landwirtſchaft und die 
Viehzucht dann keine Exportgüter zu verfrachten haben. Von großer Be⸗ 
deutung für die Entwicklung des Landes waren dann auch noch die Gold⸗ 
funde. Die Bevölkerung drängt ſich an der Küſte, und zwar in Groß⸗ 
ſtädten, zuſammen und hat es zu großer Wohlhabenheit gebracht. 

Dem Werte nach N de 1911 die SEEN. 


der Viehzucht auf 50 725 000 £ 
„der Landwirtſchaft auf. ff.. 38 774 000 
des Bergbaues auf 23480000 = 
der Molkerei ſowie der Geflügel- md Bienenzucht auf 19107000 = 
der Forſtwirtſchaft und Fiſcherei auf . 5728000 = 


Die Viehzucht liefert für die Ausfuhr hauptſächlich Wolle, daneben 
Häute, Felle, Knochen, Talg ſowie Butter und Käſe. Das wichtigste 
Produkt der Landwirtſchaft iſt der Weizen. Neben Gold werden im 
Bergbau hauptſächlich Silber, Kupfer, Zinn und Blei gewonnen. Der 
Broken Hill Diſtrikt liefert an Blei und Zink allein 20 Yo der Welt⸗ 
produktion. 

Der Wert des Außenhandels ſtieg von 566 im Jahre 1826 auf 
5697 im Jahre 1850, 36617 im Jahre 1860, 87345 im Jahre 1900 
und 158 213 Tauſend & im Jahre 1913. An der Einfuhr war das 
Vereinigte Königreich mit 71,26, an der Ausfuhr mit 70,68 „% in den 
Jahren 1891 — 1895 beteiligt. Bis 1911 fiel dieſer Anteil auf 58,98 
und 44,42 % . Dagegen ſtieg der Anteil der Vereinigten Staaten an der 
Einfuhr von 5,95 auf 11,57, der Deutſchlands von 4,15 auf 6,63 „% ͤ. 
Bei der Ausfuhr ſtehen Frankreich und Deutſchland an erſter Stelle. In 
der gleichen Periode ſtieg der Anteil Frankreichs an der Ausfuhr von 
5,67 auf 10,3 und der Deutſchlands von 4,29 auf 8,36 %%. Ent⸗ 
ſprechend gingen Brutto ⸗Regiſtertonnen aus und ein von Großbritannien 
1907 4,94, 1912 5,29 Millionen, von Deutſchland 851 Tauſend und 
1,21 Millionen, von Norwegen 479 und 527, von Frankreich 561 und 
356 Tauſend. 

Die Entdeckung der Goldfelder in den fünfziger Jahren brachte eine 
ſtarke Einwanderung und Vermehrung der Schiffsfracht, aber auch zahl⸗ 
reiche Deſertationen der Seeleute, die auf die Goldfelder gingen. Bis zu 
Beginn der achtziger Jahre lag die Vermittlung des Warenverkehrs zwiſchen 
Auſtralien und Europa vollſtändig in den Händen engliſcher Reeder, und 
bis Ende der ſiebziger Jahre erfolgte die direkte Poſtbeförderung allein 
durch die Peninſular & Oriental Steam Nav. Co., der bereits 1849 eine 
Regierungsſubvention bewilligt worden war. Erſt ſeit Anfang der 
achtziger Jahre beteiligten ſich die deutſchen Reeder an der Fahrt nach 
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Auftralien. Die Segelſchiffahrt hielt ſich im Verkehr mit Auftralien am 
längſten, doch geht ihr Anteil am Geſamtverkehr ſtändig zurück, von 27% 
im Jahre 1907 auf 15 im Jahre 1911 und auf 12 im Jahre 1912. 
Von großer Bedeutung für die Verbindung Europas mit Auftralien find 
der Suez⸗ und der Panamakanal. Die Suezroute hat gegenüber der 
Kaproute den Vorzug, daß ſich unterwegs viel häufiger Gelegenheit findet, 
Frachten und Kohlen einzunehmen. Außerdem kann man mehr Frachten 
und weniger Kohlen bei der Ausfahrt einnehmen, muß aber dann unter⸗ 
wegs teure und ſchlechte Kohlen kaufen. 

Die Schiffahrt nach Auſtralien leidet unter dem Mangel an Aus⸗ 
wanderern, die als lohnende Ausfrachten geſchätzt find, und unter der 
reſtriktiven Geſetzgebung Auſtraliens. Dieſe ſucht Dampfer, auf denen 
farbige Mannſchaft auf der Fahrt durch die heißen Tropen weißen Ar⸗ 
beitern vorgezogen wird, aus dem Verkehr zu verdrängen und behält die 
umfangreiche Küſtenſchiffahrt der einheimiſchen Handelsflotte vor. Dazu 
kommen die ſtrengen Einwanderungsgeſetze. Wenn es Dreßler als einen 
Irrtum bezeichnet, daß durch allzu große Einwanderung die Löhne herab⸗ 
gingen (S. 49), können wir dem angeſichts der Erfahrungen in den Ver⸗ 
einigten Staaten nicht zuſtimmen. 

Von den eingehend behandelten möglichen Verkehrswegen ſind der 
über den Kontinent von Amerika, die Fahrt um das Kap Horn und der 
Weg über Sibirien von ganz untergeordneter Bedeutung. Großbritannien 
unterhält drei ſubventionierte Linien: die Peninſular and Orient Line, 
die Orient Line und die Britiſh India Steam Nav. Co., Deutſchland 
unterſtützt den Norddeutſchen Lloyd, Frankreich die Meſſageries Maritimes; 
dazu kommen noch die ungariſche Levantelinie und die Transatlantic. 

Das Verbandsweſen zeigt hier die Eigentümlichkeit, daß es nur bei 
der Fahrt von Europa nach Auſtralien von Bedeutung iſt und alle größeren 
Linien umfaßt, nicht aber auf dem umgekehrten Wege, wo die zahlreichen 
Tramps, die überall Fracht finden, da die Schiffsräume für die Ausfuhr 
ſtets geſucht ſind, eine ſcharfe Konkurrenz machen, und weil die Gewährung 
von Rabatten durch die auſtraliſche Geſetzgebung verboten iſt. 

Im letzten Teil wird der gegenwärtige Seeſchiffahrtsverkehr von 
Europa nach Auſtralien, und zwar zwiſchen Großbritannien, Deutſchland, 
Frankreich und den übrigen europäiſchen Ländern, behandelt und dabei die 
Linienſchiffahrt und die Segelſchiffahrt unterſchieden. Der Norddeutſche 
Lloyd hat mit der Hamburg⸗Amerika⸗Linie einen gemeinſamen Dienſt ein⸗ 
gerichtet, von großer Bedeutung iſt die Deutſch⸗Auſtraliſche Dampfſchiff⸗ 
fahrtsgeſellſchaft, die ohne Subvention arbeitet und auch nach Skandinavien 
Verbindungen unterhält, in der Segelſchiffahrt iſt die Hamburger Reederei 
Rob. M. Sloman jr. zu erwähnen. Im Schlußkapitel wird der Verkehr 
Auſtraliens mit den nichteuropäiſchen Ländern kurz dargeſtellt. 

Dreßler hat alle wirtſchaftlich bedeutſamen Tatſachen, wie das Über- 
angebot von Frachten von Auſtralien nach Europa, die durch klimatiſche 
Verhältniſſe verurſachten Unregelmäßigkeiten, die Benachteiligung der nicht 
engliſchen Schiffahrt durch die Geſetzgebung Auſtraliens, das Verbands⸗ 
weſen, die Entwicklung regelmäßiger Linien, die Verdrängung der Segel ⸗ 
ſchiffahrt durch die Dampfſchiffahrt unter eingehender Benutzung der 
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reichen Literatur klar und überſichtlich dargeſtellt und ſo an dem entfern⸗ 
teſten Erdteil die mannigfache Verbindung und Verknotung der Verkehrs⸗ 
fäden anſchaulich herausgearbeitet. 

Nach Wiederaufnahme der Schiffahrt wird ſein Buch ein wertvolles 
Informationsmittel für Theorie und Praxis ſein. 

Berlin⸗Treptow Cl. Heiß 


Jurowsky, L.: Der ruſſiſche Getreideerport. (Münchener 
Volkswirtſchaftliche Studien, herausg. von L. Brentano u. W. Lotz, 
105. Stück.) Stuttgart und Berlin 1910, J. G. Cottaſche Buch⸗ 
handlung Nachfolger. 8° VIII u. 196 S. 4,50 Mk. 


Wenn hier nur die eigenartigſten Ergebniſſe dieſer Studie gewürdigt 
werden können, ſo iſt der Beſprechung vorauszuſchicken, daß das Buch 
ein recht mannigfaltiges Material enthält, ſehr gut geſichtet und über⸗ 
ſichtlich geordnet. Auch über die Nebenfragen des behandelten Problems, 
wie z. B. die Ausgeſtaltung der Verkehrswege, die Eiſenbahntarife ſamt 
der mittels derſelben betriebenen Politik, das Lager- und Siloweſen, die 
Börſen, finden ſich mancherlei intereſſante und beweiskräftige Angaben 
angeführt. Doch find dieſe Dinge zumeiſt ſchon bekannt. Darum möge 
der einfache Hinweis genügen. 

Was jedoch erſtmals mit wiſſenſchaftlicher Klarheit zum Ausdruck 
gelangt iſt und demgemäß verdientermaßen auch den Kernpunkt des Buches 
bildet, das iſt die eigentümliche Wandlung im Betriebe des ruſſiſchen 
Kornhandels, durch welche innerhalb der letzten 50 Jahre dieſer Erwerbs⸗ 
zweig allmählich den Händen der mächtigen, geruhſamen, auf ſtarken 
Fundamenten ſtehenden Großhandelshäuſer entwunden wurde, um in das 
Gewimmel der vielgeſchäftigen, unſteten, oft auf Nichts geſtellten Klein⸗ 
händler hinabzugleiten. Ein Prozeß, den der Verfaſſer als „Demokrati⸗ 
fierung” bezeichnet, der jedoch auch einen Niedergang an kaufmänniſcher 
Moral und geſchäftlicher Solidität in ſich ſchließt und daher mit gleichem 
Rechte „Demoraliſierung“ genannt werden könnte. Wie er ſich im einzelnen 
vollzog, und wie der Fall ſich von Stufe zu Stufe geſtaltet hat, weiß 
Jurowsky, der meines Wiſſens mitten aus den Dingen heraus ſeine 
Darſtellungen zu geben vermag, mit vorzüglicher Klarheit und guten Be⸗ 
legen zu ſchildern. 

Einleitend wird gezeigt, daß der große Getreideexport Rußlands eine 
verhältnismäßig neue Erſcheinung iſt. Sie ſetzt erſt nach dem Krimkriege 
zu raſchem Aufſchwung an. Ihre Förderer ſind die Bauernbefreiung 
und der Ausbau der Verkehrswege. Letztere machen erſt die zahlreich über 
das Land verſtreuten Einzelmärkte des Rieſenreiches zu kommunizierenden 
Gefäßen und weiſen die Wege zu den Ausfuhrhäfen. Vorher konnten 
an den einen Stellen die Ernten mehrerer Jahre infolge lokalen Über⸗ 
fluſſes ungedroſchen verkommen, während in anderen Rayons Hungersnöte 
wüteten. Es iſt klar, daß zugleich mit dem Übereinandergreifen der ver⸗ 
ſchiedenen Einzelmarktgebiete die Monopole großkapitaliſtiſcher Händler 
zerfließen mußten. Der Handel wurde beweglicher, beſtand nicht mehr ſo 
ſehr in Aufſpeicherung denn in raſchem und gewandtem Umſatz. Ahnliches 
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ging im Ausfuhrhandel vor ſich. Einſt dauerte die Abwicklung einer 
Schiffsladung mehrere Monate, und da die Verfrachtung im weſentlichen 
mit eigenem Kapital vorgenommen werden mußte, waren es nur die 
Ganzgroßen und Alterprobten, die dieſem Geſchäft oblagen. Die Ge⸗ 
winne waren demgemäß auch erklecklich, zumal das Kapital nur vier⸗ bis 
fünfmal im Jahr umgeſchlagen werden konnte. 

Die Breſche in dieſe thronende Handelsariſtokratie legte, neben den 
verkehrsbeſchleunigenden Transportmitteln, vornehmlich die moderne Kredit⸗ 
organiſation. Von dem Augenblick an, da die auftauchenden Banken 
(und ſpäter auch die Eiſenbahnen) in immer weiterem Ausmaße das auf⸗ 
gekaufte Korn ſchon während des Abtransports beliehen, lagerndes Getreide 
lombardierten, Tratten auf die Auslandsabnehmer diskontierten ufw., 
ſtand dem Händler von mäßigem Kapital die Möglichkeit offen, ſelbſt die 
Ausfuhr zu bewerkſtelligen. Bisher hatte er ſich mit der beſcheidenen 
Rolle des Heranbringers der Partien größerer Güter und mit der Zu⸗ 
ſammenſtapelung größerer Mengen durch Aufkauf bei den Bauern be⸗ 
gnügen müſſen. Jetzt ließ er die Getreidemengen nicht mehr aus der 
Hand; zum Export bedurfte es ja nicht mehr des Schwergewichts ge⸗ 
waltiger Barzahlungen! Da die Banken ihm weitgehende Vorſchüſſe 
gaben, die Konnoſſemente übernahmen und nahezu den Vollwert auszahlten, 
bedurfte der Exporteur neuen Schlages nur noch eines geringen Eigen⸗ 
kapitals zur Deckung der unbeliehenen „Spitzen“. Und da der Umſchlag 
ſich nunmehr binnen zwei bis drei Wochen vom Aufkauf der Ware bis 
zur Abſtoßung im ſchwimmenden Schiff bewerkſtelligen ließ, konnte ungeſäumt 
zu neuem Geſchäft geſchritten werden. Dabei ſanken die Gewinne ent⸗ 
ſprechend, der Wettbewerb ſtieg, und die alten Firmen, die ſich nicht in 
den Strudel der großen Riſiken und der geringen Gewinne ſtürzen 
mochten, gaben eine nach der anderen das Rennen auf. Das Feld be⸗ 
herrſchten die neu emporgetauchten Kleinen, mit den Banken als Rücken⸗ 
deckung. Sie eilten den gemächlich in ihren Kontoren wartenden Groß⸗ 
firmen voraus, ſchnappten ihnen die Ware draußen auf den Kleinmärkten 
oder auf den Großgütern weg. Sie waren beweglicher, rühriger und 
zugleich in ihren Anſprüchen beſcheidener, ſchon weil ſie immer zahlreicher 
und im gegenſeitigen Wettbewerb immer ſchärfer wurden; ſie waren auch 
kühner, vielfach, weil ſie weniger aufs Spiel ſetzten und keinen alten Ruf 
gefährdeten. Manche der alten, hochfeinen Häuſer, die mittun wollten, 
kamen dabei zum Sturz; die meiſten zogen ſich verdroſſen zurück. 

Die beſcheideneren Anſprüche der Neulinge wirkten zunächſt nach zwei 
Seiten hin wohltuend: die Erzeuger, die früher zumeiſt in ſtarker Ab⸗ 
hängigkeit vom kapitalſtarken Großhandel waren, erhielten beſſere Preiſe; 
die ausländiſchen Käufer handelten ihre Ware billiger ein. Wo der 
mächtige, ſolide Großkaufmann von einſt ſich mehrere Kopeken vom Pud 
als normalen Gewinn berechnete, tat es der genügjame Neuling mit einer 
Kopeke. Ja, er war ſchon zufrieden, wenn ihm bei Abwicklung ſeiner 
haſtigen Umſätze ½ oder auch nur ¼ Kopeken rein übrigblieb. Dabei 
drängten ſich immer mehr Zwiſchenglieder zwiſchen den ausländiſchen Ver⸗ 
braucher und den inländiſchen Produzenten. War das Korn einſt in der 
Hauptſache nur durch die Hände der großen Binnenaufkäufer und der 
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Exporteure gelaufen, ſo ſchalteten ſich immer mehr Agenten, Kommiſſionäre, 
Kreditinſtitute dazwiſchen, ungeachtet der ſchmalen Gewinngrenze. Da⸗ 
durch machte ſich bald gegenüber dem geſchilderten Vorteil der Befreiung 
der Erzeuger vom Joch der Großhändler eine Reihe von Nachteilen fühl⸗ 
bar, die den Ruf des einſt „hochfeinen“ ruſſiſchen Getreideausfuhrhandels 
raſch ins Wanken brachten. Schlimmſte Unzuverläſſigkeit machte ſich breit. 
Statt der einſtmals ſchon wegen der langen Einlagerung und Transport⸗ 
dauer nötigen und auch aus Gründen des guten Anſehens tadellos ge⸗ 
reinigten und getrockneten Getreideladungen waren Nachläſſigkeiten und 
abſichtliche Verfälſchungen an der Tagesordnung. Sand, Schmutz, Un⸗ 
krautſamen wurden dem Getreide beigemengt. Die Konnoſſemente der 
Verſchiffungen erwieſen ſich als unzuverläſſig, die Traſſierungen über⸗ 
ſtiegen den Wert der abgefertigten Ladungen. Kurz, der ſchmal gewordene 
Spielraum reellen Gewinns wurde derart durch zweifelhafte Handlungen 
erweitert, daß die ruſſiſche Kornfrucht, ihren natürlichen Eigenſchaften nach 
weitaus die beſte der Welt, auf den europäiſchen Märkten zuletzt niedriger 
kotiert wurde als die amerikaniſche. 

Dabei machte der Prozeß der „Demokratiſierung“ auf den Bahnen 
wüſten Schwindels und wilder Spekulation weitere Fortſchritte. Die 
einſtigen kleinen Eindringlinge fanden ſich bald ihrerſeits einem Getriebe 
von noch geringwertigeren Exiſtenzen gegenüber, die ihnen Ankauf und 
Abſatz ſtreitig machten. Einſtmals war doch immerhin ein Kapital von 
etwa 100 000 Rubel Vorausſetzung für den, der ſich, von Banken frei⸗ 
gebig unterſtützt, auf das Gebiet der Getreideausfuhr wagen wollte. In 
allerneueſter Zeit treten Leute mit 15 oder 10 oder gar 5000 Rubel 
bereits als „Exporteure“ auf. Damit wird mit Hurtigfeit das 65- bis 
100 fache im Jahr umgeſetzt. Natürlich find es Eintagsfliegen !, die auf- 
tauchen und verſchwinden, ſo daß nur noch ganz vereinzelte Firmen auf 
einen Beſtand von zwei Jahrzehnten zurückblicken können. Von 56 bzw. 
60 Firmen, die 1909 in Odeſſa und Nikolaieff beſtanden, reichen nur 
je zwei bis 1886 zurück. Anfachend und aneifernd ſtehen die Banken 
dahinter, die ihrerſeits in wilder Jagd nach dem großen Gewinn an 
Zinſen, Proviſionen und Deviſenkurſen, welche der desorganiſierte Handel 
ihnen zuträgt, ihre Agenturen an den Ausfuhrplätzen eröffneten und ins 
Geſchäft zu kommen ſuchten. Zuletzt kommt es dahin, daß die Exporteure 
zum Teil nichts weiter als von den Banken vorgeſchobene und notdürftig 
ausgeſtattete Strohmänner ſind. Leute ohne Ruf und Anſehen, deren 
aufgekaufte Waren auf ihrem ganzen Wege aus dem Innern bis in den 
Schiffsraum und dann bis zur Ausladung in den Auslandshafen bis zu 
80, 90, ja 95 %% lombardiert bleiben und deren Konnoſſemente ſogar von 
der Bank gezeichnet werden müſſen, wenn ſie Vertrauen genießen ſollen. 
| Dieſer Niedergang des ruffifden Getreideausfuhrhandels tft überaus 
intereſſant und überzeugend in Jurowskys Arbeit vorgeführt und belegt. 


— — 


1 Mir ſelbſt iſt ein Fall bekannt, fo bezeichnend für dieſe „Schnellebigkeit“, 
daß er als Kurioſum angeführt werden mag: Ein Handelshaus obigen Schlages 
verkrachte in Odeſſa fo raſch, daß die Druckereirechnung für die Eröffnungs⸗ 
zirkulare ... dem Konkursverwalter beim Handelsgericht eingereicht wurde. 
Schmollert Jahrbuch XL 3. 30 
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Jurowsky verſchweigt freilich gerechterweiſe auch nicht, daß ein Teil der 
Schuld auf das Verhalten der ausländiſchen Abnehmer fällt. Sie ließen 
ſich durch etwas billigere Angebote allzu leicht bewegen, mit den ſchwan⸗ 
kenden Exiſtenzen des neumodiſchen ruſſiſchen Ausfuhrhandels ſich ein⸗ 
zulaſſen, anſtatt an den alten Geſchäftsbeziehungen feſtzuhalten. Aber 
auch dieſer Umſchwung war zum Teil begründet in einer natürlichen 
Wandlung. Das Aufkommen der Großmühlen ſchaltete die verteilende 
und die Qualitäten ſichtende Tätigkeit der ausländiſchen Einfuhrhäuſer 
aus. Ein nur auf große Umſätze bedachtes Agententum leiſtete dem noch 
mehr Vorſchub. Dieſe Großmühlen ſuchten ſich unmittelbar mit den 
Ausfuhrhäfen in Verbindung zu ſetzen und fielen bei dieſer Umgehung 
der eigenen Importeure allerhand Agenten und Kommiſſionären der Aus⸗ 
fuhrplätze in die Hände. Dies bewirkte die Neugeſtaltung des Export⸗ 
geſchäftes, zu dem der Bankier das Geld gab, der Kommiſſionär den 
Abſatz beſorgte. Nunmehr bedurfte es für den Exporteur weder der 
früher ſo wertvollen und wohlgepflegten Beziehungen zum Ausland, noch 
des großen eigenen Kapitals, noch endlich des altangeſehenen Rufes: 
Platz für den kapitalloſen und namenloſen „Exporteur“ war geſchaffen, 
der Handel auf den Hund gekommen. | 
Berlin E. Jenny 


Benetfh, A.: Die volkswirtſchaftliche Bedeutung der 
Torfmoore und Waſſerkräfte unter beſonderer Berückſichtigung 
der Luftſtickſtofffrage. Berlin 1914, Franz Siemenroth. Vu. 229 S. 
gr. 8. Mit 17 in den Text gedruckten Figuren, 10 Abbildungen, 

2 Tafeln, 35 Tabellen. Geh. 5,50 Mk. 


Benetſch ſtellt in der Einleitung die großen Zuſammenhänge feſt 
zwiſchen der Entwicklung der Bevölkerung, Auswanderung und Binnen⸗ 
wanderung und der Entwicklung der Technik und Wirtſchaft. Er zeigt 
das Wachstum der Bevölkerung Deutſchlands, ſeine wirtſchaftliche Er⸗ 
ſtarkung durch das Zuſammenwirken genialer Feldherren und Staats⸗ 
männer ſowie der führenden Perſönlichkeiten von Handel und Induſtrie. 
Mit der Entwicklung der Eiſenbahnen konnte ſich die überſeeiſche Ab⸗ 
wanderung in die Binnenwanderung verwandeln. Deutſchlands Induſtrie 
begann ſeit den achtziger Jahren des vorigen Jahrhunderts ſtark aufzu⸗ 
blühen und beſchäftigte den ganzen Zuwachs der Bevölkerung in den 
Städten. Im Anfang war in großem Umfange ausländiſches Kapital 
in Deutſchland tätig, die Arbeiterverſicherung ſammelte Milliarden an, 
regte die Spartätigkeit und Selbſtverſicherung des kleinen Mannes an. 
führte fo zur Ermäßigung des Zinsfußes und zu heimiſchem Kapital- 
angebot für Handel und Induſtrie. Die Schutzzollpolitik begünſtigte die 
Entwicklung der Induſtrie und machte es ihr möglich, durch die Pflege 
des inneren Marktes ihre Kräfte zu entwickeln. Im einzelnen wird dann 
die Entwicklung der Steinkohlen⸗ und Braunkohlen förderung ſowie der 
Roheiſengewinnung für die wichtigſten Länder der Welt ſtatiſtiſch dar⸗ 
geſtellt. Beſonders eingehend werden die Brennſtoffe und insbeſondere 
die Braunkohle und ihre volkswirtſchaftliche Bedeutung behandelt. Kurz 
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wird auf die Bedeutung der Nebenprodukte der Steinkohle für die chemiſche 
Induſtrie hingewieſen. 

Nach dieſer weit ausgreifenden, die Dinge in den Zuſammenhang 
der Weltwirtſchaft ſtellenden Einleitung wird im erſten Teil die volks⸗ 
wirtſchaftliche Bedeutung des Torfes und der Torfmoore behandelt. Meitzen 
berechnete für Preußen 2241403 ha Torf oder 6,4 °'o des Staatsgebiets. 
Die Erhebungen des Vereins zur Förderung der Moorkultur ergaben für 
das Deutſche Reich 2,294 Millionen ha, wovon 2 Millionen auf Preußen, 
146 000 ha auf Bayern, 98 000 ha auf Oldenburg und 20 000 ha auf 
Württemberg kommen. Von dieſen 4,24 Yo der Geſamtfläche des Deutſchen 
Reiches ſind je die Hälfte Hoch⸗ und Niederungsmoore. Den Wert der 
Moorkultur hat erſt Friedrich der Große erkannt, der die reichen Ländereien 
des Oder⸗, Warthe⸗ und Netzebruchs gewann, den Madueſee und die 
Plöneniederung trocken legte. Doch er fand keine Nachfolger: erſt in 
neueſter Zeit wendet man im preußiſchen Landwirtſchaftsminiſterium der 
Gewinnung von neuem Land durch Moorkultur wieder größere Aufmerk⸗ 
ſamkeit zu. Eingehend wird ſodann die von der preußiſchen Domänen⸗ 
verwaltung ins Leben gerufene elektriſche Überlandzentrale im Auricher 
Wiesmoor (Oſtfriesland) geſchildert. Die Überlandzentrale iſt von den 
Siemens⸗Schuckert⸗Werken erbaut, und der Verfaſſer, der Angeſtellter der 
Siemensſchen Betriebe iſt, kann darüber die beſte Auskunft geben, weil 
ihm die Quellen reichlich zur Verfügung ſtehen. 

In dem etwa 10000 ha großen Gelände des Auricher Wiesmoores 
hat man ſich für eine Kombination der Kultivierungsſyſteme entſchieden, 
d. h. es wird ſowohl Neuland geſchaffen als auch Torf techniſch verwertet. 

Neben der deutſchen Hochmoorkultur wird die holländiſche Verfehnung 
(Kanaliſation und Verſchiffung des Torfes auf Kanälen ſowie Beſandung des 
abgetorften Hochmoores), die eingehend beſchrieben wird, angewendet, um 
Land für Acker⸗ und Wieſenflächen zu gewinnen. Beim deutſchen Hoch⸗ 
moorkulturſyſtem wird das abgetorfte, nicht beſandete Hochmoor flach 
drainiert und mit Hilfe natürlichen oder künſtlichen Düngers direkt in 
Acker⸗ oder Wieſenland übergeführt. Dabei verwandelte man die großen 
gewonnenen Torfmengen in Elektrizität und machte dieſe der Moorkultur 
ſelber wieder nutzbar, vermied zugleich den armen Torfbauern eine un⸗ 
erträgliche Konkurrenz für ihren Brenntorf zu machen. Die vom preußiſchen 
Staate in der Nähe von Aurich errichtete Überlandzentrale hat eine 
Leiſtungsfähigkeit von 6000 PS., die nach völligem Ausbau ganz Oft: 
friesland, das Herzogtum Oldenburg und benachbarte Teile mit elektriſcher 
Kraft verſorgen wird. Es werden nur 2 kg Torf pro Kilowattſtunde 
verbraucht und jährlich 8 Millionen Kilowattſtunden abgegeben, das 
10 000 ha große Moor würde für 24 Millionen Kilowattſtunden jährlich 
auf 700 Jahre den Brennſtoff liefern. Sämtliche Kulturgeräte werden, 
ſoweit möglich, elektriſch betrieben. Die angewandten Kulturſyſteme und 
Maſchinen werden eingehend beſchrieben. Die Kultivierung ſämtlicher 
deutſchen Hochmoore würde 8,14 Millionen Doppelzentner Marktvieh 
Lebendgewicht zu liefern und 72 695 Bauernfamilien, bei 10 ha pro 
Familie ſogar 200 000 zu ernähren imſtande ſein. Die Kulturkoſten 
betragen in Aurich 400 Mk. pro Hektar gegen 300 Mk. für Odland. 

30 * 
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Es wären alfo für 3,5 Millionen Hektar 1,3 Milliarden aufzubringen. 
Die Vergaſung des Torfes nach dem von Frank und Caro verbeſſerten 
Mondſchen Verfahren liefert als werwolles Nebenprodukt Schwefelſäure⸗ 
Ammoniak und elektriſche Kraft fo billig, daß fie auch zur Gewinnung 
von Kalkſtiffſtoff in Frage kommt. 

Benetſch berechnet ſodann die in den preußiſchen Torfmooren auf⸗ 
geſpeicherte Naturkraft und die Wertſteigerung von Moorländereien durch 
die Moorkultur, erörtert die Ausſichten einer tatkräftigen Moorkultur und 
die Bedingungen ihrer Förderung, von denen umfangreiche Verwendung 
von Maſchinen und billigen Arbeitskräften die wichtigſten ſind. 

Der zweite Teil beſchäftigt ſich mit der volkswirtſchaftlichen Bedeu⸗ 
tung der Waſſerkräfte. Dabei werden folgende Geſichtspunkte zugrunde 
elegt: | 
u Auf welche Weiſe iſt es der modernen Technik gelungen, die Waſſer⸗ 
kräfte von dem „Gebundenſein an die Scholle“ frei zu machen? 

Welche wirtſchaftlichen Vorteile haben Induſtrie und Landwirtſchaft 
daraus gezogen, und welche werden ſie noch ziehen können? 

Welche Länder ſind vornehmlich auf Waſſerwirtſchaft angewieſen? 

Die Antwort auf die erſte Frage gibt die hochentwickelte Hydro⸗ 
elektrotechnik, deren Werdegang eingehend geſchildert wird. Beſonders 
ausführlich wird ſodann die hochentwickelte Ausnützung der Waſſerkräfte 
in Schweden und Norwegen behandelt, nachdem ihre Vorteile für die 
Induſtrie, den Verkehr und Handel dargeſtellt ſind. Von einzelnen wich⸗ 
tigen Induſtriezweigen werden die Aluminiuminduſtrie, die elektrothermiſchen 
Veredelungsprozeſſe, insbeſondere die Elektro⸗Stahlgewinnung, namentlich 
die Kalziumkarbidinduſtrie und die Herſtellung des Kalkſtickſtoffes erörtert. 
Es kommen für die Gewinnung des Stickſtoffes aus der Luft das Ver⸗ 
fahren der Norweger Chr. Birkeland und Sam. Eyde, von Schönherr⸗ 
Heßberger und Profeſſor Haber in Betracht, die ſich alle als im Groß⸗ 
betrieb praktiſch brauchbar erwieſen haben. Die Düngungsverſuche fielen 
für den Norgeſalpeter günſtig aus. Der Preis iſt billiger als für Chili⸗ 
ſalpeter. Da ungeheuer hohe Temperaturen (3000 C) notwendig find, 
kommt das Verfahren nur da in Frage, wo billige Kraft durch Waſſer⸗ 
kraft oder ſehr billige Brennſtoffe vorhanden iſt. Die Kalkſtickſtoffgewinnung 
iſt als Reichshandelsmonopol organifiert worden, um der Landwirtſchaft, 
deren Bedarf ſtetig (etwa um 5 %% jährlich) zunimmt, einen billigen 
Preis zu ſichern. 

Mit ſeinen zahlreichen, ſich auf die ganze Welt erſtreckenden ſtatiſtiſchen 
Tabellen, umfangreichen Literaturnachweiſen und Illuſtrationen durch 
Karten und Pläne ſowie Abbildungen von Maſchinen iſt das Buch ge⸗ 
eignet, ein erſchöpfendes und anſchauliches Bild der behandelten wichtigen 
Fragen der Moorkultur, Waſſerwirtſchaft und Gewinnung von Luftſtickſtoff 
zu geben. Leider zeigen die Bilder der Fabrikgebäude von Wiesmoor. 
daß hier wieder einmal an ſcheußlicher Geſchmackloſigkeit das Menſchen⸗ 
mögliche geleiſtet worden iſt. 

Berlin⸗Treptow 


Cl. Heiß 
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Die Verbände der Arbeitgeber, Angeſtellten und Arbeiter 
im Jahre 1911, 1912 und 1913, bearbeitet im Kaiſerlichen 
Statiſtiſchen Amte, Abteilung für Arbeiterſtatiſtik. 6., 8. und 
11. Sonderheft zum Reichsarbeitsblatt. Berlin 1913/14/15, Carl Hey⸗ 
mann. 78“ und 57, 55 und 67 ſowie 56* und 67 S. Fol. 
Geh. 3,40; 3,20 und 1,60 Mk. 


Bis zum Jahre 1911 wurde die Verbandsſtatiſtik im Reichsarbeits⸗ 
blatt und im Statiſtiſchen Jahrbuch für das Deutſche Reich veröffentlicht. 
Seitdem erſcheint ſie als Sonderheft zum Reichsarbeitsblatt. Sie iſt 
namentlich im Tabellenwerk durch die Darſtellung der Verhältniſſe nach 
ihrer örtlichen Verteilung nach Staaten und Provinzen ſowie nach Orts⸗ 
größenklaſſen und durch die Gegenüberſtellung der von den Arbeitgeber⸗ 
verbänden und den Gewerkſchaften erfaßten Arbeiter erweitert worden. 
Wegen der gewerkſchaftlichen Zerſplitterung, der eine gleiche Mannigfaltig⸗ 
keit der Arbeitgeberverbände zur Seite ſteht, iſt das Tabellenmaterial 
ungemein umfangreich, ſo daß auch nur die Anführung der wichtigſten 
Geſamtſummen für eine Beſprechung zu viel Platz erfordern würde. 
Noch zerſplitterter als die Organiſation der Arbeiter iſt die der An⸗ 
geſtell ten. 

Bei der Bearbeitung des Textes wurden im Jahre 1911 namentlich 
die Verbände der Angeſtellten, die wirtſchaftsfriedlichen und konfeſſionellen 
Arbeitervereine, 1912 die immer mehr hervortretenden Konzentrations- 
erſcheinungen bei den Verbänden und ihre Umwandlung von Berufs- zu 
Induſtrieverbänden, 1913 die Beteiligung der Frauen an der Organiſation 
eingehender dargeſtellt. Während die Arbeiterverbände nicht bloß über 
die Mitgliederbewegung, ſondern auch über ihr Vermögen, ihr ganzes 
Beitragsweſen und über die Verwendung der aufgebrachten Gelder mit 
Ausnahme der wirtſchaftsfriedlichen und der konfeſſionellen Verbände die 
ausführlichſten Daten der Offentlichkeit unterbreiten, fließen dieſe Quellen 
der Belehrung ſchon ſpärlicher bei den Angeſtelltenverbänden und am 
ſpärlichſten bei den Arbeitgeberverbänden. Namentlich die Statiſtik der 
Arbeitgeberverbände iſt noch recht unbefriedigend. Die Streikverſicherung 
und Streikentſchädigung ſowie die Arbeitsnachweiſe der Arbeitgeber⸗ 
verbände ſind im Text beſonders dargeſtellt, während bei den Gewerk⸗ 
ſchaften die entſprechenden Daten dem allgemeinen Tabellenwerk zu ent⸗ 
nehmen ſind. 

Als intereſſantes Ergebnis der Bearbeitung des Materials nach 
örtlichen Geſichtspunkten ſei hervorgehoben, daß die organiſierte Arbeiter⸗ 
ſchaft ihre überwiegende Bedeutung in den Großſtädten beſitzt. Eine 
internationale Vergleichung der Statiſtik der Berufsvereine bildet den 
Schluß jeden Heftes. 

Die Bedeutung der Berufsorganiſation für den Krieg wird ſich erſt 
aus den ſpäteren Heften ergeben. Daß zur Milderung der Kriegsnot 
und für die Umorganiſierung der Induſtrie auf den Kriegsfuß ſowie für 
die Regelung des Arbeitsnachweiſes alle Organiſationen Hervorragendes 
geleiſtet haben, iſt hinlänglich bekannt. . 

Wenn auch die Erweiterung der Statiſtik zu begrüßen iſt, ſo wird 
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doch mancher ihre Einſchränkung im Statiſtiſchen Jahrbuch des Deutſchen 
Reichs bedauern, da die Statiſtik dort handlich und zu einem billigen 
Preis jedermann zugänglich war. 

Berlin-Treptow, im Juni 1916 Cl. Heiß 


Robbins, Edwin Clyde: Railway Conductors, a Study 
in Organized Labor. (Studies in history, economics and 
public law. Edited by the Faculty of political science of 
Columbia University, Volume LXI, No. 1.) New York 1914, 
Columbia University, Longmans, Green & Co. 183 S. und 
zahlreiche Tabellen. gr. 8%. Broſch. 1.50 Doll. 


Im Jahre 1868 entſtand eine Vereinigung der Zugführer unter 
dem Titel „The Conductors Union“ in Amboy. Eine ähnliche Ver⸗ 
einigung in Galesburg ſetzte ſich mit ihr in Verbindung, und ſo wurde 
1869 in Chicago die „Brootherhood of Conductors“ gegründet, die 1878 
den Namen „Order of Railway Conductors of America“ annahm und 
alle Eiſenbahnzugführer in den Vereinigten Staaten und in den britiſchen 
Provinzen aufnahm. Der Sitz des Ordens war im Anfang Elmira, 
New Pork, dann Cedar Rapids, kurze Zeit Chicago, dann wieder und 
bis heute Cedar Rapids. Der Verein war lange Zeit ein Wohlfahrts⸗ 
und Mäßigkeitsverein, der die Abſtinenz als Grundpfeiler ſeiner Organiſition 
bezeichnete und von 1877 bis 1890 ſeinen Mitgliedern bei Vermeidung 
des Ausſchluſſes die Teilnahme an Streiks verbot. Auch ſpäter verwarf 
der Verein wie auch die übrigen großen Eiſenbahnerorganiſationen die 
Sympathieſtreiks und verlegte das Hauptgebiet ſeiner Tätigkeit in die 
friedliche Regelung der Arbeitsbedingungen durch Unterhandlungen mit 
den Unternehmern. Er bekennt ſich in der in Amerika im gewerkſchaft⸗ 
lichen Leben viel erörterten Frage des cloſed oder open ſhope zum open 
ſhope, das heißt ſeine Mitglieder dürfen, trotzdem dem Verein etwa 
90% aller Zugführer angehören, auch in ſolchen Betrieben Arbeit an⸗ 
nehmen, die nicht organiſiertes Perſonal befdaftigen. 

Die Entwicklung des Vereines zeigt ſich am beſten an der Ent- 
wicklung ſeiner Mitgliederzahl. Dieſe ſtieg von 8000 im Jahre 1885 
auf 14000 im Jahre 1890, 24000 im Jahre 1900, 45 000 im Jahre 
1910 und 49 255 im Jahre 1913. 1889 waren 65% , 1900 80 
und 1910 90% aller Zugführer in den Vereinigten Staaten in dem 
Orden organiſiert. Eine ähnliche Entwicklung nahmen die Finanzen. Die 
Ausgaben ſtiegen von 77 Doll. im Jahre 1870 auf 1755,24 Doll. 
im Jahre 1880, 47 983,58 Doll. im Jahre 1890, 78 204,03 Doll. im 
Jahre 1900, 280 468,57 Doll. im Jahre 1910 und 461 647,01 Doll. 
im Jahre 1913. Trotz ihrer friedlichen Tendenzen wurde die Vereinigung 
im Jahre 1868 von der Chicago, Burlington and Quincy Railroad, 
ſpäter auch von der Pennſylvania Railroad, der Philadelphia and Erie 
Railroad und anderen Geſellſchaften im Oſten bekämpft. Nach Annahme 
der Antiſtreikklauſel im Jahre 1877, die wir bereits erwähnt haben, 
wurde die Vereinigung von den Geſellſchaften als Streikbrecherorganiſation 
verwendet, was zu ſcharfem Tadel und heftiger Oppoſition aller anderen 
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Eiſenbahnerbruderſchaften führte, ſo daß die Vereinigung durch dieſe ge⸗ 
meinſame Oppoſition beinahe in ihrer Exiſtenz bedroht wurde. 1885 
wurde eine Gegenorganiſation, die Brotherhood of Railway Conductors 
in Kalifornien gegründet, die dem alten Verein die Vernachläſſigung der 
Lohn⸗ und Arbeitszeitfragen, überhaupt der Arbeitsbedingungen und ihre 
Stellung in der Streikfrage vorwarf und eine mehr agreſſive Gewerk⸗ 
ſchaftspolitik vertrat. Der Verein überlebte zwar den Kampf mit der 
neuen Gewerkſchaft, war aber gezwungen, wirkliche gewerkſchaftliche Ein⸗ 
richtungen einzuführen. 1890 wurde die Antiſtreikklauſel aufgehoben, 
und der Orden wandte ſich endgültig einer agreſſiven Gewerkſchaftspolitik 
zu. Der Erfolg dieſes Wandels trat unmittelbar ein. Die Mitglied⸗ 
ſchaft vermehrte ſich ſchnell im ganzen Lande, rivaliſierende Organiſationen 
wurden aufgeſogen und erdrückt, die Oppoſition der übrigen Eiſenbahner⸗ 
gewerkſchaften durch ein Bündnis erſetzt. Trotz einer modernen energiſchen 
Gewerkſchaftspolitik wurden die Grundſätze der Abſtinenz und der Brüder⸗ 
lichkeit der Gründer beibehalten und die Wohlfahrtseinrichtungen, deren 
bedeutſamſte eine Lebensverſicherung iſt, ausgebaut. 

Das oberſte Verwaltungsorgan iſt die Grand Diviſion, deren Mit⸗ 
gliederzahl auf 600 beſchränkt iſt, und die zuerſt jährlich, ſeit 1892 alle 
zwei Jahre und ſeit 1913 alle drei Jahre eine Grand Seſſion abhält, 
deren längſte 16 Tage gedauert hat. Die Lokalverwaltungen wählen 
nach dem Verhältnis ihrer Mitgliederzahl Delegierte zur Grand Diviſion. 
Dieſer gehören aber auch alle früheren Grand Officers und früheren 
Prafidenten der Organiſation ſowie diejenigen Mitglieder, die vier Jahre 
hintereinander gewählt worden ſind, lebenslänglich an. Es iſt aber nicht 
klar zu erſehen, ob dieſe Beſtimmung nach Feſtſetzung der Maximalzahl 
der Mitglieder auf 600 aufrechterhalten geblieben iſt, ſie ſcheint nicht 
mehr zu gelten. Immerhin iſt es von allgemeinſtem Intereſſe, daß hier 
eine Angeſtelltengewerkſchaft aus eigenem Antrieb eine den ſo ſehr als 
reaktionär verſchrienen erſten Kammern ähnliche Einrichtung eingeführt hat. 
Als Befugniſſe der Grand Diviſion bezeichnet das neue Statut erſtens 
die Geſetzgebung, zweitens die Exekutive und drittens die Rechtſprechung. 
Intereſſant ift auch, daß die Einführung des Prinzipes der zentralifierten 
Verwaltung as a fact erfolgte. Die Zentralverwaltung bildet einen 
großen Beamtenapparat mit dem Titel Board of Directors. Neue Mit⸗ 
glieder werden nur aufgenommen, wenn die Mehrheit des lokalen Vereins 
ihrer Aufnahme zuſtimmt. Sie müſſen von einwandsfreier Vergangenheit 
und moraliſchem Charakter ſein. | 

In der Rechtſprechung waren befonders die Mitgliedſchaftsfragen 
ſchwierig, wegen der Mitglieder, die vom Zugperſonal zum Zugführer 
befördert worden ſind und Mitglied ihrer früheren Organiſation bleiben 
wollen, und wegen der Zugführer, die ihren Beruf nicht mehr ausüben, 
aber auch Mitglieder bleiben wollen. Die Einzelheiten können uns hier 
nicht intereſſieren. Im zweiten Teil werden unter Verwendung eines 
umfangreichen Tabellenwerkes die Lohnverhältniſſe und Arbeitszeiten der 
Zugführer ſehr eingehend dargeſtellt. Die Lohnverhältniſſe ſcheinen ſehr 
günſtig zu ſein, da der monatliche Verdienſt zwiſchen 90 und 130 Doll. 
ſchwankt. Auf die Einzelheiten kann hier nicht näher eingegangen werden. 
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Sehr gut entwickelt ſind auch die Wohlfahrtseinrichtungen, die ebenſo 
ausführlich behandelt werden. 

Im ganzen iſt ein umfangreiches Material klar und überſichtlich 
gegliedert und erſchöpfend dargeſtellt, ſo daß die Schrift als eine weſent⸗ 
liche Bereicherung unſerer Literatur über das Gewerkſchaftsweſen begrüßt 
werden kann. 


Berlin⸗Treptow Cl. Heiß 


Schulte, Fritz: Die Bodenkreditinſtitute der Oſterreichiſch⸗ 
Ungariſchen Monarchie 1841—1910. (Veröffentlichungen zur 
Statiſtik des Bodenkredits und verwandter Gebiete. Herausg. vom 
Archiv für Bodenkredit der Bayeriſchen Handelsbank zu München, 
Heft 2.) München und Leipzig 1912, Duncker & Humblot. 4°. 
VII u. 235 S. 12 Mk. 


Seitdem der Gedanke einer engeren wirtſchaftlichen Verbindung 
zwiſchen dem Deutſchen Reich und der ihm verbündeten Nachbarmonarchie 
die Offentlichkeit in ſteigendem Maße beſchäftigt, darf man bei uns auf 
ein erhöhtes Intereſſe für alle wirtſchaftlichen Einrichtungen Oſterreich⸗ 
Ungarns rechnen. Die Beſprechung der obigen Arbeit erſcheint daher 
zeitgemäß, wenn ſie an und für ſich auch verſpätet erfolgt. 

Auf dem Gebiete des Bodenkredits ſind wir in Deutſchland ziffern⸗ 
mäßig der Habsburgiſchen Monarchie weit voraus; in der Mannigfaltigkeit 
der Organiſationsformen dagegen haben wir uns von Oſterreich⸗Ungarn 
übertreffen laſſen. Wir finden zunächſt auch hier die drei Gruppen von 
Bodenkreditinſtituten, die wir kurz gefaßt als Landſchaften, Landeskredit⸗ 
kaſſen und Hypothekenbanken bezeichnen. Die älteſte Organiſationsart iſt 
wie bei uns die ſtändiſch⸗genoſſenſchaftliche, die aber in Oſterreich nur in 
dem Galiziſchen Kreditverein, in Ungarn in einem größeren und zwei 
kleineren Kreditinſtituten Geſtalt angenommen hat. Dieſe vier Gegen⸗ 
ſeitigkeitsanſtalten dienen dem ländlichen Grundbeſitz; in dieſem Punkte 
beſteht demnach völlige Übereinſtimmung mit den deutſchen Verhaltniffen. 
Während die Landſchaften aber bei uns innerhalb des organiſierten Agrar⸗ 
kredits ziffernmäßig weitaus an der Spitze ſtehen, muß in Oſterreich die 
genoſſenſchaftliche Organiſationsform den Landeskreditanſtalten den Vor⸗ 
rang laſſen. Zwanzig Anſtalten dieſer Art ſind ſeit 1864 in den einzelnen 
Kronländern errichtet worden. Sie ſind ſowohl hinſichtlich ihrer rechtlichen 
Verfaſſung als auch ihrer Geſchäftstätigkeit den Landeskreditkaſſen Mittel⸗ 
deutſchlands ähnlich. Wie dieſe pflegen ſie ländlichen und ſtädtiſchen 
Bodenkredit ſowie Kommunalkredit nebeneinander und haben zum Teil auch 
noch einzelne Zweige des allgemeinen Bankgeſchäftes, wie Depoſiten⸗ und 
Scheckverkehr, aufgenommen. Die dritte Organiſationsform — die Aktien⸗ 
bank — hat in Oſterreich vor 1867 den Bodenkreditmarkt beherrſcht; 
die Mehrzahl dieſer Banken iſt aber der Kriſe von 1873 zum Opfer ge⸗ 
fallen. Ihrer gedenkt der Verfaſſer der vorliegenden Schrift in einem 
beſonderen Abſchnitt, in dem uns ein Überblick über achtzehn ehemalige 
Bodenkreditbanken gegeben wird. An der Spitze der noch beſtehenden 
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zwölf Bodenkreditaktienbanken ſteht die Oſterreichiſch⸗Ungariſche Bank, die 
Zentralnotenbank der Monarchie. Die Bedenken, daß die Aufgabe einer 
Hypothekenbank und die einer Notenbank nicht vereinbar ſeien, hat man 
in Oſterreich zurücktreten laſſen gegenüber dem Wunſche, von einer ſtarken 
Zentralſtelle aus bei der Befriedigung des Kreditbedarfs helfend eingreifen 
zu können. Gemeinſam iſt der Zentralbank und faſt allen übrigen großen 
öſterreichiſchen Hypothekenbanken, daß der weitaus größte Teil ihrer Be⸗ 
leihungen auf die ungariſche Reichshälfte entfällt. Aber auch in Ungarn 
ſelbſt iſt die Aktiengeſellſchaft die herrſchende Organiſationsform. Nach 
der zuſammenfaſſenden Überſicht, die Schulte uns gibt, entfällt mehr als 
zwei Drittel des Geſamtdarlehnsbeſtandes der ungariſchen Inſtitute auf 
Aktienbanken mit Erwerbstendenz. Dieſes letzte Wort wird ausdrücklich 
hinzugeſetzt, weil in Ungarn auch Bodenkreditaktienbanken gemeinwirtſchaft⸗ 
lichen Charakters beſtehen. Dieſe Inſtitute ſind urſprünglich reine Spar⸗ 
kaſſen geweſen, mußten aber, den geſetzlichen Beſtimmungen entſprechend, 
in Aktiengeſellſchaften umgewandelt werden, als fie dazu übergingen, zwecks 
Erweiterung ihrer Beleihungstätigkeit Pfandbriefe auszugeben. Auch die 
öſterreichiſchen Sparkaſſen haben ſich in ihrer Mehrzahl nicht damit be⸗ 
gnügt, einen Teil der Sparkaſſeneinlagen in Hypotheken anzulegen. Sie 
haben vielmehr nach einem Weg geſucht, um ſich Mittel für ihre Belei⸗ 
hungstätigkeit auch dann zu ſichern, wenn Liquiditätsrückſichten die Ver⸗ 
wendung der Einlagen zu Beleihungszwecken nicht mehr geſtatteten. Zu 
dieſem Zwecke haben ſie ſich Anſtalten angegliedert, die ihnen durch 
Pfandbriefausgabe Beleihungsmittel, und zwar zum Teil in recht erheb⸗ 
lichem Umfange, zugeführt haben. Der Geſamtdarlehnsbeſtand dieſer 
Pfandbriefanſtalten belief ſich im Jahre 1910 auf 236 Millionen Kronen, 
die vorwiegend dem letztvorhergegangenen Jahrzehnt entſtammen. Einige 
Sparkaſſen haben ſich auch die Möglichkeit, ihre Darlehnshypotheken zu 
mobiliſieren, durch Schaffung einer gemeinſchaftlichen Zentralpfandbriefbank 
zu ſichern geſucht. In der vorliegenden Statiſtik werden für alle Spar⸗ 
kaſſen mit Pfandbriefanſtalten die Bardarlehen und die Pfandbriefdarlehen 
getrennt angegeben. Um ſo mehr iſt es im Intereſſe der Vollſtändigkeit 
zu bedauern, daß nicht auch die Ziffern für die übrigen Sparkaſſen 
wiedergegeben werden. Es gilt nämlich auch für das Bodenkreditweſen 
Oſterreich⸗Ungarns das gleiche wie für Deutſchland: diejenigen Anſtalten, 
denen die Bodenkreditgewährung nicht Selbſtzweck iſt, ſondern Kapital⸗ 
anlage, ſpielen gemeinſam eine ebenſo große Rolle auf dem Bodenkredit⸗ 
markt wie alle „eigentlichen“ Bodenkreditinſtitute zuſammengenommen. 
Ja, man muß nach den an anderer Stelle von Profeſſor von Mully ge⸗ 
gebenen Zahlen annehmen, daß der Geſamtbeſtand an Hypotheken, den 
die Sparkaſſen, Verſicherungsgeſellſchaften, Kreditgenoſſenſchaften und 
Waiſenkaſſen in Oſterreich aufzuweiſen haben, erheblich höher iſt als der 
der oben genannten Inſtitutsgruppen. 

Schulte beſchränkt ſich in ſeiner vorliegenden Arbeit auf die eigent⸗ 
lichen Bodenkreditinſtitute und vermag infolgedeſſen auch nur einen Teil 
des Bodenkreditweſens zu erfaſſen. Es iſt dies um ſo fühlbarer, als der 
Verfaſſer auf der anderen Seite dankenswerterweiſe beſondere Arbeit 
darauf verwandt hat, die Bodenkreditentwicklung aus der eigenartigen 
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Geftaltung des öfterreihifch-ungarifhen Wirtſchaftlebens und der ab- 
weichenden Rechts verfaſſung der beiden Reichshälften zu erklären. Dieſe 
entwicklungsgeſchichtliche Darſtellung, die dem Tabellenwerk vorausgeht, 
verdient uneingeſchränkte Anerkennung. Sie war unerläßlich zum Ver⸗ 
ſtändnis beſonders derjenigen Einrichtungen des Bodenkreditweſens, die 
auf reichsdeutſchem Boden unbekannt ſind. Hierzu gehört neben den 
erwähnten Pfandbriefanſtalten der Sparkaſſen unter anderem die Organi⸗ 
ſation des Induſtrie⸗ und Baukredits auf Grundlage des öſterreichiſchen 
Geſetzes von 1905 über die fundierten Bankſchuldverſchreibungen, mit 
Hilfe deren man „die Induſtrieobligationen mit Bankgarantie“ ein⸗ 
zubürgern verſucht hat. Bisher iſt hiermit noch kein ſehr großer 
Erfolg erzielt worden. Einige größere Banken haben ſich zwar durch 
Satzungsänderung die Möglichkeit zur Ausgabe derartiger Schuld⸗ 
verſchreibungen eröffnet, mit deren Emiſſion aber noch nicht begonnen. 
Einige andere Inſtitute ſind eigens als Induſtriehypothekenbanken ge⸗ 
gründet worden, haben jedoch einen nennenswerten Umfang bisher 
nicht erreicht. Die weitere Entwicklung verdient auch bei uns beachtet 
zu werden. 

Der geſamte Obligationenumlauf der in dem vorliegenden Werk be⸗ 
rückſichtigten Bodenkreditinſtitute belief ſich im Jahre 1910 für die öſter⸗ 
reichiſchen Anſtalten auf rund 4 Millionen Kronen, für die ungariſchen 
auf nahezu 3 Millionen Kronen. Wie ſich die Beleihungen auf Stadt 
und Land verteilen, iſt aus dem im übrigen ſehr umfangreichen Tabellen⸗ 
werk für die Geſamtheit der Inſtitute nicht zu erſehen. Für die deutſchen 
Bodenkreditinſtitute hatte Schulte in dem erſten Heft der Sammlung eine 
entſprechende Überſicht gegeben. Hiernach entfielen von den Geſamt⸗ 
darlehen in Höhe von 14 Milliarden Mark (1909) ungefähr zwei Drittel 
auf den ſtädtiſchen und ein Drittel auf den ländlichen Grundbeſitz. In 
Oſterreich⸗Ungarn ſcheint nach dem Bild, das man aus den Einzeltabellen 
erhält, das umgekehrte Verhältnis zu beſtehen. Die Kapitalzufuhr durch 
den organiſierten Hypothekenkredit iſt hier im überwiegenden Maße dem 
ländlichen Grundbeſitz zugute gekommen. Hieraus darf aber keineswegs 
geſchloſſen werden, daß der Kreditbedarf der Landwirtſchaft in ausreichendem 
Maße Befriedigung gefunden hätte. Es wird im Gegenteil von Kennern 
behauptet, daß ein weiterer Ausbau der landwirtſchaftlichen Bodenkredit⸗ 
organiſation dringend erwünſcht ſei. Hierbei wird in erſter Linie an 
Meliorationskredit gedacht zwecks Erhöhung der landwirtſchaftlichen Pro⸗ 
duktion durch Steigerung des Ernteertrags. Von der Schaffung eines 
engeren wirtſchaftlichen Anſchluſſes an das Deutſche Reich verſpricht man 
ſich vielfach die Anregung zu einer derartigen Weiterentwicklung, wobei 
auch damit gerechnet wird, in Deutſchland ein Abſatzgebiet für die Pfand⸗ 
briefe zu gewinnen. Inſofern ſpielt auch der Bodenkredit und ſeine 
Organiſation in die Frage Mitteleuropa hinein. 

Berlin⸗Steglitz 

Hermann Mauer 
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Blank, S.: Die Landarbeiterverhältniſſe in Rußland feit 
der Bauernbefreiung. (Züricher volkswirtſchaftliche Studien, 
herausg. von H. Sieveking, 3. Heft.) Zürich und Leipzig 1913, 
Raſcher & Cie. 8% 224 S. 10 Beilagen. 


Jedes Buch, das aus den für die weſteuropäiſche Wiſſenſchaft wenig 
zugänglichen ruſſiſchen Quellen Material heranſchafft, iſt zu begrüßen. 
So auch dieſes, trotz ſeiner ſehr großen Mängel, deren größter die Un⸗ 
ſelbſtändigkeit, ja Unreife iſt. Kaum finden ſich eigene Gedankengänge 
vor. Dagegen iſt ſehr vieles unbeſehen nachgebetet, vielerlei unkritiſch 
zuſammengetragen, weil die ſachliche Würdigung der Quellen unterlaſſen 
iſt. Beſonders haben es dem Verfaſſer die Außerungen demokratiſcher 
Vorkämpfer angetan. Je radikaler ſeine Gewährsleute ſich gebärden, deſto 
unwiderlegbarer erſcheinen ihm ihre Urteile. Gar nicht genug kann er 
ſich tun in der weitſchweifigen Wiedergabe von Scheußlichkeiten, die er 
als Sünden der Arbeitgeber zuſammenſtöbern konnte. Aus den Gerichts⸗ 
ſälen holt er vielfach ſein Material; derart abgeurteilte Fälle werden 
als Norm geltend gemacht. Seine Quellenkritik verſagt auch bezüglich 
der bekannten „roten“ Landſchaftsärzte, aus deren Arbeiten er viele 
Seiten abſchreibt, ohne eine erläuternde Zeile über die Voreingenommenheit 
dieſes „dritten Elements“ dem deutſchen Leſer voraufzuſchicken oder doch 
anzudeuten, daß es ſich um ſtark oppoſitionelle Leute handelt, die zwar 
politiſch in mancher Richtung verdienſtvoll wirkten — wie zumeiſt eine 
ſcharfe Auflehnung aufrüttelnd und reinigend wirkt —, aber dennoch bei 
ihrer Einſeitigkeit nicht ohne prüfende Vorſicht als wiſſenſchaftliche Ge⸗ 
währsmänner gelten können. Bezieht er ſich doch auch, wo er ſich auf 
deutſche Verhältniſſe einläßt, faſt ausſchließlich auf — — — den „Bor: 
wärts“. Darin iſt eine gute Kennzeichnung gegeben für denjenigen, dem 
die Möglichkeit einer Einſchätzung der angeführten ruſſiſchen „Autoritäten“ 
fernliegt. Ahnlich bedenkenlos übernimmt der Autor ſchlankweg Dar⸗ 
legungen aus Tendenzſchriften bekannter Deutfchenfreſſer, wie Schachowskoy 
und Trutowsky, und verallgemeinert deren gegen deutſche Koloniſten ge⸗ 
ſammelten Einzelangaben zu „Beweiſen“. 

Die Mängel des Buches ſind doppelter Natur. Sobald der Boden 
rein hiſtoriſcher Rekapitulation verlaſſen wird, geht jegliche Objektivität 
verloren. Unkritiſch wird wiedergegeben, was der einſeitig vorgefaßten 
Meinung des Verfaſſers in den Kram paßt. Sehr abträglich für die 
Wirkung, weil dadurch ſelbſt da, wo wirklich beſtehende, himmelſchreiende 
Mißſtände zu geißeln ſind, die fehlende Sachlichkeit den Eindruck ab⸗ 
ſchwächt. Der zweite Mangel liegt in der Form. An vielen Stellen 
finft der Ton der Arbeit auf die Stufe eines üblen politiſchen Pamphlets 
herab, wodurch der Wirkung noch größerer Abbruch geſchieht. Darüber 
vorweg einige Worte. 

Es muß energiſche Verwahrung dagegen eingelegt werden, daß in 
deutſchen wiſſenſchaftlichen Büchern ein derartiger Ton einreiße! Aus⸗ 
drücke wie „Strafen werden für jeden „Quark“ erhoben“ mögen noch 
hingehen; fie find einfach Sache des guten Geſchmacks. Ahnlich die will⸗ 
kürliche Überfegung des Wortes „griasny“ mit „dreckig“, wo es der 
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Ausdruck „ſchmutzig“ auch getan hätte (das Ruſſiſche kennt dieſe Fineſſe 
nicht; aber da es ſich um die von den Arbeitgebern gelieferten Eßgeſchirre 
handelt, ſcheint dem Verfaſſer der roheſte Ausdruck gerade gut genug). Da⸗ 
gegen ſchimmert ſchon die parteipolitiſche Unabgeklärtheit durch die Löcher 
des dünnen wiſſenſchaftlichen Mäntelchens durch, wenn der Verfaſſer vom 
„Geheul der Gutsbeſitzer über die Ungewiſſenhaftigkeit der Arbeiter“ 
ſpricht, die „natürlich verſchweigen, bei welchen Umſtänden die Verträge 
geſchloſſen wurden“. Vollends aber unpaſſend iſt es, wenn der Mann 
ſich herausnimmt, bei Behandlung deutſcher Verhältniſſe von „Schnaps⸗ 
junkern“ zu reden oder fic) Anzüglichkeiten leiſtet wie (von der erbärm⸗ 
lichen Bedrückung und Ausbeutung der Bauern redend): „Die ruſſiſchen 
Landwirte befinden ſich alſo in ſolchen Verhältniſſen in bezug auf die 
Landarbeiterfrage, von welchen der preußiſche Junker mit wenigen Aus⸗ 
nahmen nur träumen kann.“ An anderer Stelle, wo er von der geſund⸗ 
heitlichen Zuträglichkeit der ländlichen Arbeit ſpricht, zeigt ſich die parteiiſche 
Geſinnung in dem ironiſch fein ſollenden Ton. „Für den, deſſen, Arbeit“ 
im Reiten, in der Jagd und ähnlich ſchweren ‚Arbeiten‘ beſteht,“ fet fie 
gewiß ſehr geſund. Solche Ausfälle paſſen wohl in eine Volksverſammlung, 
ſind aber unziemlich in einer wiſſenſchaftlichen Abhandlung. Wenn der 
Autor mit weiteren Werken auf dem Gebiete deutſcher Forſchung hervor⸗ 
zutreten gedenkt, ſo iſt ihm der dringende Rat zu erteilen, erſt in an⸗ 
gemeſſener Form ſich ausdrücken zu lernen! Mit dem Jargon ruſſiſcher 
Parteikämpfe möchte die deutſche Wiſſenſchaft doch verſchont bleiben. 
Eigentlich wäre die Ausmerzung ſolcher Entgleiſungen Sache des Heraus⸗ 
gebers geweſen. 

Alles Geſagte bezieht ſich nur auf die eigene Ausdrucksweiſe des 
Verfaſſers. Daß er daneben kritiklos die ſchlimmſten Übertreibungen aus 
anderen Arbeiten wiederholt, möge noch dahingehen, obwohl man ihn 
förmlich ſchmatzen hört (ruff. „smakowatj“), wenn er dieſe Stellen aus 
Agitationsſchriften auftiſcht. Im übrigen zeigt ſich, abgeſehen von ſolchen 
formellen Entgleiſungen, alle Augenblicke eine Parteilichkeit, die den ſach⸗ 
lichen Eindruck trübt. Wenn die Arbeiter dem Gutsbeſitzer nicht trauen, 
ſo tun ſie dies „klugerweiſe“; wenn die Arbeitgeber dagegen „jede Lohn⸗ 
bewegung als Streik bezeichnen“, fo geſchieht dies „einfältigerweiſe“. 
Davon, daß nach dem naiven Sprachgebrauch der Bauern ſeit 1905 unter 
den Begriff „Streik“ ſchlechthin Mord, Raub, Plünderung und Brand⸗ 
ſtiftung fallen, weiß der Autor nichts! Vom Kontraktbruch der Guts⸗ 
beſitzer wird sans phrase geredet; bei Arbeitern ſind es Fälle von „an⸗ 
geblicher Nichtausführung der Obliegenheiten“. Es geht ſo weit, daß 
von den viehiſchen Grauſamkeiten der plündernden und mordbrennenden 
Bauernhaufen in den Jahren 1905 —06 ganz im Vorübergehen in der 
Weiſe Erwähnung geſchieht, daß „in Fällen, wo die Gutsbeſitzer oder die 
Polizei ſich Ausſchreitungen (sie!) gegen die mit Forderungen er⸗ 
ſcheinenden Bauern erlaubten, die auf geſtachelte Menge grauſam mit 
dem Vermögen und oft auch mit dem Leben der Schuldigen ver⸗ 
fuhr“ ... was eine ſchlimme Verlogenheit wäre, falls dieſe Ber: 
ſchrobenheit der Begriffe ſich nicht durch unreife Benommenheit mit poli⸗ 
tiſchen Wahnideen entſchuldigte. 
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Leider haftet dieſe Voreingenommenheit auch den Ausführungen über 
die eigentliche Kernfrage der Abhandlung an und läßt dem Verfaſſer 
manches ſachlich ſchiefe Urteil mit unterlaufen. Manche Schiefheit ergibt 
ſich als ſolche für den deutſchen Leſer ganz unwillkürlich. So z. B. in⸗ 
folge des fehlenden Maßſtabes, wenn der Autor es unterläßt, zum Ver⸗ 
gleiche der Lebensbedingungen der ruſſiſchen Arbeiter die Arbeitsbedingungen 
der ſelbſtändig wirtſchaftenden Bauern heranzuziehen. Und doch wäre eine 
ſolche Projizierung auf den dortigen Kulturſtand unerläßlich zur richtigen 
Einſchätzung der unzweifelhaft vorhandenen Mißſtände bezüglich Wohnung, 
Verköſtigung, Arbeitszeit, Reinlichkeit und Hygiene. Der Grad von Ent⸗ 
behrungen infolge mangelhafter Fürſorge wird naturgemäß ſubjektiv emp⸗ 
funden und kann nicht gemeſſen werden an dem Abſtand gegenüber deutſchen 
Verhältniſſen. So iſt das wochenlange Lagern im Feld im Süden (als 
„Tabor“) auch bei den Bauern gang und gäbe; die nahezu fleiſchloſe 
Ernährung iſt der Arbeiter auch daheim nicht anders gewöhnt uſw. — 
Bei der Behandlung der mangelnden Vertragstreue — ein wunder Punkt 
in allen Schichten des ruſſiſchen Lebens — ereifert ſich Blank über die 
unehrliche Haltung mancher Arbeitgeber und die geſetzlichen Maßnahmen 
gegen den Vertragsbruch der Arbeiter. Wenn er die Geſetzgebung der 
Einſeitigkeit zeiht, ſo überſieht er, daß wohl der weggeſchickte Arbeiter nach 
beliebiger Friſt ſeinen ſeßhaften Brotherrn belangen kann, während ein 
in alle Winde zerſtreuter Trupp entlaufener Wanderarbeiter aus ent⸗ 
legenen Gouvernements nicht mehr zur Rechenſchaft zu ziehen iſt, wenn 
nicht umgehende Repreſſalien möglich waren. Mit keinem Wort erwähnt 
er jenes epidemiſche Durchbrennen der Friſtarbeiter, das ſofort eintritt, 
wenn die Preiſe nachträglich in die Höhe gehen, das zur Geißel der 
größeren Wirtſchaften wird und deſſen Androhung im kritiſchen Moment 
gern erpreſſeriſch gebraucht wird. Wie er denn überhaupt manches 
intereſſante Problem ſich entgehen läßt; etwa die Unterſuchung der 
Kriminalität der Wanderarbeiter, ihre Zuverläſſigkeit, die naturgemäß auf 
die Ergiebigkeit ihrer Arbeitsleiſtung mitwirkt, und ihre ſonſtigen Eigen⸗ 
ſchaften. So iſt es nahezu undenkbar, ohne wohlorganiſierte Aufſicht die 
Leute etwas ſchaffen zu laſſen; die Koſten ſolcher ununterbrochenen Be⸗ 
aufſichtigung ſind aber auf die Koſten ihrer Leiſtungen zu ſchlagen. Wenn 
der Verfaſſer aus der Geſamtzahl der Arbeiter und der Zahl der Fälle 
ſtrafrechtlicher Verfolgung wegen „Werfens“ der Arbeit (wie der techniſche 
Ausdruck lautet) eine geringe Häufigkeit dieſes Vergehens errechnet, ſo iſt 
das ein Trugſchluß. Denn da von den Entlaufenen doch nichts zu holen 
iſt, werden ſie eben zumeiſt ungeſchoren gelaſſen und die Beamten nicht erſt 
während der dringlichſten Erntearbeit zum Richter bemüht. Meiſt gelangen 
daher nur diejenigen Fälle zur Aburteilung, bei denen es zu Tumulten 
und Ausſchreitungen kam. Auch ging der Verfaſſer achtlos an dem eigen⸗ 
tümlichen Zugvogelnaturell der Wanderarbeiter vorüber, das ſie verhindert, 
an den Orten höherer Löhne zu überwintern und nach einigen Jahren, 
unter Erſparnis der alljährlichen Reiſeunkoſten, mit einer runden Spar⸗ 
ſumme heimzukehren. Die ſchreckliche Unwirtſchaftlichkeit dieſes unbezähm⸗ 
baren Wandertriebes hätte ein intereſſantes Problem geboten. Nur 
wenige laſſen, wie ich aus langer eigener Erfahrung weiß, ſich bewegen, 
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ihn zu überwinden. Sie kaufen ſich dann — ich verfolgte diefe Aus: 
nahmen — daheim an oder bauen ihren Hof aus. Die meiſten aber 
verjubeln nach der Ablöhnung ihr ſchwer erworbenes Geld. Ich ſah 
Burſchen, die 45 oder 50 Rubel Sommerlohn erhalten hatten, prächtige 
deutſche Ziehharmoniken für 35 Rubel erwerben und johlend und fingend 
abziehen, .. um im nächſten Jahr wieder abgeriſſen und hunger⸗ 
ſchlotternd nach Arbeit zu kommen. Wenn im Frühjahr die Notſtands⸗ 
küchen überfüllt ſind, ſo ſind im Herbſt längs der Heerſtraßen die Schnaps⸗ 
kneipen geſteckt voll! Das alles gehört doch ſchließlich auch zur Land⸗ 
arbeiterfrage! 

Manches dagegen iſt, trotz dieſer ſchiefen Tendenz, recht gut geſehen. 
So die Gebundenheit des durch die Mängel der Bauernbefreiung ge⸗ 
ſchaffenen, an Hungerparzellen und die Gemeinde gefeſſelten Zwergbauern. 
Er iſt ſchlechter daran und mehr der Ausbeutung ausgeſetzt als der 
gänzlich Landloſe, der frei über ſeine Arbeitskraft zu verfügen vermag. 
Sehr klar und einleuchtend iſt der enge Zuſammenhang des ländlichen 
Arbeitsmarktes mit der Art der Bauernſeparation dargeſtellt und rechneriſch 
vorzüglich (S. 39 ff.) die Auswucherung der Arbeitskraft mangelhaft mit 
Land ausgeſtatteter Bauern durch das drückende Zupachtunweſen illuſtriert. 
Intereſſant iſt auch der Nachweis, wie die Wanderungen der Landarbeiter 
ſich etappenweiſe vollziehen, im ganzen ſchichtweiſe von Oſten nach Süden 
und Weſten, mit einer kleinen Gegenſtrömung vom Tambower Bezirk 
gegen die Wolga zu. Ganz einverſtanden muß man auch mit der Be⸗ 
richtigung an Sagorskys! übertriebener Schätzung der Zahl der ländlichen 
Wanderarbeiter von fünf Millionen auf etwa drei Millionen ſowie mit 
der ſtichhaltigen Begründung dafür fein. Einſeitig dagegen iſt die Ab⸗ 
leitung des Teilbaues aus der Not; ſagt doch Blank ſelbſt an anderer 
Stelle, daß vielfach der Anlaß der Unruhen von 1905 —06 der Übergang 
der Grundbeſitzer vom Teilbau zu kapitaliſtiſcher Wirtſchaftsweiſe geweſen 
ſei. Lehrreich tft auch der Vergleich der lawinenhaften Anhäufung des 
landwirtſchaftlichen Arbeitsbedarfs zu einzelnen Zeiträumen des Jahres 
in der ruſſiſchen Wirtſchaft gegenüber der beſſeren Ausgeglichenheit in 
deutſchen Verhältniſſen. Damit in Verbindung ſtehen auch derart große 
Lohnſchwankungen zwiſchen den Jahreszeiten und, im Anſchluß an die 
wechſelnden Ernten, zwiſchen den einzelnen Jahrgängen, ſo daß die ver⸗ 
zeichneten Maximallöhne das Fünf⸗ und Sechsfache der Mindeſtſätze be⸗ 
tragen. Überſehen iſt dagegen die Arbeitsſcheu des Arbeiters. Zwar 
wettert der Verfaſſer gegen das Verhalten der Beſitzer und der Regierung 
gleich nach der Bauernbefreiung und die heute noch im Schwange ſtehenden 
indirekten Zwangsmethoden. Darüber aber, daß der durch die Leib⸗ 
eigenſchaft demoraliſierte Bauer, des Zwanges ledig, zunächſt überhaupt 
zur Arbeit keinen Antrieb mehr empfand, verliert Blank kein Wort. Denn 
ihm gilt a priori: was der Bauer tut, das iſt wohlgetan! Und doch 
erwähnt er einen charakteriſtiſchen Umſtand, daß nämlich die Löhne im 
Frühjahr meiſt abhängig ſind nicht etwa von der erwarteten, durch die 
neue Ernte bedingten Nachfrage, ſondern ... von der vorjabrigen 
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Ernte. Bedarf es deutlicheren Hinweiſes darauf, daß der Bauer ſich nicht 
aus ſeiner Hütte rührt, wenn nicht die Not ihn treibt? Auch aus der 
betonten Häufigkeit der Akkordarbeit meidet Blank, den wichtigſten Schluß 
zu ziehen: Daß ſie angeſichts der geringen Gewiſſenhaftigkeit der Arbeiter 
das einzige Mittel bildet, um einige Ausgiebigkeit der Leiſtung zu erzielen. 

Der Verfaſſer hat viele entlegene Winkel der ruſſiſchen Literatur 
abgegraſt, aber die Ausbeute nicht immer gut verdaut. Wo er mit Recht 
höchſt betrübliche Mißſtände und bedauerliche, widerwärtige Auswüchſe 
des Arbeitsverhältniſſes darlegt, würde er ohne die giftige Gehäſſigkeit 
ſeiner aufdringlichen Tendenz ſehr viel eindrucksvoller wirken. Wenn er 
ſich einleitend gegen eine Außerung unſeres geſchätzten und ſachverſtändigen 
Kaerger wendet, eine ländliche Arbeiterfrage exiſtiere im weſentlichen 
nur vom Standpunkte des Arbeitsgebers, und er einen ſolchen einſeitigen 
Klaſſenſtandpunkt abweiſt, fo iſt er ſelbſt in vielfachen Entgleiſungen 
gründlich ins Gegenteil abgeglitten. Im Schlußwort meint er, „aus⸗ 
führlich und unparteiiſch das geſamte Bild der Lage dargeſtellt zu haben“. 
Wenige Zeilen weiter ſpricht er aber wieder von den „altbewährten Aus⸗ 
beutungsmethoden“, zu denen die ruſſiſchen Gutsbeſitzer gegen „ihre weißen 
Sklaven greifen“, und glaubt, das Bild erinnere an das Leben der ehe⸗ 
maligen Negerſklaven der amerikaniſchen Südſtaaten, wie es die Beecher⸗ 
Stowe in „Onkel Toms Hütte“ rührſelig malte. Dieſe Verwandtſchaft 
mit dem Geiſt der Beecher⸗Stowe iſt, abgeſehen von der manchmal un⸗ 
leidlichen Form, gerade das Mißliche und Peinliche an einem wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Buch. 

Berlin E. Jenny 


Brukner, Bruno: Zucker und Zuckerrübe im Weltkrieg. 
Berlin 1916, Paul Parey. Gr. 8. VII u. 181 S. 3 Karten und 
2 bildl. Darſtellungen. Geh. 2,50 Mk., geb. 3,50 Mk. 


Der Verfaſſer iſt ein erfolgreicher Praktiker, Direktor einer großen 
Zuckerfabrik ſowie Mitglied des Direktoriums des Vereins der deutſchen 
Zuckerinduſtrie. Man konnte daher von ihm viel Neues, Aufklärendes 
bezüglich der hiſtoriſchen Entwicklung und der Stellung der deutſchen 
Zuckerinduſtrie im Weltkriege erwarten. Leider wird der unbefangene 
Leſer bei dem Durchleſen der Bruknerſchen Schrift nicht ganz auf ſeine 
Koſten kommen: all das, was uns der Verfaſſer über die hiſtoriſche Ent⸗ 
wicklung, die Bedeutung des Zuckerrübenbaues für die deutſche Land⸗ 
wirtſchaft ſagt, iſt längſt bekannt, eingehender und gründlicher dargeſtellt 
worden. Die Hauptabſicht des Verfaſſers iſt übrigens auch nur, wie er 
im Vorwort offen ausſpricht, eine Lanze pro domo zu brechen, die 
Zuckerintereſſenten gegen Vorurteile und Angriffe zu verteidigen. Er 
ſchildert uns die mühſame, anſtrengende Arbeit, die der Zuckerfabriks⸗ 
direktor hätte, wenn er wichtige Verbeſſerungen ergründen und durchführen 
wollte, wie man Stunden, Tage, halbe und ganze Nächte hätte genau 
beobachten und anordnen müſſen, um zum Beiſpiel die automatiſche 
Regelung des Abfluſſes der Zuckerſchnitzel aus den Kochgefäßen durch⸗ 
zuführen. 
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Das alles ift ſchon richtig, aber auch von feinem ernſtdenken den 
Nationalökonomen beſtritten, daß die deutſchen Techniker eine ungeheure 
Arbeit geleiſtet haben. Die erfolgreichen Fabrikdirektoren ſollten nur nicht 
vergeſſen, welche ungeheure Vorarbeiten erſt von deutſchen Wiſſenſchaftlern 
um Gottes Lohn geleiſtet werden mußte, welche Gedankenarbeit und 
Anſtrengung dazu gehörte, um die Bedingungen zu ſchaffen, die es den 
Praktikern erſt ermöglichten, durch Ausnutzung koſtenloſer Vorarbeit mit Hilfe 
hier und da anzubringender kleiner Verbeſſerungen einen ungeheuren 
materiellen Geſamteffekt zu erzielen, goldenen Lohn einzuheimſen. Der 
überlegene Hohn, mit dem der Verfaſſer die „Wortreichen und Überlauten“ 
abkanzelt, die an den großen Strom mit ihrer Schulweisheit herantreten und 
die „Sonne der Wahrheit“ zu verdunkeln drohen, hat wenig Berechtigung, 
wenn man aus dem Zuſammenhange erfährt, um welche „Überlauten“ 
es ſich handelt. Das ſind die „Zeitungsſchreiber“, die gegen die Erhöhung 
der Zuckerpreiſe für die Kampagne 1916—17 gegenüber den 1915—16 
geltenden Preiſen eingetreten find: S. 79—91 widmet Brukner der Be⸗ 
kämpfung dieſer „Narren“, wie er ſich geſchmackvoll ausdrückt, weil ſie 
ſo unerhörte Forderungen im Intereſſe der Konſumenten aufzuſtellen ge⸗ 
wagt haben. Insbeſondere wendet ſich Brukner gegen eine von Dr. Jacobs 
aufgeſtellte Tabelle über die Dividenden von 42 Zuckerfabriken 1913—14 
und 1914 —15 und erklärt, bei der von Dr. Jacobs nachgewieſenen Er⸗ 
höhung der Dividende im Kriegsjahr 1914—15 handle es ſich nur um 
ſechs reine Roh⸗Zuckerfabriken; die Dividenden der übrigen 300 hätten 
Jacobs noch gar nicht vorgelegen, er hätte daher voreilige Schlüſſe ge⸗ 
zogen. Nun, was ſeitdem veröffentlicht worden iſt, ſpricht nicht gerade 
gegen die Grundtheſe von Jacobs. 

Man wird dem Verfaſſer darin recht geben können, daß die Ein⸗ 
ſchränkung des Rübenbaues 1915 um ein Drittel zweckwidrig war, gegen 
die Einſchränkungsbeſtrebungen war aber bereits in dem Anfang 1915 
von Eltzbacher herausgegebenen Sammelwerk Stellung genommen worden, 
und zwar aus dem Grunde, weil die Rübe den Dünger beſſer ausnützt 
und auf gleicher Fläche mehr Nährwert hervorbringt als Getreide, was 
übrigens Brukner mit Genugtuung zitiert. Etwas unklar iſt die Stellung 
des Verfaſſers zur Zuckerausfuhrfrage: auf der einen Seite erkennt er 
notgedrungen das von der deutſchen Regierung nach Kriegsbeginn ge⸗ 
troffene Ausfuhrverbot an, auf der anderen aber bedauert er die Zucker⸗ 
fabriken, die auf ihren Vorräten ſitzen geblieben ſeien und Verluſte erlitten 
hätten; er verſucht aber nachzuweiſen, daß man England in bezug auf 
Zucker doch nicht aushungern könne, und verweiſt faſt mit Neid auf den 
— in der Tat hanebüchenen — Umſtand, daß Oſterreich bis Februar 1915 
die Zuckerausfuhr nach England via Italien geſtattete, erwähnt aber nicht, 
daß es dadurch die eigene Volksernährung aufs ſchwerſte ſchädigte. 

So wird man denn zuſammenfaſſend ſagen müſſen, daß die Schrift 
von Brukner eine mit großer Vorſicht aufzunehmende Intereſſentenſchrift 
iſt, die man geleſen haben muß, um die Gedankengänge dieſer Kreiſe zu 
kennen und zu ihnen Stellung nehmen zu können. In der Beziehung 
möchte ich dem Verfaſſer durchaus zuſtimmen, daß es von ſeiten der 
Regierung richtig geweſen wäre, nach Kriegsausbruch und Erlaß des 
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Zuckerausfuhrverbotes in die beſtehenden Verträge der Fabriken einzutreten 
und die Zuckervorräte zu übernehmen. Daran hat uns die bei den zu⸗ 
ſtändigen Inſtanzen herrſchende Mancheſterdoktrin gehindert. Nun, ant 
letzten Ende ſind ja die Zuckerfabriken nicht nur ihre alten Vorräte los 
geworden, ſondern wir erleben das für das größte Zuckerland der Erde 
geradezu beſchämende Schauſpiel der Zuckerknappheit und Zuckerno lt. 
Man hatte den Zucker drauf los an Schweine und Pferde verfüttert und 
zu allerletzt an die Menſchen gedacht. 
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5 Fres. 


Krakauers Arbeit zerfällt in zwei Teile. Der erſte iſt eine Kritik 
der bisherigen Tariftheorien, der zweite enthält die ausführliche Be⸗ 
gründung einer Reihe von Forderungen, welche er in bezug auf 
die Preisgeſtaltung für die Geſamtheit der Eiſenbahnleiſtungen und die 
Wahrung des öffentlichen Intereſſes bei der Bildung der einzelnen Tarife 
am Schluſſe ſeiner Arbeit aufſtellt. Ich ſtimme der Kritik in allen 
Punkten zu. Der Nachweis, daß es unmöglich ſei, die Koſten irgend⸗ 
eines Transportaktes richtig zu berechnen, und daß alle Methoden, welche 
zu dieſem Zwecke erſonnen ſind, nicht ins Schwarze treffen, iſt wohl 
gelungen und wird in Zukunft hoffentlich die Wiſſenſchaft davor 
bewahren, die Selbſtkoſten zum Maßſtabe der Giitertarife zu erheben. 
Auch die Unmöglichkeit, irgendwelche Koſtenbeſtandteile, etwa die „Mehr⸗ 
koſten einer Beförderungsleiſtung, welche durch Hinzukommen dieſer ſpe⸗ 
ziellen Leiſtung die Geſamtheit der Betriebsauslagen erhöhen“, praktiſch 
für den Tarifaufbau zu verwerten, wird treffend nachgewieſen. Dieſe 
Mehrkoſten ſind gegenüber den vorwiegend konſtanten Beſtandteilen des 
Eiſenbahnkapitals entweder ſo gering, daß ſie überhaupt nicht ins Ge⸗ 

Schmollers Jahr buch XL 3. 31 


482 Beſprechungen [1568 


wicht fallen, oder fie haben in einer Erweiterung des Anlage- 
kapitals ihre Urſache, und dann müſſen fie folgerichtig aud dem ge⸗ 
famten Verkehr angelaftet werden, dem fie zugute kommen. Der fo- 
genannten Werttheorie rückt Krakauer ebenfalls ſcharf zu Leibe. Er 
zeigt, von wie primitiven und irrigen Vorausſetzungen dieſe ſich leiten 
ließ. Nimmt man nämlich an, der Tarif müſſe ſich genau auf die 
zwiſchen zwei Orten beſtehende Preisdifferenz einſtellen, ſo verkennt man, 
daß die Warenpreiſe in ihrer Höhe von den Transportpreiſen abhängig 
find (und nicht umgekehrt), und überſieht ferner, daß kraft ihrer Monopol⸗ 
ſtellung die Eiſenbahn es häufig genug in der Hand hat, die Tarife 
nach Belieben feſtzuſetzen. Stellt man das Axiom auf, man ſolle dem 
Verkehr aufbürden, was er tragen könne („charge what the traffic will 
bear“), fo erhält man — bei Licht beſehen — nichts als eine blaffe 
Phraſe. Richtiger ſagte man übrigens wohl mit Edgeworth (Econ. 
Journ. vol. 23, S. 226), „man ſolle dem Verkehr nichts aufbürden, 
was er nicht tragen könne“: bei dieſer negativen Formulierung 
kommt die gegenſeitige Abhängigkeit zwiſchen den Eiſenbahnen 
und ihrem Verkehrsgebiet beſſer zum Ausdruck, wiewohl dieſe Abhängigkeit 
ſich durchaus nicht zu einer vollendeten Intereſſen harmonie audse 
wächſt, wie die ältere Theorie fälſchlich annahm. Wie dem übrigens auch 
ſei: es handelt ſich bei dem zitierten Satz immer um eine abgegriffene 
Phraſe, die dem komplizierten theoretiſchen Sachverhalt keineswegs 
Genüge tut. Sieht man noch dazu in dem Satze charge what the 
traffic will bear mehr als eine bloße Erklärungs möglichkeit, 
nämlich eine Forderung der Tarifpolitik, fo muß entgegen⸗ 
gehalten werden, dieſe Forderung werde durch jeden beſtehenden Tarif 
erfüllt, ſofern ihm nur die Eigenſchaft innewohne, Transporte an ſich zu 
ziehen. Krakauer erwarb ſich zweifellos ein Verdienſt, indem er die Hohl⸗ 
heit dieſes Satzes rückſichtslos aufdeckte. Das Einzige, was ich an ſeiner 
Kritik zu tadeln finde, iſt ihre Unvollſtändigkeit. Er überſieht, 
daß die ſogenannte Werttheorie noch eine Reihe anderer charakteriſtiſcher 
Formen angenommen hat, welche er unerwähnt läßt; er bleibt fern er 
die Erklärung dafür ſchuldig, weshalb in neuerer Zeit die Selbſtkoſten⸗ 
theorie ſo ſtark an Anſehen verloren hat. Ihre Unzulänglichkeit liegt 
in der rein mancheſterlichen Vorausſetzung, daß der Koſtenpreis 
auch ein gerechter Preis fein müſſe. Und gerade dieſen hat man 
von jeher zu verwirklichen geſucht. 

Ebenſo gelungen wie in Krakauers Schrift der kritiſche Teil iſt, ebenſo 
verfehlt tft meines Erachtens der poſitiv⸗ aufbauende. Krakauer geht von 
der in der deutſchen Eiſenbahnliteratur verbreiteten Anſicht aus, die Koſten 
der Verzinſung (nach Anſicht der Mehrzahl der Fachleute auch der Tilgung) 
des Anlagekapitals nebft den Betriebsausgaben ſeien die Unter 
grenze für die Einnahme aus dem Transportgeſchäft, nach der ſich die 
Tarife, was ihre Höhe angehe, zu richten hätten. Dieſe Anſicht iſt nach 
Krakauers Meinung inſofern grundfalſch, als nicht das Anlagekapital maß⸗ 
gebend ſei, ſondern der Anlagewert. Der Unterſchied zwiſchen dieſen 
beiden Begriffen ſpringt ſofort in die Augen. Das Anlagekapital gehört 
der Vergangenheit an, es umfaßt das geſamte Kapital, welches auf die 
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Herſtellung der Bahn und deren Ausrüſtung mit Betriebsmitteln ver⸗ 
wendet wurde und verzinſt werden muß; der Anlagewert hingegen iſt 
im weſentlichen eine Gegenwartsgröße. Läßt er ſich ermitteln? 
Krakauer bejaht dieſe Frage. Der Anlagewert umfaßt nach ihm zwei 
Beſtandteile: „1. den Wert des phyſiſchen Eiſenbahnbeſitzes und 2. die 
Bewertung aller jener (immateriellen) Tatſachen und Verhältniſſe, welche 
auf die Verdienſtmöglichkeit der Bahn von Einfluß ſind.“ „Wert des 
phyſiſchen Eiſenbahnbeſitzes“ — was darunter zu verſtehen ſei, iſt nicht 
ganz durchſichtig. Krakauer begreift darunter, wie einige Zeilen vorher 
verraten wird, die Reproduktionskoſten. Zu den unter 2 genannten 
„Verdienſtmöglichkeiten“ (earning capacity) rechnet er den „Wert des 
jeder Eiſenbahn eigentümlichen Monopols“, den „Wert der (oft unter 
bedeutenden Ausgaben erworbenen) Konzeſſion“ und die beſondere wirt⸗ 
ſchaftliche Struktur des von der Eiſenbahn bedienten Verkehrsgebiets. 
Außerdem hätte er noch nennen können: die guten oder ſchlechten Zukunfts⸗ 
ausſichten des Unternehmens, die Einwirkung der Geſetzgebung und die 
möglicherweiſe eintretende Konkurrenz von Schienen⸗ oder Waſſerwegen, 
die nicht einmal gebaut zu ſein brauchen, und anderes mehr. Fürwahr, 
die Feſtſtellung des Anlagewertes iſt keine leichte Aufgabe! Ganz mit 
Recht bezeichnet Ripley (Railroads, Finance and Organization 1915) 
einen Teil der Elemente einer derartigen Wertbeſtimmung als ,intang - 
ible elements“. Unwägbare Momente! Nach der Abſicht Krakauers 
nun ſoll die Abſchätzung des Anlagewerts nicht alle Jahre ſtattfinden, 
ſondern „in Zeitperioden von etwa fünf und ſelbſt zehn Jahren“. Ich 
glaube, daß unſer Wirtſchaftsleben die mit der jedesmaligen Abſchätzung 
verbundene Revolution in den Normal-, Spezial- und Ausnahmetarifen 
ſelbſt in Zeitabſtänden von fünf und zehn Jahren nicht ertragen könnte, 
abgeſehen davon, daß die Verwaltung durch die periodiſche Neuordnung 
der Tarife vor eine ganz unlösbare Aufgabe geſtellt wird. Wie ſollte 
endlich in Privatbahnländern das Kapital ſich noch dieſer Anlage zu⸗ 
wenden, da doch zufolge der Neuaufnahmen eine periodiſche Entwertung 
zu erwarten ſteht? Allein wir brauchen uns über dieſe von Krakauer 
weder klar noch konſequent erfaßten Folgeerſcheinungen nicht zu beunruhi⸗ 
gen, falls es ſich herausſtellt, daß die regelmäßige Abſchätzung des Anlage⸗ 
wertes ſchon aus äußeren Gründen, ganz abgeſehen von den erwähnten 
Schwierigkeiten, ein Ding der Unmöglichkeit iſt. 

Eine derartige regelmäßig wiederkehrende Abſchätzung verbietet ſich 
fhon wegen der ungeheuren Koſten, welche fie notwendig verurſacht. 
Krakauer beruft ſich, als Kronzeugen für die praktiſche Durchführbarkeit 
ſeiner Idee auf das Federal valuation law (Bundes⸗Abſchätzungsgeſetz) 
in den Vereinigten Staaten vom Jahre 1913. Über die Durchführung 
dieſes Geſetzes macht Ripley (a. a. O.) wertvolle Mitteilungen. Er erinnert 
daran, wie es unter anderem notwendig wurde, allen Rechts anſprüchen, 
Verträgen und Rechnungen nachzuforſchen, das geſamte Netz auf ſeine 
techniſche Beſchaffenheit hin zu prüfen und u. a. die komplizierte Größe 
der Gleis⸗Abnutzungskoſten zu überſchlagen. Die wahrſcheinlichen Koſten, 
die der Regierung erwachſen werden, veranſchlagt Ripley auf etwa 
200 Mill. Mk. Dabei ſind die Koſten, welche auf die Eiſenbahn⸗ 
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unternehmungen entfallen, noch nicht mitgerechnet. Und der Erfolg? 
Das Werk war unternommen, in der Abſicht, weitgehende Tarifermäßt- 
gungen zu rechtfertigen. Inzwiſchen haben während des Weltkrieges im 
Frühjahr 1915 die öſtlichen Bahnen die Gütertarife um 5 %, die weſt⸗ 
lichen im Herbſte desſelben Jahres die ihrigen um einen geringeren 
Prozentſatz erhöht (A. v. der Leyen, Die Eiſenbahnen der Vereinigten 
Staaten von Amerika im Jahre 1915, „Ztg. d. Ver. deutſch. Eiſenbahn⸗ 
verwalt.“, Jahrg. 1916, Nr. 14). Es erſcheint mehr als fraglich, ob 
in dieſem Zuſtand ſpäter eine Anderung eintreten wird. Bei der 
vorausſichtlichen Dauer der Abſchätzungsarbeit wird dieſe ſicher nicht 
die Grundlage für einen „gerechten Preis“ abgeben können, da ihre 
Refultate im Augenblick, wo fie gewonnen worden find, ſchon längſt 
antiquiert ſein dürften. 

über die Mühewaltung, welche mit der Feſtſtellung des Anlage⸗ 
wertes verknüpft iſt, gleitet Krakauer mit der Bemerkung hinweg: auch 
die alle zehn Jahre zum Zwecke der Veranlagung des Gebührenäquivalents 
— einer Vermögensſteuer — vorzunehmende Bewertung des geſamten 
Realbeſitzes der öſterreichiſchen Privatbahnen bereite dieſen umfangreiche 
und zeitraubende Arbeit! Gewiß — doch wer bürgt dafür, daß hierbei 
mit der genügenden Sorgfalt vorgegangen wird? Meiſel und Spiethoff 
ſchreiben allgemein über dieſe Steuer (Oſterreichs Finanzen und der Krieg): 
es gelänge den Steuerpflichtigen auch hier, „mit Hilfe der Bilanzierungs⸗ 
kunſt die Steuergrundlage herabzudrücken“. Wenn Krakauer wirklich 
wegen der aufzuwendenden Mühe unbedenklich iſt, ſo hätte er doch ſicher⸗ 
lich über die Erzielung unangreifbarer Ergebniſſe unter Mitwirkung ſtaat⸗ 
licher Organe etwas ſagen müſſen. Denn auf eine exakte Ermittlung 
des Anlagewertes kommt alles an, wenn ich Krakauers Beweisführung 
richtig verſtanden habe; ſoll doch die Verzinſung des Anlagewerts nebſt 
den Betriebsausgaben den Maßſtab für einen „gerechten Preis für die 
Geſamtheit von Eiſenbahnleiſtungen“ abgeben. 

Wiewohl Krakauer ausdrücklich bemerkt, daß ſich nur für die Ge⸗ 
ſamtheit der Eiſenbahnleiſtungen die Theorie eines gerechten 
Preiſes aufſtellen laſſe, ſo gibt er doch auch Mittel an, die Idee der 
Gerechtigkeit in jedem einzelnen Preiſe zum Ausdruck zu bringen. Es 
iſt deshalb merkwürdig, daß Krakauer auf das von den Bahnbenutzern den 
Eiſenbahnen gewährte Entgelt die Bezeichnung „Gebühr“ in keinem Falle 
angewendet wiſſen will. Denn im Grunde verſteht man unter einer Gebühr 
nichts anderes als einen gerechten (als gerecht empfundenen) Preis für 
eine ſtaatlich dargebotene Leiſtung. Seine Abneigung gegen dieſen 
Terminus erklärt ſich daraus, daß er den zu engen (übrigens keineswegs 
originellen) Gebührenbegriff Kaizls für den einzig richtigen hält und die 
andersartige Auslegung des Begriffs durch Neumann, Sax, Wagner und 
andere einfach ignoriert. 
| Als einzige Quelle für die Preisbeftimmung der einzelnen 
Eiſenbahnleiſtung läßt Krakauer die Erfahrung gelten. „Keine Theorie 
kann dafür Regeln aufſtellen, geſchweige denn ein Generalrezept dafür 
geben, wie in jedem einzelnen Falle zu tarifieren iſt ... Dies alles iit 
quaestio facti, eine Frage, die verſchieden nach Zeit und Ort, verſchieden 
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in jedem einzelnen Falle gelöſt wird und werden muß. Dieſe Löſung 
wird hauptſächlich auf der Erfahrung beruhen müſſen.“ Krakauer über⸗ 
ſieht hier, daß es überhaupt niemals die Aufgabe der Theorie ſein kann, 
„Regeln“ oder „Generalrezepte“ aufzuſtellen. Ihre Aufgabe den Güter⸗ 
tarifen gegenüber liegt vielmehr darin, die grundlegende Güterklaſſi⸗ 
fikation richtig zu deuten, die Einwirkung von Staat und Konkurrenz zu 
beſtimmen und generell zu begrenzen und endlich die wichtigen aus der 
Kapitalſtruktur ſich ergebenden Folgerungen abzuleiten. Indem Krakauer 
ſich eifrig bemüht, den gerechten Preis für Eiſenbahnleiſtungen auf⸗ 
zudecken, befindet er ſich in einem Irrtum über das Weſen der Theorie. 
Das Ziel theoretiſcher Forſchung darf, was das Tarifweſen angeht, 
nur darauf gerichtet ſein, die in den Tarifen zutage tretenden Preis⸗ 
beſtimmungsgründe rein ſachlich zu unterſuchen und auf die allgemeinen 
theoretiſchen Grundſätze zurückzuführen. 

Ich komme zum Schluß noch auf zwei Dinge zu ſprechen. Sie be⸗ 
treffen die Kontrolle der Staatsbahnen, welche nach Krakauer über 
die „Gerechtigkeit“ eines jeden einzelnen Bahnentgelts zu wachen hat. 
Krakauer behauptet mit ſtarken Worten, die Offentlichkeit der Tarife 
fet illuſoriſch. Er iſt zweifellos genau darüber unterrichtet, auf 
welchem Wege zum Beiſpiel in Deutſchland die Tarifpublizität 
hergeſtellt wird. Dagegen ſcheint ſein Tadel im Grunde auch nicht 
gerichtet zu ſein. Er behauptet letzten Endes nur, die Offentlichkeit bringe 
den Tarifen nicht genügend Intereſſe und Verſtändnis entgegen. 
Auch dieſer eingeſchränkte Vorwurf iſt irrig; jeder, den es angeht, iſt 
über die ſein Gewerbe betreffenden Tarife vollkommen unterrichtet. Un⸗ 
begründet iſt auch der Tadel, die Handelskammern widmeten ſich der 
Beobachtung der Vorgänge auf dem Tarifgebiete nicht in ausreichendem 
Maße. Zweifellos iſt das Maß der Anteilnahme der Handelskammern 
an der Tarifpolitik verſchieden. Das liegt in den Dingen ſelber be⸗ 
gründet. Wenn man ſich über die Tätigkeit der zumeiſt intereſſierten 
Handelskammern wie Siegen, Wetzlar, Eſſen, Dortmund, Saarbrücken, 
Bremen, Hamburg uſw. unterrichten will, fo genügt ein Blick in die Drud- 
ſachen des preußiſchen Landeseiſenbahnrates. Endlich meint Krakauer 
noch, über der Verwaltung der Staatsbahnen müſſe die Tarifhoheit 
des Staates aufgerichtet werden. Er denkt anſcheinend daran, die 
Eiſenbahnbeiräte, welche nur eine beratende Stimme haben, mit 
größeren Vollmachten auszuſtatten. Ich halte dieſe Löſung ſchon wegen 
des notwendig eintretenden Konflikts mit der Volksvertretung für gänz⸗ 
lich unmöglich. Von allen kontinentalen Eiſenbahnbeiräten beſitzt be⸗ 
zeichnenderweiſe nur der ruſſiſche die Tarifhoheit („Durchſicht und 
Beſtätigung aller Tarife“), und dieſer wurde zu einer Zeit eingeſetzt, als 
es in Rußland noch gar keine Volksvertretung gab. Der Hinweis Krakauers 
auf das amerikaniſche Bundesverkehrsamt wirkt wegen der jenſeits des 
Ozeans ganz anders ausgeſtalteten öffentlich⸗ rechtlichen Verhältniſſe nicht 
überzeugend. — 

„Wir verſtehen unter Tarifpolitik die Geſamtheit der Maßnahmen, 
durch die eine Eiſenbahnverwaltung vermittelſt zweckentſprechender Ge⸗ 
ſtaltung der Transportbedingungen unmittelbar die Verkehrsbewegung, 
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mittelbar die wirtſchaftlichen Verhältniſſe zu beeinfluffen ſucht.“ Das 
iſt der Leitſatz des an zweiter Stelle zu beſprechenden Buches von 
C. A. Roſenthal. Mit Recht hat die bisherige Kritik an dieſem Punkte 
eingehakt. Es iſt allerdings nicht zu bezweifeln, daß es bei den Staats⸗ 
bahnen auch eine Aufgabe der Tarifpolitik iſt, Wirtſchaftspolitik zu 
treiben, die wirtſchaftlichen Verhältniſſe zu beeinfluſſen; ſchon das Vor⸗ 
handenſein der wirtſchaftlichen Beiräte legt hiervon Zeugnis ab. Allein 
die durch die Tarifpolitik vermittelte Beeinfluſſung des Wirtſchaftslebens 
trägt einen eigenen Charakter. Sie bewegt ſich im allgemeinen innerhalb 
des Rahmens der ſtaatlichen Wirtſchaftspolitik; wenn ſie den 
Abſatz inländiſcher Erzeugniſſe gegenüber fremder Konkurrenz fördert und 
den Handel der deutſchen Handelsplätze unterſtützt, ſo folgt ſie hierin 
nur der heutigen deutſchen Handelspolitik. Wiewohl die Ausgeſtaltung 
der Handels⸗ und Tarifpolitik keineswegs in allen Punkten mit⸗ 
einander übereinſtimmt, ſo wird man doch den allgemeinen Satz vertreten 
können: Die Tarifpolitik in ihrer Beeinfluſſung des wirtſchaftlichen 
Lebens iſt nicht frei ſchöpferiſch, ſondern abhängig und bedingt durch die 
Ideen und Grundſätze, welche in der äußeren und inneren Wirtſchafts⸗ 
politik eines Staates feſte Form angenommen haben, deren Reflex ſie 
darſtellt. Hiermit iſt die eine Grenze der Tarifpolitik in der Beeinfluſſung 
des wirtſchaftlichen Lebens angedeutet. Doch die Eiſenbahn iſt nicht 
bloß Trägerin wirtſchaftspolitiſcher Zwecke, ſondern ebenſoſehr eine wirt⸗ 
ſchaftliche Unternehmung. Und hier liegt die andere Grenze, welche 
einer rein wirtſchaſtspolitiſch orientierten Tarifpolitik hindernd im Wege 
ſteht. Roſenthal bemerkt am Schluſſe feines Buches: „Es tritt ... erneut 
die Tatſache hervor, die eine Unterſuchung der Gütertarifpolitik nicht aus 
dem Auge verlieren darf, daß den Eiſenbahntarifen ... eine wirtſchaft⸗ 
liche Gegenleiſtung zugrunde liegt, welche die Willkür in der Preisfeſt⸗ 
ſetzung in gewiſſe Schranken bannt“ (S. 264). In dieſen Worten 
liegt eine richtige Erkenntnis. Die Gütertarife ſind nicht bloß Mittel 
der Wirtſchaftspolitik, ſondern ebenſowohl Preiſe. 

Es iſt bei alledem außer Zweifel, daß durch die Tarifpolitik eine 
pofitive Beeinfluſſung des Wirtſchaftslebens nicht bloß erſtrebt, ſondern 
tatſächlich auch erreicht wird. Welcher Mittel der Tariftechnik bedient 
ſich die Tarifpolitik, um beſtimmte Wirkungen zu erzielen? Der Löſung 
dieſer Frage ijt der meines Erachtens wichtigſte Teil des trefflichen Rofen- 
thalſchen Buches gewidmet (S. 94 — 206). Schon indem die Eiſenbahn 
ein allgemeines Tarifſchema aufſtellt, ſchafft fie Vorausſetzungen. 
welche vorhanden ſein müſſen, damit dieſer oder jener Tarifſatz zur An⸗ 
wendung gelangt. Der deutſche Normaltarif zum Beiſpiel enthält ver: 
ſchiedene Sätze für „Eilgut“ und „gewöhnliches Frachtgut“, für „Stück 
gut“ und „Wagenladungen“ und macht bei den Ladungsgütern die Höhe 
des anzuwendenden Frachtſatzes wiederum unmittelbar abhängig von der 
gleichzeitig aufgelieferten Güter menge. Schon der techniſche Aufbau 
des Normaltarifs befördert den Maſſen transport. Die weitgehende 
Differenzierung in den Frachtſätzen läßt ſich ſowohl von der beſonderen 
Art der Transportleiſtung wie auch von einer Reihe von „wirtſchaftlichen 
Tatſachen“ ableiten. Die Vielheit der hier denkbaren Momente findet ihren 


1573] Beſprechungen 487 


Ausdruck in den Ausnahmetarifen. Roſenthal hat in die Be⸗ 
dingungen, unter welchen Transportpreisermäßigungen (Ausnahmetarife) 
gewährt werden, zunächſt ſyſtematiſche Ordnung zu bringen geſucht. Was 
feine Terminologie angeht, fo verſteht er, in Übereinftimmung mit der herrſchen⸗ 
den Lehre, unter einem Ausnahmetarif eine Transportpreisermäßigung 
mit „örtlicher Gebundenheit“; er fügt dieſer Definition ergänzend hinzu, 
daß es auch Ausnahmetarife mit der geographiſchen Ausdehnung des 
Normaltarifs gebe, die übrigens letzten Endes doch wohl wegen der eigen⸗ 
tümlichen Rechtsnatur unſeres Normaltarifs bisher in dieſen ſelber nicht 
aufgenommen worden find. Er gibt eine richtige Einteilung der Ausnahme⸗ 
tarife, wobei er an die verſchiedenen Möglichkeiten örtlicher und zeitlicher 
Gebundenheit anknüpft. Ganz mit Recht zieht Roſenthal ferner eine ſcharfe 
Trennungslinie, durch welche er den Begriff des Ausnahmetarifs von 
dem des Differentialtarifs abſondert. Die Definition des Differentials 
tarifs war die crux vera der Enqueten der ſiebziger Jahre. Was hat 
man nicht alles unter einem Differentialtarif verſtehen wollen! Und doch 
iſt die Sache einfach, wenn man als das Merkmal eines Differential⸗ 
tarifs nur „die Tatſache der Berechnung verſchiedener Frachtſätze 
für gleiche Mengen desſelben Gutes in der gleichen Verkehrsbeziehung“ 
(S. 136) gelten läßt. Nur ein auf dieſer Baſis erſtellter Tarif hat 
Anſpruch auf die Bezeichnung Differentialtarif; jede weitere Ausdehnung 
des Begriffs führt ins Uferloſe. 

Die Anwendungsbedingungen, welche den Zweck des 
Ausnahmetarifs charakteriſieren und gleichzeitig ſicherſtellen, find ſehr 
komplizierter Natur. Roſenthal unterſcheidet Anwendungsbedingungen 
transporttechniſcher, geographiſcher und techniſch⸗wirtſchaftlicher Art. Am 
intereſſanteſten ſind die letztgenannten. Denn es handelt ſich bei dieſen 
nicht um ſolche Bedingungen, die in direkter Beziehung zum Be⸗ 
förderungsgeſchäft ſelber ſtehen (Ausnutzung des Laderaums, Nach⸗ 
weis der Ausfuhr, An⸗ und Abfuhrklauſel uſw.), ſondern der ermäßigte 
Transportſatz wird an techniſch⸗wirtſchaftliche Vorausſetzungen 
geknüpft, wie das Herſtellungs verfahren und den Verwendungs⸗ 
zweck des Gutes. Mit derartigen Ausnahmetarifen verfolgt die Eiſen⸗ 
bahn — unter geſchickter Wahrung des eigenen Intereſſes — ledig⸗ 
lich wirtſchaftspolitiſche Ziele, wobei ſie durch umſtändliche, 
in der Praxis nicht immer erfolgreiche, Kontrollvorſchriften den jeweiligen 
Zweck des Tarifs ſicherzuſtellen ſucht. Die ausführliche Darſtellung dieſer 
Art von Anwendungsbedingungen ſowie des dazugehörigen Kontroll- 
apparates iſt beſonders verdienſtlich. 

Ich möchte eine grundſätzliche Frage nicht unerwähnt laſſen. Roſen⸗ 
thal führt ganz allgemein die Abſtufung in den Transportpreiſen 
zurück 1. auf den Weg, die Entfernung, 2. auf die Anzahl, die Menge (der 
zu befördernden Güter), 3. auf transporttechniſche Tatſachen und 4. auf 
wirtſchaftliche Tatſachen (S. 95 f.). Für die Zwecke des vorliegenden Buches 
konnte dieſe Einteilung vielleicht genügen, vomtheoretiſchen Standpunkt 
aus iſt ſie nicht genügend. Denn es werden hier Momente miteinander auf 
eine Linie geſtellt, die ſchlechterdings nicht einander gleichzuſtellen ſind. Man 
vergegenwärtige ſich doch bloß, daß Weg und Menge zu jedem Transport⸗ 
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preis in einem beſtimmten Verhältnis ſtehen, indem fie den für die Ge- 
wichts⸗ und Entfernungs einheit erſtellten Einheitsſatz vervielfäl⸗ 
tigen. Es handelt ſich hier um die allgemeinſten Grundſätze 
der Tarifgeſtaltung. Wirtſchaftliche Tatſachen hingegen (das Her⸗ 
ſtellungsverfahren oder der Verwendungszweck eines Gutes) begründen 
nur für eine relativ geringe Zahl von Transportgütern ihre tarifariſche 
Stellung innerhalb des Syſtems; ſie wirken zudem nicht direkt auf die 
Höhe des Transportpreiſes ein (wie Entfernung und Menge), ſondern 
geben bloß das Motiv ab zur Einführung eines Aus nahmetarifs. 
Im erſten Falle entſteht der Transportpreis ganz natürlich auf den Grund⸗ 
lagen der Koſten, im zweiten iſt er ein künſtliches Geſchöpf der Wirt⸗ 
ſchaftspolitik. 

Der reiche Inhalt des Werkes wurde durch unſere kritiſchen Be⸗ 
trachtungen noch nicht erſchöpft. Im zweiten und dritten Kapitel gibt 
Roſenthal Ausführungen über die „rechtlichen Grundlagen der Tarifpolitik“ 
und über die „Organe der Tarifpolitik“, aus denen ich die hiſtoriſchen 
Bemerkungen über die Tarifklauſel in den Handelsverträgen als beſonders 
gelungen hervorhebe. Der Abſchnitt über die Stellung Bismarcks in 
Eiſenbahn⸗ und Tariffragen, namentlich über ſeine Beſtrebungen, ein 
Tarifgeſetz zu errichten, dürfte inzwiſchen durch die urkundliche Darſtellung 
A. v. der Leyens über die Eiſenbahnpolitik des Fürſten Bismarck über⸗ 
holt ſein. | 

Eine Stelle des Roſenthalſchen Buches zeigt übrigens, welche Stelle 
Krakauers Kritik in der Tariflehre einzunehmen berufen iſt. Seine Dar⸗ 
ſtellung des „Schlicktarifs“ ſchließt Roſenthal mit der Bemerkung ab, 
daß alle Transporte nach Möglichkeit ihren Anteil an den Generalko ſten 
übernehmen ſollten, „während ſich die Eiſenbahn bei ſolchen Transporten, 
welche anderenfalls überhaupt unterbleiben müßten, mit den Mehrko ſten 
begnügen könne“ (S. 219). Über die Mehrkoſten als tarifbildenden 
Faktor vergleiche man nun Krakauer (a. a. O. S. 15 ff.)! 

Es iſt in gewiſſem Sinne ſchade, daß Philippovich auch in der 
letzten Auflage ſeines „Grundriſſes“ (II, 2) an der Schrift Krakauers, 
ohne Notiz von ihr zu nehmen, vorbeigegangen iſt. Es wäre intereſſant 
geweſen, wenn er ſich mit deſſen Ausführungen über den „gerechten Preis“ 
kurz auseinandergeſetzt hätte. In ihren Anſichten über die Selbſtkoſten 
ſcheinen beide Autoren nicht ſtark voneinander abzuweichen. Philippovich 
vermeidet es wenigſtens, aus der Koſtenanalyſe alle denkbaren Folgen zu 
ziehen; er deutet ſie bloß an. Nur auf die (von Krakauer in ihren 
Folgewirkungen vernachläſſigte) Tatſache der Unveränderlichkeit des 
größeren Teils der Koſten bei jeder Verkehrsdichte legt er mit 
Recht großes Gewicht. | 

Nicht einverſtanden bin ich mit Philippovichs Ausführungen über 
Differentialtarife. Nach Philippovich umſchließt der Differential⸗ 
tarif zwei Fälle, „den, daß der Beförderungspreis über eine größere 
Strecke einen geringeren Einheitsſatz gibt, als für die Beförderung über 
eine kürzere Strecke gefordert wird, und den, daß für die Beförderung 
über dieſelbe Strecke verſchiedene Sätze gefordert werden, je nach 
der Richtung, in welcher der Transport erfolgt“. Ich laſſe weder 
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den erſten noch den zweiten Fall gelten. Im erſten Fall iſt nur 
eine relativ, keine abſolut differentielle Tarifgeſtaltung vorhanden. 
Spricht man aber im zweiten Falle von Differentialtarifen, ſo muß 
man nicht nur die ſeit 1890 beſonders häufigen Aus fuhrtarife 
Differentialtarife nennen, ſondern ebenſo alle Tarife, die nur von den 
Erzeugungsſtellen eines Gutes gelten, oder die bloß nach den Ver⸗ 
brauchsſtätten eines Roh⸗ oder Hilfsſtoffes in Anwendung gebracht 
werden. Roſenthal bezeichnet dieſe Tarife als „einſeitig allgemeine Tarife“. 
Sie nehmen bereits ihrer Anzahl nach etwa die Hälfte aller Tarife ein, 
ihre Bedeutung für den Verkehr iſt weit größer. Wo liegt in ihnen 
allgemein das ſpezifiſche Moment einer Benachteiligung, das not⸗ 
wendig mit dem Begriff des Differentialtarifs verbunden iſt? Wenn es 
für „friſche Seefiſche“ zum Beiſpiel von den Häfen aus einen Ausnahme⸗ 
tarif gibt, ſo hat dies einen guten Sinn; warum ſollte man dieſen Tarif 
auf die umgekehrte Richtung ausdehnen, da doch niemand auf den Einfall 
kommen wird, das angegebene Gut in der umgekehrten Richtung zu ver⸗ 
ſenden? Ich glaube, daß ſich die zitierte Definition des Differentialtarifs 
ſowohl durch logiſche wie auch durch hiſtoriſche Gründe ſtützen läßt; 
ſollte Philippovich anderer Meinung ſein, ſo muß er jedenfalls die Scheidung 
von Differential⸗ und Ausnahmetarif aufgeben, an welcher er feſthält. 
Bei ſeiner verallgemeinernden Begriffsbeſtimmung des Differentialtarifs 
hat ſie keine innere Berechtigung mehr. 

Die Erörterungen über den Diſtanztarif (beſſer „freien“ Tarif, 

da der Ausdruck Diſtanztarif auch in einem anderen Sinne gebraucht 
wird, zum Beiſpiel von Wagner) ſind doch wohl — auch im Rahmen 
eines Grundriſſes — zu knapp ausgefallen. Ich kann an dieſer Stelle 
hierauf nicht näher eingehen, verweiſe jedoch auf den einſchlägigen Ab⸗ 
ſchnitt in Roſenthals Buch (S. 219 ff.), der mir gut gelungen zu ſein 
ſcheint. 
i Gemäß ſeiner Definition des Differentialtarif3 rechnet Philippovich 
auch den Staffeltarif in dieſe Kategorie. Er greift hiermit auf 
ältere Anſchauungen zurück, die ich für überwunden halte. Gemäß der 
Roſenthalſchen Begriffsbeſtimmung iſt die moderne Art des Staffel⸗ 
tarifs mit „angeſtoßener“ Staffel jedenfalls kein Differentialtarif, da 
bei dieſem Verfahren der Frachtſatz zwar nicht im Verhältnis zur 
zurückgelegten Entfernung, immer aber mit der Entfernung anwächſt. Und 
nur auf den Frachtſatz kommt es in der Praxis an. 

Dieſe Ausſtellungen betreffen nur Einzelheiten. Es iſt wohl kaum 
nötig, zu verſichern, daß ſie den Wert des Grundriſſes nicht berühren. 
Über den originellen Aufbau des ganzen Werkes, die knappe, allſeitige 
und umſichtig wägende Behandlung der einzelnen Probleme iſt längſt ſchon 
das Notwendige geſagt worden. Alle dieſe Vorzüge ſpiegeln ſich deutlich 
in der Darſtellung der „Organiſation und Politik der Verkehrsanſtalten“ 
(5. Aufl. S. 1—127) wider (vgl. z. B. den vortrefflichen Paragraphen 
über die „Großſchiffahrtsunternehmung“); will man ſie recht genießen, ſo 
halte man etwa zum Vergleich das bekannte Kompendium van der Borghts 
daneben! Sachlich ſei noch angemerkt, daß der hier vorliegende Teil des 
Grundriſſes außerdem noch die „Organiſation und Politik des Binnen⸗ 
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handels“ und die „Einkommenspolitik“ enthält; während in die vierte Auf- 
lage ein reiches neues Tatſachenmaterial eingebaut wurde, weiſt die fünfte 
Auflage der vorhergehenden gegenüber keine tiefer greifende Verände⸗ 
rung auf. — 

Die beiden Franzoſen B. Nogaro und W. Oualid geben eine elegante 
Darſtellung von der Entwicklung des Handels, des Kreditweſens und des 
Verkehrs während der letzten hundertfünfzig Jahre. Die zuverläſſige 
Arbeit macht auf wiſſenſchaftliche Originalität keinen Anſpruch. Sie 
dient der Einführung. In einer wiſſenſchaftlichen Zeitſchrift näher darauf 
einzugehen, liegt wohl kein Anlaß vor. 

Leipzig E. von Beckerath 
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Der Verfaſſer der erſtgenannten Monographie hat feine Aufgabe auf 
eine kompilatoriſche Materialſammlung zur Finanzgefchichte Kaliforniens 
beſchränkt. Er lehnt es ausdrücklich ab, an dem geltenden Finanzſyſtem 
Kritit zu üben, und begründet ſeine etwas befremdliche Zurückhaltung 
damit, daß ſich das Steuerſyſtem Kaliforniens in einem Übergangsſtadium 
befinde. Seine Arbeit hat dadurch einen vorwiegend ſtatiſtiſchen Charakter 
erhalten. Die Grundlage der Darſtellung bieten die Rechnungsabſchlüſſe 
des Staatshaushaltes. Die Finanzwirtſchaft Kaliforniens wird danach 
in fünf Perioden eingeteilt. Die erſte beginnt mit der Angliederung 
Kaliforniens an die Union und reicht bis zum Ausbruch des Bürgerkrieges. 
Die zweite Finanzperiode umfaßt die Zeit von 1860 - 1872, dem Jahre, 
in welchem eine Geſamtreviſion und Kodifikation des kaliforniſchen Staats⸗ 
und Privatrechtes erfolgte. Die dritte ſchließt mit dem Jahre 1880, 
dem Zeitpunkt des Inkrafttretens der Verfaſſung von 1879; die vierte 
umfaßt 15 Jahre — von 1880—1895 — des Kampfes des Fiskus 
mit den internationalen Eiſenbahngeſellſchaften, und die fünfte reicht bis 
zum Jahre 1910, dem Zeitpunkt der Einführung eines neuen Steuer⸗ 
ſyſtems. 

Während dieſer ſechs Jahrzehnte iſt die allgemeine Vermögensſteuer 
die Haupteinnahmequelle des Staates geweſen. Die Entwicklung der 
Steuereinnahmen dreht ſich in erſter Linie um dieſe Steuer. Alle Steuern, 
die ihr zur Seite getreten ſind, waren finanziell nicht ſehr bedeutend. 
Auch die Steuerreformverſuche der letzten Jahre, die mit einer Verfaſſungs⸗ 
änderung im Jahre 1910 ihren Abſchluß fanden, drehen ſich um die 
Um⸗ und Ausgeſtaltung der Vermögensſteuer bzw. deren Ergänzung. Die 
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Finanzverwaltung Kaliforniens hat mit der Vermögensſteuer dieſelben 
Erfahrungen gemacht wie alle anderen Staaten der Union: Ungleichheit 
in der Veranlagung, Unverhältnismäßigkeit in der Belaſtung der ver⸗ 
ſchiedenen Steuerquellen, Überlaſtung des Immobiliarbeſitzes und un⸗ 
genügende Erfaſſung des Mobiliarvermögens ſowie Begünſtigung der Städte, 
des Handels und der Induſtrie zum Nachteil des Landes und der Land⸗ 
wirtſchaft. Das wie bei allen Objektſteuern (und die kaliforniſche Ver⸗ 
mögensſteuer hat längſt objektſteuerartigen Charakter gewonnen) unlösbare 
Problem der verhältnismäßigen Belaſtung der verſchiedenen Steuerquellen 
hat die jüngſte kaliforniſche Steuerreform durch eine Abſtufung der Steuer⸗ 
ſätze für die verſchiedenen Unternehmungsformen zu bewältigen verſucht. 
Bemeſſungsgrundlage iſt hierbei teils der Rohertrag, teils das inveſtierte 
Kapital, teils der Wert der Vermögensrechte. Das bedeutet für einen 
Teil der Steuerobjekte den Übergang von der Objektbeſteuerung zu der 
Ertragsbeſteuerung. Es wiederholt ſich der gleiche Zerſetzungs⸗ und Um⸗ 
wandlungsprozeß, den das ſüddeutſche Steuerweſen, beſonders das württem⸗ 
bergiſche, ſchon im 18. Jahrhundert durchgemacht hat. 

Der letzte Teil der Monographie gibt eine Reihe von Überſichten 
über die Ausgaben der verſchiedenen ſtaatlichen Verwaltungszweige. Die 
begleitenden kargen Ausführungen verſtärken den farbloſen Charakter des 
ganzen Werkes, das an jeder Stelle ein Eingehen auf das Weſentliche 
grundſätzlich vermeidet und aller hiſtoriſchen oder finanzpolitiſchen Geſichts⸗ 
punkte für die Darſtellung und Beurteilung der Verhältniſſe ermangelt. 
Die Schrift verdient nur als Materialſammlung Beachtung. 

Ein wertvollerer Verſuch, die Finanzgeſchichte eines Unionſtaates zu 
ſchreiben, als ihn Fankhauſer bietet, liegt in Don C. Sowers „Financial 
history of New York State“ vor. Sie ſetzt ſich die gleiche Aufgabe 
wie die Monographie Fankhauſers, geht aber darüber hinaus auch den 
Zuſammenhängen zwiſchen Politik und Finanzen, wirtſchaftlicher und 
finanzieller Entwicklung nach und verzichtet keineswegs auf grundſätzliche 
Kritik. Die Darſtellung knüpft an die drei Fragen der Mittelbeſchaffung, 
der Mittelverwendung und der Fondsverwaltung an. Eine knappe Schilde⸗ 
rung der Wirtſchaftsgeſchichte des Staates New Pork bildet die Grund⸗ 
lage. Der Zeitpunkt, den die Monographie umfaßt, bedeutet für New 
York den Übergang von einem dünnbeſiedelten Agrargebiet faſt kolonialen 
Charakters zu einem dichtbevölkerten hochkapitaliſtiſchen Induſtrie⸗ und 
Handelsſtaat. Aus der dieſem Entwicklungsgang zugrunde liegenden Um⸗ 
bildung der ökonomiſchen und politiſchen Zuſtände ergaben ſich mit Not⸗ 
wendigkeit eine Reihe von wirtſchafts⸗ und finanzpolitiſchen Aufgaben, 
die jedoch keineswegs allein für New Pork, ſondern auch für eine Reihe 
anderer Unionſtaaten typiſch ſind. Die Darſtellung dieſer Veränderungen 
und Umgeſtaltungen und der in ihrem Verlauf gelöſten oder auch un⸗ 
gelöſt gebliebenen Finanzprobleme reicht darum über die Bedeutung einer 
bloßen Lokalgeſchichte hinaus. 

Die Grundlinien der öffentlichen Finanzgebarung New Porks zeichnet 
die Verfaſſung von 1777 vor mit ihren Anderungen von 1821, 1846 
und 1894. Beſonders die Verfaſſung von 1894 hat ſowohl der Finanz⸗ 
gewalt der Verwaltung wie der geſetzgebenden Faktoren durch weitgehende 
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Komptabilitätsbeſtimmungen ſehr enge Schranken gezogen. Das gilt 
namentlich hinſichtlich der Vermögens verwaltung und des öffentlichen 
Schuldenweſens. Die allgemeinen Grundſätze der Schuldenverwaltung 
der New Yorker Konſtitution von 1894 können auch anderen Staaten 
als Vorbild dienen, wenn ſie auch den beſonderen politiſchen Verhältniſſen 
dieſes Staates oder beſſer vielleicht den damit in Zuſammenhang ſtehenden 
Mißſtänden der Verwaltung ihre Entſtehung verdanken. 

Das Hauptintereſſe beanſprucht wie in jeder modernen Finanzwirt⸗ 
ſchaft ſo auch hier die Steuerpolitik. Unter den Staats⸗ und Gemeinde⸗ 
einkünften erlangen in New Pork die Steuern erſt in der zweiten Hälfte 
des behandelten Zeitraums größere Bedeutung. Bis dahin ſtellten die 
Einnahmen aus dem Landverkauf die Hauptfinanzquelle zur Deckung des 
öffentlichen Bedarfs. Die General Property Tax, die auch in New York 
ungeachtet zeitweiliger Nichtbeanſpruchung das Hauptglied des Steuer⸗ 
ſyſtems iſt, reicht in ihren Anfängen freilich wenigſtens bis zum Beginn 
des 18. Jahrhunderts zurück. Einer deutſchen Diſſertationsſchrift, die 
auch Sowers benutzt, verdanken wir die Kenntnis über die Anfänge der 
Vermögensbeſteuerung in New Pork . Aber als regelmäßige Abgabe kam 
die Vermögensſteuer erſt ſeit dem Jahre 1842 zur Erhebung. Wie immer 
in der älteren Steuergeſchichte, fo fehlt auch der New Yorker Vermögens⸗ 
ſteuer der einheitliche Steuerbegriff. Seit 1823 ſollte als Veranlagungs⸗ 
grundlage für das unbewegliche Vermögen derjenige Wert gewählt werden, 
zu dem das Vermögen bei Bezahlung einer rechtmäßigen Schuld an einen 
ſolventen Gläubiger veranſchlagt werden würde. An dieſem Steuerbegriff, 
der ſich auch in anderen amerikaniſchen Steuergeſetzen findet, iſt ſeither 
formell feſtgehalten worden. Jedoch läßt ſich nicht erſehen, inwieweit 
wirklich bei der Vermögenseinſchätzung individuelle Bewertungen ſtatt⸗ 
finden oder einfach feſte Durchſchnittsſätze zugrunde gelegt 3 Für 
das bewegliche Vermögen iſt man in New Pork zu einem feſten Steuer⸗ 
begriff anſcheinend überhaupt nicht gelangt. Die Darſtellung Sowers 
verſagt leider in dieſen beiden für die Beurteilung der Steuerpolitik ent. 
ſcheidenden Punkten. 

Ebenſowenig wie zu einem ſcharf umgrenzten Vermögensſteuerbegriff 
iſt man in New Pork — im Gegenſatz zu anderen Unionsſtaaten — zur 
Ausbildung von Erſatz⸗ oder Ergänzungsſteuern (poll tax, faculty tax) 
gekommen. Mehr noch als anderwärts iſt infolgedeſſen die Vermõgens⸗ 
ſteuer eine vorwiegende Beſteuerung des visible property geworden. 
Schon 1862 beſchäftigte ſich ein Komitee der Legislative mit der Reform 
des Einſchätzungsverfahrens, wobei feſtgeſtellt wurde, daß mehr als drei 
Viertel des Steuerertrags aus unbeweglichem Vermögen floſſen. Dieſer 
und alle folgenden Verſuche, das Mobiliarvermögen auch nur einiger⸗ 
maßen im Verhältnis zur Belaſtung des Grundvermögens zu erfaſſen, 
waren vergebens. 1869 betrug das Steueraufkommen aus „real estate“ 

78 % , aus „personal property“ 22 ; 1879 hingegen ſtellten ſich 
trotz der in diefem Jahrzehnt erfolgten notoriſch ſehr erheblichen Zunahme 


— — —e— 


8. C. Schwab, Die Entwicklung der Vermögensſteuer im Staate 
New Pork. Staatswäſſenſchaftliche Studien, Jena 1890. 
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des Mobiliarvermögens die bezüglichen Quoten auf 88 und 12%. Da 
auf dieſem Wege nicht weiter zu kommen war, der Staatsbedarf aber 
große Einnahmeerſchließungen verlangte, wurde in der Folgezeit zu einer 
Reform der Steuergeſetzgebung geſchritten. Hierbei wurde jedoch auf eine 
Umgeſtaltung der Vermögensſteuer verzichtet. Man überließ ſie ihrem 
Erſtarrungsprozeß, der fie zu einer halben Reallaſt des unbeweglichen 
Beſitzes machte und verſuchte zugleich durch Spezialſteuern den beweg⸗ 
lichen Beſitz zu erfaſſen. An erſter Stelle diente dieſem Zwecke die Ein⸗ 
führung einer Geſellſchaftsſteuer (corporation tax), die, wiederholt ſchärfer 
angezogen, erhebliche Einnahmen brachte. Ferner ſind zu nennen die 
Erbſchafts⸗, Hypotheken⸗, Börſen⸗, Verſicherungsſteuern u. a. m. Und 
daneben als große Verbrauchsſteuer mit bedeutenden Erträgen die liquor 
tax. Dieſe Steuerquellen waren fo ergiebig, daß von 1902 — 1910 auf 
die Erhebung jeglicher Vermögensſteuer ſür Staatszwecke verzichtet werden 
konnte. Damit war zugleich einer wünſchenswerten Neuordnung des 
Geſamtſteuerſyſtems der Weg geebnet, das iſt der Trennung der Staats⸗ 
und Gemeindefinanzen und der Begründung der letzteren auf die für 
Kommunalkörperſchaften mehr als für den Staat geeigneten Vermögens⸗ 
ſteuer. Hier begegnet uns ein der neueren Steuergeſchichte aller Staaten 
eigentümliches Finanzproblem, das, obwohl in einer übereinſtimmenden 
wirtſchaftlichen und politiſchen Entwicklung wurzelnd, je nach dem 
herrſchenden Steuerſyſtem verſchiedene Löſungsverſuche erheiſcht. Die Löſung 
ift auch in New Pork noch nicht oder nur vorübergehend gefunden worden. 
Denn nur ſeinem unaufhaltſamen wirtſchaftlichen Aufſchwung verdankt 
es dieſer Staat, daß die Ungleichmäßigkeit und Unverhältnismäßigkeit 
ſeines Steuerſyſtems bisher nicht fühlbarer geworden iſt. Sowers über⸗ 
ſieht das vollſtändig. Für finanzielle Aufgaben und Probleme wie die 
angedeuteten, die freilich die Union auch nicht in dem Maße wie der 
europäiſche Kontinent bietet, ſcheint er keinen Blick zu haben. 

Kritiſcher iſt er gegenüber der ſtaatlichen Wirtſchaftsführung. Zur 
Beurteilung der Eignung des demokratiſchen Staates als Unternehmer 
bringt er mancherlei Material bei. Ein gleiches gilt von der Aus⸗ 
gabewirtſchaft und der Staatsſchuldenverwaltung. Seine hieran an⸗ 
knüpfenden Schlußfolgerungen laufen auf die Forderung hinaus, die 
Wirtſchaftsführung und Finanzgebarung künftig in höherem Maße als 
bisher der öffentlichen Kontrolle zu unterſtellen, womit zugleich ein Stück 
Verwaltungsreform verbunden ſein ſoll. Auch hier iſt wieder das Charakte⸗ 
riſtiſche, daß dieſe Ziele und Reformwünſche keineswegs der New Porker 
oder der amerikaniſchen Staatsfinanzwirtſchaft allein eigentümlich ſind, 
ſondern daß es ſich um Aufgaben handelt, die dem modernen Staate 
überall erwachſen. Überall begegnet uns darum auch die gleiche Erkenntnis, 
daß die Einnahmeerſchließung allein es nicht tut, ſondern dieſe in einer 
verſtändigen Ausgabepolitik ihre Ergänzung finden muß, daß kluge Mittel⸗ 
beſchaffung und richtige Mittelverwendung einander die Hand reichen 
müflen. 

Innsbruck W. Gerloff 
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Lansburgh, Alfred: Die Kriegskoſtendeckung und ihre 
Quellen. Berlin 1916, Bank⸗Verlag. 72 S. Geh. 2 Mk. 


Deutſchland hat in dem letzten großen Kriege, den es gegen Frank⸗ 
reich geführt hat, an unmittelbaren Kriegskoſten insgeſamt ſoviel auf⸗ 
gewendet, als es im gegenwärtigen Weltkriege innerhalb drei Wochen für 
die Kriegführung ausgibt. In Anbetracht des gewaltigen und mit der 
Dauer ſtändig wachſenden Geldbedarfes ſahen Optimiſten bei der Be⸗ 
ſchaffung der Geldmittel ſo große Schwierigkeiten voraus, daß ſie eine 
lange Dauer des Weltkrieges ſchon deshalb für ausgeſchloſſen hielten. 
Die Erfahrung hat aber gezeigt, daß finanzielle Schwierigkeiten auf die 
Kriegführung zunächſt ohne Einfluß bleiben. Die Findigkeit der Finanz⸗ 
miniſter und Finanziers ſpürt immer neue Mittel und Mittelchen auf, 
durch die das im Kriege raſch rollende Geld in die Staatskaſſe gelockt 
wird. Wo die natürlichen Quellen der Geldbeſchaffung für die Krieg⸗ 
führung raſch verſiegten wie in Rußland, iſt die Finanzverwaltung 
ohne viel Bedenken auf die ſchiefe Ebene getreten. Wie in der Zeit 
der „Kipper und Wipper“ die in Bedrängnis befindlichen Fürſten durch 
Münzverſchlechterung ihre Geldmittel vermehrten, ſo vermehren heute 
jene Staaten ihre Zahlungsmittel durch unbedrenzte Ausgabe ungedeckter 
Noten. Von der leichtfertigen Anwendung ſolcher finanzieller Methoden 
bei der Deckung der Kriegskoſten haben ſich nur zwei Staaten fernhalten 
können: England und das Deutſche Reich. Bei der ſtarken Fundierung 
des engliſchen Volkseinkommens und bei dem dauernden Zufluß aus⸗ 
ländiſchen Kapitals war es bei England nicht zweifelhaft, daß ſeine 
natürlichen Quellen der Kriegskoſtendeckung nicht ſo raſch verſiegen würden. 
Deutſchland hingegen, das finanziell von den großen internationalen Geld⸗ 
märkten abgeſchnitten iſt, mußte erſt den Nachweis erbringen, daß es im⸗ 
ſtande war, ſo gewaltige Kriegskoſten aus eigener Kraft aufzubringen. 
Seine Feinde hegten die Hoffnung, die deutſche Finanzkraft werde unter 
der Laſt des finanziellen Kriegsbedarfes für einen langen Krieg zuſammen⸗ 
brechen. Wie das deutſche Volk dennoch ohne Erſchütterung ſeiner Wirt⸗ 
ſchaft bisher den vielfachen Betrag ſeines jährlichen Vermögenszuwachſes 
ohne jede Hilfe des Auslandes, vollkommen aus eigener Kraft, aufgebracht 
hat, das zu erklären, macht ſich Lansburgh im erſten Teil der vorliegen⸗ 
den Veröffentlichung zur Aufgabe. 

Der Verfaſſer zeigt zunächſt, aus welchen Quellen die Geldmittel 
fließen, die zur Deckung der Kriegskoſten dienen. Zu Beginn des Krieges 
iſt die wichtigſte Geldquelle die unmittelbare Zahlkraft, die in jedem Lande 
ausſchließlich auf dem vorhandenen Vorrat an barem Gelde beruht. Von 
der Stärke der unmittelbaren Zahlkraft hängt das Gelingen der finan⸗ 
ziellen Mobilmachung ganz weſentlich ab. In Deutſchland, wo die Reichs⸗ 
bank in den letzten Friedensjahren durch eine Reihe wirtſchaftlicher Maß⸗ 
nahmen ihren eigenen Metallbeſtand weſentlich erhöht und bei den großen 
Kreditbanken eine Erhöhung der Barreſerven im Wege der Verſtärkung 
der Giroguthaben durchgeſetzt hatte, außerdem 1913 der Goldbeſtand des 
Reichskriegsſchatzes verſtärkt worden war, iſt die finanzielle Mobilmachung 
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durchaus gelungen 1. Auch in Frankreich und Rußland, deren Zentral⸗ 
notenbanken über die beiden größten Metallbeſtände Europas verfügen, 
hatte die finanzielle Mobilmachung geringe Schwierigkeiten zu überwinden. 
In England dagegen, wo infolge der dort geltenden Bankverfaſſung die 
Menge des ſchnell verfügbaren Geldes gering zu ſein pflegt, reichte die 
unmittelbare Zahlkraft nicht zur Deckung der erſten finanziellen Kriegs⸗ 
bedürfniſſe aus. Lansburgh meint nun, dieſer Mangel werde in England 
ausgeglichen durch das Vorhandenſein hoher mittelbarer Reſerven. Unter 
dieſer zweiten Quelle der Kriegskoſtendeckung verſteht er denjenigen Teil 
des Nationalvermögens, der zwar die äußere Form des Geldes abgelegt 
und die Form der Kapitalsanlage angenommen hat, der aber im Bedarfs⸗ 
falle binnen kürzeſter Zeit in bares Geld zurückverwandelt werden kann. 
Die mittelbaren Reſerven können aber keineswegs ſo ſchnell und nicht 
in ſolchem Umfange realiſiert werden, als zu Beginn eines Krieges die 
finanziellen Bedürfniſſe der Staatskaſſe gedeckt werden müſſen; ſie können 
deshalb nur im beſchränkten Maße die unmittelbare Zahlkraft eines 
Landes erhöhen. Aber auch bei der ſpäteren finanziellen Kriegführung 
ſind ſie keine Geldquelle, welche immer voll ausgeſchöpft werden 
kann. In Frankreich zum Beiſpiel, wo in den letzten Friedens jahren 
in Verfolgung politiſcher Ziele große Kapitalmengen in ausländiſchen 
Staatsanleihen feſtgelegt worden waren, führten die ftarfen Erſchütterungen 
der Effektenkurſe vor und zu Beginn des Krieges dazu, daß die Porte⸗ 
feuilles der franzöſiſchen Kreditbanken mit entwerteten und nicht plazierten 
Werten angefüllt waren, und es den Kapitaliſten zunächſt an Ver⸗ 
trauen zu neuen Kapitalanlagen fehlte. Die Folge davon war, daß die 
franzöſiſche Finanzverwaltung aus der wichtigſten Quelle der Kriegskoſten⸗ 
deckung, der mittelbaren Kapitalreſerve, zunächſt nur geringe Summen 
für den finanziellen Kriegsbedarf bereitſtellen konntes. In Deutſchland 
ſtanden bis auf die nicht allzu erheblichen Beträge, die im Auslande an⸗ 
gelegt waren, die mittelbaren Reſerven der finanziellen Kriegführung in 
hohem Maße zur Verfügung. Aber auch die Summen, die aus ihnen für 
den Krieg beiſeite geſtellt werden konnten, reichten nicht annähernd zur 
Deckung der rapide wachſenden Kriegskoſten aus: Aus welchen anderen 
Quellen können dann aber die Kriegskoſten gedeckt werden? 

Dieſe Frage beantwortet der Verfaſſer dahin, daß ſich die Kriegs⸗ 
koſtendeckung nicht auf die Geldmengen aufbauen darf, die aus den vor⸗ 
handenen Barbeſtänden und den bargeldgleichen Forderungen des Landes 
für ihn abgezweigt werden können, ſondern auf der ununterbrochenen 
Reproduktionskraft der Nationalwirtſchaft. Die wichtigſten Hilfsquellen 
für die finanzielle Kriegführung liegen deshalb in der Summe körper⸗ 
licher, techniſcher und geiſtiger Arbeit, die ihre Völker während des Krieges 
ſelbſt zu leiſten vermögen; das heißt alſo in dem Überſchuß, den der 
Geſamterlös der Produktion über die Unkoſten hinausläßt, und der dem 
Staate durch Übernahme von Anleihen zur Verfügung geſtellt werden 
kann. Dem äußeren Anſcheine nach muß zunächſt bezweifelt werden, ob 


1 Bal. dieſes Jahrbuch XXæXIX, 1915, S. 1866. 
2 Ebenda S. 1344. 
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dieſe Quellen der Kriegskoſtendeckung ausreichen, fo hohe Milliardenbeträge 
aufzubringen, mit denen wir im gegenwärtigen Weltkriege zu rechnen haben. 
Durch techniſch⸗ organifatorifhe Maßnahmen kann aber einerſeits die 
Produktivität der Wirtſchaft geſteigert werden, ſo daß ſich der Produktions⸗ 
überſchuß des Landes über den Konſum hinaus erhöht und in erhöhten 
Reſerven umſetzt, anderſeits der Konſum zur Einſchränkung veranlaßt werden, 
ſo daß der Staat Reſerven in Form von Spargut erhält und ſie auf 
denjenigen Gebieten der Produktion befruchtend anlegen kann, die am 
meiſten dem Kriegskonſum dienen. Auf dieſen beiden Wegen wird die 
Friedenswirtſchaft langſam in eine Kriegswirtſchaft umgewandelt und ge⸗ 
zwungen, ihre höchſte Leiſtungsfähigkeit zugunſten des Staatsganzen zu 
entwickeln. Durch welche Mittel dies zu erreichen iſt, hängt von der 
Höhe der finanziellen Anforderungen, von der Wandlungsfähigkeit der 
Produktion und der Stärke des Spartriebes bei den Konſumenten ab. 
In Deutſchland hat die Begebung von Anleihen zu günſtigen Be⸗ 
dingungen genügt, um den Geldſtrom in die Staatskaſſe fließen zu laſſen. 
Andere Staaten haben zu ſtärkeren Mitteln greifen müſſen, zu Moratorien, 
verkleideten Zwangsanleihen, zur Ausgabe ungedeckter Noten, welche auf 
die Produktivität der nationalen Wirtſchaft verhängsnisvolle Wirkungen 
ausüben. 

Lansburgh gibt im letzten Teil ein anſchauliches Bild von den 
Folgen einer Kriegsfinanzpolitik, welche mit ſolchen Mitteln arbeitet. 
Ein tieferes Eingehen darauf wäre ſehr zu begrüßen geweſen. Dann wäre 
ſicherlich der Unterſchied in den Wirkungen einer einſeitigen Produktions⸗ 
verſchiebung und einer höchſten Steigerung der Produktivität des Kapitals, 
die auf natürlichen Bedingungen beruht, gegenüber einer ſolchen, die durch 
künſtliche Mittel hervorgerufen iſt, noch ſchärfer hervorgetreten. 

Berlin Oswald Schneider 


ö Avödpe&ov: [lep ric olxovouexys Str ¹ν,uv Te 

Era U &ml Bevetoxpatias. (Audreades, Andreas: Die 
venezianiſche Finanzverwaltung der Joniſchen Inſeln.) 
Athen 1914. 2 Bde. Gr. 80. XXIV, 418 u. XXII, 350 S. 
Geh. 20 Drachmen. 


Das vorliegende Werk! gehört, wie gleich einleitend bemerkt werden 
kann, zu den tüchtigſten und im ganzen erfreulichſten Leiſtungen auf dem 
Gebiete der Finanzwiſſenſchaft. Der Verfaſſer, deſſen Name dem finanz⸗ 
wiſſenſchaftliche Literatur verfolgenden Leſer nicht unbekannt ſein dürfte, 
zählt zu den angeſehenſten Nationalökonomen und Finanzmännern des 
heutigen Griechenland. Andreades verfügt über eine große Fähigkeit in 
der Darſtellung und weiß in ſeinen zahlreichen Büchern und Aufſätzen die 
mannigfachſten Fragen, die die Finanzwiſſenſchaft und die Nationalökonomie 
aufwerfen, in intereſſanter Weiſe zu formen und zu beleuchten. Außer 
verſchiedenen anderen finanzwiſſenſchaftlichen Unterſuchungen, zum Beifpiel 


_ gl. auch die Beſprechungen in „Heſtia“, Athen, 5/18. September 1914 
(griechiſch) und im „Messager d’Athénes“, September 1914 (frangofijd). 
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über die Finanzen der Byzantiner, über die türkiſche Finanzverwaltung in 
Griechenland, über die Finanzpolitik Ali Paſchas, über die Finanzpolitik 
Kapodiſtrias uſw., welche er oder auch ſeine Schüler unter ſeiner An⸗ 
weiſung in dem von ihm geleiteten finanzwiſſenſchaftlichen und ſtatiſtiſchen 
Seminar in Athen veröffentlicht haben, wird uns jetzt das vorliegende 
Werk als ein richtiges opus maximum dargeboten. Die von ihm früher 
veröffentlichten Einzelſtudien, ſo wertvoll ſie fachwiſſenſchaftlich auch ſein 
mögen, werden von dieſer großen, zuſammenfaſſenden Darſtellung über⸗ 
troffen. Seine Forſchungsergebniſſe, die in dieſem Geſamtbilde der vene⸗ 
zianiſchen Finanzverwaltung in den Joniſchen Inſeln niedergelegt worden 
find, könnten auf den Namen einer Kulturgeſchichte des Heptanes vom 
finanzhiſtoriſchen Standpunkt aus Anſpruch erheben. Er bietet darin 
weit mehr als eine bloße Erörterung des ſinanzwirtſchaftlichen Problems 
in den Joniſchen Inſeln, ja, man kann ſagen, er erörtert die Grundlagen 
der ganzen politiſchen, kulturellen und wirtſchaftlichen Organiſation. Das 
Ziel, welches Andreades zu dieſer Arbeit veranlaßt hat, iſt das: nur die 
Kenntnis der früheren Zuſtände, durch die das wirtſchaftliche Leben der 
menſchlichen Geſellſchaften geſchritten iſt, gibt uns den Schlüſſel zu ihrer 
gegenwärtigen Geſtalt. Ein Wort Goethes ſagt: 
nicht von dreitauſend Jahren 

Sich weiß Rechenſchaft zu geben, 

Bleibt im Dunkeln, unerfahren, 

Muß von Tag zu Tage leben.“ 
Auf Einzelheiten hier einzugehen, fehlt es an Raum. Einiges möchte 
ich zuerſt über den erſten Band bemerken: 

Als die Venezianer die Joniſchen Inſeln übernahmen, und zwar Korfu 
1886, Sante 1484, Kephallonia 1500, Santa Maura 1699, Kythera 
1363, wurden dieſe nach dem Beiſpiel der italieniſchen Städte in fünf 
Fiskalkammern (Camere) geteilt, nämlich in 1. Korfu (nebſt Paxo und 
Parga) und Butrinto, 2. Zante, 3. Kephallonia und Ithaka, 4. Santa 
Maura (nebſt Preveza und Vonizza) und 5. Kythera. Die General- 
verwaltung hatte der „Preveditor general da Mar“. Es gab keine 
einheitliche Organiſation, und der Begriff eines allgemeinen Budgets war 
noch nicht in dieſer Zeit bekannt. Was noch der Grund zu einer großen 
Zerſplitterung der ganzen Geſetzgebung wurde, das ſoll man in dem 
Prinzip Venedigs ſuchen, das allen Reſpekt vor den Einrichtungen und 
Gewohnheiten der einverleibten Völker hatte. Venedig beſaß die große 
Kunſt, die Hand der Zentralregierung in dieſen Kolonien ſo wenig ſchwer 
und ſo ſelten eingreifend wie möglich erſcheinen zu laſſen und den durch 
freiwillige Unterwerfung oder durch kriegeriſche Ereigniſſe überkommenen 
oder gewonnenen Provinzen und Gemeinden ihre munizipalen Einrichtungen, 
Formen, Statuten, Gewohnheitsrechte möglichſt unverkümmert zu ‚bewahren. 
Es war geneigt, mehr wie ein Areopag zu ſitzen, als wie eine Herrin 
aufzutreten, mehr auf den guten Willen und die Geneigtheit der Unter⸗ 
tanen ſich zu ſtützen, als Rechtstitel geltend zu machen, in inneren 
Streitigkeiten vermittelnd aufzutreten. 

Die von dieſen fünf Fiskalkammern aufgehobenen e e 
Abgaben berechnet Andreades etwa auf 92. Selbſt bei der großen Kodi⸗ 

Schmollers Jahrbuch XL 3. 32 
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fikation der Jahre 1767—1773 hat man aus übermäßigem Ronfervati- 
vismus viele den Handel und die Induſtrie beläſtigende Steuern, ſowie 
die Eigenartigkeiten anderer Steuern aufrechterhalten. Hieran ſchließt ſich 
eine allgemeine Überſicht über die wichtigeren Vorgänge und Erſcheinungen 
des venezianiſchen Finanz⸗ und Steuerweſens, und zwar nicht nur auf 
den Joniſchen Inſeln, ſondern auch bei der Republik und ihren italieniſchen 
Feſtlandsſtaaten (terra ferma). Die venezianiſche Regierung kannte im 
18. Jahrhundert vier Quellen ordentlicher Einnahmen: 1. Partiti oder 
appalti, 2. dazi, 3. gravezze, 4. esazione diverse. Die „gravezze“ 
entſprachen unſeren direkten Steuern, die „appalti“ oder „partiti“ den 
indirekten Monopolſteuern, die „dazi“ umfaßten die übrigen indirekten 
Steuern, und der vierten Klaſſe, der „esazione diverse“, gehörten allerlei 
Einnahmen von kleinerer Bedeutung. 

Außerordentlich wichtig iſt das Kapitel über die merkantiliſtiſche 
Politik Venedigs und des ganzen Europa im 16. bis an das Ende des 
18. Jahrhunderts. Die Republik zwang gemäß ihrem Prinzip die Jonier, 
ihre geſamte Ein⸗ und Ausfuhr über die Dominante kommen zu laſſen. 
Der Zweck dieſes Syſtems war offenſichtlich die Erhöhung — etwa die 
Vervierfachung — der von den Joniern zu verzollenden Abgaben. Der 
engliſche Biſchof und Hiſtoriker Creigthon hatte, wie Andreades ſagt, 
Venedig mit einer Aktiengeſellſchaft zur Ausbeutung des Orients ver⸗ 
glichen. Allerdings mußten die Intereſſen der Inſeln, namentlich in 
kommerzieller Beziehung, denen des Mutterſtaates allzuſehr weichen, dies 
aber war vielmehr Schuld verkehrter nationalökonomiſcher Grundſätze über⸗ 
haupt (welche, wie auch Reymond ſagt, nicht etwa ein Monopol Venedigs 
waren!) und der entſprechenden Praxis, als übelwollende Abſicht oder 
Neid gegen die Dependenzen. 

In den folgenden Kapiteln werden die in den Joniſchen Inſeln 
ſpeziell erhobenen Zölle, direkte und indirekte Steuern unterſucht. Jede 
von dieſen Abgaben wird vom dogmatiſchen wie auch vom praktiſchen 
und öfter vom vergleichenden Standpunkt aus zu der ſeinerzeit in dem 
übrigen Europa geltenden behandelt. 

Das Ergebnis der Unterſuchungen Andreades', welcher die bisher 
herrſchenden Behauptungen, zum Beiſpiel Lunzis (Della condizione politica 
delle isole Ionie sotto il dominio veneto 1858), Romanins (Storia 
documentata di Venezia [10 Bde., 1853—1860]), v. Reymonds (Die 
Joniſchen Inſeln unter venetianiſcher Herrſchaft, in „Kleine hiſtoriſche 
Schriften“ 1882), daß die Steuern der Joniſchen Inſeln weder zahlreich 
noch drückend waken!, durch eine ſorgfältige Analyſe und eine auf 
breiterer Baſis aufgebaute Berechnung widerlegt, iſt folgendes: 1. Venedig 
hat durch die Übernahme dieſer Inſeln ſie von einem viel ſchlimmeren 
Joch befreit; 2. die auf den Inſeln erhobenen Abgaben waren zahlreich, 
drückend, öfter unzweckmäßig und veraltet, 3. die Ausgaben für dieſe 
Inſeln waren das Siebentel der von den Fiskalkammern erhobenen Ein⸗ 
nahmen. Aber ſelbſt dieſer minimale Betrag wurde nur zum Nutzen der 


1 Bal. A. v. Reymond, a. a. O. S. 262: „Im ganzen waren die Ab- 
gaben nicht drückend, wie denn die Republik überhaupt hohe Beſteuerung vere 
mied“, und S. 278: „Die Verwaltung war keine drückende.“ 
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venezianiſchen Militär⸗ und politiſchen Behörde verausgabt, ſo daß Venedig 
für die wirtſchaftliche und fittliche Förderung der Joniſchen Inſeln fo viel 
wie nichts getan hat. Die verarmten Nobili, die von dort als Beamte ent⸗ 
ſandt wurden, ſuchten nur ihren zerrütteten Vermögensverhältniſſen auf⸗ 
zuhelfen; 4. Venedig kann auf die Dankbarkeit der Jonier nur ſo weit 
Anſpruch erheben, inſofern es eingeſehen und angefangen hat, ein Steuer⸗ 
ſyſtem anzuwenden, welches der Eigenart der Bewohner, der Boden⸗ 
beſchaffenheit und der Mannigfaltigkeit des Beſitzes Rechnung trug. Dieſes 
Steuerſyſtem hat auch den Weg zu den Reformen des ſpäteren engliſchen 
Protektorats geebnet; 5. das bis heute, von dem übrigen Griechenland 
ausgenommen, dort herrſchende Syſtem der indirekten Steuern hat ſeinen 
Urſprung in dem Geſetz vom 27. Mai 1835, welches unter der engliſchen 
Protektion zuſtande kam. Kurz: Die Jonier können nicht leugnen, daß 
ihre Geſchichte von der anderen griechiſchen zu ihrem Heile früh getrennt 
worden iſt, aber daß auch zu ihrem Heile die Aufhebung der venezianiſchen 
Herrſchaft (im Jahre 1797) erfolgte. Betreffs der Ergebniſſe zu 2 und 3 
kann man immerhin nicht leugnen, daß im 16. Jahrhundert die venezia⸗ 
niſche Verfaſſung die allgemeine Aufmerkſamkeit und Bewunderung auf 
ſich gezogen hat. Nicht von gewöhnlichen Menſchen ſei ſie begründet, 
ſagt ein Bericht an Philipp II., ſondern von Philoſophen, von Gott 
ſelbſt (L. v. Ranke: Zur venezianiſchen Geſchichte 1878, S. 31). Selbſt 
bei der Abnahme der Kräfte der alternden Republik und bis zu ihren 
letzten Tagen hat ſie die großen Tugenden einer in ihrer Art wunder⸗ 
baren Konſtitution nie ganz verleugnet. 

Dem Bande wird als Anhang beigefügt ein Etat der Einnahmen 
und Ausgaben der Joniſchen Inſeln vom Jahre 1756. (Rendite et 
aggravi del Levante Formato nel mese di Decembre 1756 S. M.) 
Dieſer Etat iſt von Andreades während einer Studienreiſe nach Venedig 
im Muſeum Correr entdeckt. 

Im zweiten Band ſind die fünf Fiskalkammern der Reihe nach be⸗ 
handelt, und zwar in einer eingehenden Unterſuchung, die es uns möglich 
macht, den wirtſchaftlich intereſſanten Stoff geordnet beiſammen zu finden. 
Beſondere Erwähnung verdienen die Forſchungen Andreades', über die 
Joniſchen Produkte: Korinthen, Salz und Tabak. Im Vergleich zu der 
älteren Produktion ſind öfter auch neuere, bis zu unſeren Tagen reichende 
ſtatiſtiſche Angaben gemacht worden. Zu dieſer eingehenden Darſtellung 
könnte man zuſätzlich die Inſtitution der Vorratswirtſchaft hinzufügen, 
welche die Venezianer auf den Inſeln eingeführt haben. Zur Vermeidung 
von Mangel nämlich, inſofern die Inſeln nicht das erforderliche Getreide 
produzierten, waren Vorratshäuſer eingerichtet, die vorbildlich funktionierten. 
Auch in Zante fungierte glänzend ein Fondaco oder Magazin für die 
Korinthentraube, was im Jahre 1670 die Errichtung eines öffentlichen 
Leihhauſes veranlaßte zum Schutz gegen den Wucher. Ahnliche Leih⸗ 
häuſer, deren Geſchicke mannigfach wechſelten, beſtanden in Korfu, 
Kephallonia, Ithaka. Auch das Zunftweſen, welches im allgemeinen 
Gutes ſtiftete und zur Erhaltung eines ehrbaren und anſtändigen Bürger⸗ 
und Handwerkerſtande das ſeinige beitrug, könnte Gegenſtand der wert⸗ 
vollen Erörterungen Andreades werden. 

32 * 
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Ein ausführliches Verzeichnis der griechiſchen, deutſchen, engliſchen, 
franzöſiſchen und italieniſchen Literatur über die Frage iſt dem Werke 
beigefügt. Für den der neugriechiſchen Sprache unkundigen iſt ſehr 
praktiſch, daß am Ende jedes Bandes ein ausführliches Inhaltsverzeichnis 
in franzöſiſcher Sprache vorliegt. 

Der Verfaſſer hat aber ſein Werk nicht beendet. Er verſpricht uns, 
in einem dritten und letzten Bande die finanzielle Verwaltung der Joniſchen 
Inſeln ſeit der Aufhebung der venezianiſchen Herrſchaft bis in unſere 
Tage darzuſtellen. Der dritte Band ſoll drei Teile enthalten: 1. von 
1797-1814, die Zeit der franzöſiſchen Herrſchaft und die Joniſche 
Republik (Siebeninſelſtaat), 2. die Jahre 1814 —1864, das engliſche 
Protektorat, und 3. von 1864 bis zu unſeren Tagen. In dieſem letzten 
Teil wird eingehender die ſeit fünfzig Jahren in Griechenland von Zeit 
zu Zeit auftauchende Frage der Gleichſtellung der Finanzverwaltung des 
Heptanes mit der des übrigen Griechenland erörtert. 

Auch der dritte Band wird von nicht von geringerer Bedeutung 
ſein; denn Andreades will darin eine Reihe unveröffentlichter Dokumente 
aus den Papieren des Generals Chabot, der damals (1797 —1 799) die 
franzöſiſchen Truppen im Heptanes kommandierte, ſowie aus den ioniſchen 
Archiven verwenden. 

Die mit Sachkenntnis und großem Fleiß geſchriebene Arbeit kann 
man nur durchaus anerkennen und ihren weiteren Fortgang mit den beſten 
Wünſchen begleiten. Das Werk iſt ein hervorragendes Zeugnis des 
weiten und geſchichtlichen Blickes des Verfaſſers. Seine Wahl zum Mit⸗ 
glied der Kommiſſion für die „Monumenta Graeciae historica“ kann 
deshalb nur mit Freude begrüßt werden. 

Berlin Demetr. Kalitſunakis 


Gide, Charles et Rist, Charles: Histoire des doctrines 
économiques depuis les physiocrats jusqu' nos 
jours. Paris 1909, Librairie de J.-B. Sirey (L. Larose & 
L. Tenin). 8° XIX u. 766 S. Geh. 12 Fres. 


Dieſelben: Geſchichte der volkswirtſchaftlichen Lehr- 
meinungen. Nach der zweiten durchgeſehenen und verbeſſerten 
franzöſiſchen Ausgabe herausg. von Franz Oppenheimer. Deutſch 
von R. W. Horn. Jena 1913, Guftav Fiſcher. 8%. XVIII und 
828 S. Geh. 12, geb. 13,20 Mk. 


Mit Recht weiſt Oppenheimer als Herausgeber der deutſchen Über: 
ſetzung des Werkes darauf hin, daß es uns an einer guten und möglichft 
vollſtändigen Geſchichte unſerer Wiſſenſchaft immer noch fehlt. Er er⸗ 
innert in ſeinem Vorwort an die vorhandenen zuſammenfaſſenden Werke, 
wobei er übrigens Roſchers Geſchichte der National⸗Okonomik in Deutſch⸗ 
land völlig übergeht, beſpricht kurz ihre Unzulänglichkeiten und iſt der 
Anfiht, daß das vorliegende Werk diejenigen von Auguſt Oncken und 
Georg Adler glücklich ergänze, „ſo daß der deutſche Nationalökonom mit 
dieſen drei einander ergänzenden Werken eine volle Darſtellung der Ge: 


ſchichte feiner Wiſſenſchaft beſitzt“. 
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Es wird ſich keinen Augenblick in Abrede ftellen laſſen, daß das 
Werk von Gide und Riſt eine große Leiſtung darſtellt, die immer unter 
den vorhandenen Geſchichten der Nationalökonomie ihren Rang einnehmen 
und zu einer erſten Orientierung über die volkswirtſchaftlichen Theorien, 
die nicht bloß an der Oberfläche haften bleiben will, noch auf lange 
recht gute Dienſte leiſten wird. Freilich, der eigentliche hiſtoriſche Blick 
iſt den Verfaſſern verſagt: ſie bleiben im ganzen an einer bloßen Dar⸗ 
ſtellung der Doktrinen hängen, vermögen faſt nirgends verſtändlich zu 
machen, wie es denn eigentlich gekommen iſt, daß die Lehren der ein⸗ 
zelnen großen Theoretiker im Geſamtcharakter ſo und nicht anders ge⸗ 
rieten, als ſie geraten ſind, ein Verſtehen aus dem Geiſte der Epochen, 
in denen die Lehrmeinungen entſtanden, oder aus dem Entwicklungsgange 
der Perſönlichkeiten, die ſie ſchufen, wird faſt nirgends verſucht, tritt 
jedenfalls gegenüber der Darſtellung der Lehren ſelbſt vollſtändig in den 
Hintergrund. 

Dem Herausgeber ſelbſt ſcheint dies allerdings ein Vorzug zu ſein. 
Denn er meint in feinem Vorworte (S. XV/XVI), daß eine im eben 
beſchriebenen Sinne wirklich hiſtoriſch aufgefaßte Geſchichte einer Wiſſen⸗ 
ſchaft — er ſtellt das als etwas Weſenhaftes hin — „ſehr großen 
Wert auf die Feſtſtellung von Prioritäten, auf ‚Ausgrabungen‘ und auf 
‚Rettungen‘” legen müſſe. Das Irrtümliche dieſer Auffaſſung, die nach 
der Artung von Oppenheimers eigenem literariſchen Schaffen freilich nicht 
überraſchen kann, bedarf keiner näheren Darlegung. Gerade der, der 
immer bloß auf den einzelnen Lehrſatz aus iſt, gerät am leichteſten in 
Gefahr, dieſen immer ſchon bei einem Früheren ausgeſprochen zu finden, 
auch wenn der Satz dort in einem ganz anderen Zuſammenhange ſteht, 
aus einem ganz anderen Geiſte geboren iſt. Hierfür bietet das vor⸗ 
liegende Werk ſelbſt eine ganze Reihe von Beiſpielen. 

Im Weſen einer zuſammenfaſſenden Geſchichte einer ganzen Wiſſen⸗ 
ſchaft liegt es, daß ſie nur wenig oder gar nicht neue Einzelheiten 
bringen kann. Sie muß Bekanntes, ſchon Erforſchtes verarbeiten. Wenn 
ſie Neues bringt, wird das immer nur in der geſamten Auffaſſung oder 
in der Zuſammenordnung der Gruppen in fid) oder gegeneinander liegen. 
Mit anderen Worten: ſolche Werke werden ihr Neues faſt immer nur 
in der Gruppierung und im Aufbau des Ganzen zeigen können; nur 
wird die Gefahr der Willkürlichkeit bei der ordnenden Hand natürlich 
um ſo größer, je mehr ein Werk auf die eigentlich hiſtoriſche Herleitung 
verzichtet. Beſonders dem romaniſchen Geiſte liegt ja das Ordnen nach 
bloß logiſchen Geſichtspunkten ſehr nahe; die „Architektur“ im geiſtigen 
Schaffen wird mit Vorliebe vermittelſt Elle oder Wage oder, wo das 
nicht angeht, nach äußerlichen Geſichtspunkten vollzogen. 

Unſere Autoren ſind durchaus nach ſolchen romaniſchen Prinzipien 
verfahren. Ihr Ausgangspunkt ſind „les fondateurs“ (die Gründer), 
worunter ſie die Phyſiokraten, Adam Smith, und die „Peſſimiſten“ 
Malthus und Ricardo zuſammenfaſſen. Die Merkantiliſten ſind nicht 
behandelt; ſie boten wohl mit ihrer aufs Praktiſche gerichteten Tendenz 
zu wenig an Doktrinen. Die Phyſiokraten und Adam Smith zuſammen⸗ 
zufaſſen, hat ſeine innere Berechtigung inſofern, als ſie alle miteinander 
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echte Kinder der naturrechtlichen Zeitalters find, das mit feinem Geifte 
all ihre wirtſchaftlichen Betrachtungen und Lehren unverkennbar durch⸗ 
dringt. Freilich paſſen Malthus! und Ricardo unter dieſem Geſichts⸗ 
punkte kaum noch in die gleiche Gruppe hinein. Dieſe iſt mit ihrem 
Namen eben ſchließlich nur nach der äußerlichen Erwägung gebildet worden, 
daß man doch irgendwo anfangen müſſe. 

Mit immerhin größerer innerer Berechtigung iſt dann den „Gründern“ 
die zweite Gruppe, „les adversaires“ (die Gegner), gegenübergeſtellt. 
Sismondi, Saint⸗Simon und ſeine Schule, Owen, Fourier, Louis Blanc, 
Friedrich Liſt und Proudhon treten hier auf. Sicher hat ſich jeder der 
Genannten irgendwie im Gegenſatze zu den „Gründern“, wenigſtens zu 
Smith und Ricardo als den ſogenannten Klaſſikern, befunden. Aber 
doch, welch bunte Geſellſchaft iſt hier wieder künſtlich vereint! Was iſt 
wohl an innerem Zuſammenhange, was an Verſtändnis für die ganze 
Gruppe und für die Perſönlichkeit des einzelnen Schriftſtellers gewonnen, 
wenn der ſolide und gemäßigte Mittelſtandsfreund Sismondi, der dilettan⸗ 
tiſch⸗ſeigneuriale Saint⸗Simon, der Philanthrop mit dem Kleinenleute⸗ 
geruch Owen, wenn zukunftsſtaatstrunkene Sozialiſten, wie der bekümmerte 
Fourier und der Barrikadenmann Blanc, wenn eine national ⸗ deutſche 
Apoſtelnatur auf dem Gebiete des Wirtſchaftslebens, wie Liſt, und der 
Kleinkramtüftler Proudhon zuſammengekoppelt werden? Gegner ſind ſie? 
Nun freilich! Aber was macht ihr bißchen Gegnerſchaft gegen die 
Klaſſiker wohl für die Charakteriſtik jedes einzelnen von ihnen aus? 
Zum mindeſten reißt das Kapitel über Liſt die keimhafte Sozialiſten⸗ 
geſellſchaft der Saint⸗Simoniſten, der „Aſſozialiſten“ (hierunter find 
Owen, Fourier und Louis Blanc immerhin ziemlich glücklich zuſammen⸗ 
gefaßt) und Proudhons heillos auseinander. Da haben doch Herkner 
und Sombart mit ihren Gruppierungen ſehr viel beſſer geſehen! 

Erwartungsvoll fragt ſich der Lefer: Was wird wohl dann kommen? 
Und ſiehe, er muß einen Rückfall tun. Die „Gegner“ haben nur (Gott 
weiß, aus welchen Gründen!) die Reihe der epigoniſchen „Klaſſiker“ 
unterbrochen. Denn es erſcheint im nächſten Buche „le libéralisme“: 
Baſtiat und Carey, wiederum zutreffend als „Optimiſten ⸗ vereint, und 
nach ihnen John Stuart Mill ſind an der Reihe. 

Wir find alſo wieder in der Bourgeois⸗Okonomie drin, die wir 
bei Ricardo verlaſſen hatten, und ſehen noch, wie Mill zuletzt ſchon von 
der Bläſſe ſozialer Gedankengänge angekränkelt wird. Man vermutet, 
daß von hier an die Spaltung in verſchiedene Entwicklungsreihen vorgeführt 
werden wird. Aber noch einmal wird gewaltſam zuſammengeſchnürt. 
was zueinander eben nicht paßt, noch einmal muß der Ausgangspunkt 
der „Gründer“ heran, um Grund und Namen für die nach Art des 
Prokruſtes gebildete neue Gruppe zu geben. Und aus welchem Grunde? 
Nun, die hiſtoriſche Schule, der Staatsſozialismus, der Marxismus, die 
auf dem Chriſtentum beruhenden Lehren — ſie wollen alle mit den 
„Gründern“ nichts oder wenigſtens nicht viel zu tun haben. Aber da 
ſind wir doch eben bei einer Gruppe von neuen „Gegnern“? Dies je⸗ 


1 Bgl. hierzu die tiefdringende Unterſuchung Walther Köhlers in dieſen: 
Jahrbuche Bd. XXXV, 1911, S. 1947 ff. 
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doch wäre zu wenig abwechſlungsreich, nichts haßt ja der Franzoſe mehr 
als die Langeweile, und drum ſtellt, wo eben die Begriffe fehlen, zur 
rechten Zeit ein Wort ſich ein: Sie heißen nun nicht mehr einfach „les 
adversaires“, ſondern „les dissidents“ (überſetzt als „die Abtrünnigen“). 
Ein Grund für dieſe Umtaufe eines innerlich gleichen Sachverhaltes 
wird nicht erſichtlich. 

Es wird nach dieſer Wiedergabe hoffentlich nicht zuviel behauptet 
ſein, wenn der Referent es als ihr Ergebnis hinſtellt, der Aufbau des 
Werkes wäre nach recht äußerlichen Geſichtspunkten vollführt. Aber wenn 
die Stütze der leitenden Geſichtspunkte für die Stoffeinteilung unſeren 
Autoren wenigſtens ſchlecht und recht von den Phyſiokraten bis zu den 
Chriſtlich⸗ Sozialen vorwärtsgeholfen hat, fo verſagt fie für die nun 
folgende neueſte Zeit vollkommen. 

Wir fehen in dieſem letzten Buche, das „les doctrines récentes“ 
betitelt iſt, zuerſt die „Hedoniſten“ auftreten, welcher Name die Grenz⸗ 
nutzentheoretiker und die mathematiſche Schule zugleich umfaſſen ſoll, wegen 
der Bedeutung, die beide dem Luſtmoment zuſchreiben. An ſie ſchließen 
ſich die Bodenreformer, dann die „Solidariſten“, dieſe ſpezifiſch neu⸗ 
franzöſiſche Gruppe, die von Gide ſchon in der Schmoller⸗Feſtgabe! ge⸗ 
ſchildert und hier von neuem ſehr eingehend und dabei kritiſch behandelt 
iſt, bis zuletzt die Anarchiſten (Bakunin und Kropotkin) den Beſchluß 
machen. Es iſt ohne weiteres zugegeben, daß immer die jeweils neueſten 
Zeiten dem Geſchichtsſchreiber die größten Schwierigkeiten bieten, weil 
naturgemäß der Abſtand fehlt, der erſt einen guten Überblick ermöglicht. 
Aber eine Geſchichte der volkswirtſchaftlichen Lehrmeinungen, der es um 
die Erforſchung einer wirklich hiſtoriſchen Geneſis der Entfaltung einer 
Wiſſenſchaft zu tun wäre, brauchte ſich doch wohl nicht mit einem gar 
ſo wenig organiſchen Nebeneinander zu begnügen. 

Soviel über den Aufbau des Werkes. Von Rechts wegen müßte 
nun eine Betrachtung über die Darſtellung der einzelnen Lehren folgen. 
Aber für eine ſolche Aufgabe fühle ich mich nur gegenüber einzelnen 
Kapiteln einigermaßen kompetent, und es fehlte dafür auch an Raum. 
Mir ſcheint, die Darſtellung der ganz geſchloſſenen Syſteme, wie bei 
Ricardo oder beim Marxismus, iſt meiſt vortrefflich. In Kürze iſt das 
Weſentliche herausgehoben und dem erſten Verſtändnis mit einer er⸗ 
ſtaunlich müheloſen Leichtigkeit nahegebracht. Hier glänzen die Vorzüge 
des franzöſiſchen Geiſtes am hellſten. Aber dort, wo in einzelnen Denkern 
oder ganzen Schulen die Fülle fruchtbarer Anſchauung und Einſicht in 
der Wucht einer ſcheinbar amorphen Zuſammenballung beſchloſſen liegt, deren 
heimliche Ordnung ſich leichter einem ſicheren Herausfühlen als einem 
rationaliſtiſchen Zergliedern erſchließt, da verfagt die verſtändniseröffnende 
Vermittlungskunſt unſerer beiden Autoren ſtark. Zu dem Kapitel über 
die hiſtoriſche Schule wird jeder Eingeweihte nur den Kopf ſchütteln 
können. Es wird in dieſem Kapitel von Riſt eigentlich nur berückſich⸗ 
tigt, was die Meiſter der hiſtoriſchen Schule in größtenteils polemiſchen 


1 Die e der deutſchen Volkswirtſchaftslehre im 19. Jahrhundert, 
Leipzig 1908, Duncker & Humblot, 1. Band, XVI, l’ecole économique. frangaise 
ses rapport avec l’&cole anglaise et Fécole allemande. 
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Ausführungen gegen ihre Gegner über die Methode geäußert haben; die 
eigentlich pofitive Leiſtung aber, die hiſtoriſch konzipierten Darſtellungen 
ſelber ſind nicht irgendwie in Kürze wiedergegeben, nicht einmal ge⸗ 
würdigt, obwohl die Überſchrift eines Paragraphen in dieſem Kapitel 
„Die pofitiven Ideen der hiſtoriſchen Schule“ zunächſt die Meinung er- 
weckt, das hier Erforderliche wäre geboten. Mancher Leſer dürfte er⸗ 
warten, daß hier zum Beiſpiel Schmollers „Grundriß“ irgendwie berück⸗ 
ſichtigt, in ſeinem Weſen und Hauptinhalt dargeſtellt wäre. Der Grundriß 
ſtrotzt ja doch von „Lehrmeinungen“, faſt alle Gebiete, die herkömmlich 
in der allgemeinen Volkswirtſchaftslehre behandelt werden, ſind darin 
ebenfalls behandelt, die ſonſt vertretenen Lehrmeinungen über volkswirt⸗ 
ſchaftliche Probleme ſind von Schmoller gewürdigt, auf das berechtigte 
Maß ihrer Geltung zurückgeführt oder verworfen und durch eigenes Ur⸗ 
teil erſetzt, das ſich auf eigene Betrachtung der Wirklichkeit und des ge⸗ 
ſchichtlichen Lebens ſtützt. Es iſt freilich keine auf Flaſchen gezogene 

Weisheit, keine zum Handverkauf bequem zurechtgemachte Medizin gegen 
den Wiſſensdurſt der Jünglinge, die, gleich in feſte Doſen geteilt, dem 
Adepten in gemeſſenen Zeitabſtänden nur in den Mund geſteckt zu werden 
braucht, um dem ſeelenärztlichen Verabreicher die Freude zu bereiten, 
daß der ſo Behandelte ſchon nach kurzer Zeit vorſchriftsmäßig die geiſtigen 
Glieder reckt und Tritt und Tempo des Behandlers trefflich nachahmen 
kann, daß auf Grund von faſt automatiſch im Geiſte des Adepten ſich 
vollziehenden Prozeſſen nach den Regeln der ach! ſo formalen Logik die 
ergänzenden Sätzchen zu den Lapidarſätzen der erhabenen Lehre prompt 
zum Vorſchein kommen. Das Eindringen in dieſes Werk der deutſchen 
hiſtoriſchen Schule iſt nicht ſo bequem; es fordert nicht bloß Logik, 
ſondern „Verſtehen“ im Diltheyſchen Sinne, fordert Kenntnis von 
Menſchen und Dingen, Erfahrung und Reife. Irgend ſo etwas hätte 
nun in einer Geſchichte der Nationalökonomie doch wohl eigentlich geſagt 
werden müſſen. Aber nichts davon ſteht in dem Kapitel! Und faſt 
möchte man glauben, daß eine ſolche Darſtellung Riſten zu ſchwierig 
war, oder daß er aus Geringſchätzung darauf verzichtet hat. Indeſſen, 
wo bleibt dann die doch wenigſtens in der Berückſichtigung der bedeu⸗ 
tenden Lehrmeinungen zu fordernde Vollſtändigkeit und Zuverläſſigkeit 
eines ſolchen zuſammenfaſſenden Werkes? Sie iſt eben leider in dieſem 
Kapitel nicht vorhanden; es hat bei den methodiſch⸗ polemiſchen Sätzen 
ſein Bewenden, und ſo muß der Leſer dieſer Geſchichte der volkswirt⸗ 
ſchaftlichen Lehrmeinungen den Eindruck gewinnen, als ob die Männer 
der hiſtoriſchen Schule leere Streithänſe ſeien, die immer nur über Eier 
gegackert hätten, die ſie niemals gelegt haben. Selbſt der Heraus⸗ 
geber der deutſchen Ausgabe wird bei aller eingeſtandenen Abneigung gegen 
hiſtoriſches Bemühen wohl zugeben, daß das Erwecken eines ſolchen Ein⸗ 
drucks nicht einmal mit den einfachſten Forderungen der Gerechtigkeit in 
Übereinftimmung gebracht werden könnte. 

So ſoll denn die relative Nützlichkeit dieſer Geſchichte unſerer Wiſſen⸗ 
ſchaft zwar nicht verkannt werden, aber die geſchichtliche Darſtellung, die 
u 95 Deutſche wirklich befriedigte, iſt leider immer noch ungeſchrieben 
geblieben. 

Berlin⸗Halenſee Franz Boeſe 
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Bernftein, Eduard: Weſen und Ausſichten des bürgerlichen 
Radikalismus. (Schriften des Sozialwiſſenſchaftlichen Akademi⸗ 
ſchen Vereins in Czernowitz, Heft 6.) München und Leipzig 1915, 
Duncker & Humblot. Gr. 8%. 45 S. Geh. 1 Mk. 


Es iſt nicht ohne Reiz, die Tatſache vor ſich zu ſehen, daß der 
Sozialwiſſenſchaftliche Akademiſche Verein in Czernowitz ſich gerade die 
Abhandlung eines eingeſchworenen Sozialiften über den bürgerlichen 
Radikalismus verſchrieben hat, um ſie in ſeinen Schriften zu veröffent⸗ 
lichen. Dabei handelt es ſich nämlich nicht etwa um eine Rede Bernſteins 
in Czernowitz, ſondern um eine ſolche in Budapeſt, die Bernſtein 
am 4. April 1914 im „Verein der Freidenker“ (alſo noch vor Kriegs⸗ 
ausbruch) gehalten hat. Wie die Rede dann von Budapeſt nach Czernowitz 
gekommen iſt, bleibt unbekannt. 


Jedenfalls iſt der Czernowitzer Verein auf ſeine Rechnung gekommen, 
wenn er die Abſicht hatte, die Leſer ſeiner Schriften über das Thema 
des bürgerlichen Radikalismus vom Standpunkte des Totengräbers aus 
unterrichten zu laſſen. Zwar iſt das Heft ſchon 1915, alſo vor der 
Spaltung der deutſchen Sozialdemokratie, erſchienen, Bernſtein war noch 
nicht Exreviſioniſt, noch nicht zum zweiten Male Renegat und zum 
leuchtenden Exempel für die alte franzöſiſche Weisheit „on revient tou- 
jours à ses premiers amours“ geworden, aber der „bürgerliche“ Radikalismus 
3 us auch damals ſchon ein völlig verlorener Standpunkt 

r ihn. i 

Damit hat natürlich Bernſtein vollkommen recht, wenn er auseinander⸗ 
ſetzt, daß die entſtehenden Parteien der Induſtriearbeiter in allen Ländern fid , 
auf die Dauer nicht damit abfinden konnten, bloße Anhängſel der radikalen 
bürgerlichen Parteien zu ſein, noch dazu zu einer Zeit, da dieſe extrem 
individualiſtiſch, koalitionsfeindlich und mancheſterlich gerichtet waren. Es 
trifft auch vollkommen zu, daß der bürgerliche Radikalismus im Grunde 
vollkommen mit ſeinen Prinzipien brach, als er koalitionsfreundlich wurde 
und für Arbeiterſchutzpolitik eintrat. Selbſt darin ſieht Bernſtein richtig, 
wenn er durchblicken läßt, daß ohne dieſe Schwenkung zum Beiſpiel in 
Deutſchland der bürgerliche Radikalismus wahrſcheinlich im Reichstage un⸗ 
vertreten ſein würde. Denn wenn nicht einerſeits in etlichen Wahlkreiſen 
die Sozialdemokraten den bürgerlichen Radikalen gegenüber den weiter 
rechtsſtehenden Parteien, anderſeits dieſe ihn gegenüber den Sozialdemo⸗ 
kraten als das kleinere Übel bei den Stichwahlen heraushauen würden, 
wo bliebe da der Radikalismus? 

Man muß übrigens auch Bernſtein zugeben, daß er ein ritterlicher 
Gegner iſt: fühlt er ſich gleich ſeiner Überzeugung gemäß verpflichtet, 
dem bürgerlichen Radikalismus ſchon jetzt die Grabrede zu halten, ſo er⸗ 
kennt er doch gern an, daß für einige Zeit dieſe politiſche Richtung immer⸗ 
hin eine leidliche Aufgabe in der erforderlichen „Vermittlungstätigkeit“ 
zwiſchen der — wohl auch nach Bernſteins Gefühl — etwas ſtark „vor⸗ 
wärtsdrängenden“ Sozialdemokratie und der „Reaktion“ noch haben wird; 
und ſchließlich fehlt auch der Troſtſpruch nicht, der in jede ordentliche 
Grabrede gehört: „Hat eine Partei ihren Daſeinszweck verwirklicht, dann 
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ift ihr Ende ein ruhmreicher Tod; fie iſt dann höchſtens um ihn zu be- 
neiden, aber nicht ſeinetwegen zu bedauern!“ Das iſt doch nett von 
Bernftein! Aber wie mag rade wept Tlayvırze zumute fein, wenn fie 
das lejen? 

Jedoch wie geſagt, wenn dem Scdzialwiſſenſchaftlichen Akademiſchen 
Verein zu Czernowitz darum zu tun war, die Welt aus der Wurm⸗ 
perſpektive des Sozialiſten zu ſehen, dann wird Bernſtein alle ſeine Hoff⸗ 
nungen erfüllt haben. Der wirkliche Nicht⸗Parteimann wird ſich freilich 
über Bernſteins Bekenntniſſe ſeine Gedanken machen. Vielleicht dieſe: 
Iſt wirklich die Partei der Induſtriearbeiter ſchlechthin der Sinn der 
Erde? Handelt es ſich nicht vielleicht bloß darum, dieſe ja ſo neue 
und zuerſt ſo ſtiefmütterlich behandelte Berufsſchicht der ſtaatlich⸗geſell⸗ 
ſchaftlichen Ordnung mit Hilfe neuer Inſtitutionen befriedigend einzu⸗ 
fügen? Kommt hinter der Sozialdemokratie gar nichts mehr? Iſt die 
innere Sozialgeſchichte des Aufſtiegs der verſchiedenen Berufsſtände bei 
den abendländiſchen Kulturvölkern erſchöpft, wenn erſt der Arbeiterſtand 
obenauf gekommen fein wird? Wird die ſozialiſtiſche Geſellſchaftsor dnung 
tatſächlich imſtande ſein, jedes individualiſtiſche und auf Emporkommen 
über die anderen gerichtete Beſtreben der wirklichen Talente oder der 
bloß pfiffigen und ſkrupelloſen Kerls zu verhindern? Oder wird ſich 
Bernſteins Troſtſpruch einſt auch an ſeiner eigenen Partei bewahrheiten 
und einſtens ein Nachfahre dem Sozialismus in fünfzig Jahren die gleiche 
Grabrede 1 die bier Bernſteins zartem und teilnehmendem Herzen 
entquollen tt? 


Berlin⸗Halenſee Franz Boeſe 
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Eingeſandte Bücher 


— bis Ende Juni 1916 — 


1. Druckſachen amtlichen Charakters (Staaten und Selbſt⸗ 
verwaltungskörper) 


Statiſtik des Deutſchen Reiches, bearbeitet im Kaiſerlichen Sta⸗ 
tiſtiſchen Amte. Berlin 1916, Puttkammer & Mühlbrecht. gr. 4“. 
Band 280. Streiks und Ausſperrungen im Jahre 1915. 

20* u. 27 S. Geh. 1 Mk. 

Reichs ⸗ Arbeitsblatt. Herausg. vom Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amte. 
Abteilung für Arbeiterſtatiſtik. Berlin 1916, Carl Heymanns Verlag. 
4°, Ladenpreis Jahrgang 1 Mk., Einzelheft 0,10 Mk. 

14. Jahrgang Nr. 4, April 1916. 
14. 2 = 5, Mai 1916. 
14. = - 6, Sunt 1916. 

Verzeichnis der Arbeitsnachweiſe im Deutfden Reich nach dem 
Stande vom 1. Mai 1916. Im Auftrage des Reichsamts des 
Innern bearbeitet im Kaiſerl. Statiſtiſchen Amt, Abteilung für 
Arbeiterſtatiſtik. I. Ausgabe. Berlin 1916, P. M. Weber Verlag. 
40. 156 S. Geh. 2 Mk. 


Berichte über Land⸗ und Forſtwirtſchaft im Auslande. Mit- 
geteilt vom Auswärtigen Amt. Berlin 1916, Deutſche Landwirt⸗ 
ſchaftsgeſellſchaft. (Verlagsbuchh. Paul Pary, Berlin.) gr. 80. 

Buchausgabe Stück 24. Pfannenſchmidt, E.: Boliviens 
and: und Volkswirtſchaft. 58 S. 1 Mk. 


Deutſcher Landwirtſchaftsrat. Berlin 1916, Selbſtverlag. Lex. 
Überfiht über die amtlichen Maßnahmen während des Krieges, die 
für Landwirtſchaft, Volksernährung und Verpflegung von Heer und 
Marine beſonderes Intereſſe haben. 

Sechſter Nachtrag zur 3. Ausgabe. Anhang: Maßnahmen in 
Oſterreich⸗Ungarn und der Schweiz. 596 S. 


Preußiſche Central ⸗Genoſſenſchafts⸗Kaſſe. Bericht über das 
XXI. Geſchäftsjahr vom 1. April 1915 bis 31. März 1916 (Etats⸗ 
jahr 1915). Berlin 1916, Puttkammer & Mühlbrecht. 4°. 111 S. 


Statiſtiſche Mitteilungen über das Großherzogtum Baden. 
Herausg. vom Großh. Badiſchen Statiſtiſchen Landesamt. gr. 8°. 
Neue Folge, Band IX, Jahrgang 1916, März, April. 
Blätter für das Hamburgiſche Armenweſen. Amtliches Organ 
des Armenkollegiums. 4°. 
Jahrgang 24, 1916, Nr. 4 —6. 
Breslauer Statiſtik. Herausg. vom Statiſtiſchen Amt der Stadt 
Breslau. Breslau 1916, E. Morgenſtern. gr. 8°. 
34. Bd. 3. Heft. Jahresberichte ſtädtiſcher Verwaltungen für das 
Jahr 1914/15. 412 S. Geh. 2,60 Mk. 
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Monatsberichte des Statiſtiſchen 5 2 mae Haupt- 
und Reſidenzſtadt Königsberg i. Pr. . 
XXIV. Jahrgang, 1916, Sera März, pair 


Statiſtiſche . der Stadt Leipzig. Herausg. vom 
Statiſtiſchen Amt. Lex. 
VIII. Jahrgang, 1916, Nr. 1 u. 2, Januar u. Februar. 


Statiſtiſches Jahrbuch der Stadt Letpats. Bearbeitet im Sta⸗ 
tiſtiſchen Amt. Leipzig 1916, Duncker & Humblot. Lex. kart. 
4. Jahrgang, 1914. 
Statiſtiſche Monatsberichte der Stadt Straßburg. Herausg. vom 
Statiſtiſchen Amt. 4°. 
XVIII. Jahrgang, Nr. 1 u. 2, Januar, Februar 1916. 


K. K. Arbeitsſtatiſtiſches Amt im Handelsminifterium. 
Wien 1916, Alfred Hölder. Lex. 
Die kollektiven Arbeits⸗ und Lohnverträge in as Abſchlüͤſſe 
und Erneuerungen des Jahres 1915. VII u. 178 S 


Publikationen des Statiſtiſchen Amtes der Haupt⸗ 8 Reſidenzſtadt 
Budapeſt. Budapeſt 1914. Kom.⸗Verlag Puttkammer & Mühlbrecht, 
Berlin. 4° Geh. 

Nr. 43. Die Reſultate der Volkszählung vom Jahre 1906. 
288 S. 4 Mk. 

Mitteilungen des Statiſtiſchen Amtes des Kantons Bafel- Stadt. 
Baſel 1916. 80. 

Nr. 31. Jenny, D. H.: Bautätigkeit und Wohnungsmarkt 
im Kanton Baſel⸗Stadt 1915. 24 S. 

Statiſtiſches Jahrbuch der Stadt Zürich. Herausg. vom Stati- 
ſtiſchen Amte der Stadt Zürich. Zürich 1916, Raſcher & Cie. 

8. u. 9. Jahrgang 1912 u. 1913, zum Teil auch 1914 u. 1915. 
11 graphiſche Tafeln, 534 S. 

Sveriges officiella Statiſtik. Socialſtatiſtik. Stockholm 1916, 
P. A. Norſtedt & Söner. 80. 

Hamnarbetaryrket i Sverige av K. Socialſtyrelſen. 120 S. 


Sociala Meddelanden, utgivna av K. Socialſtyrelſen. Stockholm 
1915, P. A. Norſtedt & Söner. 
Statiſtiſka Meddelanden, Ser. F., Band IX, 1916, Nr. 3, 4, 5. 


Boſtadskommiſſionens Atredningar. Stockholm 1916, Kungl. 
Boktryckeriet P. A. Norſtedt & Söner. Lex. 

VII. Sjöſtrand, Erik: Boftadsfragan i Utlandet. Förſta Delen: 
Tyskland. Andra Delen: Belgien, Danmark, England, Finland, 
Frankrike, Förenta Staterna, Holland, Norge, Schweiz och Oſterrike. 
XVII u. 524, X u. 420 S. 

Moniteur du Commerce Roumain. Organ officiel du Ministére de 
Yindustrie et du commerce. Bucarest 1916, Imprimerie „Inde- 
pendenta“. 4°, 

8eme Année. 1916. No. 4, 5, 6. 
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2 Druckſachen von Arbeitsnadweijen, Genoſſenſchaften, 

Handels-, Gewerbe-, Handwerker- und Landwirtſchafts⸗ 

kammern, Gewerkvereinen, anderen Arbeits vertretungen; 

Geſchäftsberichte von gemeinnützigen Suftituten und Er- 
werbsgeſellſchaften 


Mitteilungen der F zu Berlin. Berlin 1916, 

Verlag der Handelskammer. gr. 4“. 
14. Jahrgang, Nr. 4 u. 5. 

Mitteilungen der Handelskammer Breslau. Herausg. im Auf⸗ 
trage der Kammer von ihrem Syndikus Dr. Freymark. Breslau 
1916, Selbftverlag der Kammer. 8°. 

XVIII. Jahrgang, Nr. 3, 4/5. März, April / Mai 1916. 

Mitteilungen der Gewerbekammer Dresden. Herausg. von der 
Kammer unter Schriftleitung von Hans Kluge. 8°. 

3. Jahrgang, Nr. 2, März / April 1916. 

Summariſcher Bericht der Handels⸗ und Gewerbekammer in Brünn 
über die geſchäftlichen Verhältniſſe in ihrem Bezirke während des 
Jahres 1915. Brünn 1916, Selbftverlag. gr. 8°. 335 S. Geh. 

Bafler Handels und Juduſtrie- Verein. XL. Jahresbericht der 
Handelskammer über das Jahr 1915. Baſel 1916, Werner⸗Riehm. 
80. 125 S. Geh. 

Auterſuchungen betreffend die Rentabilität der ſchweizeriſchen Land⸗ 
wirtſchaft im Erntejahr 1914/15 (1. März 1914 bis 28. Februar 
1915). Bericht des ſchweizeriſchen Bauernſekretariats an das ſchwei⸗ 
zeriſche Volkswirtſchaftsdepartement. (Aus dem landwirtſchaftlichen 
Jahrbuch der Schweiz 1916.) Bern 1916, K. J. Wyß. gr. 80. 

S en des Arbeitsausſchuſſes der Kriegerwitwen - und 

aiſenfürſorge. Herausg. im Auftrage des Hauptausſchuſſes. 
Berlin 1916, Karl Heymanns Verlag. 8°. Geh. 

1. Heft Frauenerwerb und Kriegswitwe 27 S. 0,50 DIE. 

= : Aus der Praxis der Kriegshinterbliebenenfürſorge. 77 S. 
1 Mk. 


Öffentliches f (mit Dienſtbotenheim) des 
Kantons Baſel S 

26. Bericht und one und Statiſtik der Vermittlungstätigkeit 
im Jahre 1915. 

Verband Deutſcher Eiſenbahn⸗ Handwerker und Arbeiter in Berlin⸗ 
Friedenau und Zentralverband deutſcher Eiſenbahner in Elber⸗ 
feld. Berlin⸗Elberfeld 1916. 

Denkſchrift betreffend Regelung des Arbeitsvertragsverhältniſſes in 
gemeinnötigen Reichs⸗ und Staatsbetrieben nebſt einem Anhang be⸗ 
treffend das Koalitionsrecht der Staatsbedienſteten. 40 S. 

1 Verband für weibliche Angeſtellte, E. V. 

erlin 1916 = 

Verwaltungsbericht für die Jahre 1914 und 1915. 
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(Dentſcher Werkbund.) Englands Kunſtinduſtrie und der Deutſche 
Werkbund. Überſetzungen von Begründungs⸗ und Werbeſchriften der 
„Deſign and Induſtries Aſſociation“. Herausg. vom Deutſchen 
Werkbund im Kriegsjahr 1916. München 1916, F. Bruckmann. 
gr. 8°. 34 S. : 

Kriegswirtſchaftliche Vereinigung, Berlin. Berlin, Mai 1916, 
Verlag der Vereinigung. Fol. 

IV. (Südekum, A.): Reichstag und Kriegsgewinnſteuer⸗Geſetz⸗ 
gebung. 20 S. . 

Lette-Verein Berlin. 43. Jahresbericht für 1915. 

Mitteilungen des Hauſabundes. Verlag des Hanſabundes, E. V. 
Berlin. 4“. 

Nr. 4/5, 6/7, 8, 9, 10, 11/12. Mai bis Juni 1916. 
Mitteilungen und Nachrichten der Kriegszentrale des 
Hanfabundes. Herausg. von Leidig. Berlin 1916. 4°. 

Nr. 35—39. April — Juni 1916. 
Berliner Spar- und Bauverein, e. G. m. b. H. Berlin 1914. 4°. 
Geſchäftsbericht für das Jahr 1915. 

Jahresbericht des Zentralverbandes dentſcher Konſumvereine 
für 1915. Hamburg 1916, Verlagsgeſellſchaft deutſcher Konſum⸗ 
vereine. 80. 774 S. Geh. 5 Mk. 

„„ Deutſcher Konſumvereine m. b. H. 

amburg. Bericht über das 22. Geſchäftsjahr vom 1. Januar bis 
31. Dezember 1915. 46 S. 

Verband ſchweizeriſcher Konſumvereine (V. S. K.) Baſel. 
Rechenſchaftsbericht über die Tätigkeit der Verbandsbehörden für das 
Jahr 1915. Baſel 1916, Selbſtverlag. Fol. 133 S. Geh. 

Allgemeiner Deutſcher Verſicherungs⸗Verein a. G. in Stutt 
gart. Geſchäftsbericht für das Jahr 1915. 4°. 31 S. Geh. 

Filiale der K. K. priv. Oſterreichiſchen Kredit ⸗Auſtalt für 
Handel und Gewerbe in Prag. 1916. 8°. 

Die vierte öſterreichiſche Kriegsanleihe. 48 S. 

Compte rendu du Conseil d' Administration de la Premiere Société 
de Crédit Foncier Roumain de Bucarest pour l'année 1915. 
Bucarest 1916, Imprimerie „Independenta“. 4°. 37 S. 


3. Druckſachen von Geſellſchaften nſw. 


Mitteilungen ans der hiſtoriſchen Literatur. Im Auftrage und 
unter Mitwirkung der Hiſtoriſchen Geſellſchaft zu Berlin herausg. 
von Fritz Arnheim. Berlin 1916, Weidmannſche Buchhdlg. 8°. 

Neue Folge, 4. Band, der ganzen Reihe 44. Band, 2. Heft. 
Veröffentlichung des Vereins für die Geſchichte von Ofte und 
reußen. München u. Leipzig 1916, Duncker & Humblot. 8°. 
Gehrmann, Hanns: Die Städte und Freiheiten. Königs⸗ 
berg i. Pr. im Jahre 1806 (Einwohner, Handel, Gewerbe und 
Repräſentation.) 123 S. Geh. 3,20 Mk. 
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Hamburgiſches Kolouialinſtitut. Bericht über das Winterſemeſter 
1914/15 und das Sommerſemeſter 1915. Bericht über die Ent⸗ 
wicklung der Zentralſtelle vom 1. Oktober 1914 bis 30. September 
1915. Bericht über die Nachrichtenſtelle des Hamburgiſchen Kolonial⸗ 
inſtituts Auguſt 1914 bis 30. September 1915. Hamburg 1915. 
gr. 8°. 60 S. Geh. 

Hamburgiſches Kolonialinſtitut. Die Zentralſtelle des Ham⸗ 
burgiſchen Kolonialinſtituts. Berichtsjahr 1914/15. Hamburg 1915, 
O. Meißner. 8°. 25 S. 

Schriften des Vereins für Sozialpolitik. München und Leipzig 
1915/16, Duncker & Humblot. 8°. 

Unterſuchungen über Preisbildung. Abt. A.: Preisbildung bei 
agrariſchen Erzeugniſſen. 
140. Band. Milchwirtſchaftliche Erzeugniſſe. Herausg. von Ar⸗ 
nold und Sering. 
V. Teil. Witzenhauſen, A. und Kamp: Die gemein- 
nützige Milchverſorgung in Deutſchland. 164 S. Geh. 4,60 Mk. 
142. Band. Abt. B. Preisbildung bei gewerblichen Erzeugniſſen. 
vu von F. Eulenburg. 
Teil. Apelt, K. u. Ilgen, E.: Die Preisentwicklung 
der male und Baumwolffabritate 141 S. Geh. 4,20 Mk. 
143. Band. Abt. B. Preisbildung bei gewerblichen Erzeugniſſen. 
e von F. Eulenburg. 

I. Teil. Paſche, G. Deutſchlands Ziegelpreiſe im Jahre 
1892-1912; Bockhoff, W.: Der Steinkohlenmarkt Deutſch⸗ 
lands in den letzten 20— 25 Jahren. XI u. 220 S. Geh. 5,80 Mk. 

III. Teil. Siegel, Guſtav: Die ka aia: elektri⸗ 
ſcher Arbeit ſeit 1898. 202 S. Geh. 5 

Das Juſtitut für oſtdeutſche Wirtſchaft in 88 i. Pr. 
Königsberg i. Pr. 1916. 14 S. Geh. 

Overſigt over det Kongelige Danſke Videnſkabernes Selſkab Forhand⸗ 
linger. Kjöbenhavn 1915, Andr. Ferd. Hoſt & Son. 8°. 

1915. Nr. 5. 6. 
1916. Nr. 1, 2. 


4. Zeitſchriften; periodiſche Erſcheinungen; Sammelwerke 


Abhandlungen zur 1 und Neneren Geſchichte. 
Herausg. von G. von Below, Heinrich Finke, Friedrich 
Meinecke. Berlin und Leipzig 1916, Walther Rothſchild. gr. 8“. 

Heft 60. Schmidt Ewald, W.: Die Entſtehung des welt⸗ 
lichen Territoriums des Bistums Halberſtadt. 101 S. Einzelpreis 
3,20 Mk., Subſkriptionspreis 2,80 Mk. 

Der Arbeitsnachweis. Zeitſchrift für Arbeitsloſigkeit, Arbeits⸗ 
vermittlung, Auswanderung und innere Beſiedlung. Herausgeber: 
E. Schwiedland und R. v. Fürer. Wien 1916, Manz. 8°. 

10. Jahrgang, Heft 3 u. 4. 
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Archiv für Frauenarbeit. Im Auftr. des kaufm. Verb. f. weibl. 
Angeſtellte herausg. von J. Silbermann. Berlin 1916, Verlag 
des Verbandes. 80. 

Band IV, Heft 2, 1. Juni 1916. 


Archiv für Wirtſchaftsforſchung im Orient. Herausg. von 
einhard Junge. Weimar 1916, Guftav Kiepenheuer. gr. 8°. 
Außerordentliche Veröffentlichungen Nr. 2. Schulman, Leon: 

Zur türkiſchen Agrarfrage. Paläſtina und die achenwirtſchaft. 
XXVIII u. 182 S. Geh. 4,50, geb. 6 Mk. 


Das Ausland. Zwangloſe Monographien zur Kenntnis und zum 
Verſtändnis fremder Völker außerhalb Europas. Jena 1916, Eugen 
Diederichs. 80. 


Haas, Willy: Die Seele des Orients. 46 S. Geh. 1 Mk., 
geb. 1,50 Mk. 


ä zur ſchweizeriſchen Wirtſchaftskunde, herausg. von 
Bachmann, Geering, Georg, Landmann, Milliet, Wil⸗ 
liam E. Rappard, Wartmann. Bern 1915, Stämpfli & Co. 
gr. 80. 
5. Heft. Apelbaum, Johannes: Baller Handelsgeſellſchaften 
im fünfzehnten Jahrhundert mit nee Berückfichtigung ihrer 
Formen. IV u. 186 S. Geh. 4 M 


Deutſche Levante ⸗Zeitung. Organ oi Deutſchen Levante⸗Linie, der 
Hamburg⸗Amerika⸗Linie, der Mittelmeer⸗Linie Rob. M. Stomann fr., 
der Deulſch⸗Türkiſchen Vereinigung, des Deutſch⸗Bulgariſchen Vereins 
und des Deutſchen Balkan⸗Bundes. 40. Jährlich 24 Hefte = 6 Mt. 

6. Jahrgang 1916, Nr. 7—13. 


Dentſcher Außenhandel. Zeitſchrift des Handelsvertragsvereins. 
Red.: Max Nigfde. Berlin 1916, Liebheit & Thieſen. Fol. 
XVI. Jahrg. 1916, Nr. 4—6, April bis Juni. 


Der Enropätfche Krieg. Deutſcher Geſchichtskalender. Sachlich ge: 
ordnete Zuſammenſtellung der wichtigſten Vorgänge im In⸗ u 
Ausland. Begründet von Karl Wippermann. Herausgeber: 
Fr. Purlitz. Leipzig 1914/15, F. Meiner. 80. 

Bd. 1— 3. 618, 868 u. 1210 S. Geh. 7,20, 9,00 u. 13,50 Ml., 
geb. 8,50, 10,00 u. 15,00 Mk. 


Finanzwirtſchaftliche Zeitfragen, herausg. von G. v. Shan 

und Julius Wolf. Stuttgart 1916, Ferdinand Enke. gr. 8“. 

21. Heft. Paſſow, Nichard: Die Bilanz der preußiſchen 
Staatseiſenbahnen. 117 S. Geh. 4,60 Me. 


Die Glocke. Sozialiſtiſche Halbmonatsſchrift, Wen von eae 
München, Verlag für Sogialwiffenfdaft, „ b. H. kl. 8° 
ar. 6 Mk., einzeln 25 Pf. 

I. Jahrg. 1915/16, Heft 11—14. 
1916, Heft 1—14. 
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Die Gewerkſchaft. Zeitſchrift zur Vertretung der wirtſchaftlichen und 
ſozialen Intereſſen der in Gemeinde: und Staatsbetrieben beſchäftigten 
Arbeiter und Unterangeſtellten. Organ des Verbandes der Gemeinde⸗ 
und Staatsarbeiter. Red. Emil Dittmer. Berlin 1916. 4° 

XX. Jahrgang 1916, Nr. 14 — 26. 

Grundlagen des Wirtſchaftslebens von Oſtpreußen. Denk⸗ 
ſchrift zum Wiederaufbau der Provinz im amtlichen Auftrage heraus- 
gegeben von A. Heſſe. Jena 1916, Guſtav Fiſcher. gr. 8°. 

1. Teil. Heſſe, A.: Der Grundbeſitz in Oſtpreußen. 212 S. 
Geh. 3 Mk. 

2. Teil. Hanfen, J.: Die Landwirtſchaft in Oſtpreußen. 
544 S. Geh. 7 Mk. 

Handbuch des kommunalen Verfaffungs- und Verwaltungsrechtes in 
Preußen. Herausg. von Stier⸗Somlo. Oldenburg i. Gr. 
1915/16. Lex. Vollſtändig in etwa 12 Lieferungen zu je 4,50 Mk. 

Lieferung 3, 4, 5 u. 6. 


e der Verkehrswiſſenſchaft 1916, 2. Sonderheft. 4“. 
30 S. ö 


Internationales Genoſſenſchafts⸗ Bulletin. Organ des inter- 
nationalen Genoſſenſchaftsbundes. 8%. 

IX. Jahrgang 1916, Nr. 1—5, Februar bis Mai. 

Das junge Europa. Kelet Népe. Ungariſche Zeitſchrift für die 
internationale Politik und für die Wirtſchaftsintereſſen der Zentral⸗ 
mächte und der Orientſtaaten. Herausg. von Clemér Halmay. 
Berlin 1916. gr. 8°. Einzelheft 1 Mk., Doppelheft 2 Mk. 

8. Jahrgang 1916, Heft IV, V/ VI. 

Koloniale Zeitfragen. Herausg. vom Aktionsausſchuß der Deutſchen 

Kolonialgeſellſchaft. Berlin 1916, Dietrich Reimer (Ernſt Vohſen). 8°. 
Nr. 1. 24 S. 0,20 Mk. 


Kriegspolitiſche Einzelſchriften. Berlin 1916, C. A. Schwetſchke 
& Sohn. 8° 


Heft 6/7. Haeniſch, Konrad: Die deutſche Sozialdemokratie 
in und nach dem Weltkriege. 171 S. Geh. 2,50 Mk. 


Kriegsſchriften des Kaiſer⸗Wilhelm⸗Dank. Verein der Soldaten⸗ 
freunde. Berlin 1916. kl. 80. 
Unterm Eiſernen Kreuz 1914/15/16. 
Heft 51. Stieda, Wilhelm: Krieg und Induſtrie. 40 S. 
0,30 Mk. 
Kriegswirtſchaftliche Anterſuchungen aus dem Inſtitut für 
Seevertehe und Weltwietſchaft an der Univerſität Kiel. 
Herausg. von Bernh. Harms. Jena 1916, Guſtav Fiſcher. 8°. 
6. Heft. Rofenbaum, M. Se.: Die Wirkung des Krieges 
auf den überſeeiſchen Handel Englands. (Vorleſung am 18. Mai 
1915 zu London.) 86 S. Geh. 1,80 Mk. 
Schmollers Jahrbuch XLS. 33 
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7. Heft. Pfitzner, Johannes: Beiträge zur Lage der chemi⸗ 
ſchen, insbeſondere der Farbſtoffinduſtrie in den Vereinigten Staaten 
von Amerika. 80 S. Geh. 1,60 Mk. 

8. Heft. Wingen, Oskar: Die internationale Schiffsraumnot. 
Ihre Urſachen und Wirkungen. 56 S. 1,50 Mk. 


Münchener Volkswirtſchaftliche Studien. Herausg. von Lu jo 
Brentano und Walther Log. Stuttgart und Berlin 1916, 
J. G. Cottaſche Buchh. Nachf. 8°. 

137. Stück. Lauge, Karl A.: Die Wirkungen des bayeriſchen 
Malzaufſchlaggeſetzes vom 18. März 1910 auf den öffentlichen Haus: 
halt und die einzelnen Schichten des Wirtſchaftslebens. 328 S. 
Geh. 8 Mk. 

Oſteuropäiſche Zukunft. Zeitſchrift für die deutſchen Aufgaben im 
Oſten und Südoſten. Amtliches Organ des Verbandes deutſcher 
Förderer der ukrainiſchen Freiheitsbeſtrebungen „Ukraine“ und des 
Donau⸗ und Balkanländervereins in Deutſchland „Dubvid“, E. V. 
München. Herausgeber: F. Schupp. gr. Fol. 

4. Jahrgang, Nr. 9. 1. Maiheft 1916. 


Pees een chaftliche Unterfuchungen. Herausg. von 
udberg, P. Sander, L. Spiegel, A. Spiethoff, 
K. 1 A. Zycha. München u. Leipzig 1916, Duncker 

& Humblot. 8°. 

Heft 4. Schranil, Rudolf: Die ſogenannten Sobieſlawſchen 
Rechte. Ein Prager Stadtrechtsbuch aus dem 15. Jahrhundert. 
100 S. Geh. 3 DIE. 

Probleme der Weltwirtſchaft. Schriften des Kgl. Inſtituts für 
Seeverkehr und Weltwirtſchaft an der Univerſität Kiel. Kaiſer⸗ 
Wilhelm⸗Stiftung. Herausg. von Bernhard Harms. Jena 1916, 
Guſtav Fiſcher. Lex. 

22, I u. II. Boſſe, Ewald: Norwegens Volkswirtſchaft vom 
Ausgang ae Hanfaperiode bis zur Gegenwart. 458 und 783 S. 
Geh. 48 M 

Sammlung = Erkenntniſſe des k. k. Neichsgerichts. Be⸗ 
gründet von Frhr. von Glunek, fortgefegt von Rark Hugel⸗ 
mann. Wien 1916, Verlag der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei. 
r. 80. 

XVI. Teil, 3. Heft. 637 S. 5 Mk. 

sammlung von Schriften zur Seitgeiichte. Berlin 1916, 

©. Fiſcher. 8%. Jeder Band geb. 1 M 

Bd. 17. Wieſe, L. v.: en: 120 ©. 

Bd. 19. Troeltſch, Ernft: Deutſche Zukunft. 112 ©. 

Schriften der Sentralftelle pe n Berlin 1916, 

gr. 


Carl Heymanns Verlag. 
Hildebrandt, Elſe: De ſchwediſche . Ihre 
politiſchen und ſozialen Grundlagen. 155 S. Geh. 4 
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Schriften zum Verſtändnis der Völker. Jena 1916, Eugen 

Diederichs. 80. Pappband. 

. Karl: Der franzöſiſche und der deutſche Geiſt. 62 S. 
1,80 

Wechßler, Ednard: Die Franzoſen und wir. 79 S. 1,80 Mk. 

Zimmermann, K.: Das Problem Belgien oder Es lebe der 
Geuſe. 69 S. 1,80 Mk. 

Nötzel, Karl und Barwinskyj, Alexander: Die ſlawiſche 
Volksſeele. 77 S. 1,80 Mk. 

Milcinovic, Andreas und Krek, Johann: Kroaten und 
Slowenen. 108 S. 2,40 Mk. 


Staatsbürger⸗ Bibliothek. M.⸗Gladbach 1916, Volksvereinsverlag, 

G. m. b. H. Jedes Heft 45 Pf. 

Heft 64. Stezenbach, G.: Argentinien, Verfaſſung, Ver⸗ 
waltung, Volkswirtſchaft. © ©: 

Heft 65. a Fe a .: Braſilien, Verfaſſung, Verwaltung, 
Volkswirtſchaft. 46 S 

Heſt 68. Stezenbach, G .: Chile, Verfaſſung, Verwaltung, 
Volkswirtſchaft. 40 S. 

note 71. Hellwig, Albert: Der Laienrichter in Straffaden. 


u und eee e he Forſchungen. Herausg. 
von Guſt av Schmoller und Max Sering. München und 
Leipzig 1916, Duncker & Humblot. 80. 

Heft 188. Winkelmann, Thereſe: Zur Entwicklung der all⸗ 
Aas Staats und Geſellſchaftsanſchauung Voltaires. 72 S. 
2,50 Mk. 


Statiſtiſches Jahrbuch Deutſcher Städte. In Verbindung 
mit feinen Kollegen herausg. von M. Neefe. Breslau 1916, 
W. G. Korn. Lex. | 

21. Jahrgang. 886 ©. 

Stimmen der Zeit. Katholiſche Monatsſchrift für das Geiſtes⸗ 
leben der Gegenwart. Freiburg im Breisgau, Herderſche Verlags⸗ 
handlung. 80. Sabrgang (12 Hefte) 12 Mk. 

46. Jahrgang, 7. u. 8. Heft, April und Mai 1916. 


Der Schweizer Volkswirt (L’Economiste Suisse). Monatsſchrift 
für Handel, Verkehr, Steuerweſen, Sozialpolitik und praktiſche Ge⸗ 
ſchäftsorganiſation. Herausgeber: Walter Eggenſchwyler. 
Zürich 1916, Art. Inſtitut Orell Füßli. 4“. 

1. Jahrgang, Heft 6 u. 7, März u. April 1916. 


Auterſuchungen zur deutſchen Staats- und 5 
herausg. von Otto v. Gierke. Breslau 1916, M. & H. Marcus 

89. 

126. Heft. Wolzendorf, Kurt: Staatsrecht und Naturrecht 
in der Lehre von Widerſtandsrecht des Volkes gegen rechtswidrige 
Ausübung der Staatsgewalt. XVI u. 535 S. Geh. 18 Mk. 

33 * 
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N ta Reichs Kolonialamts. Jena 1915, 
Guſtav Fiſcher. 
Buſſe, Walter: Bewäſſerungs⸗Wirtſchaft in Turau und ihre 
Anwendung in der Landeskultur. 21 Abbildungen, 23 Tafeln, 
1 Karte, 326 S. Geh. 12, geb. 13,50 Mk. 


Volkswirtſchaftliche Blätter. Zugleich: Mitteilungen des Deut⸗ 
ſchen Volkswirtſchaftlichen Verbandes. Herausg. von Hermann 
Edwin Krueger. 8°. 

XV. Jahrgang, 1916. 13. Kriegsheft, für das 1. Vierteljahr 
1916. Nr. 1/6. 


Warneyers Jahrbuch der 5,5 Herausg. von 
Otto Warneyer. Leipzig 1915, Roßbergſche Verlagsbuchh. 8“. 
Ergänzungsband: Die Rechtſprechung des Reichsgerichts auf dem 
Gebiete des Zivilrechts, ſoweit ſie nicht in der amtlichen Sammlung der 
Entſcheidungen des Reichsgerichts abgedruckt iſt. 
9. Jahrgang, Heft 4 u. 5. 
Wirtſchaftlicher 5 der salat für wirtſchaft⸗ 
liche Ausbildung, E. V., Frankfurt a. M. 1 
Nr. 147— 188, vom 1. April 1916 bis 29 Juni 1916. 


. und Bildung. Leipzig 1916, Quelle & Meyer. kl. 80. 
Vierkandt, A.: Staat und Geſellſchaft in der 
5 162 S. Geb. 1,25 Mk. 


Zeitſchrift für Sozialwiſſenſchaft. Begründet von Julius Wolf, 
fortgeführt von Ludwig Pohle. Leipzig, A. Deichertſche Verlags⸗ 
buchhdlg. Werner Scholl. 8°. 

N. F. VII. Jahrgang, Heft 4 u. 5. 


Zeitſchrift für weibliche Handlungsgehilfen. gr vom 
Kaufmänniſchen Verband für weibliche Angeſtellte E. 
21. Jahrgang 1916, Nr. 4/5, 6/7, April / Mai, J / Juli 


5. Bücher und Broſchüren 


Apt, Max: Außenhandelsamt. Ein Zentralamt zur Förderung des 
er Außenhandels. Leipzig 1916, Quelle & Meyer. 8°. 70 ©. 
eh. 1 M 
Barnett, e The Operation of the Initiative, Referendum and 
Recall in Oregon. New York 1915, The Macmillan Comp. 
8°, 295 ©. Geb. 


Bornhaf, Conrad: Grundriß des Verwaltungsrechts in Preußen und 
dem Deutſchen Reiche. 5. Aufl. 205 S. Geh. 4, geb. 5 Mk. 
— 1 a ig Deutſchen Staatsrechts. 4. Aufl. 253 S. Geh. 5, 

eb. 6 2 
Leipzig 1916, A. Deichertſche Verlagsbuchh. Werner Scholl. 8°. 
(Brentano.) Feſtſchrift für Lujo Brentano. München u. Leipzig 1916, 
Duncker & Humblot. 8. 470 S. Geh. 15, geb. 20 Mk. 
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Britſchgi⸗Schimmer, Ina: Die wirtſchaftliche und ſoziale Lage der 
italieniſchen Arbeiter in Deutſchland. Karlsruhe i. B. 1916, G. Braun. 
Lex. 178 S. Geh. 4,20 Mk. 


(Brönnle, Paul:) Vor 45 Jahren. Worte aus großer Vergangen⸗ 
heit von Heinrich von Treitſchke, E. du Bois⸗Reymond, H. v. Sybel, 
Graf Münſter. Mit Einleitung von Paul Brönnle. Leipzig 1916, 
Krüger & Co. 8%. 133 S. Geh. 1,50, geb. 2 Mt. 


Brückner, Alexander: Die Slawen und der Weltkrieg. Loſe Skizzen. 
Tübingen 1916, J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 8°. 173 S. Geh. 


Brukner, Bruno: Zucker und Zuckerrübe im Weltkrieg. Berlin 1914, 
Paul Parey. gr. 8°. VIII u. 181 S., 3 Karten und 2 bildliche 
Darſtellungen. Geh. 2,50, geb. 3,50 Mk. 


Bulgarien. Ein Merkbuch für den deutſchen Kaufmann. Herausg. 
von der Direktion der Diskonto⸗Geſellſchaft, Berlin 1916. 4“. 
76 S. Kart. 

Calwer, Richard: Das Wirtſchaftsjahr. Jahresberichte über den 
Wirtſchafts⸗ und Arbeitsmarkt. Für Volkswirte und Geſchäfts⸗ 
männer, Arbeitgeber⸗ und Arbeiterorganiſationen. Jena 1916, 
Guſtav Fiſcher. gr. 8°. 

Das Wirtſchaftsjahr 1912. 2. Teil: Jahrbuch der Weltwirtſchaft 
1912. 430 S. Geh. 27, geb. 28,20 Mk. 

Das Wirtſchaftsjahr 1913. 1. Teil: Handel und Wandel 1913. 
342 S. Geh. 24, geb. 25,20 Mk. 


Dittrich, Ottmar: Neue Rede an die deutſche Nation. Nach Vor⸗ 
gang von J. G. Fichte. Leipzig, ohne Jahreszahl, Quelle & Meyer. 
kl. 8°, 221 S. Geb. 2 Mk. 


Dix, Arthur: Bulgariens wirtſchaftliche Zukunft. Leipzig 1916, 
S. Hirzel. 8°. 55 S. 80 Pf. | 
Eltzbacher, Paul: Totes und lebendes Völkerrecht. München und 
Leipzig 1916, Duncker & Humblot. 8°. 74 S. Geh. 1,20 Mk. 


Fiſcher, Nudolf: Die Elektrizitätsverſorgung, ihre volkswirtſchaftliche 
Bedeutung und ihre Organiſation. Leipzig 1916, A. Deichertſche 
Verlagsbuchh. Werner Scholl. gr. 8°. VIII u. 129 S. Geh. 3 Mk. 


Flatau, Paul: Das Schloſſergewerbe zu Berlin. (Berliner Diſſer⸗ 
tation 1916.) 

Frank, Reinhard: Das Seekriegsrecht in gemeinverſtändlichen Vor⸗ 
trägen. Tübingen 1916, J. C. B. Mohr. 8°. 100 S. Geh. 1,80, 
geb. 2,60 Mk. 


Fränkel, Heinrich: Deutſchland im Urteil des Auslandes früher 
und — jetzt. München 1916, Georg Müller. 8°. 320 S. 

Freiſen, ‚Sofepp: Verfaſſungsgeſchichte der Katholiſchen Kirche Deutſch⸗ 
lands in der Neuzeit. aon und Berlin 1916, B. G. Teubner. 
Lex. 455 S. Geh. 1 
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Goldſtein, Eduard: Monopole und Monopolfteuern. Leipzig 1916, 
A. Deichertſche Verlagsbuchh. Werner Scholl. 8°. 56 S. Geh. 1 Mk. 

Grabowsky, Adolf: Weltpolitik und Finanzpolitik. Ein Beitrag zur 
deutſchen Finanzpolitik nach dem Kriege. Berlin 1916, Verlagsanſtalt 
„Politik“. 8°. 30 S. Geh. 50 Pf. 

Großmann, Fritz: Keine Kriegsgewinn⸗ Steuer. Hannover 1916, 
Verlagsgeſellſchaft. 8%. 40 S. Geh. 1 Mk. 

Haeniſch, Konrad: Der deutſche Arbeiter und fein Vaterland. 
Berlin⸗Karlshorſt 1915, „Internationale Korreſpondenz“. kl. 8°. 
24 S. 10 Pf. 


Hell, Haus: Die Arbeit des freien Mannes als Quell des Friedens. 
Verſuch einer deutſchen Volkswirtſchaftslehre. Teil I, II. Leipzig 
1916, Krüger & Co. 8°. VIII u. 120 S. Geh. 3 Mk. 

Hettner, Alfred: Rußland. Eine geographiſche Betrachtung von 
Volk, Staat und Kultur. Leipzig u. Berlin 1910, B. G. Teubner. 
80. 356 S. Geh. 4,20 Mk., geb. 4,80 Mk. 

Hoeſch: Die wirtſchaftlichen Fragen der Zeit. Berlin 1916, Reimar 
Hobbing. 8. 185 S. Geh. 1,20, geb. 1,60 Mk. 

Kuckhoff, Joſeph: Höhere Schulbildung und Wirtſchaftsleben. Er⸗ 
werbsausſichten und Berufsberatung für Schüler höherer Lehranſtalten. 
M.⸗Gladbach 1916, Volksvereins⸗Verlag. 8°. 140 S. Geh. 2 Mk. 

Lehmann, Heinrich: Die Kriegsbeſchlagnahme als Mittel der Orga⸗ 
niſation der Rohſtoff⸗ und Lebensmittelverſorgung. Jena 1916, 
Guftav Fiſcher. 8%. 110 S. Geh. 2,40 Mk. 

Luck, Walther: Die Prignitz, ihre Beſitzverhältniſſe vom 12. bis zum 
15. Jahrhundert. (Berliner Diſſertation 1916.) 

Maunſtaedt, Heinrich: Preisbildung und Preispolitik im Frieden 
und im Kriege. Vortrag. Jena 1916, Guftav Fiſcher. 8“. 31 S. 
Geh. 0,75 Mk. 

— Urſachen und Ziele des Zuſammenſchluſſes im Gewerbe unter be⸗ 
ſonderer Berückſichtigung der Kartelle und Truſts. Jena 1916, 
Guſtav Fiſcher. 8%. 158 S. Geh. 4 Mk 

Marbe, Karl: Die Gleichförmigkeit in der Welt. Unterſuchungen 
zur Philoſophie und poſitiven Wirtſchaft. München 1916, C. H. 
Beckſcher Verlag. gr. 8%. 422 S. Geh. 12, geb. 13,50 Mk. 

Marcks, Erich: Otto von Bismarck. Ein Lebensbild. Mit einem 
Bildnis. au u. Berlin 1915, J. ©. Cottaſche Budhdlg. Rf. 
XI u. 256 S. 


März, Johannes: Der achte Staatsſekretär für Handel — Induſtrie — 
Schiffahrt. Berlin 1916, Reichsverlag. 85. 98 S. 

Moll, Bruno: Logik des Geldes. München und Leipzig 1915, 
Duncker & Humblot. 80. 104 S. Geh. 3 Mk. 

Mombert, Paul: Der Finanzbedarf des Reiches und feine Deckung 
nach dem Kriege. Karlsruhe i. B. 1916, G. Braunſche Hofbuch⸗ 
druckerei u. Verlag. 8° IV u. 44 S. Geh. 1.50 Mk. 
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Moff, Otto: Zur Wirtſchafts⸗ und Sozialſtatiſtik der höheren Beamten 
in Preußen. one und Leipzig 1916, Dunder & Humblot. 8°. 
42 S. Geh. 1 M 

Myers, Guſtavus: "iii der großen amerikaniſchen Vermögen. 
Mit einer Einleitung von Max Schippel. 2 Bde. Berlin 1916, 
S. Fiſcher. gr. 8°. XL u. 1— 412 bzw. 413—800 S. Geh. 15, 
geb. 18 Mk. 

Obſt, Georg: Organiſation und Tatigkeit der landen, 
Leipzig u. Berlin 1916, B. G. Teubner. 8%. 30 S. Geh. 
Paul, Adolf: Erneuerungs⸗, Erſatz⸗, Reſerve⸗, Tilgungs⸗ und Heim⸗ 

fallfonds, ihre grundſätzlichen Unterſchiede und ihre bilanzmäßige 
Behandlung. Berlin 1916, Julius Springer. gr. 8°. 136 S. 
Geh. 3,60 Mk. 
Philippovid, Eugen von: Grundriß der Politiſchen Okonomie. 
Allgemeine Volkswirtſchaftslehre. 11. Aufl. Tübingen 1916, 
x 6. B. Mohr (Paul Siebeck). gr. 8°. 507 S. Geh. 12, in 
Lwd. geb. 13 Mk. 

Plenge, Johann: Denkſchrift über eine Unterrichtsanſtalt zur Aus⸗ 
bildung praktiſcher Volkswirte. Mit einem beſonderen Geleitwort 
herausgegeben. Münſter i. W., Komm. ⸗ Verlag Borgmeyer & Co. 
gr. Fol. 19 S. 1,50 Mk. 

Rathenau, Walther: Die Organifation der Rohſtoffverſorgung. 
Vortrag, gehalten in der Deutſchen Geſellſchaft 1914 am 20. Dez. 
1915. 50 S. 

Nauchberg, Heinrich: Krieger ⸗Heimſtätten. Wien 1916, Manzſche 
k. u. k. Verlagsbuchh. 8%. 69 S. Geh. 1,20 K. 

Samwer, Karl: Zur Erinnerung an Arwed Emminghaus. Jena 1916, 
Guſtav Fiſcher. 8° 51 S., 9 Bilder. Geh. 2 Mk. 

S Emil: Der Kapitalzins. Kritiſche Studien. Berlin 1916, 

line Springer. gr. 8° XIII u. 249 S. Geh. 6 ME. 


Schiele, Georg Wilhelm: Wenn die Waffen ruhen! Beiträge zur 
Bevölkerungspolitik nach dem Kriege. München 1916, J. F. Leh⸗ 
manns Verlag. kl. 8°. VI u. 82 S. Geh. 1,50 Mt. 


— Volksverſorgung durch Zwang oder durch Freiheit. Sammlung von 
Aufſätzen zu unſerer Nahrungsmittelpolitik. München 1916, J. F. 
Lehmanns Verlag. 8%. 72 S. (Zunächſt handſchriftlich gedruckt.) 

Schlefinger, Karl: Die Veränderungen des Geldwertes im Kriege. 
Vortrag. Wien 1916, Manzſche k. u. k. Verlagsbuchh. 8. 22 S. 
Geh. 0,60 K. 

Schmaleubach, E.: Finanzierungen. Leipzig 1915, G. A. Gloeckner. 
gr. 8°. 290 S. Geh. 7,80, geb. 9 Mk. 

Schulte im Hofe, A.: Die Welterzeugung von Lebensmitteln und 
Rohſtoffen und die Verſorgung Deutſchlands in Vergangenheit und 
Zukunft. Berlin 1916, E. S. Mittler & Sohn. 8. 177 S. 
Geh. 3,50 Mk. 
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Schumacher, Hermann: Antwerpen. Seine Weltftellung und Be: 
deutung für das deutſche Wirtſchaftsleben. oa und Leipzig 
1916, Dunder & Humblot. 8° 181 S. Geb. 3 Mk. 


Schumacher, Hermann: Meiſtbegünſtigung und n 
Betrachtungen über eine Neugeſtaltung der deutſchen Handelspolitik 
nach dem Kriege. 2. Auflage. München u. Leipzig 1916, Duncker 
& Humblot. 8%. 79 S. Geh. 1,80 Mk. 


Siegfried, Bernhard: Repetitorium der Schweizeriſchen Volkswirt⸗ 
ſchaft. Zürich 1916, Artiſt. Inſtitut Orell Füßli. 8° 92 S. 
Geh. 3, geb. 3,50 Mk. 


Tegner, Friedrich: Das Ständiſch⸗ monarchiſche Staatsrecht und die 
öſterreichiſche Geſamt⸗ oder Länderſtaatsidee. Wien 1915, Alfred 
Hölder. 8%. 136 S. Geh. 


Terhalle, Fritz: Die Kreditnot am ſtädtiſchen Grundſtücksmarkt. 
Jena 1916, Guſtav Fiſcher. Lex. 268 S. Geh. 7 Mk. 


Teßmer, H.: Geſetz und Recht während des Kriegszuſtandes. Greifs⸗ 
wald 1916, Julius Abel. 8%. 35 S. Geh. 80 Pf. 


Thimme, Friedrich: Vom inneren Frieden des deutſchen Volles. 
Ein Buch 5 Verſtehens und Vertrauens. Leipzig 1916, 
S. Hirzel. 80. 574 S. Geh. (in zwei als Feldpoſtbrief ver⸗ 
ſendbaren Teilen) 5 Mk., geb. 7 Mk. 


Tille, Arnim: Ein Kämpferleben. Alexander Tille 1866— 1912. 
Gotha 1916, Friedr. Andreas Perthes. 8%. 61 S. 1,50 Mk. 


Voegele, Karl: Volksſchädigung durch den Handel und die Mittel 
zur Abwendung. Ein Beitrag zur Löſung der Ernährungs⸗ und 
Steuerfragen. Als Handſchrift gedruckt. 64 S. 


Wetterhoff, Friedrich: Finnland im Lichte des Weltkrieges. Berlin 
1916, Julius Sittenfeld. 4%. 21 S. Geh. 


Zuckermaun, S.: Der Warenaustauſch zwiſchen Rußland und Deutſch⸗ 
land. Gezeichnet und erläutert. Berlin 1915, Verlag „Ruſſiſcher 
Kurier“. 4° XII Tafeln. Geb. 


Zuntz, Julius: dur Ugiofrage Berlin 1916, Verlag des „Berliner 
Aktionär“. kl. 24 | 


6. Sonderabzüge 


Calfer, Wilhelm van: Die Amtsverſchwiegenheitspflicht im deutſchen 
Staatsrecht. Geh. 1,50 Mk. (Aus der Feſtgabe m Otto Mayer 
zum 70. Geburtstag. Tübingen 1915, J. C. B. Mohr [Paul 
Siebeck! .) 


Feig, Johannes: Die internationalen ſtaatswiſſenſchaftlichen Geſell⸗ 
ſchaften im Krieg und in der Zukunft. („Deutſches Statiſtiſches 
Zentralblatt“ 1916, Nr. 3.) 
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Fleiner, Fritz: Beamtenſtaat und Volksſtaat. 1 Mk. (Aus der Feſt⸗ 
gabe für Otto Mayer zum 70. Geburtstag. Tübingen 1916, 
J. C. B. Mohr [Paul Siebeck! ). 

Laband, Paul: Die Verwaltung Belgiens während der kriegeriſchen 
Beſetzung. Geh. 1 Mk. (Aus der Feſtgabe für Otto Mayer zum 
70. Geburtstage. Tübingen 1916, J. C. B. Mohr [Paul Siebeckl.) 

Lenz, Max und Marcks, Erich: Das Bismarck⸗Jahr. Als Säkular⸗ 
ſchrift herausgegeben. Hamburg 1916, Broſchek & Co. Lex. 274 S. 
Geh. 8, geb. in Lwb. 10, in Prachtbd. 12 Mk. 

Loehr, Auguſt N. von: Beiträge zur Geſchichte des mittelalterlichen 
Donauhandels. (Oberbayer. Archiv, Bd. 60, 2.) 

Manes, Alfred: Verbilligung der Sozialverfiherung durch Ein⸗ 
gliederung der Angeſtelltenverſicherung. (Zeitſchrift für die geſamte 
Verſicherungs-Wiſſenſchaft, Bd. XVI, Heft 4.) 

Piloty, Nobert: Verwaltungsrechtliche Gedanken. Geh. 1 Mk. 
(Aus der Feſtgabe für Otto Mayer zum 70. Geburtstag. Tübingen 
1916, J. C. B. Mohr [Paul Siebeckl.) 

Nehm, Hermann: Das politiſche Weſen der deutſchen Monarchie. 
Geh. 1 Mk. (Aus der Feſtgabe für Otto Mayer zum 70. Geburts⸗ 
tage. Tübingen 1916, J. C. B. Mohr [Paul Siebeck.) 

Stojentin, von: Zur künftigen Entwicklung des Arbeitsnachweiſes 
in Deutſchland, S. 145—161. (Jahrbücher für Nationalökonomie 
und Statiſtik, Bd. 106. Dritte Folge, Bd. 51.) 
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